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DIE 


PARTIKULÄREN KIRCHENRECHTSQURLLEN 


IN 


DEUTSCHLAND UND OESTERREICH. 


GESAMMELT UND MIT ERLÄUTERNDEN BEMERKUNGEN 
VERSEHEN 


VON 


DR. PHILIPP 'SCHNEIDER, 


0. PROFESSOR AM KÖNIGL. LYCEUM ZU REGENSBURG. 


REGENSBURG 1598. 
ALFRED COPPENRATH’S VERLAG. 


(H. PAWELEK.) ""\ 





Druck der Kgl. Universitätsdruckerei von H. Stürtz in Würzburg. 


Vorrede, 


Als ich im Jahre 1892 meine „Lehre von den Kirchen- 
rechtsquellen“ veröffentlichte, hat mir ein bayerischer Kirchen- 
fürst den Wunsch nahe gelegt, dass ich die partikulären Kirchen- 
rechtsquellen herausgeben möchte, da dieselben, in verschiedenen 
Büchern zerstreut, beim raschen Gebrauch nur schwer und müh- 
sam zugänglich seien. Zunächst hatte ich mir vorgenommen, 
die neuesten allgemeinen Kirchenrechtsquellen hauptsächlich 
für die Theologie Studierenden herauszugeben; und als nun 
meine „Fontes!) juris ecclesiastici novissimi, Regensburg, Pustet 
1895“ erschienen waren, haben einzelne Rezensenten ähnliche 
Wünsche bezüglich der Herausgabe der partikulären Rechts- 
quellen geäussert. So habe ich mich denn entschlossen, die 
Herausgabe dieser Sammlung in Angriff zu nehmen. 

Die leitenden Grundsätze hiebei waren folgende: Vor Allem 
sollten nur die prinzipiellen, die Verfassung und das Rechts- 
leben der katholischen Kirche in den einzelnen Ländern be- 
stimmenden Gesetze in Betracht kommen; dieses sind kirch- 


1) Weil das Büchlein vorzüglich für die Studierenden bestimmt war, habe 
ich nur die wichtigsten und nothwendigsten Quellen aufgenommen, um dasselbe 
nicht zu vertheuern. Ein Hr. Rezensent in der Lit. Rundschau vom 1. Mai 
1396 S. 140 hat das Fehlen mancher Stücke getadelt; aber gerade einzelne 
von ihm ausdrücklich als fehlend bezeichneten Dekrete sind entweder auf- 
genommen oder es ist am zutreffenden Orte eine leichtzugängliche Quelle an- 
gegeben. Ein Blick in das ausführliche Register bei den betreffenden Stich- 
wörtern (haeretieus und crematio) hätte sofort hierüber Aufschluss gegeben. 
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licherseits die Konkordate und Cirkumskriptionsbullen, 
durch welche der apostolische Stuhl die Organisation und Ver- 
fassung der einzelnen Kirchenprovinzen und Diözesen geordnet 
hat, sowie jene päpstlichen und bischöflichen Dekrete, 
welchezur Ausführung und Erläuterung der Konkordate ergangen 
sind; staatlicherseits gehören hieher jene Staatsgrundgesetze, 
welche für die öffentliche Rechtsstellung und das Rechtsleben 
der katholischen Kirche in den einzelnen Ländern massgebend 
sind, wie auch jene staatlichen Gesetze und Verordnungen, welche 
das Recht der Kirche in Bezug auf die Verwaltung ihres 
Vermögens, den Religionswechsel und die religiöse 
Kindererziehung, endlich die Ertheilung des Religions- 
unterrichtes und die Betheiligung der Kirche an der Leitung 
der Schule, dieser Tochter der katholischen Kirche, bestimmen. 
Jene Verordnungen aber, welche blosse Einzelfragen auf kirch- 
lichem Gebiete berühren oder blosse Ausführungsbestimmungen 
enthalten, konnten nicht berücksichtigt werden. Dagegen habe 
ich manche kirchliche Aktenstücke, wie z. B. die Konvention 
des Bischofs Ketteler von Mainz mit der grossherzoglichen Re- 
gierung von Hessen, und ebenso manche staatliche Gesetze auf- 
genommen, welche zwar aufgehoben oder abgeändert sind, deren 
Kenntniss aber zur Beurtheilung der gegenwärtigen Rechtsver- 
hältnisse und der Entwicklung derselben nothwendig oder zweck- 
dienlich ist. Gerade der vollständige Abdruck solcher Akten- 
stücke ist für Kanonisten und Juristen, wie auch für Historiker 
von grösster Wichtigkeit. Darum sagt mit Bezug auf die citirte 
Konvention ein bekannter Rechtsgelehrter, Dr. Arthur Schmidt, 
in seinem Buche, „Kirchenrechtliche Quellen des Grossherzog- 
thums Hessen, Einleitung S. IV“: „Solche historische Stücke der 
letzten Jahrzehnte bilden, wenig bekannt, kenntliche Marksteine. 
in der neueren Geschichte und Entwicklung des hessischen staat 
lichen Kirchenrechts“. Namentlich glaubte ich die sog. Mai- 
gesetze vollständig zum Abdruck bringen zu müssen; denn ein-. 
mal sind die Reste derselben ohne den vollständigen Text nicht 
recht verständlich, wie dies der revidirte Abdruck bei Rintelen 
Viktor, „die kirchenpolitischen Gesetze Preussens und desdeutschen 
Reichs in ihrer Gestaltung nach dem Abänderungsgesetz vom 
29. April 1887“ (Paderborn und Münster, Schöningh 1887) und 
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bei Hinschius Paul, ‚die preussischen Kirchengesetze‘“ (Berlin 
und Leipzig, Guttentag 1837) beweist; alsdann ist es oft zweifel- 
haft, welche Sätze aufgehoben sind und endlich ermöglicht nur 
der vollständige Text eine allseitige, übersichtliche und gerechte 
Beurtheilung des gesammten Gesetzesmaterials, wie des Werdens 
und späteren Verschwindens einzelner Gesetze. Bei allen Gesetzen, 
die aufgehoben sind, ist dies in den Noten ausdrücklich an- 
gegeben; überdies sind die einzelnen aufgehobenen oder obsolet 
gewordenen Stellen der noch geltenden Gesetze durch den ver- 
schiedenen Druck gekennzeichnet. Zur Beurtheilung über die 
noch geltenden Bestimmungen der Maigesetze habe ich vorzüg- 
lich Rintelen und Hinschius benützt. Es ist jetzt allent- 
halben eine Pause in der Gesetzgebung auf kirchenpolitischem 
Gebiete eingetreten; aber die verstümmelten Gesetze zeigen, wie 
die ganze, jetzt abgeschlossene Gesetzgebung nur ein Nothbehelf 
ist, wie unfertig dieselbe ist. Freilich bis dahin, dass man der 
katholischen Kirche gerecht wird und ihr die Freiheiten und 
Rechte wiedergibt, die ihr von Gott und Rechtswegen zukommen, 
bis dahin ist noch ein weiter Weg und es hat nicht den Anschein, 
als ob in absehbarer Zeit die Regierungen und die parlamen- 
tarischen Körperschaften gewillt oder im Stande seien, diesen 
Weg zu betreten. Das neue bürgerliche Gesetzbuch hat es grund- 
sätzlich vermieden, den Namen der Kirche nur zu nennen, ge- 
schweige denn deren Rechte anzuerkennen oder festzulegen, 
sondern alles Diesbezügliche wurde der Partikulargesetzgebung 
der Einzelstaaten überlassen und somit das ganze Gebiet der 
partikulären kirchenpolitischen Gesetzgebung intakt gelassen; 
selbst Dinge, welche dringend eine Besserung erheischten, wie 
z. B. die Bestimmungen über das Alter beim Religionswechsel 
oder über die religiöse Kindererziehung bleiben beim Alten, vgl. 
Schmidt Dr.Karl, ‚die Konfession der Kinder nach den Landes- 
rechten im deutschen Reiche“ (Freiburg, Herder 1890), Vorwort 
'S. V und S. 479 fi. Gerade dieses Stillstehen der kirchenpoli- 
tischen Gesetzgebung lässt die Herausgabe dieser Sammlung im 
gegenwärtigen Moment als zeitgemäss erscheinen. 

Alsdann bringe ich die kirchenpolitischen Gesetze einfach 
zum Abdruck, ohne ein Urtheil über die Gerechtigkeit und Zweck- 
mässigkeit derselben zu geben oder überhaupt an denselben 
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bezüglich ihrer Uebereinstimmung mit den allgemeinen Kirchen- 
gesetzen Kritik zu üben, weil solche kritische Bemerkungen in 
eine blosse Sammlung nicht gehören; nur bezüglich ihrer thatsäch- 
lichen Geltung und Anwendbarkeit auf staatlichem oder kirchen- 
politischem Gebiete habe ich einzelne Bemerkungen beigefügt. 
In meiner „Lehre von den Kirchenrechtsquellen“ S. 37 habe 
ich die Prinzipien für die Gültigkeit der Staatsgesetze auf kirch- 
"lichem Gebiete und $. 191 u. ff. eine kurze Kritik der einzelnen 
staatskirchlichen Gesetze gegeben, auf welche ich hier einfach 
verweise!). Zur Rechtfertigung der Herausgabe dieser kirchen- 
politischen Gesetze eigne ich mir ganz und voll an, was Aichner 
in seinem „Compendium juris ecclesiastiei, editio octava, Brixinae 
1895“ im Anhang p. 44] in der Note zum österreichischen Gesetz 
vom 7. Mai 1874 sagt: „Censuimus, hanc legem huc transeri- 
bendam esse, eo quod eandem, quantumvis injuriosam in eccle- 
siam, non liceat ignorare.“ Allerdings gewähren diese Gesetze, 
welche vielfach nur geschaffen sind, das Leben der Kirche zu 
unterbinden und die freie Entfaltung ihrer segensreichen Thätig- 
keit zu hemmen, kein erfreuliches oder tröstliches Bild, aber die 
im Folge der Maigesetze entstandenen Kämpfe bewiesen die 
Lebenskraft der Kirche und die revidirten Gesetze geben Zeug- 
niss von der Glaubenstreue und Hingebung und Opferfreudigkeit 
des katholischen Klerus und Volkes, deren Standhaftigkeit und 
Glaubensmuth allein diese Revisionsgesetze zu verdanken sind. 


“ı 


Endlich habe ich bei den kleineren protestantischen Staaten 
Deutschlands, in welchen eine prinzipielle Regelung der Verfassung 





1) Ich halte diese Bemerkung für sehr nothwendig; denn in der Augs- 
burger Abendzeitung vom 21. Sept. 1896 Nr. 261 S. 3 hat ein (altkatholischer!) 
Kritiker bei Besprechung meiner „Fontes juris ecclesiastici novissimi, Pustet 
1595“, aus dem blossen Abdruck der vatikanischen Konstitution De ecclesia 
und des Syllabus den Vorwurf der „Staatsgefährlichkeit“ konstruirt und den 
Herausgeber als „Todfeind des Staates“ denunzirt. Ebensogut könnte jetzt eine 
ähnlich besaitete Seele aus dem blossen Abdruck dieser Staatsgesetze eine 
„ıntime Staatsfreundschaft“ und „Todfeindschaft gegen die Kirche“ deduziren. 
Die Kirche hält zwar stets an ihren göttlichen und unveräusserlichen, wie auch 
an ihren historisch verbrieften Rechten fest, aber praktisch kommt sie dem 
Staate soviel als möglich entgegen und unterwirft sich sogar ungerechten 
Staatsgesetzen, wenn nur dieselben ihrem innersten Wesen und ihrer göttlichen 
Sendung nicht unmittelbar und direkt widersprechen. 
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und rechtlichen Stellung der katholischen Kirche nicht erfolgt 
ist, in einer Einleitung eine kurze Uebersicht über die thatsäch- 
lichen Verhältnisse, über die allgemeine rechtliche Stellung der 
Kirche, über die bischöfliche Jurisdiktion und die Ausübung der 
Seelsorge gegeben. 

Abgesehen von den offiziellen Ausgaben sind diese Quellen 
theils in besonderen Sammlungen erschienen, wie z. B. die Konkor- 
date und Cirkumskriptionsbullen bei Nussi „Conventiones de 
rebus ecclesiastieis inter S. Sedem et civilem potestatem, Moguntiae 
apud Kirchheim 1870“; Weiss Carol. Eduardus „Corpus juris 
ecclesiastici eatholicorum hodierni, Gissae 1833; Walter Franc., 
„tontes juris ecelesiastici antiqui et hodierni, Bonnae apud Marcum 
1842“; Müller Andreas, „Lexikon des Kirchenrechts, Würzburg, 
Stahl 1842; 1, 575 ff.“; theils sind sie in einzelnen Hand- oder 
Lehrbüchern des Kirchenrechtes beigegeben, so bei Phillips 
(reorg, „Kirchenrecht, Regensburg, Manz 1848“, III. Band, Anhang;; 
Schulte Joh.Friedrich, ‚das katholische Kirchenrecht, II. Band, 
das System des Kirchenrechts, Giessen, Roth 1856 S. 6 ff.“ Ebenso 
sind bei den genannten Autoren (Weiss, Walter, Müller 5, 304; 
Phillips und Schulte) neben den Konkordaten auch die älteren 
staatlichen Kirchengesetze abgedruckt. Das österreichische Kon- 
kordat und das Staatsgesetz vom 7. Mai 1874 ist bei Aichner 
l.c. im Anhang p. [3 u. 44] gedruckt. Eine Sammlung der kirchen- 
politischen Gesetze aus den siebziger Jahren gibt Zorn Philipp, 
„die wichtigsten neueren kirchenstaatsrechtlichen Gesetze Deutsch- 
lands, Oesterreichs, der Schweiz und Italiens, Nördlingen, Beck 
1376“; allein diese Ausgabe ist durch die in den achtziger Jahren 
vielfach erlassenen Revisionsgesetze überholt. Die neueren kirchen- 
politischen Gesetze Preussens sind in den schon erwähnten 
Ausgaben von Rintelen und Hinschius und zwar in ihrer 
Gestaltung auf Grund der Revisionsgesetze von 1886 und 1887 
erschienen. Die sämmtlichen badischen Kirchengesetze sind 
gesammelt bei Heiner Dr. Franz „Gesetze der katholischen 
Kirche betr., Freiburg, Mohr 1890“ (in Rosin, Handbibliothek 
badischer Gesetze V. Band) und jene des Grossherzogthums- 
Hessen in der schon erwähnten Sammlung von Dr. Arthur 
Schmidt, „Kirchenrechtl. Quellen u. s. w., Giessen, Ricker 1891 
und Ergänzungsheft 1895“; jene des Königreichs Sachsen bei. 
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Paul von Seydewitz, „Codex des im Königreich Sachsen 
geltenden Kirchen- und Schulrechts 3. Aufl, Leipzig, Tauchnitz 
1890.‘ Für Elsass-Lothringen enthält Dursy E. ‚das Staats- 
kirchenrecht in Elsass-Lothringen I. Katholischer Kultus (II. Prote- 
stantischer Kultus) Strassburg, Trübner 1876 und 1879“ das staats- 
kirchliche Gesetzesmaterial. Alle diese Sammlungen geben ent- 
weder nur einen Theil des geltenden Rechtes (das ältere) oder 
sie beschränken sich auf einzelne Staaten. Eine Gesammtausgabe 
aller kirchlichen und kirchenpolitischen Gesetze Deutschlands 
und Oesterreichs ist nicht vorhanden, aber doch sehr wünschens- 
werth, schon deshalb, um einen Vergleich über die staatskirch- 
lichen Verhältnisse in den einzelnen Ländern anstellen zu können. 
So mag die Herausgabe der vorliegenden Sammlung auch nach 
dieser Seite hin gerechtfertigt erscheinen. Ein ähnliches Werk 
auf protestantischer Seite, jedoch mit Beschränkung auf die Ver- 
fassungsgesetze, ist die grosse Sammlung von Dr. Emil Fried- 
berg „die geltenden Verfassungs-Gesetze der evangelischen 
deutschen Landeskirchen, Freiburg, Mohr 1885.“ 

Ausser den genannten Sammlungen hat mir besonders das 
Archiv für katholisches Kirchenrecht, herausgeg. von 
Moy und Vering, jetzt von Heiner, ausgezeichnete Dienste 
geleistet. Diese Zeitschrift, eine wahre Fundgrube für das Kirchen- 
recht, enthält die meisten, besonders die neueren staatskirchlichen 
Aktenstücke. Für die einleitende Uebersicht bei den kleineren 
protestantischen Staaten habe ich Marquardsen „Handbuch 
des öffentlichen Rechts“ III. Band (das Staatsrecht des deutschen 
Reichs und der deutschen Staaten, 2. Halbband 1. Abth. Frei- 
burg und Tübingen, Mohr 1884) und Dr. Felix Störk „Hand- 
buch der deutschen Verfassungen, Leipzig, Duncker und Hum- 
blot 1884“, sowie OÖ. Werner, S8.J., „Orbis terrarum eatholieus“, 
(Freiburg Herder 1890), benützt. 

Ueber zwei Punkte des Staatskirchenrechtes, über die sog. 
religiöse Kindererziehung und den Religionswechsel, sind Mono- 
graphien erschienen: das schon genannte Werk von Dr. Karl 
Schmidt(r7. April 1894) über die Konfession der Kinder und jenes 
von Dr. Arthur Schmidt „Der Austritt aus der Kirche, Leipzig, 
Duncker und Humblot 1893.“ Diese Spezialarbeiten bieten neben 
einer gründlichen Darstellung der einzelnen Fragen vom staats- 
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rechtlichen Standpunkte aus zugleich die sämmtlichen einschlägigen 
Partikulargesetze in Deutschland. Inzwischen ist das bei Schmidt, 
Konfession S. 423 angedeutete Gesetz für Sachsen-Weimar-Eisenach 
unterm 10. April 1895 erschienen, wonach beide Werke: Schmidt, 
Konfession S. 421 ff. in Bezug auf die Möglichkeit eines Vertrags 
vor der Trauung und Schmidt, Austritt S. 59 bezüglich der 
Form des Uebertritts eine Korrektur zu erfahren haben. 

In Bayern besitzen wir zwar keine spezielle Sammlung 
der kirchenrechtlichen Quellen, aber wir haben einzelne, sehr 
brauchbare Werke über die kirchliche Verfassung und die staats- 
kirchliche Verwaltung, nämlich Dr. Isidor Silbernagl „Ver- 
fassung und Verwaltung sämmtlicher Religionsgenossenschaften 
in Bayern“ (3. Aufl. Regensburg Verlagsanstalt1895); Dr. Eduard 
Stingl „Bestimmungen des bayerischen Staates über die Ver- 
waltung des katholischen Pfarramtes diesseits des Rheins“ (2. Aufl. 
München, Lindenauer 1890) und Ludwig Heinrich Krick, 
„Handbibliothek für die pfarramtliche Geschäftsführungin Bayern“ 
(Passau, Abt 1896, 5 Bände.) Diese Werke nun, welche für die 
Praxis ganz ausgezeichnete Dienste leisten, lassen vielfach die 
eigentlichen Gesetzesstellen, deren Wortlaut dem Juristen wie 
Theologen höchst nothwendig ist, vermissen oder verweisen auf 
Quellen, welche nicht leicht Jedermann zugänglich sind. Vering 
Dr. Friedrich, „Lehrbuch des katholischen, orientalischen und 
protestantischen Kirchenrechts‘‘ (3. Aufl. Freiburg Herder 1895) 
8. 118 ff. und Scherer Dr. Rudolf von, „Handbuch des Kirchen- 
rechts‘‘ (Graz und Leipzig, Moser 1886), I, 76 ff. geben eine aus- 
führliche Darstellung des Rechtszustandes der katholischen Kirche 
in den einzelnen Ländern. Für alle die genannten systematischen 
Werke bildet die gegenwärtige Sammlung eine höchst erwünschte 
und wohlthätige Ergänzung, indem sie den Wortlaut des Gesetzes 
bietet, wo jene bloss den Gesetzesinhalt geben. 

Einzelne kirchliche Urkunden habe ich direkt aus den 
"betreffenden bischöflichen Ordinariatsarchiven erholt und über- 
gebe sie zum ersten Male der Oeffentlichkeit; ebenso bringe ich 
einzelne staatskirchliche Gesetze, die bisher nur in den eigent- 
lichen Amtsblättern publizirt waren, einem weiteren Kreise zur 
Kenntniss. Allen jenen verehrten Herren, welche mir dieselben 
so bereitwillig zur Verfügung stellten oder mich sonst durch 
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werthvolle Aufschlüsse und Mittheilungen unterstützten, sei hiemit 
der innigste Dank ausgesprochen. 

Dadurch, dass diese Sammlung alle Rechtsgebiete der Kirche, 
nicht bloss die kirchliche Verfassung, sondern auch die übrigen, 
namentlich die sog. gemischten Gegenstände, wie Ehe, Religions- 
wechsel, religiöse Kindererziehung, Vermögensverwaltung, Schule 
umfasst und eine möglichste Vollständigkeit erstrebt, ist sie 
geeignet, eine fühlbare Lücke in der kirchenrechtlichen Literatur 
auszufüllen. Durch die Reichhaltigkeit des Stoffes und die Aus- 
dehnung auf ganz Deutschland und Oesterreich-Ungarn gestaltet 
sich die vorliegende Sammlung zu einem Codex des gesammten 
partikulären Rechtes der katholischen Kirche, zu einer Art Hand- 
buch des partikulären Kirchenrechtes in Deutschland und Oester- 
reich. Auf absolute Vollständigkeit macht dieselbe keinen An- 
spruch und ich bin im Vorhinein für alle sachdienlichen Winke 
dankbar, besonders wenn ich auf etwaige Fehler oder mangelnde 
(Gesetze aufmerksam gemacht werde. Zur leichteren Orientirung 
ist nicht bloss ein ausführliches Inhaltsverzeichniss, sondern auch 
ein eingehendes Personen- und Sachregister mit Bezug auf die 
einzelnen Länder, sowie ein Ortsregister beigegeben. 

Die Sammlung hat der oberhirtlichen Stelle zur Einsicht 
vorgelegen und deren Gutheissung gefunden. Von Ertheilung 
des Imprimatur glaubte die oberhirtliche Stelle aus dem Grunde 
absehen zu sollen, weil die Sammlung grösstentheils nur Quellen- 
material bietet, der Abdruck von Dokumenten aber eines Impri- 
matur nicht bedarf. 


Regensburg, 31. Oktober 1897, 


Dr. Philipp Schneider. 


Inhalts - Verzeichniss. 


Vorwort 
Inhaltsverzeichniss 


Erster Theil. 
Die kirehlichen partikulären Rechtsquellen 
(Konkordate und päpstliche Bullen oder Breven) . 


I. Kapitel. 
Die kirchlichen Rechtsquellen in Bayern 
a) Das Konkordat vom 15. Juni 1817. h 
b) DiebayerischeCirkumskriptionsbulle Yon er 1s18 
c) Drei päpstliche Indulte zur Ausführung des Konkor- 
dates und der Cirkumskriptionsbulle: 

1. Indult vom 15. November 1817 an Seine Majestät den König 
von Bayern zur Nomination für die erzbischöflichen und bischöf- 
lichen Stühle in Bayern 

2. Indult vom 2. Oktober 1821 an HER erzbischöfliche Don kapıa 

München-Freising zum Tragen des violetten Talars und des 
Kapitelkreuzes 

. Indult vom 19. Dezember 1824 a an ie Bischöfe Bayern zur 
Ertheilung der kanonischen Institution an die durch den König 
und die Kapitel ernannten Kapitelsglieder 


os 


II. Kapitel. 
Die kirchlichen Rechtsquellen in Preussen . 
a) Für die älteren Provinzen. 
1. Die CirkumskriptionsbulleDe salute animarum vom 16. Juli 1821 
Breve Quod de Fidelium vom 16. Juli 1821 über die Bischofs- 
wahlen an die Domkapitel in Preussen . . 


3. Diploma quo sanctae Metropolitanae Coloniensis Bee len 
restituitur 
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Dekret, die neue Einrichtung und Ergänzung des Metropolitan- 
kapitels zu Gnesen betreffend . + 
Dekret, die Einrichtung des Metropohtänkapilele zu Bosch Be 3 


b) Für das ehemalige Königreich Hannover. 
Die Cirkumskriptionsbulle vom 16. März 1824 . 
Erektions - Urkunde für das Domkapitel zu Frese vom 
1. Juli 1828 


. Vertrag, die Ausstattung er Be nee vom eh Neue 


1856 (5. Febr. 1857) betreffend 
Erektionsurkunde des Domkapitels zu ER Do vom 119. April18: sg 


III. Kapitel. 
Die kirchlichen Rechtsquellen in der oberrheinischen 
Kirchenprovinz 

a) Gemeinsame Rechtsquellen. 
Bulla eireumseriptionis Dioecesium Provinciasticae Ecclesiae supe- 
rioris Rheni „Provida solersque* d. 16. Augusti 1821 
Bulla erectionis Dioecesium Provinciae Ecelesiasticae superioris 
Rheni Ad Dominici Gregis d. 11. Aprilis 1827 
Das Breve Re sacra an die re vom 28. Mai 1827 über 
die Wahlen 2 Ich 
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Kabinetsordre für die Rheinprovinz u. Westfalen. Yanıl7. eh 1825 
8) Für Hannover. 
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nisse der Altkatholiken. Vom 27. Juni 1874 
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des Unterrichts, die Verwaltung des kathol. Kirchenvermögens 
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ec) Fünf Gesetze vom 23. April 1875 
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schaften im Staate betreffend ; 
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Gesetz, betreffend die Vorbildung und Anstellung von Geistlichen 
Gesetz, die religiösen Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
betreffend f 
(sesetz, das Bl in geraalil der aan and Eee onseemet 
schaften betreffend . 


d) Revisionsgesetze. 
Gesetz, die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen betreffend. 
Vom 5. Juli 1887 
(Gesetz, die Abänderung des ER vom 23. Ara 1875 über 
den Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt betreffend. Vom 
7. September 1889 


e) Gesetze über die Verwaltung des kathol. Kirchen- 
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Vermögens. 
Edikt über die Organisation der Kirchenvorstände evangelischer 
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(sesetz vom 23. April 1875 über das Besteuerungsrecht der Ense 
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betreffend. Vom 16. Juni 1874 
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Ehen. Vom 18. Juli 1825 
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betreffend 


. Ministerialreskript vom u Dr 1842 über ie ne 


der Allerh. Verordnung vom 27. Februar 1826 . . 
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loster Kinder. Vom 11. Juni 1887 ; my 
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Mandat, die Ausübung der katholisch-geistlichen Gerichtsbarkeit 
in den hiesigen Kreislanden und die Grundsätze zur Regelung der 
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Gesetz, die Ausübung 1 aaehen Oberänffichlerechtes über 
die katholische Kirche im Königreich Sachsen betreffend. Vom 
23. August 1876 . 


c) Gesetze über Religionswechsel und BEI Kinder- 
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Erziehung. 
Mandat, den Uebertritt von einer christlichen Konfession zur 
andern betreffend. Vom 20. Februar 1827 
Gesetz, die Ehe unter Personen evangelischen und Paola 
Glaubensbekenntnisses und die religiöse Erziehung der von Eltern 
solcher verschiedener Konfessionen . erzeugten .Kinder betreffend. 
Vom 1. Novbr. 1836 


d) Gesetzliche Bestimmungen über die Schule. 
Gesetz, das Volksschulwesen betreffend. Vom 26. April 1873 


. Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 26. April 1873 


das Volksschulwesen betreffend. Vom 25. August 1874 


IX. Kapitel. 


Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in den kleineren 


” 
SD 


a 


Staaten Deutschlands 


a) Im Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 
* Einleitende Uebersicht . 


. Verordnung über Gleichstellung der Kae ar Tuthenhnef: 


Vom 25. Januar 1811 


. Verordnung über die Religion der indern aus SE eniäkhten Ficken 


Vom 30. März 1821 


b) Im Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz 
* Einleitende Uebersicht . 
Cirkularverordnung hinsichtlich der Tanfe, 1 Konfirmakion Br 


des Begräbnisses nach Inkrafttreten des Reichsges. vom 6. Febr. 
1875. Vom 10. Dezbr. 1875 


c) Im Grossherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach. 
* Einleitende Uebersicht . 


. Gesetz über katholische Kirchen- und ee Vom 


7. Oktober 1823 Air 
Gesetz über Abänderung einiger Fersehiften dos Gesalzes vom 
7. Oktober 1823 über das Verhältniss der kath. Kirchen und 
Schulen. Vom 6. Mai 1857 er de 
Gesetz über die kirchlichen Dissidenten. Vom 10. Febr. 1864 
(Gesetz über die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen 
zwischen Evangelischen und Katholiken, sowie über den Konfes- 
sionswechsel der Evangelischen und Katholiken. Vom 10. April 1895 
Volksschulgesetz vom 24. Juni 1874 


d) Im Grossherzogthum Oldenburg. 
* Einleitende ‚Uebersicht; :/# 1.07, kultuatis 
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. Verordnung zur Regulirung der Diözesan-Angelegenheiten der 


kath. Einwohner des Herzogthums Oldenburg und der Erbschaft 
Jever. Vom 5. April 1831 : 

Vertrag zur Regulirung der Diözesan- Aue lererhiieh dr Batht 
Einwohner des Herzogthums Oldenburg. Vom 5. Jan. 1830 
Normativ für die Wahrnehmung des landesherrlichen Hoheits- 
rechtes (jus circa sacra) über die römisch-katholische Kirche im 
Herzogthum Oldenburg. Vom 5. April 1831 . 

Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. Novbr. 1852 


e) Im Herzogthum Braunschweig. 
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Gesetz, die Aufhebung der aus dem Glaubensbekenntniss 
springenden Rechtsungleichheiten betreffend. Vom 23 Mai 1848 
Gesetz, die Ordnung der kirchlichen Verhältnisse der Katholiken 
betreffend. Vom 10. Mai 1867 . 
Gesetz, die Aufhebung der Stolgebühren bo Opfer nd die! dafür 
zu gewährende Entschädigung betreffend. Vom 31. Mai 1871 
Ausschreiben des Konsistoriums vom 1. Februar 1888, die kirch- 
lichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betreffend 
Gesetz, die Verletzung kirchlicher Pflichten in Bezug auf Taufe, 
Konfirmation und Trauung betreffend. Vom 14. März 1889 


f) Im Herzogthum Dal 
* Einleitende Uebersicht 


. Grundgesetz für die vereinigte Iandschäftliche! Vore eh 


Herzogthums Sachsen-Meimingen. Vom 23. August 1829 


. Volksschulgesetz. Vom 22. März 1875 . 
Gesetze über religiöse Kindererziehung und Kata gehE 


a) Gesetz über die Privatansprüche und Rechte aus unehelichen 
Schwächungen. Vom 9. Sept. 1844 . 

6) Gesetz über die aus der Kirche Austretenden (Dissidenten). von 
7. Dezember 1878 


g) Im Herzogthum Sachsen-Altenburg. 
* Einleitende Uebersicht } 
Grundgesetz. Vom 29. April 1831 Dee dr 
Regierungsverordnung über die Bildung neuer Pier 
schaften. Vom 24. Januar 1851 i 
Schulgemeindeordnung. Vom 8. Februar 1877 


h) Im Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha. 
* Einleitende Uebersicht 


3. Mai 1852 


a) Grundgesetz für die Herzogthümer Coburg und Gotha. Vom 
ß) Gesetze für das Herzogthum Coburg: 


. Regulativ für die kirchliche Verfassung der katholischen Glaubens- 


genossen im Herzogth. Coburg. Vom 30. Okt. 1812 / 24, Juni 1813 
Volksschulgesetz. Vom 27. Oktober 1873 . 


Seite 


443 


443 


445 
447 


449 
449 


450 


450 


456 


456 


457 


457 


458 


459 


460 


460 


461 
461 


462 
462 


462 


463 


463 
466 


— XXUI — 


Gesetz über die Rechtsverhältnisse aus unehelichen Schwänger- 
ungen. Vom 28 Juli 1858 . . i 
y) Gesetze für das RE "Gotha; 


. Regulativ für die kirchliche Verfassung der römisch-katholischen 


Glaubensgenossen im Herzogthum Gotha. Vom 23 August 1811 


. Gesetz über die Einführung der Civilstandsregister für die ausser- 


halb der protestantischen und römischen Kirche bestehenden 
Religionsgesellschaften. Vom 2. Juli 1868 .. 


. Verordnung über die Parochialverhältnisse der im hiesigen ne z0g- 


thume ausserhalb der Stadt Gotha wohnenden kathol. Glaubens- 
genossen. Vom 14. Dezember 1868 
Volksschulgesetz vom 26. Juni 1872 . 
i) Im Herzogthum Anhalt. 
* Einleitende Uebersicht 


. Gesetz, die Staatsaufsicht über neue ee ren 


deren Versammlungen, das Ausscheiden der Mitglieder aus ihrer 
früheren und ihre Aufnahme in die neue I be- 
treffend. Vom 13. Febr. 1851 R 
k) Im Fürstenthum ie Ealalsade 

* Einleitende Uebersicht 
Verordnung über die katholisch - kirchlichen Verhältnisse vom 
Jahre 1872 . i 

}) Im Fürstenthum S PEIFBRRRBRERSEE BSHBLAPFTEr 
* Einleitende Uebersicht 


. Landesgrundgesetz vom 8. Juli 1857 . 
. Gesetz über Einführung von Civilstandsregistern für Be hlche 


Dissidenten. Vom 1. März 18972 . . 


. Ministerialbekanntmachung, den Wegfall der Fortführung rs er 


gerichtlicher Civilstandsregister für kirchliche Dissidenten betreft. 
V.0om:19. Januar 1876, 25 n 


. (sesetz über Organisation der Kirdkend and SR Ferren Vom 


9. Dezember 1865 
m) Im Orth ch une Waldeck- De ir 
* Einleitende Uebersicht s 
a) Verfassungs-Urkunde für das Förstenthum? Waldeck. Yon 
17. August 1852 
3) Verordnungen über Krneene in en En 
zwangs: 


. Verordnung, die Aufhebung des rücksichtlich der im Fürstenthum 


Waldeck zerstreut wohnenden Katholiken bisher bestandenen Paro- 
chialzwangs betr. Vom 21. März 1861. 


. Verordnung, die Aufhebung des bezüglich der im Euetenthum 


Pyrmont wohnenden Katholiken bisher bestandenen Pfarrzwangs, 
sowie die Bildung einer kathol. Gemeinde in der Stadt Pyrmont 
betr. Vom 21. März 1861 

y) Gesetze über die religiöse Mashhn da Belikionswäonatn 


. Verordnung über die religiöse Erziehung solcher Kinder, deren Eltern 


sich zu verschiedenen Konfessionen bekennen. Vom 28. März 1827 
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Gesetz über die Verhältnisse der separirten Lutheraner in dem 
Fürstenthum von Waldeck und Pyrmont. Vom 26. März 1866 
6) Schulordnung vom 9. Juli 1855 . ; 


n) Im Fürstenthum Reuss älterer Linie. 
* Einleitende Uebersicht . UT Er Fan 
Verfassung des Fürstenthums Betas ä. S: Vom 28. März 1867 
Gesetz über den Austritt aus der Landeskirche. Vom 24. Dez. 1875 


o) Im Fürstenthum Reuss jüngerer Linie. 

* Einleitende Uebersicht . RR 

Staatsgrundgesetz fürd. Fürstenthum Radeei: L. Are 14. Aph 1852 
Gesetz über die kirchlichen Dissidenten. Vom 19. Oktober 1872 
Volksschulgesetz. Vom 4. November 1870 . 

p) Im Fürstenthum Schaumburg-Lippe. 

* Einleitende Uebersicht . \, 

Reskript, die Gleichstellung der Kätholiken nit de ahaeeitelen 
Konfessionsverwandten betr. Vom 3. Juli 1809 a op 

q) Im Fürstenthum Lippe-Detmold. 
* Einleitende Uebersicht a 


. Edikt über die gesetzliche Glefehätellung N KAthölen Ant a 


evangelischen Landeskirche. Vom 9. März 1854 . 

Landesherrliche Verordnung über Erläuterung des Art. 7des Edikts 

vom 9. März 1854. Vom 7. Oktober 1857 I 
q) In der freien und Hansestadt Arte 

* Einleitende Uebersicht . 


Regulativ für die römisch- Kelholrscht ERSTER zu ı Lübeck. vol 
14. Juli 1841 


. Unterrichtsgesetz vom 20. Oktober 1885 


r) In der freien und Hansestadt Bremen. 
* Einleitende Uebersicht . - EERRENIDERDNENEN 
Verfassung der freien Hansestadt en En 17. Novbr. 1875 
s) In der freien und Hansestadt Hamburg. 
* Einleitende Uebersicht . 


. Verfassung der freien und Hansestadt ee 
. Gesetz über den Austritt aus einer staatlich anerkannten lan 


Gemeinschaft. Vom 18. Dezbr. 1888 
u. 4. Gesetz über das Unterrichtswesen vom 11. Novanihar 1870 


und Gesetz über das Schulwesen in den Landgemeinden vom 
12 Dezbr. 1879 


X. Kapitel. 


Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in den Reichs- 


landen Elsass-Lothringen 
* Kinleitende Uebersicht . ß 
a) Articles organiques de la bon Fenkion a 26 messi- 
dor an IX. (18. germinal X. 8. April 1802) . 
b) Gesetze über die Verwaltung des Kirchen- 
Vermögens: 
Dekret, betr. die Kirchenfabriken. Vom 30. Dezember 1809 . 
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Ordonnanz vom 12. Januar 1825 . 

c) Schulgesetze: 

Gesetz über das Unterrichtswesen vom 15. März 1850 . 

Gesetz über das Unterrichtswesen vom 12. Febr. 1873 . 

Ausführungsverordnung vom 10. Juni 1873 . h 

d) Bestimmungen über Religionswechselu. Fe eiäne 
Kindererziehung . 


XI. Kapitel. 


Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Oesterreich- 


D&D 


Ungarn. 
A. In Oesterreich . 


a) Allgemeine Verordnungen über die Rechte der 
Kirche: 

Kaiserliche Verordnung vom 12. April 1850 über das Verhältniss 

der kathol. Kirche zur Staatsgewalt Ing 

Kaiserliche Verordnung vom 23. April 1850 über den Wechältelles 

der Kirche zum öffentlichen Unterricht ; i 

Kaiserliches Patent vom 31. Dezember 151. . . . 2... 

b) Das Staatsgrundgesetz von 1867 und die Gesetze 
vom 25. Mai 1868: 


. Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 


für die im Reichsrath vertretenen Königreiche und Länder. Vom 
21. Dezember 1867 . 

Gesetz, wodurch die Yorker I I. Hain des erg 
bürgerl. Gesetzbuchs über das Eherecht der Katholiken wieder 
hergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken den 
weltlichen Gerichtsbehörden überwiesen und Bestimmungen über 
die bedingte Zulässigkeit der Eheschliessung vor weltlichen Be- 
hörden erlassen werden. Vom 25. Mai 1868 


. Gesetz, wodurch grundsätzliche Bestimmungen über das Verhältniss 


der Schule zur Kirche erlassen werden. Vom 25. Mai 1868. 
Gesetz, wodurch die interkonfessionellen Verhältnisse der Staats- 
bürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt werden 
c) Ehegesetze: 


. Gesetz über die Gerichtsbarkeit in Ehesachen vom 25. Mai 1868 


(s. 8. 517) Ed A 
Gesetz, betr. die Versöhnungsversuche vor gerichtlichen Ehe- 
scheidungen. Vom 31. Dezember 1868 ’ 
(sesetz, betr. die Eheschliessung zwischen ehe reale 
dener christlicher Konfessionen. Vom 31. Dezbr. 1868 

Gesetz über die Ehen von Personen, welche keiner gesetzlich an- 
erkannten Kirche oder Religionsgesellschaft angehören und über 
die Führung der Geburts-, Ehe- und RE für dieselben. 
Vom 9. April 1870 . 

d) die Maigesetze vom ls 1874: 


. (Gesetz, wodurch Bestimmungen zur Regelung der äusseren Rechts- 


verhältnisse der kath. Kirche erlassen werden. Vom 7. Mai 1874 
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Gesetz, mit welchem behufs Bedeckung der Bedürfnisse des kath. 
Kultus die Beiträge zum Religionsfonde geregelt werden. Vom 
7. Mai 1874 


3. Gesetz, betr. die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesell- 


schaften. Vom 20. Mai 1874 
e) Schulgesetze: 


. Gesetz, grundsätzliche Bestimmungen über die Schule. Vom 25. Mai 


1868 (s. S. 522). 

Gesetz vom 14. Mai 1869, durch welches die Grundsätze des 
Unterrichtswesens bezüglich der Volksschulen festgestellt wurden, 
in der Fassung der Novelle v. 2. Mai 1883 (Reichsvolksschulgesetz) 


B. In Ungarn 

) Interkonfessionelle Gesetze: 
Gesetzesartikel LIII vom 12. Dezbr. 1868 über die Da 
unter den gesetzmässig eingeführten Konfessionen 
Gesetzartikel XL vom 12. Juni 1879: Strafgesetzbuch über Dan 
tretungen Fr 
Ministerialerlass ber. die are ee von us 
nissen. Vom 26. Febr. 1890 

b) Schulgesetze: 
Gesetzartikel XXXVIII v. J. 1868, betr. den Volksschulunterricht 
Gesetzartikel XXVIII über die Volksschulbehörden v. J. 1876 


Nachtrag. 


a) Zu Kap. V S. 336: Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen 


4. 


in Württemberg ist nachzutragen: 


e) Bestimmungen über Religionswechsel: 

Erlass des kgl. Ministeriums des Innern und des Kirchen- und 
Schulwesens an das evangel. Konsistorium und den kath. Kirchen- 
rath vom 3. August 1819, betr. die Vorschriften über das Ver- 
fahren bei Religions-Aenderungen ee a ar 
Erlass des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens an das 
Konsistorium vom 1. Septbr. 1831, betr. den Austritt von Aus- 
ländern zu einer andern Konfession . Bee: 
Erlass des kath. Kirchenraths an die Dakanstämter v. 18. Juni 
1341, betr. den Uebertritt von Ausländern von einer Konfession 
zur andern . 

Erlass des kath. Krchemainee: an He Denen vom 98, Mur 1847 


b) Zu Kap. VI S. 345, Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen 


4, 


im Grossherzogthum Baden: 


Gesetz, die Aufhebung des Gesetzes vom 2. April 1872 
über die Abhaltung von Missionen betreffend. Vom 
BA Bat LOAD, 


Schneider, Partikuläre Kirchenrecehtsquellen. II 
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c) Zu Kap. VII S. 390, Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen 
in Hessen: 
3. Gesetz, die Abänderung des Gesetzes vom 23. April 
1875, die religiösen Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen betreffend. Vom 1. Juni 1895. . . ... 555 
d) Zu Kap. IX S. 465, #) Herzogthum Coburg: 
Verordnung, die Parochial- Verhältnisse der in dem 
Herzogthum Coburg ausserhalb der Stadt Coburg 
wohnenden katholischen Glaubensgenossen betreff. 
Vom 21. November” 1868 77 22 Beurer ee 596 
Personen- und Sachregisier „ » MeuRRHENT BIENEN 5520 
Ortsregister... la re FE ee 581 
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Erster Theil. 


Die kirchlichen partikulären Rechtsquellen. 


(Konkordate und päpstliche Bullen oder Breven.) 


I. Kapitel. 
Die kirchlichen Rechtsquellen in Bayern. 
a) Das Konkordat vom 5. Juni 1817). 


Maximilianus Josephus, Dei gratia Bavariae Rex, notum 
facimus tenore praesentium universis. 

Cum solemnis per Cardinalem Consalvi Secretarium status 
Sanctitatis Suae et Ministrum plenipotentiarium Nostrum liberum 
Baronem de Haeffelin, Eppum Chersonesi de iis quae ad res 
ecclesiasticas in regno Nostro pertinent, die quinta mensis Junii 
Conventio conclusa est, cujus tenor est, uti sequitur: 

Conventio inter Sanctissimum Dominum Pium VII. 
Summum Pontificem et Majestatem Suam Maximi- 
lianum Josephum Bavariae Regem. 

In nomine Sanctissimae Trinitatis. 

Sanctitas Sua Summus Pontifex Pius VII, et Majestas Sua 
Maximilianus Josephus, Bavariae Rex debita sollicitudine cu- 
pientes, ut in lis, quae ad res Ecclesiasticas pertinent, certus 
stabilisque in Bavariae Regno terrisque ei subjectis constituatur 
ordo, solemnem propterea Conventionem inire decreverunt. 





1) Dasselbe wurde vom König am 24. Okt. 1817 ratifiziert und zugleich 
mit der Verfassung als I. Anhang zu $ 103 der II. Verfassungshbeilage am 
26. Mai 1818 publiziert. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. ı 
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Hine Sanctitas Sua Summus Pontifex Pius VII. in Suum 
Plenipotentiarium nominavit Eminentissimum Dominum Her- 
culem Consalvi Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalem Diaconum 
Sanctae Agathae ad Suburram Suum a Secretis Status; 

Et Majestas Sua Maximilianus Josephus Bavariae Rex Ex- 
cellentissimum Dominum Baronem Casimirum de Haeffelin Epis- 
copum Chersonesi, Suum Ministrum Plenipotentiarium apud 
Sanctam Sedem. 

Qui post sibi mutuo tradita respectivae Plenipotentiae Instru- 
menta in sequentes articulos convenerunt. 

Art. I. Religio Catholica Apostolica Romana in toto Bava- 
riae Regno terrisque ei subjectis sarta tecta conservabitur cum 
iis juribus et praerogativis, quibus frui debet ex Dei ordinatione, 
et Canonieis sanctionibus. 

Art. II. Sanctitas Sua, servatis servandis, Bavariae Regni 
Dioeceses sequenti ratione constituet: 

Sedem Frisingae Monachium transferet, eamque eriget in 
Metropolitanam, quae pro Dioecesi sua habebit territorium actuale 
Frisingensis Dioecesis; ejus tamen Ececlesiae Antistes, ejusque 
Successores Archiepiscopi Monachü et Frisingae nuncupandi erunt. 

Eidem Antistiti Episcopales Ecelesias Augustanam, Passa- 
viensem et Ratisbonensem praevia Metropoliticae qualitatis sup- 
pressione, in Suffraganeas assignabit. Antistestamen Passaviensis 
Ecclesiae actu vivens exemptionis privilegio, quoad vixerit, gaudebit. 

Bambergensem Cathedralem. Ecelesiam in Metropolitanam 
eriget, illigue in Suffraganeas assignabit Ecclesias Episcopales 
Herbipolensem, Eichstettensem et Spirensem. 

Territorium Aschaffenburgense olim ad Moguntinam, nunc. 
ad Ratisbonensem Dioecesim pertinens, et partem Bavaricam 
Fuldensis Dioecesis Herbipolensi Dioecesi adjunget. 

Partem autem Bavaricam Constantiensis Dioecesis cum ex- 
empto territorio Campidunensi Augustanae Dioecesi uniet. 

Simili modo partem Bavaricam Dioecesis Salisburgensis et 
territorium exemtae Praepositurae Berchtolgadensis partim Passa- 
viensi, partim Monacensi Dioecesi uniet, cui quidem Dioecesi, 
praevia suppressione Sedis Chiemensis, hujus quoque Ecclesiae 
Dioecesim assignabit. 

Novi singularum Dioecesium fines, in quantum necesse 
erit, designabuntur. 

Art. III. Capitula Metropolitanarum Eceelesiarum habebunt 
duas Dignitates, nempe Praepositum, ac Decanum, et decem 
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Canonicos; Capitula vero Cathedralium Ecclesiarum habebunt 
pariter duas Dignitates, scilicet Praepositum, ac Decanum, et 
octo Canonicos. Quodlibet praeterea Capitulum tam Metropoli- 
tanum, quam Cathedrale habebit Praebendatos seu Vicarios 
saltem sex. Si vero in posterum Ecclesiarum istarum reditus 
per novas fundationes aut bonorum augmentationes incrementum 
tale perceperint, ut plures Praebendae erigi possint, Canonicorum 
et Vicariorum numerus ultra augebitur. 

In quovis Capitulo Archiepiscopi et Episcopi ad formam 
Sacri Coneilii Tridentini duos ex Canonicis designabunt, qui 
partes Theologi, et partes Poenitentiarii respective agent. 

Dignitates et Canonici omnes, praeter Chori servitium, Archi- 
episcopis et Episcopis in administrandis Dioecesibus suis a 
consiliis servient. Archiepiscopis tamen et Episcopis plane 
liberum erit ad specialia munia et negotia officii sui illos pro 
beneplacito applicare.. Simili modo Vicariorum officia Archi- 
episcopi et Episcopi assignabunt. 

Majestas tamen Regia iis, qui officio Vicarii Generalis fun- 
gentur, quingentos florenos annuos, iis vero, qui Secretarii Epis- 
copalis partes agent, biscentos florenos assignabit. 

Art. IV. Reditus Mensarum Archiepiscopalium et Episco- 
palium in bonis fundisque stabilibus liberae Archiepiscoporum 
et Episcoporum administrationi tradendis constituentur. 

Simili bonorum genere et administrationis jure gaudebunt 
Capitula Metropolitanarum, et Cathedralium Ecelesiarum, et Vi- 
carii seu Praebendati praedictarum Ecclesiarum servitio addicti. 

Quantitas redituum annuorum, deductis oneribus erit ut 
sequitur: 


Dioecesis Monacensis. 


Pro Archiepiscopo Florenorum viginti millium, 

Pro Praeposito florenorum quatuor millium, 

Pro Decano florenorum quatuor millium, 

Pro quolibet e quinque Canonicis senioribus florenorum 
bis millium, 

Pro quolibet e quingque Canonicis junioribus florenorum 
mille sexcentorum, 

Pro quolibet e tribus Vicariis senioribus florenorum octin- 

.  gentorum, 

Pro quolibet e tribus Vicariis junioribus florenorum sex- 
centorum. 

1* 
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Dioecesis Bambergensis. 


Pro Archiepiscopo florenorum quindeeim millium, 

Pro Praeposito florenorum trium millium quingentorum, 

Pro Decano florenorum trium millium quingentorum, 

Pro quolibet e quinque Canonicis senioribus florenorum 
mille octingentorum, | 

Pro quolibet e quinque Canonicis junioribus florenorum 
mille quadringentorum, 

Pro quolibet e tribus Vicarlis senioribus florenorum octin- 


gentorum, 
Pro quolibet e tribus Vicariis junioribus florenorum sex- 
centorum. 
Dioeceses Augustana, Ratisbonensis, et Herbipo- 


lensis. 

Pro quolibet Episcopo florenorum decem millium, 

Pro quolibet Praeposito florenorum trium millium, 

Pro quolibet Decano florenorum trium millium, 

Pro quolibet e quatuor Canonieis senioribus florenorum mille 
sexcentorum, 

Pro quolibet e quatuor Oanonicis junioribus florenorum mille 
quadringentorum, 

Pro quolibet e tribus Vicariis senioribus florenorum octin- 
gentorum, 

Pro quolibet e tribus Vicarlis junioribus florenorum sex- 
centorum. 


Dioeceses Passaviensis, Eichstettensis et Spirensis. 
Pro quolibet Episcopo florenorum octo millium, 
Pro quolibet Praeposito florenorum bis mille quingentorum, 
Pro quolibet Decano florenorum bis mille quingentorum, 
Pro quolibet e quatuor Canonicis senioribus florenorum mille 
sexcentorum, n ö 
Pro quolibet e quatuor Canonicis junioribus florenorum 
mille quadringentorum, 
Pro quolibet e tribus Vicariis senioribus florenorum octin- 
gentorum, 
Pro quolibet e tribus Vicariis junioribus florenorum sex- 
centorum. 
Quorum omnium redituum summae salvae semper et integrae 
conservandae erunt, et bona fundique, ex quibus provenient, 
nec distrahi, nec in pensiones mutari poterunt. Tempore autem 
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vacationis Archiepiscopalium et Episcopalium Sedium, Digni- 
tatum, Canonicatuum, Praebendarum seu Vicariatuum, praedictae 
redituum summae in utilitatem respectivarum Eeclesiarum per- 
cipiendae et conservandae erunt. 

Habitatio insuper tam Archiepiscopis et Episcopis, quam 
Dignitatibus, Canonieis senioribus, et Vicariis pariter senioribus, 
illorum dignitati et statui respondens assignabitur. 

Pro Curia Archiepiscopali et Episcopali, pro Capitulo et 
Archivio Majestas Sua domum aptam assignabit. 

Ad negotium hujusmodi redituum, fundorum, et bonorum 
assignationis intra trimestre post ratificationem praesentis Con- 
ventionis, si fieri poterit vel ad summum intra semestre perfi- 
ciendum utraque Contrahentium pars Commissarios .nominabit, 
ac de formali praedictae assignationis actu tria exemplaria in 
authentica forma expediri jubebit Regia Majestas, unum pro 
Archivio Regio, alterum pro Nuntio Apostolico, tertium denique 
pro Archivio singularum Ecclesiarum. 

Alia Beneficia, ubi extant, conservabuntur. 

Quod pertinet ad Dioecesim Spirensem, quoniam, ob spe- 
ciales circumstantias ei nunc fundi ac bona stabilia assignari 
non possunt, interea usque dum haec assignatio fieri valeat, pro- 
videbitur a Majestate Sua per assignationem praestationis annua- 
tim solvendae in summa: 

Pro Episcopo florenorum sex millium, 

Pro Praeposito florenorum mille quingentorum, 

Pro Decano florenorüm mille quingentorum, 

Pro quovis ex octo Canonicis florenorum mille, 

Pro quovis e sex Vicariis florenorum sexcentorum. 

Fabricarum denique ipsarumque Ecclesiarum fundi, reditus, 
bona mobilia et immobilia conservabuntur, et nisi pro Eecle- 
siarum manutentione, pro divini Cultus expensis, et inservien- 
tium necessariorum salarüs sufficiant, Sua Majestas supplebit. 

Art. V. Sua singulis Dioecesibus Seminaria Episcopalia 
conserventur, et dotatione congrua in bonis fundisque stabilibus 
provideantur: in iis autem Dioecesibus, in quibus desunt, sine 
mora cum eadem pariter dotatione in bonis fundisque stabilibus 
fundentur. 

In Seminariis autem admittentur atque ad normam Sacri 
Coneilii Tridentini efformabuntur atque instituentur adolescentes, 
quos Archiepiscopi et Episcopi pro necessitate vel utilitate Dioe- 
cesium in lis recipiendos judicaverint. Horum Seminariorum 
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ordinatio, doctrina, gubernatio, et administratio Archiepiscoporum 
et Episcoporum auctoritati pleno liberoque jure subjectae erunt 
juxta formas Canonicas. 

Rectores quoque et Professores Seminariorum ab Archi- 
episcopis et Episcopis nominabuntur, et quotiescumque neces- 
sarium aut utile ab ipsis judicabitur, removebuntur. 

Cum Episcopis incumbat Fidei ac morum doctrinae invigi- 
lare, in hujus officii exercitio etiam circa Scholas publicas nullo 
modo impedientur. 

Art. VI. Majestas Sua Regia, collatis cum Archiepiscopis 
et Episcopis consiliis, assignabit pariter cum sufficienti dote 
domum, in qua infirmi ac senes Clerici benemeriti solamen et 
asylum reperlant. 

Art. VII. Insuper Majestas’ Sua considerans, quot utilitates 
Ecclesia atque ipse Status a Religiosis Ordinibus perceperint, ac 
percipere in posterum possint, et ut promptam suam erga Sanc- 
tam Sedem voluntatem probet, aliqua Monasticorum Ordinum 
utriusque Sexus Coenobia ad instituendam in Religione et Literis 
juventutem, et in Parochorum subsidium, aut pro cura infir- 
morum, inito cum. Sancta Sede consilio, cum convenienti dota- 
tione instaurari curabit. 

Art. VIII. Bona Seminariorum, Parochiarum, Beneficiorum, 
Fabricarum, omniumque aliarum Ecclesiasticarum fundationum 
semper et integre conservanda erunt, nec distrahi, nec in pen- 
siones mutari poterunt. 

Ecclesia insuper jus habebit, novas acquirendi possessiones, 
et quidquid de novo acquisierit, faciet suum, et censebitur eodem 
jure ac veteres fundationes Ecclesiasticae, quarum, uti et illarum 
quae in posterum fient, nulla vel suppressio vel unio fieri poterit 
absque Sedis Apostolicae auctoritatis interventu, salvis facul- 
tatibus a Sacro Concilio Tridentino Episcopis tributis. 

Art. IX. Sanctitas Sua, attenta utilitate, quae ex hac Con- 
ventione manat in ea, quae ad res Ecclesiae et Religionis per- 
tinent, Majestati Regis Maximiliani Josephi, ejusque Successori- 
bus Catholicis, per Litteras Apostolicas statim post ratificationem 
praesentis Conventionis expediendas, in perpetuum concedet In- 
dultum nominandi ad vacantes Archiepiscopales et Episcopales 
Eeclesias Regni Bavariei dignos et idoneos Ecelesiasticos Viros 
is dotibus praeditos, quas Sacri Canones requirunt. Talibus 
autem Viris Sanctitas Sua Canonicam dabit Institutionem juxta 
iormas consuetas. Priusquam vero eam obtinuerint, regimini 
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seu administrationi Ecelesiarum respectivarum ad quas desig- 
nati sunt nullo modo sese immiscere poterunt. _Annatarum vero 
et Cancellariae taxae proportionabiliter ad uniuscujusque Mensae 
annuos reditus de novo statuentur. 

Art. X. Praeposituras tam in Metropolitanis quam in Cathe- 
dralibus Ecelesiis conferet Sanctitas Sua; ad Decanatus nomi- 
nabit Regia Majestas, quae etiam ad Canonicatus in sex men- 
sibus Apostolicis sive Papalibus nominabit. Quoad alios autem 
sex menses, in eorum tribus Archiepiscopus et Episcopus, in 
reliquis vero tribus Capitulum nominabit. 

In Capitula Ecelesiarum tam Metropolitanarum quam Cathe- 
dralium, in posterum alıı non admittentur, quam indigeni qui 
praeter qualitates a Sacro Concilio Tridentino requisitas, in ani- 
marum cura, et Sacris Ministeriis cum laude versati sint, aut 
Archiepiscopo vel Episcopo in administranda Dioecesi adjutricem 
operam praestiterint, vel virtutis ac scientiae meritis conspicuos 
sese reddiderint. Vicariatus vero in iisdem Metropolitanis et 
Cathedralibus Ecclesiis libere ab Archiepiscopo vel Episcopo 
conferentur: 

Pro hac vice tamen, quoniam, Capitulis nondum constitutis, 
omnia ea, quae hoc articulo statuta sunt, servari non possunt, 
Nuntius Apostolicus, collatis cum Majestate Sua consiliis et 
auditis interesse habentibus, nova Capitula constituet. Idem 
circa Vicarios seu Praebendatos observabitur. 

Dignitates, Canonici, et Beneficiati omnes residentiales uti 
a pluralitate Beneficiorum et Praebendarum juxta Sacros Canones 
prohibentur, ita ad residentiam secundum eorum Canonum 
rigorem, salva semper Sedis Apostolicae auctoritate, adstringuntur. 

Art. XI. Rex Bavariae ad ea Beneficia tam Parochialia, 
quam Curata, ac Simplicia praesentabit, ad quae ex legitimo 
jure patronatus sive per dotationem, sive per fundationem, sive 
per constructionem acquisito ejus antecessores Duces et Elec- 
tores praesentabant. 

Praeterea Majestas Sua praesentabit ad ea Beneficia, ad 
quae Corporationes Ecelesiasticaeactu non existentes praesentabant. 

Subditi Majestatis Suae, qui jure patronatus legitime, ut 
supra, gaudent, ad Beneficia respectiva tam Parochialia, quam 
Uurata, ac Simplicia hujusmodi juri patronatus subjecta praesen- 
tabunt. 

Archiepiscopi vero et Episcopi praesentatis debita requisita 
habentibus, praemisso circa doctrinam et mores examine ab 
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ipsis Ordinariis instituendo, si de Parochialibus, aut de Curatis 
Beneficiis agatur, Canonicam dabunt Institutionem. 

Praesentatio autem ad omnia ista Beneficia intra tempus a 
Canonibus praescriptum fiet, secus ea libere ab Archiepiscopis 
et Episcopis conferentur. 

Religua vero Beneficia omnia tam Parochialia, quam Curata, 
ac Simplicia, quae antecessores Antistites octo Ecelesiarum Regni 
Bavariae conferebant, libere ab Archiepiscopis et Episcopis, per- 
sonis Majestati Suae gratis conferentur. 

Art. XII. Pro regimine Dioecesium Archiepiscopis et Epis- 
copis id omne exercere liberum erit, quod in vim pastoralis 
eorum ministerii sive ex declaratione sive ex dispositione Sacrorum 
Canonum secundum praesentem et a Sancta Sede adprobatam 
Ecclesiae disciplinam competit, ac praesertim: 

a) Vicarios, Consiliarios, et Adjutores administrationis suae 
constituere Ecclesiasticos quoscunque ad praedicta officia idoneos 
judicaverint; 

b) Ad statum Clericalem assumere, et approbatis a Sacris 
Canonibus titulis ad Ordines etiam majores, praevio examine ab 
ipsis Archiepiscopis et Episcopis aut eorum Vicaris cum Examina- 
toribus Synodalibus instituendo, promovere, quos necessarios aut 
utiles suis Dioecesibus judicaverint, et e contrario, quos indignos 
censuerint a susceptione Ordinum arcere, quin ab ullo quovis 
obtentu impediri queant; 


c) Causas Ecclesiasticas atque in primis causas Matrimo- 
niales quae juxta Canonem 12. sess. 24. Sacri Concili Triden- 
tini ad Judices Ecclesiasticos spectant in Foro eorum cognoscere, 
ac de iis sententiam ferre, exceptis causis mere civilibus Cleri- 
corum, exempli gratia, contractuum, debitorum, haereditatum, 
quas Laici Judices cognoscent et definient; 

d) In Clericos reprehensione dignos aut honestum Clericalem 
habitum eorum Ordini, et dignitati congruentem non deferentes, 
poenas a Sacro Concilio Tridentino statutas, aliasque quas con- 
venientes judicaverint, salvo Canonico recursu, infligere, eosque 
in Seminariis aut domibus ad id destinandis custodire: cen- 
suris quoque animadvertere in quoscunque fideles Ecclesiasti- 
carum Legum et Sacrorum Canonum transgressores; 

e) Cum Olero et Populo Dioecesano pro munere officii Pas- 
toralis communicare, suasque Instructiones, et ordinationes de 
rebus Ecclesiasticis libere publicare; praeterea Episcoporum, 
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Uleri et Populi communicatio cum sancta Sede in rebus spiri- 
tualibus et negotiis Ecclesiasticis prorsus libera erit; 

f) Collatis cum Regia Majestate, praesertim pro convenienti 
redituum assignatione, consiliis, Parochias erigere, dividere, vel 
unire; 

g) Praescribere vel indicare preces publicas, aliaque pia 
opera, cum id bonum Eccelesiae, vel Status, aut populi postulet, 
et invigilare, ut in Ecclesiasticis functionibus, praesertim autem 
in Missa et in Administratione Sacramentorum, Ecclesiae formulae 
in lingua Latina usurpentur. 

Art. XIII. Quoties Archiepiscopi, et Episcopi libros aut in 
Regno impressos, aut in illud introductos Gubernio indicabunt, 
qui aliquid fidei, bonis moribus, aut Ecclesiae disciplinae con- 
trarium contineant, Gubernium curabit, ut eorum divulgatio 
debito modo impediatur. 

Art. XIV. Majestas Sua prohibebit, ne Catholica Religio, 
ejusque ritus vel Liturgia sive verbis, sive factis, sive scriptis 
contemnatur, aut Ecclesiarum Antistites vel ministri in exer- 
cendo munere suo, pro custodienda praesertim fidei ac morum 
doctrina, et disciplina Ecelesiae impediantur. Desiderans prae- 
terea ut debitus, juxta divina mandata, sacris ministris honor 
servetur, non patietur quidquam fieri, quod dedecus ipsis afferre, 
aut eos in contemptum adducere possit, imo vero jubebit, ut in 
quacunque occasione ab omnibus Regni Magistratibus peculiari 
reverentia atque honore eorum dignitati debito cum ipsis agatur. 

Art. XV. Archiepiscopi et Episcopi coram Regia Majestate 
juramentum fidelitatis emittent sequentibus verbis expressum: 
„Ego juro et promitto ad Sancta Dei Evangelia obedientiam, et 
fidelitatem Regiae Majestati; item promitto, me nullam communi- 
cationem habiturum, nulligque Consilio interfuturum, nullamque 
suspectam unionem neque intra neque extra conservaturum, quae 
tranquilitati publicae noceat, et si tam in Dioecesi mea quam 
alibi noverim aliquid in Status damnum tractari, Majestati Suae 
manifestabo.“ 

Art. XVI. Per praesentem Conventionem Leges, Ordina- 
tiones et Decreta in Bavaria huc usque lata, in quantum illi 
adversantur, abrogata habebuntur. _ 

Art. XVII. Caetera quae ad res et personas Ecclesiasticas 
spectant, quorum nulla in his Articulis expressa facta est mentio, 
dirigentur omnia et administrabuntur juxta doetrinam Ecelesiae, 
ejusque vigentem et approbatam disciplinam. Si vero in pos- 
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terumn supervenerit difficultas, Sanctitas Sua, et Regia Majestas 
secum conferre et rem amice componere sibi reservant. 

Art. XVIII. Utraque Contrahentium pars spondet Se, suc- 
cessoresque Suos, omnia de quibus in his Articulis utrimque 
conventum est, sancte servaturos, et a Majestate Regia praesens 
Conventio Lex Status declarabitur. 

Praeterea Majestas Sua Regia spondet, nihil unguam Se, 
Successoresque Suos, quavis de Causa, Articulis hujus Conven- 
tionis addituros, neque in lis quidquam immutaturos, vel eos- 
dem declaraturos esse, absque Sedis Apostolicae auctoritate et 
cooperatione. 

Art. XIX. Ratificationum hujus Conventionis traditio fiet 
intra quadraginta dies ab ejusdem data, aut citius, si fieri poterit. 

Datum Romae die 5. Junii anni millesimi octingentesimi 
decimi septimi. 

Hercules Cardinalis Consalvi. Casimirus Haeffelin Eppus 
Chersonensis. 

Nos praefatam Conventionem cum omnibus suis articulis 
acceptamus, ratihabemus et confirmamus, simulque firmiter pro- 
mittimus, Nos omnia, de quibus ita conventum est, sancte ser- 
vaturos atque curam habituros, ut ab omnibus subditis Nostris 
striete observentur. In quorum fidem praesentes hasce litteras 
propria manu subscripsimus et Sigillo Regio Nostro muniri 
jussimus. 

Dabantur Monachi in Palatio Nostro Regio die 24. Octobris 
anno Domini millesimo octingentesimo decimo septinıo, regni 
autem Nostri duodecimo. 


(I - Maximilianus Josephus. 


b) Die bayerische Cirkumskriptionsbulle vom 
1. April 1818. 


Decretum et Bulla novae eircumseriptionis Dioecesium. 


Nos Franeiscus Serra ex Ducibus Cassani Dei et Apostolicae 
Sedis gratia Archiepiscopus Nicaeensis, SSwi Dni Nri PII Divina 
Providentia Papae VII. apud Serenissimum Regem Bavariae 
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Nuntius Apostolicus Ordinarius et ab eodem SS"° DW N! ad 
infrascripta specialiter delegatus. 
Universo Bavariae populo salutem in Domino. 

Cum Sanctissimus Dominus Noster Pius Divina Providentia 
PP. VII. ad ecclesiasticam rem instaurandam et ordinandam, 
Conventionem a Plenipotentiariis Sanctitatis Suae, et Regiae 
Majestatis Maximiliani Josephi Regis Bavariae, Romae initam, 
per Apostolicas sub Plumbo literas incipientes, Denedietus Deus, 
sub datum Romae apud sanctam Mariam Majorem anno incar- 
nationis Dominicae 1817 Idibus novembris anno Pontificatus 
ejus decimo octavo, solemniter confirmaverit, in lisque apostolieis 
literis, inter caetera, illud quoque decretum sit, novam esse 
faciendam in regno Bavariae Dioecesium ceircumseriptionem, 
hine Sanctitas Sua ad eamdem Circumscriptionem peragendam 
devenit per Apostolicas sub Plumbo Literas tenoris sequentis 
videlicet. 

Pius Episcopus Servus Servorum Dei. Ad perpetuam rei 

memoriam. 

Dei ac Domini Nostri Jesu Christi, cujus imperscrutabilia 
Judicia, et investigabiles viae sunt, permittente voluntate factum 
est, ut Aetate nostra pulcherrimum illud Episcopalium sedium 
in Germania Edificium, quod tanto splendore affıciebat Ecelesiam 
Dei, et Catholicae Religioni singulari erat praesidio ac propugna- 
culo, concuteretur, atque acerbitate temporum fere concideret. 
In tanta hac calamitate, et cunctarum rerum, quae ad Eccele- 
siam pertinent, subversione, cum nulla Nobis ob peccata fortasse 
Nostra, sic permittente Deo, spes eluceat omnia in Germaniae 
Dioecesibus, quod non minori studio ac recolendae memoriae 
Pius Papa sextus Praedecessor Noster expetebamus, et in quod 
curas omnes nostras plurium annorum spatio contulimus, ad 
veterem rerum ordinem, et conditionem, atque ad splendorem, 
dienitatemque illam, qua caeteris praeflulgebant, revocandi, con- 
silia, et conatus Nostros eo convertere debuimus, ut saltem, quae 
necessarla essent ad conservandam in Germania Catholicam 
Religionem, atque ad fidelium aeternam salutem procurandam 
ea potissimum componere et asserere curaremus, et Nos ipsi 
sentientes et assiduis, quae ex Regionibus illis ad Nos per’ 
venerunt relationibus admoniti, rebus in eo statu manentibus, 
in quem illas praeteritae perturbationes adduxerant, ingentem 
animarum numerum, et Religionem ipsam Catholicam in summo 
diserimine versari. @uae cum pro commissa Nobis a Pastorum 
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Prineipe Christo Jesu Servatore Nostro universi Dominici Gregis 
cura pati non possemus omnino, ideirco in tanto Catholicae Reli- 
gionis periculo caeteris rationibus omnibus quamvis gravibus 
ipsius Religionis causa posthabitis, in rem tantae necessitatis 
ineumbentes ex omnibus Germaniae Partibus primum Bavariam 
Charissimi in Christo Filii Nostri Maximiliani Josephi Bavariae 
Regis, favente Deo, sollicitudine Nostra complectentes cum prae- 
dicto Rege per respectivos Plenipotentiarios conventionem ini- 
vimus die quinta Junii superioris anni, quae et a praedicto 
Rege ratihabita, et a Nobis pro majori firmitatis robore confir- 
mata et Apostolicis Nostris sub Plumbo Literis datis Anno Incar- 
nationis Dominicae Millesimo octingentesimo decimo septimo 
Pridie Idus Novembris, in qua Conventione, quam in Öonsistorio 
Nostro diei vigesimae Novembris elapsi Anni Venerabilibus Fra- 
tribus Nostris Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalibus nuncia- 
vimus, et post illud publicari statim fecimus, quae circa illius 
Regni Ecclesias, et rationem iis de Pastoribus providendi Capi- 
tula, Mensas, ac Dioeceses suprema Auctoritate Nostra decreturi, 
atque effecturi essemus, fuse, et singillatim continentur. Ut vero 
ad ea, quae in hisce temporum circumstantiis opportuna digno- 
vimus, quaeque solemniter polliciti sumus, praestanda procedamus, 
ne si longius res differatur, spoliata diutius Pastoribus Bavaria 
in deterius fortasse omnia, quae ad Religionem pertinent, conver- 
tantur, audito Consilio nonnullorum ex -Venerabilibus Fatribus 
Nostris Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalibus, atque inter- 
pellatis iis, quorum intererat, nunc ea omnia, et singula, quae 
in praesentibus Literis necessario forsan exprimenda, et inserenda 
forent, pro expressis et integre prorsus insertis habentes, ac qua- 
tenus opus sit Episcoporum, aliorumque Ordinariorum, nec non 
Capitulorum, et quorumlibet in hac re interesse quomodolibet. 
habentium consensum plenarie supplentes ex certa scientia, ac 
matura deliberatione Nostris deque Apostolicae potestatis pleni- 
tudine supprimimus, annullamus, et perpetuo extinguimus Titu- 
lum, denominationem, et naturam, totumque statum praesentem 
infrascriptarum Ecclesiarum Archiepiscopalis et Episcopalium 
una cum earum respectivis Capitulis, Juribus, Privilegiis, In- 
dultis, et Praerogativis cujuscunque generis nimirum Archiepis- 
copalis Ratisbonensis, et Episcopalium Augustanae, Passaviensis, 
Bambergensis, Eichstettensis, Herbipolensis, Frisingensis, Spirensis, 
et Chiemensis ac uniuscujusque Dioecesis, nec non Capituli An- 
tiquae Metropolitanae Ecclesiae Moguntinae, nunc Aschaffenburgi 
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residentis, et Monasterii sub Titulo Beatae Mariae Virginis, ac 
invocatione Sanctorum Gordiani, Epimachi et Casoli Martyrum 
Abbatiae Campidunensis nuncupatae Ordinis Sancti Benedicti 
Nullius Dioecesis, ac alterius Monasterii Sancti Joannis Baptistae, 
ac Sancti Petri Apostolorum Principis Praepositurae Berchtol- 
gadensis etiam nuncupatae Ordinis Canonicorum Regularium 
Sancti Augustini Nullius pariter Dioecesis ita, ut deleto etiam 
omni jure Metropolitico cujuscumque Metropolitani ubicumque 
existentis omnes supradicti tam Archiepiscopatus, quam Epis- 
copatus, et Monasterium, ac Praepositura etiam, si illae vere 
essent Nullius cum separato Territorio, ac jurisdictione, singulae- 
que illarum Dioeceses haberi inposterum debeant, tamquam non 
‚amplius in primo suo statu existentes ad effectum libere proce- 
dendi ad infradiceendam novam Erectionem, atque circumserip- 
tionem cum hoc tamen, quod praefato Regi onus incumbat divini 
Cultus impensis in suppressis tam Cathedralibus Frisingensi, et 
Chiemensi, quam Abbatiali Campidunensi, et Praepositurali Berch- 
tolgadensi Ecclesiis opportune, ac stabiliter providendi, quodque 
suppressorum Capitulorum actu existentibus Canonicis Annua 
praestatio jam ut accepimus assignata per Thesaurum Regium 
ad eorum vitam integre et fideliter persolvatur. Et quoniam ad 
praedictas suppressiones ideirco devenimus, ut ad novam infra- 
dicendarum duarum Archiepiscopalium, et sex Episcopalium, 
quae insimul Parochiales erunt Ecclesiarum erectionem, itemque 
ad novam, eamque commodam, utilem, opportunamque Dioe- 
cesium respectiyarum, quae universum Bavariae Regni Terri- 
torium complecti debebunt, eircumscriptionem procedere valea- 
mus, cumque Territorium praedietum praeter memoratas veteres 
Chiemensem, Campidunensem, et Berchtolgadensem Dioeceses 
ad aliquas etiam portiones se se extendat Moguntinae, Trevirensis, 
Constantiensis, Ärgentinensis, Fuldensis, ac Salisburgensis, hinc 
Nos ab istis sex Dioecesibus partes, et loca, quae nunc ad supra- 
dieti Bavariae Regni Dominium in temporalibus pertinent Apos- 
tolica Auctoritate perpetuo dismembramus, dividimus, ac sepa- 
ramus, ut ea novis octo in praedicto Bavariae Regno ut infra 
erigendis Ecclesiis unire, et applicare possimus, minime tamen 
cessante Bavarico Gubernio onere persolvendi, ut antea, Epis- 
copo, et Capitulo Cathedralis Ecclesiae Moguntinae annuam prae- 
stationem respondentem majori portioni e Dioecesi ejus avulsae, 
donec, et quousque ipsius Episcopi, et Capituli sustentationi 
aliter consultum sit. Itaque cum hujusmodi octo in Bavariae 
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Regno de novo erigendis Ecclesiis ita per Conventionem cum 
Rege initam provisum sit, ut unieuique ex earum Mensis, Capi- 
tulis, Clero ac Seminariis reditus in bonis fundisque stabilibus 
libere Archiepiscoporum, Episcoporum, Capitulorum, et Vicari- 
orum administrationi tradendis in summa inferius explicanda 
deductis oneribus a Regja Majestate assignandi, pro Fabricarum 
autem et divini Cultus expensis, nisi bona ac redditus, quibus 
respective Ecclesiae instructae sunt, sufficiant, praefatus Rex 
supplere debeat, Ecclesiasque ipsas, quas in Cathedrales iterum 
erigemus, satis. sacra suppellectili in Pontificalilum quoque usum 
instructas esse constet, hine Nos ad Omnipotentis Dei Gloriam 
et laudem, Deiparaeque Virginis Mariae et Sanctorum, quos 
unaguaeque ut infra erigenda Cathedralis Ecelesia Patronos 
habebit, fideique, et Ecclesiae Oatholicae exaltationem duas Civi- 
tates Monachii, et Bambergae in Civitates Archiepiscopales Mona- 
censem et Bambergensem nuncupandas et collegiatam ac Paro- 
chialem Ecelesiam Monacensem sub Titulo Beatae Mariae Virginis, 
praevia Collegialitatis suppressione, et extinctione, in Metropoli- 
tanam cujus tamen pro tempore Antistes Archiepiscopus Mona- 
censis et Frisingensis perpetuo nuncupandus erit, ac Bamber- 
gensem sub Titulo Sanctorum Petri Apostoli et Georgii Martyris 
similiter in Metropolitanam, nec non sex Cathedrales Ecelesias 
videlicet Augustanam sub Titulo Assumptionis Beatae Mariae 
Virginis, Ratisbonensem sub Invocatione sanctorum Petri et 
Pauli Apostolorum, Herbipolensem sub Invocatione sancti Andreae 
Apostoli, Passaviensem sub Invocatione sancti Stephani, Eich- 
stettensem sub Invocatione sancti Willibaldi primi ejus Episcopi, 
et Spirensem sub Titulo Beatae Mariae Virginis, ac invocatione 
sancti Stephani de novo erigimus, et perpetuo constituimus ita, 
ut pro tempore existentes praedietarum Ecelesiarum Antistites 
is respective Ecclesiis, ac Dioecesibus praesint, synodum con- 
vocent, ac omnia, et singula jura, officia, et munia Episcopalia 
habeant, et exerceant cum suis infrascripto Capitulo, Arca, Sigillo, 
Mensa episcopali etiam ut infra constituenda, caeterisque Ponti- 
fiealibus Insignüs, Jurisdietionibus, praeeminentiis, praerogativis, 
privilegiis, honoribus, quibus aliae Metropolitanae et Cathedrales 
Ecelesiae illarum partium, earumque respective Praesules gaudent 
et ipsi gaudeant, et perfruantur ita tamen, ut nova Capitula 
praedictarum sie per Nos erectarum Ecclesiarum constituta sint, 
et esse censeantur, videlicet: Capitula Metropolitanarum Ecele- 
siarum tam Monacensis et Frisingensis, quam Bambergensis ex 
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duabus dignitatibus, Praepositura seilicet post Pontificalem majori, 
et Decanatu secunda, nec non ex decem Canonicis. Capitula 
vero sex Cathedralium Ecclesiarum ex duabus pariter digni- 
tatibus, Praepositura scilicet post Pontificalem majore, et Deca- 
natu secunda, nee non ex octo Canonicis constare debeant, ac, 
praeterea, ut. numerus Ministrorum in praedictis Eeclesiis auge- 
atur in singulis tam Metropolitanis, quam Cathedralibus Eccle- 
siis sex Praebendas, seu Vicarias pro totidem Praebendatis, 
seu Vicarlis pariter erigimus, ita tamen, ut sı in posterum 
praedictarum Ececlesiarum reditus per novas fundationes, aut 
bonorum augmentationem incrementum tale perceperint, ut 
plures Praebendae erigi possint et Canonicatuum, et Vicaria- 
tuum numerus augeri valeat, novae hujusmodi Praebendae 
ad Capitula ita per Nos erecta pertinere censeantur, perinde 
ac si per praesentes Literas in majori numero per Nos erectae, 
et constitutae fuissent. Metropolitanae autem Monacensi ac 
Frisingensi, Cathedrales Ecelesias Augustanam, Passaviensem, 
et Ratisbonensem: Bambergensi vero Metropolitanae Herbipo- 
lensem, Eichstettensem, et Spirensem in suffraganeas assignamus. 
Cupientes autem praedictis duabus Metropolitanis, et sex Cathe- 
dralibus Ecelesiis per Nos, ut praefertur, erectis de congrua, 
firmaque dotatione providere unde primo futuri illarum, et pro 
tempore existentes Archiepiscopi, et Episcopi respectivi decenter 
valeant eorum sustinere dignitatem, Archiepiscopalium, et Epis- 
copalium Mensarum praedietarum dotem constituimus in bonis, 
fundisque stabilibus, quae a saepedicto Rege ad formam articuli 
quarti memoratae Conventionis assignabuntur, quaeque ab in- 
fradicendo praesentium Literarum nostrarum Executore ad 
amussim verificanda erunt, quae quidem bona, fundique ejus 
quantitatis ad formam praedicti Articuli esse debebunt, ut de- 
ductis. oneribus Archiepiscopo Monacensi et Frisingensi Flore- 
norum viginti millia monetae Bavariae, Archiepiscopo Bamber- 
gensi Florenorum quindecim millia, Episcopis Augustano, Ratis- 
bonensi, et Herbipolensi Florenorum decem millia, Episcopis 
denique Passaviensi, Eichstettens!, et Spirensi Florenorum octo 
millia, annuos reditus liberos praebeant. Simili modo, ut Capi- 
tulares quoque mensae dietarum Ecclesiarum sua dotatione, et 
Dignitates, et Canonici, nec non Praebendati, seu Vicarlii pro 
respectivo munere propriis reditibus gaudeant, iisdem annuos 
reditus in bonis fundisque stabilibus ad formam citati articuli 
quarti praedictae Öonventionis a laudato Rege assignandis, atque 
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ab eodem Literarum Nostrarum Executore verificandis perpetuo 
addieimus, et assignamus in quantitate videlicet in Metropolitana 
Monacensi, et Frisingensi pro Praeposito Florenorum quatuor 
millia, pro Decano Florenorum quatuor millia, pro quolibet e 
quingue Canoniecis senioribus Florenorum bismille, pro quolibet 
e quingue Canonicis Junioribus Florenorum mille sexcentorum, 
pro quolibet e tribus Vicariis senioribus Florenorum octingentorum, 
pro quolibet e tribus Vicarlis Junioribus Florenorum sexcentorum. 
In Metropolitana Bambergensi pro Praeposito Florenorum tria 
millia quingentorum, pro Decano Florenorum tria millia quin- 
gentorum, pro quolibet e quinque Canonieis senioribus Flore- 
norum mille octingentorum, pro quolibet e quinque Canonieis 
Junioribus Florenorum mille quadringentorum, pro quolibet e 
tribus Vicariis senioribus Florenorum octingentorum, pro quo- 
libet e tribus Vicarlis Junioribus Florenorum sexcentorum. In 
Cathedralibus Eeclesiis vero Augustana, Ratisbonensi et Herbi- 
polensi pro Praeposito Florenorum tria millia, pro Decano Flore- 
norum tria millia, pro quolibet e quatuor Canonicis senioribus 
Florenorum mille sexcentorum, pro quolibet e quatuor Canonicis 
Junioribus Florenorum mille quadringentorum, pro quolibet e 
tribus Vicarlis senioribus Florenorum octingentorum, pro quo- 
libet e tribus Vicarlis Junioribus Florenorum sexcentorum. In 
Cathedralis autem Passaviensi, Eichstettensi, et Spirensi pro 
Praeposito Florenorum bismille quingentorum, pro Decano Flore- 
norum bismille quingentorum, pro quolibet e quatuor Canonieis 
senioribus Florenorum mille sexcentorum, pro quolibet e quatuor 
Canonicis Junioribus Florenorum mille quadringentorum, pro 
quolibet e tribus Vicariis senioribus Florenorum octingentorum, 
pro quolibet e tribus Vicariis Junioribus Florenorum sexcentorum. 
@Quoniam vero tam Episcopalis, quam Capitularis Mensae Cathe- 
dralis Ecelesiae Spirensis dotatio in bonis, fundisque stabilibus, 
quae in quantitate supradieta a Rege praestanda erit, non tam 
cito ac caeterarum Ecelesiarum dotatio expleri poterit ob speciales 
Dioecesis illius circumstantias, interea usque dum dotatio haec 
fieri valeat pro Episcopi, Capituli, et Vicariorum sustentatione 
assignamus praestationem annuatim a praefato Rege solvendam 
ad formam eitati articuli quarti Conventionis, pro Episcopo sci- 
licet Florenorum sex millia, pro Praeposito Florenorum mille 
quingentorum, pro Decano Florenorum mille quingentorum, pro 
quovis ex octo Canonicis Florenorum mille, pro quovis e sex 
Vicariis seu Praebendatis Florenorum sexcentorum. Ut autem 
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Capitula sic erectarum Metropolitanarum, et Cathedralium Eccele- 
siarum splendidiores, prout merentur, evadant, singulis carum 
Dignitatibus, et Canonicis Indultum deferendi Rocchettum, et 
Cappam Magnam sericam violacei coloris, sericis cordulis sub- 
sutam, cum Pellibus Armellinis hiemali, aestivo vero tempore 
Mozzettam violaceam supra Rocchettum, atque insuper Praeposito 
ac Decano Metropolitanae Monacensis et Frisingensis Ecclesiae 
ad majorem in Civitate Regia splendorem, ac decus sacrarum 
Functionum Mitrae usum in Festis solemnioribus perpetuo respec- 
tive concedimus et indulgemus, ac praeterea eadem Insignia una 
cum usu Mitrae favore Presbyteri munus Directoris Regiae 
Cappellae pro tempore obtinentis de specialis dono gratiae per- 
petuo similiter extendimus, atque erlargimur. Iisdem vero Capi- 
tulis, et Canonicis singularum Ececlesiarum nunc et pro tempore 
existentibus, ut ipsi capitulariter congregati pro novo earumdem 
Metropolitanarum, et Cathedralium Ecclesiarum, earumque chori 
quotidiano servitio, nee non rerum, et Jurium tam spiritualium, 
quam temporalium prospero, felicique regimine, gubernio, ac 
directione, atque onerum eis respective incumbentium suppor- 
tatione distributionum quotidianarum, et aliorum emolumentorum 
quorumceumque exactione, et divisione, ac poenarum a non inter- 
essentibus divinis officis incursu caeremonis, et ritibus ser- 
vandis, ac quibusvis aliis rebus necessarlis, et opportunis statuta, 
ÖOrdinationes, Capitula, et Decreta licita tamen, et honesta, et 
sacris Canonibus, atque ordinationibus Apostolicis, et Concilii 
Tridentini decretis non adversantia, ac sab praesidentia, inspec- 
tione, examine, et approbatione respectivorum Archiepiscoporum, 
aut Episcoporum edere, atque edita declarare, et impetrari, ac 
in meliorem formam redigere, et reformare, seu alia de novo 
condere ab iis, ad quos spectat, et pro tempore spectabit, inviola- 
biliter observanda sub poenis in contrafacientes statuendis pariter 
edere libere et licite valeant, plenam et liberam facultatem con- 
cedimus et impertimur, injuncta respectivis Oapitulis obligatione, 
ut in eorum singulis ab altero ex Canonicis Poenitentiarii munus 
exerceatur, ab altero autem Scriptura sacra festis diebus Populo 
exponatur, qui tamen duo Canonici ab Episcopo ad praedicta 
respective munia fideliter adimplenda erunt stabiliter. deputandıi. 
Curam vero animarum in singulis Metropolitanis, et Cathedrali- 
bus Eccelesiis habitualem penes Capitula respectiva residere, ac- 
tualiter vero ab uno ex Capitularibus ad hoc expresse desig- 
nando ac praevio examine ad formam Sacrorum Canonum ab 
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Ordinario approbaudo cum Vicariorum auxilio exerceri decer- 
nimus, et mandamus. Cumgque ut accepimus, praeter Mona- 
censem supradictae omnes de.novo erectae Cathedrales Eccle- 
siae Sacris suppellectilibus etiam ad Pontificalia exercenda neces- 
sariis perhonorifice sint instructae licentiam ideo impertimur, ut 
suppellectilia hujusmodi in suppressa Episcopali Ecelesia Frisin- 
gensi existentia in novae Archiepiscopalis Ecclesiae Monacensis 
usum, et commodum libere valeant converti. Fabricarum quo- 
que manutentioni, et divini Cultus, ac inservientium expensis 
in singulis Ecclesiis assertum fuit, jam sufficienti modo pro- 
visum esse per bona, et reditus iisdem infixos; attamen si ea 
bona, et reditus pro hujusmodi usibus non sufficere reperiantur, 
ad Archiepiscoporum, et Episcoporum petitiones laudati Regis 
liberalitas, prout Articulo quarto Conventionis expressum est, 
opportune supplebit. In singulis autem Dioecesibus ad formam 
articuli quinti Conventionis cum Seminarium Adolescentum Cleri- 
corum esse debeat sufficientibus instructum reditibus, Archi- 
episcopis propterea, et Episcopis praecipimus, et mandamus, ut, 
si forte in aliqua ex eorum Dioecesibus desit, illud quamprimum 
in Archiepiscopali sive Episcopali Civitate erigant, in quo is 
Clericorum numerus ali, institui, et educari debeat, qui Dioe- 
cesium respectivarum amplitudini, et necessitati respondeat, qui- 
que in executione harum Literarum Nostrarum praefiniendus 
erit: pro hujusmodi autem Seminariorum dote ea bona, fundos- 
que stabiles assignamus, quae a Rege juxta enuntiatum Arti- 
culum quintum Conventionis in eorum sive integram dotationem, 
sive dotationis supplementum isdem attribuentur; pro Archi- 
episcoporum vero et Episcoporum residentia vetera Episcopis, 
sı existant, si autem non adsint, domos a praefato Rege ad id 
assignandas, nec non domos etiam pro Dignitatibus, proque 
senioribus inter Canonicos, et Vicarios, pro Curia Ecclesiastica, 
pro Capitulo, et Archivio, quae singulis a Rege juxta Articulum 
Conventionis quartum statuentur attribuimus, et assignamus. 
Capitulis Canonicorum, et Vicariatibus ut supra erectis, eorum- 
que numero in singulis Ecclesiis praefinito, religuum est, ut de 
modo ac ratione ea componendi pro hac prima vice, quam pro 
futuris temporibus selectis ad hoc Ecclesiasticis viris, quibus 
qualitates articulo decimo Conventionis expressae suffragentur, 
disponamus. Et quod ad primam hanc vicem pertinet, infra- 
nominandus Literarum Nostrarum Executor, auditis interesse 
habentibus, collatisque cum supradicto Rege Consiliis, nova Ca- 
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pitula, nec non Vicarios seu Praebendatos in unaquaque Eecle- 
sia constituet, atque efformabit: idemque tam Dignitates, et 
Canonicatus, quam Vicariatus, seu Praebendas ex delegata Aposto- 
lica Auctoritate, ac Nomine hujus Sanctae Sedis dignis, et idoneis 
Ecelesiastieis viris conferet, ita tamen ut qui de Dignitatibus, et 
Canonicatibus ab eo provisi sint a Dataria Nostra Apostolica 
novae Provisionis, et Confirmationis Literas infra sex Menses 
ex tunc proximos impetrari, et expedire teneantur. Pro futuro 
autem tempore, et successivis vacationibus, reservata semper, et 
quandocumque Nobis, et Romanis Pontificibus Successoribus 
Nostris, Praepositurae, quae prima post Pontificalem dignitas in 
duabus Metropolitanis, et sex Cathedralibus Ecclesiis omnimoda 
libera collatione, Bavariae Regi elargimur Indultum nominandi 
tam ad Decanatus idoneos Presbyteros, quam ad Canonicatus in 
Mensibus Januarü, Martii, Maji, Julii, Septembris, ac Novembris 
vacantes, dignos, et idoneos Ecclesiasticos viros in sacris Ordi- 
nibus constitutos: quoad vero alios sex menses Ärchiepiscopis, 
et Episcopis jus conferendi Canonicatus in mensibus Februar, 
Junii et Octobris vacantes tribuimus: in reliquis vero mensibus 
Aprilis, Augusti, et Decembris Capitulo, et Canonicis respecti- 
varum Ecelesiarum Indultum nominandi ad vacantes canoni- 
catus concedimus, et impartimur; onus tamen injungentes Per- 
sonis tam ad Decanatus, quam ad Canonicatus in sex mensibus 
Apostolicis vacantes a praefato Rege, et in tribus praedictis 
mensibus a Capitulis nominatis, ut ipsi Decanatuum, et Canoni- 
catuum praedictorum collationem, et Provisionem infra sex menses 
ex tune proximos ab Apostolica Sede impetrare, Literasque 
Apostolicas desuper expedire teneantur. Quo vero ad reliqua 
beneficia tam parochialia seu Curata, quam simplicia pridem ad 
liberam Oollationem Antistitum antigquarum Octo Bavariae Ecele- 
siarum spectantia, eadem a futuris, et pro tempore existentibus 
Archiepiscopis, et Episcopis libere in posterum, servatis servandis, 
Personis Ecclesiastieis praedicto Regi gratis, conferentur. Rex 
vero Bavariae ad ea beneficia tam Parochialia, quam Curata, 
ac simplicja praesentabit, ad quae ex legitimo jure Patronatus 
sive per dotationem, sive per fundationem, sive per construc- 
tionem acquisito, ejus Antecessores Duces, et Electores praesen- 
tabant. Praeterea eidem Regi facultatem tribuimus praesentandi 
ad Beneficia, ad quae Collegiatarum Eeclesiarum Capitula, vel 
 Monasteria, seu loca pia actu non existentia legitime praesen- 
tabant, quorum jura de Apostolica Potestate ad hujusmodi tantum 
I* 
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effectum perpetuo supprimimus, extinguimus, et annullamus. 
Subditi laudati Regis, qui Jure Patronatus legitime ut supra 
gaudent, ad Beneficia respectiva tam Parochialia quam Curata 
ac simplicia, hujusmodi Juri Patronatus obnoxia, Canonieis, con- 
suetisque formis servatis, idoneos Ecelesiasticos viros praesen- 
tabunt. Archiepiscopi vero, et Episcopi, praesentatis debita re- 
quisita habentibus, praemisso circa doctrinam et mores examine 
ab ipsis Ordinariis instituendo, si de parochialibus, aut Curatis 
Beneficiis agatur, canonicam dabunt institutionem. Praesentatio 
autem ad omnia ista Beneficia infra tempus a sacris Canonibus 
praescriptum fiat, secus ea libere ab Archiepiscopis, et Episcopis 
conferentur. Et quoniam actu existit Venerabilis Frater Leo- 
poldus de Thun modernus Episcopus antedietae Passaviensis 
Ecelesiae huic Sanctae Sedi immediate subjectae, hine per prae- 
sentes expresse declaramus, quod idem Leopoldus Episcopus 
etiam imposterum, et absque ulla novarum Literarum Apostoli- 
carum expeditione, absque ullo novo solemnis Possessionis actu 
in regimine, et administratione ipsius Ecclesiae sic per Nos de 
novo ut supra erectae, totiusque Dioecesis illi, ut supra assig- 
nandae libere remanere debeat, quodque eadem Ecclesia Passa- 
viensis sub immediata sanctae Sedis subjectione ad ipsius Leo- 
poldi Episcopi vitam retineri pariter debeat, quin Monacensis 
Antistes jus ullum metropoliticum super illa, nisi post antedicti 
Leopoldi obitum valeat exercere. Volentes nunce ad novam 
Dioecesium praedietarum eircumscriptionem procedere, ut distinctis 
finibus singularum omnes auferantur quaestiones de spiritualis 
jurisdictionis exercitio earum distributionem, et divisionem de 
Apostolicae Potestatis plenitudine decernimus, praescribimus, et 
constituimus juxta modum, qui sequitur, videlicet: Dioecesis 
Monacensis ultra Civitatem ipsam Monacensem, alteramque Fri- 
singensem CUivitatem efformabitur ex tercentum sexaginta et una 
Paraeciis, seu locis nuncupatis, Bayersoyen, Ettal, Hochenpeissen- 
berg, ‚Kollgrub, Oberamergau, Peuting, Poebing, Raitenbuch, 
Unteramergau, Wildsteig, Aibling, Au prope Aibling, Aygn, 
Berbling, Ellbach, Feldkirchen, Fischbachau, Flintsbach, Getting, 
Hochstaed, Staegling, Holzhausen prope Flintsbach seu Gros- 
holzhausen, Irschenberg, Kirchdorf prope Aibling, Margarethen- 
zell, Östermünchen, Pang, Pfaffenhofen prope Rosenheim, Rosen- 
heim, Tuntenhausen, Ambs, Attenkirchen, Inkhofen, Kirchdorf 
prope Freising, Nandelstadt, Reichertshausen prope Attenkirchen, 
Schweidenkirchen, Wankenbach seu Obermarchenbach, Wolfers- 
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dorf, Zolling, Bergkirchen, Dachau, Giebing, Haimhausen, He- 
bertshausen, Hochenbercha, Hochenkammer, Jartz, Inzemoos, 
Kolbach, Kreuzholzhausen, Mitterndorf, Moching ad Ambram, 
Pellheim, Roehrmosen, Rumetzhausen, Vierkirchen, Bayerbach, 
Buch ad Erlbach, Grüntegernbach, Hofkirchen, Lengdorf, Maria 
Dorfen, Moosen, Oberdorfen, Pfronbach, Ruprechtsberg, Schwind- 
kirchen, Steinkirchen, Taufkirchen prope Velden, Velden, Wam- 
bach, St. Wolfgang, Arnbach, Aufkirchen, ad Maysach, Bruck 
prope Fürstenfeld, Ebertshausen, Egenburg, Egenhofen, Einspach, 
Emeringen prope Fürstenfeld, Grainertshofen, Günzelhofen, Jese- 
wang, Koltalting, Malching, Mammendorf, Maysach, Oberroth, 
Oberweihertshofen, Pfaffenhofen ad Glon, Rottbach, Schwab- 
hausen, Sulzemoos, Walkertshofen, Welshofen, Wenigmünchen, 
Altenerding, Aufkirchen prope Erding, Berglem, Bokhorn, Eitting, 
Eschlbach, Fraunberg, Langeneisling, Langenpreising, Poigenberg, 
Rappoltskirchen, Reichenkirchen, Riding, Walpertskirchen, War- 
tenberg, Wiffling, Woerth, Allershausen, Eching prope Neufarn, 
Fürholzen, Greimertshausen, Haindlfing, Hummel, Krandsberg, 
Massenhausen, Moosburg, Pippinhausen, Tuntenhausen, Weihen- 
stephan, Bruckberg, Gamersdorf, Gundelkofen, Eoergertshausen, 
Margarethenried, Mauern, Priel, Schweinersdorf, Tondorf, Volk- 
mannsdorf, Achdorf, Altfrauenhofen, Berg prope Landshut, Eching 
prope Landshut, Geisenhausen, Grammelkam, Hocheneklhofen, 
Holzhausen prope Landshut, Landshut, Vilsheim, Vilslern, Zwey- 
kirchen, Burgthor seu Tegernsee, Egern, mund, Hartpenning, 
Kreith, Miesbach, Neukirchen, Oberwarngau, Osterwarngau, Otter- 
fing, Reichersbeyern, Schliersee, Waakirchen, Wahl-Weyarn, 
Aubing, Feldmoching, Forstenried, Garching, Gilching, Greffelfing, 
Lochausen, Martinsried, Neuenschleisheim, Nymphenburg, Pfaffen- 
hofen ad Pasberg, Puchendorf, Puchheim, Schwabing, Sendling, 
Arget, Aschheim, Au suburb., Baumkirchen, Bogenhausen, Isma- 
ning, Kirchheim, Oberfaehring, Oberhaeching, Ottendichl, Perlach, 
Sauerlach, Trudering, Anzing, Egmating, Finsing, Hochenbrun, 
Neuching, Schwaben, Zorneting, Altomünster, Aspach, Gerols- 
pach, Hirschenhausen, Hirtlbach, Jelzendorf, Ilmünster, Inders- 
dorf, Johannech, Kleinberghofen, Lampertshausen, Langenpetten- 
bach, Niederroth, Obermarbach, Paunshausen, Petershausen,. 
Pischelsdorf, Reichertshausen prope Illmünster, Scheuern, Sielen- 
bach, Sittenbach, Thann prope Illmünster, Vörnbach, Weichs, 
Westerholzhausen, Wollmoos, Bruck prope Grafing, Ebersberg, 
Emmering prope Grafing, Glon, Grafing, Holzen, Mosach, 
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Schoenau, Steinhering, Straussdorf, Albaching, Attel, Buch ad 
Buchrain, Forstinning, Haag prope Wasserburg, Isen, Kirchdorf 
prope Haag, Mehring seu Rechtmehring, Mitbach, Pemering, 
Pfaffing, Rieden, Rott, Wasserburg, Garmisch, Mittenwald, Par- 
tenkirchen, Ascholding, Aufkirchen ad Wurmsee, Beurberg, Dei- 
ning, Dietramszell cum Thannkirchen, Endlhausen, Gaisach, 
Hechenberg, Koenigsdorf, Lengries, Minsing cum Tegerndorf, 
Ollstadt, Scheftlarn, Schlechdorf, Tanning, Toelz, Wolfrathshausen, 
Babensham, Baumburg, Bittenhard, Burghausen, Burgkirchen 
ad Alzchieming, Eifelsing, Engelsberg, Evenhausen, St. Georgen 
prope Baumburg seu Weisham, Grabenstaett, Griesstaett, Grün- 
thall, Halsbach, Hard, Haslach, Haeslwang, Kienberg, Mehring, 
Niederfern, Obing, Peterskirchen, Raitenhaslach cum Marienberg, 
Ruehpolding in Miefenbach, Schnaitsee, Siegsdorf, Traunwalchen, 
Troslberg, Truchtlaching, Vachendorf, Frauenchiemse, Nulsdorf 
propre Erl, Prutting, Riedering, Rohrdorf, Seebruck, Vogtareit, 
Altenoetting, Altenmühldorf, Alzgern, Ampfing, Au prope Gars, 
Heldenstein et Lauterbach, Herbering, Kastl, Lohekirchen, Met- 
tenheim, Mittemgars, Mühldorf, Neuoetting, Niederbergkirchen, 
Niedertaufkirchen, Oberbergkirchen, Obertaufkirchen, Perach, 
Pleiskirchen, Pyrthen, Ranoldsberg, Rattenkirchen, Reicherts- 
heim, Reisbach, Reit prope Stamham, Schoenberg, Stamham, 
Stephanskirchen prope Ampfing, Taufkirchen seu Loefering, 
Unterneukirchen, St. Veith ad Rotham, Wang, Weinkering, 
Seeon, Eggstaett, Endorf, Frafsdorf, Gralsau, Niederaschau, Per- 
nau, Praitbrunn, Prien, Reit im Winkel, Sacherang, Soelhuben, 
Uebersee, Berchtesgaden, Ramsau, Schellenberg. — Bambergensis 
Dioecesis ultra Civitatem constabit ex infrascriptis centum octo- 
ginta septem Paraeciis sive locis nuncupatis Adelsdorf, Alten- 
banz, Altenkundstadt, Altmannshausen, Appenfelden, Amlingstadt, 
Ansbach, Arnstein, Aschbach, Auerbach, Aurach, Banz, Bay- 
reuth, Bechhofen, Bellershausen, Birnbaum, Bischberg, Breiten- 
lohe, Buchenbach prope Erlangen, Buchenbach in palatinatu 
superiori, Bühl prope Rottenberg, Burgebrach, Burggrub, Burg- 
kundstadt, Burgwindheim, Buttenheim, Döringstadt, Dornheim, 
Drosendorf, Drügendorf, Ebensfeld, Ebermannstadt, Ebrach, Eg- 
golsheim, Elbersberg, Enchenreuth, Erlangen, Etzelskirchen, 
Freyenfels, Frensdorf, Friesen, Gebsadel, Geiselwind, Geisfeld, 
Giech, Gösweinstein, Graitz, Graitzlambach, Gremsdorf, Gunzen- 
dorf, Gülsbach, Guttenberg, Hallerndorf, Hallstadt, Hannberg, 
Hartenstein, Hausen, Hemmersheim, Herbolzheim, Herrnsdorf, 
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Herzogenaurach, Hirshaid, Höchstadt, Hochstahl, Hoff, Hohen- 
mirschberg, Hollfeld, Hopfenhoe, Hüttenheim, Iphofen, Issling, 
Kaltenbrun, Kaemmern, Kirchehrenbach, Kerschbach, Kirchlein, 
Kirchröttenbach, Kirchschletten, Kleukheim, Klosberg, Koenigs- 
feld, Koenigstein, Kronach, Kulmbach, Kupferberg, Küps, Lahm, 
Langensendelbach, Leutenbach, Lichtenfels, Lisberg, Litzendorf, 
Lohndorf, Ludwach, Ludwigschorgast, Mainroth, Marienweiher, 
Marktbibart, Marktscheinfeld, Marktseinsheim, Marktschorgast, 
Marktzeuln, Memmelsdorf, Michaelfeld, Mistelfeld cum Langheim, 
Mistendorf, Mitwitz, Modschiedel, Motschenbach, Neufang, Neu- 
haus prope Veldenstein, Neukenroth, Neundorf, Neunkirchen am 
Brand, Neunkirchen am Sand, Nordhalben, Nürnberg, Obereis- 
feld, Oberhaid, Oberlangenstadt, Oberscheinfeld, Obertrubach, 
Pautzfeld, Pettstadt, Pinzberg, Posseck, Pottenstein, Pretsfeld, 
Priesendorf, Radelsdorf, Redvitz, Reundorf, Reuth, Rodheim, 
tottenburg, Rothenkirchen, Röttenbach, Rottenberg, Schesslitz, 
Schillingsfürst, Schlüsselau, Schlüsselfeld, Schmölz, Schnaid, 
Schnaitlach, Schönbrunn, Schönfeld, Sesslach, Seussling, Sander- 
nohe, Stadelhofen, Stadtsteinach, Staffelstein, Steinberg, Steinfeld, 
Steinwiesen, Stöckach, Strullendorf, Stübig, Teuschnitz, Thurn- 
dorf, Tiefenpölz, Tiefenstockheim, Troschenreuth, Trunstadt, 
Tschirn, Utzing, Uhlstadt, Unterleinleither, Virnsberg, Volsbach, 
Vorchheim, Wachenroth, Wallenfels, Wartenfels, Wattendorf, 
Weischenfeld, Weismayn, Weisenohe, Weisendorf, Weisenstein 
prope Pomersfelden, Wiesenthau, Willanzheim, Windheim, Wich- 
senstein, Zapfendorf, Zeyern. — Dioecesim Au gustanam praeter 
Episcopalem Civitatem efformabunt octingenta ac septem Paraeciae 
seu loca nuncupata, Bergheim, Gertshofen, Goeggingen, Haun- 
stetten, Hirblingen, Inningen, Lechhausen, Leitershofen, Ober- 
hausen, Pfersee, Stadtbergen, Steppach, Adelsried, Agawang, 
Anhausen, Arestried, Aystetten, Batzenhofen, Biburg, Bonstetten, 
Breitenbrunn, Dietkirch, Dinkelscherben, Doepshofen, Fischach, 
Haeder, Heinhofen, Horgau, Kutzenhausen, Ottmarshausen, Ried, 
Rommelsried, Steinskirch, Tefertingen, Usterbach et Moedis- 
hofen, Willishausen, Wolbach, Woerleschwang, Zusmershausen, 
Aichach, Aufhausen et Unterlauterbach, Oberbernbach, Unter- 
bernbach, Ecknach, Eresing, Gallenbach, Grosshausen, Herets- 
hausen, Hilgertshausen, Klenau et Junkenhofen, Klingen, Kühe- 
bach, Laimering, Obermaurbach, Pipinsried, Randelsried et Haag, 
Ruppertszell, Schildberg, Unterschoenenbach, Schrobenhausen, 
Singenbach, Tandern, Thalhausen, Waidhofen, Weilach, Altheg- 
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nenberg, Bachern, Baindlkirch, Bairmünching vel Merching, Brid- 
riching, Burk, Dinzelbach, Eglingen, Eresried, Hochdorf, Kissing, 
Mering, Mittelstetten, Ottmaring, Schmiechen, Steinbach, Stein- 
dorf, Winkl, Amberg, Apfeltrach, Bayrisried, Baisweil, Dorsch- 
hausen, Eggenthal, Matsies, Mindelau, Nassenbeuren, Unter- 
Yammingen, Sehlingen, Stockheim, Etlringen, Ingenried, Irrsingen, 
Kirchhof, Lauchdorf, Türkheim, Warmisried, Wiedergeltingen, 
Woerishofen, Altisheim, Bertoldsheim, Burgheim, Gansheim, 
Hietting, Kaisersheim, Lechsend, Leitling, Marxheim, Mauren, 
Neffsend vel Schaefftall, Ortlfing et Biding, Rennertshofen, Step- 
berg, Strass, Teutting, Trugenhofen, Uebersfeld, Wellheim, Alt- 
heim et Schrezheim, Dillingen, Fristingen, Reistingen, Riedhausen 
im Moos, Wittislingen, Dinkelspühl, Halsbach, Wilburgstetten, 
Berg, Markt Bissingen, Bollstadt, Doggingen, Deiningen, Donau- 
woerth, Fronhofen, Hoppingen, Kleinerdlingen, Reimlingen, 
Woernitzstein, Zirgisheim, Adelzhausen, Affing, Aindling, Almoos, 
Aulzhansen, Dasing, Edenried, Friedberg, Gebenhofen, Obergries- 
bach, Griesbekerzell, Habertskirch, Haunswiess, Heretshausen, 
Hohenzell, Hollenbach, Igenhausen, Ichenhofen, Paar, Rehling, 
Rehrospach, Rieden, Sainbach, Stetzling, Stozard, Sulzbach, Tait- 
ting et Bitzinhofen, Terching, Tettenried, Todenweis, Welsiszell 
et Ziegelbach, Willprechtszell et Hohenried, Zalling, Bernbeurn, 
Fuisen, Hopfen, Lechbruck, Pfronten, Rieden, Rosshaupten, Seeg, 
Weissensee, Zoll, Amerdingen, Blindheim, Diemantstein, Hoech- 
staedt, Kicklingen, Lutzingen, Moerslingen, Münster et Erlings- 
hofen, Ober-, Unter-Finningen, Oberliezheim, Schwennenbach, 
Schwenningen, Sonderheim, Steinheim, Tapfheim, Unterliezheim, 
Adelshausen, Affalterbach et Meinpertshofen, Berg im Gau, 
Bobenhausen, Buch, Deimhausen, Edelsbausen, Ehrenberg et 
Gittenbach, Eurenbach, Eutenhofen, Fahlenbach, Freinhausen, 
(Gebelsbach, Guntramsried et Kleinreichertshofen, Hohenried, 
Hohenwarth, Lindach et Eulenried, Pfaffenhofen et Ankenhofen, 
Paernbach, Rohr et Gambach, Steinerskirchen, Tegernbach, Utten- 
hofen, Wahl, Rohrbach et Össenhausen, Weichenried, Autenried, 
Behlingen, Blaichen, Bubesheim, Burgau, Deubach, Edelstetten, 
Ettenbeuren, Grolskissendorf et Anhofen, Grofskoetz, Untergünz- 
burg, Haslach vel Langenhaslach, Hochwang, Ichenhausen, 
Kemnath, Kleinkoetz, Knoeringen, Limpach, Gross- et Kleinan- 
hausen, Neuburg, Oberelchingen, Offingen, Oxenbrunn, Retten- 
bach, Rieden, Stoftenried, Teffingen, Thaifingen, Unterelchingen, 
Wattenweiler et Hesselhurst, Waldstetten, Wettenhausen, Wiesen- 
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bach, Aislingen, Anried, Ettelried, F leinhausen, Freihalten, Gabel- 
bach, Gloett, Grünenbaind, Münsterhausen, Rechbergreithen, 
Ried, Roefingen, Scheppach, Schoenenberg, Thannhausen, Thur- 
lauingen, Gundremingen, Hafenhofen, Jettingen, Landensberg, 
Mindelaltheim, Oberwaldbach, Waldkirch, Winterbach, Ziemets- 
hausen, Aufkirch, Boeckstetten, Emmenhausen et Brunnen, 
Eurishofen et Schwaebischhofen, Gutenberg, Hirschzell, Hon- 
solgen, Jengen, Irrsee, Kaufbeuren, Ketterschwang, Lengenfeld, 
Lindenberg, Maurstetten, Obergermaringen, Oberoftendorf, Pforzen, 
Rinden, Stoettwang, Toesingen, Untergermaringen, Waal, Wahl- 
haupten, Weicht et Weinhausen, Westendorf, Alstetten, Betzigau, 
Burgberg et Agathazell, Durach, Hindelang, Ottaker et Ried, 
Petersthal, Rauchenzell, Rettenberg vor der Burg, Schoellang, 
Lenzfried, Meiselstein, Mittelberg, Moosbach, N esselwang, Oberst- 
dorf, Sonthofen, Stephans-Rettenberg, Sulzberg, Wertach, Wild- 
polsried, Aichen, Angelberg vel Tussenhausen, Balzhausen, Eppis- 
hausen, Ober-Gessertshausen, Gremolsried, Haselbach, Immel- 
stetten, Kirchheim, Klimach, Konradshofen et Schwabege, Koenigs- 
hausen, Langeneufnach, Memmenhausen, Michhausen, Mittel- 
eufnach, Maergen, Reicherzhofen, Reinhartshausen, Scherstetten, 
Siebnach, Siegertshofen, Wald, Walkertshofen, Willmatshofen, 
Zaisertshofen, Apfeldorf, Bürgen, Entraching, Forst vel St. Leon- 
hard, Hagenheim, Hofstetten, Landsberg, LEudenhausen, Ober- 
finning, Reichling, Spoetting, Stadl et Pflugdorf, Stoffen, Tetten- 
schwang, Thaining, Unterfinning, Untermühlhausen, Rott, Schoef- 
felding, Wefsobrunn, Bachhagl et Landshausen, Bergheim, Burg- 
hagel, Echenbrunn et Faimingen, Gundelfingen, Hausen, Lauingen, 
Medingen, Oberbechingen, Ober- et Unter-Medlingen, Staufen, 
Unterbechingen, Zirtheim et Tattenhausen, Zaeschingen, Asch, 
Bruck vel Schwabbruck, Burggen, Denklingen, Ingenried, Leeder, 
Öberdielsen, Saxenried, Tannenberg, Unterdiefsen, Aletshausen, 
Attenhausen, Bedernau, Billenhausen, Breitenbrunn, Leppen- 
hausen, Mindelheim, Mindelzell, Nattenhausen, Ober- et Unter: 
aurbach, Deissenhausen, Dirlewang, Ebershausen, Eriesried, Euten- 
hausen, Haasberg, Oberkamlach, Koengetried, Krumbach, Paffen- 
hausen cum Egelhofen, Raunau, Unteregg, Ursberg, Waltenhausen, 
Westernach, Winzer, Zaiertshofen, Ambach, Baar, Bittenbrunn, 
Dezenacker, Dinzelhausen, Ebenhausen, Ehekirchen, Hollenbach, 
Karlshuld, Manching, Neuburg, Oberhausen, Oberstimm, Reicherts- 
hofen, Ried, Rohrenfels, Seiboldsdorf, Sinningen, Unterhausen 
vel Grünwald, Wagenhofen, Weichering, Zell, Zuchering, Beuren, 
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Boecking et Aschering, Drelsling, Delling et Mailing, Machtlfing’ 
Oberalting, Oberpfaffenhofen, Eching, Erling respective Andechs, 
Feldafing, Frieding, Hechendorf, Inning, Perchting, Starnberg, 
Traubing, Unterbrunn, Woessling et Walchstadt, Zangenhausen, 
Altdorf, Aitrang, Apfeltrang, Bernbach, Berchtoldshofen et Burk, 
Bidingen, Ebenhofen, Frankenhofen, Frankenried, Friesenried, 
Geisenried, Goerisried, Kleinkemnath, Leuterschach, Oberbeuren, 
Oberdorf, Oberthingau, Osterzell, Remnastried, Rettenbach, Rude- 
ratshofen, Stetten, Sulzschneid, Thalhofen, Unterthingau, Wald, 
Babbenhausen, Buch, Christerzhofen, Gannerzhofen, Kloster- 
beuren, Oberhausen, Oberroth, Osterberg, Herrenstetten, Jedes- 
heim, Dlereichen, Ilertilsen, Kellmünz, Kettershausen, Rennerts- 
hofen, Tafertshofen, Untereichen, Unterroth, Winterrieden, Amen- 
dingen, Attenhausen, Benningen, Boehen, Boos, Buxheim, Dieters- 
hofen, Dietmansried, Ebersbach, Egg, Engetried, Erkheim, 
Frechenried et Altisried, Groenenbach, Günz, Haldenwang, 
Hopferbach, Dlerbeuren et Kronburg, Lachen, Memmingen, 
Niederrieden, Obergünzburg, Ollarzried, Ottobeuren, Plefs, Probst- 
ried, Reicholzried, Rettenbach, Ronsberg, Sontheim, Undrasried, 
Ungerhausen, Westerheim, Hawangen, Heimertingen, Holzgünz, 
Wohlfahrtschwenden et Niederdorf, Zell et Wohringen, Baier- 
dilling, Bonsal, Buch, Ebenried, Echsheim, Feldheim, Gempling, 
Grimolzhausen, Guündelsdorf, Handzell, Haselbach, Holzheim, 
Holzkirchen, Illdorf, Langenmosen, Münster, Neukirchen, Nieder- 
schoenenfeld, Oberbaar, Osterzhausen et Heimpertsdorf, Poettmes, 
Rain, Sandizell, Schorn, Schoenesberg, Staudheim, Thierhaupten, 
Walden, Wiesenbach, Altenstadt, Brem, Epfach, Hohenfurch, 
Kinsau, Niederhofen, Schongau, Schwabsoyen, Steingaden, Traug- 
gau, Waltenhofen, Benzing, Ober-Bergen, Betzenhausen, Beurbach, 
Epfenhausen, Eresing, Geltendorf, Geretshausen, Hausen, Kauf- 
ring, Mohrenweis, Scheuring, Ober-Schondorf, Schwabhausen, 
Turkenfeld, Utting, Walleshausen, Weil, Bobingen, Buchlohe, 
Dillishausen, Erpftingen, Gennach et Westererringen, Graben, 
Grossaitingen, Grosskitzighofen, Hiltenfingen, Holzhausen, Hur- 
lach, Klainaitingen, Kleinkitzighofen, Lamerdingen, Langerringen, 
Mühlhausen, Oberiglingen, Obermeitingen, Ottmarshausen, Sch wab- 
münchen, Unteriglingen, Untermeitingen, Wehringen, Belzheim, 
jirkhausen, Ehingen, Fremdingen, Hausen, Hochaltingen, Laub, 
Mayhingen, Marktoffingen, Munningen, Munzingen, Oettingen, 
Rauenstetten, Richlingstetten, Utzwingen, Wallerstein, Aidling 
et Riegsee, Antdorf, Unterbeilsenberg, Benedietbeuren et Kochel, 
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Bernried et Dutzing, Dielsen, Eberfing, Deutenhausen et Maren- 
bach, Ober-Eglfing, Eschenlohe, Habbach, Haunshofen, Heil- 
brunn, Hugelfing cum Berg et Hausen, Jachenau, Iffeldorf, 
Murnau et Hechendorf, Paehl et Wittelshofen, Polling, Etting 
et Oderding, Raisting, Sechering, Seehausen, Seeshaupt, Magnets- 
ried et Senhausen, Sindelsdorf et Dirrenhausen, Spatzenhausen 
et Hofheim, Uffing, Unterhausen, Walchensee, Weilheim, Atten- 
hofen, Aufheim, Bellenberg, Biberach vel Bibern, Biberachzell, 
Breitenthal, Bubenhausen, Bühl, Oberfalheim, Jinningen, Hegel- 
hofen, Holzheim, Illerberg, Illerzell, Oberhausen, Oberreichen- 
bach, Pfaffenhofen, Roggenburg, Schielsen, Strals, Voehringen, 
Wallenhausen et Biberberg, Weissenhorn, Wullenstetten, Alten- 
baindt, Altenmünster, Baiershofen, Binswangen, Blinsbach, Bret- 
telshofen, Ellerbach, Emersacker, Frauenstetten, Gottmannshofen, 
Hegnenbach, Holzheim, Laugna, Modelshausen, Pfaffenhofen, 
Villenhach, Welden, Wengen, Wertingen, Zusamaltheim, Zusam- 
zell, Affaltern, Allmannshofen, Asbach, Axen vel Achsheim, Auch- 
sesheim, Biberbach, Ehingen, Gablingen, Genderkirchen, Herberts- 
hofen, Heretsried, Hirschbach, Langenreichen, Langweid, Lauter- 
bach, Lauterbrunn, Lützelburg, Mertingen, Oberndorf, Osterbuch, 
Truisheim, Westendorf, Altuisried, Buchenberg, Frauenzell, Kim- 
ratshofen, Kreutzthal, Krugzell, Lautrach, Legau, Martinszell, 
Memhoelz, Muthmannshofen, Rechtis, Steinbach, Waltenhofen, 
Klein-Weiler, Wengen, Wiggensbach, Boesenreüte, Hergensweiler, 
Lindau, Mariathann, Öberreitnau, Sigmarszell, Unterreitnau, 
Wasserburg, Weissenberg, Wombrechts, Akams, Balderschwang, 
Bleichach, Diepolz, Ekarts, Fischen, Hellengerst, Immenstadt, 
Missen, Niedersonthofen, Obermeiselstein, Ofterschwang, Sey- 
friedsberg, Staufen, Stein, Stiefenhofen, Thalkirchdorf, Tiefenbach, 
Weitnau, Ebrazhofen, Ellhofen, Gestratz, Grünenbach, Heimen- 
kirch, Lindenberg, Mairhoefen, Niederstaufen, Opfenbach, Reuthen, 
Roethenbach, Scheffau, Scheidegg, Weiler, Au, Burlafingen, 
Kempten. — Dioecesis Passaviensis ultra Episcopalem Civita- 
tem complectetur, centrum quinquaginta unam Paroecias seu loca 
nuncupata, Aigen, Aspach, Engertsham, Griesbach, Hartkirchen, 
Karpfham, Kirchham, Koestlarn, Mittich, Poking, Reitern, Rot- 
thalmünster, Ruhestorf, Sulzbach, Tettenweis, St. Wolfgang, 
Weihmoerting, Wurting, Eggstetten, Ering, Haiming, Kirchberg, 
Kirchdorf, Münchham, Stubenberg, Arnstorf, Aufhausen, Edling, 
Grafendorf, Haunersdorf, Kammern, Landau, Magersdorf, St. 
Marienkirchen, Niedernhausen, Reichertsdorf, Zeholfing, Adldorf, 
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Arnstorf, Haunersdorf, Fegerndorf, Landau, Marienkirchen, 
Münchsdorf, Rosbach, Wildthurn, Aicha ante sylvam, Auerbach, 
Aussernzell, Groettersdorf, Hals, Hofkirchen ad Danubium, Iggers- 
pach, Lalling, Neukirchen ante sylvam, Niederaltaich, Noessl- 
bach, Schoellnach, Schwannenkirchen, Schwarzach, Seebach, 
Thurmanspang, Winzer, Fürstenzell, Heining, Hoechenstadt, Neu- 
kirchen ad Oenum, Otterskirchen, Tumelstadt, Tieffenbach, Varn- 
bach, Harbach, Johanniskirchen, Neuhofen, Noeham, Pfarrkirchen, 
Postmünster, Pirnbach, Schoenau, Triftern, Utlau, Aholming, 
Aicha ad Danubium, Aidenbach, Attersbach, Beutelsbach, Dor- 
nach, Galgweis, Holzkirchen, Isarhofen, Kirchdorf, Künzing, 
Lielsing, Osterhofen, Pitzling, Pleinting, Rainding, Toedling, 
Uttigkofen, Frauenau, Grafenau, Innernzell, Kirchberg, Kirch- 
dorf, Langdorf, S. Oswald, Regen, Rinchna, Schoenberg, Zwiesel, 
Breitenberg, Freyung, Gottersdorf, Grainet, Griesbach, Hautzen- 
berg, Hohenau, Hutthurn, Kellberg, Obernzell, Perlesreit, Roehm- 
bach, Strasskirchen, Tyrnau, Waldkirchen, Wegscheid, Eyberg, 
Gern, Hirschhorn, Rogglfing, Unterdietfurt, Zeillarn, Zimmern, 
Ainring, Anger, Feichten, Fridorfing, Inzell, Kay, Laufen, Mar- 
zoll, Otting, Palling, Petting, Reichenhall, Salzburghofen, Surberg, 
Teisendorf, Tittmoning, Waging, S. Zenno. — Ratisbonensis 
Dioecesis ultra Episcopalem Civitatem constabit ex quadringentis 
quinquaginta quatuor Paraeciis sive locis nuncupatis, Adert- 
hausen, Allersburg, Hausen, Püllenhofen, Utzenhofen, Altdorf, 
Altheim, Ergolting, Hohenthann, Heil-Brünnl, Neuhausen, S. 
Nicla, Oberglaim, Schatzhofen, Siessbach, Weihmichl, Alburg, 
Atting, Aufhausen, Feldkirchen, Perkam, Riekofen, Schoenach, 
Sünching, Alt- und Neuschwand, Arnschwang, Ast, Cham, Cha- 
merau, Dalking, Eschlcham, Fischbach, Furth, Gleissenberg, 
Kötzting, Lam, Michlsneukirchen, Mosbach, Neukirchen-Balbini, 
Neukirchen beim h. Blut, Nittenau, Pempfling, Penting, Plaibach, 
Pruck, Rimbach, Roding, Runding, Stattelbeilstein, Schoenthal, 
Schorndorf, Stamsried, Wald, Walderbach, Waldmünchen, Zehl, 
Arnbruck, Bodenmais, Boebrach, Deggendorf, Englmar, Etten- 
stetten, Greiersthal, Gotteszell, Grafling, Hunderdorf, March, Maria- 
posching, Metten, Neuhausen, Neukirchen, Oberwinkling, Peras- 
dorf, Pfelling, Ruhmannsfelden, Schwarzach, Tegernbach, Unter- 
viechtach, Wattendorf, Wettzell, Windberg, Adlkofen, Aich, Bina- 
biburg, Dietelskirchen, Dinglfing, Freienseiboldsdorf, Gaindorf, 
Gerzen, Hittenkofen, Holsbrunn, Kirchberg, Loiching, Loitzen- 
kirchen, Niederviehbach, Oberaibach, Oberviehbach, Reichel- 
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kofen, Treitelkofen, Vilsbiburg, Eggenfelden, Englmannsberg, 
Falkenberg, Frontenhausen, Gangkofen, Gottfrieding, Griesbach, 
Haberskirchen, Hebertsfelden, Kolbach, Maming, Niederhoecking, 
Oberdietfurt, Oberhausen, keisbach, Steinberg, Taufkirchen, 
Ainau, Engelbrechtsmünster, Ernsgaden, Eschelbach, Gebronts- 
hausen, Geisenfeld, Geisenhausen, Geroltshausen, Gosseltshausen, 
Irsching, Koenigsfeld, Lauterbach, Münchsmünster, Oberempfen- 
bach, Rotteneck, Vohburg, Walkersbach, Wollnzach, Ascholts- 
hausen, Geislhöring, Grafentraubach, Hainsbach, Hofdorf, Hof- 
kirchen, Holztraubach, Laberweinting, Leiblfing, Martinsbuch, 
Mettenbach, Moosthan, Ottering, Pfaffenberg, Salach, Steinbach, 
Tunding, Veitsbuch, Westen, Amberg, Ammerthal, Aschach, 
Busruck, Ensdorf, Gebenbach, Hahnbach, Hirschau, Hohenkem- 
nath, Kemnath prope Neunaigen, Lintach, Pappenberg, Pitters- 
berg, Poppenricht, Rottendorf, Schlicht, Schmiedgaden, Schnaiten- 
bach, Schoenbrunn, Theuern , Vilseck, Wutschdorf, Abbach 
Abensberg, Afecking, Biburg, Eining, Hienheim, Kapfelberg, 
Kellheim, Kirchdorf, Mühlhausen, Neustadt, Offenstetten, Poik- 
ham, Puelach, Purkwang, Saal, Salingberg, Teugen, Teuerting, 
Umelsdorf, Weltenburg, Aichkirchen, Aichlberg, Beratshausen, 
Eilsbrunn, Frauenbere, Hemau, Hohenschambach, Laaber, Lup- 
purg, Nittendorf, Painten, Parsberg, See, Köblitz, Leuchtenbers, 
Luhe, Michldorf, Pfreimd, Rockenstein, Schirmitz, Appersdorf, 
Attenkofen, Au, Degernbach, Elsendorf, Gundertshausen, Hebronts- 
hausen, Lindkirchen, Mainburg, Österwald, Pötzmes, Rudelts- 
hausen, Sandeltshausen, W alkershofen, Attendorf, Alt- und Neu 
stadt, Böhmischbruck, Dieterskirchen, Eslarn, Heinrichskirchen, 
Kemnath prope Fuhrn, Mosbach, Murach, Naabburg, Neunburg, 
Neukirchen prope St. Christoph, Oberviechtach, Pullnrieth, Rötz, 
Schoensee, Schwarzach, et Altfalter, Schwarzenfeld, Schwarzhofen, 
Seebarn, Tanstein, Teniesberg, Teunz, Tiefenbach, Trausnitz im 
Thal, Unterauerbach, Waidenthal, Waidhausen, Waldthurn, 
Weiding, Weihern, Winklarn, Wurz, Altmühlmünster, Apperts- 
hofen, Bettbrun, Deising, Eggersberg, Essing, Grossmaehring, 
Hagenhill, Jachenhausen, Kaesing, Koeching, Lobsing, Menning, - 
Mindlstetten, Mühlbach, Pföring, Pondorf, Schambach, Scham- 
haupten, Sollern, Stamham, Tettenwang, Tolling, Wolfsbuch, 
Zell, Aiterhofen, Altenbuch, Biebing, Geltolfing, Heidelfing, Irl- 
bach, Ittling, Michlsbuch, Otzing, Pilsting, Plattling, Reissing, 
Schambach, Schnaiding, Stephansposching, Strasskirchen, Wallers- 
dorf, Arrach, Ascha, Elisabethszell, Haselbach, Haybach, Kirchen- 
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roth, Konzell, Loitzendorf, Mitterfels, Oberalteich, Parkstetten, 
Pfaffmünster, Pondorf, Ratiszell, Rattenberg, Stallwang, Steinach, 
Straubing, Wetzlsberg, Wiesenfelden, Barbing, Hohengebraching, 
Irlbach, Lappersdorf, Matting, Prüfening, Salern, Sinzing, Wein- 
ting, Winzer, Andermannsdorf, Asenkofen, Ergoltsbach, Hatz- 
kofen, Hebramsdorf, Herrnwahl, Hofendorf, Hornbach, Inkofen, 
Laberberg, Pfeffenhausen, Pfaffendorf, Rainertshausen, Rohr, 
Rottenburg, Sandsbach, Schmalzhausen, Semmerskirchen, Volken- 
schwand, Eglofsheim, Kaefering, Laichling, Langenehrling, Min- 
drachine, Mosham, Paering, Pfakofen, Pinkofen, Schirling, 'Thal- 
maelsing, Wolkering, Burglengenfeld, Dieteldorf, Duggendorf, 
Hainsacker, Hohenfels, Kalmünz, Kirchberg, Lambertsneukirchen, 
Leonberg, Neukirchen, Pettendorf, Pettenreut, Pülenhofen, Rams- 
pau, Regenstauf, Rieden, Saltendorf, Schmidmühlen, Schwandorf, 
Wackersdorf, Wiefelsdorf, Zeitlarn, Ebnath, Falkenberg, Fichtel- 
berg, Grafenwöhr, Kastl, Kirchenlaibach, Kirchenthumbach, 
Kulmain, Mockersdorf, Prelsat, Pullenreuth, Schlamersdorf, 
Speinshard, Stadteschenbach, Stadtkemnat, Waldeck, Windisch- 
eschenbach, Wiesau, Erbendorf, Flols, Kaltenbrunn, Kolberg, 
Misbrun, Neukirchen prope Weiden, Parstein, Pleystein, Premen- 
reuth, Püchersreut, Rottenstadt, Sulzbach, Vohenstrauls, Weiden, 
Aholfing, Altenthan, Brennberg, Frauenzell, Geisling, llikofen, 
Obertraubling, Pfatter, Rötenbach, Tegernheim, Thumstauf, 
Wenzenbach, Wiesent, Wörth, Baernau, Beutl, Griesbach, Gros- 
konreut, Hohenthan, Konnersreut, Leonberg, Maehring, Mitter- 
teich, Münchenreut, Neualbenreuth, Redwitz, Waldsalsen, Schwar- 
zenbach, Türschenreut, Waltershof, Wernersreut, Wondreb. — 
Herbipolensis Dioecesis praeter Episcopalem civitatem 
efformabitur a quatuorcentum quinque paraecüs sive locis nun- 
cupatis Arnstein, Aschfeld, Beinsgesang, Binsfeld, Brebersdorf, 
Büchold, Bühler, Burghausen, Gänheim, Gramschatz, Grelsthal, 
Hausen et Fährbrück, Hefslar, Hundsbach, Müdesheim, Schweben- 
ried, Stetten, Birkenfeld, Greulsenheim, Karbach, Pflochsbach, 
Steinfeld, Bischofsheim ante Rhoenas, Fladungen, Gersfeld, Hilters, 
Kleinsassen, Lahrbach, Oberbach, Oberfladungen , Reulbach, 
Rüdenschwinden, Simmershausen, Unterweilsenbrunn, Wegfurt, 
Weisbach, Wüstensachsen, Bergtheim, Burggrumbach, Dettelbach, 
Dippach, Escherndorf, Estenfeld, Euerfeld, Kürnach, Lengield, 
Oberpleichfeld, Proselsheim, Rimpar, Schwanfeld, St. Veit, Vers- 
bach, Unterpleichfeld, Baunach, Burgpreppach, Ebern, Gemein- 
feld, Gereuth, Jefserndorf, Kirchlauter, Leuzendorf, Mürschbach, 
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Oberelldorf, Pfarrweisach, Unterpreppach, Bergrheinfeld, Eben- 
hausen, Egenhausen, Efsleben, Ettleben, Euerbach, Geldersheim, 
Hergolzhausen, Kronungen, Maybach, Pfersdorf, Rannungen, 
Schleenrieth, Schweinfurt, Waigolshausen, Werneck, Zeutzleben, 
semünden, Gössenheim, Hofstetten, Karsbach, Mafsenbuch, Ober- 
sinn, Rohrbach, Steinbach, Wernfeld, Wiesenfeld, Windheim, 
Wolfsmünster, Dingolshausen, Donnersdorf, Falkenstein, Franken- 
winheim, Gerolzhofen, Grettstadt, Herlheim, Obereuerheim, Ober- 
schleichach, Oberschwarzach, Proelsdorf, Pülselsheim, Theinheim, 
Untersteinach, Eltmann, Forst, Gädheim, Gmetzgau seu Knetzgau, 
Halsfurt, Limbach, Mechenried, Obertheres, Prappach, Schonungen, 
Stettfeld, Unterhohenried, Westheim, Zeil, Zell unter Ebersberg, 
Allersheim, Efisfeld, Euerhausen, Gaubüttelbrunn, Heidingsfeld, 
Höchberg, Ingolstadt, Kirchheim, Kleinrinderfeld, Rottenbauer, 
Sulzdorf, Erlabrunn, Eulsenheim, Gambach, Gündersleben, Him- 
melstadt, Karlburg, Karlstadt, Laudenbach, Margetshöchheim, 
Mühlbach, Retzbach, Retzstadt, Thüngersheim, Unterdürrbach 
vulgo etiam Dürrbach, Veitshöchheim, Zell, Zellingen, Arnshausen, 
Aura ad Saalam, Burkardroth, Elfershausen, Euerndorf, Fuchs- 
stadt, Kilsingen, Langendorf, Langenleiten, Nüdlingen, Ober- 
thulba, Poppenroth, Premich, Ramsthal, Stangenroth, Stralsbach, 
Sulzthal,-Waldaschach, Waldfenster, Biebelried, Eibelstadt, Erlach, 
Frickenhausen, Gerbrunn, Kitzingen, Kleinochsenfurt, Marktbreit, 
. Randesacker, Rottendorf, Sulzfeld ad Moenum, Theilheim, Zeubel- 
ried, Alsleben, Althausen, Breitensee, Bundorf, Euershausen, 
Grolsenbardorf, Grosseneibstadt, Herbstadt, Kleinbardorf, Koenigs- 
hofen, Merkershausen, Oberefsfeld, Saal, Sternberg, Sulzfeld in 
arvis, Trappstadt, Unterelsfeld, Wülfershausen, Böttigheim, Erlen- 
bach, Hafenlohr, Helmstadt, Hettstadt, Holzkirchen, Homburg, 
Lengfurt, Marktheidenfeld, Neubrunn, Neustadt ad Moenum, 
Oberleinach, Rottenfels, Schollbrunn, Stadelhofen, Trennfeld, 
Unterleinach, Unterwittbach, Urspringen, Bastheim, Eussenhausen, 
Frickenhausen, Hendungen, Heustreu, Hollstadt, Mellerichstadt, 
Mittelstreu, Nordheim ante Rhoenas, Oberelzbach, Oberstreu, 
Stockheim, Unsleben, Unterelzbach, Wechterswinkel, Wollbach, 
Wolfmannshausen, Brend-Lorenzen, Burglauer, Burgwaldbach, 
Ebersbach, Grossenwenkheim, Herschfeld, Münnerstadt, Neustadt, 
Niederlauer, Roedelmaier, Salz, Steinach, Strahlungen, Wer- 
merichshausen, Acholshausen, Bolzhausen, Darstadt, Eichelsee, 
Gaukoenigshofen, Gossmannsdorf, Hopferstadt, Ochsenfurt, Oel- 
lingen, Rittershausen, Sonderhofen, Tuckelhausen, Wolkshausen, 
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Aub, Aufstetten, Baldersheim, Biberehrn, Bütthard, Gauretters- 
heim, Gelchsheim, Oefsfeld, Riedenheim, Röttingen, Stalldorf, 
Strüth, Tauberrettersheim, Aidhausen, Altenmünster, Birnfeld, 
Ebertshausen, Friesenhausen, Golsmannsdorf, Happertshausen, 
Hausen apud Mainberg, Hefselbach, Hofheim, Marktsteinach, 
Poppenlauer, Seubrigshausen, Stadtlauringen, Thundorf, Grossen- 
langheim, Kirchschönbach, Main-Sondheim, Nordheim ad Moenum, 
teuppelsdorf, Roedelsee, Schwarzenau, Sommerach, Stadelschwar- 
zach, Stadtschwarzach, Wiesentheid, Astheim, Fahr, Gaibach, 
Grafenrheinfeld, Heidenfeld, Hirschfeld, Kolitzheim, Obervolkach, 
roedlein, Stammheim, Untereisenheim, Stadtvolkach, Wipfeld, Zei- 
litzheim, Batten, Brückenau, Diebach, Hammelburg, Hundsfeld, 
Lütter ante Hard, Motten, Oberleuchtersbach, Popenhausen, Schmal- 
nau, Schondra, Thulba, Untererthal, Wartmannsroth, Eisenbach, 
Grossostheim, Grosswallstadt, Moemlingen, Niedernberg, Obern- 
burg, Schweinheim, Wenigumstadt, Woerth, Ernstkirchen, Essel- 
bach, Frammersbach, Heimbuchenthal, Krombach, Lohr, Rechten- 
bach, Rothenbuch, Sailauf, Weibersbrunn, Wiesen, Wiesthal, Win- 
tersbach, Altenbuch, Amorbach, Burgstadt, Dorf-Prozelten, Eichen- 
bühl, Faulbach, Fechenbach, Grossheubach, Heppdiel, Kirchzell, 
Kleinheubach, Klingenberg, Miltenberg, Moenchberg, Neunkirchen, 
Riedern, Roellbach, Roellfeld, Schneeberg, Sommerau, Stadt- 
prozelten, Weilbach, Aschaffenburg, Burgsinn, Elsenfeld, Erlen- 
bach, Goldbach, Hoesbach, Johannesberg, Kailberg, Kleinostheim, - 
Kleinwallstadt, Laufach, Moembris, Oberbessenbach, Obernau, 
Schmerlenbach, Stockstadt, Sulzbach, Alsberg, Aufenau, Fellen, 
Langenprozelten, Oberndorf, Orb, Rieneck, Wirtheim, Alzenau, 
(reiselbach, Hoerrstein. — Dioecesis Eichstaettensis ultra Epis- 
copalem civitatem constabit ex biscentum una Paraeciis sive 
locis nuncupatis, Alfalterbach, Batzhausen, Beilngries, Berching, 
Blankstetten, Breitenbrun, Darshofen, Daswang, Dietfurt, Eichen- 
hofen, Eutenhofen, Gimpertshausen, Heinsberg, Holnstein, Hoer- 
mannsdorf, Ittelhofen, Kefenhill, Kemnathen, Klapfenberg, Kot- 
tingwoerth, Luzmannstein, Oberweiling, Oening, Paulushofen, 
Pollanden, Stadtdorf, Staufersbuch, Toeging, Velburg, Wald- 
kirchen, Waltersberg, Wilsing, Altdorf, Burggriesbach, Emsing, 
Erkertshofen, Erasbach, Forchheim, Freistadt, Greding, Heim- 
bach, Hoebing, Kalldorf, Morsbach, Obermoelsing, Pfraunfeld, 
Preith, Pollenfeld, Raitenbuch, Ruppertsbuch, Sondersfeld, Than- 
hausen, Titting, Untermoelsing, Wachenzell, Weidenwang, Allers- 
berg, Ellingen, Fiegenstall, Heideck; Hilpolstein, Jahrsdorf, Laib- 
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stadt, Liebenstadt, Moeckenhausen, Moersdorf, Pleinfeld, Roetten- 
bach, Stirn, Stopfenheim, St. Veit, Walting prope Heideck, 
Weinsfeld, Wildsburg, Zell, Abertshausen, Bergen, Bergheim, 
Buchsheim, Dollnstein, Egweil, Eitensheim, Gaimersheim, Gerol- 
fing, Hitzhofen, Ingolstadt, Joshofen, Lenting, Mailing, Mailn- 
hofen, Mühlhausen, Moeckenlohe, Nalsenfels, Obereichstaett, Ober- 
haunstadt, Oetting, Ochsenfeld, Pettenhofen, Pietenfeld, St. Sal- 
vator prope Ingolstadt, Unterstall, Wettstetten, Boemfeld, Denken- 
dorf, Doerndorf, Enkering, Gelbelsee, Gungolding, Haunstetten, 
Hofstetten, Irfersdorf, Irlahil, Kinding, Kipfenberg, Kirchan- 
hausen, Kirchbuch, Pfahldorf, Schambach, Schelldorf, Walting, 
Altendorf, Ammerfeld, Beierfeld, Buchdorf, Einsfeld, Emskeim, 
Flotzheim, Fünfstetten, Gosheim, Gundelsheim, Hainsfahrt, Huis- 
heim, Megesheim, Mindling, Monheim, Moehrn, Moernsheim, 
Otting, Regling, Rohrbach, Schoenfeld, Sulzdorf, Tagmersheim, 
Treichtling, Weilheim, Wemding, Ammerbach, Wittesheim, 
Wolferstadt, Berg, Berngau, Castl, Dietkirchen, Fünfried et Helt- 
mannsberg, Ginching, Gnadenberg, Hausheim, Illschwang, Koenig- 
stein, Lauterhofen, Lengenfeld, Lizlohe, Moenning, Neumarkt, 
Neukirchen, Pelchenhofen, Pelling, Pirbaum, Seligporten, Sindel- 
bach, Steckelsberg, Sulzbürg, Teining, Tellwang, Traunfeld, 
Wiesenacker, Abenberg, Absberg, Arberg, Aurach, Burgoberbach, 
Cronheim, Elbersroth, Gnotzheim, Grolsenried, Herrieden, Lellen- 
feld, Lichtenau, Mitteleschenbach, Moersach, Neunstetten, Ober- 
erlbach, Obereschenbach, Ohrnbau, Rauenzell, Spalt, Spielberg, 
Theilenberg, Veitsaurach, Weinberg, Weingarten. — EtSpirensis 
Dioecesis praeter Episcopalem civitatem complectetur biscentum 
septem Paraecias seu loca nuncupata, Kirchheimbolanden, Kriegs- 
feld, Stetten, Baierfeld, Baerstadt, Gerbach, Imsweiler, Ober- 
moschel, Oberndorf, Rockenhausen, Winnweiler, Ebernburg, Feil, 
Dackenheim, Dirmstein, Goellheim, Grofsbockenheim, Grolskarl- 
bach, Grünstadt, Laumersheim, Leidelheim, Neuleiningen, Otters- 
heim, Wattenheim, Weitersweiler, Eppstein, Frankenthal, Freins- 
heim, Fusgenheim, Friesenheim, Hefsheim, Lambsheim, Munden- 
heim, Mutterstadt, Oggersheim, Oppaid, Pfeffingen, Roxheim 
Zell, Ennenbach, Hochspeier, Kaiserslautern, Lauterecken, Otter- 
bach, Otterberg, Reipoltskirchen, Schallodenbach, Trippstadt 
Weilerbach, Wolfstein, Auweiler, Albersweiler, Birkenhaerdt, 
Godramstein, Gaecklingen, Golsersweiler, Ramberg, Schwanheim, 
Wernersberg, Boehl, Dannstadt, Deidesheim, Forst, Hochdorf, 
Iggelheim, Koenigsbach, Mekenheim, Niederkirchen, Roettersheim, 
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Ruppertsberg, Wachenheim, Burrweiler, Edenkoben, Edesheim, 
Gleisweiler, Grofsfischlingen, Hainfeld, Maikammer, Insheim, 
Offenbach, Rofsbach, Veningen, Weyer, Bellheim, Dudeuhofen, 
Germersheim, Harthausen, Heiligenstein, Hert, Leimersheim, 
Lingenfeld, Oberlustadt, Ottersheim, Otterstadt, Schifferstadt, 
Waldsee, Zeiskamm, Diedesfeld, Duttweiler, Elmstein, Esthal, 
Geinsheim, Grevenhausen, Hambach, Hafsloch, Kirrweiler, Neu- 
stadt, St. Martin, Weidenthal, Zweibrücken, Altheim, Homburg, 
Kirberg, Oontwig, Mafsweiler, Medelsheim, Niedergailbach, Wals- 
heim, Wiesbach, Bann, Horbach, Kirchenarmbach, Kirchmohr, 
Labach, Martinhoehe, Mühlbach, Landstuhl, Obermohr, Ramstein, 
Reitenbach, Weselberg, Ferbach, Finningen, Grofsteinhausen, 
Heltersberg, Klausen, Merzalben, Neuhornbach, Nüntschweiler, 
Pirmasens, Rodalben, Landau, Ransbach, Eschbach, Ingenheim, 
Herxheim, Herxheimweiher, Oberhochstadt, Queichheim, Candel, 
Hatzenbühl, Rheinzabern, Rülzheim, Jokrim, Pforz am Rhein, 
Berg, Scheibenhardt, Büchelberg, Schaid, Minnfeld, Steinweiler, 
Haina, Bergzabern, Oberotterbach, Steinfeld, Schweigen, Schweig- 
hofen, Weiler, Klingenmünster, Billigheim, Marzheim, Dahn, 
Hauenstein, Busenberg, Niederschlettenbach, Bundenthal, Fisch- 
bach, Bliescastel, Lautkirchen, Biesingen, Blickweiler, St. Ingbert, 
Ensheim, Ommersheim, Bliesmengen, Habkirchen, Bebelsheim, 
Reinheim, Erfweiler, Rubenheim, Gersheim, Ormersheim, Kubel- 
berg, Brücken, Breitenbach, Hoegen, Mittelvexbach, Münchweiler, 
Cusel, Remigiberg, Eppenbrunn, Hilst, Kreppen, Schweix, Trulben, 
Obersteinbach. Civitates autem, et ecclesias praedictas in Archi- 
episcopales, et Episcopales tenore praesentium erectas, itemque 
singulas paraecias, et loca respectivis ecclesiis pro Dioecesi attri- 
buta, eorumque incolas utriusque sexus tam laicos, quam clericos 
praefatis ecclesiis, earumque Praesulibus pro suis civitate, terri- 
torio, Dioecesi, Ulero, et Populo perpetuo assignamus, et respective 
in spiritualibus omnimode subjieimus ita, ut personis ad easdem 
Archiepiscopales, et Episcopales, ecclesias regendas tam pro hac 
prima vice, quam futuris temporibus apostolica auctoritate prae- 
ficiendis liceat, gquemadmodum iisdem praecipimus, et mandamus, 
per se ıipsas vel per alias earum nomine, postquam tamen 
literarum Nostrarum Executor convenientibus decretis ipsarum 
literarum dispositionem executioni mandaverit, veram, realem, 
aetualem, et corporalem possessionem regiminis, et administra- 
tionis, et omnimodi juris dioecesani in praedietis eivitatibus, et 
carum ecclesiis, et dioecesibus, ac bonis, aliisque reditibus ad 
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ipsarum dotationem assignatis, vel assignandis vigore literarum 
apostolicarum canonicae institutionis libere apprehendere, appre- 
hensamquae perpetuo retinere. Ad consulendum autem bono 
respecetivorum Dioecesanorum praescribimus, atque injungimus, 
ut omnia, et singula documenta respicientia paraecias, et loca 
ab antiquis Dioecesibus dismembrata, novisque applicata Dioe- 
cesibus a veteribus cancellariis extrahi, ac novis cancellariis Archi- 
episcopalibus, vel Episcopalibus opportuna forma debeant tradi; 
in lisque perpetuo asservari. Declaramus insuper antiquas Cathe- 
drales Frisingensem, et Chiemensem, nec non abbatialem Campi- 
donensem, et praeposituralem Berchtolgadensem, quas, ut supra 
ad simplicem statum parochialium ecclesiarum redegimus, integras 
servandas esse, et tam divino cultui, quanı animarum curae in 
lis exercendis decenter perpetuis futuris temporibus esse pro- 
videndum.  Praeterea novas Archiepiscopales, et Episcopales 
ecclesias, ut supra erectas, habita ratione redituum ad praesens 
eis respective assignatorum in libris camerae, prout sequitur, 
nempe ecclesiam Monacensem et Frisingensem in florenis mille, 
ecclesiam Bambergensem in florenis octingentis, ecclesias Augus- 
tanam, Ratisbonensem, et Herbipolensem in florenis sexcentum, 
ecclesias Passaviensem, Eichstettensem, et Spirensem in florenis 
quingentis taxarı mandamus. Ut vero praemissa omnia per 
Nos, ut praefertur, disposita suum rite sortiantur effectum, venera- 
bilem fratrem Franeiscum Archiepiscopum Niceae Nostrum, at- 
que hujus sanctae sedis ad praelaudatum Bavariae Regem Nun- 
tium apostolicum in Executorem praesentium Literarum Nostrarum 
constituimus, et deputamus ad hoc, ut peracta cujuslibet dota- 
tione procedat ad uniuscujusque ecclesiae cum suo capitulo 
respectivam erectionem, eidemque Francisco Archiepiscopo, ut 
ipse pro peculiaribus actibus in locis praesertim ab ejus resi- 
dentia remotis, qui ad plenam ipsarum Literarum executionem 
necessarii erunt peragendis unam seu plures personam seu per- 
sonas in simili vel alia dignitate ecclesiastica constitutam, vel 
constitutas subdelegare, et tam ipse Franciscus quam persona 
seu personae ab eo sic subdeleganda vel subdelegandae, prae- 
dieta super quacumque appositione in actu executionis hujus- 
modi quomodolibet forsan oritura, servatis tamen de jure ser- 
vandis, etiam definitive et quacumque appellatione remota pro- 
nunctare libere, et licite possint, et valeant, et quilibet eorum 
respective possit et valeat; ad quem effectum omnes et singulas 
necessarlas, et opportunas facultates etiam deputandi, ubi opus 
3* 
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fuerit, post novam supradictarum cathedralium erectionem ido- 
neos vicarios apostolicos, qui ordinariam in respectivis ecclesis 
ac dioecesibus jurisdictionem usque ad futuri antistitis canonicam 
possessionem libere ac licite exercere possint ipsi Francisco 
Archiepiscopo per easdem praesentes concedimus, atque impar- 
timur. Et quoniam aliqua nonnullarum ex octo recensitis Bava- 
riae ecclesiis portionem aliquam dioecesis (ante novam ut supra 
a Nobis peractam eircumscriptionem) habebant extra fines Regni 
Bavariae, Nos iisdem portionibus, quas in nova circumscriptione 
nostris hisce Literis expressa novis Bavariae dioecesibus minime 
adjungimus opportune providebimus. Praedicto vero Francisco 
Archiepiscopo Niceae expresse committimus, et mandamus, ut 
exemplaria singulorum actorum, quae tam per se, quam per 
subdelegatos suos in praesentium Literarum executionem confi- 
ciet intra quadrimestre ab expleta ipsarum executione ad Nos 
in authentica forma transmittat. Praesentes autem literas, et in 
eis contenta, et statuta quaecumque etiam ex eo, quod quilibet 
in praemissis, seu in eorum aliquo jus, aut interesse habentes, 
vel quomodolibet habere praetendentes etiam in futurum ceujusvis 
ordinis, status, et praeeminentiae sint etiam specifica, et individua 
mentione et expressione digni illis non consenserint, seu quod 
aliqui ex ipsis ad praemissa minime vocati, vel etiam nullimode, 
aut non satis, vel sufficienter auditi fuerint aut ex alia qualibet 
etiam laesionis, vel alias juridica, et privilegiata, ac privilegia- 
tıssima causa, colore, praetextu, et capite etiam in corpore juris 
clauso nullo unquam tempore de subreptione, vel obreptionis, 
aut nullitatis vitio vel intentionis Nostrae, aut interesse haben- 
tium consensus, aliove quolibet defectu quantumvis magno, in- 
excogitato, substantiali, et substantialissimo, sive etiam ex eo, 
quod in praemissis solemnitates, et quaecumque alia forsan ser- 
vanda et adimplenda minime servata et adimpleta, seu causae, 
propter quas praesentes emanaverint, non. satis adductae, veri- 
ficatae, et justificatae fuerint, notari, impugnari aut alias infringi, 
suspendi, restringi, limitari, vel in controversiam vocari, seu ad- 
versus eas restitutionis in integrum aperitionis oris, aut aliud 
quodeumque juris, facti, vel justitiae remedium impetrari, aut 
sub quibusvis contrariis constitutionibus, revocationibus, suspen- 
sionibus, limitationibus, derogationibus, modificationibus, deeretis, 
vel declarationibus generalibus, vel specialibus quomodolibet 
factis minime comprehendi posse, sed semper ab illis exceptas 
esse, et fore, et tanquam ex Pontificiae providentiae officio, certa 
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scientia, et potestatis plenitudine Nostris factas et emanatas 
omnimoda firmitate perpetue validas, et efficaces existere, et 
fore, Nosque plenarios, et integros effectus sortiri et obtinere, 
ac ab omnibus, ad quos spectat, et spectabit, quomodolibet in 
futurum perpetuo, et inviolabiliter observari, ac earumdem eccle- 
siarum sie, ut praefertur, noviter erectarum Episcopis, et Capi- 
tulis, aliisque, quorum favorem praesentes Nostrae Literae con- 
cernunt, perpetuis futuris temporibus plenissime suffragari debere, 
eosdemque super praemissis omnibus, et singulis, vel illorum 
causa ab aliquibus quavis auctoritate fungentibus quomodolibet 
molestari, perturbari, inquietari, vel impediri, neque ad proba- 
tionem, seu verificationem, quorumeumque in iisdem praesen- 
tibus narratorum nullatenus unquam teneri, nec ad id in judicio 
vel extra cogi, seu compelli posse, et si secus super his a quo- 
quam quavis auctoritate scienter, vel ignoranter contigerit atten- 
tarl, irritum, et prorsus inane esse et fore volumus, atque decer- 
nimus. Non obstantibus de jure quaesito non tollendo, de sup- 
pressionibus committendis ad partes vocatis, quorum interest, 
aliisque Nostris, et cancellariae apostolicae regulis, nec non dic- 
tarum ecclesiarum per Nos, ut praefertur, suppressarum, et ex- 
tinctarum etiam confirmatione apostolica, vel quavis firmitate 
alia roboratis statutis, et consuetudinibus etiam immemorabilibus, 
privilegiis quoque indultis, et concessionibus, quantumvis specifica, 
et individua mentione dignis, omnibusque, et singulis apostolicis, 
ac in synodalibus quoque provincialibus, et universalibus con- 
ciliis editis specialibus, vel generalibus constitutionibus, et ordi- 
nationibus, ac praesertim apostolicis Nostris Literis in simili 
forma quarto kalendas Februarii anno incarnationis dominicae 
millesimo octingentesimo quarto sub plumbo expeditis, quibus 
omnibus, et singulis, eorumque totis tenoribus, et formis spe- 
cialis specifica, et individua mentio, seu quaevis alia expressio 
habenda, aut aliqua alia exquisita forma ad hoe servanda foret 
illorum tenores, ac si de verbo ad verbum nihil penitus omisso, 
et forma in illis tradita observata inserti forent praesentibus pro 
expressis habentes ad praemissorum omnium, et singulorum 
eifectum latissime, et plenissime, ac specialiter, et expresse ex 
certa scientia, et potestatis plenitudine pariter derogamus, et 
derogatum esse volumus, et mandamus, caeterisque contrariis 
quibuscumque. Volumus pariter, ut ipsarum praesentium trans- 
umptis etiam impressis manu tamen alicujus notarii publici 
subscriptis, et sigillo personae in ecclesiastica dignitate consti- 
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tutae munitis, eadem prorsus fides ubique adhibeatur, quae ipsis 
praesentibus adhiberetur si forent exhibitae, vel ostensae. Nulli 
ergo omnino hominum liceat hanc paginam nostrae suppressionis, 
extinctionis, annullationis, dismembrationis, divisionis, separationis, 
erectionis, applicationis, unionis, circumseriptionis, concessionis, 
indulti, extensionis, elargitionis, assignationis, supplitionis, sub- 
jectionis, attributionis, statuti, declarationis, commissionis, man- 
dati, decreti, derogationis, et voluntatis infringere, vel ei ausu 
temerario contraire; si quis autem hoc attentare praesumpserit, 
indignationem omnipotentis Dei, ac beatorum Petri et Pauli 
apostolorum ejus se noverit incursurum. Datum Romae apud 
sanctam Mariam majorem anno incarnationis dominicae millesimo 
octingentesimo decimo octavo, kalendis Aprilis pontificatus Nostri 
anno decimonono. —= Loco 7 plumbi. = 


Hine est, quod nos obtemperantes mandatis Sanctissimi 
Domini Nostri, ac facultatibus utentes a Sanctitate Sua specialiter 
delegatis, praesentis Nostri decreti tenore ad ea omnia proce- 
dimus, quae a Sanctitate Sua in eisdem apostolicis Literis pera- 
genda, supplenda, perficiendaque Nobis committuntur. Firmis 
itaque suppressionibus, extinctionibus praesertim Metropolitanae 
ecclesiae Ratisbonensis et ecelesiarum Episcopalium Frisingensis 
et Chiemensis, et abbatialis Campidonensis, et praeposituralis 
Berchtolgadensis, firmis insuper dismembrationibus, divisionibus 
a Sanctitae Sua ut supra factis, et salvis omnibus et singulis 
dispositionibus et ordinationibus in praefatis Literis Apostolieis 
contentis, octo erunt ecclesiae in tota Bavariae. ditione, duae 
nempe Metropolitanae in duabus civitatibus, Monachii, et Bam- 
bergae constitutae, sex vero cathedrales, quarum tres nempe 
Augustana, Passaviensis, et Ratisbonensis suffraganeae erunt 
metropolitanae ecclesiae Monacensis et Frisingensis nuncupatae, 
ita tamen ut ecclesia Passaviensis, durante vita Illmi. ac Rmi. 
Dn. Leopoldi Comitis de Thun actualis ejusdem ecclesiae Epis- 
copi a quocumque jure metropolitico Archiepiscopi Monacensis 
et Frisingensis exempta, atque apostolicae sedi immediate sub- 
jecta permaneat: aliae tres nempe Eichstettensis, Herbipolensis, 
et Spirensis Bambergensi metropolitanae tamquam suffraganeae 
subjectae manebunt. Interim mandamus antiquas ecelesias cathe- 
drales Frisingensem et Chiemensem, nec non abbatialem Cam- 
pidonensem, et praeposituralem Berchtolgadensem, quae ad sim- 
plicem ecclesiarum parochialium statum Sanctitas Sua redegit, 
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integras servari, et congrua dotatione ab jis ad quos spectat 
provideri, ad hoc ut in eisdem cura animarum parochianorum 
exerceri, et divinus cultus peragi continuo debeat, et possit ad 
formam literarum apostolicarum hie praeinsertarum. 

Unicuique autem ex hisce metropolitanis, atque cathedralibus 
ecclesiis, quoniam harum finium recognitio cui peragendae ante 
omnia incumbere tenebamur, attenta nonnullarum ex eisdem 
ecelesiis a Nostra residentia distantia, aliisque inde obortis impe- 
dimentis non tam brevi tempore perfici potuisset, ex alia vero 
parte Literarum apostolicarum publicationem diutius differri, 
ecelesiarum necessitates, vota fidellum, ac Serenissimi Regis 
postulationes non patiebantur, Nos assignamus pro nunc omnes 
civitates, paraecias ac loca in laudatis Literis apostolicis descripta 
et assignata reservantes Nobis per personas ad id specialiter 
a Nobis delegandas singularum ecclesiarum fines melius ac dili- 
gentius recognoscere, ac terminare, accuratioremque civitatum, 
paraeciarum ac locorum, ex quibus territorium uniuscujusque 
ecelesiae conlescere debet, enumerationem perficere. 

Quod vero pertinet ad earumdem ecclesiarum dotationes, 
cum traditio rerum ad eas pertinentium facienda sit kalendis 
Octobris hujus anni juxta regiam declarationem ab ipsa Majes- 
tate Sua subscriptam die secunda Februarii proxime praeteriti, 
hince Nos reservamus: Nobis per peculiaria decreta, hac super 
re emittenda, bona ac fundos una cum fabrieis pro ecclesiis, et 
domibus pro habitatione Archiepiscoporum et Episcoporum, et 
Dignitatum, Canonicorum et Vicariorum seniorum, pro curiis 
archiepiscopalibus et episcopalibus, capitulis et archiviis singil- 
latim exprimere, quae singulis ecclesiis in eorum dotationem 
attribuentur, eisdem interea eccelesiis provisorie, et usque ad 
traditionem fundorum, et domuum pro habitationibus, praesta- 
tiones illas in numerata pecunia aequivalentes reditibus in con- 
ventione statutis, quae a regio aerario solventur, ac insuper 
pensiones domuum conducendarum causa indemnitatis loco ab 
aerario regio pariter solvenda iis omnibus, quibus ad formam 
laudatae constitutionis jus spectat habitationis. 

Metropolitanis et cathedralibus ecelesiis sic constitutis illud 
superest, ut ad earumdem capitulorum constitutionem deveni- 
amus, quae in saepe laudatis Literis apostolicis Nobis pro prima 
vice, collatis tamen cum Regia Majestate consiliis, auditisque 
interesse habentibus a Sanctitate Sua demandata fuit. Nos 
igitur habitis cum spectatissimis, Regiae Suae Majestatis Status 
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Ministris, auditisque interesse habentibus, quos per respectivos 
ÖOrdinariatus in hunce finem interpellandos curayimus, utentes 
facultatibus a Smo. Dno. Nobis, ut supra, tributis, viris eccle- 
siasticis, quorum nomina in adnexo elencho describere judica- 
vimus, eorumdem pietate, doctrina, ac meritis inspectis dignitates, 
canonicatus et vicariatus seu praebendas singulorum octo capi- 
tulorum eo ordine, quo in dieto elencho collocati reperiuntur, 
auctoritate apostolica conferimus cum omnibus et singulis honori- 
bus, et oneribus, fructibus ac reditibus, indultis ac privileglis 
ipsis legitime competentibus, ea tamen conditione, ut qui digni- 
tatibus et canonicatibus per hoc decretum provisi sunt infra 
sex menses abhince decurrendos, suspensa interea fructuum per- 
ceptione, apostolicas confirmationis Literas sub plumbo a Sancta 
Sede impetrare, illasque reverendissimis metropolitanis, et cathe- 
dralibus capitulis respective praesentare, et in archiepiscopali, 
et episcopali cancellaria asservandas tradere teneantur. Nos 
autem singulis ut supra provisis collationis literas expediendas 
curabimus, quibus dignitatum, canonicatuum, et vicarlatuum 
sibi respective collatorum possessionem rite valeant adipisci. 


Quoad episcopalia singularum Dioecesium seminaria attinet, 
quum earumdem dotationes vel dotationum supplementa a men- 
sarum archiepiscopalium, episcopalium et capitulorum dotationi- 
bus annuente Sanctitate Sua seorsim sint pertractandae, et con- 
stituendae, ne ex unius negotii additione alterius perfectioni 
aliquid morae afferatur, ea propter hoc seiminariorum dotandorum 
negotium una cum novis archiepiscopis et episcopis postquam 
canonicam suarum sedium possessionem obtinuerint, suseipien- 
dum, pertractandum, et ad suum exitum perducendum concord- 
opera curabimus. 


Ad ulteriora denique, quae Nobis in executione praedictarum 
Literarum sunt perficienda, Nos expresse reservamus Nobis per 
alia nostra decreta provideri, ea quidem celeritate, quae rerum 
gravitas, et necessitas postulabit. 


Haec.autem omnia tam in praefatis Apostolicis Literis, quam 
in praesenti Decreto contenta, ab iis ad quos spectat observari 
volumus non obstantibus quibuscumque in contrarium facien- 
tibus, etiam speciali, et individua mentione dignis, caeterisque 
quae Sanctitas Sua in dietis praeinsertis Literis voluit non obstare. 
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- In quorum fidem praesentes Manu nostra signatas, nostro- 
que Sigillo per infrascriptum Secretarium Nostrum muniri 
mandavimus. 


Datum Monachi ex aediıbus nostrae Residentiae die 8. mensis 
Septembris anno 1821. 


(L. S.) Fr. Archiepiscopus Nicaeae N. A. 
Max. Comes Marogna, Secretarius. 


c) Drei päpstliche Indulte zur Ausführung des Konkor- 
dates und der Cirkumskriptionsbulle: 


1. Indult vom 15. November 1817 an Se. Maj. den König von 
Bayern zur Nomination für die erzbischöfl. und bischöfl. Stühle 
in Bayern !), 


Pius Episcopus Servus Servorum Dei. Ad perpetuam rei 
memoriam. 

Carissimo in Christo filio Nostro Maximiliano Josepho Bava- 
riae Regi illustri Salutem et Apostolicam Benedictionem. 

Prompta ac pia voluntas illa, quam egregie ostendisti, cum 
pace restituta et publicis compositis rebus summo studio a Nobis 
postulasti, ut res Ecclesiasticae in Regno Tuo perturbatae hujus 
S. Sedis auctoritate in ordinem revocarentur, et utilitas illa, 
quae ex Uonventione Tecum nuper inita manat in ea quae ad 
res Ecclesiae et Religionis pertinent, non modo ob assignatos 
Tuae ditionis Ecclesiis in bonis fundisque stabilibus reditus, sed 
etiam ob restitutos Ecclesiae Pastoribus Charitatis affectus Nos 
urget, ut Tibi Tuisque in Bavarico Regno Successoribus Catho- 
licis luculenta Pontificiae Nostrae benignitatis dona largiamur, 
firma spe atque fiducia in Domino freti, fore, ut Tu et Succes- 
sores Tui gloriosis Majorum tuorum, qui tam praeclare de Catho- 
lica Religione sunt imeriti, vestigiis inhaerentes Orthodoxam Fidem 
colere, tueri ac propagare et populos ditioni vestrae concreditos 
in Fide Catholica ac vetere erga hanc B. Petri Cathedram obe- 
dientia continere omni studio sitis curaturi. Volentes itaque 





1) Vering, Archiv f.k.K.R. 38, 82. Vgl. Art. IX des Konkordates S. 6 
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Tibi tuisque Successoribus catholicis Bavariae Regibus gratifi- 
care, non dubitantes Te ac illos in nominandis ad Ecclesias 
Regni Bavariae personis Ecclesiasticis, quae vitae integritate, 
religione, fide et doctrina praestent, ac Eppalis muneris prae- 
rogativa dignae sint, summum studium ac diligentiam semper 
adhibituros, nec conscientiam vestram hac in re ullo modo laedi 
passuros esse, Motu proprio et ex certa scientia Nostra deque 
Apostolicae potestatis plenitudine Tibi Tuisque Successoribus Bava- 
riae Regibus, una cum subditis in sinceritate Fidei et unitate 
S. Romanae Ecclesiae nec non obedientia Nostra et Successorum 
Nostrorum Romanorum Pontificum canonice intrantium perse- 
verantibus, qui pro tempore Bavariae Regnum possederint, In- 
dultum nominandi Ecelesiasticas personas probas, bonorum nomi- 
nis ac famae ac secundum sacrorum Canonum et Concilü Tri- 
dentini Decretorum dispositiones idoneas ad octo Eeclesias Regni 
Bavariae, nempe ad Monacensem et Bambergensem, quas per 
alias Apostolicas Nostras litteras in Metropolitanas erecturi sumus, 
ad Ratisbonensem, quam, praevia Metropolitanae qualitatis sup- 
pressione, in Cathedralem erigimus, et ad cathedrales actu exis- 
tentes, Augustanam, Herbipolensem, Passaviensem, Eichstetten- 
sem et Spirensem, quotiescungque illas quovismodo, et ex quorum- 
cunque etiam S. R. E. Cardinalium personis etiamsi in Romana 
Curia vacare contigerit, per Nos et. Romanos Pontifices Succes- 
sores Nostros praedictos, iisdem Ecclesiis Monacensi, Bambergensi, 
Augustanae, Ratisbonensi, Herbipolensi, Passaviensi, Eichstettensi 
et Spirensi, etiamsi a primaeva earum vacent erectione, ad Nomi- 
nationem hujusmodi praeficiendas tenore praesentium de speciali 
dono gratiae concedimus et assignamus; quo quidem nominandi 
Indulto, quod tibi per has Nostras litteras dietarum octo Ecele- 
sjarum statum praeviis necessarlis et opportunis derogationibus 
immutaverimus ac ad formam Tecum initae Conventionis con- 
stituerimus. 

Decernentes praesentes litteras, et in eis contenta quaecun- 
que, nullo unguam tempore de subreptionis vel obreptionis aut 
nullitatis vitio seu intentionis Nostrae defectu notari aut impug- 
nari posse, sed semper firmas et efficaces existere et fore suos- 
que plenarios et integros effectus sortiri et obtinere et ab omnibus, 
al quos spectat, inviolabiliter observari debere. Non obstantibus 
apostolicis ac in Synodalibus, Provincialibus Universalibusque 
Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis, caeterisque con- 
trariis quibuscungque. 


Indult, die Kapitelskleidung betr. 45 


Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam Nostrae 
Concessionis, Indulti, Decreti, Derogationis ac Voluntatis infrin- 
gere eique ausu temerario contraire; si quis autem hoc attentare 
praesumpserit, indignationem omnipotentis Dei ac Beatorum 
Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem anno Incar- 
nationis Dominicae millesimo octingentesimo decimo septimo 
Idibus Novembris Pontificatus Nostri anno decimo octavo. 

(L. Pl) A. Card. Pro-Datarius. H. Card. Consalvi 


F. Lavizzarıus. 


2. Indult vom 2. Oktober 1821 an das erzbischöfl. Domkapitel 
München-Freising zum Tragen des violetten Talars und des 
Kapitelskreuzes!). 


Pius P. P. VI. Ad futurum rei memoriam. 

Romanorum indulgentia Pontificum peculiaria ornamenta 
aliquando illis tribuit, qui Deo. laudes conspicuis in templis per- 
solvunt, ut externa decora adepti magis illi conentur internis 
virtutibus enitere, et ad sacra ministeria accurate implenda 
benignitatis etiam apostolicae incitamento impellantur. Qua- 
propter quum illustri profecto in templo cultui Divino inserviant 
Dignitates et Canonici Archiepiscopalis Ecclesiae Monacen. ac 
Frisingen. quum demissis precibus a Nobis petierint, ut peculi- 
arıbus nonnullis insignibus eos auctoritate Nostra suprema exor- 
nemus; facile exorari Nos patimur, ac petitioni hujusmodi obse- 
quimur. Praedictos ergo Oratores peculiari beneficentia prosequi 
volentes, et a quibusvis anathematis et interdieti aliisque Ecele- 
siasticis sententiis, censuris et poenis, a jure vel ab homine 
quavis occasione vel causa latis, si quas forte incurrerunt, hujus 
tantum rei gratia absolventes et absolutos fore censentes, Digni- 
tatibus et Canonicis Archieppalis Ecelesiae Monacen. ac. Frisingen. 
eorumque successoribus auctoritate Apostolica concedimus et in- 
dulgemus, ut talarem vestem, aliis indumentis supponendam, 
violaceo colore imbutam gerant constrictamque ejusdem coloris 
fascia, villis seu floceis concoloribus ex hac dependentibus. 
Praeterea iisdem concedimus et indulgemus, ut ante pectus aureum 
numisma suspensum_ ferant, in antica quidem parte signatum 
imagine Genitricis Dei, in postica autem divi Corbiniani, a quibus 
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Ecelesiae Monacen. ac Frisingen. est titulus. Eam autem vestem 
ac fasciam idque numisma deferre illis ex hoc indulto licebit in 
Choro, in conventibus seu ut dici solet capitulis, quum. delibe- 
ationis causa coguntur, in sacris supplicationibus aliisque collegii 
Canonicorum functionibus publieis. Haec concedimus atque 
sancimus decernentes has literas firmas, validas et efficaces 
existere et fore suosque plenarios et integros effectus sortiri et 
obtinere dietisque plenissime suffragari sicque in praemissis per 
quoscunque judices ordinarios et delegatos, etiam causarum Pa- 
latii Apostolici Auditores et S. R. E. Cardinales, sublata eis et 
eorum cuilibet quavis aliter judicandi et interpretandi facul- 
tate judicari ac definiri debere, ac irritum et inane si secus super 
his a quoquam quavis auctoritate scienter vel ignoranter conti- 
gerit attentari. Non obstant fel. rec. Benedicti XIV. super divi- 
sione materiarum aliisgue constitutionibus et Ordinationibus 
Apostolicis, ac quatenus opus sit, ejusdem Archieppalis Ecelesiae 
ac Oollegii Canonicorum etiam juramento, confirmatione Aposto- 
lica, vel quavis firmitate alia roboratis statutis et consuetudinibus 
ceterisque contrariis quibuscunque. 

Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem sub annulo 
Piscatoris die 2. Octobris 1821 Pontificatus Nostri anno vigesimo 
secundo. 

H. Card. Consalvi. 


3. Indult vom 19. Dezember 1824 an die Bischöfe Bayerns 
zur Ertheilung der kanonischen Institution an die durch den 
König und die Kapitel ernannten Kapitelsglieder!), 


Venerabili Fratri Francisco Archiepiscopo Nicaeno apud Caris- 
simum in Christo filium Nostrum Maximilianum Josephum Bava- 
riae Regem Nostro et Apostolicae Sedis Nuntio Leo P. P. XI. 


Venerabilis frater Salutem et apostolicam Benedietionem! 
Componendis ecclesiasticis Bavariae rebus, quas superiorum 
conditio temporum pervertit ac miscuit, quum fel. rec. Pius VII. 
praedecessor Noster sollicito animo incumberet, Carissimus autem 
in Christo filius Noster Maximilianus Josephus Bavariae Rex 
ejus votis ac studiis obsecundaret, Solemnes inter se Pactiones 
is de rebus inierunt die V junij 1817 quas deinde idem Pius VII. 
per Apostolicas Litteras sub plumbo datas pridie Jdus Novem- 





!) Erzbischöfliches Ordinariatsarchiv München. . Vgl. die Cirkumskrip- 
tionsbulle S. 19. 
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bris ejusdem anni confirmavit. Et quidem inter cetera, quae 
tunce Maximiliano Josepho Regi, ejusque Catholicis Successoribus 
indulsit Pontifex, utilitate permotus, quam ex initis cum Rege 
pactis ecelesiam percepturam esse confidit, non modo iis tribuit 
indultum nominandi ad vacantes Archiepiscopales et Episcopales 
Ecclesias Regni Bavariae, sed et privilegium addidit nominationis 
tam in Metropolitanis quam in Cathedralibus Ecclesiis ad Deca- 
natus, itemque ad Canonicatus in sex mensibus Apostolieis Seu 
Papalibus: Quoad alios vero sex Menses, in eorum tribus Archi- 
episcopis et Episcopis, in reliquis vero tribus Capitulis idem 
privilegium nominationis indulsit. Haec cum egisset Praede- 
cessor Noster animum convertit ad fines constituendos Dioe- 
cesium Bavarici Regni, quae videbantur sane ob rerum vices 
novumque Bavariae Statum et incrementa definitione nova indi- 
gere. Itaque de negotio tam gravi Apostolicas alias litteras 
in lucem emisit Kalendis Aprilis anni insequentis sub plumbo 
datas, in quibus sermonem habens et opportuna praecipiens de 
Canonica institutione eorum, qui ad ecclesiastica beneficia ex 
indulto nominationis vocati sint, onus imposuit personis tam ad 
Decanatus quam ad Üanonicatus in sex mensibus a Capitulis 
nominatis, ut Decanatuum et Canonicatuum praedictorum Colla- 
tionem et provisionem inira sex Menses ex tune proximos ab 
Apostolica Sede impetrare, litterasque Apostolicas desuper expe- 
dire tenerentur. Sed postquam hujusmodi Apostolicae Litterae 
Praedecessoris Nostri a Te, venerabilis Frater, promulgatae 
fuerunt, eisque exequendis adlaborare coepisti, ab eodem prae- 
decessore Nostro magnopere contendit Rex Serenissimus, ut 
qui ex apostolico indulto anni 1817 per ipsius Regis vel Capi- 
tulorum Nominationem promovendi sunt ad Ecclesiastica bene- 
ficia, de quibus ibidem est mentio, a Bavarici RKegni Archiepis- 
copis vel Episcopis possint Canonica institutione donari. Illud 
idem Rex a Nobis iterato petiit, Suaeque postulationi ne grave- 
mur obsequi, fide data per Dilectum filium Nostrum Casimirum 
S. R. E. presbyterum Cardinalem Haeffelin nuncupatum Suum 
apud nos Oratorem spopondit futurum, ut qui Decani vel Cano- 
nicı Bayaricarum Eeclesiarum nominati jam fuerunt, sine cunc- 
tatione a Nostra Cancellaria Apostolicas Litteras Canonicae In- 
stitutionis petant; ut Pensiones, quae Decanis et Canonicis ab 
ipso Rege nominatis, non dum traditis Bavariis Clero Bonis, e 
quibus constare illius Patrimonium debet, ad tempus commissae 
sunt, jam non amplius ipsis sejunctim sed Capitulis junetim 
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solvantur, utque omni ope Rex enitatur impedimenta removere, 
quibus obstantibus effectum est, ut nondum Bavarico Clero 
eadem bona sint tradita. Denique de pactis omnibus cum prae- 
decessore Nostro initis pro certo Nos Rex habere voluit, Sibi 
curae fore, ut pactorum singula Capita accurate exequutioni 
mandentur, quod etiam Die XV. Septembris anni 1821 Regiae 
Suae Voluntatis declaratione apertum ac testatum voluit. Hisce 
ergo Sollieitationibus Regiaeque voluntatis significationibus nixi, 
cupientesque Carissimo in Christo filio Nostro Maximiliano Jo- 
sepho Bavariae Regi, quantum Deo Nobis propitio licet, grati- 
ficari optantes insuper hic ejus studia magis excitare et incen-- 
dere, ut pactiones cum Apostolica hac sede de ecelesiasticis 
rebus initae absolute ac religiose adimpleantur, ad obsequendum 
postulationi, ac voto Ejus accedimus. Quapropter Tibi, venera- 
bilis frater, facultatem facimus ac impertimur, ut Nostra Auctori- 
tate et Nomine Singulis Bavarici Regni Archiepiscopis et Epis- 
copis Apostoliecum Indultum tribuas, quo illi per integrum vitae 
cursum juventur, et cujus praesidio tum regias tum capitulorum 
nominationes admittere illis liceat, juxta ea, quae Articulo X 
conventionis Die V. junii Anni 1817 initae sancita sunt, ac 
nominatos canonica institutione donare.. Non obstantibus fel. 
rec. Benedicti XIV praedecessoris Nostri super divisione mate- 
riarum, et Pii VII praedecessoris itidem Nostri memoratis Aposto- 
lieis litteris datis pridie Idus Novembris anni 1817 aliisque datis 
Kalendis Aprilis anni 1818 ceterisque contrariis quibuscunque. 
Datum Romae apud Sanctum Petrum sub Annulo Piscatoris 

Die 19. Decembris 1824, Pontificatus Nostri anno Secundo. 

(8) Pro Dno Cardinali Albano 

Franciscus Capucini substitutus. 


II. Kapitel. 
Die kirchlichen Rechtsquellen in Preussen. 


a) Für die älteren Provinzen. 
1. Die Cirkumskriptionsbulle vom 16. Juli 1821. 
Pius Episcopus, Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei 
Memoriam. 
(l.) De salute animarum, deque Catholicae Religionis incre- 
mento pro Apostolicae servitutis officio impense sollieiti curas 
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Nostras continuo intendimus ad ea omnia, quae Christi fidelium 
Spirituali regimini procurando magis apta, et utilia comparare 
posse dignoscamus. Hoc sane consilio jamdiu cogitationes Nostras 
praecipue intendimus in regiones jllas, quae actu Dominatui 
subsunt Serenissimi Principis Friderici Guilielmi Borussorum 
Regis, ut illius intercedente ope, ac liberalitate rem sacram ibi- 
dem meliori, qua fieri posset, methodo componere valeremus. 

(II) Probe siquidem Nobis ante oculos versabatur praesens 
Regionum illarum ratio, nec unquam deplorare cessaveramus 
ingentia damna promanata ex praeteritis rerum perturbationibus, 
quae florentissimas olim, atque ditissimas Germaniae Ecclesias 
a veteri, quo praestabant, splendore dejectas, ac bonorum prae- 
sidio spoliatas, ad miserrimum redegerant statum, ex quo summa 
in Catholicam Religionem, et in Catholicos ipsos pernicies pro- 
manavit. 

(III) Cumque temporum conditio minime pateretur inclytae 
nationis Germanicae Ecclesias ad splendidum antigquum statum 
aspicere revocatas, omne studium diligentiamque adhibuimus, 
ut tantis malis ea saltem pararemus remedia, quae ad conser- 
vandam illis in regionibus Catholicam fidem, et ad animarum 
Christi fidelium salutem procurandam inprimis necessaria, et 
opportuna esse viderentur. 

(IV.) Hujus modi autem votis Nostris mirifice obsecundavit 
laudatus Borussorum Rex, cujus propensam admodum invenimus, 
et grato animo prosequimur voluntatem in Catholicos magno 
numero sibi subditos, praesertim ex ei attributa grandi parte 
Provinciarum ad Rhenum, ita ut omnia tandem fausto felicique 
exitu componere, ac pro Locorum positione, atque Incolarum 
commoditate novum in Borussiae Regno Ecclesiarum Statum, 
et Dioecesium limites nune constituere, singulasque deinde Sedes, 
ubi deficiant, propriis, dignis, et idoneis Pastoribus donare va- 
leamus. 

(V.) Pro expressis igitur, ac de Verbo ad Verbum insertis 
habentes, omnibus iis, quae respiciunt infra dicendas, vel Eccle- 
siarum, et Capitulorum, eorumque peculiarium anteriorum jurium, 
ac praerogativarum extinctionem, aut immutationem seu reortli- 
nationem ac respectivarum Dioecesium dismembrationem, seu 
novam applicationem, nec non cujuscumque praecedentis juris 
metropolitici aunullationem, et insuper quorumcumque interesse 
habentium consensui ‘plenarie supplentes ex certa scientia, et 
matura deliberatione Nostris, deque Apostolicae potestatis pleni- 
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tudine, praevia ex nunc omnimoda suppressione, extinctione, et 
annullatione vacantis Episcopalis Sedis Aquisgranensis, cum 
illius Cathedrali Oapitulo ad statum simplieis Collegiatae ut 
infra reducendo, atque alterius Episcopalis Ecclesiae, et Capituli 
Cathedralis Corbejensis, nec non Monasterii Abbatiae nuncupati 
Neocellensis, vulgo Neuenzell, ex nunc itemque alterius Monas- 
terii Abbatiae pariter nuncupati Olivensis ex nunc pro tunc, 
quando scilicet ex persona Venerabilis Fratris Josephi de Hohen- 
zollern Episcopi Warmiensis moderni Abbatis Olivensis quomodo- 
cumque vacaverit; ut communia quoque Germanorum vota Reglis 
etiam aucta commendationibus benigno favore prosequamur, ad 
Omnipotentis Dei gloriam, et ad honorem Beati Petri Aposto- 
"lorum Prineipis Coloniensem Eeclesiam, jam antea inter Ger- 
maniae Sedes nulli antiquitate ac splendore secundam, sub In- 
vocatione laudati Principis Apostolorum ad Metropolitanae Eccle- 
siae gradum restituimus, ac in illo perpetuo constituendam esse 
decernimus, eidemque Metropolitanae Suffraganeas assignamus 
Episcopales Ecclesias Trevirensem, Monasteriensem, atque Pader- 
bornensem. | 

(VI) Episcopalem pariter Ecelesiam Posnaniensem sub In- 
vocatione Sanctorum Petri et Pauli Apostolorum ad Sedis Metro- 
politanae gradum extollimus, ac constituimus, eamdemque alteri 
Archiepiscopali Ecclesiae Gnesnensi sub Invocatione Sancti Adal- 
berti per dimissionem Venerabilis Fratris Ignatii Raczinski ultimi 
illius Archiepiscopi in manibus Nostris libere factam, et per Nos 
admissam ad praesens vacanti, aeque principaliter perpetuo 
unimus, et agregamus, ac Venerabili Fratri Timotheo Gorszenski 
moderno Episcopo Posnaniensi curam, regimen, et administra- 
tionem ipsius Ecclesiae Gnesnensis plenarie committimus, eun- 
demque Archiepiscopum Gnesnensem ac Posnaniensem constitui- 
mus, et deputamus, ac Archiepiscopum Gnesnensem ac Posna- 
niensem semper esse, et appellari mandamus, ejusque juri 
Metropolitico Episcopalem Ecclesiam Culmensem Suffraganeam 
assignamus. 

(VII) Episcopales vero Ecclesias Wratislaviensem, ac War- 
miensem huie Sanctae Sedi perpetuo immediate subjectas esse, 
ac remanere debere declaramus. 

(VIII) Singulis autem Archiepiscopis et Episcopis omnia 
et singula jura, praeeminentias, praerogativas, ac privilegia aliis 
illarum partium Archiepiscopis et Episcopis legitime competentia 
tribuimus, et confirmamus. 
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(IX.) Quod spectat Capitulum Metropolitanae Ecclesiae 
Coloniensis, in eo duas erigimus Dignitates, Praeposituram vide 
licet, quae major erit post Pontificalem, ac Decanatum secundam, 
decem Canonicatus Numerarios, et quatuor Canonicatus Hono- 
rarios ac praeterea octo Vicarias, seu Praebendatus. 

(X.) Archiepiscopalis Ecclesiae Gnesnensis Capitulum con- 
stabit inposterum ex unica dumtaxat Praepositi Dignitate, et ex 
numero sex Canonicatuum, alterius vero Posnaniensis Archi- 
episcopalis Ecclesiae Capitulum efformabunt duo Dignitates, 
Praepositi videlicet, ac Decani, octo Canonicatus Numerari, et 
alii quatuor Oanonicatus Honorarii, nec non octo Vicariae, seu 
Praebendatus. 

(XI) Cathedralium Ecclesiarum Trevirensis, atque Pader- 
bornensis respectivum Capitulum constabit ex duabus Digni- 
tatibus, una nempe Praepositi, ac altera Decani, ex octo Canoni- 
catibus Numerariis, et quatuor Canonicatibus Honorariis, atque 
e sex Vicarlis, seu Praebendatis. 

(XII) In Cathedrali Ecclesia Monasteriensi Capitulum con- 
stituent binae Dignitates, major nempe Praepositurae, ac secunda 
Decanatus, octo Canonicatus Numerarii, quatuor Honorarii Cano- 
nicatus, et octo Vicariae, seu Praebendatus. 

(XI.) Culmensis Cathedralis Ecclesiae Oapitulum constabit 
ex binis Dignitatibus, Praepositurae videlicet ac Decanatus, ex 
octo Canonicatibus Numerariis, ex quatuor Honorariis Canoni 
catibus, et e sex Vicarlis, seu Praebendatis. 

(XIV.) Cathedralis Eeclesiae Wratislaviensis Capitulum effor- 
mabunt duo Dignitates, una videlicet Praepositurae, et altera 
Decanatus, decem Canonieatus Numerari, quorum primus Scho- 
lastici Praebendam adnexam habebit, sex Canonicatus Honorarii, 
atque octo Vicariae, seu Praebendatus. 

(XV.) Demum quod attinet ad Episcopalem Ecclesiam 
Warmiensem, illius Oathedrale Capitulum in eo quo nune reperitur 
statu consistet; reservata tamen Nobis, ac Romanis Pontificibus 
Successoribus Nostris facultate Oapitulum ipsum ad aliarum in 
Regno Borussico existentium Ecelesiarum normam imposterum 
conformandi. 

(XVL) Porro in qualibet ex antedictis Ecclesiis tam Archi- 
episcopalibus quam Episcopalibus Animarum Parochianorum 
cura habitualis residebit penes Capitulum, actualis vero ab uno 
e Capitularibus ad hoc expresse designando, et praevio examine 
ad formam sacrorum Canonum ab ordinario approbando cum 
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Vicariorum auxilio exercebitur, ac in unoquoque ex lisdem Capi- 
tulis duo ab ordinario stabiliter deputandi erunt idonei Canonici, 
a quorum uno Poenitentiarii, ab altero vero sacram sceripturam 
statis diebus Populo exponendo Theologi respective munera 
fideliter adimpleantur. 

(XVIH.) Singulis profecto ex primodictorum Capitulorum 
Canonieis Honorarüs, quos ad personalem residentiam et ad 
Servitium Chori minime obligatos esse declaramus, idem cum 
Residentibus Canonicis aditus ad Chorum et ad caeteras Eccle- 
siasticas Functiones patebit; Nosque ad majus praedietarum 
Ecelesiarum decus, ac splendorem omnibus antedictis Digni- 
tatibus, et Canonicis Indultum utendi iisdem Insigniis, quibus 
antea fruebantur, expresse confirmamus et quatenus opus sit 
de novo concedimus, et elargimur. 

(XVII) Cuilibet similiter ex supradictis Capitulis Cathe- 
dralibus nunc, et pro tempore existentibus, ut ipsi capitulariter 
congregati pro novo, et circumstantiis magis accomodato earum- 
dem Archiepiscopalium, et Episcopalium Ecclesiarum, earumque 
Chori quotidiano servitio, nec non rerum, ac jurium tam spiri- 
tualium, quam temporalium prospero, felicique regimine, gubernio, 
ac directione, onerumque iis respective incumbentium supporta- 
tione, distributionum quotidianarum, et aliorum quorumceumque 
emolumentorum exactione, ac divisione, et poenarum incurren- 
darum a non interessentibus Divinis Officiis ineursu, singulorum 
praesentiis, et absentiis notandis, caeremonüs, ac ritibus servandis, 
et quibusvis aliis rebus circa praemissa necessarlis, et opportunis 
quaecumgque Statuta, Ordinationes, Capitula, et Decreta, licita 
tamen, atque honesta, et Sacris Canonibus, Constitutionibus 
Apostolicis, Decretisque Coneilii Tridentini minime adversantia 
sub praesidentia, inspectione, et approbatione respectivorum 
Archiepiscoporum, et Episcoporum edere, atque edita declarare, 
et interpretari, ac in meliorem formam redigere, et reformare, 
seu alia de novo, ab illis ad quos spectat, et pro tempore spec- 
tabit inviolabiliter observanda, sub poenis in contrafacientes 
statuendis pariter condere, atque edere libere, ac licite valeant, 
facultatem perpetuo concedimus, et impertimur. 

(XIX.) Dignitatum, Canonicorum, et Vicariorum, seu Prae- 
bendatorum numero tam in Metropolitanis, quam in Cathedra- 
libus Capitulis ut supra praefinito, ad ea tam pro hac prima 
vice, quam pro futuris temporibus componenda statuimus, ut 
imposterum quilibet ad Dignitates, et Canonicatus assequendos 
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infrascriptis ornatus esse debeat requisitis, nempe, quod majores 
sacros ordines susceperit, utilemque Ecelesiae operam saltem per 
quinquennium navaverit, vel in animarum Cura exercenda, aut 
adjuvanda sese praestiterit, vel Theologiae, aut Sacrorum Cano- 
num Professor extiterit, vel alicuique in Regno Borussico existenti 
Episcopo in Dioecesanae administrationis munere inservierit, vel 
demum in sacra Theologia, aut in Jure Canonico Doctoratus 
Lauream rite fuerit consequutus; postremae tamen hujusce con- 
ditionis effectu ex justis, gravibusque causis per Decennium 
a Data praesentium computandum in suspensum remanente. 
Cujuscumque vero conditionis ecclesiasticos Viros aequali jure 
ad Dignitates, et Canonicatus obtinendos gaudere debere decer- 
nimus. Itemque statuimus unam in Monasteriensi, ac alteram 
in Wratislaviensi Cathedralibus Eeclesiis Canonicalem Praebendam 
designandam, et ab eo ad quem juxta mensium alternativam 
pertinebit, semper, et quandocumque conferendam esse uni, et 
alteri Canonica requisita habentibus ex professoribus Universi- 
tatum in dietis respectivis Civitatibus existentium; atque ulterius 
decernimus, tam Praepositum Parochialis Ecclesiae Sanctae Hed- 
wigis Civitatis Berolinensis, quam Decanum commissarium Ecele- 
siasticum in comitatu Glacensi pro tempore existentes inter 
Honorarios Canonicos Wratislaviensis Cathedralis Capituli esse 
cooptandos; ita ut pari cum iis fruantur jure, locum illum, at- 
que Ordinem tenentes, qui secundum respectivae Nominationis 
tempus ipsis competere dignoscatur. Quilibet autem ex Cano- 
nieis Honorariis in unumquodque ex antedictis Capitulis coop- 
tandus sumendus erit ex numero Archipresbyterorum Animarum 
curam in respectiva Dioecesi laudabiliter exercentium. 

(XX.) Quod vero attinet ad novam Supradictorum Oapitu- 
lorum pro hac prima vice ea qua convenit celeritate explendam 
compositionem, infra nominando harum Literarum Nostrarum 
Exequutori potestatem facimus, ut in unaquaque Ecclesia tam 
Dignitates, et Canonicatus, quam Vicarias, seu Praebendatus 
actu vacantes, quae ad aequandum numerum ut supra desig- 
natum fortasse deficient, dignis et idoneis Ecclesiasticis Viris ex 
delegata sibi speciali Apostolica facultate, ac hujus sanctae sedis 
nomine conferat; ita tamen ut ii dumtaxat, qui de Dignitatibus, 
et Uanonicatibus ab ipso provisi fuerint, Apostolicas novae Pro- 
visionis, et Confirmationis Literas infra sex menses ex tunc 
proximos a Dataria Nostra impetrare, et expedire facere teneantur. 
Et si contingat, quod in aliqua ex Metropolitanis, vel Cathe- 
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dralibus in Borussiae Regno existentibus Ecelesiis Dignitates, 
Canonici, et Vicarii, seu Praebendati legitime, et canonice insti- 
tuti adhuc viventes respectivum numerum a Nobis ut supra 
praefinitum excedant, praedietus Exequutor Apostolicus, vocatis 
auditisque interesse habentibus aut per voluntarias jurium abdi- 
cationes ab illis, vel ab illorum aliquibus emittendas rem com- 
ponat, proviso insimul per congruas vitalitias Pensiones, jam 
a Serenissimo Rege pollicitas Dimittentium sustentationi, aut 
si abdicationes hujusmodi minime habeantur, vel sufficientem 
numerum non attingant in hoc casu, qui numerum in supradicta 
Nostra dispositione praefinitum excedentes Dignitatum, Canoni- 
catuum, et Vicariatuum possessionem postremo loco adepti fuerint, 
si apud Ecclesias suas resideant, Capitulares quidem, et Vicarii 
respective esse pergent, juribus, et praerogativis nunc jis com- 
petentibus fruentur, suosque reditus in ea quantitate percipient, 
qua in praesens gaudent. Sed quando Beneficia ab iis obtenta 
quocumque modo vacaverint aliis conferri minime poterunt, 
atque ex nunc pro tunc suppressa, et extincta debeant intelligi, 
ad hoc ut deinceps praefixus ut supra numerus in respectivis 
Capitulis ad amussim observetur. Quod si in aliquo Capitulo 
Canonici minoribus in praesentiarum fruantur reditibus, quam 
qui futuris eorum loco assignatur, nullum isti redituum aug- 
mentum consequentur, nisi ab Exequutore Apostolico singillatim 
similibus amplioribus reditibus donati fuerint. 

(XXI) Futuro autem tempore, ac successivis vacationibus 
a Nobis, et Romanis Pontificibus Successoribus Nostris Prae- 
positura, quae Major post Pontificalem Dignitas in supramemoratis 
Archiepiscopalibus, et Episcopalibus Ecclesiis, nec non in Ecelesia 
Aquisgranensi in Oollegiatam ut infra erigenda, itemque Canoni- 
catus in Mensibus Januarii, Martii, Maii, Julii, Septembris, ac 
Novembris in praefatis Ecclesiis vacantes conferentur quemad- 
modum in Capitulo Wratislaviensi hactenus factum est!): quo 





1) Friedrich 1I. beanspruchte 1745 bei der Besetzung Schlesiens das Er- 
nennungsrecht auf die dem Papste reservirten Dompfründen zu Breslau, ohne 
das päpstliche Provisionsrecht zu bestreiten. Der apostolische Stuhl gab dieses 
Ernennungs- oder vielmehr Vorschlagsrecht stillschweigend zu und so hat sich 
folgender Besetzungsmodus thatsächlich herausgebildet: Der Landesherr ernennt 
den Propst oder Kanonikus; der Papst aber verleiht dem vom König Ernannten 
oder vielmehr Designirten auf Grund eines vom Bischof ausgestellten Idonei- 
tätszeugnisses die erledigte Dompfründe, ohne dass in der Collationsurkunde 
des königlichen Designations- odor Nominationsrechtes Erwähnung geschieht. 
Die Einholung der päpstlichen Provista erfolgt gewöhnlich auf diplomatischem 
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vero ad Decanatus in praedictis Metropolitanis, et Cathedralibus 
Ecclesiis, et ad Canonicatus tam in ipsis, quam in dieta Aquis- 
granensi Ecclesia in Collegiatam erigenda, in aliis sex mensibus 
vacantes ab Archiepiscopis et Episcopis respective conferentur. 
Vicariatus autem, seu Praebendatus in praedictis Ecelesiis quo- 
cumque mense vacaverint respectivorum Archiepiscoporum et 
Episcoporum collationi relingquimus. 

(XXIL) Rem denique Germaniae gratissimam, simulque 
praelaudato Borussiae Regi acceptissimam, Nos esse facturos 
judicantes, si electionum jure in Transrhenanis Ecelesiis retento, 
ac confirmato, et in -Cisrhenanis.cessato per Apostolicas Dis- 
positiones anni millesimi octingentesimi primi nunc in ipsis 
Cisrhenanis Dioecesibus praefati Regis Temporali Dominio sub- 
jectis, idem jus electionis redintegretur, quoad Capitula Ecele- 
siarum ad Germaniam pertinentium nempe Coloniensis, Tre- 
virensis, Wratislaviensis, Paderbornensis et Monasteriensis, decer- 
nimus, ac statuimus, quod alia quacunque ratione vel consue- 
tudine, nec non electionis, et postulationis diserimine, nobilitatisque 
natalium necessitate sublatis Oapitulis praedietis, postquam supra- 
dicta methodo constituta, et ordinata erunt, facultatem tribuimus, 
ut in singulis illarum sedium vacationibus per Antistitum respec- 
tivorum obitum extra Romanam Curiam, vel per earum sedium 
resignationem, et abdicationem (excepto tamen praesenti casu 
vacationis Coloniensis, ac Trevirensis Ecclesiarum) infra consuetum 
Trimestris spatium Dignitates, ac Canonici capitulariter congre- 
gati, et servatis Canonieis regulis novos Antistites ex Ecclesiasticis 
quibuscumque viris ‘Regni Borussici incolis, dignis tamen, et 
juxta Canonicas sanctiones idoneis servatis servandis ad formam 
sacrorum Canonum eligere possint; ad hujusmodi autem Elec- 
tiones jus suffragii habebunt Canonici tam Numerarii, quam 
Honorarii, nec exclusis quidem illis, qui ultra Capitularium 
numerum in hac reordinatione praefinitum, quoad vixerint in 
ipsis Capitulis conservabuntur. 

(XXIII) Nihil vero in Capitulis Episcopalium Ecelesiarum 
Warmiensis, et Culmensis, nec non Archiepiscopalium Gnesnensis 
et Posnaniensis invicem perpetuo unitarum, innovantes man- 


Wege durch den preussischen Gesandten zu Rom. Manche Autoren sprechen 
von einem förmlichen Indult Benedikts XIV. an Friedrich II. zur Ernennung 
auf die Propstei und die in den päpstlichen Monaten erledigten Kanonikate; 
allein ein solches Indult existirt nicht. Vgl. Bellesheim in Archiv f. k. K, 
R. 42, 464. ’ 
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damus dumtaxat.ut Gmesnenses, et Posnanienses Capitulares ad 
Archiepiscopi electionem conjunctim debeant procedere. Quod 
autem spectat vacantem Episcopalem Ecclesiam Wratislaviensem, 
specialem potestatem facimus, quinque actu in illa existentibus 
Dignitatibus, nempe Praeposito, Decano, Archidiacono, Seholastico, 
et Custodi, octo Canonieis residentibus, et sex Canonicis Hono- 
rariis, qui nunc ejus Ecclesiae Capitulares habentur, ut ad novi 
Episcopi electionem Canonicam modo, et forma praemissis, hac 
etiam prima vice procedere possint, et valeant. 

(XXIV.) Quaelibet vero Electionum hujusmodi Instrumenta 
in authentica forma exarata, ad Sanctam Sedem de more mit- 
tentur, a qua si Electio Uanonice peracta agnoscetur, et ex 
processu Inquisitionis deinde a Romano Pontifice in singulis 
casibus alicui ex Archiepiscopis, vel Episcopis intra fines Regni 
Borussici existentibus committendo, et ad formam instructionis 
jussu San. Mem. Urbani Octavi Praedecessoris Nostri editae 
diligenter exarando de electi idoneitate constiterit, electiones 
hujusmodia Nobis, et Romanis Pontificibus Successoribus Nostris 
juxta statutum morem per Apostolicas Literas confirmabuntur. 

(XXV.) In singulis praeterea Civitatibus, tam Archiepisco- 
palibus, quam Episcopalibus unum ÖOlericorum Seminarium, vel 
conservandum vel de novo quamprimum erigendum esse statui- 
mus, in quo is Clericorum numerus ali, atque ad formam Decre- 
torum Sacri Concilii Tridentini institui, ac educari debeat, qui 
respectivarum Dioecesium amplitudini, et necessitati respondeat, 
quique ab Exequutore praesentium Literarum congrue erit prae- 
finiendus: Archiepiscopi tamen Gmesnensis, et Posnaniensis judi- 
cio, et prudentiae relinguimus, vel in utraque Civitate proprium, 
ac distinctum, vel unum tantum in Posnaniensi Civitate, quia 
amplis  aedibus constat, pro Clericis ambarum Dioecesium 
Seminarium constabilire prout Ecclesiarum ipsarum utilitas 
postulaverit. | 

(XXVL) Volentes nunc praevia dismembratione, separatione, 
atque immutatione nonnullorum Locorum, et Paraeciarum a 
priorum Ordinariorum jurisdictione subtrahendarum ad effectum 
illa et illas Dioecesibus infra scriptis noviter aggregandi, atque 
incorporandi, prout magis in Domino opportunum visum fuerit, 
et auditis etiam Veneräbilibus Fratribus Nostris S. R. E. Cardi- 
nalibus Congregationi de Propaganda Fide Praepositis ad novam 
Dioecesium eircumscriptionem procedere, ut singularum distinctis 
finibus quaestiones omnes auferantur circa Spiritualis jurisdictionis 
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exercitiun, earum Distributionem, ac Divisionem de Apostolicae 
potestatis plenitudine decernimus, praescribimus, et constituimus 
juxta eum, qui sequitur, modum, videlicet: 

(XXVIL) Metropolitanae Eeclesiae Coloniensis Dioecesis 
efformabitur ex Paraeciis sexcentum octoginta sex partim in 
sinistra, partim in dextera Rheni ripa positis. Et in sinistra 
quidem complectetur Paraecias omnes pridem in suppressa ad 
praesens Aquisgranensi Dioecesi contentas, quae ad Provincias 
pertinent Coloniensem, Dusseldorphinam, et Aquisgranensem, 
nempe ultra Paraecias Civitatum Coloniae, et Aquisgrani Ecclesias 
Cantonales nuncupatas Bergheimerdorff, Bonna, vulgo Bonn, 
Brehl, Kerpen, Lechenich, Lessenich, Loevenich, Meckenheim, 
Münstereiffel, Zolbiacum, vulgo Zülpich, Crefeld, Dahlen, Dor- 
magen, Elsen, Gladbach, Neuss, Urdingen, Viersen, Burtscheid, 
Marcodurum, vulgo Düren, Erkelenz, Eschweiler, Geilenkirchen, 
Gemünd, Heinsberg, Juliacum, vulgo Jülich, Linning, Montjoie, 
et Niddeggen, una cum earum Ecclesiis succursalibus, et adnexis, 
quae in dietis Provineüs intra Borussici Regni fines modo inveni- 
untur, a Oantonalibus disjungendo Paraecias succursales, et ad- 
nexas extra Regnum positas, et viceversa succursales, et adnexas 
pridem pendentes a Cantonalibus positis extra Regnum aggre- 
gando Cantonalibus in Regno existentibus. Complectetur prae- 
terea Uantonales Ecclesias ad Leodiensem Dioecesim pertinentes, 
ac temporariae administrationi moderni Vicarii Capitularis Aquis- 
granensis ab Apostolica Sede commissas videlicet Ecelesias Can- 
tonales nuncupatas Cronemburg, Eupen, Malmedy, Nieder- 
krüchten, Schleiden, et St. Vith, una cum earum suceursalibus, 
et adnexis in Borussica ditione sitis, ac sex Paraeciis suceur- 
salibus, nuncupatis Afden, Alsdorff, Merkstein, Rolduc, Ubach, 
et Welz, modo dependentes a Cantonali Herckraede, posita 
extra Regnum Borussicum. Insuper complectetur novemdecim 
Provinciae Aquisgranensis ad Trevirensem Dioecesim usque nunc 
pertinentes Paraecias nuncupatas Allendorff, Blankenheim, Dollen- 
dorff, Hollerath, Lommersdorff, Manderfeld, Marmagen, Mülheim, 
Nettersheim, Reifferscheid, Rescheid, Rigsdorff, Rohr, Schmitt- 
heim, Schönberg, Steinfeld, Tondorff, Udelhoven, et Wildenburg, 
cum suis adnexis Ecclesiis. In dextera autem Rheni ripa, ‚Pro- 
vinciisque Coloniensi, Dusseldorphiana, et Confluentina Paraecias 
complectetur Regionum, Juiliensis, Dusseldorphianae, Essensis, 
et Siegburgensis, cum earum succursalibus, et adnexis, demptis 
tamen Paraecia Römershagen, Paderbornensi Dioecesi ut infra 
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applicanda, nec non Paraeciis, Hachenburg et Marienstadt, nun- 
cupatis, quae in Ducatu Nassaviae reperiuntur. 

(XXVIIL) Dioecesis Episcopalis Ecclesiae Trevirensis, ab 
omni Metropolitico jure Archiepiscopi Mechliniensis subtractae, 
ac Metropolitanae Coloniensis suffraganeae adsignatae, constabit 
infra Regni Borussici fines ex Paroeciis Sexcentum Triginta 
quatuor, scilicet in sinistra Rheni ripa, ex iis omnibus, quae 
actu ad illam Dioecesim pertinent, .et provincia Trevirensi con- 
tinentur. Tum vero ex ea suppressae nunc Dioecesis Aquis- 
granensis parte, quae in Confluentia Provineia continentur vide- 
licet civitate ipsa Confluentiae, et Ecclesiis Cantonalibus nun- 
cupatis: Adenau, Ahrweiler, Andernach, Boppard, Castellaun, 
Cochem, Creuznach, Kaysersesch, Kirchberg, Kirn, Lützerath, 
Mayen, Münstermayfeld, Niederzissen, Oberwesel, Polch, Pün- 
derich, Remagen, Rübenach, Simmern, Sobernheim, St. Goar, 
Stromberg, Treiss, Ulmen, Wanderath, et Zell, cum suis suc- 
cursalibus, et adnexis. Porro autem ex centum triginta duabus 
Paraeciis tum Cantonalibus, tum succursalibus, cum suis ad- 
nexis, quae in cireumscriptione Anni millesimi oetingentesimi 
primi Dioecesi Metensi fuerant attributae, ac deinde temporariae 
administrationi Vicari Capitularis Trevirensis ab apostolica sede 
commissae. In dextra vero Rheni ripa ex cunctis Eecclesiis 
ditionis Borussicae, quae pridem ad ipsam Trevirensem Dioe- 
cesim spectabant, quaeque per Gallicanarum Dioecesium circum- 
scriptionem anno millesimo octingentesimo primo a Nobis factam 
ab illa fuerant dismembratae, ac in praesens a Vicario Aposto- 
lico in oppido Ehrenbreitstein residente ad Nostrum beneplacitum 
administrantur. Tandem vero extra praedictum Paraeciarum 
sexcentum triginta quatuor numerum, Regnique Borussici fines 
cunctis illis, quae in Territoriis Prineipum Coburgensis, Hom- 
burgensis, et Oldenburgensis inveniuntur jam ipsi Dioecesi Tre- 
virensi pertinentibus. 

(XXIX.) Dioecesim Episcopalis Monasteriensis Ecclesiae 
Suffraganeae Metropolitanae Coloniensis efformabunt biscentum 
octoginta septem Paraeciae intra fines Regni Borussici sitae et 
aliae quoque extra ejusdem Regni fines in eodem Dioecesano 
Territorio actu comprehensae, de quibus in aliud tempus dispo- 
nendi Nobis, et Romanis Pontificibus suecessoribus Nostris prout 
opportunum in Domino judicabitur facultatem reservamus. Ad- 
jungimus praeterea Regiones nuncupatas, Recklinghausensem, 
Sterkrathensem, et Reesensem, pridem antiquae Coloniensis Dioe- 
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cesis, exclusa tamen ab hac postrema Regione Paraecia Oeffelt 
sub Temporali Belgici Regni dominio existente, nec non ex 
Dioecesi Aquisgranensi nune suppressa Cantonales Ecclesias 
nuncupatas: Calcar, Cleve, Cranenburg, Dulken, Geldern, Goch, 
Kempen, Meurs, Rheinberg, Wankum, Wesel, et Xanten, cum 
suis suceursalibus, et adnexis, exceptis tamen iis Dominio Regis 
Belgarum in temporalibus subjectis. Adjungimus insuper Parae- 
cias nuncupatas, Elten et Emmerich, cum sua filiali huc usque 
sub missionibus Hollandicis extantes, itemque Paraeciam Damme, 
quam ab Osnabrugensi Dioecesi separamus, et Paraeciam, Olden- 
burgensem, quam sejungimus a Missionibus septemtrionalibus, 
quaeque pertinent ad ditionem Ducis Oldenburgensis. Denique 
moderno, ac pro tempore existenti Episcopo Monasteriensi per- 
petuo regendas, et administrandas committimus quinque Paraecias 
nıumcupatas, Brochterbeck, Ibbenbühren, Mettingen, Recke, et 
Halverde, quae suffraganei Osnabrugensis Administrationi ad 
Apostolicae sedis beneplacitum erant commissae. 

(XXX.) Paderbornensis Episcopalis Ecclesiae, Coloniensis 
Metropolitanae Suffraganeae, Dioecesis iisdem, quibus nunc 
reperitur, manebit circumscripta limitibus. Ili’praeterea adjun- 
gimus alteram nunc suppressam Dioecesim Corbejensem cum 
integro suo Territorio a venerabili Fratre Ferdinando Episcopo 
Monasteriensi administratam, nec non ex Transrhenano antiquae 
Coloniensis Dioecesis Territorio Decanatus: Meschedensem, Alten- 
dornensem, Brilonensem, Wormbachensem, Medebachensem, et 
Wettenscheidensem, nuncupatos cum suis Parochialibus et Filia- 
libus Eccelesiis, pariterque Commissariatum, Haarensem, et Parae- 
ciam, Römershagen, et ulterius, Rittbergensem, et Wieden- 
brückensem, Decanatus, cum suis respective Parochialibus, et 
Filialibus Ecclesiis ab Osnabrugensi Dioecesi separandos, nec 
non a Dioecesi olim Moguntina, postea Ratisbonensi disjungendas 
Paraecias Siegen, et Obernetphen nuncupatas, civitatem Heiligen- 
stadt, cum suo Decanatu, et Decanatus Beurensem, Bischofero- 
densem, Kirchworbensem, Kühlstädtensem, Lengefeldensem, 
Neuendorfensem, Nordhausensem, Rüstenfeldensem, Wiesenfeld- 
ensem, cum suis Parochialibus et Filialibus Ecelesiis, et Civi- 
tatem Erfurti, cum tribus Paraeciis suburbanis, atque Paraecias 
in Territorio Magni Ducis Saxoniae Wimarensis existentes, nec 
non Paraeciam Eppensem extra Borussiae Regnum in Pineipatu 
Waldeccensi ab antiqua Coloniensi Dioecesi segregandam, et 
demum a Missionum septemtrionalium Vicariatu Apostolico sepa- 
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randas, et a futuris, ac pro tempore existentibus Paderbornen- 
sibus Episcopis perpetuo administrandas Paraecias Mindensem, 
scilicet in Westphalia, et in Provincia Saxoniae Adersleben, 
Althaldensleben, Ammensleben, Aschersleben, Hadtmersleben, 
Ecelesias St. Andreae, et Sanctae Catharinae Halberstadii, Hamers- 
leben, Hedersleben, Huysburg, Magdeburg, Marienbeck, Marien- 
stuhl, Meyendorf, Stendal, Halle et Burg. Attentis autem gran- 
daeva aetate, ac egregiis de Ecclesia et de Catholica Religione 
meritis, Venerabilis Fratris Franeisci Egonis a Fürstemberg, 
praestantissimi Hildesiensis, ac Paderbornensis Praesulis, ac 
Missionum septentrionalium Vicarii Apostolici, nec ipsi novae 
administrationis onus adjungatur decernimus, et mandamus nihil 
circa talem Antistitem in praesens esse innovandum, sed cuncta 
in eo, quo nunc reperiuntur statu interea relinguendo, ante- 
dictam Paderbornensis Dioecesis ampliationem eo duntaxat tem- 
pore suum effectum sortiri debere, cum Episcopali sedi Pader- 
bornensi de laudati Antistitis Franeisci Egonis Persona quo- 
modocumque vacanti novus Episcopus Apostolicae sedis auctori- 
tate instituetur. Interea vero omnia Loca, et Paraeciae, quae 
a Coloniensi, et Osnabrugensi Dioecesibus ut supra dismembrantur, 
administrationi peculiaris Vicarii Apostolici a Nobis committentur, 
ut inibi usque ad Paderbornensis Episcopalis sedis vacationem, 
ac futuri novi Episcopi institutionem, 'exerceat spiritualem juris- 
dietionem: atque insuper alia loca et Paraeciae a Dioecesi olim 
Moguntina postea Ratisbonensi disjuncta, et ab Episcopo pridem 
Corbejensi, nunc Monasteriensi administrata temporaneae pariter 
Viecarii Apostolici Administrationi tradentur. 

(XXXI.)  Archiepiscopalium Gnesnensis et Posnaniensis 
invicem perpetuo aeque principaliter unitarum Dioeceses effor- 
mabunt ea ipsa loca, quae actu in iisdem continentur, post 
novissimam Dioecesium Regni Poloniei a Nobis peractam Circum- 
scriptionem, exceptis tamen Decanatibus Schlochaviensi, Tuche- 
lensi, et Camenensi, Culmensi Dioecesi ut infra adjieiendis, ac 
praeterea Decanatus Kruszwicensis, Junivladislaviensis, et Gniew- 
kowensis a Dioecesi Wladislaviensi separandi, qui ad praesens 
a Vicario Apostolico Gedanensi administrantur nec non Decanatus: 
Östrszeszowensis et Kempnensis disjungendi a Dioecesi Wratis- 
laviensi. Divisionem autem et assignationem Territorii Dioe- 
cesani pro una, et altera Dioecesi statuendam infra dicendo 
praesentium Literarum Exequutori peragendam expresse com- 
mittimus. 
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(XXXII) Dioecesis Episcopalis EcclesiaeCulmensis, suffra- 
ganeae Archiepiscopi Gnesnensis et Posnaniensis, constabit ex 
biscentum quindecim Paraeciis nempe cum suis respective Suc- 
cursalibus, et Filialibus Eeclesiis ex Decanatibus Lessensi, Rhe- 
densi, Neumarkano, Loebaviensi, Lautenburgensi, Strasburgensi, 
Gollubensi, Thorunensi, Culmensi, Culmseensi, et Gurcznensi, 
cum Paraecia Bialutten nuncupata: quae postremae duae olim 
Dioecesis Plocensis a suffraganeo Culmensi in praesens admini- 
strantur; itemque ex Decanatibus Gedanensi, Putzigensi, Mircha- 
viensi, Dirschaviensi, Stargardensi, Moewensi, Neuenburgensi, 
Schwetzensi, Lauenburgensi, Schlochaviensi, Tuchelensi, Came- 
nensi, et Fordonensi; qui Decanatus pridem Dioecesis Wladis- 
Javiensis, nune ab antedieto Vicario Apostolico Gedanensi ad- 
ministrantur, nee non ex Territorio Monasterii Abbatiae nun- 
cupatae Olivensis ut supra suppressi ex nunc pro tunc quando 
ex Persona moderni Abbatis quomodocumque vacaverit. Et 
quoniam expositum Nobis fuit aptas Culmae deficere Domos pro 
Episcopi, et capituli decenti habitatione, facultatem tribuimus 
Apostolico harum literarum Exequutori, ut auditis interesse 
habentibus, ac re mature perpensa, firmo remanente Titulo, ac 
denominatione Episcopatus  Culmensis, et opportunis assignatis 
Ecclesia atque aedibus, residentiam Episcopi et Capituli Cul- 
mensis, si ita in Domino expedire judicaverit, Pelplinum trans- 
ferre libere, ac licite possit, et valeat proviso insimul congruae 
Cathedralis Culmensis manutentioni. 

(XXXIHL) Wratislaviensis Episcopalis Ecelesiae huic Apo- 
stolicae Sedi immediate subjectae Dioecesim efformabit actuale 
illius Territorium, exceptis dumtaxat Decanatibus Ostrszeszo- 
wensi, Kempnensi Dioecesi Posnaniensi ut supra incorporatis, 
et insuper Decanatus Plessensis, et Bythomiensis a Uracoviensi 
Dioecesi disjuncti, nec non sequentes Paraeciae in Lusatia, vide- 
licet Neocellensis Monasterii Nullius ut supra suppressi; et aliae 
nuncupatae, Wittichenau, Guntersdorf, Hennersdorf, Pfaffendorf, 
Ullersdorf, a Decano Collegiatae Ecclesiae Sancti Petri Oppidi 
Buddissinaeae in Lusatia superiori, hactenus administratae: quae 
omnes insimul intra fines Borussici Regni Paraeciae ad sexcentum 
viginti unius numerum ascendent. . Conservabit item illas, quas 
actu habet in Austriaca Ditione Paraecias. Futuri praeterea, ac 
pro tempore existentis Wratislaviensis Episcopi Administrationi 
perpetuo subjicimus eas, quae a Vicario Apostolico Missionum 
septentrionalium fuerunt hucusque administratae Paraeciae in 
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Civitatibus Berolini, Potsdamii, Spandaviae, Francofurti ad Via- 
drum, Stettini, et Stralsundiae, quaeque imposterum vi subdele- 
gationis Episcopi Wratislaviensis a supramemorato Praeposito 
Parochialis Ecclesiae Sanctae Hedwigis dietae Civitatis Beroli- 
nensis erunt administrandae. 

(XXXIV.) Denique Warmiensis Episcopalis Ecclesiae, 
Apostolicae sedi pariter immediate subjectae, Dioecesis ex proprio 
actuali Dioecesano Territorio constabit, atque insuper ex Deca- 
natibus Fürstenwerdensi, Neuteichensi, Mariaeburgensi, Stumensi, 
et Christburgensi, cum suis Ecclesiis tam succursalibus, quam 
Filialibus a Dioecesi Culmensi disjungendis, ita ut integra Dioe- 
cesis Centum novemdecim Paraecias complectatur. 

(XXXV.) Praedictas itaque Civitates, et Ecelesias Archi- 
episcopales et Episcopales, itemque Paraecias et Loca respectivis 
Eeclesiis pro Dioecesi attributa, eorumque Incolas utriusque Sexus 
tam Clericos, quam Laicos iisdem Ecclesiis eorumque Praesulibus 
pro suis respective Civitate, Teerritorio, Dioecesi, Clero et Populo 
perpetuo assignamus, et in spiritualibus omnimodo subjicimus. 
ad hoc ut cuilibet Antistiti vel jam promoto, vel in futurum 
Apostolica auctoritate promovendo liceat per se vel per alios 
eorum nomine (postquanı tamen Supramemoratus Josephus Epis- 
copus Warmiensis praesentes Literas debitae executioni manda- 
verit, et quoad nonnullas dispositiones nune pro tunce a Nobis 
factas cum tempus pro illarum executione ut supra definitum 
advenerit) veram, realem, actualem et corporalem possessionem 
regiminis, administrationis, et omnimodo Juris Dioecesani, et 
Ordinarii in praedictis Civitatibus, ac earum Ecclesiis, et Dioe- 
cesibus, nec non bonis, aliisque reditibus ad ipsarum dotationem, 
ut infra assignandis vigore literarum Apostolicarum Canonicae 
Institutionis libere apprehendere, apprehensamque retinere; prop- 
tereaque statim, ac in locis per hanc Nostram dispositionem 
singulis Dioecesibus nunc attributis possessionem sumpserint, 
illarumque Regimen actu consecuti fuerint, omnis antiquorum 
sub quocumque Ordinariorum, seu Vicariorum, vel administra- 
torum Titulo jurisdictio cessare debebit, omnesque facultates in 
Partibus, et locis ab eorum jurisdictione subtractis nullius erunt 
amplius‘roboris vel momenti. 

(XXXVI) Nosenim ad respectivorum .Dioecesanorum utili- 
tati consulendum praeseribimus, et injungimus, ut omnia et 
singula Documenta respicientia Ecclesias, Dioeceses, Paraecias, et 
loca ut supra dismembrata, ac de novo applicata a veteribus Can- 
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cellariis extrahi, et Cancellariis Dioecesium quibus erunt incorporata 
opportuna forma tradi, atque in iis perpetuo debeant asservari. 

(XXX VI) Vieissim autem Venerabiles Fratres moderni, 
ac pro tempore existentes Pragensis, et Olomucensis Archiepis- 
copi nee non Episcopi Reginorhadecensis, et Litomericensis eam- 
dem, quam nunc exercent, Spiritualem Jurisdictionem in Regno 
Borussico etiam inposterum conservabunt. 

(XXXVIIL) Filiales vero, et Parochiales Ecclesias earumque 
Fractiones in hac Nostra Dispositione non comprehensas, et 
extra Regnum Borussiae existentes a Matricibus, et Parochialibus 
in eodem Regno positis disjungimus, et a proximioribus ordinariis 
aliis Matricibus, et Parochialibus Ditionum, quibus in tempora- 
libus subjacent, applicandas esse mandamus, ac vieissim de 
Paraeciis, et Filialibus Ecclesis cum suis Fractionibus intra 
Borussicum Regnum positis, quae a Matricibus extra idem Reg- 
num existentibus pendent, idem observandum esse decernimus; 
reservata Nobis, et huic Apostolicae sedi cura de Spirituali Re- 
gimine aliis Partibus, et Locis si opus fuerit providendi. 

(XXXIX.) Inspectis autem Dioecesium . Borussici Regni 
amplitudine, ac magno Dioecesanorum numero, cum difficile ad- 
modum esset Archiepiscopis, et Episcopis Confirmationis Sacra- 
mentum Christi fidelibus administrare, aliaque Pontificalia munera 
sine alterius Episcopi opera, et auxilio exercere; hine Nos con- 
firmantes Suffraganeatus in Dioecesibus Regni Borussiae in 
quibus constituti reperiuntur, eos in Coloniensi, ac Trevirensi 
Dioecesibus redintegramus, et de novo constituimus: atque id- 
circo .quilibet Archiepiscopus, et Episcopus Nos, et Romanos 
Pontifices Successores Nostros juxta praescriptum morem suppli- 
cabit, ut aliquis Ecclesiasticus Vir opportunis praeditus requisitis, 
ad Suffraganei munus designetur, ac praevio Canonico processu, 
servatisque consuetis formis de Episcopatu 'Titulari .in Partibus 
Infidelium cum assuetae congruae adsignatione provideatur. 

(XL.) Quoniam vero praeclaram antiquissimam Coloniensem 
Sedem Archiepiscopalem duximus redintegrandam potius, quam 
Episcopalem Sedem Aquisgranensem illius quodammodo loco 
viginti dumtaxat ab hine annis erectam conservare; aliquam 
tamen Civitatis Aquisgranensis rationem habendam esse existi- 
mantes, cognita etiam in id propensa Serenissimi Borussici Regis 
voluntate, decernimus, ac statuimus, quod Eecclesia sub Titulo 
Beatae Mariae Virginis antea Cathedralis in Collegiatam immu- 
tetur, ejusque Üollegiale Capitulum constet ex unica tantum 
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Praepositi dignitate, et Sex Canonicatibus cujus, et quorum 
Collatio semper quoad Praeposituram Apostolicae Sedi, et quoad 
Canonicatus eidem Sedi Apostolicae alternatim cum Coloniensi 
Archiepiscopo spectare debeat ac pertinere. Hujusmodi autem 
Capitularibus, ex peculiari gratia licentiam deferendi Cappam 
magnam sericam, violacei coloris cordulis sericis subsutam cum 
pellibus armellinis hyemali, aestivo autem tempore Mozzettam 
supra Rocchettum concedimus et indulgemus, atque ulterius 
facultatem condendi statuta jiisdem modo, et forma quibus de 
Capitulis Cathedralium Ecelesiarum supra eluculenter dietum est 
tribuimus, et impertimur. 

(XLL) Im Exequutorem itaque praesentium Nostrarum 
Literarum praedictum Venerabilem Fratrem Josephum Episcopum 
Warmiensem, de cujus prudentia, doctrina, atque integritate 
plurimum in Domino fiduclam habemus, expresse nominamus, 
eligimus, constituimus, et deputamus eidemgue committimus, ut 
supradicta omnia, et singula a Nobis disposita ad praestitutum 
finem perducat, atque pariter ad effectum vacantes Ecclesias de 
idoneis Pastoribus, quae Prima necessitas est, cito providendi, 
et cuncetas res Ecelesiasticas ad meliorum statum, et ordinem 
revocandi quaslibet Ecelesias congrua, et firma dotatione muniri 
studeat, media ad hoc necessaria benevolentissime, ac liberaliter 
exhibente praelaudato Serenissimo Borussiae Rege, qui magna- 
nimi Prineipis animum, et propensissimam erga Catholicos ejus 
Imperio subjectos voluntatem pro ordinandis absque ulla mora 
Dioecesibus omnibus Regni Borussiae aperte declaravit, et sequen- 
tibus ratione ac modo stabilienda, et applicanda proposuit. 

(XLIL) Super publieis Regni Sylvis nominatim designandis 
tot Census auctoritate Regia imponentur, quot erunt Dioeceses 
dotandae, et in respectiva quantitate, ut ex jis annui fructus ab 
omnibus cujuscumque generis oneribus prorsus libere pereipi 
possint qui satis sint, vel ad integram ipsarum Dioecesium dota- 
tionem si nullam actu habeant, vel ad Supplementum ejusdem 
dotationis si partem aliquam suorum Bonorum adhuc possideant, 
ita ut Singulae Dioeceses eos annuos reditus imposterum habeant, 
qui reditibus pro Archiepiscopali, vel Episcopali mensa, pro 
Capitulo, pro Seminario Dioecesano, proque suffraganeo statutis 
in quantitate singulis inferius designanda perfecte respondeant, 
atque hujusmodi Censuum proprietas per Instrumenta in legi- 
tima validaque Regni forma stipulanda, et a praelaudato Rege 
subscribenda unicuique Ecclesiae conferetur. Et quoniam enun- 
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ciatae Sylvae, prout et publica Bona omnia Regni Borussiae, 
ob aes alienum, a Gubernio, bellorum causa contractum, hypo- 
theca gravata sunt, atque ob id super nulla earum parte Öensus 
imponi eorumque fructus pereipi, salva fide, possunt, antequam 
imminuta, per solutiones a Gubernio Creditoribus hypothecariis 
factas, aeris alieni summa, sufficiens sylvarum quantitas hypo- 
thecae vinculo liberata fuerit; cumque secundum legem, qua 
Serenissimus Rex Creditoribus publicis cavit, anno millesimo 
octingentesimo trigesimo tertio a Magistratibus definiendum sit, 
qui agri ab eo vinculo soluti, quique adhuc nexi remanebunt, 
hine decernimus praedictos Census, super sylvis supramemoratis, 
dicto Anno millesimo octingentesimo trigesimo tertio, et citius 
etiam si prius antedictae sylvae ab hypotheca saltem pro rata 
Censuum imponendorum liberatae fuerint, esse imponendos, 
proptereaque a singulis Dioecesibus immediate saltem post annum 
millesimum octingentesimum trigesimum tertium praedietorum 
Censuum fructus esse percipiendos, ex nunc autem usque ad 
totum annum millesimum octingentesimum trigesimum tertium, 
vel usque ad celeriorem dietorum Censuum impositionem, ean- 
dem argenti summam fructibus Censuum respondentem ab 
Aerariis Provincialibus unicuique Dioecesi esse numerandam. 
Ne vero ullo modo numerationis prorogatio ultra annum mille- 
simum octingentesimum trigesimum tertium timeri possit, quum 
forte Magistratus intercesserint, ne Census imponantur, non satis 
diminuta publici aeris alieni quantitate, laudatus Rex ultro pro- 
misit, conceptisque verbis sese obligavit, si praeter omnem expec- 
tationem id accidat, se curaturum esse, ut tot agri Regiis impensis 
emantur pleno dominii jure singulis Ecclesiis tradendi, quot 
necessarli sint, ut eorum reditus annuas illas summas exae- 
quent, quae a Censibus percipiendae essent, nisi impedimentum 
illud intercessisset. @Quae omnia cum Serenissimus Rex per 
Diplomata in valida Regni forma a se subscribenda in tuto 
ponere, sit pollicitus, ut plenum, et integrum effectum suo tem- 
pore sortiantur; hine supradietus Josephus Episcopus Diplo- 
mata hujusmodi singulis Ecclesiis tradet in respectivis Archivis 
asservanda. 

(XLII.) Similes autem reditus ad formam promissionis 
Regiae, deductis oneribus, constare debebunt sequentes annuas 
dotationum summas, nempe pro Archiepiscopo Coloniensi, ac pro 
Archiepiscopo Gnesnensi et Posnaniensi duodecim millium tha- 
lerorum Borussicorum, pro Episcopis Trevirensi, Monasteriensi, 
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Paderbornensi, et Culmensi octo millium thalerorum ejusdem 
monetae, pro Episcopo vero Wratislaviensi duodecim millium 
thalerorum dietae monetae, ultra reditus fundi Würbeniani ad 
ejus Episcopalem mensam spectantis pro parte Dioecesis in 
Regno Borussico, salvis manentibus illis reditibus, quos pereipit 
ex reliqua Dioecesis parte temporali Dominio Charissimi in Christo 
Filii nostri Francisci Austriae Imperatoris, atque Hungariae, et 
Bohemiae Regis Apostolici subjeceta; quod vero ad Warmiensis 
Episcopalis mensae dotationem pertinet, firmis bonis, ac rediti- 
bus, quibus actu illa mensa gaudet, nihil in praesens innovan- 
dum esse declaramus, sed aliquando ad aliarum in Regno Borus- 
sico mensarum normam Apostolica interveniente auctoritate fore 
conformandam. 

(XLIV.) Pari methodo Metropolitanae Ecelesiae Coloniensis 
Capitulum dotabitur in annua Summa pro Praeposito thalerorum 
Borussicorum bismille, pro Decano thalerorum item bismille, pro 
quolibet ex duobus primis Canonieis numerariis thalerorum mille 
biscentum, pro quolibet ex sequentibus sex Canonicis thalerorum 
mille, pro quolibet ex duobus postremis Canonieis thalerorum 
octingentorum, pro quolibet ex quatuor Canonicis Honorariis 
thalerorum centum, pro quolibet demum ex octo Vicariis, seu 
Praebendatis thalerorum biscentum. 

(XLV.) In Archiepiscopali Ecclesia Gnesnensi pro Prae- 
posito, et sex Canonieis quibus illud Capitulum imposterum 
constabit, ea redituum quantitas conservabitur, qua Praepositus, 
et sex Capitulares Seniores actu fruuntur. In Capitulo Archi- 
episcopalis Ecclesiae Posnaniensis reditus praediceto modo assig- 
nabuntur in annua Summa pro Praeposito thalerorum mille 
octingentorum, pro Decano thalerorum pariter mille octingen- 
torum, pro quolibet ex duobus primis Canonicis thalerorum 
mille biscentum, pro quolibet ex quatuor sequentibus thaler- 
orum mille, pro quolibet ex duobus postremis thalerorum octin- 
gentorum, pro quolibet ex quatuor Canonicis Honorariis thalerorum 
centum, et pro quolibet ex octo Vicarüis, seu Praebendatis thaler- 
oruın biseentum. 

(XLVI.) In Capitulis Cathedralium Ecclesiarum tam Tre- 
virensis, quam Paderbornensis pro Praeposito thalerorum mille 
quatuor centum, item pro Decano thalerorum mille quatuor 
centum, pro quolibet ex duobus primis Canonicis thalerorum 
mille, pro duobus sequentibus thalerorum noningentorum, pro 
quolibet ex quatuor Canonicis Honorariis thalerorum centum, 
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et pro quolibet e sex Vicarlis, seu Praebendatis thalerorum 
biscentum. 

(XLVI.) In Episcopali Ecclesia Monasteriensi, pro Prae- 
posito thalerorum mille octingentorum, ac pariter pro Decano 
thalerorum mille octingentorum, pro quolibet ex duobus primis 
Canonieis thalerorum mille biscentum, pro quolibet ex sequen- 
tibus quatuor thalerorum mille, pro quolibet ex duobus postremis 
thalerorum octingentorum, pro quolibet ex quatuor Canoniecis 
Honorariis thalerorum centum, et pro quolibet ex octo Vicariis, 
seu Praebendatis thalerorum biscentum. 

(XLVII.) In Ecclesia Cathedrali Culmensi pro Praeposito 
thalerorum mille biscentum, item pro Decano thalerorum mille 
biscentum, pro primo Canonico thalerorum mille, pro secundo 
thalerorum noningentorum, pro quolibet ex reliquis sex thaler- 
orum octingentorum, pro quolibet e quatuor Canonicis Honorariis 
thalerorum centum, et pro quolibet e sex Vicariis, seu Praeben- 
datis thalerorum biscentum. 

(XLIX.) In Cathedrali Ecclesia Wratislaviensi, pro Prae- 
posito thalerorum bismille, pro Decano similiter thalerorum bis- 
mille, pro primo Canonico Praebendam Scholastici obtinente 
thalerorum mille quingentorum, pro quolibet e duobus sequen- 
tibus thalerorum mille centum, pro quolibet ex aliis septem 
thalerorum mille, pro quolibet e sex Canonicis Honoraris thaler- 
orum centum, et pro quolibet ex octo Vicariis, seu Praebendatis 
thalerorum biscentum. 

(L.) In Eeclesia vero Episcopali Warmiensi nihil circa ejus 
Capituli dotationem et formam ad praesens immutandum esse 
declaramus, reservata tamen Nobis et Romanis Pontificibus suc- 
cessoribus Nostris facultate illos aliquando ad religuarum Borus- 
sici Regni Ecclesiarum normam conformandi. 

(Ll.) Aquisgranensis praeterea Ecclesiae per Nos in Colle- 
giatam ut supra constitutae Capitulum, constans ex unica Prae- 
positi Dignitate, et sex Canonicatibus eamdem annuorum redituum 
Summam conservabit, qua actu gaudet. 

(LII.) Committimus pariter antedicto Josepho Episcopo 
Warmiensi, ut Olericorum Seminarüs in qualibet Dioecesi oppor- 
tune constabiliendis firma remanente possessione Bonorum, quae 
ad praesens obtinent eas vel partiales, vel integras prout neces- 
sitas atque utilitas postulabit, Bonorum dotationes attribuet, quae 
ab adpromissa Serenissimi Borussiae Regis liberalitate suppe- 
ditabuntur. 
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(LIIL) Mandamus quoque eidem Josepho Episcopo, ut pro 
cujuslibet Antistitis decenti residentia, vel vetera Episcopia, si 
commode fieri poterit, vel alias Domos ad id a praefato Rege 
in respectivis Civitatibus, atque etiam alteras Ruri, si facile possit 
concedendas; itemque Domos pro Dignitatibus Canonicis, et 
Vicariis, seu Praebendatis, nec non pro Curia Ecclesiastica, pro 
Capitulo, et Archivo tribuendas opportune statuet, atque assignet. 

(LIV.) Ad manutentionem vero Fabricarum tam Metropoli- 
tanarum, quam Cathedralium Ecelesiarum, comprehensis quoque 
suppressis Cathedralibus Corbejensi, et Aquisgranensi, atque ad 
divini cultus, ac Inservientium expensas ea Bona, ac reditus 
etiam in futurum conservabuntur, quae iis usibus jam sunt des- 
tinata, quaeque Serenissimus Rex diligentissime servaturum est 
pollicitus; et in casu extraordinariae necessitatis confidimus fore, 
ut rebus hisce de Thesauro Regio liberaliter provideatur. 

(LV.) Antedicto Josepho Episcopo praeterea injungimus, ut 
cujuslibet Archiepiscopalis, et Episcopalis Ecclesiae suffraganeatus 
assuetae congruae Dotationi provideat, utque singulis Archi- 
episcopis et Episcopis ad satisfaciendum expensis Vicariorum 
Generalium, et Curiae eam redituum tribuat quantitatem, quae 
a praelaudato Borussiae Rege juxta liberalem, ac providam suam 
promissionem hisce titulis factam constituetur. 

(LVI.) Et quoniam Serenissimus Borussiae Rex ultro Nobis 
pollicitus est, se non modo Domos illas tam ad alendos emeritos 
senes, vel infirmos sacerdotes, quam ad coercendos Ecelesiasticos 
discolos, ubi existunt, conservaturum, sed etiam novas, ubi desunt, 
constabiliturum, propterea ipsi Josepho Episcopo committimus, 
ut cognitis iis, quae de hac re statuerit praelaudatus Rex, audi- 
tisque respectivis Locorum Ordinariis, sub quorum jurisdictione 
hujusmodi Domus. manere debebunt, omnia quae opus erunt 
circa memoratas Domos earumque congruam dotationem disponat. 

(LVIL) Cum vero in supressis Corbejensi, et Aquisgranensi 
Cathedralibus Ecclesiis Sacra reperiantur suppellectilia ad Pon- 
tificalia in illis exercenda non amplius necessaria, facultatem 
praedicto Josepho Episcopo concedimus, ut ea in usum, et commo- 
dum Archiepiscopalis Ecclesiae Coloniensis, si opus fuerit, sin 
minus in usum aliarum Regni Ecclesiarum, quae iis indigeant, 
libere valeat convertere. 

(LVIIL) Habita nunc ratione redituum supramemoratis Archi- 
episcopalibus, et EpiscopalibusRegni Borussiae Ecelesiis ad praesens 
respective adsignatorum, in Libris Camerae Apostolicae prout 


u 


Die Cirkumskriptionsbulle von 1821. 67 


sequitur, nempe Ecclesiam Coloniensem in Florenis Mille auri 
de Camera, Ecclesias invicem unitas Gnesnensem et Posnanien- 
sem in Florenis pariter Mille, Eeclesiam Wratislaviensem in 
Florenis mille centum sexaginta sex cum duobus tertiis, Eccle- 
siasque Trevirensem, Monasteriensem, Paderbornensem, Uulmen- 
sem, et Warmiensem in Florenis sexcentum sexaginta sex cum 
duobus tertiis taxari mandamus. 

(LIX.) Ut autem cuncta a Nobis ut supra disposita rite, 
felieiter, ac celeriter ad optatum exitum perducantur supradicto 
Josepho Episcopo Warmiensi harum Literarum Exequutori depu- 
tato omnes, et singulas ad hujusmodi effectum necessarias, et 
opportunas concedimus facultates, ut praeviis respectivis dota- 
tionibus per Instrumenta in valida Regni forma exaranda ad 
uniuscujusque Ecclesiae cum suo Capitulo, sive erectionem sive 
novam ordinationem, ac respectivi Territorii Dioecesani eircum- 
scriptionem procedere, aliaque omnia ut supra ordinata peragere, 
atque statuere delegata sibi Apostolica auctoritate libere, et licite 
possit et valeat; atque ulterius ipsi Josepho Episcopo facultatem 
pariter tribuimus, ut ad plenam rerum omnium in Locis prae- 
sertim ab ejus residentia remotis executionem unam, seu plures, 
personam vel personas in simili, vel alia Dignitate Ecclesiastice 
constitutam, vel constitutas subdelegare, et tam ipse Josephus, 
quam persona, vel personae ab eo sic subdeleganda, vel sub- 
delegandae super quacumque oppositione, in actu executionis 
hujusmodi quomodolibet forsan oritura, servatis tamen de jure 
servandis etiam deffinitive, et quacumque appellatione remota 
pronunciare libere item, ac licite possint, et valeant, ac quilibet 
eorum respective possit et valeat. 

(LX.) Eidem vero Josepho Episcopo expresse injungimus 
ac mandamus ut exempla singulorum actorum tam per se, 'quam 
per ab eo Subdelegatos in praesentium Literarum executionem 
conficiendorum intra Quadrimestre ab expleta ipsarum executione 
ad hanc Apostolicam Sedem in authentica forma transmittat in 
Archivio Congregationis rebus Consistorialibus praepositae de 
more asservanda. 

(LXI) Praesentes autem Literas, et in eis contenta, ac 
statuta quaecumque, etiam ex eo quod quilibet in praemissis, 
vel in eorum aligquo jus, aut interesse habentes, vel quomodo- 
libet etiam in futurum habere praetendentes cujusvis status, 
ordinis, conditionis, et praeeminentiae, ac etiam specifica, expressa, 
et individua mentione digni sint, illis non consenserint, seu quod 


5* 


68 II. Kapitel. Die kirchl. Rechtsquellen in Preussen: a) ältere Provinzen. 


aliqui ex ipsis ad praemissa minime vocati, vel etiam nullimodo, 
aut non satis auditi fuerint, sive ex alia qualibet etiam laesionis, 
vel alia juridiea privilegiata, ac privilegiatissima causa, colore, 
praetextu, et capite etiam in corpore juris clauso, nullo unguam 
tempore de subreptionis, vel obreptionis, aut nullitatis vitio, seu 
intentionis Nostrae, vel interesse habentium consensus, aliove 
quolibet defectu quantumvis magno, inexcogitato, substantiali, 
ac substantialissimo, sive etiam ex eo quod in praemissis Solem- 
nitates, et quaecumque alia forsan servanda, et adimplenda, 
minime servata, et adimpleta, seu causae propter quas praesentes 
emanaverint non sufficienter adductae, verificatae, et justificatae 
fuerint, notari, impugnari, aut alias infringi, suspendi, restringi, 
limitari, vel in controversiam vocari, seu adversus eas restitu- . 
tionis in integrum, aperitionis oris, aut aliud quodeumque Juris, 
facti, vel justitiae remedium impetrari, aut sub quibusvis, con- 
trariis constitutionibus, revocationibus, suspensionibus, limita- 
tionibus, decretis, aut declarationibus, generalibus, vel specialibus 
quomodolibet factis minime posse comprehendi, sed semper ab 
illis exceptas esse, et fore, ac tamquam ex Pontificiae Providentiae 
Officio certa scientia, et potestatis plenitudine Nostris factas, et 
emanatas, omnimoda firmitate perpetuo validas, et efficaces 
existere, et fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri, 
et obtinere, ac ab omnibus, ad quos spectat, et spectabit quo- 
modolibet in futurum perpetuo, et inviolabiliter observari, ac 
supradietarum Ececlesiarum Episcopis, et Capitulis aliisque, quorum 
favorem praesentes Nostrae Literae concernunt perpetuis futuris 
temporibus plenissime suffragari debere, eosdemque super prae- 
missis omnibus, et singulis, vel illorum causa ab aliquibus quavis 
auctoritate fungentibus quomodolibet molestari, perturbari, inquie- 
tari, vel impediri, neque ad probationem, seu verificationem 
quorumeumque in jisdem praesentibus narratorum nullatenus 
unquam teneri, neque ad id in judicio, vel extra cogi, seu com- 
pelli posse, et si secus super his a quoquam quavis auctoritate 
scienter vel ignoranter contigerit attentari irritum, et prorsus 
inane esse, ac fore volumus, atque decernimus. 

(LXIL) Non obstantibus de jure quaesito non tollendo, de 
suppressionibus committendis ad partes vocatis quorum interest, 
aliisque Nostris, et Cancellariae Apostolicae regulis, nec non 
dietarum Ecclesiarum etiam confirmatione Apostolica, vel quavis 
firmitate alia roboratis statutis, et consuetudinibus etiam imme- 
morabilibus, privilegiis quoque, Indultis, et Concessionibus quam- 
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vis specifica, et individua mentione dignis, omnibusque et singulis 
Apostolicis, ac in Synodalibus Provincialibus, et Universalibus 
Coneiliis editis specialibus, vel generalibus Constitutionibus, et 
ordinationibus, quibus omnibus, et singulis eorumque totis tenori- 
bus, ac formis, etiam si specialis, specifica, et individua mentio, 
seu quaevis alia expressio habenda, aut aliqua alıa exquisita 
forma ad hoc servanda foret illorum tenores, ac si de verbo, ad 
verbum, nihil penitus omisso, et forma, in illis tradita, obser- 
vata, inserti forent, praesentibus pro expressis habentes ad prae- 
missorum omnium, et singulorum effectum latissime, et plenissime, 
ac specialiter, et expresse ex certa scientia, et potestatis pleni- 
tudine paribus derogamus, et derogatum esse declaramus, caeteris- 
que contrariis quibuscumque. 

(LXIIL.) Volumus praeterea, ut harum Literarum Nostrarum 
Transumptis, etiam impressis, manu tamen alicujus Notarü 
Publiei subscriptis, et Sigillo Personae in Ecclesiastica Dignitate 
constitutae munitis, eadem prorsus fides ubique adhibeatur, 
quae ipsis praesentibus adhiberetur si forent exhibitae vel 
ostensae. 

(LXIV.) Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam 
Nostrae suppressionis, extinctionis, annullationis, restitutionis, 
erectionis, unionis, dismembrationis, disjunctionis, separationis, 
aggregationis, applicationis, circumseriptionis, concessionis, Indulti, 
elargitionis, assignationis, suppletionis, subjectionis, attributionis, 
statuti, declarationis, commissionis, deputationis, Mandati, Decreti, 
derogationis, et voluntatis infringere, vel ei ausu temerario con- 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, Indignationem 
Omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus 
se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem Anno In- 
carnationis Dominicae millesimo octingentesimo vigesimo 
primo, decimo septimo Kalendas Augusti, Pontificatus 
Nostri Anno vigesimo secundo. 


2. Breve Pii VII. ad capitula regni Borussiei direetum 
d. 16. Julii 1821). 
Pius P. P. VII. Dileeti Filii salutem et Apostolicam 
Benedictionem. 
Quod de Fidelium isthie degentium salute vehementer solli- 
eiti tantopere exoptavimus omnique studio curayimus, id demum 
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felieiter factum gratulamur, Eo bene juvante, qui Auctor est 
pacis et Pater totius consolationis. Post tot enim discrimina 
temporum acerbissimorum Episcopales Sedes in regno isto, quae 
tot nominibus commendabantur, instaurare ac pro dominici 
gregis commoditate apte potuimus ordinare re apprime cum 
Serenissimo Rege Vestro conciliata, qui animo quo est magno 
et excelso in censu earundum liberaliter attribuendo, studis 
Nostris mirifice favit. Universam quidem rationem rei probe 
cognoscetis ex Apostolicis litteris, quas de ea sub plumbo hac 
ipsa die expediri mandavimus; nee dubitamus, quin non medio- 
crem consolationem sitis percepturi, quod et plures istius regni 
Ecclesias e squalore, in quo jacuerant, revocatas, et illustre de 
Antistitum electione privilegium Vobis perstare animadvertitis, 
quod certe cum primis et Vestra et Germaniae vota impensissime 
eitlagitabant. Hac tamen occasione speciatim Vos alloqui per 
epistolam voluimus, ut in gravissimo electionum negotio Vestram 
religionem, prudentiam, integritatem vehementissime excitemus. 
Sint Vobis ob oculos (dieimus animi sensu quo maxime possumus 
sollicito), sint Vobis ob oculos jugiter, quae Tridentina Synodus 
dissertissime praescripsit is omnibus, qui ad promotionem prae- 
ficiendorum quacunque ratione operam suam praestant (Sess. 
24 c. 1. de ref. ‘et. Sess:.6.c. 1.de ref... .De omnipotentis; Dei 
gloria res est, et bono animarum, de aeterna salute etiam Vestra. 
Non alium ideirca finem in suffragatione habere Vos oportet, 
nisi ut religionis utilitatibus et gregis incolumitati consulatis; 
alienis autem Vos peccatis communicare, affırmant Tridentini 
Patres, nisi quos digniores et Ecclesiae magis utiles, non quidem 
precibus, vel humano affectu, aut ambientium suggestionibus, 
sed eorum existentibus meritis judicaveritis, praefici diligenter 
curetis: Vestri quippe studi ac suffragii rationem reddetis ipsi 
Deo, qui requiret de manibus Vestris sanguinem ovium, si quae 
ex malo Pastorum regimine interierint. Cum vero ad religionis 
incerementa utilioremque Episcopalis muneris procurationem sum- 
mopere intersit, mutuam servari utriusque potestatis concordiam 
quandoquidem ex Ivonis Carnotensis testimoniis, qui cum Regnum 
et Sacerdotium inter se conveniunt, bene regitur mundus, floret 
et fructificat Ecelesia: Vestrarum partium erit, eos adsciscere, 
quos, praeter qualitates caeteras ecclesiastico jure praefinitas, pru- 
dentiae insuper laude commendari, nec Serenissimo Regi minus 
gratos esse noverilis, de quibus anteguam solemnem electionis actum 
ex canonum regulis rite celebretis, ut Vobis constet curabitis. 
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Quamquam vero Serenissimi Regis desideriis annuentes in 
praedictis Nostris literis constituerimus, eligendos ad Borussiae 
Ecclesias eiusdem regni incolas esse debere, non ideirco tamen eos 
omnes, qui extra idem regnum morantur, nulla exceptione facta, 
esse a Vobis intendimus excludendos. Si enim in presbyterum, 
ex Germanica natione, praecipua laude praeclarum, qui extra 
Borussiae ditionis fines habitet, vota Vestra inclinent, eum assenti- 
ente Rege in Episcopum eligi a Vobis posse libentissime declaramus. 

Haeec dilecti Filii, a pia et religiosa circumspectione Vestra 
fidenter exquirimus, omnemque idceirco in Vos pastoralis ac 
paternae Nostrae cohortationis vim effundimus, ut eos Nobis 
confirmandos exhibeatis Antistites, de quorum electione omni- 
potenti Deo gratias agere, fidem Vestram laudare, Ecclesis ex 
animo gratulari, Nobis denique in Domino gaudere possimus. 
Quae ut prospere et e sententia succedant, divini praesidii 
pignus Apostolicam Benedictionem Vobis impertimur ex corde. 

Datum Romae apud sanctam Mariam Maiorem die 16. Julii 
anni 1821. Pontificatus Nostri anno XXI. 

Brussr.LR AN: 


3. Diploma, quo sanctae Metropolitanae Coloniensis Ecelesiae 
Capitulum restituitur?!). 


Ferdinandus, miseratione divina Archiepiscopus Colo- 
niensis, Legatus S. Sedis Apostolicae, Comes Spiegel in Desen- 
berg et Canstein, Regiae Majestatis Consiliarius actualis intimus, 
supremo regni Senatui adscriptus, Ordinis aquilae rubrae Eques 
I. classis, 

Venerabili Clero et populo dilecto Civitatis et Archidioecesis 
Coloniensis salutem in Domino! 

Quidquid ei, quam aetas nostra tulit, sacrorum persecutioni 
aerumnarum et injuriarum infuit, senserunt hoc inprimis Archi- 
episcopatus Rheni et inclyta haec nostra Coloniensis Ecclesia, 
quae, Archiepiscopali solio dejecto, Senatu in exilium misso, 
abductis sanctorum Regnum lipsanis, quum solitudinem ali- 
quamdiu tolerasset, post sacrorum instaurationem ecclesiae paro- 
chialis formam subire debuit. Sed quo minus juvat, tristium 
istorum animo revocare memoriam, tanto majores gratiae post 
Deum omnium bonorum fontem debentur optimis Prineipibus, 





1) Hüffer, Dr. Herm., Forschungen auf dem Gebiete des französischen 
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quorum virtute et sapientia orbi christiano pax est reddita et 
religioni suus honos restitutus. Quorum inprimis grata mente 
nobis colendi sunt san. mem. Pius VII. Pontifex Maximus, et 
Friderieus Guilelmus III., Borussiae Rex, Dominus noster 
clementissimus, qui foedere inter se juncto istum Ecclesiarum 
statum, satis salubrem, condiderunt, qui literis Pontificiis De 
salute animarum nuncupatis continentur. Harum executor litera- 
rum, serenissimus Princeps Josephus ab Hohenzollern, 
Episcopus Warmiensis, partem quae Archidioecesim nostram 
Coloniensem concernit, Nobis exequendum mandavit.  Feeit 
hoc pro jure, quo gaudet, muneris delegandi neque sibi quid- 
quam in ea re voluit reservare, prout testantur ipsius literae ad 
Nos scriptae, quarum autographum in tabulario Ecclesiae Metropo- 
litanae condi, syngraphum autem diplomati huic adjungi jussimus. 

Utut grata mente prosecuti sumus tantam in Nobis collo- 
catam fiduciam, latere tamen Nos non potuit, maximo huic 
gerendo negotio vires Nostras haud sufficere. Novi enim ad 
Vos accessimus, neque qua parte valeatis, qua laboretis, quibus 
vigeatis subsidis, aut egeatis remediis, jam satis cognovimus: 
Sed postquam volente Deo ad hunc Archiepiscopatum promoti 
sumus, qui non optantibus Nobis, sed invitis et diu deprecan- 
tibus obtigit, omnino partium Nostrarum esse duximus, ut sicut 
caeteris utilitatibus Vestris, ita et huic rei expediendae amplis- 
simae vires animumque apponeremus, non Nostra virtute freti, 
sed divino confisi auxilio, quod precibus assiduis sollicitare non 
cessavimus. Neque etiam obliti fuimus, humanae suscitari con- 
silio prudentiae, dum in has regiones profecti expertissimi cujus- 
cunque et optimi viri sententiam perscrutati sumus. Denique 
urbem regni sedem adıvimus, ut si quid superesset impedimenti, 
id removeremus coram, et tantae rei gerenda subsidia a clemen- 
tissimo Rege impetraremus. 

Nune ad Vos reduces, quos gregem a Domino creditum 
paterno amore amplectimur, et munus auspicaturi, quum sine 
Senatu Praesul esse non possit, ad literarum Pontificiarum man- 
datam Nobis executionem progredi et a Capituli Ecelesiae Metro- 
politanae instauratione opus inchoare decrevimus. 

Igitur auditis, quorum ut audirentur interest, invocata sancti 
Spiritus gratia, pro auctoritate Apostolica Nobis mandata statuimus 
et decernimus quae sequuntur: 

1. Statum Metropolitanae Coloniensis antiguum, quod jura 
concernit Capituli statuto, privilegio, indultu, pacto, transactione, 
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lege, consuetudine, observantia vel alio quocumque titulo quae- 
sita, suppressum declaramus, exceptis, quae vel jus commune 
sapiant vel literis Pontificiis, quarum executio agitur, expresse 
reserventur. 

2. Ejusdem Ecclesiae Metropolitanae Dignitates, Praeben- 
das aliosque titulos qualescungue ad eam formam, numerum et 
ordinem renuntiamus redactos, qui dictis literis Pontificiis prae- 
finitus est, reliquis quibuscungque titulis in perpetuum suppressis. 

3. Cum fide actorum constat, veteris Collegii Metropolitani 
superstites, licet pensionem annuam ex recessu, quem dieunt 
Imperi, ipsis debitam servare sibi voluerint, juribus suis quoad 
locum in Capitulo libere ac plenarie renuntiasse, Nos eorundem 
renuntiationem admittendam esse censuimus, et ipsorum Prae- 
bendas declaramus vacantes. 

4. Praepositum nominamus admodum Reverendum Mar- 
tinum Wilhelmum Fonk, Ecclesiae majoris Aquisgranensis 

_ Canonicum, eundemque emeritum Vicarium Capitularem Aposto- 

licumque, hoc laborum praemio a Mandante Nostro donatum, 
eui Dignitatis post Pontificalem primae possessionem tradentes 
laetanti animo precamur, ut Capituli Metropolitani columen et 
decus in multos existat annos. 

5. Decanus erit Reverendus Joannes Hüsgen, Canonicus 
Aquisgranensis et Consistorialis Regius, quem singularis pruden- 
tiae et aequitatis Jaude insignem ac Parochi munere per viginti et 
quot excurrit annos egregie functum, Vicarium Generalem elegimus. 

6. Canonicatus Numerarios primum et tertium futurae 
dispositioni reservamus; secundum conferimus admodum Reve- 
rendo Georgio Hermes, sanctae Theologiae Doctori et Professori; 
quartum admodum Reverendo Josepho Monpoint, majoris 
Eeclesiae Aquisgranensis Canonico; quintum admodum Reve- 
rendo Henrico Filz, Parocho Ecclesiae Metropolitanae; sextum 
admodum Reverendo Ludovico Brouhung, sanctae 'Theologiae 

"Doctori et Seminarii dioecesani Praefecto emerito; septimum 

 futurae dispositioni reservamus; octavum admodum Reverendo 
Josepho Müller, Parocho Eupensi primario; nonum admodum 
Reverendo Carolo Maybaum, Parocho Adenaviensi primario; 
decimum vero admodum Reverendo Joanni Mommen, Parocho 
primario Juliacensi, viris religionis zelo, litteris, moribus, rerum 
gerendarum peritia et meritis claris. 

- 7. Canonici Honorarii sunto quatuor viri, pari lJaude con- 
spicui; primus admodum Reverendus Jacobus Iven, Consi- 
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liarius Noster ecelesiasticus et eivitatis Bonnensis ad aedem sancti 
Martini Parochus primarius; secundus Fridericus Wermers- 
kirchen, ad aedem B. M. V. Assumptae civitatis Coloniensis 
Parochus; tertius Wilhelmus Heinzen, Parochus Düssel- 
dorpiensis, etquartus WilhelmusEskens, Decanus et Parochus 
Siegburgensis. 

8. Hos omnes et singulos nominatim recensitos de Digni- 
tatibus suis et Praebendis in nomine Patris, et Filii, et Spiritus 
sancti ritu solemni investimus. Mandamus autem et loco con- 
ditionis resolutivae apponimus, ut Dignitates et Canoniei Nume- 
'arji, quibus actu gaudeant benefieiis parochialibus vel aliarum 
ecelesiarum Canonicatibus ipso jure exeidant, unico admodum 
Reverendo Filz quoad Pastoratum summae aedis excepto; item 
ut ü, ad quos pertinet, a munere consistoriali cessent, de qua 
re consensum Gubernii impetravimus. 

9. Non obstante exceptione in favorem admodum Reverendi 
Filz praecedente articulo facta, de officio item beneficio ipsius 
Pastoratui annexo, accedentiis non exceptis, ulteriorem Nobis 
dispositionem reseryamus; item de ordine et loco rei divinae 
parochialis faciendae, prout Nobis in Domino videbitur expedire, 
ulterius disposituri sumus. 

10. Admodum Reverendo Hermes, sanctae T'heologiae 
Professori optime merenti, quo muneri isti intentius vacare possit, 
ab officio residendi vacationem, quamdiu Nobis et Successoribus 
Nostris visum fuerit expedire, impertimur. Leges apponimus: 
primam, ut singulis annis thaleros centum ad aerarium distri- 
butionum capitularium persolvat; secundam, ut die festo Resur- 
rectionis D. N. J. C., item Ss. Petri et Pauli Apostolorum, 
Missarum solemniis et Vesperis in Ecclesia Metropolitana assistat; 
tertiam, ut bis per annum suis expensis Coloniam vocatus ad 
examen Ordinandorum veniat. Vacationem istam una cum ces- 
satione a munere ipso jure cessare debere decernimus, et ne hoc 
exemplum prorsus singulare qualiscumque mali ansam futuram 
praebeat, cavemus, ne cui Capitularium praesentium aut Jutur- 
orum par gratia fiat, nisi forsan dicti Professoris in munere 
successori alicui, et huie quidem unico, qui meritis par sit et 
unanimi  Archipraesulis et Capituli consensu eo favore dignus 
habeatur. 

11. Ad Praepositum cura pertinebit rerum capitularium 
omnium, exceptis quae cultum divinum respiciunt in Ecclesia 
Metropolitana celebrandum, et quae Cleri ejusdem secundaril, 
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item Officialium minorum vitam et mores concernunt; haec sci- 
liceet Decani arbitrio regentur. Praepositi igitur erit: convocare 
Capitulum, praesidere, tractanda proponere, consultationes mo- 
derari, sententias rogare, vota colligere, decretum concipere, gesta 
literis mandare; qua in re Canonicum juniorum vel Vicariorum 
aliquem adjutorem habebit, Secretarii munere fungentem; item 
asservare sigillum, literas subseribere, Capitulo inscriptas aperire, 
legere, curare, et quae sunt reliqua Praesidis; munda vero episto- 
larum capitularium ad ipsius requisitionem a Cancellaria Archi- 
episcopali procurabuntur. Praelati absentis aut impediti vices 
geret Praelatus praesens; casu quo utrumque Praelatum abesse 
vel deficere accideret, Canonicus Numerarius primus et reliqui 
‚secundum ordinem Capitulo praesidebunt; Decani autem officium 
hoc tempore Parochus summae aedis respiciet. 

12. Canonicum Theologum seu Concionatorem suo tempore 

 designaturi sumus. Poenitentiarium majorem renuntiamus ad- 
 modum Reverendum Josephum Müller. 
13. Dignitates et Canonici, tam Honorarii quam Numerari, 
‚talarem deferent sericum coloris nigri damascenum cum limbo 
-collari ejusdem coloris et panni, insuperque byssi albentis super- 
pellicea tenuissima, reticulis spicatis distineta. Ex collo dependet 
insigne aureum catena ejusdem metalli revinctum, idem quod 
antiquitus in usu Capituli Metropolitani fuit, formam crueis 
stellatae exhibens, ab una parte colore purpureo, ab altera caeruleo 
‚pietum, cujus in medio hine atque hine Regum Adoran- 
tium et VirginisImmaculataeimagines cernuntur. Byretis 
autem incedent holoserieis, Praelati violaceis, Canonici nigris. 

14. Praelati alloquio audient: admodum Reverendi et Eximii 
Domini: Hochwürdige und Hochzuverehrende Herren; Canoniei vero: 
admodum Reverendi Domini: Hocwiürdige Herren; et sermonis 
eontextu reverentiae vocabulo: Ew. Hodhwürden omnes appella- 

buntur. 

15. Post anni millesimi octingentesimi trigesimi primi Idus 
Quintiles nemo ad Dignitatis vel Praebendae in ipsum collatae 
possessionem admittatur, nisi qui sanctae Theologiae vel juris 
Canonici lauream in facultate literarum catholiea rite impetraverit. 

16. Dignitates et Canonicatus Numerarii, licet pro adipis- 
cenda eorumdem possessione Subdiaconatus sufficiat, Presby- 
teratum tamen habeant annexum, infra annum a die adeptae 
possessionis pacificae rite suscipiendum. Canoniei Honorarii 
Decanorum numero sunto, seilicet ex hoc ordine eliguntor. 
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17. Capitulum pro sigillo utatur imagine beati Petri Apostoli, 
claves tenentis, cum inscriptione ista: Sigillum Capituli Ecelesiue 
Metropolitanae Coloniensis. 

18. Capitularium omnium offiium hoc erit primum, ut 
pia conversatione et morum exemplo Clero populoque praelu- 
ceant; item ut literas sacras, unusquisque pro ingenio ac modulo 
suo, diligenter colant, eamque vitae rationem sequantur, quae 
eorum dignitati conveniat. Insuper Dignitates et Canoniei Nume- 
rarii tenentur apud Ecelesiam Metropolitanam residere, divinis 
Officiis, praesertim Missarum solenniis quotidie interesse, rem 
divinam seeundum ordinem stabilitum pie, rite et attente facere, 
Archiepiscopo in lieitis et honestis obedientes esse, eidemque in 
negotiis Eeelesiae gerendis, cum postulatum fuerit, operam fidelem 
et alacrem praestare. Qua de re fusius agendum erit in Statutis 
Oapituli condendis. 

19. Coneilii Tridentini deeretum de parte tertia Praeben- 
darum in distributiones quotidianas convertenda, mutatae tem- 
porum conditionis memores ita temperavimus, ut a Oapitularibus 
singulis, nempe a Praelatis ducenti, a Canonicis vero Numerariis 
thaleri eentum annui conferantur, qui aerarium distributionum 
constituant. Ex hoc aerario, qui Missarum solenniis in dies 
habendis, item qui Vesperis Dominicarum et festorum fori dierum 
secundis, magnarum autem Solennitatum Vesperis etiam primis 
debito modo adstiterint, reeipiant singulis vieibus thaleri sextantem 
Canonici, at Praelati trientem. Quae erogatio cum totam con- 
ferendam summam, scilicet mille et quadringentorum thalerorum, 
non absorbeat, quod superest, impendatur, ut aliis majoris momenti - 
diebus, veluti Apostolorum, Cinerum, tridui ante Pascha, Roga- 
tionum et Commemorationis omnium fidelium defunetorum dis- | 
tributionum merces accedat; id quod Statuto capitulari accuratius- 
erit definiendum. | 

20. Distributionum capiendarum capaces non sunto, nisi 
qui loco et habitu, quo decet, justo tempore i. e. satis mature 
divinis Offieiis interfuerint. Absentes omnino nihil accipiant, 
exceptis solummodo iis, qui in rebus Ecclesiae procurandis Nostra 
vel Capituli legatione fungantur, vel qui durante Officio solenni 
in Ececlesia Metropolitana exeipiendis fidelium confessionibus’ 
vacent, vel qui alioquin frequentes in choro, morbo graviori, 
quo domo excedere prohibeantur, decumbant. His morbo afflictis 
per totum tempus, quo domi degunt, et per decendium post 
primum foras egressum, quem fecerint restituti, distributiones 
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veluti praesentibus praestabuntur. Portiones caducae, quoties ad 
ducentos thaleros excreverint, in census elocentur; usura inde 
proveniens distributionibus accedat. 

21. De Offieii divini persolutione, re summi momenti et 
dignitate plena, quae non solum ab antiquitate commendatur, 
sed etiam ab ea, qua viget, animos ad pietatem exeitandi virtute, 
dummodo rite et attente et devote omnia fiant, hie loeus non 
est, ut accuratius disponamus. Sufficiet monuisse, regulas juris 
communis et rubricas Breviarii Archidioecesani pro norma esse 
oportere, donee Statuto capitulari quantocius condendo et autho- 
ritate Nostra approbando ea res exactius fuerit definita. 

22. Sacrorum ordo antiquus, qui ad emigrationem usque 
Capituli Metropolitani obtinuit, simplieiternon est repetendus, tum 
quod vires tanto.operi praestando haud sufficerent, tum etiam 
quod longo saeculorum usu quaedam irrepsisse videantur, quae 
antiquam Ecelesiae disciplinam et majestatem in simplicitate 
positam non sapiant, ac ritui Romano, omnium Ecelesiarum 
exemplo, non bene respondeant. Item ritus et ordo ex eo tem- 
pore receptus, quo Metropolitana Ecelesia mere parochialis fuit, 
non minus simplieiter observari nequit. 

23. Venerabilis sacramenti expositionem quod attinet, ea 
de re in choro eta Capitulo antiquior disciplina recipiatur; neque 
expositio locum habeat, nisi in vesto Ss. Corporis Christi et per 
Octavam; item in solennitate precum publicarum. Hac regula 
non obstante permittimus, ut dominieis et festis fori diebus ad 
horam Completorii Sanctissimum exponatur populoque benedi- 
catur; eaque de re suo tempore uberius dieturi sumus, 

24. Rationem habentes numeri Psallentium, nunc eo, qui 
olim obtinuit, multo minoris, statuimus, sufficere, feriatis diebus 
ut solummodo cantetur Missa major; item ad Vesperas Magnificat, 
et post Completorium Antiphona de Beata dicantur cum cantu: 
caetera Officii submissa voce reeitentur. Porro, si Exequiae 
occurrant vel etiam Memoriae defunctorum solennes, Missa major 
‚erit de Regwiem, et conventualis de Feria poterit legi ad Primam. 
_Dominieis et festis fori diebus Oleriei, Seminarii alumni, chora- 
libus induti chorum adjuvabunt, et totum Officium cantabitur, 
Matutino excepto, quod reeitari sufficiet. Sed in solennitate Nativi- 
tatis Domini et Resurrectionis J. C. etiam Matutinum cantabitur; 
item triduo ante Pascha, ad ritum et modos sacelli Sixtini Romani. 

25. Populum, imprimis mulieres durante Officio in chorum, 
prout hactenus factum fuit, admitti, ut puriori disciplinae et 
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Canonum sanctioni contrarium, omnino inhibemus. Curabimus, 
ut in navi Eeclesiae, item in eireuitu chori et in sacellis populo 
subsellia, quae sufficiant, ponantur. Si ad solemnitates extra 
ordinem oceurrentes Magistratus sint invitandi, his locus in choro, 
sed separatus a Clero, paretur. 


26. Eeclesiae Metropolitanae Vicarios octo instituimus eos, 
quorum nomina decreto de Vicarlis hodie dato continentur., 
Monemus, ut pia mente, alacri animo adeant olficcum suum; 
quo si recte, strenue, graviter et devote fuerint functi, vitamque 
gesserint sacerdotali fastigio dignam, persuasi sunto, Nos ipsorum 
curam specialem paterno animo gessuros esse. Simili modo 
Aedituum majorem, Organarium, Magistrum musices, chori Prae- 
fectum, Psalteristas et Officiales reliquos instituimus, ad decreta 
ea de re hodierno die data Nos referentes. 


37. Canonici Numerarii, Canonici Honorarii et Vicarii ascen- | 
dent secundum senium, quilibet in ordine suo; ordines autem | 
separati sunto, nec Honorarius transeat ad Numerarios jure 
expectativae. Numerarii vero in officio "Theologi i. e. Conciona- 
toris, item in olficio Parochi successores non decimum, sed octa- 
vum oceupabunt sui ordinis locum, inde cum caeteris senium 
ascensurl. 


28. Annus gratiae loeum non habebit, sed Capitularium 
et Vicariorum defunctorum haeredes funeralium titulo continua- 
bunt omnium redituum perceptionem per nonaginta proximos 
post decessum dies; id quod etiam valebit de Archiepiscopatu, 
“nisi quod Archiepiscopi defuncti haeredes careant quarta redituum 
parte in remunerationem Vicaril Capitularis convertenda. 


29. Si post tres menses elapsos i. e. emenso funeralium 
dierum spatio provisus non adsit, quibus oportet requisitis ad 
capiendam possessionem instructus, reditus Praebendae vacantis 
pro parte dimidia cedent Ecclesiae Metropolitanae in paramenta 
comparanda; residuum accrescat aerario distributionum et in 
census annuos elocetur; Vicariarum autem yacantium reditus 
inter ‘Vicarios dividuntor. 


30. Sede Archiepiscopali vacante, si non adsit Coadjutor 
cum spe canonice electus et confirmatus, Capitulum intra octi- 
duum Vicarium Capitularem eliget seu Administratorem, per- 
sonam Gubernio gratam, qui extemplo palatium Archiepiscopale 
inhabitet, aedificii servandi causa. Palatii usus ne cui alio quo- 
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cumque titulo concedatur. Vicarius salarii loco quadrantem 
redituum Archiepiscopalium pereipiet, prout dietum est para- 
grapho praecedenti. 


3l. Reditus mensae Archiepiscopalis vacantis administra- 
buntor a Capitulo, et finitis nonaginta funeralium diebus Capi- 
tulum ex iis quadrantem pereipiet toto tempore Sedis vacantis: 
quod restat, totius dimidium, asservetur ad expensas in electione 
faciendas, et cedat Archiepiscopo successori in expensas Bullarum 
et Introitus. 


32. Capitulum, ut primum decessum Archiepiscopi Pontifiei 
et Regi nuntiaverit, de electione cogitabit intra canonicum tempus 
facienda; qua in re observentur, quae jure communi sancita et 
quae per literas „De salute animarum“ scriptas statuta sunt. 
Insuper vero cordi habeantur, quae felieis recordationis Summus 
Pontifex Pius VII. de electione facienda Capitulis Ecelesiarum 
regni Borussiae mandavit per Breve epistolare, quod hodie tra- 
dituri sumus. - 


33. Capituli Metropolitani, item Cleri secundarii et Ecelesiae 
majoris reditus annui praestabuntur tum ex bonis proprlis, tum 
ex acerario Regio ad eam summam, quae literis „De salute ani- 
marum“ nuncupatis expressa et ulteriori decreto Regio definita 
est; cujus decreti Copia authentica Capitulo suo tempore communi- 
cabitur. Anno, qui dietis literis Pontifieiis praefinitus est, redi- 
tuum ex aerario numerandorum commutatio in census silvis 
publieis imponendos fiet. 


34. Harum omnium pecuniarum administratio et cura Sspec- 
tabit ad Capitulum. Quatuor igitur instituantur aeraria capi- 
tularia, sub regimine Capituli a quaestore vel quaestoribus ex 
gremio deputandis administranda: 


Primum: Praebendarum et distributionum ex quo Clerus 
cathedralis eos, quos denominatio indicat, reditus recipiat; 

Secundum: Fundationum piarım, quod ad memorias, anniver- 
saria, eleömosynas, aliasque fundationes pias pertinet: 

Tertium: Summae aedis, quo Officialium minorum salaria, 
sumtus in rem divinam faciendi, in specie musica sacra 
et ipsius templi fabrica spectant; 

Quartum denique: Fabricae capitularis, quo pecunia pertinet, 
quae aedibus Cleri Metropolitani sartis tectis custodiendis 
destinata est. 
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Capitulum vero singulis annis Archiepiscopo, item Sede 
vacante Vicario administratori administrationis suae ra- 
tionem reddet. 


35. Denique mandamus, ut omnia, quae de Capituli Metro- 
politani juribus et officiis hae constitutione a Nobis comprehensa 
sunt, vel alias ad ipsius procurationem utilitatemque speetent, 
‘per Statutum capitulare infra annum a Capitulo condendum 
Nobisque exhibendum accuratius definiantur. 


Hae Capituli Nostri instauratione perfecta Vos appellamus 
fratres, in partem sollieitudinis vocati, Praeposite, Decane, Uanonici 
dignissimi, dilectissimil Si quo alio unquam, hoc potissimum 
tempore utrique rei publicae ducibus ac magistris opus erat 
probis, piis, justis, castis, strenuis, solertibus, providis et circum- 
spectis. Societati enim radieitus concussae et imis compagibus 
solutae, si numinis auxilium exeipias, salus inveniri nequit, nisi 
quae his quas indicavimus virtutibus sit comprehensa. Ergo 
vigilate animis et totis adeste viribus, nequid Nostri laboris et 
operis nunc Ecclesia desideret. Fervor autem, qui non sit 
sapientiae, prudentiae, caritati, patientiae conjunctus, non solum 
parum proficiet, sed etiam multum noceat necesse est. 


Denique hoc perpendamus: Ecclesiae eujuscumque restitu- 
tionem, in temporalibus factam, utut ea solida sit et ampla, et 
in iis, qui fecere, summis laudibus praedicanda, per semetipsam 
parum habere valoris et virium, nisi rore caelestis gratiae foecun- 
detur. Quod enim hominum manibus collatum est, iisdem 
auferri potest, neque divitiis et praebendis regnum Dei consistit, 
sed fide, spe, caritate et operibus justitiae. Quare aevi hujus 
donis ita utamur, ne transitura sectantes amittamus sempiterna. 
Contra toti in eo simus, ut quae ad veram religionem pertinent 
animis inserendam; quae cultum divinum respiciunt caste, pie, 
decenter subeundum; quae verbi divini praedicationem spectant 
puram, lucidam, suavem, simplicem et gravem, quae mores con- 
cernunt in melius componendos; tandem quae orationem, con- 
templationem aliaque sapiunt exereitia pietatis, quibus vita 
christiana carere non potest: haec ipsi colamus strenui, haec 
commendemus fratribus, quibuscum Nobis gregis cura communis 
est, haec offeramus populo dilecto; et imprimis juventutem christi- 
anam hujuscemodi instruamus praeceptis et exemplis. Plura 
de his rebus alio loco dieturi nunc gratias agamus Deo de opere 
hoc felieiter peracto, simulque pia vota faciamus pro Rege, pro 
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Summo Pontifice, pro benefactoribus et pro hujus Ecclesiae 
Coloniensis incolumitate. 

Datum Coloniae die prima mensis Maji anno post Christum 
natum millesimo octingentesimo vigesimo quinto Archi- 
episcopatus Nostri anno primo. 

(sign) Ferdinandus Augustus Spiegel, 
Comes de Desenberg, Archiepiscopus Coloniensis, qua Subdele- 
gatus Apostolicus ad causam Coloniensem. 


4. Dekret, die neue Einrichtung und Ergänzung des Metro- 
politankapitels zu Gnesen betreffend). 


Josephus Princeps ab Hohenzollern, miseratione divina et 
sanctae Sedis apostolicae gratia Episcopus et Princeps War- 
miensis, Abbas Olivensis, Sanctissimi Domini Pii Papae VIII. 
et ejusdem S. Sedis Delegatus ad Circumscriptionem Ecclesiarum 
Regni Borussiae. 

Venerabili Capitulo Metropolitanae Gnesnensis Ecclesiae Salu- 
tem in Domino sempiternam. 

Ex quo Öttone magno Imperii fines proferente Provincia 
vestra christiani nominis facta est, Gnesnensis Eccelesia reli- 
gionis Caput et primariorum Praesulum cathedra fuit. Quod 
olim Syro Antiochia, Aegyptio Alexandria, Gallo Lugdunum, 
Britanno Cantuaria, hoc sequiori aevo Miceslai populo regno- 
que Gnesna praestitit, ut ei non solum christianae rei primordia, 
sed progresso etiam debeantur vires et non facile interiturum 
nomen. Nam licet postea regni sedes esset alio translata, ea 
res tantum abfuit, quae minueret Gnesnensis Ecclesiae auctori- 
tatem, ut augeret potius et ad fastigium extolleret. Igitur eadem 
Ecclesia numeroso gaudens populo aliarumque ecclesiarum mater 
facta et antistes, non üs solum crevit opibus, quae regum et 
procerum in eam cumulavit profusa liberalitas, sed dum suavis- 
simo Christi jugo optabat populos, mentes allevabat ad coelestia 
et animos imbuebat virtutibus, ea cum etiam verum thesaurum 
comparavit maximum, quae manibus apprehendi non possunt, 
animo coneipiuntur. At sub sole fluxa sunt omnia, nec orietur 
quidquam non interiturum. Inelyta illa tot maximorum Antıi- 
stitum sedes, bellis et dissensionibus civilibus nimium saepe 
exagitata et exhausta, cum hoc ultimo totius Europae conflictu 
territorii partem amisisset maximam et reditus mensales paene 





1) Weiss, corp. j. ecel. p. 105; Müller, Lexikon des Kirchenrechts 5, 217. 
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cunetos, in pristimo non potuit permanere statu. At non passus 
est Rex magnanimus clarissimum religionis Christianae monu- 
mentum penitus interire; sed collatis cum Sanctissimo Pio VII. 
consiliis hoc remedium inventum est: ut metropolitanae Gnes- 
nensi Ecclesiae, Posnaniensi perpetuo uniendae servaretur dignitas 
archiepiscopalis cum praerogativa Senii, Capitulum autem con- 
staret una Praepositi dignitate et Canonicatibus sex, quibus per- 
petuis temporibus ea competeret redituum quota, qua Praepositus 
et sex seniores Canonici, quo die Pii Papae VII. literae pro- 
dierunt, actu sint gavisi. Satis constat Decreti hujus execu- 
tionem, propter varios, quibus implieita est, nodos hactenus ad 
optatum finem perduci non potuisse, licet in eo Nos ipsi et de- 
functi Praesules vestri plurimam operam consumpserimus. Et 
erat hoc in causa, quod res Collegii vestri ad amussim dietarum 
litterarum pontificarum sunt nondum compositae et ornatae. 
Neque etiam hodie quaestiones circa eam rem natae ita sunt 
dilueitatae, ut nihil dubii, nihil obstaret controversi et proinde 
causa posset absolvi. Verum enim vero, vigilantissimo Pastore 
vestro, Theophilo Archiepiscopo, quod lugemus, rebus humanis 
exemto, Vestra et Ecclesiae Gnesnensis, futuri Antistitis eligendi 
causa, plurimum interest redintegrari ‚Capitulum et ad formam, 
quam Pius VII. praescripsit, innovari. Quare sepositis aliis, quae 
huc forsan pertingerent, quaestionibus et causis, ac praeter- 
misso ad interim secundario QClero, auctoritate Apostolica man- 
data, praesenti decreto statuimus, quäe sequntur: 

I. Capitulum Metropolitanum Gnesnense constabitimposterum 
una Praepositi Dignitate et Canonicatibus sex, caeteris Digni- 
tatum et Canonicatum titulis deletis. 

Il. Capitulum in toto habebit eam redituum summam, quae 
literis Pi VII. Pontifieis expressa et a Nobis superius indicata 
aceuratiori adhuc indiget definitione. Ad interim Capitulum con- 
tinuabit eam, qua actu gaudet, redituum perceptionem. 

III. Reditus stabiles, ad quos erit referendum, quidquid fundi, 
gratiarum, praestimonil et distributionum quotidianarum nomine 
fuerit adhuc perceptum, ita imposterum dividuntur, ut pereipiat 
Praepositus quartam; Canonicus primus et secundus singuli 
totius triplicati vigesimam; Canonicus tertius et quartus singuli 
octavam; quintus vero et sextus singuli decimam. Verbi causa: 
sı dividenda forent millia octo, Praepositus duo pereiperet: bini 
seniores Canonici singuli mille et ducentos: sequentes mille: 
juniores octingentos. 
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IV. Ex his reditibus conferant Praepositus ducentos, Cano- 
nici vero singuli centum thaleros, distributionum quotidianarum 
titulo inter eos ipsos, qui sacro conventuali quotidiano, Domini- 
carum et Festorum dierum Vesperis et solennioribus Matutinis 
interfuerint, certa ratione dividendos, qua de re infra mensis 
spatium statutum condi oportebit, a futuro Archiepiscopo exami- 
nandum et confirmandum. 

V. Circa fundationes speciales, veluti anniversarias defunc- 
torum memorias, et ex lis promanantes extraordinariarum distri- 
butionum reditus, ad interim nihil immutetur. Cum vero dubi- 
tari liceat, an Capitulum ad septem personas reductum cunctis 
fundationibus satisfaciendis par sit: de earundem aut reductione 
aut translatione ulterior dispositio reservatur. 

VI. Posito hanc, quam praecedentibus paragraphis defini- 
vimus, redituum stabilium distributionem hodie locum obtinere 
non posse, quin, qui XIV. Calendas Augusti anni MDCECCKKXT. 
Capitulo Gnesnensi fuere adscripti, redituum eo die ex praebendis 
actu perceptorum, partem amittant: hi ex subtractionibus Cano- 
nieis noviter receptis pro rata redituum suorum faciendis indemnes 
praestabuntur. 

VII. Cancellarius Martinus de Dunin Dignitatis amissae con- 
solationem ex sua percipiet ad Praeposituram Posnaniensem 
promotione et suffraganeatu in eum collatae. Quodsi ista non 
sufficiant, de ulteriori ipsius indemnitate providebitur. 

VIII. Praepositum creamus Reverendissimum Martinum de 
Siemienski, Episcopum in partibus Cyrenensem et Suffraganeunı 
Gnesnensem et ejusdem Metropolitanae Custodem. 

IX. Canonicos renuntiamus Primum: Cajetanum de Kowalski; 
Secundum: Valentinum Grezeszkiewiez, qui una cum Hrabpo.ito 
sunt de veteri Capituli Gnesnensis gremio; Tertium: Adalbertum 
Brodzisziewiski ex Poenitentiario et Judice surrogato Posnaniensi; 
Quartum: Stanislaum Gaierowiez ex Poenitentiario Posnaniensi 
et Cancellariae Magistro; Quintum: Casimirum Lerski ex Parocho 
Dupinensi et Decano foraneo Rostensi. Sextus, dum Sedi Archi- 
episcopali erit provisum, vacabit, ita tamen, ut ne reditus caeteris 
cedant Praebendatis, sed ulteriori dispositioni reserventur. 

X. Praepositi et Canonicorum est, Officio divino in Metro- 
politana pie celebrando satisfacere et Archiepiscopo in admini- 
stranda Dioecesi opem, quam postulaverit, ferre. Non licebit 
eos singulis annis ultra tres menses et sine praeseitu Archiepis- 
copi ab Ecclesia abesse. Qui secus fecerint et infra mensis 
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spatium moniti non fuerint reversi, fructus non faciant suos, 
sed eos in lucrum Ecclesiae Metropolitanae amittant, qua de re 
Capitulum dispensare non poterit. Ultra annum si quis absens 
fuerit, deponitor. 

XI. Ad Dignitatem vel Canonicatum promoti, si quam 
habuerint parochialem Ecclesiam vel aliud Beneficium curatum, 
hoc dimittant. Solis veteris Gremii Praebendatis permittimus, 
ut unum parochiale Beneficium possint retinere. 

XII. Utriusque Metropolitanae Gmesnensis et Posnaniensis 
Dignitatis et Canonicatus numerarios volumus unius Tecti bene- 
ficia censeri ita, ut quicungue unius Praebendae possessionem 
apprehenderit, alterius, qua gaudebat, pariformem, ipso jure 
amittat. 

XIII. Praepositus Capituli Caput esto. Hic non temporalium 
modo, sed et spiritualium curam gerito. Primus ab Archiepis- 
copo praecedet Praeposito Posnaniensi. 

XIV. Utriusque Metropolitanae Gmnesnensis et Posnaniensis 
Ecelesiae Dignitarii et Canonici vicissim jure Stalli gaudebunt 
in utroque Choro, et Canonici permixti sedeant et incedant 
secundum senium Praebendarum. 

XV. Quoad habitum et insignia nihil volumus immutari. 


XVI. De anno gratiae, de officio divino celebrando, de redi- 
tibus Capituli et Ecclesiae administrandis, de domibus seu habi- 
tationibus optandis eadem valere volumus, quae pro Capitulo: 
Posnaniensi hac ipsa die Nobis sancita sunt. Statuta capitu- 
laria, item consuetudines et quaevis jura scripta et non scripta, 
in quantum derogent huie Decreto, irrita sunto. 

XVII. Executorem praecedentium constituimus Reverendis- 
simum Martinum de Siemienski, Episcopum Cyrenensem, casıu 
vero, quo is foret impeditus, admodum Reverendum Martinum 
de Dunin, Praepositum Posnaniensem. A quo etiam Reveren- 
dissimus de Siemienski est investiendus. Quo facto is investiet 
Canonicos noviter receptos. Acta nobis transmittantur. 

Dabamus Olivae in Residentia Nostra Abbatiali die XXV. 
Januarii anno R. S. MDCCCXXX. 

Josephus ab Hohenzollern, Episcopus Warm. et Delegatus. 
Apostolicus. 

Petrus Bader, Reverendissimi et Celsissimi Domini mei, 

Delegati Apostolici Secretarius. 
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5. Dekret, die Einrichtung des Metropolitan-Kapitels zu Posen 
betreffend '!). 


Josephus 
Princeps ab Hohenzollern, miseratione divina et S. Sedis Apo- 
stolicae gratia Episcopus et Princeps Varmiensis, Abbas Oli- 
vensis, sanctissimi Domini Pii Papae VIII. et S. Sedis Apostolicae 
Delegatus ad circumseriptionem Ecclesiarum regni Borussiae; 
Ordinum Aquilae rubrae I. Olassis et Orucis ferreae II. Classis 
Eques etc. 


Venerabili Capitulo Metropolitanae Posnaniensis Ecclesiae 
Salutem in Domino sempiternam ! 

Dum toti eramus in eo, ut res Capitulares Vestrae ad 
normam literarum Pii, sanctissimae memoriae Papae septimi, 
de Ecclesiis Regni Borussiae circumscribendis componerentur; 
placuit supremo rerum Arbitro Antistitem Vestrum Rev"um Theo- 
philum, Archiepiscopum Gnesnensem et Posnaniensem, cujus 
consilio hactenus eramus usi, rebus humanis eximere. Cujus 
tanti viri funus, quo Nos dolore perculerit, non est cur testemur 
Vobis, quos eodem moerore confectos, maximo illius desiderio 
teneri cognovimus. Quam primum res dioecesana eo foret per- 
ducta, ut quaestionibus circa eam natis satis esset factum omnibus, 
erat in propositis vices ei mandare Nostras et totum hoc Capi- 
tuli Vestri ornandi munus in eum conferre. Abhorrebat enim 
vir magnanimus ab operis imperfecti contrectatione et uno quasi 
actu rem totam cupiebat absolvere. Quodsi fieri non potuisset, 
cum mors ipsius in causa sit, Vestra et universae Posnaniensis 
Ecclesiae, cum rei divinae faciendae, tum Successoris eligendi 
gratia, plurimum nunc interest: ut sepositis quae eo pertin- 
gerent, quibuscunque aliis quaestionibus et causis redintegretur 
Collegium Vestrum, ac prout literis papalibus jussum est, com- 
ponatur et ornetur. Quam obrem omisso ad interim secundario 
Clero, de quo illis loco dieturi sumus, Capitulum Posnaniense, 
ita ut illis literis definitum est, Praeposito, Decano, Canonicis 
numerariis octo, honorariis quatuor constare debere et ex hoc 
constare statuentes, reliquos qui supersint Dignitatum et Prae- 
bendarum titulos renuntiamus extinctos. Item statuta, consue- 
tudines et alios juris seripti aut non scripti fontes, quantum non 
convenerint ad ea, quae hoc Decreto sumus comprehensuri, irritos 





1) Weiss, corp.j. eccl.p. 110; Müller, Lexikon des Kirchenrechts 5, 222. 
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facımus et destitutos. Praepositum autem, Decanum, Canonicos 
numerarios et honorarios eos instituimus, quorum nomina cata- 
logo, his literis adjuncto recensentur. 

Praepositi, Decani ac numerariorum Canonicorum commune 
hoc erit officium rei divinae faciendae sedulo ut incumbant et 
Antistiti suo, Ecclesiam gubernanti, opem, quam postulaverit, 
fideliter praestent. Nemini igitur eorum fas sit ultra nonaginta 
per singulos annos dies et inscio Archiepiscopo a Metropolitana 
abesse. Qui diutius abfuerint nec moniti infra mensis spatium 
fuerint reversi, fructus praebendales non faciant suos, sed isti 
cedant aerario Ececlesiae, quin ea de re Capitulum dispensare 
possit. Si quis vero per integrum annum fuisset contumax, 
beneficio privetur. Parochiales ecclesias habentes, si qui ad 
Dignitatem vel numerarium Canonicatum fuerint promboti, illas 
amittant. Item Dignitarii et numerarii Canonici, parochiali bene- 
ficio potiti, Dignitatem et Canonicatum deponant. Jis autem, 
qui Posnaniensi Capitulo adhuc fuere adscripti, speciali favore 
indulgemus, ut si quam habuerint, unam dumtaxat parochialem 
ecclesiam retineant. Metropolitanae vero utriusque Gnesnensis 
et Posnaniensis Dignitates et Canonicatus unius quasi tecti bene- 
ficia censeri volumus, ut qui uni Ecclesiae sit adscriptus, alterius 
beneficium pariforme omnino nequeat possidere. 

Venimus nunc ad officia singulorum. Ad Praepositum igitur, 
qui Capituli Caput est et post Antistitem dignitate prior, cura 
pertinebit rerum omnium exceptis lis, quae spiritualia mera 
concernunt et Decano sunt tributa. Illius erit convocare collegium, 
eidem praesidere, deliberanda proponere, sententias rogare, mMo- 
derare disputationis cursum, Decretum ciere, curare ut acta 
Capituli rite consignentur, epistolis subscribere et quae sunt 
hujusmodi, denique utilitati Collegii omino prospicere. Contra, 
ut rei divinae in Ecclesia Metropolitana faciendae debite satisfiat 
et Cleri vita sacrorum Canonum praeceptis sit accomodata et 
honesta, proxime Decani est curare. Qui si quem Canonicorum 
aut officii sul Iimmemorem, aut in culpam aliquam deprehenderit 
collapsum, secreto hunc moneat, verbis castiget et nisi resipuerit, 
Capitulo eum denuntiet corrigendum. In Clerum secundarium 
et Ecclesiae Ministros ipse pro reatu censuris et poenis eccle- 
siasticis procedat. Canonicum theologum eum esse, qui apud 
nos audit Concionator, non est, cur moneamus. Hic quoties- 
cunque ad populum verba facturus est, octiduo ante ab omni 
chori servitis ita liber esto, ut tamen commoda percipiat prae- 
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sentis. Hebdomodarii munere, quod versatur in summis sacris 
faciendis, nunquam oneretur. Canonicus, quem Archiepiscopus 
Coneionatorem designaverit, officio huic sese non poterit sub- 
ducere, nisi dimissa Praebenda. At emenso decennali stadio 
emeriti palma decoretur. Canonicum Parochum et Poenitentia- 
rium simili jure, ac Concionatorem, muneribus obstrictos esse 
volumus, et dum officiis vacabunt, in Choro censeantur adesse. 

Canonici honorarii ex utriusque Archidioeceseos (rnesnensis 
et Posnaniensis Olero et quidem e Decanorum numero assumendi 
sunt. Qui si officio decanali renuntiaverint, Canonicatum dimit- 
tant, nisi forsan Archiepiscopus gravi de causa ad Capitulum 
referenda cum illis duxerit esse dispensandum. 

Licet secundum literas papales pro adipiscenda Canonicatus 
possessione ordo subdiaconalis sufficiat, causis tamen permoti 
gravissimis statulmus infra biennium sub poena juris amissi, 
sacerdotium esse suscipiendum. Post anni millesimi octingen- 
tesimi trigesimi primi Idus Sextiles nemo poterit Dignitate aut 
Canonicatu numerario potiri, quin fuerit aut canoniei juris aut 
sacrae theologiae Doctor rite promotus. Capitulum novo utatur 
sigillo, imagines Sanctorum Petri et Pauli Apostolorum et anni 
inscriptionem referente. @uod habitum Capitularem attinet et 
insignia, nihil immutatur. Concilii Tridentini Decretum de parte 
tertia Praebendarum in distributiones quotidianas convertenda, 
habita temporum ratione, ita ducimus esse temperandum; ut 
Dienitates singulae ducentos, canonici autem numerarli centum 
singuli thaleros conferant, inter eos ipsos, qui sacro conventuali 
quotidiano, Dominicarum et festorum dierum primis et secundis 
Vesperis, item Matutinis dierum insigniorum adstiterint, et qui 
Dominieis ac festis fori diebus ipsi ad Aram sacra fecerint, certa 
ratione distribuendos. Qua de re Capitulum infra mensis spatium 
praeside Administratore Statutum condat, a futuro Archiepiscopo 
confirmandum. 

Quod tangit divinum officium, sede vacante nihil omnino 
volumus innovari. Sed in ea re si quid pro temporis condi- 
tione sit aut reformandum aut moderandum, totum 'hoc futuro 
Archiepiscopo relinguimus. Magsnopere approbamus eam con- 
suetudinem Ecclesiae Metropolitanae Posnaniensis, qua clerici 
alumni Dominieis et festis fori diebus Choro interesse jubentur. 
Commendamus autem, ut sedulo canere discant. Maxima enim 
post ceremonias rite et devote faciendas divini officii vis est in 
:antu bene moderato. 
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Canonici tam numerarii, quam honorarli secundum senium 
ascendent utrique in ordine suo, ita ut Successor Canonicus ulti- 
mum semper teneat locum et reditus pereipiat huic loco respon- 
dentes. Annus gratiae non dabitur. Dignitatum vero et Canoni- 
corum haeredes mortuarii tituli continuabunt omnium redituum 
perceptionem per nonaginta post obitum dies. Quibus elapsis, 
dum sit Successor in possessionem rite deductus, reditus vacantes 
pro parte dimidia cedant Aerario Metropolitanae ad paramenta 
comparanda, pars altera accrescat aerario distributionum in census 
annuos collocanda. 

Quatuor Capituli aeraria constituantur: Primum Praeben- 
darum et distributionum; secundum Fundationum piarum, quo 
memoriae anniversaria, eleemosynae pertineant; tertium Summae 
Aedis, quo sumptus fabricae templi reique divinae faciendae, 
item Aeditui, Organarıi, Symphonistarum aliorumque Ministrorum 
salaria contineantur; quartum fabricae capitularis, quod aedibus 
cleri servandis et reparandis inserviat. Sed aeraria primum et 
quartum, uti et secundum et tertium uniri quodammodo poterunt; 
modo capita maneant separata. Reditus autem provenient tum 
ex capitalibus et bonis, quorum possessio est penes Capitulum 
et Ecclesiam, tum ex aerario regio ad eam summam, de qua 
conventum est. Eorundem commutatio in annuos census, prout 
literis papalibus expressum est, suo tempore fiet. Habitationes quod 
attinet, dignitatibus singulis Curiae stabiles assignentur duo princi- 
paliores; reliquarum curiarum Canonieis secundum optionem est. 

Executorem harum literarum constituimus Reverendum 
Martinum de Dunin Archiepiscopatus vacantis administratorem. 
Praepositum nomine Nostro Decanus, Decanum et Canonicos 
Praepositus investiet. 

Dabamus Olivaein Residentia Nostra Abbatiali die25.Jan.1830. 

(12433) Josephus ab Hohenzollern, 

Epp. Warm. et Delegatus Apostolieus. 


b) Für das ehemalige Königreich Hannover. 


1. Die Cirkumskriptionsbulle vom 16. März 1824. 


Leo Episcopus. 
Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei Memoriam. 
I. Impensa Romanorum Pontificum sollieitudo, qua in uni- 
versae Catholicae Eccelesiae bonum advigilant, ad ea procuranda 
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ipsos compellit, quibus Fidelis Populi commoditati consulatur, et 
pro locorum ac temporum ratione facilius ad ea pertrahatur, quae 
sint Divini Cultus, quaeque ad aeternam animarum salutem 
valeant conducere. Hinc assiduis ipsi studiis in id semper connisi 
sunt, ut Dominico Gregi nunquam deessent Pastores, qui eum 
in salutaria pascua deducerent, et in justitiae semitis retinerent. 

II. Id sane potissimum intendit Praedecessor Noster felicis 
recordationis Pius Septimus pro cura, quam in Religionis utili- 
tates, ubi maxime de ipsius discrimine metuendum videbatur, 
enixe impendebat, quando post teterrimas praeteritorum temporum 
calamitates omnibus in tota Germania Episcopalibus Sedibus 
opportune prospicere studuit, cogitationesque suas pariter con- 
vertit ad duas antiquitate et dignitate praestantes Ecclesias, Hil- 
desimensem scilicet atque Osnabrugensem, quae usque a Caroli 
Magni aevo suam ducunt originem, quaeque nunc intra fines 
Hannoveriani Regni continentur. 

III. Re propterea collata cum Serenissimo Georgio Quarto 
Regnorum Magnae Brittaniae et Hiberniae unitorum, nec non 
Hannoverae Rege, ac Brunswicensi, et Luneburgensi Duce, lau- 
datus Pontifex, auditis etiam nonnullis ex venerabilibus Fratris 
Nostris Sanctae Romanae Eecclesiae Cardinalibus, de faciliori 
ratione deliberandum censuit, quae in tanta rerum conversione 
oceurrebat, unice ad binas illas Episcopales Sedes cum suis 
Capitulis aliquo pacto conservandas, atque ad dotem ipsis ac 
Dioeceses, quo posset aptius praefiniendas. 

IV. Cumque Nos, meritis licet imparibus, ad Summi Ponti- 
ficatus apicem Divina sic disponente benignitate fuerimus evocati, 
in id etiam sedulo incumbere debuimus, ne de illa Catholici 
Gregis portione minus solliciti videremur. Perspeximus quidem 
a Sacrorum Canonum rigore haud mediocriter temperandum 
fuisse, multumque locorum, temporum, ac personarum conditioni, 
aliisque id genus peculiaribus adjunctis tribuendum. Ast cum 
maxime congruat, Praedecessorum vestiglis inhaerere, atque ad 
exitum perducere, quae Pius Septimus morte praeventus nequivit 
Apostolicae Auctoritatis munimine roborare, novum in Hanno- 
verano Regno Ecclesiarum et Capitulorum statum novosque 
Dioecesium limites ad eorum normam, quae laudatus Praede- 
cessor duxerat admittenda, constitul necessarium conspeximus. 

V. Habentes igitur pro expressis, ac de verbo ad verbum 
prolatis iis omnibus, quae praedictarum Ecclesiarum et Capitu- 
lorum anteriora jura, privilegia, ac praerogativas respiciunt, et 
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consensui supplentes eorum omnium, quorum intersit, de Aposto- 
licae potestatis plenitudine, praevia omnimoda suppressione, ex- 
tinctione et cessatione prioris status earundem Ecclesiarum et 
Capitulorum, decernimus, quod ex nunc in posterum Capitulum 
Cathedralis Ecclesiae Hildesimensis efformetur ab unica Deca- 
natus Dignitate, et sex Canonicis, ac quatuor Vicarlis seu Prae- 
bendatis. 

VI. Mensae Episcopalis annuireditus erunt in Summa Quatuor 
mille thalerorum monetae conventionalis, ut infra pereipiendorum, 
ac insuper aedes pro decenti habitatione, si non adsint, noviter 
Episcopo erunt attribuendae. 

VI. Decanus Capituli Cathedralis annuo reditu Thalerorum 
mille quingentorum monetae conventionalis, duo Canonici Seniores 
mille quatuor centum, tertius et quartus Canonicus mille, postremi 
duo Canonicı octingentorum, ac quatuor Vicarii seu Praebendati 
quatuorcentum ut infra percipiendorum, respective gaudebunt, 
atque insuper Decanus, quilibet Canonicus, et duo Vicarii in 
ordine priores Domos habebunt, unicuique eorum Praebendae 
assignandas. 

VII. Ad hujusmodi autem reditus constituendos praefatus 
(reorgius Rex spopondit intra quadriennium a data praesentium 
numerandum tot Fundos, ac bona stabilia, Decimas, et census 
reales iisdem Episcopo et Capitulo ea, qua singulis par est quan- 
titate, se traditurum, quot praedictis annuis adsignatis reditibus 
ab omni cujuscumque generis onere prorsus liberis et immunibus 
respondeant, ita tamen, ut antea per infrascriptum harum Lit- 
terarum Exequutorem Apostolicae Sedis judicio subjiciantur, 
quo acurate perpenso necessariam ab ipsa adprobationem naneis- 
cantur. Interea vero, donecisthaec redituum adsignatio in Fundis 
ac Bonis stabilibus, Decimis, Censibusque realibus locum habeat, 
memoratae Summae Episcopo, et Capitulo a 'Thesauro Regio 
quotannis in pecunia numerata integre ac libere erunt persolvendae. 

IX. Quod vero spectat Ecclesiam Osnabrugensem, quoniam 
praesentes rerum circumstantiae utramque Ecclesiam dotari posse 
non sinunt, nova ipsius Osnabrugensis Episcopalis Mensae, Capi- 
tuli, ac Seminarii dotatio suspensa perstet; usquedum necessaria 
ad id suppetant, media, quo casu in fundis, bonis stabilibus, 
decimis, censibusque realibus erit perficienda, atque tune Osna- 
brugensis Episcopus non secus ac Episcopus Hildesimensis annuo 
reditu Quatuor millium Thalerorum monetae conventionalis in 
supramemoratis bonis gaudebit, Capitulum eodem ac Hildesimense 
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Capitularium et Vicariorum numero constabit, paresque reditus 
annul eisdem respective assignabuntur, nec non Episcopali Semi- 
nario ea redituum annua summa tribuetur, quae necessitatibus 
et utilitati Dioecesis valeat respondere. 

X. Quamdiu autem Episcopatus Osnabrugensis dotatio 
suspensa manebit, Episcopali Mensae Hildesimensi augmentum 
bismille Thalerorum e Bonis Ecclesiasticis in Provincia ÖOsna- 
brugensi sitis percipiendorum, itemque Decano Hildesimensis 
Capituli augmentum tercentum Thalerorum assignabitur, ab ipsis 
annuatim respective percipiendorum, perdurante tantummodo 
praedieta dotationis Episcopatus Osnabrugensis suspensione. 

XI. Atque interea, ne Dioecesis Osnabrugensis, cui ob eas 
rationes designari in praesens Antistes nequit, legitimo careat 
Rei Sacrae Regimine, mandamus, ut Venerabilis Frater Carolus 
de Gruben, Episcopus Parensis in partibus Infidelium, ejusdemque 
Osnabrugensis Ecclesiae suffraganeus Dioecesim ipsam, quoad 
vixerit, gubernare prosequatur, eoque defuncto Hildesimensis 
pro tempore Episcopus Dioecesim quoque Osnabrugensem facul- 
tatibus ad id ab Apostolica Sede qualibet vice sibi speciatim 
delegandis administrare, suumque Vicarium in Spiritualibus Ge- 
neralem, qui in Civitate Osnabrugensi resideat, debeat adsiscere. 
Qui quidem Vicarius, dummodo vere dignus et idoneus judicatus 
fuerit, a Romano Pontifice titulo alicujus Episcopalis Eeclesiae 
in partibus Infidelium, servatis omnibus servandis, decorabitur 
ad hoc, ut Pontificalia in ipsa Civitate et Dioecesi Osnabrugensi 
exercere possit et valeat. Eidem ideirco Vicario Generali Osna- 
brugensi pro sua, et Episcopalis Curiae dotatione annua persol- 
venda erit summa trium millium Thalerorum monetae conven- 
tionalis a praelaudati Serenissimi Regis liberali munificentia 
promissa, quae in ipsius Vicarii Generalis congruam et in annuam 
laboribus respondentem mercedem Ecelesiasticorum, qui suam 
eidem in ea procuratione operam commodabunt, erit impendenda. 

XI. Donec autem proprium Osnabrugense Seminarium erigi 
potuerit, hujusce Dioecesis Clerieci alentur atque educabuntur in 
Episcopali Seminario Hildesimensi, cui propterea bona ac reditus, 
quibus actu gaudet, integre conservabuntur: quod idem dietum 
volumus de bonis ac reditibus in tuitionem Aedium Sacrarum, 
tam Hildesimensis, quam Osnabrugensis, atque in sumptus Divini 
Cultus, ac Ministrorum mercedem adsignatis. 

XII. Quotiescumque vere aliqua ex supradictis Sedibus Epis- 
copalibus, tam Hildesimensi, quam ÖOsnabrugensi, quae ambae 
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perpetuis futuris temporibus immediate subjectae erunt Aposto- 
licae Sedi, vacaverit, illius Cathedralis Eccelesiae Capitulum intra 
mensem a die vacationis computandum Regios Ministros certiores 
fieri eurabit de nominibus Candidatorum e Clero totius Regni 
selectorum, quorum unusquisque trigesimum suae aetatis annum 
ad minimum compleverit, et indigenatu praeditus sit, studia in 
Theologia, et Jure Canonico cum laude absolverit, curam ani- 
marum, aut munus Professoris in Seminarlis egregie exercuerit, 
aut in administrandis negotiis Ecclesiastieis excelluerit, optima 
fama gaudeat, sana doctrina, et integris sit moribus. At si forte 
aliquis ex Candidatis ipsis Gubernio sit nıinus gratus, Capitulum 
e catalogo eum expunget, reliquo tamen manente sufficienti 
Candidatorum numero, ex quo novus Episcopus eligi valeat. 
Tune vero Capitulum ad canonicam electionem in Episcopum 
unius ex Candidatis, qui supererunt, juxta consuetas formas 
procedet, ac documentum electionis in forma authentica intra 
mensem ad Summum Pontificem perferri curabit. 

XIV. Confectio autem processus informativi super qualita- 
tibus Promovendorum ad regimen Episcopalium Ecclesiarum 
Regni Hannoverani, vel Episcopo alterius Sedis non vacantis, 
vel Ecclesiastico illius Regni Viro in Dignitate constituto a Ro- 
mano Pontifice committetur, et ad formam Instructionis ab Aposto- 
lica Sede in singulis casibus transmittendae exarabitur, quo 
accepto Summus Pontifex, si compererit Promovendum instructum 
iis dotibus, quas sacri Canones in Episcopo requirunt, eum, 
quocitius fieri poterit, juxta statutas formas per Apostolicas 
Litteras confirmabit. 

XV. Si vero aut electio minime fuerit canonice peracta, aut 
Promovendus praedictis dotibus instructus non reperiatur, ex 
speciali gratia jndulgemus, quod Cathedrale Capitulum ad novam 
electionem ut supra canonica methodo valeat procedere. 

XVI. Novus Episcopus ab altero Regni Episcopo jam conse- 
crato, atque facultatem expresse ad id ab Apostolica Sede habente, 
assistentibus duobus aliis Episcopis ad hoc rogatis, et in eorum 
defectum :duobus Praelatis Pontificalium usum habentibus, vel 
bis quoque deficientibus duobus Presbyteris e Regni Clero in 
Ecelesiastica Dignitate constitutis, consecrabitur. 

XVH. In Capitularium numerum alii non admittentur, nisi 
qui indigenatu, et qualitatibus a sacris Canonibus requisitis 
praediti sint, triginta saltem annorum aetatem habeant, et in 
Presbyteratus Ordine sint constituti, quique in exercenda cura 
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animarum, vel in alio obeundo Ecclesiastico Ministerio, vel Pro- 
fessoris munere in Seminario Episcopali conspicuos sese rediderint. 

XVII. Quotiescumque vero Decanatus, aut Canonicatus, vel 
Vicariatus in Cathedralibus vacaverit, Episcopus, et Capitulum 
alternis vieibus intra sex hebdomadas a die vacationis proponent 
quatuor Candidatos supra enuntiatis praeditos qualitatibus. Quod 
si forte aliquis ex ipsis Candidatis Gubernio invisus, aut suspectus 
sit, id quamprimum Episcopo respective aut Capitulo indicari 
poterit, ut expungatur: tune autem Episcopus ad collationem 
Decanatus, Canonicatus, aut Vicarlatus, vel respective Capitulum 
intra quatuor hebdomadas procedet ad nominationem unius ex 
Personis Gubernio non invisis, nec suspectis, cui Episcopus 
canonicam dabit institutionem. 

XIX. Ad novam nunc procedendo ceireumseriptionem Dioe- 
cesium Episcopatus Hildesimensis, qui actu a Venerabili Fratre 
Francisco Egone a Fürstenberg moderno ejus Episcopo guber- 
natur, et Ösnabrugensis, qui suo a pluribus annis orbata Pastore 
a supramemorato Carolo Episcopo Parensi, ac ejusdem Osna- 
brugensis Ecclesiae Suffraganeo cum Apostolieis sibi delegatis 
facultatibus administratur, praevia dismembratione, separatione, 
ac immutatione a quorumcumque Metropolitanorum, Episcoporum, 
seu Ordinariorum, ac Vicariorum Apostolicorum jurisdietione, 
superioritate, ac potestate omnium, et singularum Civitatum, 
Terrarum, ac Paroeciarum intra Regnı Hannoveriani limites 
comprehensarum decernimus,  prout a Pio VII. Praedecessore 
Nostro designatum fuerat, ut Regnum ipsum in duas omnino 
Dioeceses a cursu fluminis Visurgis vulgo — Weser — nuncupati 
tanquam suis limitibus separatus dividatur, ita ut Paroeciae ad 
dexteram ejusdem fluminis partem sitae Dioecesi Hildesimensi, 
Paroeciae autem ad sinistram Visurgis ripam positae Dioecesi 
Osnabrugensi respective assignentur, prout sequitur, videlicet: 

XX. Dioecesis Hildesimensis efformabitur a sequentibus 
quinquaginta quinque parochialibus Ecclesiis ad ipsam Hildesi- 
mensem Dioecesim jam pertinentibus, nempe Achtum, Adlum, 
Ahrbergen, Gross-Algermissen, Asel, Bauenstedt, Bettmar, Bilder- 
lah, Bokenem, Bolzum, Borsum, Dettfurt, Dingelbe, Dinklar, Dor- 
stadt, Gross-Düngen, Emmerke, Gross-Giesen, Grasdorf, Grauhoff, 
Gronau, Goslar, Harsum, Heinig, Ecclesiae Cathedralis S. Gode- 
hardi, S. Magdalenae, SSmae. Crucis in Civitate Hildesheim sitae, 
Henneckenrode, Himmelsthür, Hohenhameln, Hunnesrück, Itzum, 
Lamspringe, Liebenburg, Marienrode, Moritzberg, Ottbergen, Peine, 
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Poppenburg, Ringelheim, Ruthe, Schladen, Söder, Söhre, Sorsum, 
Sottrum, Steinbruck, Vienenburg, Gross-Vörste, Westfeld, Wiede- 
lah, Winzenburg, Wöhle, Woldenberg; atque insuper a viginti 
parochialibus, ac tredecim curatis succeursalibus nuncupatis Ec- 
clesiis in Provincia Eichsfeldiae positis et antiquae Metropolitanae 
Ecclesiae Moguntinae, seu Ratisbonensi olim subjectis, quae in 
praesentiarum a Venerabili Fratre Carolo Friderico de Wendt 
Episcopo Basinopolitano in partibus Infidelium, ac Hildesimensis 
Eeclesiae Suffraganeo uti Vicario Apostolico administrantur, vide- 
liceet Paroecia Duderstadt, cum tribus suceursalibus Eeclesiis 
(Gerblingerode, Fisslingerode et Westerode nuncupatis, ac Paroeciis 
Breitenberg, Desingerode, cum duabus succursalibus Ecclesiis 
Werxhausen et Esplingerode denominatis, necnon Paroeciis Im- 
mingerode, Nesselroeden, Seulingen, Seeburg, Bernshausen, cum 
succursali Germershausen, atque Paroeciis Lindau, Bilshausen, 
Crebeck, cum suceursali Bodensee et Parochialibus Ecelesiis 
Wolbrandshausen, Gieboldehausen, Rolshausen, Rudenshausen, 
Rhumspringe, cum succursali Hilkerode: Paroecia quoque Fuhr- 
bach, cum duabus succursalibus Langenhagen et Brochthausen, 
necnon Paroecia Oberfeld, cum suceursali Mingerode: Paroecia 
quoque Noerthen cum duabus Eeclesiis succursalibus, ac Paroecia 
Renshausen, denique a tribus Paroeciis Hannover, Göttingen et 
Celle vulgo nuncupatis, quae hactenus a supradicto moderno 
Episcopo Hildesimensi Missionum septemtrionalium Vicario Apo- 
stolico fuerunt spiritualiter gubernatae. 

XXI. Dioecesis Osnabrugensis constabit ex sequentibus De- 
canatibus, videlicet ex Decanatu Eeclesiae Cathedralis et Ci- 
vitatis Osnabrugensis septem continente Paroecias, quarum 
duae reperiuntur in Civitate ipsa Osnabrugensi, reliquae vero 
in ipsius Territorio, nuncupanturque Bellm, Bissendorff, Rulle, 
Schledehausen et Wallenhorst: ex Decanatu Iburg vulgo de- 
nominato septem pariter complectente Paroecias, ut sequitur 
nuncupatas, id est Borgloh, Glandorf, Glane, Hagen, Iburg, Laer 
et Oesede; ex Decanatu Fürstenau, qui undecim sequentes com- 
plectitur Paroecias, nempe Berge, Fürstenau, Merzen, Neuen- 
kirchen, Schwagstorf, Volthlage, Alfhausen, Ankum, Badbergen, 
Berssenbrück et Quakenbrück: ex Decanatu Vörden nuncupato, 
qui undecim sequentes complectitur Paroecias, videlicet Lage, 
Malgarten, Vörden, Bomte, Hunteburg, Osterkappeln. Sanctae 
Annae, Gesmold, Melle, Riemsloh, Wellingholthausen; necnon 
partes illas Paroeciarum Damme et Neuenkirchen, quae intra 
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limites Regni Hannoveriani reperiuntur; ex Archipresbyteratu 
inferioris Comitatus Lingen duodecim continente Paroecias, vide- 
licet Bawinkel, Beesten, Freren, Lengerich, Messingen, Schapen, 
Thuine, Baceum, Bramsche, Lingen, Plantlünne et Spelle, necnon 
ex viginti septem Paroeciis in Distrietu de Meppen comprehensis 
et ad Monasteriensem Dioecesim jam pertinentibus videlicet 
Aschendorf, Beesen, Bokeloe, Börger, Dörpen, Emsbüren, Haren, 
Haselünne, Heede, Herzlake, Hesepe, Holte, Laten, Lorup, Meppen, 
Papenburg Ecclesia Principalis, ac alia ejusdem nominis Ecclesia 
suceursalis, Rhede, Ruttenbrock, Steinbild, Sögel, Schepsdorff, 
Salzbergen, Twiest, Twiestingen, Werlte et Wesuwe. — Tres 
quoque adjunguntur Paroeciae in Frisia Orientali positae et 
praefatae Monasteriensi Dioecesi jam subjectae, quae Emden, 
Leer et Norden vulgo nuncupantur. Et postremo octo Paroeciae, 
quae reperiuntur in Comitatu de Bentheim, actu a Regno Hanno- 
veriano in temporalibus dependentes, et hactenus a praefato 
Monasteriensi Episcopo gubernatae, nempe Bentheim, Brandlecht, 
Emblicheim, Laerwalde seu Wolda, Nordhorn, Neuenhaus, Schüt- 
torff et Wittmarschen. 

XXIL Praedictos vero Decanatus, Paroecias et Loca Episcopis 
pro tempore Hildesimensi et Osnabrugensi pro eorum respective 
Dioecesibus attributa, eorumque Incolas utriusque sexus, tam 
Ülericos, quam Laicos iisdem Eeclesiis, eorumque Praesulibus 
pro suis respective Territorio, Dioecesi, Olero et Populo perpetuo 
assignamus et in spiritualibus omnimodo subjieimus propterea- 
que statim ac praesentes Litterae plenariae fuerint exequutioni 
mandatae, omnis antiquorum Metropolitanorum, Ordinariorum, 
Vicariorum Apostolicorum, seu Administratorum jurisdietio in 
supradictis Jocis, Decanatibus et Paroeciis cessare debebit, omnes- 
que tunc facultates in Locis, et Partibus ab eorum jurisdietione 
subtractis nullius roboris, vel momenti amplius futuras declaramus. 

XXI. Utinsupercommoditati Populorum sie ut suprarespec- 
tivis Episcopis subjectorum consulatur, praescribimus, ut omnia 
et singula documenta respicientia Ecelesias et Loca ut supra dis- 
membrata et de novo applicata a veteribus Cancellariis extrahi 
et Cancellariis Dioecesium, quibus erunt incorporata, debeant 
opportuna forma tradi, atque in iis perpetuo asservari. 

XXIV.  Habita modo ratione redituum Episcopalis mensae 
Hildesimensis de more taxari in florenis septingentis quinquaginta 
sex auri de Camera et hujusmodi taxam in libris Camerae Nostrae 
Apostolicae describi mandamus. @Quod vero spectat Episcopalem 
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mensam Osnabrugensem, quando locus factus fuerit illius dota- 
tioni ut supra enuntiatae, Ecclesiam ipsam de more taxari in 
florenis sexcentum sexaginta sex Auri de Camera cum duobus 
tertiis, eandemque taxam in libris Apostolicae Camerae similiter 
describi mandamus. 

XXV. Denique, ut cuncta a Nobis ut supra disposita rite ad 
suum perducantur effectum, supradiectum Franciscum Egonem 
Episcopum Hildesimensem in harum Litterarum Apostolicarum 
Exequutorem cum omnibus et singulis necessariis et opportunis 
facultatibus deputamus, ut praeviis respectivis dotationibus in 
valida forma perficiendis ad uniuscujusque Ecclesiae cum suo 
Capitulo novam ordinationem, ac respectivi Territorii Dioecesani 
circumscriptionem procedere, aliaque omnia ut supra ordinata 
peragere et statuere, delegata sibi Apostolica Auctoritate libere 
ac licite possit et valeat, atque ulterius ipso Francisco Egoni 
Episcopo facultatem pariter tribuimus, ut ad plenam rerum 
omnium in locis praesertim ab ejus residentia remotis exequu- 
tionem quamceumque Personam, seu Personas in Ecelesiastica 
Dignitate constitutam, vel constitutas subdelegare, ac tam ipse, 
quam Persona, vel Personae ab eo sic subdeleganda, vel sub- 
delegandae super quacumque oppositione in actu exequutionis 
hujusmodi quomodolibet forsan oritura, servatis tamen de jure 
servandis, etiam definitive .et quacumque appellatione remota 
pronuntiare libere item ac lieite possint et valeant, ac quilibet 
eorum respective possit et valeat. 

XXVI. Eidem insuper Francisco Egoni Episcopo expresse in- 
jungimus, ut exempla singulorum Actorum, tam per se, quam 
suos subdelegatos in harıum litterarum exequutionem conficien- 
dorum, intra quadrimestrem ab ipsarum expleta exequutione 
ad Apostolicam Sedem in authentica forma transmittat in Archivo 
Congregationis rebus Consistorialibus praepositae de more as- 
servanda. 

XXVII. Praesentes autem Litteras et in eis contenta, ac statuta 
quaecumque, etiam ex eo, quod quilibet in praemissis, vel in 
eorum aliquo jus aut interesse habentes, vel quomodolibet etiam 
in futurum habere praetendentes, cujusvis status, ordinis, con- 
ditionis et praeeminentiae, ac etiam specifica, expressa et indi- 
vidua mentione digni sint, illis non consenserint, seu quod aliqui 
ex ipsis ad praemissa minime vocati, vel etiam nullimode, aut 
non satis auditi fuerint, sive ex qualibet etiam laesionis, vel 
alia juridica, privilegiata, ac privilegiatissima causa, colore, prae- 
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textu et capite etiam in corpore juris clauso, nullo unguam 
tempore de subreptionis, vel obreptionis, aut nullitatis vitio, seu 
intentionis Nostrae, vel interesse habentium consensus, aliove 
quolibet defectu quamtumvis magno inexcogitäto, substantiali, 
ac substantialissimo sive etiam ex eo, quod in praemissis solemni- 
tates et quaecumque alia forsan servanda et adimplenda minime 
servata et adimpleta, seu causae, propter quas praesentes emana- 
verint, non sufficienter adductae, verificatae et justificatae fuerint, 
notari, Iimpugnari, aut alias infringi, suspendi, restringi, limitari, 
vel in controversiam vocari, seu adversus eas restitutionis in 
integrum, aperitionis oris, aut aliud quodcumque juris vel facti, 
aut justitiae remedium impetrari, aut sub quibusvis contrariis 
eonstitutionibus, revocationibus, suspensionibus, limitationibus, 
derogationibus, modificationibus, decretis, aut declarationibus 
generalibus vel specialibus quomodolibet factis minime posse 
comprehendi, sed semper ab illis exceptas esse et fore ac tam- 
quam ex Pontificiae Providentiae officio, certa scientia et pote- 
statis plenitudine Nostris factas et emanatas omnimoda firmitate 
perpetuo validas et efficaces existere et fore, suosque plenarios 
et integros effectus sortiri et obtinere, ac ab omnibus, ad quos 
spectat et spectabit quomodolibet in futurum, perpetuo etinviola- 
biliter observari, ac supradictarum Ecelesiarum Episcopis et 
Capitulis, aliisgue, quorum favorem praesentes Nostrae Litterae 
concernunt, perpetuis futuris temporibus plenissime suffragari 
debere, eosdemque super praemissis omnibus et singulis, vel 
illorum causa ab aliquibus quavis auctoritate fungentibus quo- 
modolibet molestari, perturbari, inquietari, vel impediri, neque 
ad probationem, seu verificationem quorumceumque in eisdem 
praesentibus narratorum nullatenus unquam teneri, neque ad 
id in judieio vel extra cogi seu compelli posse; et si secus super 
his a quoquam quavis auctoritate scienter vel ignoranter con- 
tigerit attentari, irritum et prorsus inane esse ac fore volumus 
atque decernimus. 

XXVIH. Non obstantibus de jure quaesito non tollendo, de 
supressionibus committendis ad partes vocatis, quorum interest, 
aliisque Nostris et Cancellariae Apostolicae regulis, nec non dic- 
 tarum Eccelesiarum etiam confirmatione .Apostolica, vel quavis 
firmitate alia roboratis statutis et consuetudinibus, etiam imme 
morabilibus, privilegiis quoque, indultis et concessionibus quamvis 
specifica et individua mentione dignis, omnibusque et singulis 
Apostolicis, ac in Synodalibus, Provincialibus et Universalibus 
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Conciliis editis specialibus vel generalibus Constitutionibus et 
ÖOrdinationibus: quibus omnibus et singulis, eorumque totis 
tenoribus ac formis, etiamsi specialis, specifica et individua 
mentio, seu quaevis alia expressio habenda, aut aliqua alia 
exquisita forma ad hoc servanda foret, illorum tenores, ac si de 
verbo ad verbum nil penitus omisso et forma in illis tradita 
observata, inserti forent, praesentibus pro expressis habentes ad 
praemissorum effectum latissime et plenissime, ‚ac specialiter et 
expresse derogamus et derogatum esse declaramus, caeterisque 
contrarlis quibuscumque. 

XXIX. Volumus item, ut harum Litterarum Nostrarum 
transsumptis, etiam impressis, manu tamen alicujus Notarii publici 
subscriptis et sigillo Personae in Ecelesiastica Dignitate consti- 
tutae munitis, eadem prorsus fides adhibeatur, quae ipsis prae- 
sentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel ostensae. 

XXX. Nulli ergo omnino hominum liceat hanc- paginam 
Nostrae Suppressionis, Extinctionis, Annullationis, Dismembra- 
tionis, Separationis, Unionis, Circumscriptionis, Assignationis, 
Indulti, Subjectionis, Suppletionis, Declarationis, Deputationis, 
Commissionis, Mandati, Decreti, Derogationis et Voluntatis in- 
fringere, vel ei ausu temerario contraire: si quis autem hoc 
attentare praesumpserit, Indignationem Omnipotentis Dei, ac Bea- 
torum Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem Anno In- 
carnationis Dominicae Millesimo Octingentesimo Vigesimo Quarto 
Septimo Kalendas Aprilis Pontificatus Nostri Anno Primo. 


A. G. Card. Pro-Datarius. J. Card. Albanus. 
(L. Pl.) F. Lavizzarius. 


2. Erektionsurkunde für das Domkapitel zu Hildesheim vom 
1. Juli 18281). 


Nos Fridericus Clemens Miseratione divina et sanctae Sedis 
Apostolicae gratia Episcopus Paderbornensis Ecelesiarum Cathe- 
dralis Hildesiensis et Archidiaconalis Susatensis respective Prae- 
positus et Canonicus Capitularis Sanctissimi D. N. Leonis, divina 
providentia Papae XII. et sanctae Sedis Apostolicae Delegatus, 
Liber Baro de Ledebur-Wicheln in Ostinghausen ete. 

Leeturis et legi audituris salutem in Domino sempiternam. 


1) Dove, Zeitschrift für Kirchenrecht 19, 119. 
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Notum sit Universis, quod anno a nativitate Dominica 
millesimo octingentesimo vigesimo septimo, die vigesima nona 
Octobris in Residentia Nostra Episcopali Paderbornae allatae sint 
literae tenoris sequentis: 

Hannoverae Regni 
(Breve seu rectius Literae) Facultatum pro exequendis literis Apostolieis novae 
Circumscriptionis Dioecesium. 

Cum ex obitu R. P. D. Caroli de Gruben Episcopi Parensis in Partibus 
Infidelium et Ecclesiae Osnabrugensis Suffraganei atque Hildeshemiensis Episco- 
patus Vicarii Apostolici desit in praesens, qui Apostolici Exequutoris munere 
fungatur litterarum Apostolicarum, quarum initium „Impensa Romanorum Pon- 
tificum* de dioecesibus Hannoverani Regni circumscribendis editarum placuit 
Sanctissimo D. N. Leoni XII Pontifici Maximo me infrascripto S. Congregationis 
Consistorialis Secretario referente, R. P. D. Fridericum Clementem ex liberis 
Baronibus de Ledebur, Episcopum Paderbornensem, in id officium designare 
cum omnibus et singulis facultatibus necessariis et opportunis in memorata 
Bulla executori ejusdem attributis cum potestate etiam Virum Ecclesiasticum, 
quando ipse legitima causa sit praepeditus, in eum finem subdelegandi. Ipsius 
porro partes erunt ad hanc S. Congregationem Consistorialem exempla Actorum 
ad authenticam formam exarata diligenter remittere intra quadrimestre ab ex- 
pleta Bullae executione. Hoc autem decretum perinde habendum, ac si litterae 
Apostolicae in forma Brevis essent datae, eadem Sanctitas Sua per Acta hujus 
S. Congregationis edi et in illa referri mandavit. 

Datum Romae hac die XXII Mensis Augusti anno Domini 1827. 

(L. 8.) P. Polidorius S. Congregationis Consistorialis Secretarius. 

Quibus litteris acceptis, perlectis, examinatis et mature per- 
pensis ad earundem executionem progredi decrevimus. Jgitur ad 
civitatem Hildesiensem profecti, collatis cum his, quorum interest, 
consiliis, de Cathedralis Ecclesiae Hildesiensis Capituli instaura- 
tione novaque ejusdem compositione ad amussim literarum prae- 
cedentium a Nobis vi Delegationis Apostolicae facienda, manda- 
mus, statulmus et ordinamus quae sequuntur: 

I. Cathedralis Ecclesiae Hildesiensis Decanatum conferimus 
admodum reverendo Josepho Osthaus, Decano ecclesiae collegiatae 
ad s. Mauritium prope Hildesiam. | 

I. De ejusdem Cathedralis Ecclesiae Canonicatu primo ex 
causis relevantibus dispositionem ad interim Nobis reservamus. 

III. Eeclesiae Cathedralis Hildesiensis Canonicatum secun- 
dum conferimus admodum reverendo Josepho Hantelmann, 
Parocho Ecclesiae Cathedralis Hildesiensis primario, Canonicatum 
tertium admodum reverendo Francisco Spiekermann, Parocho 
ecclesiae collegiatae ad s. crucem Hildesii, Canonicatum quartum 
admodum reverendo Francisco Josepho Merz, Parocho Hanno- 
verae, Canonicatum quintum admodum reverendo Ferdinando 
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Fritz, Parocho Eccelesiae Cathedralis Hildesiae secundo, Canoni- 
catum sextum admodum reverendo Bernardo Brand, Parocho 
in Itzum. 

IV. Omnes ex praenominatis, qui hucusque possederunt 
beneficium parochiale, ea conditione canonicatu in ecclesia cathe- 
drali provisi sunt, ut eo ipso excidant beneficio parochiali antea 
habito. 

V. Ex Canonieis antiqui Capituli rogatis, an velint tangquam 


aggregati canonici Capitulo restaurando et jamjam restaurato. 


nomen dare, omnes negarunt, se velle adscribi, praeter unum: 
Canonicum L. B. de Bourscheidt, qui propter absentiam mentem 
suam declarare non potuit. In casu quo dietus L. B. de Bour- 
scheidt adscribi velit Capitulo restituto, adsignamus ipsi stallum 


in Choro post decanum, votum tamen in Capitulo ipsi nullo 


modo competet. 

VI. De designatione personarum ex gremio Capituli sumen- 
darum, quae fungantur respective Poenitentiarii et Concionatoris 
muneribus, futuro Episcopo reservamus dispositionem. 

VI. Vicariam seu praebendam primam conferimus ad- 
modum reverendo Frederico Meyer hucusque parocho in Hohen- 
hameln, ita tamen, ut eo ipso excidat dieto beneficio parochiali, 
vicariam seu praebendam tertiam admodum reverendo Patritio 
Buchels, concionatori festivali in ecclesia cathedrali. De iisdem 
Vicariis seu praebendis dispositionem Nobis reservamus. 

VIII Supramemoratos Decanum et Canonicos ecclesiae cathe- 
dralis Hildesiensis gaudere volumus juribus et praerogativis per 
Bullam Apostolicam: Impensa Romanorum Pontificum pp. Hilde- 
siensi capitulo attributis. 

IX. De domibus in habitationem Decani et Oanonicorum, 
sicut et duorum in ordine praecedentium Vicariorum assignandis 
separatim disposituri sumus. 

X. Ad Cathedralis Ecelesiae Decanum cura pertinebit rerum 
capitularium omnium, quae respiciunt cultum et officium divinum. 

XI. Decano stallum in choro et sedem in capitulo adsig- 
namus primam a latere dextro; canonico primo reservamus stallum 
in choro primum a latere sinistro et sedem in Capitulo post 
Decanum; reliquis adsignamus alternando secundum ordinem. 

XI. Quam primum Canonicatui primo provisum fuerit, 
Capitulum novis statutis condendis manum apponat eo fine, ut 
rei divinae faciendae, disciplinae morum servandae et negotiorum 


capitularium tractandorum certus modus, temporum conditions 
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-aptus, constituatur. Statuta condita, visa et approbata ab Epis- 
copo futuro, Delegato Apostolico exhibeantur pro obtinenda 
S. Sedis confirmatione. 

XIII. Cathedralis ecelesiae Hildesiensis Decanus et Canonici 
obligantur, singulis annis per menses saltem novem apud Eccle- 
siam cathedralem residere et Episcopo suo mandanti in rebus 
Eeclesiae gerendis opem fidelem praestare, item officio divino 
sedulo ac devote interesse. 

XIV. Donee per statuta, prout dietum est, condenda officii 
divini in ecelesia cathedrali peragendi ratio nova instituta fuerit, 
cultus divinus peragatur modo decenti et animas Christi fidelium 
aedificante, in quantum scilicet hoc numerus personarum minutus 
permittit. 

XV. Seminarii alumni festis et dominicis diebus chorum 
cathedralem adjuvabunt, id quod ad festa fori non autem chori 
pertinet; nolumus enim ferialibus diebus eorundem studia, scien- 
tiis sacris dicanda, chori frequentatione interrumpi. Singulari- 
orem de haec re dispositionem futuro reservamus Episcopo. 

XVI. Donee fundi, sicut per Bullam: Impensa Romanorum 
Pontificum pp. constitutum est, Episcopo et Capitulo adsigna- 
buntur, reditus annui per dietam Bullam designati et ea, quae 
necessaria est, pecunia pro fabrica ecclesiae, cultu divino et con- 
servatione domorum solventur ex aerario public. In quorum 
omnium fidem literas praesentes dedimus manu Nostra sub- 
scriptas et Sigillo Nostro munitas Hildesii die primo Julii anni 
millesimo octingentesimi vigesimi octavi. 

(L. S.) Fridericus Ölemens, Episcopus et Delegatus 

Apostolicus. A. Henseler, Secretarius R"! et Ill®i Episcopi. 


3. Vertrag, die Ausstattung des Bisthums Osnabrück vom 
11. November 1856 (5. Februar 1857) betr. ') 


Wegen der in der Bulle I/mpensa Romanorum Pontificum 
vom 26. März 1824 vorbehaltenen Ausstattung der bischöflichen 
Tafel, des Dom-Kapitels und des Seminars zu Osnabrück ist 
zwischen dem Regierungsrathe Hoffmann zu Hannover, als Be- 
vollmächtigten der Königlich Hannoverschen Regierung und 
dem geistlichen Rathe Dr. Bangen aus Münster als Bevollmäch- 





1) Bischöfliches Ordinariatsarchiv zu Osnabrück. Durch Einführung des 
Bischofs und Domkapitels am 19. resp. 20. April 18538 wurde das Bisthum 
„Osnabrück wirklich errichtet. Vgl. Meurer in Vering, Archiv 33, 342. 
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tigten des von dem päpstlichen Stuhle zum Executor der ange- 
führten Bulle ernannten Bischofs von Münster, Dr. Müller zu 
Münster, folgender Vertrag abgeschlossen: 


S 1. Nach der Bulle Impensa Romanorum Pontificum beträgt 
der Bedarf für Bischof und Domkapitel an jährlichen Einkünften: 


a) für den Bischof . . ... . . 4000 »? Conv. M. 
p) tursden Domdechanten” "7 2215002 Er RN 

c) für die beiden ältesten Domkapi- 
tulare a 1400 Pf . . : ZONE EEE R 

d) für den 3. und 4. aESUnE, 
ee DUDEFFRE ZOTREEN 

e) für den 5. und 6. Donkapitular 
BES 00.07, ee a Er re 


f) für die 4 Vikarien & 4100 Pr IE OU 4 
Summa: 13500 » Conv. M. 


S 2. Zur Deckung dieses Bedarfs werden verwendet: 

a) Die aus der Anlage A. hervorgehenden Zahlungen der 
General-Kasse an den Dom-Succentor und an die Domvikare zu 

-Osnabrück 922 =» 23 Ggr. 6 „} our. 

b) Die aus derselben Anlage hervorgehenden Kornleistungen 
‚an dieselben: 

26. Malter, 2 Himten, 2°/ıo Becher Weizen, 
DHIEER 1 5, 2*/10 7 Roggen, 
20 fi 2 T 1!/ıo “ Gerste, 
22 „.. Hafer. 

Diese Leistungen werden auf Grund der Normalpreise für 
Ablösungen auf Geld gesetzt und zwar nach näherem Inhalte 
derselben Anlage auf 633 »f 9 Ggr. 4 a}, welche Summa daher 
verwendbar ist. 

Sollten die jetzt berechtigten Personen die Naturallieferung 
vorziehen, so wird sie denselben, so lange sie berechtigt sind, 
zu Theil werden. 

c) Die aus der General- Kasse an Zahlungen an 
. Chorpräsenzgeldern für (auch künftig abzuhaltende) ae. 
liche Handlungen, welche Zahlungen jährlich betragen: 
2691 „$ 12 Ger. 6 9 
nach Abzug: von=t.. % „ns Er RN EI EZ 
welche nicht an Geistliche erfolgen, mit 2251 »f 23 Ggr. 

d) Die Einkünfte von Kapitalien, die von der Königlichen 
Regierung für Celebrationen im Dome an das Corpus Vicari- 


ENT te BT Pe 2 ua ae 


a ES ee" 
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orum überwiesen sind. Die Einkünfte betragen 1100 = Conv. 
M. = 1130 »# 13 Ggr. 4 9%) Cour., sind jedoch, da sie im jähr- 
lichen Betrage von 259 „#8 10 Ggr. 7 „ı Cour. stiftungsmässig 
für Arme und kirchliche Zwecke verwendet werden müssen, hier 
nur verfügbar im jährlichen Betrage von 871 »f 2 Ger. 9 A. 

e) Diejenigen Beträge, welche in der sub litt. B anliegenden 
Zusammenstellung der nicht säcularisirten Güter der Osnabrück- 
schen Domkirche als jährlich verwendbar bezeichnet sind, zu- 
sammen 1459 »# 12 Ger. 9 X. 

S 3. Die im vorstehenden $ bezeichneten Beträge 


a) 922 8: 23 Ggr. .6 „ Cour., 
DIE BSD Ze 9: 
Gi22nLs selsun Y 
ANGen Le 2 3358, z 


ARE IE ST, De 

zusammen 6133 #f 12 Ggr. 10 %ı Cour. 
werden als dauernde Fundation des Bisthums Osnabrück von 
der Königlichen Regierung, soweit noch erforderlich ist, hiermit 
überwiesen und vom Executor der Bulle als solche hiermit an- 
erkannt. 

$ 4. Die Summe, welche nach Abrechnung der im $ 2 be- 
zeichneten Mittel an dem im $ 1 bezeichneten Bedarfe von 
13500 »£ Conv. M. fehlt, wird vom 1. Juli 1857 an von der 
Königlichen Regierung dauernd angewiesen. Da zu diesem 
Zwecke die mit dem Eintritte einer selbstständigen Diözesan- 
regierung des Osnabrück’schen Kirchensprengels wegfallenden 
provisorischen Zahlungen 
a) an den Bischof von Hildesheim als Admini- 


strator der Osnabrück’schen Diözese . 2000 #f Conv. M. 
b) an den Domdechanten zu Hildesheim . 300 „nn » 
c) der Gehalt des Osnabrück’schen Bischöf- 

Irene General SV ikarse a UN 


zusammen 5300 ## Conv. M. 
verwendet werden müssen, so wird bevorwortet, dass, wenn mit 
dem 1. Juli 1857 der Bischöfliche Stuhl in Osnabrück noch nicht 
besetzt sein sollte, die vorgedachte Summe von 5300 »$ Conv. M. 
erst mit dem Tage der Besetzung des Bischöflichen Stuhls in 
Osnabrück zahlbar gemacht wird. 

S 5. Die Zahlungen geschehen, so weit sie aus den öflent- 
lichen Kassen erfolgen, an Bischof und Kapitel oder einen von 
denselben zu ernennenden gemeinschaftlichen Erheber. 
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S 6. Die Königliche Regierung ertheilt hiermit ihre Zu- 
stimmung zur Ernennung eines Bischofs für Osnabrück und 
zur Bildung eines Domkapitels daselbst. Dieselbe hat bei Er- 
nennung des Bischofs und der Angehörigen des Domkapitels 
das ihr nach der Bulle zustehende Recht auszuüben. 


S 7. Da noch zur Zeit nicht über alle Einkünfte, welche nach 
S 2 eingerechnet werden sollen, verfügt werden kann, weil solche 
von Anderen bezogen werden, so wird die Einräumung der 
vollständigen Jahreseinnahmen für den Dechanten, die Dom- 
Kapitularen und die Vikare erst allmählich, je nach den ver- 
fügbaren Mitteln, von der kirchlichen Behörde erfolgen, welche 
darüber der Königlichen Regierung in jedem einzelnen Falle 
Nachricht geben wird. 


S 8. Zu Dienustwohnungen für den Bischof, den Dom- 
dechanten, die sechs Canonici und die beiden ältesten Domvikare 
werden die zuletzt von dem Weihbischof Lüpke, dem Domsuc- 
centor, den vier Quartisten, dem Vikar Niermann senior und dem 
Vikar Niermann junior bewohnten Häuser in Osnabrück, ferner die 
an der kleinen Domfreiheit daselbst belegene, vormals v. Weichs- 
sche Curie und endlich die an der Schwedenstrasse daselbst 
belegene vormals Hönig’sche Vikarien- Wohnung sammt Zu- 
behör, insbesondere mit den dazu gehörigen Gärten, vorbehaltlich 
der Rechte der jetzigen Nutzniesser, überwiesen. Zur Instand- 
setzung, Unterhaltung, zu einem etwaigen Neubau und zu den 
Lasten derselben wird von der Königlichen Regierung nicht 
beigetragen. 

Da es ungewiss ist, wann die vier zuletzt genannten Gebäude 
verfügbar gemacht werden können, so soll, so lange dies nicht 
geschieht, statt derselben eine jährliche Miethsentschädigung 
von 100 »/ für jeden der Beiden einstweilen ohne Dienstwohnung 
verbleibenden Canonici und eine jährliche Miethsentschädigung 
von 80 ## für jeden der beiden ältesten Vikarien angewiesen 
werden. 


S 9. Für ein in Osnabrück zu errichtendes Priester-Seminar 
übernimmt die Königliche Regierung folgende Bewilligungen: 

1. Sie überweiset spätestens bis Ostern 1858 die in Osna- 
brück belegene sog. Stael'sche Curie sammt dem dazu gehörigen 
Garten zum Seminar-Gebäude, zu dessen Instandsetzung, Ein- 
richtung, Unterhaltung, etwaigem Neubau und Lasten sie jedoch 
nichts beiträgt. 
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2. Eine jährliche Zahlung von Eintausend Thalern. Dieselbe 
beginnt mit dem 1. April 1858, geschieht an den Bischof und 
wird bis zur Einrichtung eines Seminars zur Ansammlung eines 
Fonds für dasselbe, nach Einrichtung des Seminars aber für 
dessen laufende Bedürfnisse verwendet. 

3. Die Königliche Regierung erklärt sich damit einverstanden, 
dass die Aufkünfte des in Osnabrück vorhandenen, der Verwalt- 
ung des Weihbischofs unterm 16. Dezember 1849 vom Ministe- 
rium der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten übergebenen 
älteren Seminarien-Fonds für die Bedürfnisse des Seminars ver- 
wendet werden, vorbehaltlich etwaiger Rechte derjenigen Per- 
sonen, die jetzt aus demselben Zahlungen erhalten. 

Diejenige Zahlung, welche aus diesem Fonds gegenwärtig 
im jährlichen Betrage von Einhundertzweiunddreissig Thalern 
Cour. für das Gymnasium Carolinum (Collesium Paulinum) zu 
Osnabrück erfolgt, soll von demselben jedoch nicht abgenommen, 
vielmehr deren Fortdauer hierdurch ausdrücklich festgestellt 
werden. 

S 10. Mit dem Beginne der für das Osnabrücker Seminar 
erfolgenden Zahlung von jährlich 1000 =# ($ 9) fallen die drei 
Stipendien weg, welche bisher aus dem allgemeinen Klosterfonds 
auf der katholisch-theologischen Anstalt in Hildesheim an Stu- 
dirende der Theologie aus der Diözese Osnabrück im jährlichen 
Betrage von 125 »f für jedes verliehen sind. 

S 11. Es bleibt zum Zwecke der theilweisen Bestreitung der 
Kosten des General-Vikariats eine Herabsetzung der in der Bulle 
bestimmten (Grehaltssätze für den Domdechanten und die Dom- 
kapitularen der beiden höchsten Gehaltsklassen durch weitere 
noch vor der Institution des Kapitels regierungsseitig mit dem 
Executor der Bulle zu treffende Uebereinkunft vorbehalten. 

Obgleich für die Königliche Regierung eine Verpflichtung 
zu den Kosten eines bischöflichen General-Vikariats beizutragen, 
nicht besteht, so will sie doch zu diesem Zwecke eine jährliche 
Zahlung von „fünfhundert Thalern Cour.“ hiermit zusichern 
und, vom Tage der Besetzung des Bischöflichen Stuhles an ge- 
rechnet, an den Bischof leisten lassen. Dabei wird jedoch aus- 
drücklich bevorwortet, dass, wenn in Zukunft erhöhte regierungs- 
seitige Zuschüsse zu der Unterhaltung des Priester-Seminars sich 
als nothwendig herausstellen sollten, alsdann diese für das General- 
Vikariat bewilligte Zahlung in demselben Maasse wegfällt, in wel- 
chem regierungsseitig neue Bewilligungen für das Seminar erfolgen. 
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S 12. Soweit dem Inhalte der Bulle Impensa Romanorum 
durch den gegenwärtigen Vertrag nicht entsprochen wird, leidet das 
durch die Bulle begründete Rechtsverhältniss keine Veränderung. 

S 13. Dieser Vertrag soll doppelt ausgefertigt und einerseits 
mit der Genehmigung der Königlichen Regierung, andererseits mit 
der Genehmigung des Bischofs von Münster und des päpstlichen 
Stuhls versehen, welche Genehmigungen hiermit ausdrücklich 
vorbehalten werden, zwischen den beiden Bevollmächtigten inner- 
halb drei Monaten ausgewechselt werden. 


So geschehen Hannover den 11. November 1856. 


(L. S.) Johannes Henricus Bangen. (L. S.) Franz Hoffmann. 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner Majestät des Königs wird 
der vorstehende Vertrag hierdurch genehmigt. 


Hannover den 4. Februar 1857. 


Der Königlich-Hannoversche Der Königlich-Hannoversche 
Minister der geistlichen und Minister der auswärtigen An- 


Unterrichts- Angelegenheiten. gelegenheiten. 
(L.S.) F. v. Bothmer. (L.S.) Grafv. Platen-Hallermund. 


Die Uebereinstimmung vorstehender Abschrift wird hiermit 
bezeugt. 
Münster den 14. April 1858. 
Johann Georg, Bischof von Münster, 
Executor der Bulle Impensa. 


4. Erektionsurkunde des Domkapitels zu Osnabrück vom 
19. April 1858. 
Joannes Georgius Müller, 
Divina miseratione et S. Sedis Apostolicae gratia Episcopus 
Monasteriensis, 
St?® Theologiae Doctor, Solio Pontificio Assistens, Sanctissimi 
Patris praelatus domesticus etc. etc. 


In perpetuam rei memoriam. 


Notum sit omnibus haec lecturis vel legi audituris, quod, 
quum Nobis a S. Sede Apostolica munus Executoris Bullae 
Apostolicae Impensa Romanorum Pontificum per litteras S. Con- 
gregationis consistorialis datum die 29 Julii anni 1856 traditum 
insuperque per litteras Emi et Rmi Domini Antonelli Cardinalis 


u ee 
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a Secretis status Sanctissimi Patris Pii IX d. d. 12 Januarii et 
29 ÖOctobris anni 1857 demandatum fuerit, ut novi Capituli 
Cathedralis Osnabrugensis institutionem perficeremus, Nos man- 
datis Apostolicis ad amussim obsecuturi ad civitatem Osnabru- 
gensem profecti simus, ut ea omnia rite peragerentur, quae ad 
institutionem canonicam memorati Capituli cathedralis necessaria 
esse videbantur. 

Primo igitur vi facultatis Apostolicae Nobis benignissime 
communicatae secundum juris canonici sanctiones et S. Sedis 
Apostolicae circa restitutionem dioeceseos Osnabrugensis consti- 
tutiones, quae sequuntur, ad instar legum habenda et observanda 
declaramus et mandamus: 


I. Capitulum ecclesiae cathedralis Osnabrugensis constabit 
una dignitate scil. decanali et sex canonicatibus. Vicarii seu 
Praebendati erunt quatuor. 


II. Ad ecclesiae cathedralis Osnabrugensis dignitatem deca- 
nalem nominatus est Adm. Rdus Däus Joannes Henr. Beckmann, 
ejusdem ecclesiae hucusque parochus et administrationem dioe- 
cesanam nomine Illmi et Rmi episcopi Hildesiensis pridem 
dirigens. 


Ill. Ecelesiae dietae cathedralis Canonici renunciati sunt 
Adm. Reverendi Domini: Bernardus de Bruchhausen, hucusque 
decanus et parochus ad St. Joannem Osnabrugensem; Gerhardus 
Henricus Buss, hucusque decanus et parochus Haselünnensis; 
Antonius Josephus Balke, hucusque Vicarius ecclesiae cathedralis 
et Vicariatus generalis Assessor; Joannes Henricus Franksmann, 
hucusque parochus Rullensis; Joannes Hermannus Henricus 
Schloeter, hucusque in Gymnasio Meppensi litterarum et scien- 
tiarum Magister ordinis superioris; Joannes Bernardus Cruse, 
hucusque decanus et parochus Emdensis. 


IV. Vicarii seu Praebendati ecclesiae cathedralis Osnabru- 
gensis ordine ut sequitur nominati sunt ‘Reverendi Domini: 
Fridericus Coppenrath, Conradus Brinkmeyer, Carolus Richardt, 
Henricus Meurer, qui jam prius Vicariorum in ecclesia cathedrali 
Ösnabrugensi partes expleverant. 

V. Decanus et Canonici praenominati intra sex menses ab 
hae institutionis die computandos nominationis documenta a 8. 
Sede Apostolica sibi procurare tenentur. 


VI. Quicungue ex Praenominatis hucusque beneficium 
parochiale vel aliud-quodeunque, per provisionem de praebenda 


108 IH. Kapitel. Die kirchl. Rechtsquellen in Preussen: b) ehem. K. Hannover. 


canonicali ipsis factam excidunt beneficio prius possesso et ad 
residentiam canonicam apud ecclesiam cathedralem tenentur, 
nisi uni vel alteri per indultum vel dispensationem S. Sedis 
Apostolicae aliter concessum fuerit, ita ut licite tale beneficium 
retinere vel etiam novum loco illius adipisci queant. 


VH. Quoad designationem virorum e gremio Oapituli Cathe- 
dralis sumendorum, qui fungantur Poenitentiarii et Theologi 
muneribus, electo Rmo et Illmo episcopo reservatur dispositio. 
Similiter reservatur nominatio directoris chori, caerimoniarum 
Magistri et presbyteri sacristae. 

VII. De domibus in habitationem Decani et Canonicorum 
et duorum in ordine praecedentium Vicariorum assignandis, 
uti et de proventibus secundum rerum nunc existentium rationem 
a singulis percipiendis separatim disposituri sumus. 

IX. Decano stallum in choro assignatur a latere dextro 
primum et sedes in capitulo prima; canonico primo assignatur 
stallum in choro primum a latere sinistro et sedes in capitulo 
post Decanum; canoniei religui quoad unum et alterum alterna- 
bunt secundum ordinem canonicatuum, in quo positi sunt. — 
Eadem ratio valet quoad locos a Vicariis in choro tenendos. 


X. Capitulum cathedrale quam primum manum apponat, 
ut rei divinae faciendae, distributionum quotidianarum ad men- 
tem et praescriptum S# Coneili Trid. ereandarum, disciplinae 
ecclesiasticae conservandae et negotiorum capitularium tractan- 
dorum certus modus per statuta capitularia ad normam SS. 
Canonum et constitutionum apostolicarum condenda constitu- 
atur. Statuta condita intra annum abhine episcopo communi- 
centur approbanda et demum pro obtinenda S. Sedis Apostolicae 
confirmatione Romam mittantur. 

XI. Ad ecclesiae cathedralis Decanum cura pertinebit rerum 
capitularium omnium dirigendarum, inprimis earum, quae respi- 
ciunt eultum et officium divinum, salva in omnibus episcopi 
authoritate et jurisdictione. 

XII. Ecclesiae cathedralis capitulares, Decanus et Canonici, 
sciant se esse obligatos, ut episcopo mandanti in rebus ecclesiae 
gerendis, administrationem et directionem dioeceseos quoquo 
modo respicientibus, gratuito operam fidelem praestent, officio 
divino sedulo et devote intersint, et in munere hebdomadario, 
quod dieitur, quoad chori servitium et missam conventualem 
pro benefactoribus quotidie applicandam et cantandam alternent. 
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XII. Vicarii ecclesiae cathedralis ratione beneficii ipsis 
Collati similiter obligatos se esse sciant, et conscientiose in id 
intendant, ut etiam gratuito officiis, quae ipsis ab episcopo de- 
mandabuntur, plene satisfaciant, ut divinis officiis in choro 
assistant missasque celebrent ordine praescripto vel ab episcopo 
praescribendo, insuperque ad opem auxiliarem in cura animarum 
in parochia cathedrali exercenda, nisi aliter episcopo visum fuerit, 
noverint se esse obstrictos. 


Ad missae conventualis celebrationem parati semper erunt, 
si forte contigerit, ut pro canonico aegrotante vel absente eam 
celebrare deberent, remunerationem tamen congruam, scilicet 
pretium duplum stipendii manualis ordinarii pro talı celebratione 
habebunt. 


XIV. Parochiae cathedrali praeerit parochus extra capi- 
tulum cathedrale constitutus. Parochia haec sicuti hucusque 
beneficium permanebit per se subsistens, separatum a capitulo 
cathedrali neque ab eo dependens. — Libera ejusdem collatio 
ad episcopum pertinebit, uti et sacellani parochialıs. 


XV. Quum novus, qui nunc in ecelesia cathedrali Osna- 
brugensi ex capituli cathedralis institutione exoritur, rerum ordo 
necessario novas in officlis plerisque in ecclesia ista habendis 
expostulabit ordinationes et constitutiones, maximopere commen- 
damus, ut omnia ad normam legum ecclesiasticarum mature ab 
iis, ad quos pertinet, deliberentur et inter eos, quorum interest, 
in charitate perfecta conferantur, nihil denique sine consensu 
et approbatione episcopi stabiliatur, quo certius ea solum exe- 
eutioni dentur, quae majorem Dei et Salvatoris nostri gloriam 
et Christi fidelium aedificationem et sanctificationem procurare 
apta sunt. 


His igitur praemissis et ad notitiam eorum, ad quos spec- 
taut, perlatis ex eadem facultate apostolica supra memorata 
ecclesiae cathedralis capitulum, ad Bullae Pontificiae. Impensa 
Romanorum Pontificum tenorem una decanatus dignitate et sex 
canonicatibus numerariis compositum, hisce instituimus et insti- 
tutum esse suisque juxta praefatae Bullae, sacrorum canonum 
et S. Sedis speciales constitutiones praebendis, juribus et privi- 
legiis praeditum esse declaramus ac publice renuntiamus: eidem 
capitulo sub strieta obedientia in Domino injungentes, ut instruc- 
tiones superius quoad spiritualia expositas et quoad temporalia 
in specjalibus literis hisce adjunctis contentas et ad S. Sedis man- 
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data Nobis patefacta exaratas qua maxime fieri potest fide ac 
diligentia semper observet. 


Datum in ecclesia cathedrali Osnabrugensi die 19 Aprilis 1858. 


(L. S.) Joannes Georgius Müller, Episcopus Monasteriensis, 
executor Bullae Impensa, 


II. Kapitel. 


Die kirehliehen Rechtsquellen in der oberrheinischen 
Kirehenprovinz. 


a) Gemeinsame Rechtsquellen. 


1. Bulla eireumseriptionis Diovecesium Provineiae Eeelesiasticae 
superioris Rheni d. 16. Augusti 1821. 


Pius Episcopus 

Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei Memoriam. 

I. Provida solersque Romanorum Pontificum sollicitudo in 
iis componendis et ordinandis, quae ad aptiorem Dominici 
Gregis custodiam ac procurationem ex ipsa etiam temporum ac 
locorum natura magis expedire dignoscantur, eos adigit ad novas 
Episcopales Sedes quandoque constituendas, et quandoque illarum 
aliquas transferendas, ut Domino messis benedicente, aptiora 
exinde in fidelis populi spirituale bonum praesidia queant com- 
“ parari. Statim ac itaque reddita fuit Germaniae tranquillitas, 
Nos, ad componendas res Ecclesiasticas, in praeterita temporum 
calamitate perturbatas, continuo direximus curas Nostras, jisque 
in Bavariae Regno, quatuor abhine annis opportune ordinatis, 
Nostras pariter sollicitudines absque mora convertimus ad illos 
omnes orthodoxae fidei cultores, qui actu subsunt dominationi 
Serenissimorum Prineipum, statuumque Germaniae, nempe Regis 
Wirtembergiae, Magni Ducis Badensis, Electoris Hassiae, Magni 
Ducis Hassiae, Ducis Nassoviae, Liberae Civitatis Francofurtensis, 
Magni Ducis Megalopolitani, Ducum Saxoniae, Ducis Olden- 
burgensis, Prineipis Waldeccensis, ac Liberarum Civitatum Han- 
seaticarum, Lubeccensis et Bremensis, qui esse paratos ostendendo 
ad omnem operam dandam pro Episcopatuum ab Apostolica 
Sede vel erigendorum, vel instaurandorum convenienti dotatione 
Legatos communi nomine Romam, hujus rei causa, miserunt. 
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Ast cum. res omnes Ecclesiasticae, de quibus actum fuit, con- 
eiliari minime potuerint, spe tamen non decidentes fore ut pro 
eorundem Prineipum, ac statuum sapientia valeant illae in 
posterum componi; ne interea Christifideles in dietis regionibus 
commorantes, quos in maxima spiritualis regiminis necessitate 
agnoscimus constitutos, diutius propriis destituantur Pastoribus, 
ad nonnullarum in praecipuis ipsorum Principum, et statuum 
eivitatibus, ac territoriis sedium erectionem, ac Dioecesium eircum- 
scriptionem procedendum esse decrevimus, ut celerrime Ecclesiis 
illis de suis Episcopis providere valeamus: reservata Nobis cura, 
Catholicos aliorum Prineipum subditos, iis Dioecesibus, quas 
commodiores judicabimus, in posterum adjungendi. 

II. Audito igitur consilio nonnullorum Venerabilium Fratrum 
Nostrorum Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalium ex certa 
scientia, ac matura deliberatione Nostris, deque Apostolicae 
potestatis plenitudine, supprimimus, annullamus, et extinguimus 
titulum, denominationem, naturam, et essentiam, totumque prae- 
sentem statum vacantium tam Episcopalis Ecclesiae Constan- 
tiensis, quam Praepositurae vere nullius Sti. Viti Elvacensis una 
cum suis Capitulis, ad effeetum libere procedendi ad infra dicendas 
novas Ecclesiarum erectiones, ac Divecesium eircumscriptiones, 
atque ulterius immutamus praesentem statum Episcopalium Ecele- 
siarum Moguntinae ac Fuldensis, ita ut illa a quocunque Metro- 
politico jure Archiepiscopi Mechliniensis omnino subtracta, et 
non amplius dispositioni Nostrarum Litterarum Apostolicarum 
ineipientium — Qui Christi Domini — datarum tertio Calendas 
Decembris anni millesimi octingentesimi primi subjecta remaneat, 
atque ista a reguları statu per alias Apostolicas Literas fel. mem. 
Benedicti decimi quarti Praedecessoris Nostri, quarum initium 
— In Apostolicae — constituto, ad statum saecularem translata 
intelligatur; ac scientia, deliberatione et potestate similibus ad 
omnipotentis Dei gloriam, orthodoxae fidei exaltationem, et Catho- 
licae religionis incrementum, Friburgum Brisgoviae civitatem 
prineipem, studiorum Academia, aliisque fundationibus insignem, 
atque a novem mille et amplius civibus inhabitatam, in civi- 
tatem Archiepiscopalem, ac celeberrimum templum sub. titulo 
Assumptionis Beatae Mariae Virginis in Ecclesiam Archiepisco- 
palem, et parochialem; pariterque Rottenburgum ad Nicarum, 
olim caput Ducatus Hohenbergensis in medio Regni . Wirtem- 
bergiae, in quo Tribunal Provinciae existit, quodque incolae 
quingue mille quingenti inhabitant, in civitatem Episcopalem, 
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in eadem peramplum templum sub invocatione Sti. Martini 
Episcopi et Confessoris in Ecclesiam Episcopalem; nec non 
Limburgum ad Lahnam, fertili solo, in medio Ducatus Nassovici 
situm, et bis mille septingentos continens habitatores in civitatem 
similiter Episcopalem, et in illa existens templum sub invoca- 
tione Sti. Georgii in Ecclesiam item Episcopalem cum omnibus 
juribus, jurisdictionibus, praeeminentiis, honoribus, et privilegiis 
Archiepiscopali et Episcopalibus respective sedibus legitime com- 
petentibus, perpetuo erigimus et constituimus. Antedietae vero 
Metropolitanae Ecclesiae Friburgensi praefatas quatuor Episco- 
pales Ecclesias Moguntinam, Fuldensem, Rottenburgensem, ac 
Limburgensem suffraganeas assignamus. | 

III. Porro quodlibet Capitulum tam Metropolitanae Fribur- 
gensis, quam Cathedralium Eeclesiarum Moguntinae, ac Rotten- 
burgensis ex unica Decanatus dignitate, et sex Canonicatibus: 
Fuldense vero ex dignitate Decanatus et quatuor Canonicatibus; 
ac Limburgense ex Decanatus dignitate, ac quinque Canonicatibus 
respective constabunt; ac insuper ad Ministrorum numerum ali- 
quantulum augendum, sex in Friburgensi ac Rottenburgensi, 
quatuor in Moguntina et Fuldensi, ac duo in Limburgensi respec- 
tive Ecclesiis Praebendae seu Vicariae pro totidem Praebendatis 
seu Vicariis erunt constabiliendae. Unicuique autem ex memo- 
ratis Capitulis, ut pro Chori servitio, pro distributionum et aliorum 
quorumlibet emolumentorum divisione, pro onerum supportatione, 
pro rerum ac jurium tam spiritualium quanı temporalium pros- 
pero felicique regimine ac directione quaecunque statuta, capitula 
et decreta, licita tamen et honesta, et canonicis regulis minime 
adversantia, sub respectivi, pro tempore existentis, Antistitis prae- 
sidentia, inspectione et adprobatione condere atque edere, nec 
non gratis, insignibus ac privilegiis, quibus alia Cathedralium 
Ecclesiarum in illis partibus Capitula legitime fruuntur et gaudent, 
frui et gaudere libere ac licite possint et valeant, licentiam et 
facultatem concedimus ac impertimur. 

IV. Cuilibet profeeto Antistiti supradietarum Ecelesiarum 
expresse injungimus, ut, servatis servandis, deputet ex Canonicis 
unum, qui munus Poenitentiarii stabiliter exerceat, ac alterum, 
a quo s. sceriptura statis diebus populo exponatur, vel si minus 
commode Canonici ad haec munera deputari possint, eurabunt 
Episcopi, ut muneribus hujusmodi ab aliis idoneis presbyteris 
satis fiat, utque media ad congruam laborum mercedem presby- 
teris ipsis comparandam opportune conquirantur. 
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V. Cumque ad praescriptum sacri Coneilii Tridentini pro 
Oleri educatione ac institutione Seminarium puerorum Eccle- 
siasticum ab Episcopo libere regendum et administrandum existere 
debeat in singulis ex praedietis tam Archiepiscopali quam Epis- 
copalibus Ecclesis, ubi is alumnorum alatur numerus, quem 
respectivae Dioecesis necessitas et utilitas postulat; cumque in 
quatuor ex illis jam adesse sciamus, in reliqua Ecclesia, quam- 
primum poterit, congrue erigendum mandamus. 

VI. Volentes nune ad quinque supradictarum Dioecesium 
circumscriptionem procedere, ut, distinctis singularum finibus, 
nulla quaestio inter respectivos Episcopos circa ecclesiasticae juris- 
dietionis exercitium exurgere possit, praevia dismembratione infre 
nominandorum locorum a Dioecesibus et Ecclesiis, a quibus actu 
dependent, de simili Apostolicae potestatis plenitudine, sequentia 
decernimus, praescribimus, et constitulmus. Metropolitana Fri- 
burgensis Ecclesia pro dioecesano suo territorio habebit cunctam 
ditionem Magni Ducatus Badensis, nempe paroecias intra limites 
hujusce Ducatus positas, quae partim ad Constantiensem, partim 
etiam ad Argentinensem, Spirensem, Wormatiensem, Herbi- 
polensem, Basileensem et Ratisbonensem Dioeceses vel pertinent, 
vel jam pertinebant; alias quatuordecim paroecias cum sua filiali 
positas in Principatu Hohenzollern-Hechingen ad praefatam Dioe- 
cesim Constantiensem pertinentes, nec non viginti quatuor paroe- 
cias in Principatu Hohenzollern-Sigmaringen existentes eidem 
Constantiensi Dioecesi spectantes, atque insuper octodecim paroe- 
cias Decanatus Vöringen, ac paroecias septemdecim Decanatus 
Haigerloch in dicto sitas Princeipatu et ad praediectam Dioecesim 
pertinentes. 

VII. Episcopalis Ecclesia Moguntina pro suo territorio dioe- 
cesano habebit universam ditionem Magni Ducatus Hassiaci; 
nempe paroecias omnes Dioecesi Moguntinae reliquas post separa- 
tionem locorum sub ditione Bavarica existentium, aliaque loca 
et paroecias ex Ratisbonensi, ac Wormatiensi Dioecesibus, nec 
non unicam paroeciam loci Herbstein ex Dioecesi Fuldensi ad 
Magnum Ducatum praedietum in temporalibus pertinentes, ac 
denique paroecias in locis Darmstadt, Giessa et Offenbach ejus- 
dem Magni Ducatus Hassiaci, ita tamen ut a primo futuro Epis- 
copo in locis, quae maxima in parte ab Acatholiecis inhabitantur, 
novae parochiales ecclesiae pro Catholieis fundentur, si ipsi in 
magno sint numero, si vero exiguo, paroeciis Catholicis viciniori- 
bus adscribantur. 
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VIII. Eeclesia Episcopalis Fuldensis pro dioecesano suo 
territorio habebit totum Electoratum Hassiae, videlicet quadra- 
ginta paroecias actu in ipsa Dioecesi comprehensas, paroecias 
viginti ex antiqua Metropolitana Dioecesi olim Moguntina, postea 
Ratisbonensi, atque unam in loco Volkmarsen ex Dioecesi Pader- 
bornensi, demptis illis paroeciarum fractionibus, quae in Bava- 
rico Regno existentes proximioribus aliis paroeciis Dioecesium 
Regni Bavariae aut jam applicatae fuerunt, aut brevi ex Aposto- 
lica delegatione applicabuntur. Paroeciarum autem exterarum 
fractiones, in ditione Hassiaca existentes, proximiori alicui Dioe- 
cesis Fuldensis paroeciae vel paroeciis erunt applicandae. Eidem 
interea Fuldensi Dioecesi unitas relinguimus novem paroecias 
in Magno Ducatu Saxonico Weimariensi sitas, de quibus aliter, 
si opus fuerit, disponendi Nobis, et Romanis Pontificibus Suc- 
cessoribus Nostris facultatem libere reservamus. 

IX. Rottemburgensis Episcopalis Ecclesia pro suo territorio 
dioecesano habebit integrum Regnum Wirtembergense cum paroe- 
ciis omnibus, quae jam ab anno millesimo octingentesimo decimo 
sexto ab Augustana, Spirensi, Wormatiensi et Herbipolensi 
Dioecesibus fuerunt separatae, nec non paroeclis ad suppressam 
Praeposituram Sti. Viti Elvacensis nullius Dioecesis antea per- 
tinentibus. 

X. Episcopalis demum Ecclesia Limburgensis pro dioecesano 
suo territorio habebit totum Ducatum Nassovicum, in quo com- 
prehenduntur quinquaginta octo paroeciae ad antiquam Ratis- 
bonensem, et paroeciae quinquaginta duae ad antiquam Tre- 
virensem olim Dioeceses Metropolitanas spectantes, nec non 
viginti quatuor paroeciae in Provincia Dillenburg et Weilburg 
existentes, ac insuper territorium liberae Civitatis Francofurtensis, 
in quo cum tribus filialibus unica existit parochialis Ecclesia 
sub invocatione Sti. Bartholomaei Apostoli, ad quam Catholici 
omnes dictae Civitatis ac territorli pertinent, quaeque a supra- 
dicta Ratisbonensi Dioecesi pendebat. 

XI. Supradictas ideirco Civitates et Ecclesias in Archiepisco- 
palem, et Episcopales erectas cum praedictis locis et paroeciis 
quinque supranumeratis Ecclesiis pro respectivo dioecesano terri- 
torio attributis, illorum incolas utriusque sexus tam Ölericos quam 
Laicos pro Ulero, et Populo, perpetuo assignamus, et cujuslibet 
Antistitis jurisdietioni spirituali omnimodo subjicimus, ita ut 
Personis juxta canonicas sanctiones dignis et idoneis ad easdem 
Archiepiscopalem et Episcopales Ecclesias regendas tam pro hac 
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prima vice, quam futuris temporibus Apostolica auctoritate, prae- 
vio inquisitionis processu, a Romano Pontifice, ad formam instruc- 
tionis piae memoriae Urbani Papae octavi Praedecessoris Nostri 
jussu editae in singulis casibus committendo praeficiendis liceat, 
quemadmodum nos praecipimus et mandamus, per se ipsos, vel 
per alios eorum nomine, postquam tamen praesentes Literae 
debite atque integre fuerint executae, et Praesules ipsi Aposto- 
licae provisionis Literas consecuti fuerint, veram, realem, et cor- 
poralem possessionem regiminis, administrationis, et omnimodi 
juris Dioecesani in praedictis Ecelesiis, Civitatibus, ac Dioecesi- 
bus, et bonis, aliisque reditibus pro dotatione assignatis, vel 
assignandis libere apprehendere, apprehensamque perpetuo reti- 
nere. Decernimus interea, ut omnia et singula loca supra memo- 
rata ab iisdem sive vicariis, sive administratoribus legitime de- 
putatis temporarie pergant gubernari, quibus actu subduntur. 

XI. Utautem omnia, et singula superius a Nobis disposita 
celerem felicemque sortiantur effectum, Venerabili Fratri Joanni 
Baptistae de Keller Episcopo Evariensi, quem nominamus, eligimus, 
ac deputamus praesentium Literarum Nostrarum Exequutorem, 
committimus et mandamus, ut ad supradictarum Ecclesiarum, 
Capitulorum, et Seminariorum in bonis, fundisque stabilibus, 
aliisque reditibus cum jure hypothecae specialis, et in fundos 
postmodum ac bona stabilia convertendis, ab iis in proprietate 
possidendis et administrandis respectivam dotationem procedat, 
modo et forma, quibus a Serenissimis Principibus, quorum sub 
ditione singulae Dioeceses sunt positae, oblata et expressa fuerunt 
per infra memoranda instrumenta legitima forma exarata, et ad 
Nos transmissa, quae servantur in actis hujus Congregationis 
rebus Consistorialibus praepositae, et quorum authentica exempla 
a praedicto Exequutore singulis Ecclesiis tradentur in eorum 
respective Archivis asservanda; videlicet: 

XII. Archiepiscopali Ecclesiae Friburgensi in Brisgovia 
assignabit Dominatum Lincensem, vulgo Linz, aliosque reditus, 
quae bona reditusque in totum septuaginta quinque millium 
trecentum sexaginta quatuor florenorum rhenensium annuam 
summam producunt, prout clare ac distincte describitur in in- 
strumento ex speciali mandato Magni Ducis Badensis die vige- 
sima tertia Decembris anni millesimi octingentesimi vigesimi 
confecto. Fundos vero dietus Joannes Baptista Episcopus ita 
distribuet, ut ex iis obveniant quotannis Archiepiscopali mensae 
floreni tres decim mille quatuor centum, quibus addendo eas 
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praestationes infra enarrandas a tribus Cathedralibus Ecclesiis 
annuatim persolvendas, ejusdem Friburgensis mensae Archiepisco- 
palis annui reditus erunt florenorum quatuordecim millium septin- 
gentorum et decem; Decano Capituli floreni quatuor mille; Primo 
ex Canonieis floreni bismille tercentum; cuilibet ex aliis quinque 
Canonicis floreni mille octingenti; unicuique demum ex sex Prae- 
bendatis floreni nongenti; Seminario Insuper dioecesano floreni 
viginti quinque mille; Fabricae Cathedralis Ecclesiae floreni 
quinque mille ducenti sexaginta quatuor; Cancellariae Archi- 
episcopali floreni ter mille; domibus denique Ecclesiasticorum 
emeritorum et demeritorum, vel jam existentibus, vel ab Ordi- 
nario, cujus jurisdictioni subdentur, erigendis, floreni octo mille. 
Praeterea pro Archiepiscopi habitatione assignabit Palatium in 
civitate Friburgensi, foro Ecclesiae Metropolitanae adjacens, antea 
Statibus Provincialibus Brisgoviae destinatum, cum suis adnexis 
pertinentiis, atque horto ante portam civitatis, et pro habitatione 
tam Decani quam sex Canonicorum, et sex Praebendatorum 
alias domos in praedicto instrumento descriptas. 

XIV. Episcopali Ecclesiae Moguntinae, firmis reditibus et 
proventibus quibus actu gaudet, annuam tribuet summam viginti 
mille florenorum rhenensium percipiendam ex proventibus ac 
reditibus Praefecturae Moguntinae ad exigenda vectigalia reditus- 
que Dominicos constitutae, solvendam quotannis praedictae Eccle- 
siae ea lege, ut memorata summa gaudeat jure hypothecae in 
bonis fundis et reditibus Dominicis ejusdem Praefecturae Mogun- 
tinae, utque hujusmodi dispositio firma, stabilis et inconcussa 
maneat, donec ipsi Episcopo Ecclesiae Moguntinae praedia et 
fundi, quorum fructus viginti millium florenorum summam an- 
nuatim producant, pleno jure ab ea possidenda assignentur, 
prout expresse cavetur in instrumento ex speciali mandato Magni 
Ducis Hassiae et ad Rhenum die vigesima sexta Augusti anni 
millesimi octingentesimi vigesimi exarato. Hac autem summa 
viginti millium florenorum annuorum adjuncta reditibus, qui 
dotem modo exstantem Moguntinae Ecclesiae constituunt, tan- 
quam supplementum dotationis, tota quantitas redituum, quae 
inde exurget, ita a praefato Exequutore distribuenda erit, ut 
Episeopo florenorum octo millium, Vicario ejus Generali flore- 
norum bismille quingentorum, cuilibet ex sex Canonicis florenorum 
mille octingentorum; Primo vero ex quatuor Praebendatis non- 
gentorum florenorum, et cuilibet ex aliis tribus octingentorum 
florenorum annuos reditus liberos praebeant. Haec tamen 
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dispositio quoad Decanum, Canonicos, et Praebendatos suum 
non sortietur effectum, nisi cum Moguntinae Cathedralis Ecclesiae 
Canonicorum numerus ad senarium fuerit redactus, in quem 
finem decernimus, ut quatuor ex decem illius Capituli actualibus 
Praebendis primo quomodocunque vacaturae, aliis non conferantur, 
ad hoc ut idem Capitulum ex Decano, et sex Canonicis imposterum 
constet. Interea tamen decem viventes Canonici eosdem annuos 
reditus percipient, quos ante avulsam ac Spirensi Eccelesiae attri- 
butam portionem antiquae Moguntinae Dioecesis percipiebant, 
quique post novam ceircumscriptionem Dioecesium Territorii olim 
Galliarum per alias Nostras Literas sub plumbo datas tertio 
Calendas Decembris anni millesimi octingentesimi primi statutam 
illis attributi fuerunt. Quoad Praebendatos autem in Moguntina 
Eeclesia Cathedrali actu non existentes, quoniam eorum vice 
funguntur presbyteri habentes reditus partim Praebendae ex 
officio fabricae minutae praesentiarum nomine nuncupatae, partim 
pensionum, quae a Gubernio solvuntur in praesens, hinc hujus- 
modi presbyteri idem servitium cum dietis reditibus Cathedrali 
Ecclesiae praestare pergent, donec iis decedentibus, quatuor supra 
memoratae Praebendae, ex nunc pro tunc erigendae constitui 
possint cum supra enunciata dotatione annuorum florenorum 
nongentorum pro primo, et florenorum octingentorum pro quo- 
libet ex aliis tribus Praebendatis. Pro Episcopi autem habitatione 
domus illa cum adjacente horto inserviet, qua huc usque gavisus 
fuit; idem peragendum erit tam pro praesentibus, quam pro 
futuris Canonicis, pro quorum habitatione jam assignatae reperi- 
untur decem domus, quarum quatuor hortos etiam habent adja- 
centes. Ad fabricam Cathedralis Eeclesiae manutenendam, et 
ad sustinendos sumptus ad divinum cultum necessarios conser- 
vabuntur fundi, praedia, aliique reditus a praedicta Ecclesia ab 
antiquo possessa, quae ad annuam termille tercentorum triginta 
quinque florenorum summam pertingunt. Idem disponimus circa 
Seminarium Dioecesanum, quod, praevia suppressione Coenobii 
olim a religiosis viris Ordinis Fratrum Eremitarum Sti. Augustini 
inhabitati, in ipso Coenobio cum adnexis Ecelesia atque horto 
stabiliter erigendum constituimus, ipsique assignandos decernimus 
annuos reditus partim ex antiquis ejus fundis, anno millesimo 
octingentesimo sexto restitutis partim ex posterioribus donatio- 
nibus et legatis provenientes, ac termillium septingentorum flore- 
norum summam constituentes, firma etiam recentissima et uber- 
rima donatione ipsius favore facta, nee non aliis inposterum 
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forsan faciendis, quarum reditus eidem Seminario perpetuo erunt 
addiceendi. Idem demum disponimus de domo Emeritorum 
Pfaffenschwabenhemii existente, ac destinata fovendis, et susten- 
tandis Ölerieis aut senio fessis aut morbo fractis, quam praevia 
suppressione Coenobii olim a Uanonicis Regularibus Ordinis Sti. 
Augustini inhabitati, in hujusce Coenobii fabriea constitui man- 
damus: et cujus dotatio annuam profert summam florenorum 
mille octingentorum viginti duorum, ultra ea, quae subsidii 
charitativi nomine veniunt collecta in parte antiquae Dioecesis 
Moguntinae, postea Ratisbonensis, quaeque solvi hucusque solita, 
non exigua capient incrementa. 

XV. Fuldensis Ececlesia Episcopalis habebit agros, prata, 
et silvas, aliosque reditus annuam summam florenorum rhenen- 
sium viginti sex millium tercentum et septuaginta constituentes, 
prout latius desceribitur in instrumento ab antedieto Electore 
Hassiae sub die quarta decima Martii anni millesimi octingen- 
tesimi vigesimi primi confecto. Hanc autem dotationem prae- 
fatus Exequutor ita distribuet, ut Episcopo sex. mille floreni, 
Decano Capituli bismille sexcenti floreni, unicuique ex quatuor 
Canonieis mille octingenti floreni, cuilibet ex quatuor Praeben- 
datis octingenti floreni annuatim obveniant, fabricae Cathedralis 
Ecclesiae duo florenorum millia, Seminario Dioecesano septem 
millia florenorum, et Archiepiscopo Friburgensi, tanquam Metro- 
politano, centum septuaginta floreni annuatim persolvantur. In- 
super pro habitatione Episcopi, proque curia Episcopali, statuimus 
domum Cathedrali Ecclesiae proximam ad montem Sti. Michaelis 
cum duobus adjacentibus hortis et pertinentiis suis, pro habi- 
tatione Decani, quatuor Canonicorum et quatuor Praebendatorum 
alias domos in memorato instrumento descriptas, ac denique pro 
Seminario aedifiium proximum Cathedrali Ecclesiae, jam ad 
hunc usum destinatum, cum horto adjacente. 

XVI. Rottenburgensis Ecclesia Episcopalis gaudebit redi- 
tibus singulatim deseriptis in instrumento, ex speciali mandato 
antedicti Regis Wirtembergensis die decima Novembris anni 
millesimi octingentesimi vigesimi confecto, qui quidem ita a 
praedicto Exequutore dividendi erunt, ut Episcopali mensae 
decem mille floreni, Decano Capituli bismille quatuor centum 
floreni, unieuique ex sex Canonicis floreni mille octingenti, 
primo e sex Praebendatis floreni nongenti, cuilibet ex aliis 
quinque Praebendatis floreni octingenti, fabricae Cathedralis 
Ececlesiae et manutentioni aliorum aedificiorum floreni mille 
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quatuor centum, Seminario Dioecesano floreni octo mille nona- 
ginta duo, Cancellariae Episcopali floreni sex mille nongenti et 
sexdecim, Cathedrali Ecelesiae pro divini eultus expensis floreni 
bismille centum et quinquaginta, pro aedituo aliisque Ecelesiae 
inservientibus floreni octingenti, et Archiepiscopo Friburgensi, 
tamquam Metropolitano, octingenti sexaginta quatuor floreni 
annuatim obveniant. Quod sı Decanus ad munus etiam Vicarü 
Generalis ab Episcopo eligatur, alii floreni mille et centum ipsi 
erunt persolvendi: si vero simplex Canonicus Capitularis ad prae- 
diectam Vicarii Generalis munus ab Episcopo designabitur, eidem 
florenorum mille septingentorum augmentum attribuetur. Prae- 
terea pro habitatione Episcopi, proque Curia Episcopali, domum 
in civitate Rottenburgi versus vallem Nicari sitam, Praefecturae 
Regiae antea destinatam, cum adjacente horto, ac pertinentiis 
suis, pro habitatione Decani Capituli, sex Canonicorum, et sex 
Praebendatorum alias domos in praedieto instrumento pariter 
descriptas, nec non pro Seminario Episcopali praevia suppressione 
Conventus olim inhabitati a Fratribus Ordinis Beatae Mariae 
Virginis de Monte Carmelo, domum ipsius quondam Coenobii 
ad Nicarum sitam in Seminarii Clericorum usum respective ad- 
diei mandamus. \ 

XVII. Episcopalis Ecclesia Limburgensis gaudebit bonis, 
fundis, censibus, decimis aliisque reditibus, annuam summam 
eonstituentibus viginti unius millium sexcentum sex florenorum, 
prout apparet ex instrumento de speciali mandato Ducis Nasso- 
viae die tertia Januarii currentis anni millesimi octingentesimi 
vigesimi primi confecto, quos quidem reditus Exequutor prae- 
dietus ita distribuet, ut in singulos annos obveniant Episcopo 
floreni sex mille, Decano Capituli bismille quatuor centum floreni, 
primo Canonico, qui simul parochus Limburgensis erit, floreni 
mille octingenti, secundo Canonico floreni pariter mille octingenti, 
tertio Canonico, qui simul erit parochus Eeclesiae Dietkirchensis, 
floreni item mille octingenti, quarto Canonico, qui simul parochus 
erit in Alta Villa, floreni bismille tercentum, et quinto Canonico, 
simul parocho in Libera Civitate Francofurtensi ejusque Territorio, 
ea ipsa summa, quam uti parochus actu jam percipit; super 
dietarum retentione paroeciarum cum memoratis quatuor Cano 
nieis Apostolica delegata auctoritate dispensando, cum hoc tamen 
quod curae animarum paroeciarum hujusmodi per idoneos 
Vicarios ab Ordinario, servatis servandis, ad formam canonicarum 
sanctionum approbandos et instituendos opportune provideatur; 
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primo sacellano, qui Canonicum parochum Limburgensem in 
animarum cura adjuvabit, floreni octingenti, secundo sacel- 
lano, ceui missas in sacello Stochii Limburgensis satisfacere 
ineumbet, floreni octingenti, Archiepiscopo Friburgensi, uti Me- 
tropolitano, pro rata augmenti ejus dotationis biscentum septua- 
ginta floreni, Seminario intra Provinciam constituto, vel con- 
stituendo pro Clericorum Limburgensis Dioecesis educatione 
et instructione floreni mille quingenti, Cancellariae denique Epis- 
copali, ac pro caeteris sumptibus administrationis tam Eccle- 
siasticae, quam bonorum floreni bismille centum triginta. Pro 
Episcopi praeterea habitatione praevia suppresione Monasterii 
seu Coenobil, olim a Fratribus Ordinis Sti. Francisci inhabitati, 
partem ipsius Monasteri, quam hucusque obtinuit Praefectus 
Ducalis cum finitimo horto muris septo, pro Decano vero, quinque 
Canonieis, et duobus sacellanis, alias domos in praedicto instru- 
mento descriptas, respective assignandas decernimus. 

XVIHI. Antedicto insuper Joanni Baptistae Episcopo in- 
jungimus, ut animarum curae in Metropolitana et Cathedralibus 
Ecclesiis opportune consulat, statuatque a quibus presbyteris, 
praevio concursu, ad normam canonicarum sanctionum, & respec- 
tivo Ordinario adprobandis ac instituendis, et qua cum congrua 
dotatione in Ecclesiis ipsis debeat exerceri: utque designet in 
quod Seminarium provinciae Ecclesiasticae Friburgensis Clerici 
Dioecesis Limburgensis recipi valeant, cum assignatione annua 
supradietorum mille quingentorum florenorum usque dum pro- 
prium Limburgense Seminarium erigatur; atque ut ulterius 
summam determinet a respectivis Principibus Territorialibus sub- 
ministrandam, qua divini cultus impensis in suppressis tam Epis- 
copali Constantiensi, quam Praepositurali Elvacensi Ecelesiis 
opportune ac stabiliter provideatur, ac demum curet, quod sup- 
pressorum Capitulorum actu existentibus Canonieis annua prae- 
statio ad eorum vitam integre ac fideliter persolvatur. 

XIX. Ad consulendum praeterea respectivorum Dioece- 
sanorum bono et commoditati praesceribimus, ut omnia et singula 
documenta respicientia paroecias, et loca ab antiquis Dioecesibus 
dismembrata, novisque applicata, a veteribus Cancellariis extra- 
hantur, atque opportuna forma tradantur novis Archiepiscopali 
et Episcopalibus respective Cancellariis, in quibus perpetuo erunt 
asservanda. - 

XX. Habita vero ratione redituum, supra memoratis Archi- 
episcopali et Episcopalibus Ecclesiis respective assignatorum ın 
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libris Camerae Apostolicae, prout sequitur, nempe Ecclesiam 
Friburgensem in florenis sexcentum sexaginta octo cum uno 
tertio, Ecclesiam Moguntinam in florenis tercentum quadraginta 
octo cum uno sexto, Ecclesiam Fuldensem in florenis tercentum 
triginta duobus, Ecclesiam Rottenburgensem in florenis quatuor 
centum nonaginta, et Ecclesiam Limburgensem in florenis ter- 
centum triginta duobus taxari mandamus. 

XXI. Atque ut cuncta a Nobis, ut supra, disposita, rite ad 
exitum producantur, supradieto Joanni Baptistae Episcopo Eva- 
riensi, harum Literarum Exequutori deputato, omnes et singulas 
ad hujusmodi effectum necessarias et opportunas concedimus 
facultates, ut praeviis respectivis dotationibus, per instrumenta 
in valida diversorum statuum forma exaranda, ad uniuscujusque 
Ecclesiae cum suo Capitulo sive erectionem, sive novam ordi- 
nationem, ac respectivi territorii Dioecesani circumscriptionem 
procedere, cunctaque alia, ut supra ordinata peragere ac statuere, 
delegata sibi Apostolica auctoritate libere ac licite possit et valeat; 
atque ulterius ipsi Joanni Baptistae Episcopo facultatem pariter 
tribuimus, ut ad plenam rerum omnium in locis praesertim ab 
ejus residentia remotis executionem unam seu plures personam 
vel personas in dignitate Ecclesiastica constitutam, vel constitutas 
subdelegare, et tam ipse Joannes Baptista, quam persona, vel 
personae ab eo sic subdeleganda, vel subdelegandae super qua- 
cumgue oppositione, in actu executionis hujusmodi quomodo- 
libet forsan oritura, servatis tamen de jure servandis, etiam de- 
finitive, et quacumque appellatione remota, pronuntiare libere, 
item ac licite possint et valeant, ac quilibet eorum respective 
possit et valeat. Eidem porro Joanni Baptistae Episcopo expresse 
injungimus et mandamus, ut exempla singulorum actorum tam 
per se, quam per subdelegatos suos in harum Literarum execu- 
tionem conficiendorum intra quadrimestre ab expleta ipsarum 
executione ad Apostolicam Sedem in authentica forma trans- 
mittat, in archivio praedictae Congregationis Consistorialis de 
more asservanda. 

XXII. Praesentes autem Literas, et in eis contenta, ac 
statuta quaecumque etiam ex eo, quod quilibet in praemissis 
vel eorum aliquo jus, aut interesse habentes, vel quomodolibet 
etiam in futurum habere praetendentes cujusvis status, ordinis, 
conditionis, et praeeminentiae, ac speciali quoque, specifica, ex- 
pressa et individua mentione digni sint, illis non consenserint, 

seu quod aliqui ex ipsis ad praemissa minime vocati, vel etiam 
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non satis, aut nullimodo auditi fuerint, sive ex alia qualibet 
juridica, privilegiata, ac privilegiatissima causa, colore, praetextu, 
et capite etiam im corpore juris clauso, nullo ungquam tempore 
de subreptionis, vel obreptionis, aut nullitatis vitio, seu intentionis 
Nostrae, aut interesse habentium consensus, aliove quolibet de- 
fectu quantumvis magno, et substantiali, sive etiam ex eo, quod 
solemnitates, et quaecunque alia forsan servanda, et adimplenda 
in praemissis minime servata et adimpleta, seu causae, propter 
quas praesentes emanaverint, non sufficienter adductae, verifi- 
catae, et justificatae fuerint, notari, impugnari, aut alias infringi, 
suspendi, restringi, limitari, vel in controversiam vocari, sive 
adversus eas restitutionis in integrum, aperitionis oris, aut aliud 
quodeumque juris, facti, vel justitiae remedium impetrari, aut 
sub quibusvis contrariis constitutionibus, revocationibus, limi- 
tationibus, modificationibus, decretis, ac declarationibus genera- 
libus, vel specialibus quomodolibet factis minime posse compre- 
hendi, sed semper ab illis exceptas esse et fore, ac tamquam 
ex Pontificiae providentiae officio, certa scientia, et potestatis 
plenitudine Nostris factas, et emanatas perpetuo validas, et effi- 
caces existere, et fore suosque plenarios et integros effectus sor- 
tiri et obtinere, ac ab omnibus, ad quos spectat, et quomodo- 
libet spectabit in futurum perpetuo, inviolabiliter observari, ac 
supradictarum Ecelesiarum Episcopis, et Capitulis, aliisque, 
quorum favorem praesentes Nostrae Literae concernunt, per- 
petuis futuris temporibus plenissime suffragari debere, eosdem- 
que super praemissis omnibus et singulis, vel illorum causa ab 
aliquibus quavis auctoritate fungentibus quomodolibet molestari, 
perturbari, inquietari, vel impediri, nec ad probationem, seu 
verificationem quorumcunque in lisdem praesentibus narratorum 
unquam teneri, neque ad id in judicio, vel extra cogi seu com- 
pelli posse, et si secus super his a quoquam quavis auctoritate 
scienter, vel ignoranter contigerit attentari, irritum et prorsus 
inane esse, ac fore volumus atque decernimus. Non obstantibus 
de jure quaesito non tollendo, de suppressionibus committendis 
ad partes vocatis quorum interest, aliisque Nostris, et Cancellariae 
Apostolicae regulis, nee non Ecclesiarum etiam confirmatione 
Apostolica, vel quavis firmitate alia roboratis statutis, privilegiis, 
et indultis, quamvis specifica, et individua mentione dignis, 
omnibusque et singulis Apostolicis, ac in synodalibus, provin- 
cialibus, et universalibus conciliis editis specialibus vel genera- 
libus constitutionibus et ordinationibus; quibus omnibus, et 
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singulis, illorum tenores praesentibus pro insertis habentes, ad 
praemissorum effectum latissime, ac plenissime, specialiter et 
expresse scientia, et potestatis plenitudine pariter derogamus, 
caeterisque contrariis quibuscunque. 

XXI. Volumus insuper, ut praesentium literarum trans- 
sumptis etiam impressis, manu tamen alicujus Notarii publici 
subscriptis et sigillo Personae in Ecclesiastica dignitate consti- 
tutae munitis, eadem prorsus fides ubique adhibeatur, quae ipsis 
praesentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel ostensae. Nulli 
ergo omnino hominum liceat hanc paginam Nostrae suppressionis, 
extinctionis, annullationis, reordinationis, erectionis, dismembra- 
tionis, unionis, aggregationis, applicationis, concessionis, indulti, 
eircumscriptionis, assignationis, attributionis, statuti, commissionis, 
deputationis, mandati, decreti, derogationis, et voluntatis in- 
fringere, vel ei ausu temerario contraire: si quis autem hoc 
attentare praesumpserit, indignationem ÖOmnipotentis Dei, ac 
Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit incursurum. 


Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem anno In- 
carnationis Dominicae millesimo octingentesimo vigesimo primo, 
decimo septimo Calendas Septembris, Pontificatus Nostri anno 
vigesimo secundo. 


Loco 7 Plumbi. 


2. Bulla ereetionis Dioecesium Provineiae Ecclesiasticae superioris 
Rheni d. 11. Aprilis 1827. 


Leo Episcopus 
Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei Memoriam. 


Ad Dominici Gregis custodiam Pastores praeficere, qui et 
sacrorum procuratione et ministerio Verbi in semitis illum regant 
justitiae, ac salutis maxima semper assiduaque contentione, Ro- 
mani Pontifices adnisi sunt, probe gnari, id sibi ex muneris sui 
officio a Pastorum Principi inprimis commendari. Hoc proinde 
consilio pro summo, quo in Ecelesiae bonum flagrabat studio, 
felicis recordationis Praedecessor Noster Pius septimus maxime 
sibi religioni duxit, intentas in eos orthodoxae fidei cultores solli- 
citudines convertere, qui Serenissimorum Prineipum, Statuumque 
(Germaniae, Regis nempe Wirtembergiae, Magni Ducis Badensis, 
Electoris Hassiae, Magni Ducis Hassiae, Ducis Nassoviensis, 
Liberae Civitatis Francofurtensis, Magni Ducis Megalopolitani, 
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Ducum Saxoniae, Ducis Oldenburgensis, Principis Waldeccensis, 
ac Liberarum Civitatum Hanseaticarum Lubecensis et Bremensis, 
dominationi subsunt; ac proinde diligentissime iis omnibus per- 
pensis, quae magis ex re esse visa sunt, praesides sacrorum 
iisdem assignandos curavit. Datis ideirco ad diem septimam 
Calendas Septembris anno millesimo octingentesimo vigesimo 
Apostolieis Literis, quarum initium „Provida Solersque‘‘ Archi- 
episcopalis Friburgensis sedes, ejusque suffraganeae quatuor, Rot- 
tenburgensis nimirum, Moguntina, Limburgensis ac Fuldensis 
constitutae sunt, cunctis opportune in id operis sancitis, quae 
ad Antistitum censum, ad Canonicorum collegia, ad Seminaria, 
ad paroecias, ad Cathedrales aedes erant praefinienda. Quin 
imo bene juvante qui Pater est luminum et Auctor totius con- 
solationis, in eo jam sumus, ut iis sedibus suos quam primum 
Pastores praeficiamus. Verum nonnulla adhuc concilianda desi- 
derabantur, quibus in futura tempora de Antistitum praesertim 
electione opportuna pro locorum ratione esset consultum, ut 
integra in id causae perstent Apostolicae Sedis jura, et omnia 
quae ideirco erunt ibidem peragenda communis opinionis testi- 
monio commendentur. Nostras in id curas impense appulimus, 
id unice in gravissimo hoc et difficili negotio revolventes animo, 
ut ea omnia adimerentur, quibus adhuc praepediuntur maxima 
animarum lucra per memoratae Bullae dispositionis procurata, 
et optatum exitum tandem naneiscantur, quae in Religionis com- 
modum fuerunt constituta. Omni itaque negotii ratione in examen 
deducta, iisque susceptis consiliis, quae ex rei natura ejusque 
adjunctis universis occurrerunt, auditis nonnullis ex Venerabili- 
bus Fratribus Nostris Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalibus, 
atque ex certa scientia et matura deliberatione Nostris deque 
Apostolicae potestatis plenitudine haec, quae sequuntur, decer- 
nimus ac mandamus. 

I. Primo: Quotiescumque sedes Archiepiscopalis, vel Epis- 
copalis vacaverit, illius Cathedralis Ecclesiae Capitulum intra 
mensem a die vacationis computandum summos respectivi Terri- 
torii Principes certiores fieri curabit de nominibus Candidatorum 
ad Clerum Dioecesanum spectantium, quos dignos et idoneos 
juxta sacrorum Canonum praescripta judicaverit ad Archiepisco- 
palem vel Episcopalem Ecclesiam sancte sapienterque regendam; 
si forte vero aliquis ex Candidatis ipsis summo Territorii Prineipi 
minus gratus exstiterit, Capitulum e catalogo eum delebit, reliquo 
tamen manente sufficienti Candidatorum numero, ex quo novus 
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Antistes eligi valeat; tunc vero Capitulum ad canonicam elec- 
tionem in Archiepiscopum, vel Episcopum unius ex Candidatis, 
qui supererunt, juxta consuetas canonicas formas procedet, ac 
documentum electionis in forma authentica infra mensem ad 
Summum Pontificem perferri curabit. 


II. Secundo: Confectio processus informativi super quali- 
tatibus Promovendorum ad Archiepiscopalem vel Episcopales 
Ecclesias a Romano Pontifice ad formam instructionis piae memo- 
riae Urbani P. P. octavi jussu editae uni Episcoporum Provinciae 
vel Ecclesiastico respectivae Dioecesis viro in Dignitate consti- 
tuto committetur, quo accepto si Summus Pontifex compererit 
Promovendum is dotibus instructum, quas sacri Canones in 
Episcopo requirunt, eum, quantocitius fieri poterit, juxta statutas 
canonicas formas per Apostolicas Literas confirmabit. 


II. Tertio: Si vero aut electio miniıne fuerit canonice per- 
acta, aut Promovendus praedictis dotibus instructus non reperi- 
atur, ex speciali gratia Summus Pontifex indulgebit, ut Capi- 
tulum ad novam electionem, ut supra, canonica methodo valeat 
procedere. 


IV. Quarto: Capitula, tam Metropolitanum, quam Cathe- 
dralia pro prima vice eo, qui sequitur, modo efformabuntur. 
Postquam Archiepiscopus, vel Episcopus respective Sanctae Sedis 
auctoritate fuerint instituti, eis a Summo Pontifice committetur, 
ut ejusdem Summi Pontificis nomine ad nominationem Decani, 
Canonicorum, et Vicariorum Capituli procedant, iisque dent 
canonicam institutionem. Deinceps vero quotiescumque Deca- 
natus, aut Öanonicatus, vel Vicariatus vacaverint, Archiepiscopus, 
vel Episcopus cum respectivo Capitulo alternis vicibus intra sex 
hebdomadas a die vacationis proponent summo Territorii Prin- 
eipi quatuor Candidatos in sacris ordinibus constitutos lisque 
praeditos qualitatibus, quas sacri Canones in Capitularibus re- 
quirunt. Quod si forte aliquis ex ipsis Candidatis summo Terri- 
torii Prineipi minus sit gratus, id quamprimum Archiepiscopo, 
vel Episcopo vel respectivo Capitulo idem summus Princeps in- 
dicari curabit, ut ab elencho Candidatorum deleatur: tune vero 


- Archiepiscopus aut Episcopus ad collationem Decanatus, Canoni- 


catus, aut Praebendae, vel Vicariae, seu respective Capitulum 
intra quatuor hebdomadas procedet ad nominationem unius ex 
religuis Uandidatis, eui Archiepiscopus, aut Episcopus canonicam 
dabit institutionem. 
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V. Quinto: In Seminario Archiepiscopali et Episcopali is 
Olericorum numerus ali, atque ad formam Decretorum sacri Üon- 
cilii Tridentini institui, ac educari debebit, qui Dioecesis amplı- 
tudini et necessitati respondeat, quique ab Episcopo congrue 
erit definiendus. 


VI. Sexto: Liberum erit, cum Sancta Sede de negotiis 
Ecclesiasticis communicare, atque Archiepiscopus in sua Dioe- 
cesi et Provincia Ecclesiastica, uti et Episcopi in propria quis- 
que Dioecesi pleno jure Episcopalem jurisdietionem exercebunt, 
quae juxta Canones nunc vigentes et praesentem Ecclesiae dis- 


ciplinam eisdem competit. Pr 


VII. Haec porro, quae tenore praesentium Apostolicae 
Sanctionis robore communimus, districte mandamus, ut Antistites 
ac Capitula memoratarum sedium in iis, quae ad ipsos spectant, 
accurate ac diligenter exequantur et servent. Id vero et ab 
Serenissimis Prineipibus certa jucundaque spe praestolamur, ut 
animo, quo sunt magno et excelso atque ad populorum felici- 
tatem operandam intento, animadvertentes, quonam Nostra toto 
hoc in negotio sese protulerit indulgentia, benevolos se in dies 
magis praebeant erga Catholicos subditos, quos certe et fide, et 
obsequio, et obediendi studio sibi quamque maxime devinctis- 
simos tempore quolibet nanciscentur. 


VIII. Decernentes easdeın praesentes Literas nullo unquam 
tempore de subreptionis et obreptionis, aut nullitatis vitio notari, 
aut Impugnari posse, sed semper firmas, validas, et efficaces 
existere et fore, non obstantibus Apostolicis generalibus vel spe- 
cialibus constitutionibus et ordinationibus, ac nostris ac Cancel- 
lariae Apostolicae regulis praesertim de jure quaesito non tollendo 
caeterisque etiam speciali mentione dignis contrarlis quibuscum- 
que. Quibus omnibus et singulis, illorum tenores pro expressis 
et ad verbum insertis habentes, illis alias in suo robore per- 
mansuris ad praemissorum effectum duntaxat specialiter et ex- 
presse derogamus. Volumus insuper, ut praesentium Literarum 
transsumptis, etiam impressis, manu tamen alicujus Notarii pu- 
bliei subscriptis et sigillo Personae in ecelesiastica dignitate con- 
stitutae munitis eadem prorsus fides ubique adhibeatur, quae 
ipsis praesentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel ostensae. 
Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam nostrae con- 
cessionis, adprobationis, derogationis, statuti, mandati, et volun- 
tatis infringere, vel ausu temerario contraire;.si quis autem hoc 
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attentare praesumpserit indignationem Omnipotentis Dei, ac 
Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus, se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum, anno Incarnationis 
Dominicae millesimo octingentesimo vigesimo septimo, tertio 
idus Aprilis, Pontificatus Nostri anno quarto. 


Loco 7 Plumbi. 


3. Das Breve an die Domkapitel v. 28. Mai 1827 über die Wahlen). 
Dileetis filis Decano et Canonicis Archiepiscopalis Ecclesiae 
Friburgensis. 

Las SP.-XIR 

Dilecti filii salutem et Apostolicam benedictionem. Re sacra 
isthie pro locorum conditione ordinata Archiepiscopum Superiori 
in Consistorio praefecimus venerabilem fratrem Bernardum Boll. 

Mandatum vero Eidem dedimus, ut juxta fel. rec. Praede- 
cessoris Nostri Constitutionem Provida solersque nec non juxta 
ea, quae Nostris Literis, quarum initium Ad Dominiei Gregis 
custodiam sancita fuere, Vestrum Collegium constituat. Suo 
ipsum jam perfunctum officio censentes, sceribimus ad Vos, ut 
excitatam exspectationem pro delati muneris gravitate sustinere, 
ceterisque integritate vitae ac sedula sacrorum procuratione an- 
teire contendatis. Cum autem per memoratas Apostolicas literas 
privilegium Antistitem eligendi statis quibusdam legibus Vobis 
detulerimus, id etiam speciatim Vos admonitos volumus, ut gra- 
vissima hac in actione gloriam omnipotentis Dei, Religionis uti- 
litates, incolumitatem gregis, aeternam salutem Vestram revol- 
ratis animo — alienis enim vos peccatis communicaretis, dieimus 
cum Tridentinis Patribus nisi quos digniores et Ecclesiae 
magis utiles judicaveritis — non quidem precibus, vel humano 
affectu, aut ambientium suggestionibus, sed eorum exigentibus 
meritis praefiei diligenter curetis. Cum porro ex lvonis Carno- 
tensis monitu, florere inspiciatur et fruckficare Eeclesia, quando 
Regnum et Sacerdotium inter se conveniumt, Vestrarum erit partium, 


!) Nussi, conventiones pag. 379 und Vering, Archiv 21, 287 nota. 
Öbiges Breve wurde in gleichlautender Form wahrscheinlich auch an die übrigen 
Domkapitel gesendet; wenigstens findet sich eine Abschrift auch in den Archiven 
zu Rottenburg und Limburg; im Limburger Breve heisst es am Schlusse des 
ersten Absatzes: Fratrem Jacobum Brand. Das Breve wurde nicht publiziert. 
Vgl. über die Bedeutung desselben als einer Vollzugsinstruktion zur Bulle Ad 
Dominiei Gregis eustodiam den Aufsatz „Über das Veto der Regierungen der 
oberrhein. Kirchenprovinz gegen die Wahlen der Kapitel“ in Vering, Archiv 
20, 265 ff. 
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eos adsciscere, quos ante solemnem electionis actum noveritis, 
praeter qualitates caeteras ecclesiastico jure praefinitas, pruden- 
tiae insuper laude commendari ac Serenissimo Prineipi minus 
gratos esse. Id ob oculos habeatis opus est, quando etiam 
juxta sancitas in iisdem Nostris Literis conditiones jus erit Vobis 
Collegas eligendi. Confidimus sane mandatis hisce Nostris, quae 
et populi istius universi vota sunt, apprime Vos esse obtempe- 
raturos, idque a Vestra in Nos fide atque observantia certo prae- 
stolamur. Vobis-interim, Dilecti Fili, Apostolicam Benedic- 
tionem ex animo impertimur. 


Datum Romae apud S. Petrum die 28. Maji anno 1827 
Pontificatus Nostri anno IV. 


4. Literae Apostolicae ad episcopos Provineiae Eeelesiastieae 
superioris Rheni die 30. Junii 18301). 


Venerabilibus Fratribus archiepiscopo Friburgensi et epis- 

copis Moguntino, Rottenburgensi, Limburgensi et Fuldensi. 
Pius P. P. VIII. Venerabiles Fratres, salutem. 

I. Pervenerat non ita pridem tristis ad aures Nostras rumor, 
hostes Ecclesiae nova non pauca contra sanam doctrinam atque 
ipsius Ecelesiae constitutionem callide neque irrito conatu in 
istis provinciae Rhenanae regionibus moliri. Incertis adhuc 
hujusmodi vocibus ut fidem adiungeremus adduci ab initio non 
poteramus, praesertim cum nihil Nobis esset per Vos indicatum, 
quorum omnino fuisset de tanta re ac tam gravi Nos diligenter 
admonere, nedum vigilare acriter ad salutem dioecesium vestra- 
rum, ac non modo errores, sed etiam omne erroris periculum, 
ipsamque suspicionem avertere. Verum summo cum dolore, nec 
sane minore cum admiratione rationis vestrae frustra fuisse spem 
Nostram ipsa jiam re declaratum est. @uod enim privatim re- 
latum erat, id iam publieis etiam litteris nuntiatur, ac gravis- 
simis confirmatur certissimisque testimoniis, ut persuasum habere 
Nobis necesse fuerit, novas res isthuc inductas falsis innixas erro- 
neisque -principlis, utpote quae doctrinae ac legibus adversentur 
Eccelesiae Christi, aperteque ad perniciem spectent animarunm, 
ferri in eadem Ecclesia nullo modo posse. 





1) Müller, Lexikon des Kirchenrechts 5, 188; Walter, fontes j. ecel. 
p. 345. Das Breve ist gegen die landesherrliche Verordnung der Regierungen 
der oberrhein, Kirchenprovinz vom 30. Januar 1830 gerichtet; s. dieselbe später. 
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ll. Libera est institutione divina, nulligque obnoxia terrenae 
potestati intemerata sponsa immaculati agni Christi Jesu. At 
per profanas illas novitates in probrosam redigitur miserrimam- 
que servitutem, dum laicae potestati libera datur facultas synodos 
dioecesanas confirmandi vel reiiciendi, dioeceses dividendi, ini- 
tiandos sacris ordinibus ministros et ecclesiasticis muneribus prae- 
ficiendos seligendi; regimen praeterea illi attribuitur religiosae 
ac moralis institutionis ac disciplinae; ipsa etiam seminaria atque 
alia eiusmodi quomodocumque spirituale Ecclesiae regimen at- 
tingant, arbitrio committuntur laicorum, impeditis adeo fidelibus, 
ne cum summo illius capite communicare libere possint, utut 
ea communicatio ad ipsius Ecclesiae catholicae constitutionis na- 
turam essentiamque pertineat, nec intercipi illa possit, quin 
fideles opportuno ac necessario animabus suis auxilio destituti 
in apertum aeternae salutis discrimen adducantur. 

Il. At eo saltem uti solatio Nobis liceret, quod pro gra- 
vissimo officii vestri munere, omnis adhibita a vobis omnibus 
fuisset diligentia, ut commissos curae vestrae fideles de mani- 
festis principiorum illorum erroribus edoceretis ac de insidiis 
admoneretis, quae initio huiusmodi consiliis coeptisque para- 
bantur. Vestrum enim omnino erat, ea sedulo praestare, quae 
tanta verborum gravitate Paulus Apostolus Timotheo discipulo 
suo et in eius persona episcopis omnibus inculcat, cum ait: 
„Praedica verbum, insta opportune, importune, argue obsecra, 
increpa in omni patientia et doctrina: erit enim tempus, cum 
sanam doctrinam non sustinebunt, sed ad sua desideria coacer- 
vabunt sibi magistros prurientes auribus. Tu vero vigila, in 
omnibus labora, opus fac evangelistae, ministerium tuum imple“. 
Vestrum erat vocem tollere pastoralem, ita ut errantium casti- 
gatio esset simul fraeno ac timori vacillantibus, iuxta illud eius- 
dem Apostoli: „Peccantes coram hominibus argue, ut et coeteri 
timorem habeant.“ Denique Vestrum erat exemplum imitari 
Apostolorum, qui silentium indicentibus evangelica libertate re- 
sponderunt: „Obedire oportet Deo magis, quam hominibus.“ 

IV. Verum dissimulandum Nobis non est, venerabiles Fratres, 
quantis prematur angustiis cor nostrum ex eo etiam, quod ac- 
cepimus, fuisse aligquem e vestro numero, qui tantum abest, ut 
Ecelesiae Catholicae eiusque doctrinae defensor exstiterit repug- 
nans novitatibus et erroribus, et concreditos curae suae fideles 
monitis muniens praeceptisque salutaribus, ut etiam novitatibus 
illis ac falsis erroneisque principiis assensu operaque sua auctori- 
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tatem ac robur adiungere non dubitaverit. Culpae gravitas facit, 
ut falsam existememus accusationem; nimis enim abhorret animus 
ab tam iniurioso de vobis iudicio, ut quemquam vestrum cre- 
damus Ecclesiae Jesu Christi causam in re tanti momenti pro- 
dere potuisse, quanti ea sunt, in quibus constitutionis eius vis 
et essentia ipsa posita erat. Neque enim, nisi laesa planeque 
perturbata ecclesiae divinitus instituta ratione ipsa naturaque 
regiminis, fieri potest, ut ulla in eam saeculi dominetur potestas, 
aut eius moderetur doctrinae, aut obsistat, ne cum prima sede 
communicetur, ad quam teste Irenaeo, „propter potiorem prin- 
cipalitatem necesse est omnem convenire Ecelesiam, et eos qui sunt 
undique fideles“: quique aliam vellet eius regiminis formam in- 
ducere, is, ut inquit S. Cyprianus, „humanam conaretur facere 
Ecclesiam.“ 

V. Quod vobis, venerabiles Fratres, officia in memorlam 
revocamus apostolici ministerii, id eo consilio facimus, ut vos 


confirmemus, et si quidem opus sit, excitemus ad iura Ecclesiae 


summo studio asserenda, tenendamque sanam doctrinam ita, ut 
minime dubitetis quam rationi ac justitiae adversentur, quae vel 
suscepta sunt, vel in eo est, ut suscipiantur perniciosa Ecclesiae 
consilia, iis ostendere, apud quos agi necesse sit. Ipsa quidem 
causae bonitas ac lustitia, et ovium curae vestrae commissarum 
sollicitudo addere vobis animos debent, quo propriam pastoris 
boni virtutem pro illorum salute proferatis; sed tamen illud 
etiam accedit ad vos confirmandos, quod initis inter sanctam sedem 
et principes istos conventionibus causa, quam defenditis inni- 
titur: obligata quippe publice fide pollieiti sunt, se plane liberam 
in suis regionibus Ecelesiam catholicam praestaturos, tum quod 
pertinet ad fidelium cum summo Ecclesiae ipsius- capite de ne- 
gotiis ecclesiasticis commercium, tum quod ad plenum ius archi- 
episcopi et episcoporum omnis episcopalis iurisdietionis ex vi- 
gentium canonum praescripto, et praesentis diseiplinae ecele- 
siasticae legibus exercendae. 

VI. Haec autem satis esse speramus ad id assequendum, ut, 
quaecumque de rebus adeo gravibus perperam sancita sunt, detis 
operam, ut illico revocentur, vosque exitum nacti studii vestri salu- 
tarem rei bene ac feliciter gestae meritum et gloriam consequamini. 

VI. De istarum Ecclesiarum conditione ex tanto rerum 
novarum scandalo incredibiliter sollieiti, responsum a vobis quam 
eitissimum exspectamus, sive illud votis Nostris consentaneum, 
ut consolemur dolorem Nostrum; sive, quod Deus avertat, ad- 
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versum, ut ea capere concilia possimus, quae a Nobis apostolici 
. offieii munus omnino postulat. Fiducia iure freti studi vestri in 
his perficiendis, quae vobis in Domino et suademus et mandamus, 
apostolicam Benedictionem vobis, venerabiles Fratres, gregibus- 
que vestris peramanter impertimur. 

Datum Romae apud sanctam Mariam Maiorem, die 30 Junii 
anni 1830 Pontificatus nostri anno II. 


b) Besondere Rechtsquellen für einzelne Diözesen. 


1. Dekret zur Errichtung des Erzbisthums Freiburg und der 
oberrheinischen Kirehenprovinz vom 15. Oktober 1827). 


Cum per expressa verba harum literarum Apostolicarum. 
Provida solersgue et Ad Dominici gregis perantiqua et celeberrima 
Sedes Episcopalis Constantiae cum Suo Capitulo atque Episco- 
pali Dioecesi supprimatur, et pro novo Archiepiscopatu Fribur- 
gensi nova Sedes novaque circumscriptio consistens ex partibus 
extinctorum Episcopatuum Constantiensis, Argentinensis, Spi- 
rensis, Wormatiensis, Wirceburgensis et Ratisbonensis ordinetur, 
ex mandato Nobis commisso ad erectionem Metropolitanae Archi- 
episcopalis Sedis Friburgi cum suo capitulo et Archiepiscopali 
Dioecesi procedimus atque ‚declaramus hisce: Hanc Sedem in 
summo Templo ejusdem Civitatis huiusque parochiali, Beatae 
Mariae Virgini in coelos assumptae dedicato cum suo Capitulo 
Metropolitano esse erectam et pleno jure in perpetuum existere. 
Eidem tanguam Metropoli Provinciae Ecclesiasticae superioris 
Rheni assignamus ceu suffraganeas quatuor Sedes Episcopales 
iisdem Litteris Apostolicis tum restauratas tum neoerectas Rot- 
tenburgi pro Regno Würtembergiae, Moguntinae pro Magno 
Ducatu Hassiae, Fuldae pro Electoratu Hassiae et Limburgi pro 
Ducatu Nassoviae, simul ac Libera Civitate Francofurtensi: atque 
ideirco executoris hoc decreto novam constituimus Provinciam 
Ecclesiasticam, quam supra dietorum Statuum finibus ceircum- 
scriptam declaramus. Pro Dioecesi autem Archiepiscopali eidem 
dietae Sedi Metropolitanae Friburgi erectae omnes Parochias 
Catholicorum subditorum, quae limitibus tum Magni Ducatus 
Badensis, tum Principatuum Hohenzollern Hechingen et Hohen- 
zollern Sigmaringen eircumseribuntur, assignamus. Porro eidem 
dietae Sedi Metropolitanae cum suo Capitulo, Seminario aliisque 
ad eandem pertinentibus institutionibus pro perpetua dotatione 
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tradimus, adscribimus et assignamus omnia illa aedificia, fundos, 
bona et reditus tum in pecunia numerata tum in naturalibus 
consistentes, quae in Literis Apostolieis exprimuntur atque assig- 
nantur, expressis vero verbis in Protocollo Executionis, cujus 
unum exemplar Archiepiscopo in Archivo Archiepiscopali asser- 
vandum, alterum vero Nobis ad Sanctissimam Sedem mittendum 
tradetur, describuntur, pleno jure possidenda ita quidem, ut 
Archiepiscopatus Friburgensis dotatus, fundatus atque erectus 
cum omnibus juribus suis in perpetuum habeatur. 

Jurisdictio autem ecclesiastica, quae in Sedibus nunc ex- 
tinctis Episcopalibus radicata fuerat, atque hucusque ab Episco- 
palibus Vicariatibus generalibus Öonstantiae et Bruchsaliae exer- 
cebatur, transibit ad novam Sedem Archiepiscopalem Friburgi 
erectam et in posterum exercebitur a Rev" Metropolitano Archi- 
episcopo Domino Bernardo Boll, a Sanctissimo Patre Nostro 
Leone P. P. XII. confirmato, ab illa die, qua post solemnem 
consecrationem in Ecclesia Metropolitana inthronisatus fuerit, 
cui exinde Clerus populusque catholicus dioecesanus tanquam 
vero et legitimo suo Pastori successorique Apostolorum cano- 
nicam exhibebit obedientiam atque venerationem. 

Caetera omnia, quae Nobis in Apostolieis literis exequenda 
mandata sunt, reservamus Nobis, per alia decreta provideri. 
Haec autem omnia tam in praefatis Apostolicis Literis, quam 
in praesenti decreto executorio contenta ab iis, ad quos spectat, 
observari volumus, non obstantibus quibuscumque in contrarium 
facientibus caeterisque, quae Sanctitas Sua in dietis prae insertis 
Literis voluit non obstare. 

In quorum fidem praesentes manu Nostra signatas Nostro- 
que sigillo munitas dedimus ex aedibus Nostris. 


Rottenburgi ad Nicarum die decima quinta Octobris anno 
millesimo octingentesimo vigesimo septimo. 


(L. S.) Joannes Baptista a Keller, Episcopus Evariensis. 


2. Decretum ereetionis Dioeceseos Moguntinae d. 28. Nov. 15291). 


Jo. Bapt. a Keller, Episcopus Rottenburgensis, poten- 
tissimo Regi Würtembergiae a Consiliis Status, Ordinis Regii 
a Corona Öommendator ete. ad executionem Bullae Provida solers- 
que a Sanctissimo Domino Pio P. P. VII. beatissimae memoriae 


I) Weiss, corp. j. ecel. p. 213; Müller, Lexikon 5, 165. 
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specialiter delegatus, reverendissimo Ordinariatui Sacrae Sedis 
Fpiscopalis Moguntinae, reverendo Clero atque omnibus Magni 
ducatus Hassiae et ad Rhenum catholieis subditis. 

Salutem in Domino! 

Postquam sua Regia Celsitudo Serenissimi Magniducis Ludo- 
vicı Hassiae et ad Rhenum pro sua, qua affectus est in sub- 
ditos catholicos paterna sollicitüdine atque singulari benevolentia, 
sancita inter Sedem Apostolicam et Principes atque Status ad 
restaurandas res ecclesiasticas unitos concordia, euncta ordinanda 
curavit, ut a Sanctissimo D. N..Pio P. P. VII. S. Sedi episco- 
pali Moguntinae modo vacanti de suo antistite provideretur, Nos 
gratiosissime invitari jussit, ut injuncto Nobis officio delegati 
apostolici fungeremur, atque ad commissam Nobis dietarum lit- 
terarum apostolicarum Provida solersque executionem una cum 
aliis literis apostolicis Ad Dominici gregis custodiam ad easdem 
res Ecclesiasticas definiendas pertinentibus, in quantum episco- 
patum Moguntinum attingunt, procederemus. 

Quem in finem revmo ÖOrdinariatui episcopali Moguntino 
has literas apostolicas praeprimis communicandas atque aperien- 
das esse censemus, studiose rogantes, ut rev. Ulerum fidelesque 
dioecesanos de iisdem in singulis ecclesiis publicandis faciat 
certiores. 

Verba autem harum literarum apostolicarum haec sunt: 
Pius episcopus etc. Leo Episcopus etc. Quibus igitur a Sede 
Apostolica Nobis injunctis mandatis ut satisfaciamus, ad execu- 
tionem earundem literarum apostolicarum, in quantum immuta- 
tionem et novam circumscriptionem ecclesiae episcopalis Mogun- 
tinae respiciunt, procedentes declaramus eandem, quae ab 
 antiquissimis temporibus dignitate Metropolitica atque Archi- 
episcopali decorata, temporum autem vieissitudine hoc splendore 
orbata, constitutione apostolica die vigesima nona Novembris anni 
1501 incipiente Qui Christi Domini archiepiscopali Sedi Mech- 
liniensi subjecta fuit, nunc huic Sedi omnino esse subtractam 
atque Ecclesiae Metropolitanae Friburgensi seu Suffraganeam 
cum aliis tribus ecclesiis suffraganeis Fuldensi, Rottenburgensi 
et Limburgensi Provinciam ecclesiasticam Superioris Rheni con- 
stituendam adsignatam. 

Huic autem ecclesiae Moguntinae pro suo territorio dioe- 
cesano omnes parochias fidelesque catholicos intra fines Magni 
ducatus Hassiae et ad Rhenum existentes adsignamus, ut in eos 
ejusdem S. Sedis episeopus legitime institutus illiusque legitimi 
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successores suam exerceant canonicam jurisdietionem. Ad do- 
tandam porro hanc ecclesiam episcopalem, praeter firmos reditus, 
proventus, domos et fundos, quibus actu gaudet, summa viginti 
mille florenorum Rhenensium annuatim pereipienda ex proven- 
tibus praefecturae Moguntinae solvenda tribuatur ex lege, ut 
memorata summa gaudeat jure hypothecae in bonis, fundis et 
reditibus dominieis ejusdem praefecturae atque hujusmodi dis- 
positio firma, stabilis et inconcussa maneat, donec ipsi episcopali 
ecclesiae Moguntinae praedia et fundi, quorum fructus annui 
eidem summae aequivalent, pleno jure ab ea possidenda assig- 
nentur, prout expresse cavetur in instrumento dotationis ex spe- 
ciali mandato suae Regiae Üelsitudinis Serenissimi Magnidueis 
Hassiae et ad Rhenum die vigesima sexta Augusti anni millesimi 
octingentesimi vigesimi exarato. . 

Tota autem quantitas hujus novae dotationis, quae adjunctis 
reditibus dotationem modo extantem Moguntinae ecclesiae con- 
stituentibus, huic summae viginti millium florenorum annucrum 
exurget, ita percipiatur atque administretur, ut quae in literis 
apostolicis, tum pro episcopo, tum pro capitulo cathedrali ex 
decano et sex canonicis consistente, tum pro quatuor praeben- 
datis, tum pro seminario episcopali, tum pro domo emeritorum, 
tum pro fabrica ecclesiae cathedralis disponuntur, certis ratis 
annuis juste distribuantur. Insuper de hujus novae dotationis 
singulis partibus specialis descriptio fiat infirmando executionis 
protocollo, cujus unum exemplar episcopo in archivo episcopali 
asservandum, alterum pro nobis ad apostolicam Sedem mittendum 
tradetur, ita ut S. Sedes Moguntina episcopalis jam a primo 
aevo christianae ecclesiae erecta, nunc autem immutata novae- 
que dotationis reditibus instructa in perpetuum dotata atque 
fundata cum omnibus juribus suis habeatur. Haec autem omnia, 
tam in apostolicis praefatis literis, quam in praesenti decreto 
executorio contenta ab iis, ad quos spectat, observari volumus, 
non obstantibus quibuscunque in contrarium facientibus caeteris- 
que, quae Sanctitas Sua in dictis praeinsertis literis voluit non 
obstare. 


In quorum fidem praesentes manu nostra signatas et Sigillo 
Nostro munitas dedimus. 


Rottenburgi ad Nicarum die vigesima octava Novembris 
anno supra millesimum octingentesimo vigesimo nono. 


(L. S.) Jo. Bapt. a Keller Epp. Rottenburgensis. 


Erektionsurkunde des Bisthums Limburg vom 23. November 1827. 135 


3. Deeretum ereetionis Dioeceseos Limburgensis d. 23. Nov. 18271). 


Nos Hubertus Corden, Vicarius generalis, Decanus ruralis 
et Parochus Limburgensis, Jacobus Brand, Consiliarius Eeccle- 
siasticus, Decanus ruralis et Parochus in Weiskirchen, Joannes 
Wilhelmus Bausch, Consiliarius Ecelesiasticus, Decanus ruralis 
et Parochus Hadamariae a Reverendissimo Domino Episcopo 
Evariensi Joanne Baptista de Keller in executionem Literarum 
Apostolicarum Provida Solersque, Romae decimo septimo Ca- 
lendas Septembris, anno Incarnationis millesimo octingentesimo 
vigesimo primo editarum, ab Apostolica Sede deputato ad infra 
scripta erectionem et circumscriptionem Dioeceseos Limburgensis 
concernentia Subdelegati, Clero et universo Populo Catholico 
Ducatus Nassovici et Liberae Civitatis Francofurtensis eiusque 
territorii Salutem in Domino. 

Cum Sanctissimus Dominus Noster Pius P. P. VII. beatis- 
simae memoriae Saluberrima Serenissimi Ducis Nassoviae et 
aliorum unitorum Prinecipum Germaniae, nempe Regis Würtem- 
bergiae, Magni Ducis Badensis, Magni Ducis Hassiae et Elec- 
toris Hassiae et Liberae Civitatis Francofurtensis consilia in 
eorum ditionibus et territoriis tum existentes Dioeceses de novo 
constituendi, tum novas erigendi cognoverit, praefatas Litteras 
Apostolicas, iam seorsim promulgatas, ad erigendam Provinciam 
Ecclesiasticam, quae consistat Archiepiscopatu Friburgensi, eius- 
dem Suffraganeis Sedibus Episcopalibus, nempe: Limburgi ad 
Lahnam, Rottenburgi ad Nicarum, Moguntiae et Fuldae, edidit. 

Cum mandatis Sanctissimi Domini Nostri a Reverendissimo 
Domino Episcopo Evariensi subdelegati nunc ad erectionem 
Sedis Episcopalis Limburgensis eiusque Capituli et ad Dioeceseos 
Episcopalis circumscriptionem procedimus et hisce declaramus: 

Quamlibet iurisdictionem Metropolitarum et Episcoporum 
exterorum in fideles Ducatus Nassovici et Liberae Civitatis Franco- 
furtensis omnino extinctam et suppressam, Templum antea colle- 
giatum atque Parochiale sub invocatione Sti. Georgii martyris 
in Civitate Limburgensi in Ecclesiam Cathedralem Sedemque 
Episcopi cum Suo Capitulo erectum esse, et pleno iure in per- 
petuum existere. 

Huiec Sedi Episcopali hisce formatae omnes Parochias Catho- 
licorum et Catholicos subditos intra limites territorii Ducatus 
Nassovici et Liberae Civitatis Francofurtensis existentes et com- 
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morantes assignamus. Dioecesin igitur hanc sequentes efforment 
Parochiae: 


Nempe quinquaginta octo Metropolitanae Sedi Ratisbonensi 
olim subiectae: 

1. Asmannshausen, 2. Bleidenstadt, 3. Daisbach, 4. Eibingen, 
5. Etville, 6. Erbach, 7. Frauenstein, 8. Geisenheim, 9. Hall- 
garten, 10. Hattenheim, 11. Johannisberg, 12. Kiedrich, 13. Lorch, 
14. Lorchhausen, 15. Mittelheim, 16. Neudorf, 17. Niederglad- 
bach, 18. Niederwalluf, 19. Oberwalluf, 20. Oestrich, 21. Presberg, 
22. Ransel, 23. Rauenthal, 24. Rüdesheim, 25. Stephanshausen, 
26. Winkel, 27. Edersheim, 28. Floersheim, 29. Hattersheim, 
30. Hochheim, 31. Höchst, 32. Hofheim, 33. Kriftel, 34. Marx- 
heim, 35. Münster, 36. Schwanheim, 37. Sindlingen, 38. Sossen- 
heim, 39. Weilbach, 40. Wickert, 41. Bommersheim, 42. Grans- 
berg, 43. Gronberg, 44. Donarssenheim, 45. Fischbach, 46. Harheim, 
47. Heddernheim, 48. Königstein, 49. Neuenhain, 50. Oberhöch- 
stadt, 51. Oberjosbach, 52. Oberursel, 53. Pfaffenwisbach, 54. Rei- 
fenberg, 55. Schlossborn, 56. Schwalbach, 57. Weiskirchen, 
58. Francofurti ad St. Bartholomaeum. 


Porro quinquaginta Parochiae et una olim Archidioecesi 
Trevirensi subiectae, videlicet: 

59. Arnstein, 60. Camp, 61. Filsen, 62. Kestert, 63. Schönau, 
64. Wellmich, 65. Osterspey, 66. Balduinstein, 67. Berod, 68. Gam- 
berg, 69. Dietkirchen, 70. Eisenbach, 71. Elz, 72. Grosholbach, 
73. Hahn, 74. Haintchen, 75. Hasselbach, 76. Hundsangen, 
77. Limburg, 78. Lindenholzhausen, 79. Mendt, 80. Möllingen 
et Schönberg, 81. Hentershausen, 82. Niederbrechen, 83. Nieder- 
erbach, 84. Niederselters, 85. Oberbrechen, 86. Salz, 87. Villmar, 
88. Weidenhahn, 89. Werschau, 90. Wirges, 91. Arzbach, 92. Brei- 
tenau, 93. Hartenfels, 94. Heilgenroth, 95. Helferskirchen, 96. Hers- 
bach, 97. Hilscheid, 98. Höhr, 99. Kirchwehr, 100. Marienrachdorf, 
101. Montabaur et Holler, 102. Nauort, 103. Niederlahnstein, 
104. Nievern, 105. Oberelbert, 106. Oberlahnstein, 107. Ransbach, 
108. Spies, 109. Winden. 

Insuper viginti quinque Parochiae in iis provinciis, in quibus 
iurisdictio Episcopalis vi pacis Westphalicae suspensa erat, nempe; 

110. Caub, 111. Dillenburg, 112. Elsdorf, 113. Frikhofen, 
114. Hachenburg, 115. Hadamar, 116. Höhn-Schönberg, 117. Id- 
stein, 118. Lahr, 119. Laufenselden, 120. Marienstadt, 121. Men- 
gerskirchen, 122. Nastätten, 123. Niederhadamar, 124. Nieder- 
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zeuzheim, 125. Obertiefenbach, 126. Oberweyer, 127. Offheim, 
128. Rennerod, 129. Langenschwalbach, 130. Rotzenhahn, 131. Seck 
et Irmtraut, 132. Wehrheim, 133. Weilburg, 134. Wiesbaden. 

Quod vero ad huius Sedis Episcopalis Limburgensis cum 
suo Capitulo Cathedrali, Seminarii, aliarumque ad eandem perti- 
nentium institutionum pertinet dotationem, cuius proventus an- 
nuam summam viginti unius millium sexcentum sex florenorum, 
seclusis aedibus atque domibus, constituunt, aedes, domus, 
horti, bona, praedia, decimae, census, aliique reditus, prout in 
dotationis instrumento ex Speciali Mandato Serenissimi Domini 
Ducis Nassoviae confecto propius designantur et describuntur 
Episcopatus Limburgensis dotationem conficiunt in perpetuum 
duraturam. 

Praeter unicuique attributam habitationem liberam ex huius 
dotationis proventibus salaria annua sunt adsignata: 

l. pro mensa Episcopi 6000 fl., 2. Canonico et Decano 
2400 fl., 3. primo Canonico et Parocho Limburgensi 1800 fi., 
4. secundo Canonico et Parocho Dietkirchensi 1800 fl., 5. Cano- 
nico simul Parocho in Altavilla et Commissario Episcopali 2300 fl., 
6. Canonicus simul Parochus in Libera Civitate Francofurtensi, 
et Commissarius Episcopalis annuum suum ibidem perecipit sala- 
rium, 7. sextus Canonicus percipit 1800 fl., primus Sacellanus 
Ecclesiae Cathedralis autem 800 fl., secundus Sacellanus 800 Al. 

Reliqui vero dotationis proventus Seminario, cancellariae 
Episcopali, administrationi tam Ecclesiasticae quam bonorum 
obveniunt et unice hunc in finem in omne tempus adhibeantur. 

Postquam tali modo novus Episcopatus Limburgensis cum 
suo Capitulo una cum eircumscriptione suae Dioeceseos erectus 
et a Nobis erectus et in omne tempus pleno iure permanens 
declaratus sit, quae hucusque a Vicariatu Archiepiscopali Lim- 
burgensi exercebatur iurisdictio in novam Sedem Episcopalem 
Limburgensem cum suo Capitulo Cathedrali transfertur atque 
eo die, quo novus Episcopus inthronisatus eiusque Capitulum 
investitum fuerit, cessabit. 

Cum igitur Reverendissimus Episcopus D. Jacobus Brand 
a Sanctissimo Domino Nostro Leone P. P. XI. confirmatus, 
solenniterque consecratus fuerit, Clerum Catholicum fidelesque 
totius Dioeceseos Limburgensis hortamur, ut eundem Episcopum 
suum legitimum et Pastorem annimarum, Apostolorumque suc- 
cessorem agnoscant, eique, quam debent, reverentiam et obedi- 
entiam exhibeant. 
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In quorum fidem hoc Decretum manu propria subscripsi 
mus, Sigillogue Nostro confirmavimus. Limburgi ad Lahnam, 
die vigesima tertia Novembris MDCCCXKX VL. 


(L. S.) Corden. (L. 8.) Jacobus Brand. (L. 3.) W. Bausch. 


4. Dekret zur Redotation des Bisthums Limburg vom 
31. Oktober 1868?). 


Nos Petrus Josephus, Miseratione Divina et Sanctae Sedis 
Apostolicae gratia Episcopus Limburgensis, Sanctitatis Suae 
Praelatus Domesticus Solio Pontificio Assistens, Comes Sacri 
Palatii et Aulae Lateranensis etc. 

Notum testatumque omnibus et singulis, quorum interest, 
tenore praesentium facimus Litteris suis Apostolicis die XVII. 
Calendas Septembris anno 1821. sub Plumbo datis, quae inci- 
piunt: „Provida solersque,“ Pius P. P. VO. sae. me. ad omni- 
potentis dei gloriam et catholicae religionis incrementum eccle- 
siasticam superioris Rheni provinciam ordinans et componens, 
Limburgum ad Lahnam in Nassovia situm et nunc ad Regnum 
Borussicum pertinens in civitatem episcopalem Templumque ibi- 
dem sub invocatione St. Georgii Martyris existens in Ecclesiam 
cathedralem cum omnibus iuribus, iurisdietionibus, praeeminentiis, 
honoribus et privilegiis Episcopalibus sedibus legitime compe- 
tentibus in perpetuum erexit atque constituit, simul decernens, 
ut Ecclesiae Episcopalis Limburgensis, cui pro Dioecesano suo 
Territorio attributus fuit totus Ducatus Nassovicus una cum 
Territorio liberae civitatis Francofurtensis, Capitulum ex Deca- 
natus dignitate atque quinque canonicatibus constaret ac insuper 
ad ministrorum numerum aliquantulum augendum duas Vicarias 
haberet. Porro, ut dotatio Episcopali Eccelesiae Limburgensi vi 
instrumenti de speciali mandato Ducis Nassoviae die 3. Jan. 1821 
confecti assignata, et in specie summa necessaria ad praestan- 
dum quinque Canonicis competens salarium re vera conferretur, 
idem Sanctissimus Dominus indulsit, ut unus e Canonicis simul 
sit parochus Limburgensis, alter simul parochus Dietkirchensis, 
tertius simul parochus Altavillensis et quartus simul parochus 
rancofurtensis, ea tamen conditione, ut super dictarum reten- 
tione paraeciarum cum memoratis quatuor Canonicis Apostolica 
delegata auctoritate ea lege dispensaretur, ut curae animarum 
paroeciarum huiusmodi per idoneos Vicarios ab Ordinario ser- 





1) Amtsblatt der Diözese Limburg Nr. 17 vom 17. Dezember 1868 
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vatis servandis ad normam canonicarum Sanctionum approban- 
dos et instituendos opportune provideretur. Cum autem reditus 
praedictarum paroeciarum haud quaquam possent alere et 
sustentare Canonicos et insuper instituendos in parochiis eorum 
vicarios, S. Sedis Apostolicae ad erigendam et circumscribendam 
Dioecesim Limburgensem Subdelegati et respective Reveren- 
dissimus Dominus Jacobus Brand, primus Episcopus Limbur- 
gensis, cui efformandum capitulum cathedrale Leo P. P. XI. 
commiserat, ut eiusdem summi pontificis auctoritate Decanum, 
Canonicos et Vicarios nöminaret canoniceque institueret, con- 
cesserunt ut Canonici per se ipsos curam animarum exexer- 
cerent eumque in finem in parochiis eorum canonicatibus unitis 
residerent. Hinc factum est, ut Capitulum Cathedrale Limbur- 
gense solum Decanum et duos Canonicos, quorum unus simul 
fuit parochus Limburgensis, residentes habeat. 

Quo maior fuit eiusmodi irregularitas, eo instantius inde 
a suscepto munere episcopali in id curas omnes Nostras contu- 
limus, ut omnes Canonici Limburgi resideant utque illi sal- 
tem cononici, qui parochi fuerunt paroeciarum Dietkirchensis, 
Altavillensis et Francofurtensis, a parochorum munere cessent 
et hae tres parochiae a canonicatibus separatae ex sacrorum 
canonum praescripto propriis parochis conferantur. Nec inanes 
fuerunt Nostri conatus, gquum iam anno 1857 Serenissimus Dux 
Nassoviae, licet tantummodo revocabiliter, mille sexcentos florenos 
ad sustentandos provisorio modo Vicarios pro Canonicis simul paro- 
chis Limburgensi et Dietkirchensi assignavit, nunc autem Serenis- 
simus Borussiae rexanimo quo est magno et celso atque in catholicos 
subditos suos benigno precibus statim post unionem Ducatus Nasso- 
vici cum Regno Börussico anno 1866 factam a me porrectis clemen- 
tissime annuens non solum praedietam summam annuam 1600 
florenorum irrevocabiliter concessit, sed etiam ex conventione 
inter Augustissimum Borussiae regem et Celsissimum Nassoviae 
ducem de eiusdem rebus familiaribus die 18. Septembris 1867 
inita ad augendam Episcopalis Ecclesiae Limburgensis dota- 
tionem perpetum in modum ex aerario publi coquotannis decem 
millia quingentos florenos subministrare se obligavit, qua ex 
pecunia Episcopo florenorum tria millia, officialibus Curiae epis- 
copalis item florenorum tria millia et Capitulo Cathedrali quatuor 
millia quingenti floreni in singulos annos obveniant. - Quibus 
factis Nos consentiente Excellentissimo Domino de Muehler, 
Status Ministro rebus ecclesiasticis, scholaribus et. medicinalibus 
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manutenendis praeposito, et approbante Maiestate Sua Regia 
statuere decrevimus, ut reditus noviter pro Capitulo Cathedrali 
assignati una cum saepe dietis mille sexcentis florenis eum in 
finem consumantur, ut propriae Canonicorum simul parochorum 
in Dietkirchen, Altavilla et Francofurto dotationi quae hucusque 
prorsus defuit, in posterum sit consultum, assignando unicuique 
eorum secundum Bullam ,„Provida solersque“ incipientem an- 
nuam summam mille octingentorum florenorum ex reditibus 
Capituli dotationi destinatis atque separando paroecias nominatas 
ab omni coniunctione et unione cum Templi Cathedralis canoni- 
catibus, ita ut Limburgensis dumtaxat parochia, quemadmodum 
nune est, annexa sit canonicatui eiusque reditus dotationi Epis- 
copalis ecclesiae Limburgensis resp. Capituli Cathedralis obtin- 
gant. Praeterea opportunum imo necessarium digenovimus, duos 
Vicarios Ecclesiae Cathedralis concura parochiali, quae uni, 
et servitiis in sacello parochii Limburgensis, quae alteri in- 
cumbunt, plane exonerare. Quoniam vero nil inconsulta S. Sede 
Apostolica et absque suprema Summi Pontificis auctoritate quoad 
praesentem Capituli Nostri Cathedralis statum immutare et in- 
novare voluimus, Sanctissimo Domino ac in Christo Patri Pio 
P. P. IX. omnia, quae gesta fuerant et quae Nobis ad melio- 
randum Cathedralis Nostri Templi Canonicorum collegii statum 
apta videbantur, filiali cum fiducia debitoque obsequio exposui- 
mus, humillime precantes, ut omnia. de quibus inter Nos et 
(ubernium Borussicum conventum est, rata habere velit Nobis- 
que omnes opportunas et necessarias facultates concedat jimper- 
tiaturque, ut servatis quae servari opus est, ea omnia, quae inten- 
dimus atque volumus ordinare, Auctoritate Apostolica libere ae 
lieite perpetuum in modum approbare, statuere et sancire pos- 
simus ac valeamus. Quibus precibus postquam Sanctitas Sua 
litteris Apostolicis datis Romae apud S. Petrum die 8 Octobris 
anni currentis omnino peramanter annuit. Auctoritate Apostolica 
ad infra scripta Nobis concessa statuimus, decernimus atque 
mandamus: 

1. In posterum tres illi Canoniei, qui hucusque simul fuerunt 
parochi paroeciarum Dietkirchensis, Altavillensis et Francofurtensis, 
a parochorum munere cessent et hae tres parochiae a Canoni- 
catibus sint separatae conferanturque ex sacrorum canonum prae- 
scripto propriis Parochis, et quidem parochia Altavillensis et 
Francofurtensis ante annı eurrentis finem; Dietkirchensis vero 
parochia per vicarium usque ad futurum annum 1874 admini- 
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stretur istiusgue parochiae reditus, detracto congruo salario pro 
sustentando vicario, per hoc tempus Ecclesiae Episcopali Lim- 
burgensi obveniant eum in finem, ut una cum pecunia ex aerario 
noviter pro dotationis augmento a dato 1. Januarii 1867 assig- 
nata, in quantum die 31. Decembris anni currentis supererit, 
impendantur in domos canonicales acquirendas quia vi Litterarum 
Apostolicarum „Provida solersque‘ incipientium quisque Cano- 
nieus habitationem habere debet, actu vero tres habitationes 
desunt, nec Gubernium Borussicum ad eas sumtibus aerarii com- 
parandas adduei potuit. 

2. Parochia Limburgensis remaneat coniuncta cum canoni- 
catu, ita ut unus e Canonicis Ecelesiae Cathedralis, gquemadmodum 
hactenus fuit, pro futuro quoque simul sit parochus Limburgensis 
exerceatque per se ipsum anlınarum curam; reditus vero paro- 
chiae, qui iam hucusque fundo sic dicto catholico-centrali respec- 
tive dotationi Ecclesiae Episcopalis Limburgensis obvenerunt, ab 
eadem dotationis massa etiam in posterum percipiantur. 

3. Unieuique quatuor canonicorum hucusque simul Paro- 
chorum aeque ac illi Canonico, quem Bulla „Provida solersque“ 
appellat „secundum‘“, annuum salarium mille octingentorum flore- 
norum ex massa dotationis communi persolvatur, integra et salva 
manenti dote Decani Oapituli, cui ex eadem massa 2400 floreni 
obveniant. 

4. Septingenti floreni, qui solutis salariis quatuor Canoni- 
corum hucusque simul parochorum restabunt, ex annua summa 
sex millium centum florenorum modo pro meliori Capituli Cathe- 
dralis dotatione a Gubernio solvenda, eum in finem expendantur, 
ut duo Templi Cathedralis Vicarii in posterum cessare possint 
a servitiis vi Bullae „Provida solersque‘ illis impositis. Et quia 
licet exspectare fore, ut reditus parochiae Limburgensis non 
paululo excedant, volumus, ut memoratis septingentis florenis 
singulos in annos e dotationis fundo, si quidem fieri poterit, 
tanta pecunia adiiciatur, quanta opus erit ad salarandos duos 
sacerdotes, qui Vicariorum duorum loco Canonicum parochum 
Limburgensem in animarum cura adiuvent, missas in Sacello 
Ptochii Limburgensis celebrent ceteraque officia divina ibideın 
peragenda obeant, atque ad augendum ministrorum numerum 
Chori servitio in Templo Oathedrali praesto sint. 

5. Quoniam paroecia Francofurtensis S. Bartholomaeo dicata 
celebris sit tota Germania propterea quod in ea sacra Aede per 
multa saecula Romani Imperatores electi et coronati fuerunt: 
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ejusdem parochiae parochus ipso iure sit Canonicus honorarius 
Ecelesiae Nostrae Cathedralis cum propriis insignibus Canoni- 
corum eiusdem Ecclesiae Cathedralis et cum iure ferendi- 
suffragium pro novi Episcopi electione, cum Sedes Episcopalis 
vacaverit. 

6. Usque dum domus canonicales, de quibus superius in 
Articulo primo mentionem fecimus, sint acquisitae, ii Canonici, 
qui in praesentia domibus carent, e dotationis reditibus alium 
in finem non destinatis et praesertim e censibus summae a 
Maiestate Sua Regia in augmentum dotationis clementissime 
datae, in quantum vergente hoc anno reliqua restabit, resti- 
tutionem mercedis pro conducta habitatione accipient, prout 
commode fieri poterit. 

Haec porro, quae tenore praesentium ex Auctoritate Aposto- 
lica Nobis concessa ordinavimus atque statuimus, districte man- 
damus, ut omnes ad quos spectant accurate ac diligenter exe- 
quantur et servent, decernentes, praesentes Litteras nullo unguam 
tempore de subreptionis et obreptionis aut nullitatis vitio notari 
aut impugnari posse, sed semper firmas, validas et efficaces 
existere et fore, non obstantibus Apostolicis generalibus vel spe- 
cialibus constitutionibus et ordinationibus aliisque omnibus etiam 
speciali et individua mentione ac derogatione dignis, quippe 
quae in contrarium minime facere Sanctissimus Dominus ac in 
Christo Pater Pius P. P. IX in Litteris Suis ad Nos datis die 
8. Octobris a. c. voluerit. 

In quorum robur ac fidem hoc Decretum manu propria sub 
sceriptum sigilloque Nostro maiori munitum expediri fecimus. 

Limburgi ad Lahnam die 31. Octobris anno 1868. 

(L. S.) T Petrus Josephus Eppus. H. Lala Secr. 


5. Consistorialdekret zur Inkorporation einiger Würzburger 
Pfarreien in die Diözese Fulda vom 29. August 1870!). 


Herbipolensis in Regno Bavarico Circumseriptionis et Dismem- 
brationis ac dein Incorporationis Dioecesi Fuldensi in Regno 
Borussico. 


Quae temporali subsunt unius Prineipis dominio Oatholicorum 
paroeciae, utile admodum atque opportunum visum est easdem 
etiam Dioecesi Dominationis eiusdem unitas esse atque incorporari. 
Cum itaque ex jiis quae Bavariam inter et Borussiam per politicam 


1) Bischöfliches Ordinariatsarchiv zu Fulda. 
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conventionem jam ab anno 1866 pacta concorditer fuerunt, paroe- 
ciae nonnullae Dioecesis Herbipolensis sub distrietu Batten in 
Bavaria temporali dominationi Serenissimi Borussorum Regis 
fuerunt addictae, eae tamen ecclesiasticae jurisdictioni Herbipolensi 
subjectae remanserunt. Quae quidem res, cum ipsarum paroe- 
ciarum Christifidelibus non satis benevertat, potius Fuldensi 
proximiori Ecclesiae in Borussia ipsa opportunius erunt uniundae. 
Cujus rei gratia preces in id ultro Sanctissimo Domino Nostro 
Pio hujus nominis Nono a Serenissimo Gruilielmo Borussorum 
Rege oblatas Sanctitas Sua singulari favore prosequi voluit. 

Quapropter eunctis in his, quae inspicienda erant, maturo 
consilio perpensis, Summus Pontifex motu veluti proprio deque 
suae potestatis Apostolicae plenitudine haec quae sequuntur, in 
Decretis sancita fore mandavit. 


I. Ac primo quidem consensum omnium quorumcumque in 
huiusmodi Dioecesis Herbipolensis nova circumscriptione et dis- 
membratione, nec non respectiva incorporatione alteri Fuldensi, 
quomodocumque interesse habentium vel habere praesumentium 
de suprema sua Apostolica auctoritate in singulis Catholici Orbis 
Ecclesiis suppleri edixit. 

II. Tum ab omni Dioecesana Herbipolensis Ecclesiae juris- 
dietione paroecias subtraxit, quae sub distrietu Batten nuncu- 
pantur: Gersfeld, Hilders, Kleinsassen, Lahrbach, Reulbach, 
Simmershausen, Wüstensachsen, Lütter, Poppenhausen, Schmal- 
nau, Weyers, Aufenau, Oberndorf, Orb, Wirtheim, Alsberg; una 
cum circulis Vöhl, Eimelrod, Horinghausen, quos Catholici inco- 
lunt, atque ita novos Ecclesiae Herbipolensis statuit limites, 
eamdemque noviter circumscripsit. 


III. Illico vero paroecias easdem et Circulos cum omnibus 
suis ex jure adnexis atque de more concomitantibus Episcopi 
Fuldensis ordinariae jurisdietioni subjecit, atque eidem Dioecesi 
incorporatas esse declaravit. 


IV. Porro ad commodius utiliusque earumdem paroeciarum 
et Circulorum administrationem atque curam in Domino navan- 
dam fas esto R. J. D. Episcopo Fuldensi pro opportunitate e 
Cancellaria Ecclesiastica Herbipolensi, collato cum ejusdem R. 
J. D. Episcopo consilio, ea omnia secernere, suaeque addicere 
Cancellariae, quae sive Ecclesias, earumque bona et dotationes 
sive fundationes beneficiorum atque legatorum, sive etiam utrius- 
que sexus personas quomodocumque respiciant. 
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V. Quae quidem omnia ita statuta Consistoriali hoc Decreto 
perinde a quibuscumque habenda erunt ac si Apostolicis Litteris 
sive sub plumbo sive in forma Brevis fuissent de more sancita: 
contrariis quibuscumque minime obstantibus; vel eis ad hoc 
speciali quoque illata derogatione. 

VI. Propterea in hujusmodi Decreti Apostolicum Exequu- 
torem summus Pontifex deputare dignatus est R. J. D. Petrum 
Franciscum Meglia Damascenum Archiepiscopum et apud Regiam 
Bavariae Aulam Sanctae Sedis Nuntium; facta insuper Ei facul- 
tate alteram quoque subdelegandi personam in Eccelesiastica 
tamen potestate et dignitate constitutam. 

VII. Eidem insuper Apostolico Delegato Ejusque subdele- 
gato impertitus quoque est quaslibet alias facultates necessarlas 
et opportunas, ut horum alteruter possit ea quoque ordinare, 
facere, declarare, ac etiam definitive decernere, omnique appel- 
latione remota sententiam quoque ferre super qualibet quaestione, 
sı qua forsan inciderit, ut hujusmodi dismembrationis et incor- 
porationis negotium ad optatum exitum perducatur. 

VIII. Super quibus omnibus hoc Sanctitas Sua jussit voluit- 
que ferri vulgarique Consistoriale Decretum ad maiorem omni- 
potentis Dei gloriam, et illorum Christiidellum bonum atque 
utilitatem; et in Archivo ejusmet Sacrae Congregationis perpetuo 
ad normam conservandum. 

Datum Romae hac die vicesima nona Augusti anno repa- 
ratae hominum salutis millesimo octingentesimo septuagesimo. 

(L. S) R. Patr. C.-Nolitanus, S. ©. Consist,-Secretarius. 

Hanc copiam de verbo ad verbum cum originali consen- 
tire, testor 

(L. 5.) Dr. Godofredus Laberenz, Vicarius generalis et De- 
creti subdelegatus Executor!). 


Pro notitia. 


(Juod circulos sub II nominatos attinet, notandum, eos non esse sitos in 
regno Bavariae, eosque aptius incorporari dioecesi Moguntinae, quam Fuldensi. 
Hac de causa non sunt incorporati dioecesi Fuldensi, et de corum incorpora- 
tione relatum est ad Sedem Apostolicam. 


Decreti subdelegatus Executor Dr. Laberenz. 


1) Obiges Dekret kam unter dem 14. Sept. 1871 zur Ausführung. 
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IV. Kapitel. 


Die kirchlichen Rechtsquellen in Württemberg. 
a) Das Konkordat vom 8. April 1857). 


Conventio inter Sanctitatem Suam Pium IX. S. P. et Majestatem 
Suam Guilielmum Regem Virtembergae. 


In Nomine Sanctissimae et Individuae Trinitatis. 

Sanctitas Sua Summus Pontifex Pius IX. et Majestas Sua 
Serenissima Guilielmus I Virtembergae Rex cupientes Ecclesiae 
Catholicae Romanae negotia componere in Regno Virtembergae, 
Suos Plenipotentiarios constituerunt, videlicet Sanctitas Sua Emi- 
nentissimum Dominum Carolum Augustum 8. R. E. Tituli S. 
Anastasiae Presbyterum Cardinalem de Reisach, et 

Majestas Sua Rex Virtembergae Nobilem Virum Dominum 
Adolfum liberum Baronem de Ow Suum Ministrum Plenipoten- 
tiarium apud Majestatem suam Caesareo-Regiam Apostolicam 
Imperatorem Austriae et a Consiliis Legationum Secretis. 

Qui Plenipotentiarii post sibi mutuo tradita legitima et 
authentica suae quisque plenipotentiae instrumenta de sequen- 
tibus articulis convenerunt. 

I. Circa provisionem Sedis Episcopalis Rottemburgensis, 
Canonicatuum et Praebendarum Cathedralis Ecclesiae ea tantum 
seryabuntur, de quibus cum S. Sede jam conventum est. 

II. Episcopus antequam Ecclesiae suae gubernacula susci- 
piat, coram Regia Majestate fidelitatis juramentum sequentibus 
verbis expressum emittet: 

„Ego juro et promitto ad Sancta Dei Evangelia, sicut decet 
Episcopum, obedientiam et fidelitatem Regiae Majestati et Suc- 
cessoribus Suis; juro item et promitto, me nullam communica- 
tionem habiturum, nullique consilio interfuturum, quod tran- 
quillitati publicae noceat, nullamque suspectam unionem, neque 
intra, neque extra Regni limites conservaturum, atque si publicum 





1) Das Konkordat wurde von Sr. Majestät König Wilhelm I. von Würt- 
temberg durch Dekret vom 20. Dezember 1857 publizirt, aber von der II. Kammer 
in der Sitzung vom 16. März 1861 mit 63 gegen 27 Stimmen verworfen. Staat- 
licherseits trat an dessen Stelle das Gesetz vom 20. Januar 1862, welches den 
Inhalt des Konkordates in den meisten Punkten wiederholt (s. dasselbe später); 
' kirchlicherseits wird das Konkordat noch als rechtsbeständig erachtet und, 
soweit es nach Staatsgesetzen möglich ist, praktisch darnach verfahren. 
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aliquod periculum imminere resciverim, me ad illud avertendum 
nihil omissurum.“ 

III. Regium Gubernium non deerit obligationi, quam semper 
agnovit, dotandi in fundis stabilibus Episcopatum, ubi primum 
permiserit temporum ratio. 

IV. Pro regimine Dioecesis suae Episcopo ea jura omnia 
exercere liberum erit, quae in vim pastoralis Ejus ministerii 
sive ex declaratione, sive ex dispositione Sacrorum Canonum 
juxta praesentem et a Sancta Sede adprobatam Ecelesiae disci- 
plinam, Ipsi competunt, ac praesertim: 


a) Beneficia omnia, exceptis iis, quae juri patronatus legi- 
time acquisito subjacent, conferre: 

b) Vicarium suum Generalem, atque extraordinarios Ordi- 
nariatus Consiliarios seu Adsessores, nec non Decanos rurales 
eligere, nominare vel confirmare; 

c) Examina tum pro recipiendis in Seminarium alumnis, 
tum pro iis, quibus beneficia curata conferenda sunt, praescribere, 
indicere et dirigere; 

d) Clericis sacros Ordines conferre, non solum ad titulos a 
sacris Canonibus adprobatos, sed etiam ad titulum mensae ab 
ipso adsignandum; 

e) Secundum Sacrorum Canonum praescripta ea omnia ordi- 
nare, quae tum ad divinum cultum, tum ad functiones eccle- 
siasticas, tum ad ea religionis exercitia pertinent, quae ad susci- 
tandam confirmandamque fidelium pietatem instituuntur; 

f) Convocare et celebrare Synodum Dioecesanam, nec non 
adire Concilia Provincialia; 

g) In propria Dioecesi utriusque sexus Ordines seu Congre- 
gationes Religiosas a Sancta Sede adprobatas constituere, collatis 
tamen quolibet in casu cum Regio Gubernio consiliis. 


V. Causas omnes ecclesiasticas, quae fidem, sacramenta, 
sacras functiones, nec non officia et jura sacro ministerio adnexa 
respiciunt, Episcopi tribunal ad Canonum normam et juxta 
Tridentina .Decreta judicat; ac proinde de causis etiam matri- 
monialibus judicium feret, remisso tamen ad judicem saecularem 
de eivilibus matrimoni effectibus judicio. 

Episcopo liberum erit Clericorum moribus invigilare, atque 
in eos, quos aut vitae ratione, aut gquomodocumque reprehensione 
dignos invenerit, poenas canonicis legibus consentaneas in suo 
foro infligere, salvo tamen canonico recursu. 


Das Konkordat vom 8. April 1857. 147 


Competit item Episcopo in Laicos ecclesiasticarum legum 
transgressores censuris animadvertere. 

Licet de jure patronatus judex ecclesiasticus cognoscat, con- 
sentit tamen Sancta Sedes, ut, quando de patronatu laicali agatur, 
tribunalia saecularia judicare possint de juribus et oneribus 
civilibus cum hujusmodi patronatu connexis, nec non de succes- 
sione quoad eumdem patronatum, seu controversiae ipsae inter 
veros et suppositos patronos agantur, seu inter ecclesiasticos viros, 
qui ab iisdem patronis designati fuerint. 

Temporum ratione habita, Sanctitas Sua permittit, ut Cleri- 
corum causas mere civiles, veluti contractuum, debitorum, haere- 
ditatum, judices saeculares cognoscant et definiant. 

Item Sancta Sedes annuit, ut lites de civilibus juribus vel 
oneribus Ecelesiarum, beneficiorum, decimarum et de onere con- 
struendi aedificia ecclesiastica in foro saeculari dirimantur. 

Eadem de causa S. Sedes non recusat, quominus causae 
Clericorum pro eriminibus seu delictis, quae poenalibus Regni 
legibus animadvertuntur, ad judicem laicum deferantur, cui tamen 
incumbet Episcopum ea de re absque mora certiorem reddere. 
Quod si in virum ecclesiasticum mortis vel carceris ultra quin- 
quennium duraturi sententia feratur, Episcopo nunguam non 
acta judicialia communicabuntur, eique condemnatum audiendi 
facultas fiet, in quantum necessarium sit, ut de poena eccle- 
siastica eidem infligenda cognoscere possit. Hoc idem, si minor 
poena decreta fuerit, Antistite. petente, praestabitur. 


VI. Episcopi, Cleri et populi mutua cum Sancta Sede com- 
municatio in rebus ecclesiasticis libera erit. Item Episcopus cum 
Clero et populo libere communicabit. 


Hine instructiones et ordinationes Episcopi, nec non Synodi 
Dioecesanae, Concilii Provincialis et ipsius S. Sedis acta de rebus 
ecclesiasticis absque praevia inspectione et adprobatione Regii 
Gubernii publicabuntur. 


VIH. Episcopus ex proprü pastoralis officii munere religiosam - 
catholicae juventutis tum instructionem, tum educationem in 
omnibus scholis publieis et privatis diriget et super utraque 
vigllabit. Proinde statuet, quinam ad religiosam instructionem 
libri et Catechismi adhibendi sint. 

In scholis elementaribus religiosa instructio a Parochis tra- 
detur; in reliquis scholis nonnisi ab iis, quibus ad hoc auctori- 
tatem et missionem Episcopus contulerit, nec postea revocaverit. 

10* 
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VIII. Liberum erit Episcopo erigere Seminarium juxta 
formam Concilii Tridentini, in quod adolescentes et pueros infor- 
mandos admittet, quos pro necessitate et utilitate Dioecesis suae 
recipiendos judicaverit. Huius Seminarii ordinatio, doctrina, 
gubernatio et administratio Episcopi auctoritati pleno liberoque 
jure subjectae erunt. 

Rectores quoque et Professores seu Magistros Episcopus 
nominabit et quotiescumque necessarium vel utile ab ipso cen- 
sebitur removebit. 

Quamdiu vero Seminarium ad normam Tridentini Concilii 
desiderabitur et Convictus publiei, aerarii maxime sumptibus 
sustentati, Ehingae, Rotvilae et Tubingae existent, haec obser- 
vabuntur: 

a) Quod attinet ad educationem religiosam et disciplinam 
domesticam, ea instituta regimini et inspectioni Episcopi sub- 
dita sunt. 

b) Alumni horum institutorum quatenus erudiuntur in scholis 
publieis, aeque ac ceteri discipuli legibus, quae scholis illis con- 
stitutae sunt et normis de ratione et cursu studiorum prae- 
scriptis subjacent. 

Si ea in re Episcopus (quoad Gymnasia) immutationem 
quamdam necessariam vel magis opportunam judicaverit, consilia 
conferet cum Regio Gubernio, quod item pro sua parte nihil 
nisi antea collatis cum Episcopo consiliis mutabit. 

c) Episcopus institutorum eorumdem Rectores et Repetitores 
deputabit, eosque removebit; quos tamen gravibus de causis, 
factoque innitentibus circa res civiles et politicas Regio Gubernio 
minus acceptos esse resciverit, numquam eliget. Item quos 
postea ob easdem causas ingratos Gubernio evasisse compererit, 
dimittet. 

d) Episcopo competit eadem instituta visitare, delegatos suos 
ad examina publica, praesertim pro recipiendis alumnis, mittere, 
relationes periodicas exigere. 

e) Prospieciet Regium Gubernium, ut in Gymnasiis, quibus- 
cum conjuncti sunt convictus inferiores, paulatim non alii, nisi 
ex Clericorum ordine, Professores instituantur. 

IX. Facultas theologica catholica Universitatis Regiae quoad 
munus docendi ecclesiasticum Episcopi regimini et inspectioni 
subest. Potest proinde Episcopus Professoribus et Magistris 
docendi auctoritatem et missionem tribuere, eamdemque, quum 
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id opportunum censuerit, revocare, ab ipsis fidei professionem 
exigere eorumque scripta et compendia suo examini subjicere. 


X. Bona temporalia, quae Ecclesia propria possidet, vel in 
posterum acquiret, semper et integre conseryabuntur, nec sine 
potestatis ecclesiasticae venia distrahi et alienari, aut eorum fructus 
in alios usus converti poterunt; oneribus tamen publicis et vecti- 
galibus, nee non aliis legibus Regni generalibus, aeque ac ceterae 
proprietates, suberunt. 


Bona ecclesiastica nomine Ecclesiae sub Episcopi inspectione 
ab iis administrabuntur, quibus haec administratio aut ex canonum 
dispositione, aut ex consuetudine, aut ex privilegio et constitu- 
tione aliqua loci legitime competit; omnes vero administratores, 
etiamsi ob eosdem titulos aliis administrationis ratio reddenda 
sit, eam pariter Ordinario, ejusve Deputatis reddere singulis 
annis teneantur. 


Proinde Sancta Sedes, spectatis peculiaribus rerum circum- 
stantiis, consentit, ut singularum Ecclesiarum fabricae, ceteraeque 
ecclesiasticae cujusque loci fundationes nomine Ecclesiae, eo modo 
qui Jam in Regno receptus est, administrentur, dummodo Parochi 
et Decani rurales munus, quod hac in parte gerunt, Episcopi 
auctoritate exerceant. De speciali hujus rei executione Regium 
Gubernium cum Episcopo conveniet. 


Insuper S. Sedes annuit, ut quamdiu publici aerarii sump- 
tibus tum generalibus, tum localibus Eeclesiae necessitatibus 
subvenietur, beneficia vacantia et fundus ex intercalaribus eorum 
fructibus collectus administrentur sub Episcopi auctoritate et 
Ecclesiae nomine per Commissionem mixtam ex viris praesertim 
ecclesiastieis ab episcopo deputandis et viris catholieis pari numero 
a Regio Gubernio constituendis. Hujusmodi autem Commissioni 
Episcopus ipse, ejusve Delegatus praeerit. Qua de re specialis, 
atque accuratior inter Regium Gubernium et Episcopum fiet 
conventio. 


Hujus fundi reditus prae ceteris semper erunt erogandi in 
augendos usque ad congruam Parochorum reditus, in assignandas 
Beneficiatis senio morbove confectis congruentes pensiones, in 
constituendos pro Clericis ordinationis titulos, in necessaria pro 
deputandis Vicarlis stipendia; quae vero supererunt, nonnisi in 
alios Ecclesiae usus impendentur. 


Regium Gubernium de ipsius fundi conservatione, fructuum- 
que erogatione ab administrante Commissione semper edocebitur. 
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Quamdiu mixta pro administratione ejusdem fundi Com- 
missio existet, religua etiam beneficia ab eorum Rectoribus sub 
praefatae Commissionis generali inspectione secundum Canones 
administrabuntur. 

XI. Episcopus cum Regiis magistratibus omnibus imme- 
diate communicabit. 

XII. Quaecumque cum praesenti Conventione non con- 
gruunt Regia Decreta et Edicta abrogata sunt: quae vero legum 
dispositiones eidem Conventioni adversantur, mutabuntur. 

XII. Si quae in posterum super lis, quae conventa sunt, 
supervenerit difficultas, Sanctitas Sua et Regia Majestas invicem 
conferent ad rem amice componendam. 

Ratificationes praesentis Conventionis mutuo tradentur Romae 
duorum mensium spatio, aut citius si fieri poterit. 

In quorum fidem praedicti Plenipotentiarii huic Conventioni 
subscripserunt, illamque suo quisque sigillo obsignaverunt. 

Datum Romae die octava Aprilis anno reparatae salutis 
Millesimo octingentesimo quinquagesimo septimo. 


(L. S.) Carolus Aug. Card. de Reisach. (L. S.) Adolfus 
Liber Baro de Ow. 


b) Die päpstliche Bestätigungs- und Publikationsbulle 
des Konkordates vom 22. Juni 1857. 
Pius Episcopus. 

Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei Memoriam. 

Cum in sublimi Prineipis Apostolorum Cathedra nullis certe 
Nostris promeritis, sed arcano Divinae Providentiae consilio collo- 
cati universam catholicam Ececlesiam Nobis ab ipso Christo Domino 
commissam regere ac tutari, ejusque utilitatem, prosperitatemque 
sine intermissione, totisque viribus tueri, et amplificare debeamus, 
tum Apostolicae Nostrae vigilantiae curas, ac sollicitudines ad 
ecclesiasticas superioris Rheni provincias omni studio convertimus, 
ut ibi sanctissima nostra Religio majora semper incrementa 
suscipiat, ac magis in dies prospere feliciterque vigeat et efflo- 
rescat. Etsi enim, veluti omnes norunt, recolendae memoriae 
Decessores Nostri Pius praesertim VII. suis Apostolieis Litteris 
XVII. Kalendas Septembris anno millesimo octingentesimo vige- 
simo primo sub plumbo datis et incipientibus ‚Provida solersque“ 
ac Leo XII. per alias similes Litteras III. Idus Aprilis anno 
millesimo octingentesimo vigesimo septimo editas, quarum initium 
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„Ad Dominici gregis custodiam‘‘ ecclesiasticis earumdem provin- 
cjarum negotüs, et spirituali illorum fidelium bono accurate con- 
sulere studuerunt, tamen apprime cognoscebamus ob rerum ac 
temporum vicissitudines Nobis alia omnino suscipienda esse con- 
silia tum ad majorem illorum fidelium utilitatem procurandam, 
tum ad eas removendas difficultates, quae ultimis hisce praecipue 
temporibus exortae fuerant. Itaque summo gaudio affecti fuimus, 
ubi Serenissimus ac Potentissimus Princeps Guilielmus I. Vir- 
tembergae Rex Ilustris a Nobis efflagitavit, ut ecclesiastica in 
suo Regno negotia componere vellemus. Quocirca ejusdem 
Serenissimi Principis votis, quae et Nostra vota erant diuturna 
et impensissima, quam libentissime obsecundantes, nulla inter- 
posita mora, cum ipso Conventionem ineundam esse existima- 
vimus. Atque huic gravissimo sane negotio manum illico admo- 
ventes, Dilectum Filium Nostrum Carolum Augustum 8. R. E. 
Presbyterum Cardinalem de Reisach pietate, doctrina, ac prudentia 
spectatum cum necessarlis facultatibus et instructionibus deputa- 
vimus, ut cum Dilecto Filio Nobili Viro Adolfo libero Barone 
de Ow, qui ejusdem Virtembergae Regis apud Üaesaream et 
Apostolicam Majestatem Minister Plenipotentiarius ad Nos cum 
liberis mandatis missus fuerat, rem omnem sedulo diligenterque 
tractandam et conficiendam curaret. Et quoniam probe nosce- 
bamus qua egregia justitia, aequitate, et excelsi animi magnitu- 
dine et qua propensa in Catholicos sibi subditos voluntate ipse 
Serenissimus ac Potentissimus Virtembergae Rex praestet, ideirco 
maxima, ac prope explorata spe nitebamur fore, ut res ipsa, 
Deo bene juvante, juxta Nostra desideria ad felicem adduceretur 
exitum. Neque inanem hujusmodi spem Nostram fuisse vehe- 
menter laetamur. Etenim post sedulam consultationem, quam 
rei gravitas plane postulabat, Conventio ipsa pluribus artieulis 
distineta, et aVV.FF.NN.S.R.E. Cardinalibus Congregationis 
negotiis ecclesiasticis extraordinariis praepositae examinata cum 
eodem Serenissimo Rege fuit inita, atque ad optatum exitum 
perducta. Cum autem ejusdem Conventionis articuli tum a 
Nostro, tum a Regio Plenipotentiario die octavo mensis Aprilis 
hujus anni subscripti fuerint, atque a Nobis ipsis diligentissime 
perpensi, eandem Conventionem suprema Nostra auctoritate con- 
firmandam esse censuimus, eamque, benedicente Domino, in 
maximum animarum commodum et catholicae Ecclesiae bonum 
cessuram esse confidimus. Hujusce autem Conventionis tenor 
est, qui sequitur, videlicet: 
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Conventio 
(ut supra pag. 145). 

Cum igitur hujusmodi Conventionis pacta et concordata in 
omnibus et singulis punctis, clausulis, artieulis et conditionibus 
tum a Nobis, tum a Serenissimo et Potentissimo Guilielmo 1. 
Wirtembergae Rege illustri fuerint adprobata, confirmata et rati- 
ficata, et cum Ipse Serenissimus Princeps enixe postulaverit, ut 
pro firmiori eorum subsistentia, robur Apostolicae firmitatis adjı- 
ceremus, ac solemniorem Auctoritatem et Decretum interpone- 
remus, Nos plane in Domino confidentes fore, ut pro sua miseri- 
cordia haec Nostra studia ad componendas in Wirtembergae 
Regno ecclesiasticas res intenta uberrimis divinae suae gratiae 
donis prosequi dignetur, ex certa scientia et matura deliberatione 
Nostra, deque Apostolicae potestatis plenitudine supradietas Con- 
ventiones, Capitula vel Pacta, Concordata et Concessiones tenore 
praesentium approbamus, ratificamus et acceptamus, illisque 
Apostolici muniminis et firmitatis robur et efficaciam adjungimus, 
omniaque in lis contenta et promissa sincere et inviolabiliter ex 
Nostra et S. Sedis parte adimpletum et servatum iri tam Nostro, 
quam Successorum Nostrorum nomine promittimus ac spondemus. 

Majori autem qua possumus contentione monemus et exhor- 
tamur Venerabilem Fratrem in eodem Regno Sacrorum Antis- 
titem, aliosque omnes Catholicos tum ecclesiasticos, tum laicos 
viros in eodem Regno degentes, ut pro sua quisque parte omnia 
praemissa et pacta ad majorem Dei gloriam et Christiani nominis 
decus sedulo ac diligenter observent et summo studio eorum 
omnes cogitationes et curas assidue conferant, ut catholicae doc- 
trinae puritas et divini cultus nitor et ecclesiasticae disciplinae 
splendor et Ecclesiae legum observantia, ac morum honestas et 
christianae pietatis ac virtutis amor et opera in eodem Regno 
quotidie magis refulgeant. 

Decernentes easdem praesentesLitteras nullo unguam tempore 
de subreptionis et obreptionis, aut nullitatis vitio vel intentionis 
Nostrae aut alio quocumque, quamvis magno, aut inexcogitato 
defectu notari, aut impugnari posse, sed semper firmas, validas 
et efficaces existere et fore, suosque plenarios et integros effectus 
sortiri et obtinere et invjolabiliter observari debere, quousque 
conditiones et pacta in Tractatu expressa serventur. Non obstan- 
tibus Apostolieis et Synodalibus, Provincialibus et Universalibus 
Conciliis editis generalibus Constitutionibus et Ordinationibus, 
ac Nostris et Cancellariae Apostolicae regulis, praesertim de jure 
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quaesito non tollendo, nec non quarumcumque Ecclesiarum 
Capitulorum, aliorumque Piorum Locorum fundationibus, etiam 
confirmatione Apostolica, vel quavis firmitate alia roboratis, pri- 
vilegiis quoque, Indultis et Litteris Apostolicis in contrarium 
quomodolibet concessis, confirmatis et innovatis, ceterisque con- 
trariis quibuscumque. Quibus omnibus et singulis, illorum tenores 
pro expressis et ad verbum insertis habentes, illis alias in suo 
robore permansuris, ad praemissorum effectum dumtaxat specia- 
liter et expresse derogamus. 

Praeterea quia difficile foret praesentes Litteras ad singula, 
in quibus de eis fides facienda fuerit, loca deferri, eadera Aposto- 
lica Auctoritate decernimus et mandamus, ut earum transumptis 
etiam impressis, manu tamen publici Notarii subscriptis et sigillo 
alicujus personae in ecclesiastica dignitate constitutae munitis, 
plena ubique fides adhibeatur, perinde ac si praesentes Litterae 
forent exhibitae vel ostensae.. Et insuper irritum quoque et 
inane decernimus si secus super his a quoquam quavis auctori- 
tate scienter vel ignoranter contigerit attentari. 

Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam Nostrae 
concessionis, adprohationis, ratificationis, acceptationis, promis- 
sionis, sponsionis, monitionis, hortationis, decreti, derogationis, 
statuti, mandati, voluntatis infringere, vel ei ausu temerario con- 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignationem 
Omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Pauli Apostolorum Ejus 
se noverit incursurum. 

Datum Bononiae anno Incarnationis Dominicae Millesimo 
Octingentesimo Quinquagesimo Septimo die Decimo Kalendas 
Julii. Pontificatus Nostri Anno Duodecimo!). 


(L. Pl) V.P. Card. Spinola Pro-Datarius. V. Card. Macchi. 





1) Weitere päpstliche Instruktionen s. Nussi, convent. pag. 391, und 
Walter, fontes pag. 369. 
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V. Kapitel. 


Die kirchlichen Rechtsquellen in Baden. 
a) Das Konkordat vom 28. Juli 1859'). 


Conventio inter Sanctitatem Suam Pium IX. S. P. et Regiam 
Celsitudinem Suam Serenissimum Fridericum Magnum Ducem 
Badarum. ’ 


In Nomine Sanctissimae et Individuae Trinitatis. 

Sanctitas Sua Summus Pontifex Pius IX. et Regia Celsitudo 
Sua Serenissima Fridericus Magnus Dux Badarum exoptantes 
negotiis Ecclesiae Catholicae Romanae in Magno Ducatu Badarum 
prospicere, suos Plenipotentiarios constituerunt, videlicet Sanctitas 
Sua Eminentissimum Dominum Carolum Augustum S. R. E. 
Tituli S. Anastasiae Presbyterum Cardinalem de Reisach; 

Regia Celsitudo Sua Magnus Dux Badarum Nobilem Virum 
Dominum Christianum Gustavum liberum Baronem de Berck- 
heim Suum Ministrum Plenipotentiarium apud Sanctam Sedem 
et Dominum Franciscum Carolum Rosshirt J. U. Doctorem 
Suum Supremi Tribunalis Consiliarium. 

Qui Plenipotentiarii post sibi mutuo tradita legitima et 
authentica suae Plenipotentiae instrumenta de sequentibus Arti- 
culis convenerunt: 

I. Circa provisionem Sedis Archiepiscopalis Friburgensis, 
Canonicatuum et Praebendarum Cathedralis Ecclesiae ea tantum 
servabuntur, de quibus cum Sancta Sede conventum est. _ 

Il. Archiepiscopus antequam Ecclesiae suae gubernacula 
suscipiet, coram Regia Celsitudine fidelitatis Juramentum emittet 
sequentibus verbis expressum: 

„Ego juro et promitto ad sancta Dei Evangelia, sicut decet 
Episcopum, obedientiam et fidelitatem Regiae Celsitudini et Suc- 
cessoribus Suis; juro item et promitto, me nullam communica- 
tionem habiturum, nullique consilio interfuturum, quod tran- 





1) Das Konkordat wurde von Sr. Kgl. Hoheit Grossherzog Friedrich von 
Baden durch Allerhöchste Entschliessung vom 5. Dezember 1859 genehmigt 
und veröffentlicht, aber auf Andrängen der Kammern durch landesherrliche 
Proklamation vom 7. April 1860 wieder ausser Wirksamkeit gesetzt. An Stelle 
des Konkordates traten staatlicherseits 5 Gesetze vom 9. Oktbr. 1860, darunter 
hesonders das Gesetz „über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate“ (s. später). 
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quillitati publicae noceat, nullamque suspectam unionem neque 
intra neque extra Magni Ducatus limites conservaturum, atque 
si publicum aliquod periculum imminere resciverim, me ad illud 
avertendum nihil omissurum,“ 


III. Magni Ducis Gubernium cum primum temporum ratio 
permiserit, curabit, ut Archiepiscopatus suam dotem habeat in 
bonis stabilibus. 


IV. Pro regimine Archidioecesis suae Archiepiscopo omne 
id exercere liberum erit, quod in vim pastoralis ejus ministerii 
sive ex declaratione sive ex dispositione Sacrorum Canonum 
juxta praesentem et a Sancta Sede adprobatam Ecelesiae disci- 
plinam ipsi competit et praesertim: 

a) Beneficia omnia, exceptis iis, quae juri patronatus legitime 
adquisito subjacent, conferre; 

b) Vicarium suum Generalem atque extraordinarios Ordi- 
nariatus Consiliarios et Adsessores eligere et nominare nec non 
Decanos rurales confirmare ; 

c) Examina tum pro recipiendis in Seminarium Alumnis, 
tum pro iis, quibus beneficia animarum curae obnoxia conferenda 
sunt, praescribere, indicere et dirigere; 

d) Clericis sacros Ordines conferre non solum ad titulos a 
sacris Canonibus adprobatos, sed etiam ad titulum mensae; 

e) Ex Sacrorum Canonum praescripto ea omnia ordinare et 
statuere, quae ad divinum cultum, ad ecclesiasticas functiones, 
sacrasque caeremonias, quaeque ad ea pertinent religionis exer- 
citia, quibus fidelium pietas magis et magis foveatur et con- 
firmetur; 

f) In propria Dioecesi Ordines seu Üongregationes religiosas 
utriusque sexus a Sancta Sede adprobatas constituere, collatis 
tamen in quolibet casu cum Gubernio consiliis; 

£) Convocare et celebrare Synodum tum dioecesanam tum 
provincialem. 


V. Causas omnes ecclesiasticas, quae fidem, sacramenta, 
sacras functiones, nec non officia et jura sacro ministerio adnexa 
respiciunt, Archiepiscopi tribunal ad Canonum normam et juxta 
Tridentina Deereta judicat; ac proinde de causis etiam matrimo- 
nialibus judiecium feret, remisso tamen ad judicem saecularem 
de eivilibus matrimonii effectibus judicio. 


Archiepiscopo liberum erit Olericorum moribus invigilare 
atque in eos, quos aut vitae ratione, aut quomodocumque repre- 
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hensione dignos invenerit, poenas ad Sacrorum Canonum normam 
in foro suo infligere, salvo tamen canonico recursu. 

Competit Archiepiscopo in Laicos ecclesiasticarum legum 
transgressores censuris animadvertere. 

Licet de jure patronatus judex ecclesiasticus cognoscat, con- 
sentit tamen Sancta Sedes, ut quando de laicali patronatu agatur, 
tribunalia saecularia judicare possint de juribus et oneribus 
eivilibus cum tali patronatu connexis, nec non de successione 
quoad eumdem patronatum, seu controversiae agantur inter veros 
et suppositos patronos, seu inter ecclesiasticos viros, qui ab ils- 
dem patronis designati fuerint. 


Temporum ratione habita Sanctitas Sua permittit, ut Oleri- 
corum causae mere civiles, ut contractuum, debitorum, haeredi- 
tatum judices saeculares cognoscant et definiant. 


Item Sancta Sedes consentit, ut lites de civilibus juribus, 
vel oneribus Ecelesiarum, beneficiorum, decimarum, nec non 
de onere construendi aedificia ecclesiastica in foro saeculari 
decidantur. 


Eadem de causa Sancta Sedes haud impedit, quominus causae 
Clericorum pro criminibus seu delietis, quae poenalibus Magni 
Ducatus legibus animadvertuntur, ad judicem laicum deferantur, 
cui tamen incumbit, Archiepiscopum ea de re absque mora cer- 
tiorem reddere. Quod sı in Ecelesiasticum virum mortis vel 
carceris ultra quinquennium duraturi sententia feratur, Archi- 
episcopo semper acta judiciaria erunt communicanda et condem- 
natum audiendi facultas fiet, ut de poena ecclesiastica eidem 
infligenda cognoscere possit. Hoc idem, Antistite petente, prae- 
stabitur, si minor poena decreta fuerit. 


VI. Archiepiscopi, Cleri et populi mutua cum Sancta Sede 
communicatio in rebus ecclesiastieis libera erit. Item Archiepis- 
copus cum clero et populo libere communicabit. Hine instruc- 
tiones et ordinationes Archiepiscopi, nec non Synodi dioecesanae, 
Coneilii provincialis et ipsius Sanctae Sedis acta de rebus eccle- 
siasticis sine praevia inspectione vel adprobatione Gubernii publi- 
cabuntur. 

VII. Archiepiscopus ex proprii pastoralis officii munere 
religiosam catholicae juventutis tum instructionem tum educa- 
tionem in omnibus scholis publieis et privatis diriget et super 
utraque vigilabit. Proinde statuet, quinam ad religiosam instruc- 
tionem libri et catechismi adhibendi sint. 


En En 
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In scholis elementariis religiosa instructio a Parochis tra- 
detur, in reliquis scholis nonnisi ab iis, quibus ad hoc tum 
auctoritatem tum missionem Archiepiscopus contulerit, nec postea 
revocaverit. 


VII. Liberum erit Archiepiscopo erigere Seminarium juxta 
formam Coneilii Tridentini, in quod adolescentes et pueros infor- 
mandos admittet, quos pro necessitate et utilitate Dioeceseos 
suae recipiendos duxerit. Hujus Seminarii ordinatio, doctrina, 
gubernatio et administratio Archiepiscopi auctoritati pleno libero- 
que jure subjecta erunt. Propterea Rectores et Professores seu 
Magistros Archiepiscopus nominabit et quotiescumque aut neces- 
sarium aut utile ab ipso censebitur, removebit. 


IX. Quamdiu vero Seminarium juxta formam Tridentini 
Coneilii non fuerit constitutum, Sancta Sedes ob peculiaria rerum 
adjuncta consentit, ut interim theologiae candidati in scholis 
publicis Universitatis Friburgensis studiis vacent, atque Collegium 
theologicum seu Uonvictus, qui jam antea existebat, instauretur. 

Collegü istius vero regimen et inspectio omnino penes Archi- 
episcopum erit, qui proinde domesticam disciplinam praescribet, 
viros ex quibus consilium seu commissio constabit oeconomicae 
ejusdem Collegii administrationi praeposita, idemque Rectorem, 
Repetitores et Oeconomum nominabit, atque eos omnes in exer- 
cendo munere diriget, ab eoque removebit, si id necessarium esse 
judicaverit. Sine ipsius consensu nullus alumnorum admittetur 
et qui admissi fuerint ab ipso quovis tempore, si opus fuerit, 
dimitti poterunt. In hoc Collegium Archiepiscopus admittere 
poterit, quos ecclesiasticae militiae nomen dare cupientes ipse 
amplioribus philosophiae studiis in Universitate erudiri voluerit. 


Uonsentit Sancta Sedes, ut Archiepiscopus in hujusmodi 
sustentando Collegio summam impendere pergat, quam hactenus 
ex bonis Seminario attributis in Collegium idem erogare con- 
suevit, dummodo ex fundis ecclesiasticis generalibus, aliisque pro 
re catholica destinatis ea praebeantur, quae hactenus tributa sunt, 
atque si haec non sufficiant, omne id suppeditetur, quod collatis 
cum Archiepiscopo consiliis necessarium esse censeatur. 


Omnes vero ejusdem Collegii alumni peractis in scholis 
Universitatis studis, in Seminarium sic dietum Ülericale apud 
S. Petrum prope Friburgum situm admittendi erunt, ibique 
manebunt donec presbyteratus ordine fuerint initiati. Quod 
quidem Seminarium Archiepiscopo pleno liberoque jure subjectum 
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erit, velut aliud ad Concilii Tridentini formam in posterum eri- 
gendum, de quo in praecedenti articulo habita mentio est. 

X. Cum autem Gubernium ad rectam catholicae juventutis 
institutionem Convietus quosdam iis in locis erigere intendat, in 
quibus jam publica gymnasia seu lycea pro Catholicis destinata 
existunt, poterunt interea et quamdiu Seminaria puerorum desi- 
derantur, inter ceteros illi quoque pueri et adolescentes admitti, 
qui clero adscribi cupiant. 

Horum autem Convictuum statuta et regulae initis Archi- 
episcopum inter et Gubernium consiliis praescribenda, ac dein, 
si opus fuerit, mutanda erunt. 

Superiores quoque et Repetitores nonnisi initis cum eodem 
Archiepiscopo consiliis ex viris ecclesiasticis erunt eligendi. 
Omnes autem alii in iisdem convictibus quovis munere fungentes 
catholici sint oportet. 

Inter alumnos catholici tantum pueri et adolescentes erunt 
admittendi, praemisso tamen examine, cui Archiepiscopi delegatus 
assistere debebit. Nemo porro admittatur sine Archiepiscopi 
consensu, nemo item in Collegio retineatur, quem idem Archi- 
episcopus removendum esse duxerit. 

Magistri omnes, qui in ejusmodi gymnasiüs et lyceis docendi 
munus exercent, ex catholieis viris erunt deligendi. Si vero 
Archiepiscopus aliquid de Magistris, aliisque cuique Convietui 
addictis, vel de studiorum ratione, vel de disciplina animadver- 
tendum aut reprehendendum esse duxerit, tunc Gubernium eo 
quo potuerit modo curabit, ut Archiepiscopi animadversionibus 
et desideriis satisfiat. 

Liberum porro erit Archiepiscopo ordinare et statuere ea 
omnia, quae ad religiosam alumnorum educationem et instruc- 
tionem in Convictu spectant et advigilare, ne in quavis tradenda 
disciplina quidpiam adsit, quod catholicae religioni morumque 
honestati adversetur. Proinde eosdem Convictus visitare, ad 
examina deputatos mittere, atque a Superioribus periodicas rela- 
tiones exigere poterit. 

XI. Facultas theologica catholica Universitatis Friburgensis 
quoad munus docendi ecclesiasticum Archiepiscopi regimini et 
inspectioni suberit. Poterit ideireo Archiepiscopus Professoribus 
et Magistris docendi auctoritatem et missionem tribuere, eam- 
demque revocare quando id opportunum censuerit, ab ipsis fidei 
professionem exigere, eorumque scripta’ et compendia suo exa- 
mini subjicere. 
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XI. Bona temporalia, quae Ecelesia propria possidet, vel 
in posterum acquiret, semper et integre conservabuntur; oneribus 
vero publicis et vectigalibus, nec non legibus Magni Ducatus 
generalibus aeque ac ceterae proprietates suberunt. 

Bona ecclesiastica nomine Ecclesiae sub Archiepiscopi inspec- 
tione ab iis erunt administranda, quibus haec administratio aut 
ex Canonum dispositione, aut ex consuetudine, aut ex privilegio, 
aut ex fundatione competit; omnes vero administratores rationem 
Ordinario vel ejus deputatis quotannis reddere teneantur, etiamsi 
illam aliis reddere debeant ex praedictis titulis. 

Ob peculiaria autem rerum adjuncta et dummodo publici 
aerarii sumptibus tum generalibus tum localibus Ecclesiae neces- 
sitatibus subveniatur, ea in conservandis administrandisque eccle- 
siasticis bonis, iisdem rerum adjunctis perdurantibus, erunt obser- 
vanda, quae in sequentibus articulis statuuntur. 

XIII Omnia cujusque ecclesiasticae fundationis bona nec 
vendi aut permutari, nec in emphyteusim tradi et hypothecae 
aliisque oneribus subjici, nec ulla transactione alienari, nec ultra 
novennium locari, neque eorum reditus in alios fundationum 
legibus alienos usus converti ullo modo unquam poterunt sine 
ecclesiasticae potestatis venia. 

Consentit autem Sancta Sedes, ut in ecclesiasticis bonis vel 
alienandis, vel novo oneri subjiciendis, vel in eorumdem bonorum 
reditibus in alios usus erogandis, Gubernii consensus habeatur. 

XIV. Bona vero quae ad Mensam Archiepiscopalem et ad 
illud Canonicorum Collegium, Metropolitanum Templum et ad 
Seminarium pertinent, ea ab ipso Archiepiscopo vel ab eodem 
Canonicorum Collegio juxta canonicas sanctiones omnino libere 
erunt administranda, veluti eiiam omnes alii fundi, qui vel ex 
eorumdem bonorum administratione vel ex Archiepiscopalis Sedis, 
vel cujusque Metropolitani Templi beneficii vacatione supererunt, 
vel ex novis privatorum hominum fundationibus collecti fuerunt, 
vel in posterum colligi poterunt. 

Fundi vero et bona stabilia, quae a Gubernio pro dote ejus- 
dem Archiepiscopalis Ecclesiae jam attributa sunt, vel in posterum 
attribuentur, sine Gubernii consensu nec alienari, nec ulli oneri 
subjiei poterunt. Nihil vero obstat, quominus ipsum Gubernium 
identidem noscere possit, utrum-bona ipsa sarta tectaque sint. 

XV. Bona autem, quae Capitula ruralia sie dieta possident, 
ab ipsis Capitulis libere erunt administranda, sub unius tantum 
Archiepiscopi inspectione. 
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XVI. Fundi et bona omnia, quae tum ad Ecclesiarum 
fabricas, tum ad ecclesiasticas cujusque loci fundationes pertinent, 
per collegia ad eorumdem bonorum administrationem destinata, 
in singulis catholicis communitatibus administrari poterunt eo 
modo, qui invaluit, dummodo tamen Ecclesiae nomine admini- 
strentur, et Parochi aliique Sacerdotes munus, quo in istis colle- 
giis funguntur, ex Archiepiscopi auctoritate et mandato exerceant. 

Praeterea ii omnes, qui catholicorum cujusque loci suffragiis 
in hoc cooptantur collegium, et ratiocinator ab ipso collegio 
eligendus tam a Gubernio quam ab Archiepiscopo, vel ab eorum 
deputatis erunt confirmandi. Eorum vero administratio tum a 
deputatis ab Archiepiscopo Decanis, tum a publieis Guberniüi 
ministris una simul erit inspieienda. 

XVII. Bona autem sublevandis alicujus regionis necessi- 
tatibus attributa a collegiis erunt administranda. Quae collegia 
constare debebunt ex Öatholicis viris pari numero tam a Gubernio, 
quam ab Archiepiscopo eligendis et utrique acceptis. Unicuique 
vero ex hisce collegiis praeesse debebit vir ab ipso collegio deli- 
gendus; ratiocinator autem eidem collegio inserviens a Gubernio 
et ab Archiepiscopo erit adprobandus. 

XVII. Aliud insuper erit constituendum mixtum consilium 
seu commissio, quae nomine Ecclesiae sedulo advigilabit admini- 
strationi fundorum intercalarium et aliarum generalium ecele- 
siasticarum fundationum, ac simul supremam curam habebit de 
administratione omnium in Magno Badensi Ducatu ecclesiasti- 
carum existentium fundationum. Quocirca hoc consilium seu 
commissio nomine tum Archjepiscopi tum Gubernii a singulis 
administratoribus accepti et expensi rationes exiget et opportunum 
de unaquaque administratione judicium feret. Quaenam autem 
fundationes tamquam generales fundationes ecclesiasticae con- 
siderandae sint, collatis Gubernium inter et Archiepiscopum 
consiliis erit statuendum. 

XIX. Consilium istud constabit ex catholicis viris pari 
numero a Gubernio et ab Archiepiscopo electis et utrique pro- 
batis. @uoniam vero huic consilio seu commissioni aliquis catho- 
licus vir praeesse debebit, ideirco tam Gubernium quam Archi- 
episcopus jure pollebit proponendi eos, quos ad hujusmodi munus 
obeundum magis idoneos judicaverint. Atque ille praesidis 
munere fungetur, qui tam a Gubernio, quam ab Archiepiscopo 
collatis inter se consiliis fuerit electus et nominatus; ac Guber- 
nium hunc ipsum virum constituet praesidem alterius consili,. 
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cui commissum est in Magno Ducatu catholicarum scholarum 
regimen, ac simul cura demandata de bonis administrandis, quae 
in eodem Magno Ducatu rei catholicae sunt destinata. 

Omnis autem agendi ratio seu methodus, qua hoc mixtum 
consilium seu commissio in proprio munere exercendo uti de- 
buerit, a Gubernio et ab Archiepiscopo initis inter se consiliis 
erit praescribenda. 

Omnes vero administratores, tum intercalarium fundorum, 
tum generalis cujusque ecclesiasticae fundationis, de quibus in 
Articulo XVIII. verba facta sunt, ex catholicis viris erunt eli- 
gendi, collatis inter Gubernium et Archiepiscopum consiliis. 

XX. Archiepiscopo porro liberum jus erit cognoscendi ac 
penitus inspiciendi cujusque ecclesiasticae fundationis statum, 
rationem, indolem et onera ac documenta, quae ad quamlibet 
fundationem pertinent, ut rebus omnibus sedulo perpensis, atque 
initis cum Gubernio consiliis, possit constitul accurata norma, 
qua cujuslibet fundationis ecelesiasticae administratio erit gerenda, 
et reditus singulis annis erogandi. Hanc quidem normam prae 
oculis habere et sequi debebit mixtum consilium seu commissio 
in proprio fungendo munere atque in examinandis expensi et 
accepti rationibus. In stabilienda vero rata expensarum portione, 
quae in qualibet Ecclesia pro cultu divino impendi debeat, prae- 
cipua ratio erit habenda petitionum Archiepiscopi, ad quem postea 
unice pertinet praescribere, quomodo constitutae summae in 
ipsum divinum cultum tuendum, augendumve debeant erogari. 
Idem Archiepiscopus cum Gubernio consilia inibit, quoties propter 
extraordinarias cultus necessitates opportunum existimabit ad- 
hibere reditus, qui alicujus ecclesiasticae fundationis expensis 
supererunt. 

XXI. Beneficia a suis rectoribus ad sacrorum Canonum 
normam erunt administranda sub inspectione commemoratae 
mixtae commissionis. Ubi vero beneficia vacaverint, eorumdem 
bona a Capitulorum ruralium camerariis aut aliis viris, de quibus 
Archiepiscopus cum Gubernio conveniet, administrabuntur et 
reditus cujusque beneficii, qui adimpletis ejusdem oneribus super- 
sunt, fundo intercalari attribuenda erunt, nisi ob peculiaria 
locorum adjuncta reditus ipsi vel in ejusdem beneficii augmen- 
tum, vel in majorem illius loci Ecclesiae utilitatem aut necessi- 
tatem sint erogandıi. 

XXI. Archiepiscopus cum omnibus Magni Ducis Magistra- 
tibus immediate communicabit. 
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XXIII Edicta et decreta quaecumque, quae cum praesenti 
Conventione non congruunt, abrogata sunt, quae vero legum 
dispositiones eidem Conventioni adversantur, mutabuntur. 

XXIV. Si quae in posterum super lis, quae conventa sunt, 
supervenerit difficultas, Sanctitas Sua et Regia Celsitudo invicem 
conferent ad rem amice componendam. 

Ratificationes praesentis Conventionis mutuo tradentur Romae 
duorum mensium spatio, aut citius, si fieri poterit. 

In quorum fidem praedicti Plenipotentiarii huic Conventioni 
subscripserunt, illamque suo quisque sigillo obsignaverunt. 


Datum Romae die vigesima octava Junii anno reparatae 
salutis millesimo octingentesimo quinquagesimo nono. 


Carolus Aug. Card. de Reisach. Christianus Gust. Liber 
Baro de Berckheim. Franeiscus Carolus Rosshirt. 


b) Die päpstliche Bestätigungs- und Publikationsbulle 
j vom 22. September 1859. 


Pius Episcopus. 


Servus Servorum Dei. Ad Perpetuam Rei Memoriam. 


Aeterni Pastoris vicaria hie in terris procuratio Nobis nulio 
certe meritorum ' suffragio, sed ineffabili Divinae Providentiae 
consilio commissa postulat, ut omnia Nostra consilia et studia 
in universi Dominici gregis salutem et Catholicae Ecelesiae utili- 
tatem ubique promovendam assidue conferamus. Quocirca Aposto- 
licas Nostras curas, cogitationesque ad ecclesiasticas superioris 
Rheni proyincias omni studio convertimus, ut ibi sanctissima 
nostra Religio majora in dies incrementa suscipiat et quotidie 
magis prospere feliciterque vigeat et floreat. Etenim etiamsi 
recolendae memoriae Praedecessores Nostri Pius praesertim VII. 
suis Apostolieis Litteris XVII. Kalendas Septembris anno mille- 
simo octingentesimo vicesimo primo sub plumbo datis et inci- 
pientibus „Provida solersque“ ac Leo XII. per alias similes 
Litteras III. Idus Aprilis anno millesimo octingentesimo vicesimo 
septimo editas, quarum initium „Ad Dominici gregis custodiam“ 
ecclesiasticis earumdem provinciarum negotiis, ac spirituali illorum 
fidellum bono accurate prospicere studuerunt, tamen probe cog- 
noscebamus, ob rerum ac temporum vicissitudines alia a Nobis 
suscipienda esse 'consilia, tum ad majorem illorum fidelium utili- 
tatem procurandam, tum ad eas amovendas difficultates, quae 
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ultimis hisce potissimum temporibus exortae fuerunt. Maxima 
igitur laetitia affecti fuimus, ubi Serenissimus ac Celsissimus 
Regius Princeps Fredericus Magnus Badarum Dux a Nobis effla- 
gitavit, ut ecclesiastica in Magno suo Ducatu negotia componere 
vellemus. Itaque ejusdem Regiae Celsitudinis votis quae Nostra 
etiam erant diuturna et impensissima vota, alacri libentissimoque 
animo obsecundantes, omni rejecta mora, cum ipso Celsissimo 
Principe Conventionem ineundam esse censuimus. Atque gravis- 
simo huic sane negotio manum statim admoventes Dilectum 
Filium Nostrum Joannem 8. R. E. Presbyterum Cardinalem 
Brunelli pietatis, doctrinae, ac prudentiae laude conspicuum 
eum necessariis facultatibus delegimus, ut cum Dilecto Filio 
Carolo Bruner Consiliario a publicis negotiis illius Magni Ducatus, 
qui ob hanc causam ab ipso Celsissimo Principe missus fuerat, 
rem omnem sedulo tractandam .curaret. Cum autem idem Car- 
dinalis a Nobis - Episcopus Auximanus et Cingulanus fuisset 
renunciatus, iceirco in ejus locum illico suffecimus Dilectum Filium 
Nostrum Carolum Augustum S. R. E. Presbyterum Cardinalem 
de Reisach pietate, doctrina, prudentiaque spectatum atque oppor- 
tunas ei quoque instructiones, facultatesque dedimus, ut inchoa- 
tam gravissimi hujus negoti tractationem diligenter prosequeretur 
et absolveret cum eodem Carolo Bruner. .Sed cum hic supremum 
diem obierit, a Celsissimo Magno Badensi Duce in ejus. loeum 
substituti fuerunt Plenipotentiarii Nobilis Vir Baro Christianus 
Gustavus de Berekheim Minister Plenipotentiarius et Legatus 
extraordinarius ad hanc Sanctam Sedem, ac Dilectus Filius Fran- 
ceiscus Carolus Rosshirt in utroque jure Doctor atque a Consiliis 
supremi Tribunalis justitiae in Magno Badensi Ducatu, ut cum 
eodem Dilecto Filio Nostro Cardinali de Reisach susceptum tanti 
momenti negotium ad exitum perducerent. Et quoniam probe 
noscebamus qua eximia justitia, aequitate, excelsique animi magni- 
tudine et qua propensa in Catholicos sibi subditos voluntate 
eniteat idem Celsissimus Princeps Magnus Badarum Dux, iceireo 
firma certaque spe nitebamur fore, ut, Deo auxiliante, tanti 
momenti res optatum assequeretur exitum.  Ac vehementer laeta- 
mur, hujusmodi Nostram spem haud inanem fuisse. Namque 
post diuturnam sedulamque consultationem, veluti rei gravitas 
postulabat, Conventio ipsa pluribus Artieulis distincta et a VV. 
FF. NN. S. R.. E. Cardinalibus Congregationis Negotiis. eccele- 
siasticis extraordinariis- praepositae examinata, cum eodem. Sere- 
nissimo ac Üelsissimo Regio Prineipe Frederico' Magno Badensi 
11% 
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Duce fuit inita, atque ad optatum exitum perducta. Cum autem 
ejusdem Conventionis Articuli tum a Nostro, tum ab ejusdem 
Magni Ducis Plenipotentiariis die vicesima octava mensis Juni 
hujus anni fuerint subseripti, atque a Nobis diligentissime per- 
pensi, eamdem Conventionem suprema Nostra Auctoritate confir- 
mandam esse existimavimus, eamque maximo animarum commodo 
et catholicae Eccelesiae bono futuram esse, Deo benedicente, 
confidimus. Hujus autem Conventionis tenor est qui sequitur, 
videlicet: 
Conventio 
(ut supra pag. 154). 

Itague cum hujusmodi conventionis pacta et concordata in 
omnibus et singulis punctis, clausulis, articulis et conditionibus 
tum a Nobis tum a Serenissimo Principe Frederico Magno 
Badarum Duce fuerint approbata, confirmata et ratificata et cum 
ipse Celsissimus Princeps enixe efflagitaverit, ut pro firmiori 
eorum subsistentia, robur Apostolicae firmitatis adjiceremus, ac 
solemniorem auctoritatem et decretum interponeremus, Nos in 
Domino plane confidentes fore, ut pro sua misericordia has 
Nostras curas et studia ad componendas in Magno Badarum 
Ducatu ecclesiasticas res intenta uberrimis divinae suae gratiae 
donis prosequi dignetur, ex certa scientia et matura deliberatione 
Nostra, deque Apostolicae Nostrae potestatis plenitudine supra- 
dietas Öonventiones, Oapitula, Pacta, Concordata et Uoncessiones 
tenore praesentium approbamus, ratificamus et acceptamus, illis- 
que Apostolici muniminis et firmitatis robur atque efficaciam 
adjungimus, omniaque in 1is contenta et promissa sincere et in- 
violabiliter ex Nostra et Sanctae Sedis parte adimpletum et ser- 
vatum iri tam Nostro quam Successorum Nostrorum nomine 
promittimus ac spondemus. 

Majori autem qua possumus contentione etiam atque etiam 
monemus et hortamur tum Venerabilem Fratrem in eodem Magno 
Ducatu Archiepiscopum, tum alios omnes Catholicos seu ecele- 
siasticos seu laicos viros in illo Magno Ducatu degentes, ut unus- 
quisque pro sua parte omnia praemissa et pacta ad majorem 
Dei gloriam, christiani nominis decus accurate servent, ac summo 
studio eorum omnes curas, cogitationesque semper in id con- 
ferant, ut catholicae doctrinae puritas, ac divini cultus nitor et 
ecclesiasticae disciplinae splendor, et Ecclesiae legum observantia, 
morumgque probitas, honestas et christianae pietatis ac virtutis 
amor et opera quotidie magis refulgeant. 
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Decernentes easdem praesentesLitteras nullo unguam tempore 
de subreptionis et obreptionis, aut nullitatis vitio vel intentionis 
Nostrae, aut alio quocumque, quamvis magno, aut inexcogitato 
defectu notari, aut impugnari posse, sed semper firmas validas 
et efficaces existere et fore, suosque plenarios et integros effectus 
sortiri et obtinere et inviolabiliter observari debere, quousque con- 
ditiones et pacta in Tractatu expressa serventur. Non obstan- 
tibus Apostolicis et Synodalibus, Provincialibus et Universalibus 
Conciliis, editis generalibus Constitutionibus et Ordinationibus, 
ac Nostris et Cancellariae Apostolicae regulis, praesertim de jure 
quaesito non tollendo, nee non quarumcumque Ecclesiarum, Capitu- 
lorum, aliorumque Piorum Locorum fundationibus, etiam confirma- 
tione Apostolica, vel quavis firmitate alia roboratis, privilegiis quo- 
que, Indultis et Litteris Apostolicis in contrarium quomodolibet 
concessis, confirmatis etinnovatis, ceterisque contrariis quibuscum- 
que. Quibus omnibus et singulis illorum tenores pro expressis etad 
verbum insertis habentes, illis alias in suo robore permansuris, ad 
praemissorum effectum dumtaxat, specialiter et expresse derogamus. 

Insuper, quia difficile foret praesentes Litteras ad singula, 
in quibus de eis fides facienda fuerit, loco deferri, eadem Aposto- 
lica Auctoritate, decernimus et mandamus, ut earum transumptis 
etiam impressis, manu tamen publici Notarii subscriptis et sigillo 
alicujus personae in Eeclesiastica dignitate constitutae munitis, 
plena ubique fides adhibeatur, perinde ac si praesentes Litterae 
forent exhibitae vel ostensae. Et insuper irritum quoque et inane 
decernimus, si secus super his a quoquam quavis auctoritate 
scienter vel ignoranter contigerit attentari. 

Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam Nostrae 
concessionis, adprobationis, ratificationis, acceptationis, promis- 
sionis, sponsionis, monitionis, hortationis, decreti, derogationis, 
statuti, mandati, voluntatis infringere, vel ei ausu temerario 
contraire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indigna- 
tionem Omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Pauli Aposto- 
lorum Ejus se noverit incursurum. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum anno Incarnationis 
Dominicae Millesimo Octingentesimo Quinquagesimo Nono Decimo 
Kalendas Octobris Pontificatus Nostri Anno Decimoquarto!). 

(L. Pl.) Marius Card. Mattei Pro-Datarius. V. Card. Macchi. 

I. Cugnonius. 





1) Weitere päpstl. Weisungen s. Nussi, ]. c. p. 400 u. Walter, ]. c. p. 385. 
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VI. Kapitel. 


Die kirchlichen Rechtsquellen in den Reichslanden 
Elsass-Lothringen. 


Das französische Konkordat vom 15. Juli 1801'). 


Sanctitas sua Summus Pontifex Pius VII. atque primus 
Consul Gallicae reipublicae in suos respective plenipotentiarios 
nominarunt: 

Sanctitas sua eminentissimum dominum Herculem Consalvi 
S. R. E. cardinalem diaconum s. Agathae ad Suburram, suum 
a secretis status; Josephum Spina archiepiscopum Corinthi, 
Sanctitatis suae praelatum domesticum ac pontificio solio assis- 
tentem; et patrem Caselli theologum consultorem Sanctitatis suae, 
pariter munitos facultatibus in bona et debita forma; 


Primus Consul cives Josephum Bonaparte, consiliarium status, 
Cretet, consiliarium pariter status, ac Bernier, doctorem in s. 
theologia, parochum s. Laudi Andegavensis, plenis facultatibus 
munitos. 


Qui post sibi mutuo tradita respectivae plenipotentiae instru- 
menta, de iis quae sequuntur convenerunt: 


Conventio 
Inter Summum Pontificem Pium VII. et Gubernium Gallicanum. 


Gubernium reipublicae recognoscit religionem catholicam 
apostolicam Romanam eam esse religionem, quam longe maxima 
pars civium Gallicanae reipublicae profitetur. 


Summus Pontifex pari modo recognoscit eamdem religionem 
maximam utilitatem maximumque decus percepisse, et hoc quo- 
que tempore praestolari ex catholico cultu in Gallia constituto, 
nec non ex peculiari ejus professione, quam faciunt reipublicae 
Consules. 


1) Die fortdauernde Geltung des Konkordates für die Reichslande wurde 
seitens der deutschen Regierung bei der Besitznahme im Jahre 1870 (s. Erlass 
vom 12. September 1870 im Archiv 24, 306) erklärt und ebenso seitens der 
römischen Kurie durch Schreiben des Kardinalstaatssekretärs Antonelli vom 
10. Februar 1872, jedoch mit Hinweis auf art. 17, wonach bezüglich der Aus- 
übung der Rechte des Staatsoberhauptes eine Neuregelung erforderlich sei. 
Vgl. den Artikel im Archiv 45, 302. 
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| Haec cum ita sint, atque utrimque recognita, ad religionis 
bonum internaeque tranquillitatis conservationem, ea quae sequun- 
tur inter ipsos conventa sunt: 

I. Religio catholica apostolica Romana libere in Gallia exer- 
cebitur: cultus publicus erit, habita tamen ratione ordinationum 
quoad politiam, quae gubernium pro publica tranquillitate neces- 
sarlas existimabit. 

I. Ab apostolica Sede, collatis cum Gallico gubernio con- 
siliis, novis finibus Galliarum dioeceses circumscribentur. 

Ill. Summus Pontifex titularibus Gallicanarum ecclesiarum 
episcopis significabit se ab iis, pro bono pacis et unitatis, omnia 
sacrificia firma fiducia expectare, eo non excepto quod ipsas 
suas episcopales sedes resignent. 

Hac hortatione praemissa, si huic sacrificio, quod. Ecclesiae 
bonum exigit, renuere ipsi vellent (fieri id autem posse summus 
Pontifex suo non reputat animo) gubernationibus Gallicanarum 
ecclesiarum novae circumscriptionis de novis titularibus provide- 
bitur, eo qui sequitur modo. 

IV. Consul primus Gallicanae reipublicae intra tres menses, 
qui promulgationem constitutionis apostolicae consequentur, archi- 
episcopos et episcopos novae circumscriptionis dioecesibus prae- 
ficiendos nominabit. Summus Pontifex institutionem canonicam 
dabit, juxta formas relative ad Gallias ante regiminis commu- 
tationem statutas. 

V. Item Consul primus ad episcopales sedes, quae in 
posterum vacaverint, novos antistites nominabit, jisque, ut in 
articulo praecedenti constitutum est, apostolica Sedes canonicam 
dabit institutionem. 

VI. Episcopi antequam munus suum gerendum suscipiant, 
coram primo Uonsule juramentum fidelitatis emittent, quod erat 
in more ante regiminis commutationem, sequentibus verbis ex- 
pressum: 

„Ego juro et promitto ad sancta Dei Evangelia obedientiam, 
„et fidelitatem gubernio per constitutionem Gallicanae reipublicae 
„statuto. Item promitto me nullam communicationem habiturum, 
„aulli consilio interfuturum, nullamque suspectam unionem neque 
„intra, neque extra conseryaturum, quae. tranquillitati publicae 
„noceat; et si, tam in dioecesi mea, quam alibi, noverim aliquid 
„in status damnum tractari, gubernio manifestabo.“ 

VII. Ececlesiastiei secundi ordinis idem juramentum emittent 
coram auctoritatibus civilibus a Gallicano gubernio designatis. 
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VII. Post divina officia in omnibus catholieis Galliae 
templis sic orabitur: 

„Domine, salvam fac rempublicam.“ 

„Domine, salvos fac consules.‘“ 

IX. Episcopi in sua quisque dioecesi novas paroecias circum- 
seribent; quae circumseriptio suum non sortietur effectum, nisi 
postquam gubernii consensus accesserit. 

X, Iıdem episcopi ad paroecias nominabunt, nec personas 
seligent nisi gubernio acceptas. 

XI. Poterunt iidem episcopi habere unum capitulum in 
cathedrali ecclesia, atque unum seminarium in sua quisque 
dioecesi sine dotationis obligatione ex parte gubernii. 

XI. Omnia templa metropolitana, cathedralia, parochialia, 
atque alia, quae non alienata sunt, cultui necessaria, episcoporum 
dispositioni tradentur. 

XII. Sanctitas Sua, pro pacis bono felicique religionis 
restitutione, declarat eos, qui bona Ecclesiae alienata acquisi- 
verunt, molestiam nullam habituros neque a se, neque a Romanis 
Pontifieibus successoribus suis, ac consequenter proprietas eorum- 
dem bonorum, reditus et jura iis inhaerentia immutabilia penes 
ipsos erunt, atque ab ipsis causam habentes. 

XIV. Gubernium Gallicanae reipublicae in se recipit tum 
episcoporum, tum parochorum, quorum dioeceses atque parochias 
nova circumscriptio complectetur, sustentationem, quae cujusque 
statum deceat. 

XV. Idem gubernium ceurabit, ut catholieis in Gallia liberum 
sit, si libuerit, ecelesiis consulere novis fundationibus. 

XVI. Sanctitas Sua recognoscit in primo Consule Galli- 
canae reipublicae eadem jura ac privilegia, quibus apud sanctam 
Sedem fruebatur antigquum regimen. 

XV1I. Utringue conventum est, quod in casu quo aliquis 
ex successoribus hodierni primi Consulis catholicam religionem 
non profiteretur super juribus ac privilegiis in superiori articulo 
commemoratis, nec non super nominatione ad archiepiscopatus 
et episcopatus, respectu ipsius nova conventio fiet. 

Ratificationum traditio Parisiis fiet quadraginta dierum spatio. 
Datum Parisiis die 15. mensis Julii 1801. 


Hercules cardinalis Consalvi. Joseph Bonaparte. Joseph 
Archiepiscopus Corinthi. Cretet. Fr. Carolus Caselli. Bernier. 
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Conventio inter Sanctitatem Suam Pium IX. Summum Pontificem 
et Majestatem Suam Caesareo-Regiam Apostolicam Franciscum 
Josephum I. Imperatorem Austriae. 


In Nomine Sanctissimae et Individuae Trinitatis. 

Sanctitas Sua Summus Pontifex Pius IX. et Majestas Sua 
Caesareo-Regia Apostolica Franeiscus Josephus I. Austriae Im- 
perator, concordibus effecturi studis, ut fides, pietas et omnis 
recti honestique vigor in Austriae Imperio conservetur et augescat, 
de Ecclesiae catholicae statu in eodem Imperio solemnem con- 
ventionem inire decreverunt. 

Quapropter Sanctissimus Pater in Plenipotentiarium Suum 
nominavit: Eminentissimum Dominum Michaölem Sacrae Roma- 
nae Ecclesiae Presbyterum Cardinalem Viale-Prela, ejusdem 
Sanctitatis Suae et Sanctae Sedis apud praefatam Apostolicam 
Majestatem Pro-Nuntium, et Majestas Sua, Imperator Austriae 
Celsissimum Dominum Josephum Othmarum de Rauscher, Prin- 
cipem Archiepiscopum Viennensem, Solio Pontificio Assistenten, 
Caesarei Austriaci Ordinis Leopoldini Praelatum et magnae 
Crucis Equitem, nec non ejusdem Majestatis Caesareae a con- 
siliis intimis. 

Qui post plenipotentiae ipsis collatae instrumenta mutuo 
sibi tradita atque recognita de sequentibus convenerunt: 

I. Religio catholica Apostolica Romana in toto Austriae 
Imperio et singulis, quibus constituitur ditionibus, sarta tecta 





| 1) Das Konkordat wurde am 18. August 1855 von den Bevollmächtigten 
"unterzeichnet und am 25. Septbr. 1855 ratifizirt. Nach heftigen Anfeindungen 
wurde dasselbe, nachdem es schon durch die Gesetze vom 25. Mai 1868 ver- 
‚ letzt war, vom Minister des Aeussern durch Depesche vom 30. Juli 1870 in 
Rom gekündigt und durch die sogenannten konfessionellen (sesetze vom 
7. Mai 1874 staatlicherseits aufgehoben und ersetzt. Der apostolische Stuhl 
billigste unterm 29. April 1874 die Erklärung der Bischöfe vom 26. März 1874, 
dass sie „das Konkordat nicht als erloschen ansehen, und dass sie den An- 
forderungen, welche die Staatsgewalt in dem Gesetzentwurfe über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche stellte, nur insoweit entsprechen 
; würden, als sie mit dem Konkordate der Sache nach im Einklang ständen‘“. 
Vgl. Schneider, Lehre von den Kirchenrechtsquellen pag. 34 n. 1. 
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conservabitur semper cum is juribus et praerogativis, quibus 
frui debet ex Dei ordinatione et canonicis sanctionibus. 


II. Cum Romanus Pontifex primatum tam honoris quam 
jurisdietionis in universam, qua late patet, Ecclesiam jure divino 
obtineat, Episcoporum, cleri et populi mutua cum Sancta Sede 
communicatio in rebus spiritualibus et negotiis ecclesiastieis nulli 
placetum regium obtinendi necessitati suberit, sed prorsus 
libera erit. 

Ill. Archiepiscopi, Episcopi omnesque locorum Ordinarii 
cum Clero et populo dioecesano pro munere officii pastoralis 
libere communicabunt, libere item suas de rebus ececlesiasticis 
instructiones et ordinationes publicabunt. 


IV. Archiepiscopis et Episcopis id quoque omne exercere 
liberum erit, quod pro regimine dioecesium sive ex declaratione 
sive ex dispositione sacrorum canonum juxta praesentem et a 
Sancta Sede adprobatam Ecclesiae disciplinam ipsis competit, 
ac praesertim:! 

a) Vicarios, Consiliarios et adjutores administrationis suae 
constituere ecclesiasticos, quoscunque ad praedicta officia idoneos 
judicaverint. 

b) Ad statum clericalem assumere et ad sacros ordines secun- 
dum canones promovere, quos necessarios aut utiles dioecesibus 
suis judicaverint, et e contrario, quos indignos censuerint, a sus- 
ceptione ordinum arcere. 

c) Beneficia minora erigere atque collatis cum Caesarea 
Majestate consiliis, praesertim pro convenienti redituum assigna- 
tione, parochias instituere, dividere vel. unire. 

d) Praescribere preces publicas, aliaque pia opera, cum id 
bonum Ecelesiae aut Status populive postulet, sacras pariter 
supplicationes et peregrinationes indicere, funera aliasque omnes 
sacras functiones servalis quoad omnia canonicis praescriptio- 
nibus moderari. 

e) Convocare et celebrare ad sacrorum canonum normam 
Concilia provincialia et Synodos dioecesanas, eorumque acta 
vulgare. 

V. Omnis juventutis catholicae institutio in cunctis scholis 
tam publieis quam privatis conformis erit doctrinae religionis 
catholicae; Episcopi autem ex propriü pastoralis offici munere 
dirigent religiosam juventutis educationem in omnibus instruc- 
tionis locis et publicis et privatis, atque diligenter advigilabunt, 
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ut in quavis tradenda disciplina nihil adsit, quod catholicae 
religioni, morumque honestati adversetur. 


VI. Nemo sacram theologiam, disciplinam catecheticam vel 
religionis doctrinam in quocunque instituto vel publico vel privato 
tradet, nisi cum missionem tum auctoritatem obtinuerit ab. Epis- 
copo dioecesano, cujus eamdem revocare est, quando id oppor- 
tunum censuerit. Publici theologiae professores et disciplinae 
eatecheticae magistri, postquam sacrorum Antistes de candida- 
torum fide, scientia ac. pietate sententiam suam exposuerit, 
nominabuntur ex. lis, quibus docendi missionem et auctoritatem 
conferre paratum se exhibuerit. Ubi autem theologicae facul- 
tatis professorum quidam ab Episcopo ad seminarii sui alumnos 
in theologia erudiendos adhiberi solent, in ejusmodi professores 
nunquam non assumentur viri, quos sacrorum Antistes ad munus 
praedictum obeundum prae ceteris habiles censuerit. Pro exa- 
minibus eorum, qui ad gradum doctoris theologiae vel sacrorum 
canonum adspirant, dimidiam partem examinantium Episcopus 
dioecesanus ex doctoribus theologiae vel sacrorum canonum 
constituet. 


VII. In gymnasiis et omnibus, quas medias vocant, scholis 
pro juventute catholica destinatis nonnisi viri catholici in pro- 
fessores seu magistros nominabuntur et omnis institutio ad vitae 
christianae legem cordibus inscribendam pro rei, quae tractatur, 
natura composita erit. Quinam libri in iisdem scholis ad reli- 
giosam tradendam instructionem adhibendi sint, Episcopi collatis 
inter se consiliis statuent. De religionis magistris pro publieis 
gymnasiis mediisque scholis deputandis firma manebunt, quae 
hac de re salubriter constituta sunt. 


VI. Omnes scholarum elementarium pro catholicis desti- 
natarum magistri inspectioni ecclesiasticae subditi erunt. Inspec- 
tores scholarum dioecesanos Majestas Sua Caesarea ex viris ab 
Antistite dioecesano propositis nominabit. Casu, quo lisdem in 
scholis instructioni religiosae haud sufficienter provisum sit, Epis- 
copus virum ecclesiasticum, qui discipulis catechismum tradat, 
libere constituet. . In ludimagistrum assumendi fides et conver- 
satio intemerata sit.oportet. Loco movebitur, qui a recto tramite 
deflexerit. 


IX.  Archiepiscopi, Episcopi omnesque locorum Ordinarii 
propriam auctoritatem omnimoda libertate exercebunt, ut libros 
religioni morumque honestati perniciosos censura perstringant 
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et fideles ab eorundem lectione avertant. Sed et Gubernium, ne 
ejusmodi libri in Imperio divulgentur, quovis opportuno reme- 
dio cavebit. r 

X. Quum causae ecclesiasticae omnes et in specie, quae 
fidem, sacramenta, sacras functiones nec non officia et jura 
ministerio sacro annexa respiciunt, ad Ecclesiae forum unice 
pertineant, easdem cognoscet judex ecclesiasticus, qui perinde 
de causis quoque matrimonialibus juxta sacros canones et Triden- 
tina cumprimis decreta judicium feret, civilibus tantum matri- 
monü effectibus ad judicem saecularem remissis. Sponsalia quod 
attinet, auctoritas ecclesiastica judicabit de eorum existentia et 
quoad matrimonium impediendum effectibus, servatis, quae idem 
Concilium Tridentinum et Apostolicae Litterae, quorum initium: 
„Auctorem fidei“ constituunt. 

XI. Sacrorum Antistitibus liberum erit, in elericos honestum 
habitum clericalem eorum ordini et dignitati congruentem non 
deferentes aut quomodocungue reprehensione dignos poenas a 
sacris canonibus statutas et alias, quas ipsi Episcopi convenientes 
judicaverint, infligere, eosque in monasteriis, seminarlis aut domi- 
bus ad id destinandis custodire. Jidem nullatenus impedientur, 
quominus censuris animadvertant in quoscunque fideles eccle- 
siasticarum legum et canonum transgressores. 

XII. De jure patronatus judex ecclesiasticus cognoscet; 
consentit tamen Sancta Sedes, ut, quando de laicali patronatu 
agatur, tribunalia saecularia judicare possint de successione quoad 
eumdem patronatum, seu controversiae ipsae inter veros et sup- 
positos patronos agantur seu inter ecclesiasticos viros, qui ab 
iisdem patronis designati fuerint. 

XIll. Temporum ratione habita Sanctitas Sua consentit, 
ut clericorum causas mere civiles, prout contractuum, debitorum, 
haereditatum judices saeculares cognoscant et definiant. 

XIV. Eadem de causa Sancta Sedes haud impedit, quo- 
minus causae ecclesiasticorum pro eriminibus seu delictis, quae 
poenalibus Imperii legibus animadvertuntur, ad judicem laicum 
deferantur; cui tamen incumbet, Episcopum ea de re absque 
mora certiorem reddere. Praeterea in reo deprehendendo et 
detinendo ii adhibebuntur modi, quos reverentia status clericalis 
exigit. Quodsi in ecclesiasticum virum mortis vel carceris ultra 
quinquennium duraturi sententia feratur, Episcopo nunguam 
non acta judieiaria communicabuntur, et condemnatum audiendi 
facultas fiet, in quantum necessarium sit, ut de poena eccle- 
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siastica eidem infligenda cognoscere possit. Hoc idem Antistite 
petente praestabitur, si minor poena decreta fuerit. COlerici car- 
ceris poenam semper in locis a saecularibus separatis luent. 
Quodsi autem ex delicto vel transgressione condemnati fuerint, 
in monasterio vel alia ecclesiastica domo recludentur. 

In hujus artieuli dispositione minime comprehenduntur causae 
majores, de quibus sacrum Concilium Tridentinum sess. XXIV. 
c. 5. de reform. decrevit. Jis pertractandis Sanctissimus Pater 
et Majestas Sua Caesarea, si opus fuerit, providebunt. 

XV. Ut bonoretur domus Dei, qui est Rex Regum et 
Dominus Dominantium, sacrorum templorum immunitas serva- 
bitur, in quantum id publica securitas et ea, quae justitia exigit, 
fieri sinant. 

XVI. Augustissimus Imperator non patietur, ut Ecclesia 
catholica ejusque fides, liturgia, institutiones sive verbis, sive 
factis, sive scriptis contemnantur, aut Ecclesiarum Antistites vel 
Ministri in exercendo munere suo pro custodienda praesertim 
fidei ac morum doctrina et disciplina Ecclesiae impediantur. 
Insuper efficax, si opus fuerit, auxilium praestabit, ut sententiae 
ab Episcopis in clericos officiorum oblitos latae executioni deman- 
dentur. Desiderans praeterea, ut debitus juxta divina mandata 
sacris Ministris honor servetur, non sinet quidquam fieri, quod 
dedecus eisdem afferre, aut eos in contemptum adducere possit, 
immo vero mandabit, ut omnes Imperii Sui Magistratus et ipsis 
Archiepiscopis seu Episcopis et clero quacunque occasione reve- 
rentiam atque honorem eorum dignitati debitum exhibeant. 

XVII. Seminaria episcopalia conservabuntur et ubi dotatio 
eorum haud plene sufficiat fini, cui ad mentem sacri Concilii 
Tridentini inservire debent, ipsi augendae congruo modo pro- 
videbitur. Praesules dioecesani eadem juxta sacrorum canonum 
normam pleno et libero jure gubernabunt et administrabunt. 
Igitur praedietorum seminariorum rectores et professores seu 
magistros nominabunt et quotiescunque necessarium aut utile 
ab ipsis censebitur, removebunt. Adolescentes et pueros in lis 
efformandos recipient, prout dioecesibus suis expedire in Domino 
judicaverint. Qui studiis in seminariis hisce vacaverint, ad 
scholas alius eujuscunque instituti praevio idoneitatis examine 
admitti nec non servatis servandis pro qualibet extra seminarium 
cathedra concurrere poterunt. 

XVII. Sancta Sedes, proprio utens jure, novas dioeceses 
eriget ac novas earumdem peraget circumscriptiones, cum id 
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spirituale fidelium bonum. postulaverit. Verumtamen quando 
id contigerit, cum Gubernio Imperiali consilia conferet. 


XIX. Majestas Sua Caesarea in seligendis Episcopis, quos 
vigore privilegii Apostolici a Serenissimis Antecessoribus Suis 
ad Ipsam devoluti a Sancta Sede canonice instituendos praesentat 
seu nominat, imposterum quoque Antistitum imprimis compro- 
vincialium consilio utetur. | | 


XX. Metropolitae ac Episcopi, antequam Ecclesiarum suarum 
gubernacula suscipiant, coram Caesarea Majestate fidelitatis jura- 
mentum emittent sequentibus verbis expressum: „Ego juro et 
promitto ad sancta Dei Evangelia, siecut decet Episcopum, obe- 
dientiam et fidelitatem Caesareo-Regiae Apostolicae Majestati et 
Successoribus Suis; juro item et promitto, me nullam communi- 
cationem habiturum nulligue consilio interfuturum, quod tran- 
quillitati publicae noceat, nullamque suspectam unionem neque 
intra neque extra Imperii Jimites conservaturum, atque si publi- 
cum aliquod periculum imminere resciverim, me ad illud aver- 
tendum nihil omissurum.“ 


XXI. In cunctis Imperii partibus Archiepiscopis, Episcopis 
et viris ecelesiasticis omnibus liberum erit, de his, quae mortis 
tempore relicturi sint, disponere juxta sacros canones, quorum 
praescriptiones et a legitimis eorum haeredibus ab intestato suc- 
cessuris diligenter observandae erunt. Utroque tamen in casu 
excipientur Antistitum dioecesanorum ornamenta et vestes ponti- 
ficales, quae omnia veluti mensäe episcopali propria erunt habenda 
et ideo ad Successores Antistites transibunt. Hoc idem observa- 
bitur quoad libros, ubi usu receptum est. 


XXI. In omnibus metropolitanis seu archiepiscopalibus 
suffraganeisque ecclesiis Sanctitas Sua primam dignitatem con- 
feret, nisi patronatus laicalis privati sit, quo casu secunda sub- 
stituetur. Ad caeteras dignitates et praebendas canonicales 
Majestas Sua nominare perget, exceptis permanentibus iis, quae 
liberae collationis episcopalis sunt, vel juri patronatus legitime 
adquisito subjacent. In praedictarum ecclesiarum canonicos non 
assumentur, nisi sacerdotes, qui et dotes habeant a canonibus 
generaliter praescriptas et in cura animarum aut in negotiis 
ecclesiasticis seu in diseiplinis sacris tradendis cum laude versati 
fuerint. Sublata insuper erit natalium nobilium sive nobilitatis 
titulorum necessitas, salvis tamen conditionibus, quas in funda- 
tione adjectas esse constet. Laudabilis vero consuetudo, canoni- 
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catus publico indicto concursu conferendi, ubi viget, diligenter 
conservabitur. | 

XXIHI. In ecclesiis metropolitanis et episcopalibus, ubi 
desint, tum canonicus poenitentiarius tum theologalis, in colle- 
giatis vero theologalis canonicus juxta modum a sacro Triden- 
tino Concilio praescriptum (sess. V. ce. 1. et sess. XXIV. ce. 8. 
de reform.), ut primum fieri potuerit, constituentur, Episcopis 
praefatas praebendas secundum ejusdem Concilii sanctiones et 
Pontificia respective decreta conferentibus. 

XXIV. Parochiis omnibus providebitur publico indicto con- 
cursu et servatis Concilii Tridentini praescriptionibus. Pro 
parochiis ecclesiastici patronatus praesentabunt patroni unum ex 
tribus, quos Episcopus enuntiata superius forma proposuerit. 

XXV. Sanctitas Sua, ut singularis benevolentiae testimonium 
Apostolicae Francisci Josephi Imperatoris et Regis Majestati 
praebeat, Eidem atque catholieis Ejus in. Imperio Successoribus 
indultum concedit, nominandi ad omnes canonicatus et parochias, 
quae juri patronatus ex fundo religionis seu studiorum derivanti 
subsunt, ita tamen, ut seligat unum ex tribus, quos publico con- 
cursu habito Episcopus ceteris digniores judicaverit. 

XXVI Parochis, quae congruam pro temporum et locorum 
ratione sufficientem non habeant, dos, quam primum fieri poterit 
augebitur et parochis catholieis ritus orientalis eodem ac latini 
modo consuletur. Ceterum praedieta non respiciunt ecclesias 
parochiales juris patronatus sive ecclesiastici sive laicalis, canonice 
adquisiti, quarum onus respectivis patronis incumbet. @Quodsi 
patroni obligationibus eis a lege ecclesiastica impositis haud 
plene satisfaciant et praesertim, quando parocho dos ex fundo 
religionis constituta sit, attentis pro rerum statu attendendis 
providendum erit. 

XXVIIL Cum jus in bona ecclesiastica ex canonica insti- 
tutione derivet, omnes, qui ad beneficia quacungue vel majora 
vel minora nominati seu praesentati fuerint, bonorum temporalium 
eisdem annexorum administrationem nonnisi virtute canonicae 
institutionis assumere poterunt. Praeterea in possessione eccle- 
siarum cathedralium, bonorumque annexorum, quae in canonicis 
sanctionibus et praesertim in Pontificali et Öeremoniali Romano 
praescripta sunt, adcurate observabuntur, quocunque usu sive 
consuetudine in contrarium sublata. 

XXVIH. Regulares, qui secundum ordinis sui constitu- 
‚ giones subjecti sunt Superioribus generalibus penes Apostolicam 
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Sedem residentibus, ab iisdem regentur ad praefatarum consti- 
tutionum normam, salva tamen Episcoporum auctoritate juxta 
canonum et Tridentini praecipue Concilii sanctiones. Igitur prae- 
dicti Superiores generales cum subditis cunctis in rebus ad 
ministerium ipsis incumbens spectantibus libere communicabunt, 
libere quoque visitationem in eosdem exercebunt. Porro regulares 
absque impedimento respectivi ordinis, instituti seu congregationis 
regulas observabunt et juxta Sanctae Sedis praescriptiones can- 
didatos ad novitiatum et ad professionem religiosam admittent. 
Haec omnia pariter observabuntur quoad moniales in iis, quae 
ipsas respiciunt. 

Archiepiscopis et Episcopis liberum erit, in propriüs dioe- 
cesibus ordines seu congregationes religiosas utriusque sexus 
juxta sacros canones constituere; communicabunt tamen ea de 
re cum Gubernio Imperiali consilia. 

XXIX. Ecclesia jure suo pollebit, novas justo quovis titulo 
libere acquirendi possessiones ejusque proprietas in omnibus, 
quae nunc possidet, vel imposterum acquiret, inviolabilis solem- 
niter erit. Proinde quoad antiquas novasque ecclesiasticas fun- 
dationes nulla vel suppressio vel unio fieri poterit absque inter- 
ventu auctoritatis Apostolicae Sedis salvis facultatibus a sacro 
Concilio Tridentino Episcopis tributis. 

XXX. Bonorum ecclesiasticorum administratio apud eos 
erit, ad quos secundum canones spectat. Attentis autem subsi- 
diis, quae Augustissimus Imperator ad ecclesiarum necessitatibus 
providendum ex publico aerario benigne praestat et praestabit, 
eadem bona vendi vel notabili gravari onere non poterunt, nisi 
tum Sancta Sedes, tum Majestas Sua Caesarea aut ü, quibus 
hoc munus demandandum duxerint, consensum tribuerint. 

XXXI. DBona, quae fundos, uti appellant, religionis et studi- 
orum constituunt, ex eorum origine ad ecclesiae proprietatem 
spectant et nomine ecclesiae administrabuntur, Episcopis inspec- 
tionem ipsis debitam exercentibus juxta formam, de qua Sancta 
Sedes cum Majestate Sua Caesarea conveniet. Reditus fundi 
religionis, donec collatis inter Apostolicam Sedem et Gubernium 
Imperiale consiliis, fundus ipse dividatur in stabiles et eccle- 
siasticas dotationes, erunt erogandi in divinum cultum, in ecele- 
siarum aedificia et in seminaria etin ea omnia, quae ecelesiasticum 
respiciunt ministerium. Ad supplenda, quae desunt, Majestas 
Sua eodem, quo hucusque, modo imposterum quoque gratiose 
succurret; immo si temporum ratio permittat et ampliora sub- 
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ministraturus est subsidia. Pari modo reditus fundi studiorum 
unice impendentur in catholicam institutionem et juxta piam 
fundatorum mentem. 


XXXI. Fructus beneficiorum vacantium, in quantum hucus- 
que consuetumn fuit, inferentur fundo religionis, eique Majestas 
Sua Caesarea proprio motu assignat quoque Episcopatuum et 
Abbatiarum saecularium per Hungariam et ditiones quondam 
annexas yacantium reditus, quos ejusdem in Hungariae regno 
Praedecessores per longam saeculorum seriem tranquille posse- 
derunt. In illis Imperii provinciis, ubi fundus religionis haud 
extat, pro quavis dioecesi instituentur commissiones mixtae, quae 
juxta formam et regulam, de quibus Sanctitas Sua cum Caesarea 
Majestate conveniet, tam mensae episcopalis quam beneficiorum 
omnium bona vacationis tempore administrabunt. 


XXXIH. Cum durante praeteritarum vieissitudinum tempore 
plerisque in locis Austriacae ditionis ecclesiasticae deeimae civili 
lege de medio sublatae fuerint et attentis peculiaribus circum. 
stantiis fieri non possit, ut earumdem praestatio in toto Imperio 
restituatur, instante Majestate Sua et intuitu trangquillitatis publi- 
cae, quae religionis vel maxime interest, Sanctitas Sua permittit 
ac statuit, ut salvo jure exigendi decimas, ubi de facto existit, 
aliis in locis earumdem decimarum loco seu compensationis titulo 
ab Imperiali Gubernio assignentur dotes seu in bonis fundisque 
stabilibus, seu super Imperii debito fundatae iisque omnibus et 
singulis tribuantur, qui jure exigendi decimas potiebantur; item- 
que Majestas Sua declarat, dotes ipsas habendas omnino esse, 
prout assignatae fuerint, titulo oneroso et eodem ac decimae, 
quibus succedunt, jure percipiendas tenendasque esse. 


AXXIV. Cetera ad personas et res ecelesiasticas pertinentia, 
quorum nulla in his articulis mentio facta est, dirigentur omnia 
et administrabuntur juxta Ecclesiae doctrinam et ejus vigentem 
disciplinam a Sancta Sede adprobatam. 


AXXV. Per solemnem hanc conventionem leges, ordina- 
tiones et decreta quovis modo et forma in Imperio Austriaco et 
singulis, quibus constituitur ditionibus, hactenus lata, in quantum 
illi adversantur, abrogata habebuntur, ipsaque conventio ut lex 
Status deinceps eisdem in ditionibus perpetuo vigebit. Atque 
ideirco utraque contrahentium pars spondet, se successoresque 
suos omnia et singula, de quibus conventum est, sancte serva- 
_ turos. Si qua vero in posterum supervenerit difficultas, Sanctitas 
E Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 12 
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Sua et Majestas Caesarea invicem conferent ad rem amice com- 
ponendam. | 

XXXVI  Ratificationum hujus conventionis traditio fiet 
intra duorum mensium spatium a die hisce articulis apposita 
aut citius, si fieri potest. 

In quorum fidem praedicti Plenipotentiarii huic conventioni 
subscripserunt, illamque suo quisque sigillo obsignaverunt. 


Datum Viennae, die decima octava Augusti anno reparatae 
Salutis millesimo octingentesimo quinquagesimo quinto. 
(L. S.) Mich. Card. Viale-Prela m. p. (L. 8.) Joseph. 
Othmar. de Rauscher m. p. Archiep. 


b) Schreiben des Fürsterzbischofs von Wien vom 
18. August 1855'). 


Litterae a Celsissimo et Reverendissimo Principe Archiepiscopo 
Viennensi qua Majestatis Suae Caesareae Plenipotentiario ad 
Eminentissimum et Reverendissimum Dominum Mich. S. R. E. 
Cardinalem Viale-Prela qua Sanctissimi Patris Plenipotentiarium. 


Ecclesia catholica nunguam non est arca, ad quam con- 
fugiunt omnes, qui salvi fiunt in vitam aeternam; nostris autem 
temporibus Dominus mundum promissionum Christi oblitum 
clarissimis argumentis edocuit, temporalis quoque vitae bonis 
pessimam imminere ruinam, nisi Ecclesiae salutaris influxus 
societatis civilis fundamenta confirmet. Vicissim tempestates, 
quibus agitati sumus, haud obscure innuerunt, quanti pro Ecclesia 
Dei momenti sit, ut potestas civilis effrenem cupidinum licentiam 
manu forti compescat, quippe nostro-aevo Ecclesiae res est cum 
factione, quae non tantum fidem divinitus infusam, sed etiam 
naturalem religionis sensum funditus evertere conatur freta com- 
mentis prava arte ita adornatis, ut animum, quae sua sunt, 
quaerentem vehementer commoveant. 

Ubi perversitatis praeconibus liberum est, ad populos fasci- 
nandos tuncta commovere, nunguam deerunt qui, sana ratione 
frustra reclamante in magistrorum verba jurent, atque renova- 





1) Das Schreiben des Fürsterzbischofs von Rauscher enthält beson- 
dere Zusicherungen des Kaisers und Erläuterungen zum Konkordat; ebenso 
gibt das folgende päpstliche Breve Optime noscitis. Weisungen an die 
Bischöfe. Beide bilden einen Bestandtheil des Konkordates; s. Vering, Lehr- 
buch des Kirchenrechts {3, Aufl.) S. 119 n. 10 u. 12. 
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bitur abominatio desolationis, quae ante aliquot annos in ipso 
loco Sancto, Prineipis scilicet Apostolorum Sede, stare coepit. 

His ita compositis, magis quam unquam exoptandum est, 
ut Imperium cum Sacerdotio ad tuendum Dei in terris regnum 
fideliter conspiret. Augustissimus vero Austriae Imperator avita 
pietate ductus nihil sanctius habuit, quam ut cöncordiam sacrae 
atque civilis potestatis in latissimis ditionibus sceptro Ejus sub- 
jeetis intemeratam inconcussamque stabiliret. Regnator omnium 
Deus incrementum. benigne dedit eis, quae ad Ipsius sanctifi- 
candum nomen suscepta sunt, et conventum est de articulis, 
quos tam a Sanctissimo Patre, quam a Majestate Sua ratos esse 
habendos dubitari vix potest. Quum autem in tantae molis 
gravitatisgque opere nonnulla supersint, quae meminisse juvet, 
Augustissimus Imperator mihi in mandatis dedit, ut, quae 
sequuntur, Eminentiae Vestrae Reverendissimae communicem. 

l.. Majestati Suae cordi omnino est, ut in studiorum Uni- 
versitatibus fides floreat et pietas. Multifaria, quam scientia 
humana parit, utilitas praesertim ex saeculo XVIII. multifariis 
erroribus quasi nubibus obducta est, quae ut veritatis luce dissi- 
pentur, ipsius societatis humanae quam maxime interest. Tantae 
rei in studiis generalibus ordinandis diligentissime rationem 
habere, Majestati Suae propositum est. Multa sunt quae sua- 
deant, ut sacrorum Antistites in Universitatibus Archicancellarii, 
seu Cancellarii ‚partes agant; quatenus difficultates obstent, in 
facultatem tamen. theologicam, secluso Cancellarii, ubi adest, 
officio, peculiarem influxum exercebunt. 

2. Ad examinandos laureae theologicae sive juris canonici 
candidatos per Austriam nullo non tempore viri catholici exelu- 
sive sunt adhibiti, sed et adhibebuntur. 

3. Quodsi expediat, ut Episcopis nonnullis laureas theolo- 
gicas conferendi facultas auctoritate apostolica tribuatur, Augustis- 
simus facile consentiet; communicatis tamen inter Sanctam Sedem 
et Gubernium Imperiale consiliis negotium pertractetur. 

4. Liberum erit Episcopis studiorum Universitatem catho- 
licam sub eorum dependentia constitutam fundare. Quum autem 
necesse sit, quoad res politicas et jura civilia ejusmodi instituto 
assignanda cautiones pro rerum et. locorum. varietate adhibere, 
consilia cum Grubernio Caesareo praevie conferenda erunt. 

5. Antequam professor facultatis juridicae ad jus canonicum 
 tradendum .deputatus constituatur, Episcopi dioecesani de ejus 
_ fide et doctrina sententia expetetur. 

12* 
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6. Universitas Pestinensis originem debet fundationi eccle- 
siasticae, quae Maria Theresia Augusta regnante bonis eccle- 
siasticis adaucta est. Nihilominus ex saeculi praeteriti fine 
rarissimis quibusdam casibus accidit, ut viri acatholici ad scien- 
tias profanas in Universitate praedieta tradendas admitterentur. 
Augustissimus vero Imperator aeguum esse agnoscit, ut in ejus- 
dem professores catholici tantum assumantur, quin tamen dero- 
gare intendat juribus virorum ab Eeclesia catholica alienorum, 
qui ad docendi munus deputati jam fuerint. 

7. Theologiae studentes, quodsi ab Episcopo in seminariüi 
sui alumnos suscepti vel vestem religiosam induti sint, nec non 
monasteriorum ab Ecclesia approbatorum novitü in cunctis Im- 
perii partibus a servitiis militaribus praestandis immunes erunt. 

8. Secundum leges in Austria vigentes pro gymnasiis mediis- 
que scholis a potestate civili institutis religionis magistri ita 
seliguntur, ut Episcopus dioecesanus concursum habeat, et quem 
dignissimum censeat, Gubernio adjectis concursus actis significet: 
qui et de regula ad magisterium vacans deputatur. Quando sub 
peculiaribus rerum adjunctis eum declinari contigerit, nunguam 
non vir nominatur, quem Episcopus ad munus obeundem habilem 
enuntiaverit. 

9. In reprimendis libris religioni morumque honestati per- 
niciosis communis est Ecclesiae civitatisque causa et Augustis- 
simus Imperator nihil intentatum relinquet, ut, quantum fieri 
possit, ab Imperio exeludantur. Curabit igitur, ut ad scriptorum 
licentiam refrenandam leges, quarum distrietae cautiones non 
desunt, debito vigore executioni mandentur et desideriorum, quae 
sacrorum Antistites hoc de negotio exposuerint, ratio diligen- 
tissime habeatur. Multa tamen pro re nata cautione opus est, 
ne pejora contingant. Im plerisque Europae partibus classes 
animi eultioris et scientiae laude gloriantes morbo intimo laborant, 
quem medici prudentis adinstar tractare oporte. Annum usque 
1848 in Austria exercebatur censura praeventiva et quidem rigore 
plena. ‘Conquerebantur, qui liberales se haberi amabant, quod 
patrocinium a Gubernio Ecclesiae catholicae exhibitum omnes 
justi et aequi tramites excederet. Revera autem censura, qualis 
tune obtinebat, malo praeveniendo vel reprimendo impar plane 
erat. Nimis late patent Austriae fines et innumerae praesto sunt 
artes, quibus inspectio a politia exereita eludatur. Igitur biblio- 
polis nunquam deerat copia libros prohibitos invehendi, et quo 
gravius essent interdicti, eo avidius quaerebantur et perlegebantur, 
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eo majori pretio divendebantur ita, ut tali mercimonio operam 
dantes muletas quibus deprehensi punirentur, facile praestare 
possent et exultarent exterarum partium librarii, quando opus 
eorum sumtibus editum in Austria proscriberetur. Non eadem 
tamen in cunctis Imperi partibus rerum conditio est. In ditio- 
nibus Venetis et Longobardicis facilius est, perversos libros exelu- 
dere, quam in Germanieis, quibus tot prineipum protestantium 
dominia vicina sunt, vel in Hungaria et Transsylvania, ubi tantus 
habetur incolarum acatholicorum numerus. Praeterea in Italia 
multa, quaein Germaniataedium jamjam pariunt, utpote innumeris 
vieibusrepetita, novaadhuc suntetmajorem seducendi vim exserunt. 

10. Quando ecclesiasticus vir a judice saeculari in jus 
vocetur propter crimen seu delictum ad religionem pertinens, 
quod poenalibus Imperii legibus animadvertitur, Majestas Sua 
diffieultatem non facit, ut a tribunali civili primae instantiae, 
anteguam ad sententiam ferendam procedat, Episcopo acta exhi- 
beantur et ipse reum audiat, omniaque peragat, quae ad causam 
juxta canones cognoscendam requiruntur. Postquam Episcopus 
in foro suo sententiam tulerit, eamdem communicabit judici 
saeculari, qui subinde de legis civilis violatione legis civilis ad 
normam judieabit. 

11. Ceterum artieuli XIV. de clericorum causis disposi- 
tiones eos respiciunt, qui a judiciis ordinariis condemnati fuerint; 
exceptiones occurrant necesse est, ubi de crimine agatur, in quod 
ad tempus extraordinarius procedendi modus, quem „Standrecht“ 
(judicium instantaneum) vocant, statutus est. Insüuper Majestas 
Sua exspectat, fore ut Episcopi ad custodiendum virum eccle- 
siasticum, qui a judice civili de delicto vel transgressione con- 
demnatus fuerit, domum ecclesiasticam seligant, quae Gubernio 
haud displiceat. In quantum ad ecclesiasticam aliquam domum 
eustodiendi remitti possint, qui criminis rei judicati fuerint, pen- 
debit a casus natura et gratia Imperatoris. 

12. In provincia, quae sub limitum militarium nomine 
venit, peculiaris plane res administrandi modus statutus est; 
quippe unus idemque et militum praefectus et judex et magis- 
tratus eivilis. Igitur judices ordinari, ad quos clericorum caussae 
civiles per ordinationem d. d. 7. Augusti 1852 remissae fuerant, 
militiam simul regunt. Quum autem in pluribus limitum mili- 
tarium partibus acatholici frequentissimi habitent, non contingere 
non potest, ut hi magistratus aliquando viri ab Ecclesia catho- 
lica alieni sint. Quapropter Majestas Sua clero catholico ab 
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ordinariis districetuum singulorum judieibus exemto Zagrabiae, 
ubi rerum civilium et militarium per Croatiam et Slavoniam 
gubernator residet, forum speciale delegatum constituit. Pari 
modo in ceteris quoque limitum militarium partibus providebitur. 

13. Quum Majestas Sua desideret, ut disciplinae eccle- 
siasticae vigor conservetur, paratum semper se exhibuit et 
exhibebit, ad executioni mandandas sententias ab Episcopis in 
clericos eis subditos latas brachii saecularis auxilium praestare. 
Exspectat autem fore, ut Episcopi brachium saeculare implora- 
turl congruas afferant dilucidationes, si quas ab ipsis peti con- 
tigerit, quo quidem eveniente casu Augustissimus consilio utetur 
commissionis sub Episcopi cujusdam‘ praesidio ex sacrorum 
Antistitibus seu aliis viris ecclesiasticis compositae. 

14. Leges Austriacae qua regulam statuunt, ut testes, quorum 
domicilium a sede judicii inquisitionem peragentis ultra duo 
milliaria distat, coram judice distrietus, in quo habitant, testi- 
monium ferant. Praeterea et legum tenori et Majestatis Suae 
voluntati plane consentaneum est, ut in expetendis testimoniis 
sacerdotum, quantum rei natura sinat, caveatur, ne persolvendis 
muneris sacri offieiis impedimenta ponantur. Quodsi accidat, 
ut judex quidam indiscretius agat, Episcopi Augustissimum adeant, 
qui curabit, ut negotium secundum Ipsius voluntatem et legis 
ad mentem pertractetur. 

15. Quum anno 1849 militum in domibus collocandorum 
cura communitatibus politicis concrederetur, non infrequenter 
aceldit, ut parochis, qui neque ampliori habitationi neque redi- 
tibus congruam superantibus fruerentur, milites in sua recipiendi 
necessitas imponeretur. Quantum hoc-ab aequitate alienum sit, 
Episcopi plus una vice exposuerunt et medelam afferri Impera- 
toris voluntas est, cumque hoc ipso tempore de reformando toto 
milites collocandi negotio agatur, jussit, ut in dispositionibus 
condendis clero debito modo provideatur. 

16. Quoad ratas habendas personas ad beneficia eccle- 
siastica promovendas Majestas Sua intendit, cuncta in eo, quo 
nune sunt, statu relinquere, et sperat, nunquam futurum, quod 
necessitatem inferat, ejusmodi cautionem amplius, quam hucus- 
que factum sit, adhibendi. 

17. Summi per Austriam Imperantes jure patronatus coronae 
vel fundorum publicorum nomine exercendo constanter ita usi 
sunt, ut curae animarum efficacius gerendae benevolam curam 
haberent, et Majestas Sua, quae hac de re ab Antecessoribus 
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- Ejus constituta sunt, pro pietate et sapientia Sua proprio motu 
confirmavit. Voluntas Ejus est, ut haec eadem imposterum 
quoque salva conventione articulo XXV. inita firma maneant; 
quippe desiderat, ut ad parochialem animarum curam optimus 
quisque deputetur; et probe scit, quanti in seligendis sacerdotibus 
ceteris dignioribus Antistitis dioecesani judicium faciendum sit. 

18. Si forsan eveniat, ut corporatio quaedam ecclesiastica 
legitime supprimatur, beneficia, ad quae praesentaverat, liberae 
eollationi episcopali reddentur, in quantum id canonum sanctiones 
praescribunt. 

19. Majestas Sua nullomodo obstacula ponere intendit, quin 
Confraternitates sive Sodalitates, quales Ecclesia probat et com- 
mendat, constituantur et pietatis operibus unitis viribus incum- 
bant. Attamen praecayendum est periculum, ne sodalitatum 
piarum titulo molitiones obtegantur in civitatis sed et Ecclesiae 
perniciem vertentes. Itaque cautiones quasdam adhibere necesse 
est; magni tamen Episcopi dioecesani de Sodalitate quadam con- 
stituenda judicium fiet. | 

20. Archiepiscopi et Episcopi minime impedientur, quin in 
institutis piis ea, quae religionem et vitae Christianae integri- 
tatem attinent, vi muneris pastoralis eis proprii dirigant. Quan- 
tum vero Majestas Sua exoptet, ut in omnibus quibuscunque 
institutis cuncta recte ac pie componantur, ex eo patet, quod 
etiam, qui carceris poenam luunt, novissime magnam partem 
congregationum religiosarum curae demandati fuerint. 

Ceterum mihi concessum sit, denuo exponere sensus summae 
venerationis, quacum permaneo 

Eminentiae Vestrae Reverendissimae 

Viennae, die 18. Augusti 1855 

humillimus et obsequentissimus servus 
Jos. Othmar. de Rauscher m. p. 
Archiepiscopus Viennensis. 


c) Apostolisches Schreiben an die österreichischen Erz- 
bischöfe und Bischöfe vom 5. November 1855). 
Litterae Apostolicae a Sanctitate Sua Pio IX. Summo Pontifice ad 
Imperii Austriaci Oardinales, Archiepiscopos et Episcopos datae. 
PTus;P..B IX. 

Dilecti Filii Nostri ac Venerabiles Fratres, salutem et Aposto- 
licam Benedictionem. Optime noscitis, Dilecti Filii Nostri et 





1) Vgl. oben S. 178 das n. 1 Gesagte. 
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Venerabiles Fratres, Carissimum in Christo Filium Nostrum Fran- 
ciscum Josephum Austriae Imperatorem et Regem Apostolicum 
de Nobis et hac Sancta Sede tot sane nominibus praeclare 
meritum pro avita sua religione et pietate atque eximio rei 
catholicae studio vel ab ipso sui Imperii exordio justissimis 
Nostris desideriis quam libentissime obsequutum nihil antiquius 
habuisse, quam suas curas cogitationesque ad catholicae Eeclesiae 
libertatem in amplissimis suis ditionibus asserendam conferre, 
Eumque tam salutari operi manum admovisse, ubi decretum die 
18. Aprilis Anno 1850 edidit cum summa sui nominis gloria et 
maxima bonorum omnium congratulatione ac laetitia. Hine idem 
religiosissimus Imperator et Rex Nostris postulationibus magis 
in dies filiali prorsus pietate obsecundans, ac probe cognoscens 
quantopere catholica Ecclesia, ejusque salutaris doctrina ad veram 
populorum felieitatem tranquillitatemque procurandam conducat, 
a Nobis enixe efflagitavit, ut Conventionem cum Ipso inire vel- 
lemus, qua ecclesiastieis totius Imperli sui et omnium, quibus 
illud constituitur, ditionum negotiis Auctoritate Nostra Aposto- 
lica oceurrere et consulere possemus. Itaque non mediocri certe 
animi Nostri voluptate pientissimis ipsius Principis desiderüis 
perlibenter annuentes, Conventionem cum Ipso ineundam existi- 
mavimus, ac mira quadam consolatione affecti fuimus, quando- 
quidem eadem Conventione, Deo bene juvante, et catholicae 
Ecclesiae libertatem, ejusque veneranda jura majorem in modum 
tueri et vindicare, ac multa sane etgravissima ecclesiastica negotia 
in vastissimis universi illius Imperii ditionibuscomponere potuimus. 
Quocirca dum eidem Carissimo in Christo Filio Nostro velmaxime ex 
animo gratulamur, ac meritas amplissimasque deferimus laudes, 
quod tanto studio sanctissimam nostram religionem profiteri et 
colere, ac pari Nos, et hanc Petri Cathedram observantia et 
veneratione prosequi glorietur, has Vobis, Dilecti Filii Nostri ac 
Venerabiles Fratres, seribimus Litteras, quibus egregiam ac per- 
spectam vestram religionem et pastoralem sollicitudinem etiam 
atque etiam excitamus, ut omnem percipientes utilitatem ex 
majori illa libertate, qua in omnibus istis Austriacae domina- 
tionis regionibus catholica Eeclesia ex inita Conventione frui ac 
potiri plane debet, summa cura, industria et studio omnes mini- 
sterii vestri partes ad ipsius Ecclesiae inerementum, decus et 
prosperitatem, atque ad animarum salutem diligentissime implere 
velitis. Nune enim vestrum erit, Dileeti Filii Nostrii ac Venera- 
biles Fratres, collatis inter Vos consiliis studiosissime advigi- 


u. 
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lare, ut in vestris Dioecesibus sanctissimae catholicae fidei depo- 
situm integrum inviolatumque magis in dies custodiatur et alacriori 
usque zelo ac vigilantia rectae clericorum institutioni prospicere, 
et Cleri disciplinam sartam teetamque tueri, et ubi prolapsa est, 
instaurare, et parochorum munus aliaque ecclesiastica beneficia 
dignis dumtaxat, idoneis et spectatis ecclesiastieis viris conferre, 
et salutari juventutis educationi consulere et gregem curae vestrae 
commissum divini verbi praeconio ac salutaribus monitis, Ooppor- 
tunisque scriptis pascere, ac nutrire, et cum Provinciales, tum 
Dioecesanas Synodos habere, ut majori vestrorum fidelium bono 
quotidie magis providere possitis. Jam vero nonnulla Vobis, 
Dileceti Filii Nostri et Venerabiles Fratres, significanda esse 
ducimus, quae aliquos ipsius Conventionis articulos praecipue 
respiciunt, quaeque a Vobis perfici et executioni mandari ex- 
optamus, ut gratissima illa inter catholicum istud Imperium et 
Ecelesiam, et hanc Apostolicam Sedem magis ac magis foveatur 
concordia, ex qua in christianam et civilem rempublicam maxima 
semper bona redundant. Atque in primis Vos monemus, ut 
eodem tempore, quo pastorales vestras Litteras et alia Acta in 
lucem emissuri eritis, illorum exemplar Caesareae et Apostolicae 
Majestatis Gubernio, notitiae dumtaxat causa, mittere velitis, atque 
etiam eidem Gubernio significetis, quando Synodos eritis habituri, 
atque eadem de causa ad ipsum Synodalium Actorum, cum ea 
publiei juris fiant, exemplar perferendum curetis, vix dum Acta 
ipsa evulgentur. Et quod attinet ad Dioecesanas Synodos, cum 
noverimus, nonnullos exepiscopali vestro ordine vehementercupere, 
ea se facultate muniri, quae a Nobis Leodiensi Episcopo per Re- 
scriptum die 4. Maji Anno 1851 editum fuit concessa, in animo 
Nobis est, illorum desideriis obsecundare, qui id a Nobis postu- 
laverint ac simul peculiaria propriae cujusque Dioeceseos adjuncta 
sedulo exposuerint, ut ea ineamus consilia, quae cuique Dioecesi 
magis opportuna fore existimaverimus. Cum autem pro certo 
habeamus, nihil catholico isti Gubernio potius unguam futurum, 
quam et religionem et pietatem omni studio magis in dies exci- 
tare ac fovere, tum si Gubernium idem sibi aliquid in votis esse 
significaverit quoad formam et methodum, qua libri ad religionem 
pertinentes sunt scripti in scholarum usum, ejusmodi votorum 
ratio Vobis erit habenda, salvo tamen semper incolumique vestro 
judieio ac jure circa doctrinam, quae iisdem libris continetur. 
Omnem vero curam impendite, ut in primordiorum, seu elemen- 
tariis scholis ii ad catechesim tradendam adhibeantur libri, quibus 
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juventus unam eandemque catholicae Ecelesiae addiscat doctrinam, 
atque ut nulla unquam quoad libros fiat immutatio nisi gravis 
adsit causa, et collatis semper inter Vos consiliis. Et quoniam 
compertum exploratumque Vobis est, quam vehementer rei cum 
sacrae tum publicae intersit, adolescentes praesertim Clericos vel 
a teneris annis ad pietatem omnemque virtutem, et ecelesiasticum 
spiritum mature conformari, ac litteris et disciplinis potissimum 
sacris ab omni prorsus cujusque erroris periculo alienis sedulo 
imbui et erudiri, iccirco collatis inter Vos consiliis omni studio 
prospieite, ut in vestris Seminariis accurata sit ecclesiasticae 
educationis ratio, et ea optimorum studiorum vigeat methodus, 
quae rerum, temporum ac locorum perpensis adjunctis et majorem 
Ecclesiae utilitatem parere possit, ac simul efficiat, ut Clerus 
salutari solidaque scientia ac doctrina praefulgeat. In seligendis 
autem professoribus, seu magistris, singularem diligentiam et 
vigilantiam adhibete, et gravissimum docendi munus nolite 
unquam committere, nisi viris, qui religione, pietate, vitae inte- 
gritate, morum gravitate ac sanae doctrinae laude omnino prae- 
stent. Cum autem ob tristissimas, omnibusque notissimas rerum 
vicissitudines aliquis forsitan inter ecclesiasticos viros possit 
reperiri, qui Caesareae et Apostolicae Majestati Suae haud sit 
probatus, iceirco ad omnem difficultatem penitus amovendam, 
tum in parochiis, tum in aliis ecclesiastieis beneficiis conferendis 
curae Vobis erit, ut ad illa minime ii eligantur ecclesiastici viri, 
qui Caesareae et Apostolicae Majestati Suae minus sint accepti. 
Atque id noscere poteritis sive ex ipsa ecclesiasticorum indole 
et conditione, sive ex praecedentibus Guberniü factis, sive aliis 
idoneis adhibitis modis. Insuper ob eamdem causam antequam 
eligatis Seminarii professores et magistros, opus est, ut diligen- 
tissime inquiratis et certi sitis, num Ipsa Caesarea et Apostolica 
Majestas aliquid contra illos habeat circa res politicas.. Denique 
Vobis summopere cordi sit, continenter advigilare, ut in ecele- 
siastieis functionibus, ac potissimum in sacrosancto Missae Sacri- 
ficio et Sacramentorum administratione Ecclesiae formulae in 
lingua eujusque ritus ab hac Apostolica Sede jam probati sedulo 
pie religioseque usurpentur. Neque desinatis studiosissime 
curare, ne Praelati Episcopis inferiores sacra pontificali ritu in 
posterum agant, nisi ejusmodi speciale privilegium ab eadem 
Sancta Sede obtinuerint, et ea conditione, ut qui privilegium 
idem fuerint consecuti, diligentissime observare debeant, quae 
tum in Decreto rec. mem. Alexandri VII. |Praedecessoris Nostri 
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die 27. Septembris Anno 1659 edito, tum in Apostolieis Litteris 
felieis recordationis Pii VII. Decessoris pariter Nostri incipien- 
tibus „Decet Romanos Pontifices“ et IV. Nonas Julii Anno 1823 
datis sunt praescripta. Habetis, Dilecti Filii nostri ac Venera- 
biles Fratres, quae Vobis in praesentia significanda esse cen- 
suimus, ac plane non dubitamus, quin pro egregia vestra pietate 
ac singulari et perspecta erga Nos et hanc Sanctam Sedem obser- 
vantia pronis auribus haec Nostra excipiatis monita, et ea omnia, 
de quibus loquuti sumus, quam diligentissime perficienda et 
exequenda curetis. Interim haud omittimus a Deo ÖOptimo 
Maximo humiliter enixeque exposcere, ut uberrima quaeque suae 
bonitatis dona super Vos propitius semper effundat, vestrisque 
pastoralibus curis, consiliis et laboribus benedicat, quo sanctissima 
nostra religio ejusque doctrina in vestris Dioecesibus majora in 
dies incrementa suscipiat, ac prospere feliciterque ubique vigeat 
et floreat. Atque caelestium omnium munerum auspicem, et 
flagrantissimae Nostrae in Vos caritatis testem Apostolicam Bene- 
diectionem ex intimo corde profectam Vobis singulis, Dilecti Filü 
Nostri ac Venerabiles Fratres, omnibusque istarum Ecclesiarum 
Ulerieis, Laicisque fidelibus curae vestrae commissis peramanter 
impertimur. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum die 5. Novembris 
Anno 1855. 


Pontificatus Nostri Anno Decimo. Pius:PAIX? 


Zweiter Theil. 


Die staatlichen Kirchenrechtsquellen. 


I. Kapitel. 


Die deutschen Reichsgesetze in Bezug auf Religion 
und Kirche. 


A. Aeltere Reichsgesetze. 
a) Reichsdeputations-Hauptschluss vom 25. Februar 1803. 


Summus Recessus Ordinum Imperii Germanici extraordi- 
nariorum. 

S 34. Alle Güter der Domkapitel und ihrer Digni- 
tarien werden den Domänen der Bischöfe einverleibt und 
gehen mit den Bisthümern auf die Fürsten über, denen diese 
angewiesen sind. In den zwischen mehreren vertheilten Bis- 
thümern werden die in den einzelnen Theilen befindlichen Güter 
dieser Art mit denselben vereinigt. 

S 35. Alle Güter der fundirten Stifter, Abteien und Klöster, 
in den alten sowohl als in den neuen Besitzungen, katholischer 
sowohl als A. .C. verwandten, mittelbarer sowohl als unmittel- 
barer, deren Verwendung in den vorhergehenden Anordnungen 
nicht förmlich festgesetzt worden ist, werden der freien und 
vollen Disposition der respektiven Landesherren, sowohl 
zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst, Unterrichts- und 
andere gemeinnützige Anstalten, als zur Erleichterung ihrer 
Finanzen überlassen, unter dem bestimmten Vorbehalte 
derfesten und bleibenden Ausstattung der Domkirchen, 
welche werden beibehalten werden, und der Pensionen für die 
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aufgehobene Geistlichkeit nach den unten theils wirklich be- 
merkten, theils noch unverzüglich zu treffenden näheren Be- 
stimmungen. 

S 36. Die namentlich und förmlich zur Entschädigung 
angewiesenen Stifter, Abteien und Klöster, sowie die der Dispo- 
sition der Landesherren überlassenen gehen überhaupt an ihre 
neuen Besitzer mit allen Gütern, Rechten, Kapitalien und Ein- 
künften, wo sie auch immer gelegen sind, über, soferne oben 
nicht ausdrückliche Trennungen festgesetzt worden sind. 

S 42. Die Säkularisation der geschlossenen Frauen- 
klöster kann nur im Einverständniss mit dem Diözesanbischof 
geschehen. Die Mannsklöster hingegen sind der Verfügung 
der Landesherren oder neuen Besitzer unterworfen, welche sie 
nach freiem Belieben aufheben oder beibehalten können. Bei- 
derlei Gattungen können nur mit Einwilligung des Landesherrn 
oder neuen Besitzers Novizen aufnehmen. 

S 61. Die Regalien, bischöflichen Domänen, domkapitelische 
Besitzungen und Einkünfte fallen dem neuen Landesherrn zu. 

8 62. Die erz- und bischöflichen Diözesen aber ver- 
bleiben in ihrem bisherigen Zustande, bis eine andere 
Diözesan- Einrichtung auf reichsgesetzliche Art getroffen sein 
wird, wovon dann auch die Einrichtung der übrigen Domkapitel 
abhängt. 

S 63. Die bisherige Religionsübung eines jeden Landes soll 
gegen Aufhebung und Kränkung aller Art geschützt sein; ins- 
besondere jeder Religion der Besitz und ungestörte Genuss ihres 
eigenthümlichen Kirchenguts, auch Schulfonds nach der Vor- 
schrift des westphälischen Friedens ungestört verbleiben; dem 
Landesherrn steht jedoch frei, andere Religionsverwandte zu 
dulden und ihnen den vollen Genuss bürgerlicher Rechte zu 
gestatten. 

S 65. Fromme und milde Stiftungen sind, wie jedes Privat- 
eigenthum, zu konserviren, doch so, dass sie der landesherrlichen 
Aufsicht und Leitung untergeben bleiben. 


b) Die deutsche Bundesakte (instramentum Confoede- 
rationis Germanicae) vom 8. Juni 1815. 


Art. VII. .Woes auf Annahme oder Abänderung der Grund- 
gesetze, auf organische Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum 
oder Religions-Angelegenheiten ankommt, kann weder in 
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der engeren Versammlung noch im Pleno ein Beschluss durch 
Stimmenmehrheit gefasst werden. 

Art. XVI. Die Verschiedenheit der christlichen Religions- 
parteien kann in den Ländern und Gebieten des deutschen Bundes 
keinen Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen und poli- 
tischen Rechte begründen. 


B. Neuere deutsche Reichsgesetze. 


a) Allgemeine Gesetze in Bezug auf das Glaubens- 
bekenntniss. 


1. Gesetz, die Freizügigkeit betr. vom 1. November 1867. 


$ 1. Jeder Bundesangehörige hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes: 

l. an jedem Orte sich aufzuhalten oder niederzulassen, wo er eine eigene 
Wohnung oder ein Unterkommen sich zu verschaffen im Stande ist; 

2. an jedem Orte Grundeigenthum aller Art zu erwerben; 

3. umberziehend, oder an dem Orte des Aufenthaltes, beziehungsweise 
der Niederlassung, Gewerbe aller Art zu betreiben, unter den für 
Einheimische geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 

In der Ausübung dieser Befugnisse darf der Bundesangehörige, soweit 
nicht das gegenwärtige Gesetz Ausnahmen zulässt, weder durch die Obrigkeit 
seiner Heimath, noch durch die Obrigkeit des Ortes, in welchem er sich auf- 
halten oder niederlassen will, gehindert oder durch lästige Bedingungen be- 
schränkt werden. 


Keinem Bundesangehörigen darf um des Glaubensbekennt- 
nisses willen oder wegen fehlender Landes- oder Gemeindeange- 
hörigkeit der Aufenthalt, die Niederlassung, der Gewerbebetrieb 
oder die Erwerbung von Grundeigenthum verweigert werden. 


2. Gesetz vom 3. Juli 1869, betr. die Gleichberechtigung der Kon- 
fessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung). 


Einziger Artikel: Alle noch bestehenden, aus der Verschie- 
denheit desreligiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch 
aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung zur Theilnahme 
an der Gemeinde- und Landesvertretung und zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter vom religiösen Bekenntniss unabhängig sein. 





1) Dieses Gesetz des norddeutschen Bundes (BGBl. 1869 S. 292) wurde 
durch Gesetz vom 16. April 1871 als Reichsgesetz erklärt und gilt als solches 
in Württemberg, Baden und Südhessen seit 1. Januar 1871 und in Bayern seit 
13. Mai 1871. J 


B. Neuere Reichsgesetze: Bestimmungen des Reichs-Straf-Gesetzbuches. 191 


b) Bestimmungen des Reichs - Straf - Gesetzbuches vom 
15. Mai 1871 in der Fassung vom 26. Februar 1876. 


XI. Abschnitt. Verbrechen, welche sich auf die Religion 
beziehen. 


$S 166. Wer dadurch, dass er öffentlich in beschimpfenden 
Aeusserungen Gott lästert, ein Aergerniss gibt, oder wer öffentlich 
eine der christlichen Kirchen oder eine andere mit Korporations- 
rechten innerhalb des Bundesgebietes bestehende Religionsgesell- 
schaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche beschimpft, 
ingleichen, wer in einer Kirche oder in.einem anderen zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orte beschimpfenden Unfug 
verübt, wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

S 167. Wer durch eine Thätigkeit oder Drohung Jemand 
hindert, den Gottesdienst einer im Staate bestehenden Religions- 
gesellschaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche oder in 
einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte 
durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottesdienst 
oder einzelne gottesdienstliche Verrichtungen einer im Staate 
bestehenden Religionsgesellschaft vorsätzlich verhindert oder stört, 
wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

S 168.. Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrsam der 
dazu berechtigten Person wegnimmt, ingleichen wer unbefugt 
ein Grab zerstört oder beschädigt, oder wer an einem Grabe 
beschimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniss bis zu zwei 
Jahren bestraft; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. 


XIV. Abschnitt. Beleidigung. 


S 196. Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, einen 
Beamten, einen Religionsdiener, oder ein Mitglied der be- 
waffneten Macht, während sie in der Ausübung ihres Berufes 
begriffen sind, oder in Beziehung auf ihren Beruf begangen ist, 
so haben ausser den unmittelbar Betheiligten auch deren amt- 
liche Vorgesetzte das Recht, den Strafantrag zu stellen. 


XIX. Abschnitt. Diebstahl und Unterschlagung. 


S 243. Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren ist zu erkemnen, 
wenn: | 
1. aus einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude Gegen- 
stände gestohlen werden, welche dem Gottesdienste ge- 
widmet sind. 
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XXVI. Abschnitt. Gemeingefährliche Verbrechen und 
Vergehen. 
S 306. Wegen Brandstiftung wird mit Zuchthaus bestraft, 
wer vorsätzlich in Brand setzt: 


1. ein zu gottesdienstlichen Versammlungen bestimmtes 
Gebäude. 


XXVII. Abschnitt. Verbrechen und Vergehen im Amte. 


S 338'). Ein Religionsdiener oder Personenstandsbeamter, 
welcher, wissend, dass eine Person verheirathet ist, eine neue 
Ehe derselben schliesst, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bestraft. 


XXIX. Abschnitt. Uebertretungen. 


S 366. Mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen wird bestraft: 
1. wer den gegen die Störung der Feier der Sonn- und 
Festtage erlassenen Bestimmungen zuwiderhandelt. 


c) Reichsgesetze, welche die Geistlichen betreffen: 


1. Reichsgesetzliche Bestimmungen über die Militärpflicht der 
Theologiestudirenden und der Geistlichen. 


a) Verfassung des Deutschen Reiches v. 16. April 1871. 
XI. Reichskriegswesen. 


Art. 57. Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung 
dieser Pflicht nicht vertreten lassen. 

Art. 59. Jeder wehrfähige Deutsche gehört sieben Jahre lang, in der 
Regel vom vollendeten zwanzigsten bis zum beginnenden achtundzwanzigsten 
Lebensjahre, dem stehenden Heere, und zwar die ersten drei Jahre bei den 
Fahnen, die letzten vier Jahre in der Reserve, und die folgenden fünf Lebens- 
jahr der Landwehr (ersten Aufgebots und sodann bis zum 31. März desjenigen 
Kalenderjahres, in welchem das neununddreissigste Lebensjahr vollendet wird, 
der Landwehr zweiten Aufgebotes) an 2). 





1) Der frühere $ 337: „Ein Geistlicher, oder anderer Religionsdiener, 
welcher zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessung schreitet, bevor 
ihm nachgewiesen worden ist, dass eine Heirathsurkunde von dem Personen- 
standsbeamten aufgenommen sei, wird, wenn zur bürgerlichen Gültigkeit der 
Ehe die Aufnahme einer Heirathsurkunde erforderlich ist, mit Geldstrafe bis 
zu einhundert Thalern oder mit Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft“, ist 
durch $ 67 des Reichsgesetzes über die Eheschliessung vom 6. Februar 1875 
ersetzt. 

2) Die Worte in Parenthese sind durch Reichsgesetz vom 11. Februar 1888 
Art. 1 hinzugefügt worden. 
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ß) Kriegsdienstgesetz v. 9. November 1867 (BGBl. 5. 131). 


$ 10. Um im Allgemeinen wissenschaftliche und gewerbliche Ausbildung 
so wenig wie möglich durch die allgemeine Wehrpflicht zu stören, ist es jedem 
jungen Manne überlassen, schon nach vollendetem siebzehnten Lebensjahre, 


wenn er die nöthige moralische und körperliche Qualifikation hat, freiwillig in 
den Militärdienst einzutreten. 


$ 11. Junge Leute von Bildung, welche sich während ihrer Dienstzeit 
selbst bekleiden, ausrüsten und verpflegen, und welche die gewonnenen Kennt- 
nisse in dem vorschriftsmässigen Umfang dargelegt haben, werden schon nach 
einer einjährigen Dienstzeit im stehenden Heere — vom Tage des Dienstein- 
trittes an gerechnet — zur Reserve beurlaubt. Sie können nach Massgabe 


ihrer Fähigkeiten und Leistungen zu Offizierstellen der Reserve und Landwehr 
vorgeschlagen werden, 


y) Reichs-Militärgesetz vom2.Mai1l874, inder Fassung 
vom 6. Mai 1880 (RGBl. S. 103). 


$ 101). Alle Wehrpflichtigen sind, wenn sie nicht freiwillig in den Heeres- 
dienst eintreten ($$ 10 u. 11 des Ges. vom 9. November 1867, BGBl. S. 131), 
vom 1. Januar des Kalenderjahres an, in welchem sie das 20. Lebensjahr 
vollenden, der Aushebung unterworfen (militärpflichtig). Sie haben sich zu 
diesem Zwecke vor den Ersatzbehörden zu gestellen, bis über ihre Dienstver- 
pflichtungen den Bestimmungen dieses Gesetzes gemäss endgültig entschieden 
ist, jedoch höchstens zweimal jährlich. 

Der Eintritt zum drei- oder vierjährig- freiwilligen Dienst kann Militär- 
pflichtigen durch die Ersatzbehörden gestattet werden. 

$ 14. Die zum einjährig-freiwilligen Dienst Berechtigten haben die Ver- 
pflichtung, sich spätestens bis zum 1. Oktober desjenigen Jahres, in welchem 
sie das 23. Lebensjahr vollenden, zum Dienstantritt zu melden. Ausnahms- 
weise kann ihnen über diesen Zeitpunkt hinaus Aufschub gewährt werden. Bei 
ausbrechendem Kriege müssen sich alle zum einjährig-freiwilligen Dienst Be- 
rechtigten, welche bereits in das militärpflichtige Alter eingetreten sind, auf 
öffentliche Aufforderung sofort zum Heeresdienst stellen. 

Wer die rechtzeitige Meldung zum Dienstantritt versäumt, verliert die 
Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienste ; nach Befinden der Ersatzbehörde 
kann ihm die Berechtigung wieder verliehen werden ... 


S 20. Auf ein bis zwei Jahre können zurückgestellt und falls sie nicht 
nach ihrer Loosnummer zu den Ueberzähligen ihres Jahrganges gehören, für 
das nächste Jahr vorgemerkt werden: 

6. Militärpflichtige, welche in der Vorbereitung zu einem Lebensberufe, 
oder in der Erlernung einer Kunst oder eines Gewerbes begriffen sind 
und durch eine Unterbrechung bedeutenden Nachtheil erleiden würden. 
In ausnahmsweisen Verhältnissen kann die Zurückstellung derselben bis 
zu einer Gesammtdauer von vier Jahren erfolgen. 


$ 31. Die Gemeinden oder gleichartigen Verbände haben unter Kontrolle 
der Ersatzbehörden Stammrollen über alle Militärpflichtigen zu führen. Die 





1) Die Aenderungen nach Gesetz vom 6. Mai 1880 sind kursiv gedruckt. 
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Militärpflichtigen und deren Angehörige haben die Anmeldungen zur Stamm- 
rolle nach Massgabe der gegenwärtig bestehenden Vorschriften zu bewirken. 

$ 57. Die Personen des Beurlaubtenstandes sind während der Beur- 
laubung den zur Ausübung der militärischen Kontrolle erforderlichen Anord- 
nungen unterworfen. Sie haben geeignete Vorkehrungen zu treffen, dass dienst- 
liche Befehle ihrer Vorgesetzten und namentlich Einberufungsordres ihnen 
jederzeit zugestellt werden können. 

S 65. Reichs-, Staats- und Kommunalbeamte, sowie Ange- 
stellte der Eisenbahnen, welche der, Reserve oder Landwehr 
angehören, dürfen für den Fall einer Mobilmachung oder noth- 
wendigen Verstärkung des Heeres hinter den ältesten Jahrgang 
der Landwehr zurückgestellt werden, wenn ihre Stellen selbst 
vorübergehend nicht offen gelassen werden können und eine 
geeignete Vertretung nicht zu ermöglichen ist. 

Personen des Beurlaubtenstandes und der Ersatzreserve, 
welche ein geistliches Amt in einer mit Korporationsrechten 
innerhalb des Bundesgebietes bestehenden Religionsgesellschaft 
bekleiden, werden zum Dienste mit der Waffe nicht herangezogen. 
Ausserdem findet auf dieselben die Bestimmung des ersten Ab- 
satzes dieses Paragraphen Anwendung. 


6) Reichsgesetz vom 11. Februar 1888, betr. Aender- 
ungen der Wehrpflicht (RGBl. S. 11). 

Art. II $ 1. Die Landwehr wird in zwei Aufgebote eingetheilt. 

$ 2. Die Verpflichtung zum Dienste in der Landwehr ersten Aufgebotes 
ist von fünfjähriger Dauer. 

Der Eintritt in die Landwehr ersten Aufgebotes erfolgt nach abgeleisteter 
Dienstpflicht im stehenden Heere. 

$ 3. Die Verpflichtung zum Dienst in der Landwehr zweiten Aufgebotes 
dauert bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem das neunund- 
dreissigste Lebensjahr vollendet wird... 

(Abs. 3.) Der Eintritt in die Landwehr zweiten Aufgebotes erfolgt: 

a) nach abgeleisteter Dienstpflicht in der Landwehr ersten Aufgebotes, 

b) für Ersatzreservisten, welche geübt haben, nach abgeleisteter Ersatz- 

Reservepflicht (vgl. $ 15). 

$ 8. Die Ersatzreserve dient zur Ergänzung des Heeres bei Mobil- 
machungen und zur Bildung von Ersatz-Truppentheilen. 

$ 11. Die der KErsatzreserve überwiesenen Personen gehören zu den Mann- 
schaften des Beurlaubtenstandes und sind allen für die letzteren, insbesondere 
den für Reserve und Landwehr gültigen Bestimmungen unterworfen, insoweit 
nicht in den nachstehenden Paragraphen besondere Festsetzungen getroffen sind. 

$ 12. Die Ersatzreservisten können alljährlich einmal und zwar zu den 
im Frühjahre stattfindenden Kontrollversammlungen herangezogen werden. 

$S 13. Die KErsatzreservisten sind im Frieden zur Ableistung von drei 
Uebungen verpflichtet, von denen die erste zehn Wochen, die zweite sechs 
Wochen und die dritte vier Wochen dauert. 
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(Abs. 6.) Der Ersatzreserve überwiesene Personen, welche 
auf Grund der Ordination oder der Priesterweihe dem geistlichen 
Stande angehören, sollen zu Uebungen nicht herangezogen werden. 

$ 15. Die Zugehörigkeit zur Ersatzreserve (Ersatzreservepflicht) dauert 
zwölf Jahre und rechnet vom 1. Oktober des ersten Militärpflichtjahres ab. 

Nach Ablauf der Ersatzreservepflicht treten die Ersatzreservisten, welche 
geübt haben, zur Landwehr zweiten Aufgebotes, die übrigen Ersatzreservisten 
zum Landsturm ersten Aufgebotes über. 

$ 23. Der Landsturm hat die Pflicht, im Kriegsfalle an der Vertheidigung 
des Vaterlandes theilzunehmen; er kann in Fällen ausserordentlichen Bedarfs 
zur Ergänzung des Heeres und der Marine herangezogen werden. 

$ 24. Der Landsturm besteht aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 
siebzehnten bis zum vollendeten fünfundvierzigsten Lebensjahre, welche weder 
dem Heere noch der Marine angehören; er wird in zwei Aufgebote getheilt. 

Zum Landsturm ersten Aufgebotes gehören die Landsturmpflichtigen bis 
zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem sie ihr neununddreissigstes 
Lebensjahr vollenden, zum Landsturm zweiten Aufgebotes von dem eben be- 
zeichneten Zeitpunkte bis zum Ablauf der Landsturmpflicht. 


&) Keichsgesetz vom 8. Februar 1890, betr. die’Wehr- 
pflicht der Geistlichen (RGBl. S. 23). 
Einziger Paragraph. Militärpflichtige römisch-katholischer 
Konfession, welche sich dem Studium der Theologie widmen, 
werden in Friedenszeiten während der Dauer des Studiums bis 
zum 1. April des siebenten Militärjahres zurückgestellt. Haben 
dieselben bis zu dem vorbezeichneten Zeitpunkte die Subdiako- 
natsweihe empfangen, so werden diese Militärpflichtigen der 
Ersatzreserve überwiesen und bleiben von Uebungen frei. 


2. Reichsgesetz vom 10. Dezember 1871, betr. die Ergänzung 
des St.-G.-B. für das Deutsche Reich (RGBl. S. 442). 


Einziger Artikel. Hinter S 130 des Strafgesetzbuches 
für das Deutsche Reich wird folgender neue S 130a eingestellt: 

Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher in 
Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufs 
öffentlich vor einer Menschenmenge, oder welcher in einer Kirche, 
oder an einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten 
Orte vor Mehreren Angelegenheiten des Staates in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weise zum Gegenstande einer 
Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniss oder 
Festungshaft bis zu zwei Jahren bestraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geistlichen oder anderen 
Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlassung der 

13* 


196 I. Kapitel. Deutsche Reichsgesetze in Bezug auf Religion und Kirche, 


Ausübung seines Berufes Schriftstücke ausgibt oder verbreitet, - 
in welchen Angelegenheiten des Staates in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weise zum Gegenstande einer Verkün- 
digung oder Erörterung gemacht sind). 


3. Reichsgesetz vom 4. Mai 1874, betr. die Verhinderung der 
unbefugten Ausübung von Kirchenämtern?). 


$ 1. Einem Geistlichen oder anderen Religionsdiener, welcher durch 
gerichtliches Urtheil aus seinem Amte entlassen worden ist und hierauf eine 
Handlung vornimmt, aus welcher hervorgeht, dass er die Fortdauer des ihm 
entzogenen Amtes beansprucht, kann durch Verfügung der Landespolizeibehörde 
der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen 
werden. 

Besteht die Handlung desselben in der ausdrücklichen Anmassung des 
Amtes oder in der thatsächlichen Ausübung desselben oder handelt er der 
gegen ihn ergangenen Verfügung der Landespolizeibehörde zuwider, so kann 
er seiner Staatsangehörigkeit durch Verfügung der Centralbehörde seines Heimath- 
staates verlustig erklärt und aus dem Bundesgebiete ausgewiesen werden. 

$ 2. Die Vorschriften des $ 1 finden auch auf diejenigen Personen An- 
wendung, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem Kirchen- 
amte, das den Vorschriften der Staatsgesetze zuwider ihnen übertragen, oder 
von ihnen übernommen ist, rechtskräftig zu Strafe verurtheilt worden sind. 

$ 3. In der Verfügung ($$ 1, 2) sind die Gründe der angeordneten Mass- 
regel anzugeben. 

Behauptet der Betroffene, dass er die ihm zur Last gelegten Handlungen 
nicht begangen habe, oder dass dieselben den im $ 1 bezeichneten Thatbestand 
nicht enthalten, so steht ihm binnen acht Tagen nach Zustellung der Ver- 
fügung die Berufung auf richterliches Gehör offen. 

Zuständig ist in denjenigen Bundesstaaten, in welchen ein aus ständigen 
Mitgliedern zusammengesetzter besonderer Gerichtshof für kirchliche Ange- 
legenheiten besteht, dieser Gerichtshof; in den übrigen Bundesstaaten das 
höchste.Gericht für Strafsachen. 

Das Gericht entscheidet, ob der Berufende eine der im $ 1 bezeichneten 
Handlungen begangen hat. Wird festgestellt, dass keine Handlung vorliegt, 
auf Grund deren dieses Gesetz die angefochtene Verfügung für zulässig erklärt, 
so ist die letztere durch die anordnende Behörde aufzuheben. 

Die Berufung muss von dem Berufenden in gerichtlich oder notariell 
beglaubigter Form unterzeichnet und dem zuständigen Gericht eingereicht werden. 

Für das Verfahren kommen die bei dem zuständigen Gericht geltenden 
Vorschriften zur Anwendung. Erforderliche Abänderungen und Ergänzungen 





1) Der Absatz 2 ist durch das Reichsgesetz vom 26. Februar 1876, betr. 
die Abänderung von Bestimmungen des St.-G.-B. für das Deutsche Reich vom 
15. Mai 1871 und die Ergänzung desselben, hinzugefügt worden. 

2) Dieses Gesetz (RGBl. S. 43) wurde durch R.-G. vom 6. Mai 1890 
(RGBl. S. 65) einfach aufgehoben. Die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen 
Verfügungen der Central- und Landespolizei- Behörden wurden für ungültig 
erklärt. 
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derselben werden bis zur gesetzlichen Regelung durch das Gericht festgestellt. 
Die für den Fortgang des Verfahrens gesetzlich vorgeschriebenen Fristen können 
nach Ermessen des Gerichts abgekürzt werden. 

Die Berufung hält die Vollstreckung der angefochtenen Verfügung nur 
dann auf, wenn die letztere den Verlust der Staatsangehörigkeit ausgesprochen 
hat. In diesem Falle kann dem Berufenden bis zur richterlichen Entscheidung 
der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen 
werden. 

$ 4. Personen, welche nach den Vorschriften dieses Gesetzes ihrer Staats- 
angehörigkeit in einem Bundesstaate verlustig erklärt worden sind, verlieren 
dieselbe auch in jedem anderen Bundesstaate und können ohne Genehmigung 
des Bundesrathes in keinem Bundesstaate die Staatsangehörigkeit von neuem 
erwerben. 

$ 5. Personen, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem 
Kirchenamte, das den Staatsgesetzen zuwider ihnen übertragen, oder von ihnen 
übernommen ist, zur Untersuchung gezogen werden, kann nach Eröffnung der 
gerichtlichen Untersuchung durch Verfügung der Landespolizeibehörde bis zur 
rechtskräftigen Beendigung des Verfahrens der Aufenthalt in bestimmten Be- 
zirken oder Orten versagt werden. 


d) Ordensgesetze. 


1. Reichsgesetz vom 4. Juli 1872, betr. den Orden der Gesell- 
schaft Jesu (RGBl. S. 253). 


S 1. Der Orden der Gesellschaft Jesu und die ihm ver- 
wandten Orden und ordensähnlichen Kongregationen sind vom 
(Gebiete des Deutschen Reiches ausgeschlossen. 

Die Errichtung von Niederlassungen derselben ist untersagt. 
Die zur Zeit bestehenden Niederlassungen sind binnen einer vom 
Bundesrathe zu bestimmenden Frist, welche sechs Monate nicht 
übersteigen darf, aufzulösen. 

S 2. Die Angehörigen des Ordens der Gesellschaft Jesu, 
oder der ihm verwandten Orden oder ordensähnlichen Kongre- 
gationen können, wenn sie Ausländer sind, aus dem Bundes- 
gebiete ausgewiesen werden; wenn sie Inländer sind, kann 
ihnen der Aufenthalt in bestimmten Bezirken versagt oder an- 
gewiesen werden. 

S 3. Die zur Ausführung und zur Sicherstellung des Voll- 
zugs dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen werden vom 
Bundesrathe erlassen. 


2. Bekanntmachung vom 5. Juli 1872 (RGBl. S. 254). 


Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes, betr. den 
Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. d. M., hat der Bundesrath 
beschlossen: 


198 I. Kapitel. Deutsche Reichsgesetze in Bezug auf Religion und Kirche. 


1. Da der Orden der Gesellschaft Jesu vom Deutschen Reiche 
ausgeschlossen ist, so ist den Angehörigen dieses Ordens die 
Ausübung einer Ordensthätigkeit, insbesondere in Kirche und 
Schule, sowie die Abhaltung von Missionen nicht zu gestatten. 

2. Niederlassungen des Ordens der Gesellschaft Jesu sind 
binnen 6 Monaten, vom Tage der Wirksamkeit des Gesetzes an, 
aufzulösen. 

3. Die zur Vollziehung des Gesetzes in einzelnen Fällen zu 
treffenden Anordnungen werden von den Landespolizeibehörden 
verfügt. 


3. Bekanntmachung vom 20. Mai 1873 (RGBl. S. 109). 


Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes, betr. den 
Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872, hat der Bundes- 
rath beschlossen, 

dass behufs weiterer Ausführung dieses Gesetzes nachfol- 


gende Genossenschaften: 
Die Kongregation der Redemptoristen (Congregatio Sacerdotum sub 
titulo Sanctissimi Redemptoris), 


Die Kongregation der Lazaristen (Congregatio Missionis), 
Die Kongregation der Priester vom Heiligen Geiste (Congregatio 
Sancti Spiritus sub tutela immaculati cordis Beatae Mariae Vir- 
ginis), 
Die Gesellschaft vom heiligen Herzen Jesu (Societe du 
sacre coeur de Jesus), 
als im Sinne des gedachten Reichsgesetzes mit dem Orden der 
Gesellschaft Jesu verwandt anzusehen seien und demzufolge die 
in der Bekanntmachung vom 5. Juli 1872, betr. die Ausführung 
des Gesetzes über den Orden der Gesellschaft Jesu, erlassenen 
Vorschriften auch auf die vorgenannten Genossenschaften mit 
der Massgabe Anwendung zu finden haben, dass Niederlassungen 
dieser Genossenschaften spätestens binnen 6 Monaten vom Tage 
der Bekanntmachung dieses Beschlusses an aufzulösen sind. 


4. Bekanntmachung vom 18. Juli 1894, betr. die Ausführung 
des Gesetzes über den Orden der Gesellschaft Jesu 
(RGBl. 1894 S. 503). 

Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gresetzes, betr. den 
Orden der Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (RGBl. S. 253) 
und im Hinblick auf die Bekanntmachung, betr. die Ausführung 
dieses Gesetzes vom 20. Mai 1873 (RGBl. S. 109) hat der Bundes- 
rath beschlossen, 
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auszusprechen, dass das Gesetz, betr. den Orden der Gesell- 
schaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (RGBl. S. 253) auf 
die Kongregation der Redemptoristen (Congregatio Sacer- 
dotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris), 
die Kongregation der Priester vom Heiligen Geiste (Con- 
gregatio Sancti Spiritus sub tutela immaculati cordis 
Beatae Virginis Mariae) 
fortan keine Anwendung zu finden haben. 


e) Reichsgesetze, die Ehe betreffend. 


1. Reichsgesetz vom 6. Februar 1875, betr. die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschliessung (RGBl. S. 23). 


2. Bürgerliches Gesetzbuch vom 18. August 1896 (RGBl. S. 195). 
3. Einführungsgesetz zum Bürgerl. Gesetzbuch (RGBl. S. 604))). 


1. Gesetz über die Beurkundung. | 2. Bürgerl. Gesetzb. 3. Einf.-Ges. 
IV. Buch. Familienrecht. 

$ 1. Die Beurkundung der Gebur- I. Abschnitt. Bürgerliche Ehe. 

ten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt 

ausschliesslich durch die vom Staate 

bestellten Standesbeamten mittelst Ein- 

tragung in die dazu bestimmten Register. 


233. Die Ehe istverboten: 1. zwischen 
Verwandten in auf- und absteigender 
Linie, 2. zwischen voll- und halbbürtigen 
Geschwistern, 3. zwischen Stiefeltern und 
Stiefkindern, Schwiegereltern und Schwie- 
gerkindern jeden Grades, ohne Unter- 
schied, ob das Verwandtschafts- oder 
Schwägerschaftsverhältniss auf ehelicher 


$ 1310. Eine Ehe darf nicht ge- 
schlossen werden zwischen Verwandten 
in gerader Linie, zwischen vollbürtigen 
oder halbbürtigen Geschwistern, sowie 
zwischen Verschwägerten in gerader 
Linie. — Eine Ehe darfnicht geschlossen 
werden zwischen Personen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Ab- 


oder ausserehelicher Geburt beruht und 





kömmlingen der anderen Geschlechts- 





1) Das Bürgerliche Gesetzbuch wurde im RGBl. 1896 N. 21 8. 195 
unterm 18. August 1896 zugleich mit dem Einführungsgesetz S. 604 publizirt. 
Nach Art. 1 des Einführungsgesetzes tritt das B. G.-B. mit. dem 1. Januar 1900 
in Kraft. Das Einführungsgesetz bestimmt in Art. 46 die Abänderungen, welche 
das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung 
durch das B. G.-B. erleidet und zwar werden in (Art. 46) Abs. I die $$ 28 bis 
40, 42, 43, 5l bis 553 aufgehoben; Abs. II. setzt an die Stelle der $$ 41, 44, 
50, 55 neue Vorschriften und Abs. III fügt zu $ 67 einen Abs. 2 hinzu. Wir 
haben nur jene $$ der 3 Gesetze zum Abdruck gebracht, welche hauptsächlich 
das kirchliche Gebiet berühren und zwar haben wir den abgeänderten (kursiv 
gedruckten) Paragraphen des Gesetzes vom 6. Februar 1875 die neuen $$ des 
B. G.-B. und des Einführungsgesetzes gegenüber gestellt. 
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ob die Ehe, durch welche die Stief- oder 
Schwiegerverbindung begründet wird, noch 
besteht oder nicht, 4. zwischen Personen, 
deren eine die andere an Kindesstatt 
angenommen hat, so lange dieses Rechts- 
verhältniss besteht, 5. zwischen einem 
wegen Ehebruchs Geschiedenen und seinen 
Mitschuldigen. Im Falle der Nr. 5 ist 
Dispensation zulässig. 

2 39. Alle Vorschriften, welche das 
Recht zur Eheschliessung weiter beschrän- 
ken, als es durch dieses Gesetz geschieht, 
werden aufgehoben. 


2 41. Innerhalb des Gebietes des 
Deutschen Reiches kann eine Ehe rechts- 
gültig nur vor dem Standesbeamten ge- 
schlossen werden. 

2 52. Die Eheschliessung erfolgt in 
Gegenwart von zwei Zeugen durch die 
an die Verlobten einzeln und nacheinan- 
der gerichtete Frage des Standesbeamten: 

ob sie erklären, dass sie die Ehe 

eingehen wollen, 
durch die bejahende Antwort der Ver- 
lobten und den hierauf erfolgenden Aus- 
spruch des Standesbeamten, dass er sie 
nunmehr kraft des Gesetzes für recht- 
mässig verbundene Eheleute erkläre. 

2 53. Als Zeugen sollen nur Gross- 
jährige zugezogen werden. Verwandt- 
schaft und Schwägerschaft zwischen den 
Betheiligten und Zeugen oder zwischen 
den Zeugen unter einander steht deren 
Zuziehung nicht entgegen. 





gemeinschaft gepflogen hat. — Ver- 
wandtschaft im Sinne dieser Vorschrif- 
ten besteht auch zwischen einem unehe- 
lichen Kinde und dessen Abkömmlingen 
einerseits und; dem Vater und dessen 
Verwandten anderseits. 

$ 1311. Wer einen Anderen an 
Kindesstatt angenommen hat, darf mit 
ihm oder dessen Abkömmlingen eine 
Ehe nicht eingehen, so lange das durch 
die Annahme begründete Rechtsver- 
hältniss besteht. 

$ 1312. Eine Ehe darf nicht ge- 
schlossen werden zwischen einem wegen 
Ehebruchs geschiedenen Ehegatten und 
demjenigen, mit welchem der geschie- 
dene Ehegatte den Ehebruch begangen 
hat, wenn dieser Ehebruch in dem 
Scheidungsurtheil als Grund der Scheid- 
ung festgestellt ist. Von dieser Vor- 
schriftkann Befreiung bewilligt werden. 

(Nach Einführungsgesetz Art. 46 
Abs. II lautet): 

$ 41. Für die Eheschliessung sind 
die Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches massgebend. 


BGB. $ 1317. Die Ehe wird da- 
durch geschlossen, dass die Verlobten 
vor einem Standesbeamten persönlich 
und bei gleichzeitiger Anwesenheit er- 
klären, die Ehe mit einander eingehen 
zu wollen. Der Standesbeamte muss 
zur Entgegennahme der Erklärung be- 
reit sein. — Die Erklärungen können 
nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbestimmung abgegeben werden. 

$ 1318. Der Standesbeamte soll 
bei der Eheschliessung in Gegenwart 
von zwei Zeugen an die Verlobten ein- 
zeln und nacheinander die Fragerichten, 
ob sie die Ehe mit einander eingehen 
wollen, und nachdem die Verlobten die 
Frage bejaht haben, aussprechen, dass 
sie kraft dieses Gesetzes nunmehrrecht- 
mässig verbundene Eheleute seien. 

Als Zeugen sollen Personen, die der 
bürgerlichen Ehrenrechte für verlustig 
erklärt sind, während der Zeit, für 
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Ein Geistlicher oder anderer 


8 67. 


Religionsdiener, welcher zu den reli- | 
giösen Feierlichkeiten einer Eheschliess- | 


ung schreitet, bevor ihm nachgewiesen 
ist, dass die Ehe vor dem Standes- 
beamten geschlossen sei, wird mit Geld- 
strafe bis zu dreihundert Mark oder 
mit Gefängniss bis zu drei Monaten 
bestraft. 


$S 73. Den mit der Führung der 
Standesregister oder Kirchenbücher 
bisher betraut gewesenen Behörden und 
Beamten verbleibt die Berechtigung 


und Verpflichtung, über die bis zur | 


Wirksamkeit dieses Gesetzes einge- 
tragenen Geburten, Heirathen und Ster- 
befälle Zeugnisse zu ertheilen. 


S 75. Innerhalb solcher Grenz- 
pfarreien, deren Bezirk sich in das 


Ausland erstreckt, bleibt das bestehende | 


Recht für die Beurkundung derjenigen 
Geburten und Sterbefälle, sowie für die 


Form und Beurkundung derjenigen Ehe- 


schliessungen massgebend, für welche 
ein Standesbeamter nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes nicht zuständig, 
dagegen nach dem bestehenden Recht 
die Zuständigkeit der Geistlichen be- 
gründet ist. Im Geltungsgebiet des 


Preussischen Gesetzes vom 9. März 1874 | 


ist unter dem bestehenden Recht das- 
jenige Recht zu verstehen, welches vor 
Inkrafttreten jenes Gesetzes massge- 
bend war. 


$ 76. In streitigen Ehe- und Ver- 
löbnisssachen sind die bürgerlichen 
Gerichte ausschliesslich zuständig. Eine 
geistliche oder eine durch die Zuge- 





- hörigkeit zueinem Glaubensbekenntniss | 
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welche die Aberkennung der Ehren- 
rechte erfolgt ist, sowie Minderjährige 
nicht zugezogen werden. Personen, 
die mit einem der Verlobten, mit dem 
Standesbeamten oder mit einander ver- 
wandt oder verschwägert sind, dürfen 
als Zeugen zugezogen werden. — Der 
Standesbeamte soll die Eheschliessung 


| in das Heirathsregister eintragen. 


Einführungsgesetz Art. 46 Abs. III: 
Der $ 67 erhält folgenden Absatz 2: 
Eine strafbare Handlung ist nicht vor- 
handen, wenn der Geistliche oder der 
Religionsdiener im Falle einer lebens- 
gefährlichen, einen Aufschub nicht ge- 
stattenden Erkrankung eines der Ver- 
lobten zu den religiösen Feierlichkeiten 
der Eheschliessung schreitet. 
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bedingte Gerichtsbarkeit findet nicht 
statt). 

$ 82. Die kirchlichen Verpflicht- B. G.-B. $ 1588. Die kirchlichen 
ungen in Bezug auf Taufe und Trau- | Verpflichtungen in Ansehung der Ehe 
ung werden durch dieses Gesetz nicht | werdendurch die Vorschriften dieses Ab- 
berührt. schnittes nicht berührt. 





II. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen in 
| Bayern. 


a) Verfassungsgesetze. 
1. Bayerische Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 (GBI. S. 101). 
Tit. IV. Von allgemeinen Pflichten und Rechten. 


S 9. Jedem Einwohner des Reiches wird vollkommene Ge- 
wissensfreiheit gesichert; die einfache Hausandacht darf daher 
Niemanden, zu welcher Religion er sich auch bekennen mas, 
versagt werden. 

Die in dem Königreiche bestehenden drei christlichen Kirchen- 
Gesellschaften geniessen gleiche bürgerliche und politische Rechte). 

Die nicht christlichen Glaubensgenossen haben zwar voll- 
kommene Gewissensfreiheit; sie erhalten aber an den staatsbürgerlichen 
Rechten nur in dem Maasse einen Antheil, wie ihnen derselbe in den orga- 
nischen Edikten über ihre Aufnahme in die Staatsgesellschaft zugesichert ist 3). 

Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ist das Eigenthum 
der Stiftungen und der Genuss ihrer Renten nach den ursprüng- 





1) Hiezu bestimmt das deutsche Gerichtsverfassungsgesetz v. 27. Jan. 1877: 
$ 15. Die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in weltlichen Ange- 
legenheiten ist ohne bürgerliche Wirkung. Dies gilt insbesondere in Ehe- und 
Verlöbnisssachen. 

2) Den drei christlichen Kirchengesellschaften (der katholischen, protestan- 
tischen und reformirten Kirche) wurden die Bekenner der griechischen unirten 
und nicht unirten Kirche gleichgestellt durch Gesetz vom 1. Juli 1834 Art. 1: 
„Die Bekenner der unirten sowohl, als der nicht unirten griechischen Kirche 
geniessen mit den Bekennern der in dem Königreiche bereits verfassungsmässig 
bestehenden drei christlichen K.-Gesellschaften gleiche bürgerliche und poli- 
tische Rechte“. 

3) Der zweite Satz ist durch das R.-G. vom 3. Juli 1869 über die Gleich- 
berechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung 
(s. S. 190) in Wegfall gekommen. 
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lichen Stiftungsurkunden und dem rechtmässigen Besitze, sie 
seien für den Kultus, den Unterricht oder die Wohlthätigkeit 
bestimmt, vollständig gesichert. 

Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungs- 
kreise nie gehemmt werden, und die weltliche Regierung darf 
in rein geistlichen Gegenständen der. Religionslehre und des 
(Gewissens sich nicht einmischen, als in soweit das Obersthoheit- 
liche Schutz- und Aufsichtsrecht eintritt, wonach keine Verord- 
nungen und Gesetze der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht 
und das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden 
dürfen. 

Die Kirchen und Geistlichen sind in ihren bürgerlichen 
Handlungen und Beziehungen, wie auch in Ansehung des ihnen 
zustehenden Vermögens den Gesetzen des Staates und den welt- 
lichen Gerichten untergeben; auch können sie von öffentlichen 
Staatslasten keine Befreiung ansprechen. 

Die übrigen näheren Bestimmungen über die äusseren Rechts- 
Verhältnisse der Bewohner des Königreichs, in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Gesellschaften, sind in dem der gegen- 
wärtigen Verfassungs-Urkunde beigefügten besonderen Edikte 
enthalten. (Beilage II.) 

S 10. Das gesammte Stiftungs-Vermögen nach den drei 
Zwecken des Kultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit 
wird gleichfalls unter den besonderen Schutz des Staates gestellt; 
es darf unter keinem Vorwande zu dem Finanz-Vermögen ein- 
gezogen, und in der Substanz für andere, als die drei genannten 
Zwecke ohne Zustimmung der Betheiligten, und bei allgemeinen 
Stiftungen ohne Zustimmung der Stände des Reiches veräussert, 
oder verwendet werden. 


Tit. V. Von besonderen Rechten und Vorzügen. 


$ 5. Einige dieser Vorzüge (sc. des Adels) theilen für ihre Person die 
Geistlichen und Kollegial-Räthe, und die mit diesen in gleicher Kategorie 
stehenden höheren Beamten. 

Die Geistlichen geniessen denselben befreiten Gerichtsstand in bürgerlichen 
und strafrechtlichen Fällen; die Kollegial-Räthe und höheren Beamten ausser 
diesem die Rechte der Siegelmässigkeit und die obige Auszeichnung bei der 
Militär-Konskription !) 





1) Der befreite Gerichtsstand wurde durch Art. 2 des Gesetzes vom 
4. Juni 1848, die Grundlagen der Gesetzgebung über die Gerichtsorganisation 
betr, aufgehoben; Art. 2 lautet: „Der privilegirte Gerichtsstand der Standes- 
herren, der erblichen Reichsräthe, der Adeligen, der Geistlichen, der höheren 
Standesbeamten und des Fiskus soll aufhören.“ 
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2. Edikt über die äusseren Rechtsverhältnisse der Einwohner 
des Königreiches Bayern in Beziehung auf Religion und kireh- 
liche Gesellschaften. 

(Beilage II zu Tit. IV $ 9 der Verfassungsurkunde des Reiches.) 


Lrabechnabt 
Allgemeine Bestimmungen über Religions-Verhältnisse. 


I. Kapitel. Religions- und Gewissens-Freiheit. 


S 1. Jedem Einwohner des Reiches ist durch den 9. $ des 
IV. Titels der Verfassungsurkunde eine vollkommene Gewissens- 
Freiheit gesichert. 

S 2. Er darf demnach in Gegenständen des Glaubens und 
(Gewissens keinem Zwang unterworfen, auch durch Niemanden, 
zu welcher Religion er sich bekennen mag, die einfache Haus- 
Andacht untersagt werden. 

S 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer 
Religion sich verbinden wollen, so wird jederzeit hiezu die König- 
liche ausdrückliche Genehmigung nach den im II. Abschnitte 
folgenden näheren Bestimmungen erfordert. 

S 4. Alle heimlichen Zusammenkünfte unter dem Vorwande 
des häuslichen Gottesdienstes sind verboten. 


II. Kapitel. Wahl des Glaubens-Bekenntnisses. 


S5. Die Wahl des Glaubens - Bekenntnisses ist jedem 
Staats- Einwohner nach seiner eigenen freien Ueberzeugung 
überlassen. 


S 6. Derselbe muss jedoch das hiezu erforderliche Unter- 
scheidungsalter, welches für beide Geschlechter auf die gesetzliche 
Volljährigkeit bestimmt wird, erreicht haben. 


S 7T. Da diese Wahl eine eigene freie Ueberzeugung voraus- 
setzt, so kann sie nur solchen Individuen zustehen, welche in 
keinem Geistes- oder Gemüthszustande sich befinden, der sie 
derselben - unfähig macht. 


S 8. Keine Partei darf die Mitglieder der andern durch 
Zwang oder List zum Uebergang verleiten. 

S 9. Wenn von denjenigen, welche die Religionserziehung 
zu leiten haben, eine solche Wahl aus einem der obigen Gründe 
angefochten wird, so hat die betreffende Regierungs-Behörde den 
Fall zu untersuchen, und an das Königliche Staats-Ministerium 
des Innern zu berichten. 
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S 10. Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern 
muss ällezeit bei dem einschlägigen Pfarrer oder geistlichen 
Vorstande sowohl der neu gewählten, als der verlassenen Kirche 
persönlich erklärt werden. 

S 11. Durch die Religions-Aenderung gehen alle kirchlichen 
Gesellschafts-Rechte der verlassenen Kirche verloren; dieselbe 
hat aber keinen Einfluss auf die allgemeinen staatsbürgerlichen 


Rechte, Ehren und Würden; ausgenommen, es geschehe der Uebertritt 
zu einer Religionspartei, welcher nur eine beschränkte Theilnahme an dem 
Staatsbürger-Rechte gestattet ist. 


III. Kapitel. Religions-Verhältnisse der Kinder aus 
gemischten Ehen. 


S 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwischen Eltern, 
die verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugethan sind, bestimmt 
worden ist, in welcher Religion die Kinder erzogen werden 
sollen, so hat es hiebei sein Bewenden. 

S 13. Die Gültigkeit solcher Eheverträge ist sowohl in 
tücksicht ihrer Form, als der Zeit der Errichtung lediglich nach 
den bürgerlichen Gesetzen zu beurtheilen. 

S 14. Sind keine Ehepakten oder sonstige Verträge hierüber 
errichtet, oder ist in jenen über die religiöse Erziehung der 
Kinder nichts verordnet worden, so folgen die Söhne der Religion 
des Vaters; die Töchter werden in dem Glaubens-Bekenntnisse 
der Mutter erzogen. 

S 15. Uebrigens benimmt die Verschiedenheit des kirch- 
lichen Glaubens-Bekenntnisses keinem der Eltern die ihm sonst 
wegen der Erziehung zustehenden Rechte. 

S 16. Der Tod der Eltern ändert nichts in den Bestimm- 
ungen der SS 12 und 14 über die religiöse Erziehung der Kinder. 

S 17. Die Ebescheidungen, oder alle sonstigen rechtsgültigen 
Auflösungen der Ehe können auf die Religion der Kinder keinen 
Einfluss haben. 

S 15. Wenn ein das Religions-Verhältniss der Kinder be- 
stimmender Ehevertrag vorhanden ist, so bewirkt der Uebergang 
der Eltern zu einem anderen Glaubens-Bekenntniss darin inso- 
lange keine Veränderung, als die Ehe noch gemischt bleibt; 
geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und die 
Ehe hört dadurch auf gemischt zu sein, so folgen die Kinder 
der nun gleichen Religion ihrer Eltern, ausgenommen sie waren 
— dem bestehenden Ehevertrag gemäss — durch die Konfir- 
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mation oder Kommunion bereits in die Kirche einer anderen 
Konfession aufgenommen, in welchem Falle sie bis zum erlangten 
Unterscheidungsjahre darin zu belassen sind. 


S 19. Pflegekinder werden nach jenem Glaubens-Bekenntnisse 
erzogen, welchem sie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 


S 20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden 
in Beziehung auf den Religions-Unterricht ehelichen Kindern 
gleichgeachtet. 


S 21. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn sie von einem 
Vater anerkannt sind, werden in Ansehung der Religions-Er- 
zıehung gleichfalls wie die ehelichen behandelt, sind sie aber 
von dem Vater nicht anerkannt, so werden sie nach dem Glaubens- 
Bekenntnisse der Mutter erzogen. 


S 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbe- 
kannt ist, folgen der Religion desjenigen, welcher das Kind 
aufgenommen hat, soferne er einer der öffentlich eingeführten 
Kirchen angehört, oder der Religionspartei des Findlings-Instituts, 
worin sie erzogen werden. Ausser diesen Fällen richtet sich 
ihre Religion nach jener der Mehrheit der Einwohner des Find- 
ungsortes. 


S 23. Die geistlichen Obern, die nächsten Verwandten, die 
Vormünder und Pathen haben das Recht, darüber zu wachen, 
dass vorstehende Anordnungen befolgt werden. Sie können zu 
diesem Behufe die Einsicht der betreffenden Bestimmungen der 
Eheverträge und der übrigen auf die Religions-Erziehung sich 
beziehenden Urkunden fordern. 


I Abschnitt 
Von Religions- und Kirchen-Gesellschaften. 
I. Kapitel. Ihre Aufnahme und Bestätigung. 


S 24. Die in dem Königreiche bestehenden drei christlichen 
Glaubens:Konfessionen sind als öffentliche Kirchen-Gesellschaften 
mit gleichen bürgerlichen und politischen Rechten, nach den 
unten folgenden näheren Bestimmungen anerkannt. 

S 25. Den nicht christlichen Glaubensgenossen ist zwar 
nach SS 1 und 2 eine vollkommene Religions- und Gewissens- 
Freiheit gestattet; als Religions-Gesellschaften und in Beziehung auf 
Staatsbürger-Recht aber sind sie nach den über ihre bürgerlichen Ver- 
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hältnisse bestehenden besonderen Gesetzen und Verordnungen zu 
behandeln). 

S 26. Religions- oder Kirchen-Gesellschaften, die nicht zu 
den bereits gesetzlich aufgenommenen gehören, ira ohne aus- 
drückliche Königliche Genehmigung nicht eingeführt werden. 

S 27. Sie müssen vor der Aufnahme ihre Glaubens-Formeln 
und innere kirchliche Verfassung zur Einsicht und Prüfung dem 
Staats-Ministerium des Innern vorlegen. 


II. Kapitel. Rechte und Befugnisse der aufgenommenen 
und bestätigten Religions- und Kirchen-Gesellschaften, 


5 23. Die mit ausdrücklicher Königlicher Genehmigung 
aufgenommenen Kirchen-Gesellschaften geniessen die Rechte 
öffentlicher Korporationen. 

S 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten 
(rebäude sollen, wie andere Oentliche (Gebäude, geschützt werden. 

5 30. Die zur Feier ihres Gottesdienstes und zum Religions- 
Unterricht bestellten Personen geniessen die Rechte und Achtung 
öffentlicher Beamten. 

S 31. Ihr Eigenthum steht unter dem besonderen Schutze 
des Staates. 

S 32. Eine Religions-Gesellschaft, welche die Rechte öffent- 
lich aufgenommener Kirchen- Gesellschaften beiihrer Genehmigung 
nicht erhalten hat, wird nicht als eine öffentliche Kor poration, 
sondern als eine Dr Gesellschaft geachtet. 

S 35. Es ist derselben die freie Ausübung ihres Privat- 
diene gestattet. 

5 34. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher 
Zusammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und 
die Ausübung der ihren Religions-Grundsätzen gemässen Gre- 
bräuche sowohl in diesen Zusammenkünften, als in den Privat- 
Wohnungen der Mitglieder. 

5 35. Den Privat-Kirchen-Gesellschaften ist aber nicht ge- 
stattet, sich der Glocken oder sonstiger Auszeichnungen zu 
bedienen, welche Gesetze oder Gewohnheit den öffentlichen 
Kirchen angeeignet haben. 

5 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religions- -Handlungen 
Aa Personen geniessen als solche keiner besonderen Vorzüge. 

S 37. Die ihnen zustehenden weiteren Rechte müssen nach 
dem aha ihrer Aufnahms-Urkunde bemessen werden. 


1) Vgl. oben Note 3 Seite 2092. 
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$ 38. Jeder genehmigten Privat- oder öffentlichen Kirchen- 
Gesellschaft kömmt unter der obersten Staatsaufsicht nach den 
im III. Abschnitte enthaltenen Bestimmungen die Befugniss zu, 
nach der Formel und der von der Staatsgewalt anerkannten 
Verfassung ihrer Kirche, alle inneren Kirchenangelegenheiten 
anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenstände: 

a) der Glaubenslehre, 

b) der Form und Feier des Gottesdienstes, 

c) der geistlichen Amtsführung, 

) des religiösen Volks-Unterrichts, 
e) der Kirchen-Disziplin, 
) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 

g) der Einweihung der zum Gottesdienste gewidmeten (re- 
bäude und der Kirchhöfe, 

h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen 
Sachen; nämlich des Gewissens oder der Erfüllung der 
Religions- und Kirchen-Pflichten einer Kirche, nach ihren 
Dogmen, symbolischen Büchern und darauf gegründeten 
Verfassung. 

$ 39. Den kirchlichen Obern, Vorstehern oder ihren Reprä- 

sentanten kömmt demnach das allgemeine Recht der Aufsicht 
mit den daraus hervorgehenden Wirkungen zu, damit die Kirchen- 
Gesetze befolgt, der Kultus diesen gemäss aufrecht erhalten, der 
reine Geist der Religion und Sittliehkeit bewahret und dessen 
Ausbreitung befördert werde. Der Antheil, welcher jedem Ein- 
zelnen an dieser Aufsicht zukömmt, wird durch seine Amts- 
vollmacht bestimmt. 

$ 40. Die Kirchengewalt übt das rein geistliche Korrektions- 

Recht nach geeigneten Stufen aus. 

$ 41. Jedes Mitglied einer Kirchen-Gesellschaft ist schuldig, 

der darin eingeführten Kirchenzucht sich zu unterwerfen. 

$ 42. Keine Kirchengewalt ist aber befugt, Glaubensgesetze 

gegen ihre Mitglieder mit äusserem Zwange geltend zu machen. 
8 43. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Hand- 
lungen eine Verachtung des Gottesdienstes und der Religions. 
Gebräuche zu erkennen geben, oder andere in ihrer Andacht 
stören, so ist die Kirchen-Gesellschaft befugt, dergleichen unwür- 
digen Mitgliedern den Zutritt in ihre Versammlungen zu versagen. 

$ 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Korporationen 
aufgenommenen Kirchen sind berechtigt, Eigenthum zu besitzen, 


= 
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und nach den hierüber bestehenden Gesetzen auch künftig zu 
erwerben. 


$45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchen- 
Gesellschaften wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, oder wenn in 
dieser darüber nichts festgesetzt ist, nach den Rechten der Privat- 
Gesellschaften bestimmt. 


S 46. Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ist dasjenige, 
was sie an Figenthum gesetzmässig besitzen, es sei für den Kultus 
oder für den Unterricht bestimmt, es bestehe in liegenden Gütern, 
Rechten, Kapitalien, baarem Gelde, Pretiosen, oder sonstigen 
beweglichen Sachen, durch den 8 9 im IV. Titel der Verfassungs- 
Urkunde des Reiches garantirt. 


S 47. Das Kirchenvermögen darf unter keinem Vorwande 
zum Staatsvermögen eingezogen und in der Substanz zum Besten 
eines anderen als des bestimmten Stiftungszweckes ohne Zu- 
stimmung der Betheiligten, und sofern es allgemeine Stiftungen 


betrifft, ohne Zustimmung der Stände nicht veräussert oder ver- 
wendet werden. 


$ 48. Wenn bei demselben in einzelnen Gemeinden, nach 
hinlänglicher Deckung der Lokal-Kirchenbedürfnisse, Ueberschüsse 
sich ergeben, so sollen diese zum Besten des nämlichen Religions- 
theiles nach folgenden Bestimmungen verwendet werden: 


a 


Sa 


zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Kirchen und 
geistlichen Gebäude in anderen Gemeinden, die dafür 
kein hinreichendes eigenes Vermögen besitzen ; 


b) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchendiener, 
oder 


c) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrstellen ; 
d) zur Unterstützung geistlicher Bildungs-Anstalten; 


e) zu Unterhalts-Beiträgen der durch Alter oder Krank- 


heit zum Kirchendienst unfähig gewordenen geistlichen 
Personen. 


S 49. Insoferne für diese Zwecke vom Kirchenvermögen 
nach einer vollständigen Erwägung etwas entbehrt werden kann, 
wird dieser Ueberschuss im Einverständnisse mit der betreffenden 
geistlichen Oberbehörde vorzüglich zur Ergänzung von Schul- 
Anstalten, dann der Armen-Stiftungen (wohin auch jene der 
Krankenpflege zu rechnen sind) verwendet werden. 
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Is AHSCch niit 


Verhältnisse der im Staate aufgenommenen Kirchen-Gesellschaften zur 
Staatsgewalt. 


I. Kapitel. In Religions- und Kirchensachen. 

S 50. Seine Majestät der König haben in mehreren 
Verordnungen Ihren ernstlichen Willen ausgesprochen, dass die 
geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie ge- 
hemmt werden, und die Königliche weltliche Regierung in rein 
geistliche Gegenstände des Gewissens und der Religionslehre 
sich nicht einmischen solle, als in soweit das Königliche oberste 
Schutz- oder Aufsichtsrecht dabei eintritt. Die Königlichen 
Landesstellen werden wiederholt zur genauen Befolgung derselben 
angewiesen. 

S 51. Solange demnach die Kirchengewalt die Grenzen 
ihres eigentlichen Wirkungskreises nicht überschreitet, kann die- 
selbe gegen jede Verletzung ihrer Rechte und Gesetze den Schutz 
der Staatsgewalt anrufen, der ihr von den Königlichen ein- 
schlägigen Landesstellen nicht versagt werden darf. 

S 52. Es steht aber auch den Genossen einer Kirchen- 
Gesellschaft, welche durch Handlungen der geistlichen Gewalt 
gegen die festgesetzte Ordnung beschwert werden, die Befugniss 
zu, dagegen den Königlichen Landesfürstlichen Schutz anzurufen. 

S 53. Ein solcher Rekurs gegen einen Missbrauch der 
geistlichen Gewalt kann entweder bei der einschlägigen Regie- 
rungsbehörde, welche darüber alsbald Bericht an das Königliche 
Staatsministerium des Innern zu erstatten hat, oder bei Seiner 
Majestät dem Könige unmittelbar angebracht werden. 

S 54. Die angebrachten Beschwerden wird das Königliche 
Staatsministerium des Innern untersuchen lassen, und, eilige 
Fälle ausgenommen, nur nach Vernehmung der betreffenden 
geistlichen Behörde das Geeignete darauf verfügen. 

S 55. Der Regent kann bei feierlichen Anlässen in den 
verschiedenen Kirchen Seines Staates durch die geistlichen Be- 
hörden öffentliche Gebete und Dankfeste anordnen. 

S 56. Auch ist Derselbe befugt, wenn er wahrnimmt, dass 
bei einer Kirchen-Gesellschaft Spaltungen, Unordnungen oder 
Missbräuche eingerissen sind, zur Wiederherstellung der Einigkeit 
und kirchlichen Ordnung unter Seinem Schutze Kirchen-Ver- 
sammlungen zu veranlassen, ohne jedoch in Gegenstände der 
Religionslehre Sich selbst einzumischen. 
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S 57. Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle innerhalb 
der Grenzen des Staates vorfallenden Handlungen, Ereignisse 
und Verhältnisse sich erstreckt, so ist die Staatsgewalt berechtigt, 
von demjenigen, was in den Versammlungen der Kirchen-Gesell- 
schaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniss einzuziehen. 

S 58. Hiernach dürfen keine Gesetze, Verordnungen oder 
sonstige Anordnungen der Kirchengewalt nach den hierüber in 
den Königlichen Landen schon längst bestehenden General- 
Mandaten ohne Allerhöchste Einsicht und Genehmigung publizirt 
und vollzogen werden. Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, 
nachdem sie die Königliche Genehmigung zur Publikation (Placet) 
erhalten haben, im Eingange der Ausschreibungen ihrer Verord- 
nungen von derselben jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun. 

S$ 59. Ausschreiben der geistlichen Behörden, die sich blos 
auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit beziehen, und aus 
genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, bedürfen 
keiner neuen Grenehmigung. 

S 60. Die Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit kömmt 
zwar nach S 38, lit. h der Kirchengewalt zu; die dafür ange- 
ordneten Gerichte, so wie ihre Verfassung müssen aber vor ihrer 
Einführung von dem Könige bestätigt werden. Auch sollen die 
einschlägigen Königlichen Landesstellen aufmerksam sein, damit 
die Königlichen Unterthanen von den geistlichen Stellen nicht 
mit gesetzwidrigen Gebühren beschwert, oder in ihren Ange- 
legenheiten auf eine für sie lästige Art aufgehalten werden. 

S 61. Die vorgeschriebenen Genehmigungen können nur 
von dem Könige selbst, mittelst des Königlichen Staatsministe- 
rıums des Innern ertheilt werden, an welches die zu publizirenden 
kirchlichen Gesetze und Verordnungen eingesendet, und sonstige 
Anordnungen ausführlich angezeigt werden müssen. 


Il. Kapitel. In ihren bürgerlichen Handlungen und 
Beziehungen. 


S 62. Die Religions- und Kirchen-Gesellschaften müssen 
sich in Angelegenheiten, die sie mit anderen bürgerlichen Ge- 
sellschaften gemein haben, nach den Gesetzen des Staates richten. 

S 63. Diesen Gesetzen sind in ihren bürgerlichen Bezieh- 
ungen sowohl die Obern der Kirche als einzelne Mitglieder 
derselben auf gleiche Art unterworfen. 

S 64. Zur Beseitigung aller künftigen Anstände werden 
nach solchen Beziehungen als weltliche Gegenstände erklärt: 

14* 
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a) alle Verträge und letztwillige Dispositionen der Geistlichen ; 

b) alle Bestimmungen über liegende Güter etc., fahrende 
Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kirchen und kirch- 
lichen Personen; 

c) Verordnungen und Erkenntnisse über Verbrechen und 
Strafen der Geistlichen, welche auf ihre bürgerlichen 
Rechte einen Einfluss haben ; 

d) Ehe-Gesetze, insoferne sie den bürgerlichen Vertrag und 
dessen Wirkungen betreffen ; 

e) Privilegien, Dispensationen, Immunitäten, Exemtionen, 
zum Besten ganzer Kirchen -Gesellschaften, einzelner 
(Gemeinden oder Gesellschafts-Genossen, oder der dem 
Religionsdienste gewidmeten Orte und Güter, insoferne 
sie politische oder bürgerliche Verhältnisse berühren ; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur Erbauung 
und Erhaltung der Kirchen und geistlichen Gebäude; 

&) Bestimmungen über die Zulassung zu Kirchen-Pfründen; 

h) Vorschriften über die Einrichtung der Kirchen-Listen, 

als Quellen der Bevölkerungs-Verzeichnisse, als Register 
des Civil-Standes und über die Legalität der pfarrlichen 
Dokumente. 

S 65. In allen diesen Gegenständen kommt der Staatsgewalt 
allein die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. 

S 66. Hiernach sind alle Geistlichen in bürgerlichen Personal- 
Klagesachen, in allen aus bürgerlichen Kontrakten hervorgehen- 
den Streitsachen, in den Verhandlungen über ihre Verlassen- 
schaften etc. einzig den weltlichen Gerichten untergeben. 

$ 67. Sie geniessen nach Tit. V $ 5 der Verfassungs-Urkunde in bürger- 
lichen und strafrechtlichen Fällen den befreiten Gerichtsstand !). 

S 68. Bei Sterbefällen der Geistlichen soll darauf Rücksicht 
genommen werden, dass die geistlichen Verrichtungen, wenn der 
Verstorbene dergleichen versehen hat, nicht gehemmt werden; 
alles, was darauf Bezug hat, und zum Gottesdienste gehört, als 
heilige Gefässe etc. soll von der Sperre ausgenommen, und mittelst 
Verzeichnisses entweder dem Nachfolger im Beneficium sogleich 
verabfolgt oder anderen sicheren Händen einstweilen übergeben 
werden, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der 
geistlichen Behörde sich einfindet, welche zu diesem Ende von 
dem weltlichen Richter bei jedem Sterbefalle eines im Beneficium 
stehenden Geistlichen davon in Kenntniss zu setzen ist. 





1) Vgl. oben 8. 203 n. 1. 
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S 69. Die Kriminal-Gerichtsbarkeit auch über Geistliche 
kommt nur den einschlägigen Königlichen weltlichen Gerichten zu. 

S 70. Diese sollen aber die einschlägige geistliche Behörde 
jederzeit von dem Erfolge der Untersuchung in Kenntniss setzen, 
um auch von ihrer Seite gegen die Person des Verbrechers in 
Beziehung auf seine geistlichen Verhältnisse das Geeignete dar- 
nach verfügen zu können. 

S 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein 
Einfluss auf das gesellschaftliche Leben und die bürgerlichen 
Verhältnisse, ohne Einwilligung der Staatsgewalt im Staate ge- 
stattet. 

S 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegen- 
ständen, welche nach den obigen Bestimmungen zu ihrer Ge- 
richtsbarkeit gehören, darf durch die Einschreitungen geistlicher 
Stellen weder unterbrochen noch aufgehoben werden. 

$ 73. Die Kirchen und Geistlichen können in Ansehung 
des ihnen zustehenden Vermögens weder von Landes-Unter- 
thänigkeit, weder von Gerichtsbarkeit, noch von öffentlichen 
Staatslasten irgend eine Befreiung ansprechen. 

S 74. Alle älteren Befreiungen, die hierüber mögen ver- 
liehen worden sein, werden als nichtig erklärt. 

$ 75. Die Verwaltung des Kirchen-Vermögens steht nach 
den hierüber gegebenen Gesetzen unter dem Königlichen obersten 
Schutze und Königlicher oberster Aufsicht. 


II. Kapitel. Bei Gegenständen gemischter Natur. 

S 76. Unter Gegenständen gemischter Natur werden die- 
jenigen verstanden, welche zwar geistlich sind, aber die Religion 
nicht wesentlich betreffen, und zugleich irgend eine Beziehung 
auf den Staat und das weltliche Wohl der Einwohner desselben 
haben. 

Dahm gehören: 

a) alle Anordnungen über den äusseren Gottesdienst, dessen 

Ort, Zeit, Zahl ete.; 

b) Beschränkung oder Aufhebung der nicht zu den wesent- 
lichen Theilen des Kultus . gehörigen Feierlichkeiten, 
Prozessionen, Neben-Andachten, Ceremonien, Kreuzgänge 
und Bruderschaften ; 

c) Errichtung geistlicher Gesellschaften und sonstiger In- 
stitute und Bestimmung ihrer Gelübde; 
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d) organische Bestimmungen über geistliche Bildungs-, Ver- 
pflegungs- und Straf-Anstalten ; 
e) Eintheilung der Diözesen, Dekanats- und Pfarr-Sprengel; 
f) alle Gegenstände der Gesundheits-Polizei, insoweit diese 
kirchliche Anstalten mit berühren. 
$ 77. Bei diesen Gegenständen dürfen von der Kirchen- 
Gewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine ein- 
seitigen Anordnungen geschehen. 
$ 78. Der Staatsgewalt steht die Befugniss zu, nicht nur 
von allen Anordnungen über diese Gegenstände Einsicht zu 
nehmen, sondern auch durch eigene Verordnungen dabei alles 
dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle nachtheilig 
sein könnte. 
$ 79. Zu ausserordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, be- 
sonders wenn dieselben an Werktagen gehalten werden wollen, 
muss allezeit die spezielle Königliche Bewilligung erholt werden. 


IVYAbschntTtk 


Von dem Verhältnisse verschiedener Religions-Gesellschaften 
gegeneinander. 
I. Kapitel. Allgemeine Staatspflichten der Kirchen 
gegeneinander. 


S 80. Die im Staate bestehenden Religions-Gesellschaften sind 
sich wechselseitig gleiche Achtung schuldig; gegen deren Versagung 
kann der obrigkeitliche Schutz aufgerufen werden, der nicht 
verweigert werden darf; dagegen ist aber auch keiner eine Selbst- 
hülfe erlaubt. 

S 81. Jede Kirche kann für ihre Religions- Handlungen 
von den Gliedern aller übrigen Religions-Parteien vollkommene 
Sicherheit gegen Störungen aller Art verlangen. 

S 52. Keine Kirchen-Gesellschaft kann verbindlich gemacht 
werden, an dem äusseren Gottesdienste der anderen Antheil zu 
nehmen. Kein Religions-Theil ist demnach schuldig, die beson- 
deren Feiertage des anderen zu feiern, sondern es soll ihm frei 
stehen, an solchen Tagen sein Gewerbe und seine Hantirung 
auszuüben, jedoch ohne Störung des Gottesdienstes des anderen 
Theiles, und ohne dass die Achtung dabei verletzt werde, welche 
nach $ 80 jede Religions-Gesellschaft der anderen bei Ausübung 
ihrer religiösen Handlungen und Gebräuche schuldig ist. 

S 835. Der weltlichen Staatspolizei kommt es zu, insoweit, 
als die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung zwischen 
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verschiedenen Religions-Parteien es erfordert, Vorschriften für 
äussere Handlungen, die nur zufälligen Bezug zum kirchlichen 
Zwecke haben, zu geben. 

S 54. Religions-Verwandte einer öffentlich aufgenommenen 
Kirche, welche keine eigene Gemeinde bilden, können sich zu 
einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens innerhalb der Grenzen 
des Reiches halten. 

S 85. Auch ist ihnen freigestellt, von dem Pfarrer oder 
Prediger einer anderen Konfession an ihrem Wohnorte jene 
Dienste und Amts-Funktionen nachzusuchen, welche sie mit 
ihren eigenen Religions-Grundsätzen vereinbarlich glauben, und 
jene nach ihren Religions-Grundsätzen leisten können. 

S 86. In dergleichen Fällen sollen dem Pfarrer oder Geist- 
lichen der fremden Konfession für die geleisteten Dienste die 
festgesetzten Stolgebühren entrichtet werden. 

S 87. Diesen auf solche Art der Ortspfarrei einverleibten 
fremden Religions-Verwandten darf jedoch nichts aufgelegt werden, 
was ihrem (Gewissen oder der jedem Staats-Einwohner garan- 
tirten Hausandacht entgegen ist. 

S 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchen- 
Gesellschaften steht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller 
Orten frei, wenn sie das erforderliche Vermögen zum Unterhalt 
der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den Gottesdienst, dann 
zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Gebäude besitzen, 
oder wenn sie die Mittel hiezu auf gesetzlich gestattetem Wege 
aufzubringen vermögen. 

S 89. Das Verhältniss der Staats-Einwohner, welche einer 
Religion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht 
oder nur ein Privat-Gottesdienst gestattet ist, muss aus dem 
Inhalte der Konzessions-Urkunde beurtheilt werden. Sie dürfen 
von den Dienern der Kirchengewalt des Ortes, wo sie wohnen, 
gegen den Sinn und Zweck der Konzession weder beschränkt 
noch beeinträchtigt werden. Da sie mit der Ortskirche in keiner 
Verbindung stehen, so können von derselben keine pfarrlichen 
Rechte gegen sie ausgeübt werden; dagegen haben sie aber 
auch keinen Antheil an den Rechten und dem Eigenthum der 
Kirche. 


II. Kapitel. Vom Simultan-Gebrauche der Kirchen. 


S 90. Wenn zwei Gemeinden verschiedener Religionsparteien 
zu einer Kirche berechtigt sind, so müssen die Rechte einer 
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jeden hauptsächlich nach den vorhandenen besonderen Gesetzen 
oder Verträgen beurtheilt werden. 


S 91. Mangelt es an solchen Bestimmungen, so wird ver- 
muthet, dass eine jede dieser Gemeinden mit der anderen gleiche 
Rechte habe. 


S 92. Die Entscheidung der über Ausübung dieser Rechte 
entstehenden Streitigkeiten, wenn die Betheiligten sie durch 
gemeinschaftliches Einverständniss nicht beizulegen vermögen, 
gehört an das Staatsministerium des Innern, welches die Sache nach Ver- 
hältniss der Umstände vor den Staatsrath bringen wird). 

S 93. Wird aber darüber gestritten, ob eine oder die andere 
Gemeinde zu der Kirche wirklich berechtigt sei, so gehört die 
Entscheidung vor den ordentlichen Richter. 


S 94. Wenn nicht erhellet, dass beide Gemeinden zu der 
Kirche wirklich berechtigt sind, so wird angenommen, dass die- 
jenige, welche zu dem gegenwärtigen Gebrauche am spätesten 
gelangt ist, denselben als eine widerrufliche Gefälligkeit erhalten 
habe. 

S 95. Selbst ein vieljähriger Mitgebrauch kann für sich 
allein die Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch Verjährung 
künftig nicht begründen. 

S %. Wenn jedoch ausser diesem Mitgebrauche auch die 
Unterhaltung der Kirche von beiden Gemeinden bestritten worden, 
so begründet dies die Vermuthung, dass auch der später zum 


Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein wirkliches Recht darauf 
zustehe. 


S 97. Solange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bitt- 
weise hat, muss sie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher 
nicht gewöhnlichen gottesdienstlichen Handlung die Erlaubniss 
der Vorsteher dazu nachsuchen. 


S 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Ge- 
meinden steht es jederzeit frei, durch freiwillige Uebereinkunft 
denselben aufzuheben, und das gemeinschaftliche Kirchenver- 
mögen unter Königlicher Genehmigung, welche durch das Staats- 
Ministerium des Innern eingeholt werden muss, abzutheilen, und 
für jede eine gesonderte gottesdienstliche Anstalt zu bilden. 





1) Nach Ges. über den Verw.-Ger.-Hof v. 8. Aug. 1878 Art. 10 Z. 11 
entscheidet bei „Kirchlichen Simultanverhältnissen“ der V. G. H. in 3. und 
letzter, nach Art. 45 Abs. 4 die Distr.-Verw.-Behörden in 1., die Kreisregier- 
ungen K. d. J. in 2. Instanz. 
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$ 99. Auch kann eine solche Abtheilung von der Staats- 
Gewalt aus polizeilichen oder administrativen Erwägungen, oder 
auf Ansuchen der Betheiligten verfügt werden. 

S 100. Wenn ein Religionstheil keinen eigenen Kirchhof 
besitzt, oder nicht bei der Theilung des gemeinschaftlichen 
Kirchenvermögens einen solchen für sich anlegt, so ist der ım 
Orte befindliche als ein gemeinschaftlicher Begräbnissplatz für 
sämmtliche Einwohner des Ortes zu betrachten, zu dessen An- 
lage und Unterhaltung aber auch sämmtliche Religions-Verwandte 
verhältnissmässig beitragen müssen. 

S 101. Kein Geistlicher kann gezwungen werden, das Be- 
gräbniss eines fremden Religions-Verwandten nach den Feier- 
lichkeiten seiner Kirche zu verrichten. 

S 102. Wird derselbe darum ersucht, und er findet keinen 
Anstand, dem Begräbnisse beizuwohnen, so müssen ihm auch 
die dafür hergebrachten Gebühren entrichtet werden. 

S 103. Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede öffentlich 
aufgenommene Kirchengemeinde bei ihren Leichen-Feierlichkeiten 
gegen Bezahlung der Gebühr, sich bedienen. 

Dieses allgemeine Staats-Grundgesetz bestimmt, in Ansehung 
der Religions- Verhältnisse der verschiedenen Kirchen-Gesell- 
schaften, ihre Rechte und Verbindlichkeiten gegen den Staat, 
die unveräusserlichen Majestäts-Rechte des Regenten, und die 
jedem Unterthan zugesicherte Gewissens Freiheit und Religions- 
Ausübung. 

In Ansehung der übrigen inneren Kirchen-Angelegenheiten 
sind die weiteren Bestimmungen, in Beziehung auf die katho- 
lische Kirche, in dem mit dem Päpstlichen Stuhle abgeschlossenen 
Konkordat vom 5. Junius 1817, und in Beziehung auf die prote- 
stantische Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage erlas- 
senen eigenen Edikte enthalten. 


München den 26. Mai 1818. 


b) Erlasse, das Konkordat, resp. die Domkapitel betreffend. 


1. Allerhöchste Verordnung über die Interkalarien der bischöf- 
lichen u. domkapitelschen Präbenden vom 27. September 18291). 
Wir haben aus den Berichten, welche Unsere Kreisregierungen über die 


bisherige Art der Berechnung und Verwendung der bei erledigten erzbischöf- 
lichen und bischöflichen Stühlen, domkapitelschen Dignitarien, Kanonikate und 





1) Döllinger, Verordnungen-Sammlung, München 1838, VIII, 299. 
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Vikarien sich ergebenden Interkalarien erstattet haben, die Ueberzeugung ge- 
schöpft, dass in dieser Beziehung ein gleichförmiges, den Bestimmungen des 
Konkordates und den darauf gegründeten früheren Entschliessungen ange- 
messenes Verfahren zur Zeit nicht beobachtet werde, und bestimmen daher, 
wie folgt: 

1. Wenn ein Erzbischof oder Bischof mit Tod abgeht, hört dessen Bezug 
in Gemässheit der Bestimmung des IV. Artikels des Konkordates und der 
Entschliessung vom 22. April 1824 mit dem Todestage auf. 

2. Wenn ein neuer Erzbischof oder Bischof ernannt wird, so begründet 
sich in analoger Anwendung der Verordnung vom 21. April 1807 dessen An- 
spruch auf den Bezug der erzbischöflichen oder bischöflichen Präbende mit dem 
Ernennungstage; der wirkliche Bezug fängt aber erst im Falle und nach 
erfolgter päpstlicher Präkonisation und Uebernahme des erzbischöflichen Amtes 
an flüssig zu werden, dehnt sich jedoch bis auf den Ernennungstag rück- 
wärts aus. 

3. Auch bei Todesfällen von Dignitarien, Kanonikern und Vikarien hört 
der Präbendebezug, dem Konkordate gemäss mit dem Sterbetag auf. Ein Sterbe- 
oder Nachmonat kann nicht bewilligt werden. 

4. Der Dompropst tritt in die mit seiner Dignität verbundenen Bezüge 
von dem Tage angefangen ein, an welchem die päpstliche Kollationsbulle aus- 
gefertigt ist; in den wirklichen Bezug ist jedoch derselbe erst nach erfolgter 
landesfürstlicher Bestätigung einzuweisen. 

5. Die Bezüge des Domdechants fangen mit dem Tage der landesfürst- 
lichen Ernennung desselben an, und werden flüssig, sobald derselbe seine Stelle 
wirklich angetreten hat. 

6. Die nämliche Bestimmung gilt von allen Kanonikern, welche durch 
landesfürstliche Ernennung in das Kapitel eintreten. 

7. Geht die Verleihung eines Kanonikats von den Erzbischöfen, Bischöfen 
oder Kapiteln aus, so beginnt der Präbendebezug mit dem Tage des ausge- 
stellten Kollations- oder Ernennungsdekretes; was auch von den Vikarien gilt. 
Die Flüssigwerdung des Präbendenbezuges ist jedoch gleichfalls durch die 
landesfürstliche Genehmigung und den wirklichen Antritt der Stelle bedingt. 

8. Tritt ein älterer Kanonikus durch Todesfall, Resignation, Versetzung, 
Beförderung oder wie immer aus dem Kapitel aus, so rücken die übrigen 
Kanoniker von dem Tage an, wo sich der Todesfall ergiebt, oder die Resig- 
nation, Beförderung u. s. w. dekretirt und beziehungsweise genehmigt wird, 
in die nächst höhere Stelle und die damit verbundenen Bezüge vor. 

9, Die nach obigen Bestimmungen sich ergebenden Interkalarien fallen 
jedesmal derjenigen Domkirche zu, an welcher die betreffende Stelle in Erle- 
digung gekommen ist. Aus denselben eine eigene domkapitelsche Kasse zu 
bilden und ‘sie hernach für Zwecke und Bedürfnisse des Domkapitels zu ver- 
wenden, kann nicht gestattet werden. 

Hiernach ist in Zukunft genau zu achten. 


2. M.-E. über die Besetzung der Dompropsteien vom 14. April 1831 
(Doll. VIII, 310). 

Um künftigen Anständen hinsichtlich der Besetzung der Dompropsteien 

zu begegnen, werden die Herren Erzbischöfe von München-Freising und von 

Bamberg, ingleichen sämmtliche Bischöfe hiermit in Kenntniss gesetzt, dass 
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man bei Abschliessung des Konkordates von Seite der Krone Bayern und des 
päpstlichen Stuhles dahin übereingekommen sei, 
dass Niemand zur Würde eines Dompropstes gelangen soll, als den 
Seine Majestät der König hierzu empfehlen werden. 

Hiernach müssen alle an Seine päpstliche Heiligkeit unmittelbar ge- 
langenden Gesuche um solche Stellen erfolglos bleiben, wenn dieselben nicht 
von Seiner Majestät dem Könige unterstützt werden. Es kann daher auch die 
Ausfertigung der solchen Gesuchen beizufügenden erzbischöflichen (bischöflichen) 
Idoneitäts-Zeugnisse nur dann Platz greifen, wenn vorerst eine Erklärung darüber 
vorliegt, dass derjenige, der ein solches Zeugniss nachsucht, Sr. Maj. dem 
Könige genehm sei. 

Bei diesen Verhältnissen wird es dem Herrn Erzbischofe (Bischofe) von 
N. von selbst nicht entgehen, dass in vorkommenden Fällen dieser Art jeder, 
der zur Unterstützung seines Gesuches um eine Dompropstei ein Ordinariats- 
Zeugniss nachsucht, vor allem auf die erwähnten Verhältnisse aufmerksam 
zu machen, und dass die Ausfertigung des Zeugnisses so lange zu suspendiren 
sei, bis Se. Maj. der König sich zu erklären geruht haben werden, welches 
Individuum Allerhöchstdieselben auf die erledigte Dignität dem päpstlichen 
Stuhle zu empfehlen gedenke. 

3. M.-E. die kanonische Investitur der Domkapitulare betr., 
vom 12. April 1842 (Döll. XXIIL, 97). 

Die Kgl. Regierung empfängt hierneben eine Vorstellung des erzbischöfl. 
Domkapitels von München-Freising im oben bezeichneten Betreffe vom 29. v. 
Mts. mit der Eröffnung, dass inhaltlich einer am 11. Februar 1. Js. durch die 
Nuntiatur mitgetheilten Erklärung des päpstlichen Stuhles, so oft ein Kanonikus 
zu einer domkapitelschen Dignität befördert wird, bezüglich welcher die Er- 
nennung oder die Institution von dem päpstlichen Stuhle abhängt, der Beför- 
derte nur kraft der kanonischen Institution in den Besitz und Genuss der 
neuen Präbende einzutreten habe und daher auch das früher von ihm besessene 
Kanonikat erst von eben diesem Tage an als erledigt anzusehen sei, wonach 
sich in dem gegenwärtigen sowohl, als in künftigen vorkommenden Fällen 
dieser Art zu richten ıst. 


c) Erlasse, das Verhältniss von Konkordat und Religions- 
Edikt betreffend. 

1. Allerh. Entschl., den Vollzug des Konkordates betr., vom 
15. Septbr. 1821 (sog. Erklärung von Tegernsee). (Döll. VIII, 289.) 

Nachdem die wichtigsten Anstände, welche bisher den Vollzug des mit 
dem päpstlichen Stuhle unterm 5. Juni 1817 abgeschlossenen und von Uns 
unterm 24. Oktober des nämlichen Jahres ratifizirten Konkordates verzögert 
haben, nunmehr beseitigt sind, so ist es Unser Wille, dass dasselbe in allen 
seinen Theilen in volle Ausführung gebracht, und dass hiernach der Publi- 
kation und Vollziehung der zur Ausführung der Cirkumskription der neuen 
Diözesen in Unserm Königreiche unterm 1. April 1818 ergangenen päpstlichen 
Bulle, welche anfängt mit den Worten: Dei ac Domini Nostri Jesu Christi, 
nebst den darauf sich beziehenden Exekutions-Dekreten des für dieses Geschäft 
von Sr. päpstlichen Heiligkeit an Unser Hoflager in der Person des Herrn 
Franz Serra, aus dem Herzoglichen Geschlecht Cassano, Erzbischofs von 
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Nicäa etc. abgeordneten päpstlichen Nuntius kein weiteres Hinderniss gesetzt 
werden soll. 

Zugleich fügen Wir zur Beseitigung aller Missverständnisse über den 
Gegenstand und die Beschaffenheit des von Unsern katholischen Unterthanen 
auf die Konstitution abzulegenden Eides die Erklärung bei, dass, indem Wir 
Unsern getreuen Unterthanen die Konstitution gegeben haben, Unsere Absicht 
nicht gewesen sei, dem (Gewissen derselben im Geringsten einen Zwang anzu- 
thun, dass daher nach den Bestimmungen der Konstitution selbst der von 
Unsern katholischen Unterthanen auf dieselbe abzulegende Eid lediglich auf 
die bürgerlichen Verhältnisse sich beziehe, und dass sie dadurch zu nichts 
werden verbindlich gemacht werden, was den göttlichen Gesetzen oder den 
katholischen Kirchensatzungen entgegen wäre. Auch erklären Wir neuerdings, 
dass das Konkordat, welches als Staatsgesetz gilt, als solches angesehen und 
vollzogen werden soll, und dass allen Behörden obliege, sich genau nach seinen 
Bestimmungen zu richten. 

2. M.-E. vom 8. April 1852, den Vollzug des Konkordates betr. 
(Döll. 23, 91)!). 

Se. Majestät der König hat auf die von den Herren Erzbischöfen und 
Bischöfen des Königreichs unter dem 2. November 1850 an Allerhöchstdieselben 
unmittelbar gerichtete Denkschrift, den Vollzug des mit dem päpstl. Stuhl 
am 5. Juni 1317 abgeschlossenen Konkordates und die Anwendung der Bei- 
lage II zur Verfassungsurkunde auf die Verhältnisse der katholischen Kirche 
betreffend, unter dem 30. v. M. allergnädigst zu beschliessen geruht, was folgt: 

1. Bei Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und zweifelhafter Stellen 
der zweiten Verfassungsbeilage ist jene Interpretation anzunehmen, welche mit 
den Bestimmungen des Konkordates übereinstimmend ist, oder sich denselben 
annähert. 

2. Das oberhoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht des Königs besteht 
fort. Das in $ 50 des Religionsedikts vorbehaltene Schutz- oder Oberaufsichts- 
recht soll jedoch niemals so ausgeübt werden, dass die Bischöfe in der ihnen 
vermöge ihres Amtes zustehenden Verwaltung rein kirchlicher Angelegenheiten 
behindert werden, insoferne hierbei nicht bestehende verfassungsmässige Be- 
stimmungen zu beobachten kommen. Ebenso soll die im $57 reservirte hoheit- 
liche ÖOberaufsicht nicht so gehandhabt werden, dass die freie Berathung 
kirchlicher Gerichts- oder Synodalversammlungen gestört würde. 

3. Für die von dem Öberhaupte der Kirche oder von den Bischöfen aus-_ 
gehenden Jubiläums- und Ablassverkündigungen, dann für die Fastenpatente 
wird hiermit das Placet bis auf Weiteres im voraus ertheilt. Bei allen anderen 
Erlassen und Ausschreibungen der geistlichen Behörden, auf welche nicht die 
Bestimmung des $ 59 des Religionsediktes Anwendung findet, sondern bei 
welchen gemäss Titel IV $ 9 der Verfassungsurkunde und $ 55 der Beilage II 
die vorherige Einholung der königl. Genehmigung bisher erforderlich gewesen, 
ist die Einholung dieser Genelımigung auch fernerhin nothwendig, und ist das 
Sr. Majestät als kathol. König zustehende Öberaufsichts- und Schutzrecht in 
seinem ganzen Umfange unangetastet aufrecht zu erhalten. 





1) Diese M.-E. ist durch die folgende vom 20. November 1873 ausser 
Wirksamkeit gesetzt worden. Einzelne aufrecht erhaltene Bestimmungen sind 
durch grösseren Druck gekennzeichnet. 
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4. Nur die Einführung der geistlichen Gerichte, nicht die Ernennung der 
‚Personen, welche von den Bischöfen als Gerichtsmitglieder, Vikare oder Ge- 
hülfen berufen werden, bedürfen fortan der königl. Bestätigung. Ebenso soll 
nur die Bildung der Dekanatsbezirke, nicht die Wahl der Landdekane, inso- 
lange diese .blos eine kirchliche Bedeutsamkeit besitzen, der k. Bestätigung 
vorbehalten, dagegen die Kapitularen in ihrem hergebrachten Wahlrecht be- 
schützt sein. Die Bischöfe haben jedoch den weltlichen Behörden von der 
Anstellung solcher Personen Nachricht zu ertheilen. 


5. Erkenntnisse der geistlichen Gerichte bedürfen der königl. Bestätigung 
nicht. Der $ 71 des Religionsedikts ist dahin zu interpretiren, dass derlei 
Erkenntnisse nur dann einen Einfluss auf die staatsbürgerlichen Beziehungen 
und bürgerlichen Rechtsverhältnisse äussern, wenn die Einwilligung der Staats- 
gewalt erholt ist. Uebrigens ist in Fällen, wo ein Priester suspendirt oder 
entlassen wird, der Kreisregierung und dem Tischtitelgeber Mittheilung zu 
machen. 

6. Jedem Kirchenmitgliede steht gemäss $ 52 des Religionsedikts die 
Befugniss zu, wegen Handlungen der geistlichen Gewalt gegen die festgesetzte 
Ordnung jederzeit den landesfürstlichen Schutz anzurufen. Als Handlungen 
gegen die festgesetzte Ordnung sind aber vornehmlich zu betrachten: a) Wenn 
die Kirchenbehörde, ihren geistlichen Wirkungskreis überschreitend, über bürger- 
liche Verhältnisse urtheilt und in die Rechtssphäre des Staates eingreift: 
b) wenn dieselbe ein positives Staatsgesetz verletzt; c) wenn selbe behufs des 
Vollzuges ihrer Erkenntnisse sich äusserer Zwangsmittel bedient; d) wenn sie 
die Bescheidung in geistlichen Sachen anhängiger Beschwerden verzögert, den 
Instanzenzug behindert oder abändernde Erkenntnisse höherer Instanzen nicht 
in Vollzug bringt. 

7. Findet kein Rekurs wegen Missbrauch der geistlichen Gewalt statt, 
so bleibt der geistlichen Behörde, insoferne sie die Grenzen ihrer Wirksamkeit 
nicht überschritten hat, der Schutz des weltlichen Armes hinsichtlich der Voll- 
streckung ihrer Disziplinarerkenntnisse gesichert. 


8. Bedingungen zu Kirchen- und namentlich Pfarrpfründen 
sollen blos sein: das Indigenat, bürgerlich und politisch tadel- 
loser Wandel, die von dem Bischofe zu erprobende theologische 
und seelsorgerliche Befähigung, sodann Kenntnisse im bayerischen 
Verfassungs- und Verwaltungsrechte, im Schul-, Stiftungs- und 
Armenwesen. Wegen der dessfallsigen aus Staats- und Kirchen- 

 dienern zusammenzusetzenden gemeinschaftlichen Prüfungs- 
/ behörde ist Benehmen mit den Bischöfen vorbehalten. Ebenso 
bleibt die Ertheilung des landesherrlichen Tischtitels und die 
Festsetzung der Bedingungen zur Erlangung desselben der aller- 
höchsten Beschlussfassung vorbehalten. 


9. Die Verleihung kirchlicher Pfründen Seitens der Bischöfe setzt die 
‚königl. Genehmigung voraus. Geistlichen, welche von Sr. Majestät dem König 
als Allerhöchstdenselben nicht genehm bezeichnet werden, kann eine kirchliche 
‚Pfründe nicht verliehen werden. Die Vergewisserung über die Genehmhaltung 
der Person erscheint demnach als eine Vorbedingung der bischöflichen Ueber- 
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tragung des Kirchenamtes, deren Vollberechtigung, wenn diese Bedingung ge- 
geben, in keiner Weise zu beanstanden ist. Bei dem Akte der Einweisung 
soll jedoch ausgesprochen werden, dass von dem König die Verleihung der 
Temporalien herrührt. 

10. Die Resignationen kirchlicher Pfründen sollen in die Hände 
der Bischöfe geschehen. In unbedingter Weise können sie von 
denselben indessen nur dann angenommen werden, wenn durch 
Resignation derselben das Staatsärar nicht belastet wird. Bezüg- 
lich der Feststellung der Vikariatsgehalte soll von den bischöf- 
lichen Stellen immer gutachtliche Aeusserung eingeholt werden. 

11. Auch bei Verleihung königl. Patronatspfarreien sollen die Bischöfe 
vorher mit ihrem Gutachten vernommen werden, ohne dass jedoch hierdurch 
Se. Majestät der König in dem freien Besetzungsrechte beschränkt sein sollen. 

12. Das in den $$ 76, 77 der zweiten Verfassungsbeilage für die unter 
$ 76 lit. a und b fallenden Anordnungen vorbehaltene Mitwirkungsrecht der 
weltlichen Obrigkeit soll nur in einer das kirchliche Leben nicht beengenden 
Weise gehandhabt werden. Bezüglich der Anordnung ausserordent- 
licher kirchlicher Feierlichkeiten und Andachten, dann bezüglich 
der Handhabung des $ 79 des Religionsediktes ist bereits unterm 


29. Juni v. J. allerhöchste Entschliessung erfolgt‘). Auch die Wahl 
der Geistlichen zu Missionen ete. soll den Bischöfen anheimgestellt bleiben; 
nur wenn diese Wahl auf Ausländer fällt, ist jedesmal wenigstens drei Wochen 
vorher Bericht zu erstatten und behalten sich Se. Majestät der König die 
Entscheidung vor. 

13. Die Verordnungen wegen Feier der Sonn- und Festtage, Beschränk- 
ungen der Tanzmusiken, über das Arbeiten an abgewürdigten Feiertagen sollen 
auf das genaueste vollzogen werden. ; 

14. Bei Wahl der Klosterobern wird von der Absendung von Kommis- 
sarien Umgang genommen. Die Ablegung feierlicher lebenslänglicher Gelübde 
in den Nonnenklöstern soll an das vollendete 33. Lebensjahr, jene der einfachen 
zeitlichen an das vollendete 21., wie durch königl. Entschliessung v. 9. Juli 1831 
bestimmt worden ist, gebunden sein, und die Abordnung von Kommissarien 
nur für den Fall, dass die Betheiligten selbst oder deren Eltern, Vormünder 
oder Verwandte selbe verlangen oder dass eine dessfallsige Beschwerde zur 





1) Diese Verordnung vom 20. Juni 1851 (Döll. 23, 355) fordert bei nicht 
gewöhnlichen Feierlichkeiten und Andachten die vorgängige Anzeige bei der 
weltlichen Behörde; bei Feierlichkeiten aus Anlass politischer Ereignisse oder 
wenn die Gläubigen zur Theilnahme unter Einstellung der Arbeit. verpflichtet 
werden sollen, ist vorher die Genehmigung Sr. Maj. des Königs zu erholen. 
Bei ausserordentlichen Feierlichkeiten unter freiem Himmel haben die 
Distrikts-Polizeibehörden deren Statthaftigkeit auf Grund des Vereinsgesetzes 
vom 26. Februar 1850 zu würdigen und sind ermächtigt, die Genehmigung zu 
ertheilen oder zu versagen; will die kirchliche Oberbehörde zu solchen Feier-" 
lichkeiten Geistliche berufen, die einem nicht recipirten Orden angehören oder 
das bayer. Indigenat nicht besitzen, so hat sie der kgl. Regierung hiervon Anzeige 
zu machen. 
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Kenntniss der Staatsregierung kommt, bei Ablegung der lebenslänglichen Ge- 
lübde vorbehalten werden. 

15. Die Aufnahme in den geistlichen Stand, resp. in das Klerikalseminar, 
bleibt dem freien Ermessen der Bischöfe überlassen. Da jedoch der König als 
Schutzherr der Kirche den Tischtitel den zu Weihenden aus Gnade verleiht, 
so ist um diese Gnade vor der Ordination geziemend zu bitten. 

16. Von förmlicher Bestätigung der Vorstände und Lehrer an den bischöf- 
lichen Klerikal- und an den bisher bestehenden Knabenseminarien wird Umgang 
genommen, und soll die blosse Anzeige genügen, wenn nicht in der einschlä- 
gigen Stiftungs- und Dotationsurkunde ein besonderes landesherrliches Recht 
vorbehalten ist. 

17. Hinsichtlich der Erweiterung der bischöflichen Seminarien im Sinne 
des Artikels 5 des Konkordates wird auf nachträglich zu erstattende billige 
Anträge eingegangen werden. 

18. Bei Besetzung der Lehrstellen an den Lyceen wird auf die Wünsche 
der Bischöfe Rücksicht genommen. 


19. Bei Anstellung der Professoren der Theologie an Universitäten soll 
neben dem Gutachten der theologischen Fakultät und des Universitätssenates 
auch ein Gutachten des Diözesanbischofes über den dogmatischen Standpunkt 
und den sittlichen Wandel der Bittsteller erholt werden. Ebenso hat der Auf- 
stellung der Religionslehrer an den anderen öffentlichen Unterrichts- und 
Erziehungsanstaltsn die gutachtliche Einvernahme der einschlägigen bischöf- 
lichen Stelle voranzugehen. Auch über Genehmigung der Aufstellung von 
Religionslehrern in Privatinstituten soll die bischöfliche Stelle vernommen werden. 

20. Die Religionswahrheiten sollen stets rein und lauter und in einer 
Weise vorgetragen werden, dass sie in das Leben der Jugend eindringen und 
dass die Achtung vor denselben, sowie das Gefühl für Sitte und Recht nicht 
untergraben werden. In dieser Beziehung sollen demnach die weltlichen Be- 
hörden ein wachsames Auge haben und den darauf bezüglichen Bemerkungen 
der geistlichen Behörden geeignete Würdigung zuwenden. 

21. Den Bischöfen ist durch 8 39 der zweiten Verfassungsbeilage das 
Aufsichtsrecht auf die Religions- und Sittenlehre und das religiöse Leben an 
den Unterrichts- und Erziehungsanstalten gewährleistet. Einrichtungen be- 
züglich des sittlichen und religiösen Lebens, welche auf die Hausordnung an 
Studienanstalten und Schullehrerseminarien störenden Einfluss haben könnten, 
sind jedoch erst nach gepflogenem Benehmen der Bischöfe mit den weltlichen 
Behörden und nur in deren gegenseitigem Einverständnisse zu treffen. Bei 
Fragen über die Bildung der Schullehrer sollen die Wünsche der Bischöfe und 
hinsichtlich der Anordnung des Religionsunterrichtes an den (Gymnasien und 
Latein-, sowie Landwirthschafts- und Gewerbeschulen die Vorschläge der 
Bischöfe von den weltlichen Behörden nach Thunlichkeit berücksichtigt werden. 


22. Dem Pfarrklerus bleibt nach Massgabe des organischen Edikts vom 
14. September 1808 (Reg.-Bl. S. 2493 ff.) und der Normativentschliessung vom 
24. Juli 1833 die nächste Beaufsichtigung und Leitung des Unterrichts- und 
Erziehungswesens an den deutschen Schulen überlassen. Bei Bestellung der 
Distriktsschulinspektoren und der Inspektoren an den Schullehrerseminarien 
sollen die Bischöfe gutachtlich vernommen werden, und versieht sich die 
- Staatsregierung zu dem Klerus, dass er die seiner Aufsicht anvertraute wich- 


224 II. Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Bayern. 


tigste Schule der Volksbildung — die Elementarschule — mit Sorgfalt und 
Liebe pflege. 

23. Vor Erlassung wichtiger Verfügungen über das Schulwesen, soweit 
es sich um Unterricht in Religion und Sitte und um Förderung religiös-sitt- 
licher Gesinnungs- und Handlungsweise handelt, sollen die Bischöfe gleichfalls 
gehört werden. Die Lehrbücher über Religionsunterricht bleiben ihrer Appro- 
bation unterworfen. 

24. Das Eigenthumsrecht der katholischen Kirche an dem Gesammtkultus- 
Vermögen ist und war niemals in Zweifel gezogen. Bezüglich der Kirchen- 
verwaltung bleibt es vorbehalten, das noch räthlich Scheinende anzuordnen. 

25. Bei dem königlichen Oberaufsichtsrechte auf die Verwaltung des 
Kirchenvermögens ($ 75 der Beil. 2 der Verfassungsurkunde) hat es sein 
Verbleiben. 

26. Die Kreiskonkurrenzkasse für die Rentenüberschüsse vermöglicher 
Kultusstiftungen soll nach den Diözesen ausgeschieden und von den Kreis- 
Regierungen hierüber gesonderte Rechnung geführt werden. Das Maass der 
Konkurrenzleistung ist im Benehmen mit den Bischöfen festzustellen und in 
Hinsicht auf Verwendung der Konkurrenzgelder den bischöflichen Anträgen 
möglichst zu entsprechen. 

27. In Vornahme kirchlicher Bauten sollen die Kirchenbehörden nicht 
behindert sein: sie haben sich jedoch sachverständiger Techniker zu bedienen 
und die staatspolizeilichen Anordnungen einzuhalten. Nur kirchliche Bauten, 
bei welchen das Staatsärar in Konkurrenz tritt, oder bei denen wegen streitiger 
Baupflicht die Thätigkeit der weltlichen Behörden angesprochen wird, haben 
sich nach den seitherigen Normen zu richten. Ebenso bleiben die bisherigen 
Anordnungen über Vorlage der Baupläne zur allerhöchsten Genehmigung Seiner 
Majestät des Königs in voller Kraft. h 

Indem der Königlichen Regierung, Kammer des Innern, die vorstehenden 
allerhöchsten Bestimmungen mit dem Anfügen eröffnet werden, dass Seine 
Majestät der König der genauesten Darnachachtung — insolange als Aller- 
höchstdieselben nicht anders verfügen werden — sich versehen, ist nunmehr 
das Weitergeeignete zu verfügen. 


München, den 8. April 1852. 
Auf Seiner königl. Majestät allerhöchsten Befehl. 


3. M.-E. vom 20. November 1873, den Vollzug des Konkordates 
betr. (K.-M.-Bl. S. 445). 


Mit allerhöchster Genehmigung Sr. Maj. des Königs wird die unterm 
8. April 1852 erlassene M.-E. Nr. 2994, den Vollzug des Konkordates betr., 
hiermit ausser Wirksamkeit gesetzt und den k. Kreisregierungen K. d. )J. 
Folgendes zur Kenntnissnahme und genauen Darnachachtung eröffnet: 

I. Es sollen in allen bei den Verwaltungsstellen und Behörden vorkom- 
menden Geschäftsgegenständen kirchlicher und kirchenpolitischer Natur, wie 
es der Staatsverfassung entspricht, die bestehenden Grundgesetze des Staates, 
sowie die übrige hieher bezügliche Gesetzgebung des Landes die Norm geben 
und nach den Regeln des Rechtes ihrem ganzen Inhalte nach zur Anwendung 
gebracht werden. 
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In gleicher Weise behält es bei den auf Grund dieser Gesetzgebung 
erlassenen Verordnungen und Instruktionen sein Bewenden. Demzufolge tritt 
in allen jenen Fällen, in welchen und soweit die einzelnen Abschnitte der M.-E. 
vom 8. April 1852 auf das bestehende Recht hinweisen oder Zuständigkeiten 
der Staatsorgane, wie sie vor dem Jahre 1852 schon bestanden haben, vorbe- 
halten, durch die Zurücknahme der eben allegirten Entschliessung keine Ver- 
änderung ein. 

Il. Im Einzelnen werden folgende Anordnungen getroffen: 

1. Die in Z. 8 der Entschliessung vom 8. April 1852 gesetzten Beding- 
ungen zur Erlangung von Kirchen- und namentlich Pfarrpfründen bleiben auf- 
recht erhalten. Insbesondere ist in Bezug auf die Abhaltung der Konkurs- 
prüfung der katholischen Pfarr- und Predigtamtskandidaten nach den Vorschriften 
der Allerhöchsten Verordnung vom 28. September 1854 gleichen Betreffs zu 
verfahren. 

Ebenso bleibt die Ertheilung des landesherrlichen Tischtitels, welchen 
der König den Weihekandidaten auf geziemendes Ansuchen aus Gnade ver- 
leiht, sowie die Festsetzung der Bedingungen zur Erlangung desselben der 
Allerhöchsten Beschlussfassung vorbehalten. 

2. Hinsichtlich der Verleihung kirchlicher Pfründen Seitens der Herren 
Erzbischöfe und Bischöfe wird auf Art. XI. Abs. 6 des Konkordates Bezug 
genommen. 

3. Bei dem in Z. 10 der gedachten Entschliessung vorgeschriebenen Ver- 
fahren in Fällen der Pfründeresignationen und bei Feststellung der Vikars- 
Gehalte hat es auch fernerhin sein Verbleiben. 

4. Bei Besetzung königl. Patronatspfarreien sollen die Bischöfe wie bisher 
mit ihrem Gutachten vernommen werden, ohne dass jedoch hierdurch die 
berichtende Verwaltungsstelle in der selbständigen Würdigung der einzelnen 
Bewerbungen eingeschränkt, oder aber Se. Maj. der König in der freien 
Ausübung des Besetzungsrechtes irgendwie behindert sein solle. 

5. Die in Z. 12 der E. vom 8. April 1852 in Bezug genommene Instruk- 
tion vom 20. Juni 1851, die Abhaltung ausserordentlicher kirchlicher Feier- 
lichkeiten betr., bleibt aufrecht erhalten !). 

6. Bezüglich der in 2.16 der E. vom. 8. April 1852 vorbehaltenen Anzeige 
über die Aufstellung von Vorständen und Lehrern an bischöflichen Seminarien 
wird auf die M.-E. vom 4. Juni 1856 (Döll. V.-S. 23, 124) verwiesen). 

Hiernach ist das Weitere zu verfügen und von vorstehender Enntschliessung 
der oberhirtlichen Stelle, welche im Regierungsbezirke ihren Sitz hat, eine 
Abschrift mitzutheilen. 





1) s. die Note 1 auf S. 222. 

2) Diese M.-E., das Nominationsrecht der Bischöfe bezüglich der Besetzung 
der Vorsteher- und Lehrerstellen in den bischöfl. Klerikalseminarien betr. 
(Döll. 23, 124) lautet: „Se. Maj. der König haben Allerhöchst auszusprechen 
geruht, dass, solange eine Abänderung der Bestimmung des Konkordates Art. V 
Abs. 3 nicht stattgefunden haben wird, diese von nun an für jede erzbischöf- 
liche, resp. bischöfliche Ernennung von Vorstehern und Lehrern bei den be- 
treffenden Klerikalseminarien ihre volle Geltung haben solle, 

Dagegen ist auch fortan von jedweder solcher Ernennung Sr. Königl. 
Majestät die alsbaldige allerunterthänigste Anzeige zu erstatten.“ 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 15 
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4. M.-E. vom 28. März 1889, die Verhältnisse der katholischen 
Kirche in Bayern betr. !). 


Die Hochwürdigsten Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Landes haben, 
der in der Eneyclica Seiner Heiligkeit des Papstes Leo XIII. vom 22. Dez. 1887 
an sie gerichteten Aufmunterung Folge leistend, Seiner Königlichen Hoheit 
dem Prinzen Luitpold, des Königreichs Bayern Verweser, in einer vom 
14. Juni 1888 datirten und im November gleichen Jahres an Allerhöchster Stelle 
eingereichten allerunterthänigsten Vorstellung die Missstände bezeichnet, welche 
nach ihrer Meinung die Geltung der Il. Verfassungsbeilage für die katholische 
Kirche in Bayern mit sich bringe, und daran eine Mehrzahl von Wünschen, 
Bitten und Anträgen gereiht. 

Seine Königliche Hoheit haben nach eingehender Würdigung jener 
Vorstellung, erfüllt von aufrichtigem Wohlwollen für die katholische Kirche 
und eingedenk Allerhöchstihrer Regentenpflichten in Hinsicht auf Auf- 
rechthaltung der Staatsverfassung und der Rechte der Krone, das Königliche 
Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten allergnädigst 
zu beauftragen geruht, dieselbe in nachstehender Weise zu bescheiden. 

Religion und Sittlichkeit bilden nicht allein das Wesen und Endziel der 
Kirche, sie sind auch die Grundlage der staatlichen Ordnung. Auch der Staat 
hat darum an der Erhaltung und Förderung des religiösen Sinnes im Volke 
ein tiefbegründetes Interesse. 

Namentlich ist sich die Staatsregierung bewusst, wie viel für das Staats- 
wohl an der religiös-sittlichen Erziehung der Jugend gelegen ist. 

Von solchen Erwägungen geleitet, haben Seine Königliche Hoheit 
den Wünschen der bayerischen geistlichen Oberhirten entsprechend und die 
von dem unterzeichneten Kgl. Staatsminister bei den Verhandlungen über das 
Budget für die XV. Finanzperiode gemachten Zusicherungen ratihabirend aller- 
gnädigst anzuordnen geruht, dass die damals ausgesprochenen Grundsätze 
künftig für die Behandlung und Erledigung der einschlägigen Angelegenheiten 
die massgebenden Normen bilden sollen. 

Im Einzelnen sind es folgende Punkte: 

Bei Besetzung der Lehrstellen an den Lyceen wird auf die Gutachten 
und Wünsche der Bischöfe thunlichste Rücksicht genommen werden. 

Bei Anstellung von Professoren der katholischen Theologie an den Uni- 
versitäten soll neben dem Gutachten der theologischen Fakultät und des Uni- 
versitäts-Senats auch ein Gutachten des Diözesan-Bischofs über den dogmatischen 
Standpunkt und den sittlichen Lebenswandel der Kandidaten erholt werden. 

Der Aufstellung der Religionslehrer an den anderen öffentlichen Unter- 
vichts- und Erziehungsanstalten hat die gutachtliche Einvernahme der ein- 
schlägigen bischöflichen Stelle voranzugehen. 

Bei Bestellung der Distriktsschul-Inspektoren, sowie vor Erlassung wich- 
tiger Verfügungen über das Schulwesen, soweit es sich um den Unterricht in 
Religion und Sitte und um Förderung einer religiös-sittlichen Gesinnungs- und 
Handlungsweise handelt, sollen die Bischöfe gehört werden. 

Bezüglich der Besetzung der Inspektor- und Präfektenstellen an den Schul- 
lehrer-Seminarien soll auf die ohnehin niemals aufgehobenen Vorschriften des 
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abgedruckt bei Weber, Neue Verord.-Samml. 19, 452. 
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Normatives über die Bildung der Schullehrer vom 29. September 1866 zurück- 
gegriffen werden. Demgemäss sind bei Besetzung der genannten Stellen die 
Bischöfe gutachtlich einzuvernehmen und die Präfekten regelmässig und ins- 
besondere dann, wenn der Inspektor selbst nicht ein Geistlicher ist, aus dem 
geistlichen Stande zu wählen. 

Es muss hierbei betont werden, dass der sicherste Weg zur Erzielung 
eines Einverständnisses zwischen den geistlichen Behörden und der Staats- 
Regierung in jedem einzelnen Falle darin liegt, dass die Gutachten und Vor- 
schläge der geistlichen Organe auch thatsächlieh eingehend begründet werden, 
und dadurch auch den Staatsbehörden ein eigenes Urtheil ermöglicht wird. 

Durch die vorstehend mitgetheilten Allerhöchsten Anordnungen Seiner 
Königlichen Hoheit des Prinz-Regenten ist für die von dem unterzeich- 
neten Staatsminister im Jahre 1882 gemachten Zusicherungen jene Legalisation 
und jene Bürgschaft für die fortdauernde Giltigkeit derselben geboten, welche 
inhaltlich des Memorandums vom 14. Juni 1888 bisher vermisst worden ist. 

Ausserdem haben Seine Königliche Hoheit noch allerhuldvollst zu 
verfügen geruht, es sei ausdrücklich zuzusichern, dass von der Abordnung 
Landesherrlicher Kommissäre, wie bisher schon tbatsächlich geschehen, fortan 
nicht allein bei den Kapitelkonferenzen des Dekanatsklerus, sondern auch bei 
den Wahlversammlungen der Kapitelgeistlichkeit Umgang genommen, und 
dem entsprechend die Allerhöchste Entschliessung vom 31. März 1836, die 
Kapitelversammlungen der katholischen Geistlichkeit betreffend (Döllinger, 
Verordnungen-Sammlung, Band VIII, S. 345), modifizirt werden solle. 

Desgleichen wird nach Anordnung Seiner Königlichen Hoheit auch 
für die Folgezeit von der Absendung weltlicher Kommissäre bei der Wahl der 
Klosteroberen uud der Gelübde-Ablegung regelmässig und wenn nicht ein beson- 
derer Anlass vorliegt, abgesehen werden. 

Die Wahl der Landdekane soll nach Allerhöchster Anordnung auch 
fernerhin nicht der Landesherrlichen Bestätigung unterliegen. 

Was die Anträge im bischöflichen Memorandum bezüglich der Pflege des 
religiösen Lebens an den Mittelschulen anlangt, so entspricht denselben schon 
vielfach die bisher an den Lehranstalten festgehaltene Uebung. Insbesondere 
werden die heiligen Sakramente allenthalben drei bis viermal des Jahres von 
den katholischen Schülern empfangen. Ebenso ist für die katholischen Schüler 
der Lehrerbilduugsanstalten der tägliche Besuch einer heiligen Messe ange- 
ordnet. Eine tägliche Schulmesse findet ferner thatsächlich an mehreren 
(Gymnasien statt. 

Es wird Veranstaltung getroffen werden, dass diese Einrichtungen auch 
für die Folge beibehalten bleiben. 

Dagegen konnte es nicht für empfehlenswerth gehalten werden, wieder 
eine tägliche Schulmesse mit der Verpflichtung aller Schüler zum Besuche 
derselben einzuführen, da diese Massregel an mehr als dem dritten Theile der 
Gymnasien wegen Mangels der nöthigen kirchlichen Räumlichkeiten oder der 
erforderlichen Priester gar nicht durchführbar wäre, und da sich mit wenigen 
Ausnahmen die Studienrektoren der bayerischen Gymnasien, und darunter ge- 
rade solche, deren streng religiöse Gesinnung wohlbekannt ist, aus sanitären 
und pädagogischen Gründen entschieden gegen dieselbe ausgesprochen haben, 
und überdies auch in anderen katholischen deutschen Ländern eine so weit- 
gehende allgemeine Einrichtung nicht besteht. 
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Da aber andererseits der hohe Werth des öfteren Besuches der heiligen 
Messe bereitwilligst anerkannt wird, wenn die Jugend ihr mit Andacht anwohnt 
und nicht, wie die Erfahrung vielfach zeigt, mit Kinlernen von Lektionen und 
dergl. sich beschäftigt, da ferner der rechte Erfolg für das künftige Leben nur 
dann erzielt wird, wenn der Kirchenbesuch nicht auf einem mit dem Einde der 
(Gymnasialstudien wegfallenden Zwange, sondern auf freiem Entschlusse beruht, 
haben Seine Königliche Hoheit befohlen, dass die Rektoren der Mittel- 
schulen angewiesen werden, thunlichst darnach zu streben, dass an Werktagen 
in einer passend gelegenen Kirche und zu geeigneter Zeit, eine, wenn auch 
allgemein zugängliche, Messe gelesen wird, welche von den katholischen Schülern 
der Anstalt besucht werden kann. 

Zugleich wird es den Religionslehrern nahe gelegt werden, sich eines. 
ausreichenden Einflusses auf die studirende Jugend zu versichern, um sie zum 
freiwilligen Kirchenbesuch an Werktagen anzuregen, wie dies schon jetzt an 
einer Mehrzahl von Gymnasien mit gutem Erfolge geschieht. 

An den humanistischen und Realgymnasien — an anderen Mittelschulen 
besteht die fragliche Einrichtung bereits — wird nach Befehl Seiner König- 
lichen Hoheit bei der Absolutorialprüfung wieder aus der Religionslehre 
examinirt werden, und sollen die Kenntnisse der Schüler in diesem Fache bei 
Feststellung des Prüfungsergebnisses in Betracht gezogen werden. 

Das Staatsministerium des Innern und das Kriegsministerium endlich 
werden, dem Allerhöchsten WillenSeiner Königlichen Hoheit entsprechend, 
innerhalb der durch die Reichsgesetzgebung gezogenen Schranken dem geist- 
lichen Stande wie den Kandidaten der Theologie bezüglich Erfüllung der 
Militärpflicht, wie bisher die wohlwollendste Berücksichtigung zuwenden, und 
die bayerische Regierung wird eintretenden Falls, wenn es mit einiger Aussicht 
auf Erfolg geschehen kann, ihre thunlichste Mitwirkung zur Abänderung der 
Reichsgesetzgebung im Sinne des bischöflichen Antrages nicht versagen (8.195 e). 

Die geeigneten Anordnungen zum Vollzuge der vorbezeichneten Zusicher- 
ungen, soweit solche noch nothwendig sind, sollen unverweilt erlassen werden. 

Im bischöflichen Memorandum wird bezüglich der öffentlichen Schulen die 
Beachtung und praktische Bethätigung mehrerer Grundsätze erbeten, welche der 
Staatsregierung seither schon zur Richtschnur gedient haben und somit keine 
besondere Anordnung als erforderlich erscheinen lassen. 

So war es seither schon die Anschauung des unterzeichneten Königl.. 
Staatsministeriums, dass für öffentliche Lehrämter nicht solche Kandidaten als. 
geeignet erscheinen, welche sich in Wort und Schrift als Gegner des Christen- 
thums bekennen. 

Ebenso entspricht es der bisherigen Auffassung und Absicht der Staats- 
regierung, dass der Unterricht in der Geschichte in objektiver, die religiösen 
Gefühle der Katholiken wie der Protestanten nicht verletzender Weise ertheilt. 
werde. Desgleichen widerstrebt es derselben, wenn bei Behandlung der Literatur 
sulche Themata gewählt und bearbeitet werden, welche mit den religiösen 
Empfindungen der Angehörigen der einen oder anderen Konfession in Wider- 
streit stehen. Gegen Ungehörigkeiten in diesen Beziehungen ist das unter- 
zeichnete Königl. Staatsministerium jederzeit eingeschritten. 

Auch der weiteren Bitte der Erzbischöfe und Bischöfe, es möchte wie in 
den Volksschulen, so auch in den Mittelschulen der konfessionelle Charakter 
rücksichtlich der Schüler wie der Lehrer, soweit nur immer thunlich, gewahrt. 
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werden, hat die Staatsregierung thatsächlich seither schon Rechnung getragen. 
Denn dermalen schon sind die Mittelschulen, soweit es zur Zeit überhaupt 
geschehen kann, nach Konfessionen geschieden. 

Namentlich wurde jenen Gymnasien, welche sich an Orten mit einer vor- 
wiegend der gleichen Konfession angehörigen Bevölkerung befinden, und welchen 
deshalb von langer Zeit her thatsächlich der Charakter von konfessionellen 
Anstalten anklebt, der letztere zu allen Zeiten thunlichst gewahrt. An 
diesen Anstalten sind fast ausschliesslich Lehrer der treffenden Konfession 
angestellt worden. 

Aber selbst an solchen Anstalten kann die konfessionelle Trennung nicht 
immer streng und unbedingt festgehalten werden. Bei der fortwährend zu- 
nehmenden konfessionellen Mischung namentlich der städtischen Bevölkerung 
kann es nicht ausbleiben, dass in Städten, welche früher ausschliesslich 
katholisch oder protestantisch waren, mehr und mehr auch Angehörige der 
anderen Konfession sich niederlassen. Knaben aus solchen Familien können 
unmöglich einzig wegen ihrer Konfession aus dem elterlichen Hause und von 
dem Gymnasium ihres Heimathsortes weg an ein fernes Gymnasium verwiesen 
werden. Ebenso wenig kann wegen einer vielleicht geringen Minorität von 
Andersgläubigen für die letzteren ein eigenes Gymnasium gegründet werden. 

Nicht einmal dann, wenn sich in einer Stadt mehrere Gymnasien befinden, 
können diese nach Konfessionen geschieden werden. 

Eine Mehrheit von Gymnasien gibt es nur in grossen Städten. Dort 
sind aber auch die Entfernungen gross. Es geht nicht an, jene Angehörigen 
einer Konfession, welche nahe an einem Gymnasium wohnen, an diesem vorüber 
in einen vielleicht weit entlegenen Stadttheil zu schicken. Langgestreckte 
Schulwege sind nicht blos vom sanitären Standpunkte aus, sondern auch aus 
pädagogischen Gründen vom Uebel. 

Zu einer strengen konfessionellen Scheidung der Gymnasien hat aber die 
Staatsregierung nicht einmal das Recht. Die bayerischen Gymnasien beziehen 
mit sehr wenigen Ausnahmen ihre ganze Exigenz oder doch den weitaus 
grössten Theil derselben aus der Staatskasse und den Schulgeldern. Dazu 
zahlen auch die Eltern der konfessionellen Minderheit. Es wäre aber ungerecht, 
die einen in der Vaterstadt studieren zu lassen und die anderen trotz gleicher 
Belastung mit Steuern nach auswärts zu verweisen. 

Was im Voıstehenden von den humanistischen Gymnasien gesagt ist, 
gilt auch für andere Mittelschulen, für Realgymnasien, Industrieschulen, Real- 
schulen u. dgl., nur in verstärktem Maasse. Deren sind zumeist so wenige, 
dass sich eine konfessionelle Scheidung thatsächlich von selbst verbietet. 
Zudem werden sie ausschliesslich vom Staate, bezw. von Kreis- und Orts- 
gemeinden, also aus rein weltlichen Kassen unterhalten, zu welchen alle 
Konfessionen in gleicher Weise beitragspflichtig sind. 

Desgleichen hat die Bitte der Öberhirten, dafür zu sorgen, „dass die 
in den meisten Kreisen des Königreichs bereits durchgeführte Wohlthat der 
konfessionellen Trennung auch den wenigen, bisher noch nicht konfessionell 
geschiedenen Lehrerbildungsanstalten in Bälde zukomme“, staatlicher Seits 
seither schon das thunlichste Entgegenkommen gefunden. 

Denn die Erhaltung der wenigen, in Bayern vorhandenen konfessionell- 
gemischten Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, nämlich des Schullehrer- 
Seminars in Bamberg, dann der Lehrerinnenbildungsanstalten in München und 
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Aschaffenburg, hat ihren Grund nicht in einer Voreingenommenheit für Simultan- 
Schulen, sondern in zwingenden äusseren Verhältnissen. 

Was nämlich zunächst das Seminar in Bamberg anlangt, so mussten 
demselben im Jahre 1873 die protestantischen Schulamtszöglinge aus Ober- 
franken behufs Evakuirung der überfüllten protestantischen Schullehrerseminare 
in Altdorf und Schwabach überwiesen werden. Zur Aufhebung dieses noth- 
gedrungen eingerichteten Simultaneums ist das unterzeichnete Königl. Staats- 
ministerium — was auch bereits bei einer anderen Gelegenheit zugesichert 
worden ist — bereit, sobald die Mittel für ein drittes protestantisches Schul- 
lehrerseminar für das diesrheinische Bayern bewilligt sind, und die neue Anstalt 
in’s Leben getreten ist. 


Für die Umbildung der beiden Lehrerinnenseminare in je zwei konfessionel- 
geschiedene Anstalten dagegen fehlt es nicht allein vollständig an den erforder- 
lichen Mitteln, sondern es ist auch nicht die geringste Aussicht vorhanden, 
dass dieselben bereit gestellt werden. 

Die übrigen Lehrerbildungsanstalten sind ohnehin konfessionell getrennt 
und nur mit Lehrern der einen oder anderen Konfession besetzt. 

Allerdings befinden sich an der Mehrzahl der katholischen Präparanden- 
schulen auch protestantische Schüler und umgekehrt. Dies könnte nur dadurch 
geändert werden, dass eine nicht unbeträchtliche Zahl von armen Knaben, deren 
Eltern oder sonstige unterstützungsbereite Angehörige am Sitze einer Präpa- 
randenschule wohnen, von der letzteren wegen ihrer Konfession weggewiesen 
und damit allerdings häufig genug vom Lehrberufe überhaupt ausgeschlossen 
würde. Eine solche harte Massnahme aber, welche die Katholiken ebenso 
schwer träfe, wie die Protestanten, wird kaum in den Wünschen der hoch- 
würdigsten Herren Antragsteller gelegen sein. 


Endlich hat das unterzeichnete Königl. Staatsministerium in seiner bis- 
herigen Praxis auch der Anregung, dem auf die Einführung von klösterlichen 
Lehrfrauen in Mädchenschulen abzielenden Verlangen der Gemeinden stattzu- 
geben, die thunlichste Berücksichtigung zugewendet, indem es in einer beträcht- 
lichen Anzahl von Gemeinden Klosterschulen dann zugelassen hat, wenn einer 
solchen Einrichtung nicht nach den örtlichen Verhältnissen die Interessen der 
Schule oder die Bedachtnahme auf die Leistungsfähigkeit der Gemeinde hindernd 
entgegengestanden sind. 

Die vorstehenden Zusicherungen und Erklärungen lassen allerdings noch 
eine Reihe von Wünschen und Anträgen der hochwürdigsten Herren Erzbischöfe 
und Bischöfe des Landes unerfüllt. Diese Wünsche haben namentlich die volle 
Geltung und Durchführung des Konkordates zum Gegenstande und sind gegen 
die Kirchenhoheitsrechte des Landesherrn, sowie gegen die auf der Gleich- 
berechtigung der Konfessionen basirende konfessionelle Gesetzgebung gerichtet. 


Jene Rechte aber sind gleichwie die Bestimmungen über die Gleich- 
berechtigung der Konfessionen unter verfassungsmässige Garantie gestellt und 
können ohne tiefgreifende Aenderungen der Verfassung nicht beseitigt oder 
abgeändert werden. 


Der Weg der Verfassungsänderung aber ist — abgesehen davon, ob die 
Staatsregierung eine solche für zulässig erachten könnte, und abgesehen davon, 
ob jener Weg in absehbarer Zeit jemals gangbar werden wird — jedenfalls 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht mit Erfolg zu betreten. 
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Das Nämliche gilt von mehreren Kinzelanträgen der Oberhirten, welchen 
nur mittels Aenderung der Verfassung stattgegeben werden könnte. 

So ist z. B. in Ziffer 1 des Memorandums das Verlangen gestellt, das 
Königliche Schutz- und Aufsichtsrecht auf die gesetzgebende, verwaltende und 
richterliche Gewalt der Kirche nicht zu beziehen. 

In dieser Dreitheilung erschöpft sich aber die ganze Regierungsgewalt 
der Kirche, und es würde somit durch Bewilligung der gestellten Bitte schlecht- 
hin jede Aeusserung des staatlichen Aufsichtsrechtes und das letztere selbst 
negirt werden. Die Genehmigung des vorliegenden Antrages hätte aber auch 
die Aufhebung des Titel IV $ 9 Absatz 5 der Verfassungsurkunde, dann der 
s$S 50, 57 mit 61 der II. Verfassungsbeilage, desgleichen die Abänderung des 
$ 38 der letzteren zur Voraussetzung, worauf nicht eingegangen werden kann. 

Ferner wird in Ziffer 2 des Memorandums das Placetum regium als un- 
vereinbar mit der Bestimmung des Art. XII lit. e des Konkordates angefochten, 
und namentlich auch die Ausdehnung desselben auf Gegenstände des Glaubens 
beanstandet. 

Nachdem aber das Placetum regium in den eben angezogenen verfassungs- 
mässigen Bestimmungen begründet, nachdem ferner in Titel IV $ 9 Absatz 5 
der Verfassungsurkunde, sowie auch in $$ 38, 57 und 58 der II. Verfassungs- 
beilage unzweideutig ausgesprochen ist, dass das obersthoheitliche Schutz- und 
Aufsichtsrecht des Staates und das einen Ausfluss dieses Rechtes bildende 
Königliche Placet sich auch auf die rein geistlichen Gegenstände der Glaubens- 
und Sittenlehre erstreckt, so könnte auch diesem Beschwerdevorbringen nur 
auf dem nicht betretbaren Wege der Verfassungsänderung abgeholfen werden. 

Im engsten Zusammenhange mit dem Placetum regium steht die in 
Ziffer 4 des Memorandums bemängelte seitherige staatliche Auffassung der 
Altkatholikenfrage. 

Die bisherige staatliche Behandlung dieser Frage ist nichts anderes als 
die pflichtmässige Beobachtung der Vorschrift in $ 58 der II. Verfassungs- 
Beilage. 

Die Staatsregierung hat jede auf den Vollzug der Konzilsdekrete vom 
18. Juli 1870 abzielende Handlung unterlassen, da für jene Dekrete das Königl. 
Placet nicht ertheilt ist und dieselben deshalb, wie die citirte Gesetzesstelle 
bestimmt, nicht vollzogen werden dürfen. 

Die Staatsregierung hat es demnach einfach abgelehnt, zum Vollzuge der 
erwähnten Konzilsdekrete der Kirche den staatlichen Schutz bereitzustellen und 
mit Gewalt gegen jene vorzugehen, welche sich denselben nicht unterwerfen 
zu können glaubten. 

Die in dem Memorandum formulirten Anträge, welche, wie die soeben 
besprochenen, nicht ohne Aenderung der Verfassung Beachtung finden könnten, 
müssen unberücksichtigt bleiben, vielmehr muss an der unveränderten Geltung 
der Staats-Verfassung und an den darin begründeten staatlichen Gerechtsamen 
auch für die Folgezeit festgehalten werden. 

Es erübrigt noch, einige Wünsche und Anträge des bischöflichen Memo- 
randums zu würdigen, welche theils auf dem Gebiete des Unterrichtes und der 
Erziehung der Jugend, theils auf dem Gebiete der Reichsgesetzgebung liegen. 

Vor Allem sind die Universitäten in Betracht zu ziehen. In dem bischöf- 
lichen Memorandum wird der an denselben herrschende materialistische Geist 
angeklagt, welcher dem Christenthume vielfach zuwider sei und welcher von 
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den Hochschulen aus bis in die untersten Schichten der Bevölkerung dringe. 
Hieran wird die Bitte gereiht, der Staat möge zur Wiederherstellung der 
christlichen Weltanschauung die Kirche in der Restauration der christlichen 
Wissenschaft unterstützen. 


Es kann nicht zugegeben werden, dass die Schilderung des Memorandums 
von dem an den Landesuniversitäten herrschenden Geiste den wirklichen That- 
sachen entspricht. Auch unter den Lehrern der bayerischen Hochschulen 
findet sich, wie in allen Kreisen der Bevölkerung, neben mancher Ungebunden- 
heit tief religiöse Gesinnung und Lebensweise. 


Wenn aber auch die bayerischen Hochschulen auf dem Grundsatze der 
Freiheit des Forschens und der Lehre aufgebaut sind, und wenn die Staats- 
regierung auch im Vereine mit den akademischen Behörden bei Besetzung der 
erledigten Lehrstühle bemüht war, für jeden derselben den möglichst tüchtigen, 
wissenschaftlich hervorragendsten Mann zu gewinnen, so ist darum doch die 
religiöse Gebahrung der Kandidaten für die treffenden Lehrstühle nicht schlecht- 
hin ausser Beachtung geblieben. Die Staatsregierung würde Anstand genommen 
haben und Anstand nehmen, auf einen Lehrstuhl einen Mann zu berufen, von 
dem bekannt oder nur mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen wäre, dass er 
auf dem Katheder der Irreligiosität das Wort rede oder den Glauben seiner 
Hörer untergrabe. 


Die Staatsregierung hat ferner auch bisher schon auf die Wünsche der 
kirchlichen Organe insoferne billige Rücksicht genommen, als sie an den Uni- 
versitäten München und Würzburg für die Lehrfächer der Geschichte und 
Philosophie, auf welchen Gebieten am ehesten eine Verletzung religiöser 
Empfindungen möglich ist und verschiedene Richtungen am ersten noch Be- 
rechtigung haben mögen, mehrere Lehrer und zwar einen der streng kirchlichen 
und einen der freieren Richtung aufgestellt hat. 

In dem bischöflichen Memorandum wird ferner angeregt, es möchten zu 
Vorständen der Lehrerbildungsanstalten wieder ausschliesslich Geistliche be- 
rufen werden, welche sich wegen ihres Standes, ihrer Würde und höheren 
Bildung im Allgemeinen hierzu besser eignen als Laien. 

Dieser Meinung kann nicht unbedingt beigepflichtet werden. Bei Be- 
setzung der bezeichneten Stellen ist auch darauf zu sehen, dass der Inspektor 
eines Schullehrerseminars die für sein Amt erforderlichen speziellen Faclı- 
kenntnisse sowie die nöthige Erfahrung im praktischen Schuldienste besitzt. 
Diese Qualitäten aber werden akademisch gebildeten Geistlichen wie Laien 
trotz ihrer höheren Bildung nicht ohne weiteres beigemessen werden können. 

Die seitherige Behandlung der einschlägigen Angelegenheit hat die Be- 
stimmung des Normativs über die Bildung der Schullehrer vom 29. Septbr. 1866 
zur Grundlage, wo in $ 55 bestimmt ist, dass an jedem Schullehrerseminar 
entweder der Inspektor oder der Präfekt dem geistlichen Stande angehören soll. 

Ein geistlicher Präfekt aber, welcher als solcher ebenso gut für die Be- 
festigung der religiösen Grundsätze in den Zöglingen und für die Pflege des 
religiösen Geistes an der Anstalt Sorge tragen kann wie als Inspektor, findet 
sich fast an allen katholischen Lehrerseminarien. 

Ueberdies ist die Beförderung eines tüchtigen, in der Pädagogik wie im 
Schulfache sich bewährenden geistlichen Präfekten zum Inspektor durchaus 
nicht ausgeschlossen. 
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Die weitere Bitte, es möchten jene Bestimmungen, welche die Vorbereitung 
klösterlicher Kandidatinnen für das Lehrfach ‚‚ohne Nothwendigkeit in drückender 
Weise“ erschweren, in Wegfall kommen und denselben wieder die früheren 
„Begünstigungen‘“ gewährt werden, bezieht sich offenbar auf die staatliche 
Anordnung, dass die klösterlichen Lehramtskandidatinnen die gleiche Vorbe- 
reitung für das Lehramt nachzuweisen haben, wie sie für die weltlichen Kan- 
didaten und Kandidatinnen vorgeschrieben ist. 

In dieser Hinsicht aber kann eine mildere Behandlung der klösterlichen 
Kandidatinnen, eine Exemtion derselben von den allgemeinen Prüfungsvorschriften 
nicht platzgreifen. Die klösterlichen Lehrfrauen wollen in der gleichen Weise 
und mit gleichen Rechten wie das weltliche Lehrpersonal das Lehramt ver- 
walten. Es ist deshalb nur ein Gebot der Gerechtigkeit und liegt im eigensten 
Interesse der treffenden Klöster selbst, dass sich ihre Kandidatinnen den 
nämlichen Prüfungen unterziehen, wie die weltlichen Lehrerinnen. 

Das bischöfliche Memorandum berührt sodann neuerdings die Simultan- 
Schulfrage. Dieser Gegenstand hat durch die auf eingehenden Berathungen 
der beiden Kammern des Landtags beruhende Allerhöchste Verordnung vom 
26. August 1883, die Errichtung der Volksschulen und die Bildung der Schul- 
sprengel betreffend (s. 8. 237), seine endgiltige Erledigung gefunden. 

Was endlich die Bitte anlangt, die bayerische Staatsregierung möge 
geeignete Schritte thun, damit die Bekanntmachung des deutschen Bundes- 
rathes vom 20. Mai 1873 ausser Wirksamkeit gesetzt, und die Kongregation 
der Redemptoristen wieder nach Bayern zurückberufen werde, so ist die Staats- 
regierung zur Zeit nicht in der Lage, der empfohlenen Massnahme näher zu 
treten, da für eine Abänderung der auf Grund Bundesrathsbeschlusses ergangenen 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai 1873 zu Gunsten der Kon- 
gregation der Redemptoristen dermalen keine Aussicht besteht (vg/. 8. 198 n. 4). 

Indem das unterzeichnete Königl. Staatsministerium die hochwürdigsten 
Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Landes von der vorstehenden Aller- 
höchsten Willensmeinung in Kenntniss setzt, welche von dem sehnlichsten 
Wunsche und dem aufrichtigen Bestreben getragen ist, den Frieden sowohl 
zwischen Staat und Kirche, als auch unter den einzelnen, im Königreiche auf- 
genommenen Konfessionen dauernd zu erhalten, glaubt es noch der Versicherung 
Raum geben zu dürfen, dass die Staatsregierung wie bisher so auch künftig 
jederzeit gerne bereit ist, der katholischen Kirche ihren Schutz zu gewähren 
und thatsächlichen Missständen, sowie begründeten Beschwerden der oberhirt- 
lichen Stellen Abhilfe zu verschaffen. 


d) Gesetzliche Bestimmungen über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens. 


1. Gemeindeordnung für die Landestheile rechts des Rheines 
vom 29. April 1869 (GBl. S. 865). 


Schluss- Artikel 206 (Absatz I hebt das Gemeinde-Edikt vom 17. Mai 1818, 
sowie das revidirte (remeinde-Edikt vom 1. Juli 1534 und das Umlagegesetz vom 
22, Juli 1819 auf;) Absatz 2 lautet: 


Aufrechterhalten bleiben jedoch bis auf Weiteres: 
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2. Artikel V des Gesetzes vom 22. Juli 1819, die Gemeinde- 
Umlagen betr. '). 

3. Die $S$ 59 Abs. 3 bis 5 und 94 Abs. 5 bis 8 des revi- 
dirten Gemeindeedikts?), sowie die in einzelnen Landestheilen 





1) Gesetz vom 22. Juli 1819, die Umlagen für Gemeindebedürfnisse betr. 
(GBl. 8. 83). 

Art. V. Kein Staatsbürger ist verbunden, zur Befriedigung der Bedürf- 
nisse für Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, 
mittelst Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinschaftlicher Genuss oder 
ein besonderes Rechtsverhältniss besteht. 

2) Revidirtes Gemeinde-Edikt vom 1. Juli 1834 (GBl. S. 109). 

$ 59 (Abs. 3). Das Kirchenvermögen jeder Konfession und Parochie, und 
zwar in standes- und gutsherrlichen Gemeinden nach Massgabe der Beilagen 
IV und VI der Verfassungsurkunde wird einer besonderen Kirchenverwaltung 
anvertraut, bestehend: 

a) aus dem Pfarrer (bei Protestanten, wo mehrere an einer Kirche 
sind, aus dem Ersten oder einem aus ihrer Mitte Gewählten); 

b) aus einem Abgeordneten, Vorstande oder Mitgliede des Magistrats, 
womöglich derselben Konfession ; 

c) aus vier bis acht besonders gewählten Gemeindegliedern derselben 
Konfession. 

Die Etatsentwürfe, sowie die Rechnungen werden beide zu gehöriger Zeit 
dem Magistrate zur Einsicht und Erinnerung zugesendet, welcher sie, mit 
seinen Bemerkungen begleitet, der vorgesetzten Kuratelbehörde zur Prüfung 
und Bescheidung vorlegt. 

Dieselbe Mittheilung geschieht von Seiten des Pfarramtes an das Ordi- 
nariat oder Konsistorium zur Einsichtnahme und Erinnerung durch Mittheilung 
an die einschlägige Kreisregierung K. d. J. 

$ 94 (Abs. 5 bis 8). Das Kirchenvermögen jeder Konfession und Parochie 
wird, wie bei den Städten, einer besonderen Kirchenverwaltung anvertraut, 
bestehend: 

1. aus dem Pfarrer; 

2. aus dem (semeindevorsteher oder einem Mitgliede des Gemeinde- 
ausschusses, womöglich derselben Konfession ; 

3. aus zwei bis vier besonders gewählten Gemeindegliedern derselben 
Konfession, und zwar in standes- und gutsherrlichen Gemeinden nach 
Massgabe der Beilagen IV und VI der Verfassungsurkunde. 

Die Voranschläge, sowie die Rechnungen, werden zu gehöriger Zeit dem 
(semeindeausschusse zur Einsicht und Erinnerung eingesendet, welcher sie mit 
seinen Bemerkungen begleitet, der vorgesetzten Kuratelbehörde zur Prüfung 
und Bescheidung vorlegt. 

Dieselbe Mittheilung kann von Seite des Pfarramtes an das Ordinariat 
oder Konsistorium geschehen, zur Einsichtnahme und Erinnerung, welche der 
Kreisregierung zu übergeben ist. 

Es soll zu jeder Zeit eine doppelte Kassensperre eingeführt und der eine 
Schlüssel dem Pfarrer, der andere aber dem von der Verwaltung erwählten 
Kirchenpfleger zugestellt werden. 
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bestehenden Bestimmungen und Zuständigkeiten in Bezug auf 
die Verwaltung des Kirchenvermögens und die Befriedigung 
der Kultusbedürfnisse. 

Die in Gemässheit des $ 59 Abs. 3 und S 94 Abs. 5 des 
revidirten Gemeindeedikts gebildeten Kirchenverwaltungen sind 
berechtigt, die Kirchengemeinde in allen rechtlichen Beziehungen 
zu vertreten. 


2. Landtagsabschied vom 28. Mai 1892 (GVBl. S. 121). 


823. Verhältnisse der Kirchengemeinden diesseits 
des Rheines. 


(Zuerst wird das Kultusministerium beauftragt, Einleitungen zur Ausarbeitung 
einer Kirchengemeindeordnung zu treffen; dann heisst es:) 

Zugleich finden Wir uns dem Antrage beider Kammern entsprechend be- 
wogen, mit Gesetzeskraft zu verordnen, was folgt: 

I. An die Stelle der Kirchengemeinde-Versammlung kann auf Antrag der 
Kirchenverwaltung eine Kirchengemeinde-Repräsentation treten. Dieselbe hat 
aus der fünffachen Zahl der gewählten Kirchenverwaltungs-Mitglieder zu be- 
stehen. Die aktiven Mitglieder der Kirchenverwaltung sind in die Kirchen- 
Gemeinde-Repräsentation nicht wählbar. 

Die Bildung und der jeweilige Zusammentritt einer solchen Repräsen- 
tation wird im Falle des Bedürfnisses von der einschlägigen Kreisregierung 
K. d. J. angeordnet. Die Mitglieder der Repräsentation werden nach Massgabe 
25. Aug. 1869 
39. Sept. 1875 

Dem Kirchenverwaltungs-Vorstande steht die Leitung der Verhandlung 
und Abstimmung der Repräsentation zu. 

Ueber Verhandlung und Abstimmung wird ein Protokoll geführt, welches 
vom Kirchenverwaltungs-Vorstande, vom Protokollführer und von mindestens 
vier Repräsentations-Mitgliedern zu unterschreiben ist. Als Protokollführer 
kann mit Genehmigung der Repräsentation ein ihr nicht angehöriger Schreib- 
kundiger verwendet werden. 

Die Art 105, 109, 117 und 165 der Gemeinde-Ördnung für die Landes- 
theile diesseits des Rheines finden auf die Kirchengemeinde-Repräsentationen 
analoge Anwendung mit der Massgabe, dass im Falle Art. 109 Abs. III statt 
des Magistrates die Kirchenverwaltung zu beschliessen hat. 

Il. Die Kirchengemeinde-Umlagen werden von den Konfessionsgenossen, 
welche im Kirchengemeinde-Bezirke wohnen und daselbst mit direkter Steuer 
angelegt sind, nach Verhältniss dieser Steueranlage aufgebracht. 

Behufs Beitreibung rückständiger Umlagen und sonstiger Leistungen für 
kirchliche Zwecke finden Art. 48 und 54 Abs. I und II der Gemeindeordnung 
für die Landestheile diesseits des Rheines dann Art. 8 des Wesetzes vom 
23. Februar 1879 zur Ausführung der Reichs-Civilprozessordnung und Konkurs- 
Ordnung mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass an Stelle der 
Gemeindeverwaltung die Kirchenverwaltung und an Stelle des Bürgermeisters 
der Vorstand der Kirchenverwaltung tritt. Von der Letzteren wird mit Ge- 


der Instruktion für die Kirchenverwaltungs-Wahlen vom gewählt. 
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nehmigung der vorgesetzten Verwaltungsbehörde auch der Betrag der Mahn- 
gebühr festgesetzt. 

III. Vorstehende Bestimmungen treten mit der Publikation des Gesetzes 
über die Kirchengemeindeordnung ausser Kraft!) 


e) Gesetzliche Bestimmungen in Bezug auf den religiösen 
Charakter der Schule. 


1. Amtsinstruktion für die Distrikts - Schulinspektoren vom 
15. September 1808 (RBl. S. 2477, Döll. IX, 1064). 

$ 4. Die Distrikts-Schulinspektoren werden, auf begutachteten Vorschlag 
des General-Kreis-Kommissariats, von dem Ministerium auf den Antrag der 
Sektion des öffentlichen Unterrichts, ernannt?) und in der Regel aus dem 
achtungswürdigen Stande der Rural-Dechante und Pfarrer ausgewählt. Wo 
diese Wahl auf eine von dem Dekan verschiedene Person fällt, hat der Distrikts- 
Inspektor überall den Rang zunächst nach jenem. Auch wird ihn die Regier- 
ung bei erprobtem Amtseifer durch besondere Auszeichnung ehren, und nach 
Umständen durch Beförderung belohnen. 


2. Amtsinstruktion für die Lokal - Schul - Inspektoren vom 
15. September 1808 (RBl. S. 2493; Döll. IX, 1085). 
$ 1. In jedem Pfarr- und in jedem Filialorte, der eine eigene Schule 
hat, soll eine Lokal-Schul-Inspektion aufgestellt werden. 
$ 2. Diese Lokalinspektion besteht auf dem Lande in der Regel: 


a) aus dem Pfarrer als dem beständigen Inspektor seiner Gemeinde- 
Schule oder Schulen 3). 


3. Allerhöchste Verordnung vom 22. März 1821, die Bildung 
der Schulinspektionen mit Rücksicht auf die dermalige @emeinde- 
Verfassung betr. (RBl. S. 291.) 


IL. Die Lokal-Schulinspektionen werden zusammen- 
gesetzt: 
a) in den Gemeinden ohne Magistrate aus 
1. dem Pfarrer, 
2. dem Ortsvorsteher, 
3. zwei bis drei Abgeordneten des Gemeindeausschusses; 





1) Nach einer Erklärung des Kultusministers in der Reichsrathskammer 
vom 25. Mai 1892 handelt es sich bei Schaffung der Kirchengemeinde-Reprä- 
sentation um ein Nothstandsgesetz, welches nur zur Anwendung kommen soll, 
wenn eine Kirchengemeinde-Versammlung thatsächlich nieht zu Stande kommt. 

2) Die Ernennung geschieht jetzt gemäss Formations- Verordnung vom 
17. Dezember 1825 $ 20 durch die Kreisregierungen und ist nach M.-E. vom 
9. August 1832 hiervon Anzeige an das Ministerium zu erstatten. 

3) Die übrigen Bestimmungen bezüglich der Bildung der Lokal-Schul- 
Inspektion sind durch die folgende Verordnung vom 22. März 1821 neu geordnet. 


e) Gesetzl. Bestimmungen über die Schule: VO. v. 26. August 1883. 237 


b) in den Gemeinden mit Maeistraten aus 
1. einem Bürgermeister!), 
2. dem Pfarrer, 
3. einem bis vier deputirten Magistratsräthen. 

Ill. In grösseren Städten, deren Umfang die Errichtung 
mehrerer Stadtbezirks-Inspektionen nothwendig macht, 

a) bildet sich jede Stadtbezirks-Inspektion aus 

1. dem Bezirkspfarrer oder einem andern Inspektor, und 
2. einem Magistratsrathe als ordentlichen Mitgliedern, 
wozu vom Magistrate noch 
3. ein bis drei Bezirksvorsteher als ausserordentliche 
Mitglieder benannt werden können; 

b) alle ordentliche Mitglieder der benannten Stadtbezirks- 
Inspektionen machen, mit einem Bürgermeister vereinigt, die 
(Gesammt-Schulkommission aus. 

V. In den Schulinspektionen der Landgemeinden haben die 
Pfarrer, in den Schulkommissionen der mit Magistraten bestellten 
Gemeinden aber die Bürgermeister den Vorsitz !). 


4. Allerhöchste Verordnung vom 26. August 1883, die Errichtung 
der Volksschulen und die Bildung der Schulsprengel betreffend 
(GVBl. S. 407). 

Wir finden Uns bewogen, unter theilweiser Abänderung Unserer Ver- 
ordnung vom 29. August 1873 über die Errichtung der Volksschulen und die 
Bildung der Schulsprengel zu bestimmen, wie folgt: 

$S 1. Jede Gemeinde soll wenigstens eine Volksschule besitzen und mit 
ihrer Markung einen Schulsprengel bılden. 

$ 2. Aus erheblichen Gründen, namentlich bei geringer Schülerzahl und 
geringer Leistungsfähigkeit einzelner Gemeinden kann gestattet werden, dass 
für mehrere Gemeinden eine Volksschule gemeinsam gehalten und aus den 
Markungen derselben ein Schulsprengel gebildet werde. 

$ 3. Mit Rücksicht auf die Entfernung oder Beschwerlichkeit des Weges 
zur Schulgemeinde kann die Zuweisung von Bestandtheilen einer (emeinde- 
markung zum Schulsprengel einer Nachbargemeinde verfügt, oder wenn sich 
dieses nicht ermöglichen lässt, für dieselben in Verbindung mit einer anderen 
Gemeinde oder Bestandtheilen einer Gemeindemarkung, welche hiefür passend 
gelegen sind, die Errichtung einer neuen Schule und die Bildung eines neuen 
Schulsprengels angeordnet werden. 





1) Hiezu bestimmt die M.-E. vom 24. Juni 1839, die Stellung der Orts- 
Pfarrer zu den Bürgermeistern in den Schulkommissionen kleinerer Städte, 
resp. die Stellung der Schulinspektionen und Schulkommissionen zu einander 
und zu den städtischen Behörden betr. (Döll. XXIV, 316) in Nr. 7: Der Vor- 
sitz gebührt nach $ 6 (soll heissen 5) in den städtischen Schulkommissionen 
den Bürgermeistern, in den Lokal-Inspektionen aber den Pfarrern. 
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Bei Bildung neuer Schulsprengel ist neben den räumlichen Verhältnissen 
in erster Linie die Konfession der Schulpflichtigen entscheidend. 

Befinden sich in einer Gemeinde oder einer Ortschaft, oder in mehreren 
im Umkreise einer Stunde gelegenen Gemeinden oder Ortschaften zusammen 
nach einem fünfjährigen Durchschnitt fünfundzwanzig oder mehr schulpflichtige 
Kinder, welche eine über eine Stunde entfernte Schule besuchen müssen, so 
können die betreffenden Gemeinden zur Errichtung einer neuen Schule ange- 
halten werden, 

(Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 10. November 1861, die Aufbringung 

des Bedarfes für die deutschen Schulen betreffend.) 

$ 4. In grösseren Gemeinden sind nach Massgabe des Bedürfnisses 
mehrere Volksschulen zu errichten, und ist der Schulsprengel in eine der 
Anzahl der Schulen entsprechende Zahl von Schulbezirken räumlich abzutheilen. 

$ 5. Der Sprengel, beziehentlich Bezirk einer Volksschule erstreckt sich 
auf alle innerhalb der Grenzen desselben wohnenden Familien ohne Unterschied 
des Glaubensbekenntnisses. 

$ 6. Wenn jedoch in Gemeinden mit konfessionell gemischter Bevöl- 
kerung für die Angehörigen der verschiedenen Kirchengesellschaften gesonderte 
Volksschulen bestehen, erstrecken sich die Bezirke der einzelnen Schulen nur 
auf die innerhalb derselben wohnenden Familien derjenigen Kirchengesellschaft, 
für welche die betreffende Schule errichtet ist. 

$ 7. Die Volksschulen sind regelmässig konfessionelle Schulen, aus- 
nahmsweise können jedoch in ausserordentlichen, durch zwingende Verhältnisse 
bedingten Fällen konfessionell getrennte christliche Volksschulen einer Gemeinde 
auf Antrag der Gemeindebehörde in konfessionell gemischte Schulen umge- 
wandelt werden. 

Ein solcher Antrag erfordert in Gemeinden mit städtischer Verfassung 
die Zustimmung des Kollegiums der Gemeindebevollmächtigten, in Gemeinden 
mit Landgemeindeverfassung und in den Gemeinden der Pfalz die Zustimmung 
der Gemeindeversammlung in einem ordnungsmässig gefassten Beschlusse. 

Diese Zustimmung muss jedoch in Gemeinden unter 20000 Seelen mit 
einer Mehrheit von zwei Drittheilen der abgegebenen Stimmen erfolgen. 

In Gemeinden mit einer grösseren Einwohnerzahl ist eine Mehrheit von 
zwei Drittheilen der abgegebenen Stimmen erforderlich, wenn sich die Um- 
wandlung auf nicht mehr als die Hälfte der bestehenden Konfessionalschulen, 
eine Mehrheit von drei Vierttheilen aber, wenn sich die Umwandlung auf mehr 
als die Hälfte dieser Schulen erstrecken soll. 

Vor Umwandlung konfessioneller Schulen in konfessionell gemischte Schulen 
ist jedesmal das Gutachten der kirchlichen Oberbehörden darüber zu erholen, 
ob der Ertheilung zureichenden Religionsunterrichtes kein Hinderniss im Wege 
steht; wo ein solches konstatirt ist, ist die Genehmigung zu versagen. 

Die Umwandlung bleibt unter allen Umständen ausgeschlossen, wenn bei 
der einen oder anderen konfessionellen Schule stiftungsmässige Bestimmungen 
in Mitte liegen, welche im Sinne des $ 9 Abs. 4 und des $ 10 Tit. IV der 
Verfassungsurkunde und der $$ 46 und 47 der Beilage II der Verfassungs- 
urkunde hindernd entgegenstehen. 

$ 8. Unter denselben Voraussetzungen, unter welchen die Umwandlung 
von konfessionellen Volksschulen in konfessionell gemischte Schulen zulässig 
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ist, kann auch die Umwandlung von gemischten Schulen in konfessionelle 
Schulen gestattet werden. 

$ 9. Wenn eine Gemeinde mit konfessionell gemischter Bevölkerung 
eine neue Schule aus Gemeindemitteln errichtet, ohne dass ihr hiezu eine recht- 
liche Verpflichtung obliegt, so kann diese Schule auf den Antrag der Gemeinde- 
behörde als gemischte Schule erklärt werden. 

$ 10. Wo für die Angehörigen der verschiedenen Konfessionen nur eine 
oder mehrere gemeinsame Volksschulen bestehen, ist Vorsorge zu treffen, dass 
die Schulkinder den vorgeschriebenen Unterricht in ihrer Religion, bezüglich 
dessen die verfassungsmässigen Rechte und Zuständigkeiten der kirchlichen 
Behörden ausdrücklich gewahrt bleiben, gesondert erhalten. 

$ 11. Ein Zwang zum Besuche einer konfessionell gemischten Schule 
darf insolange nicht eintreten, als der Besuch einer konfessionellen Schule 
möglich gemacht werden kann. Den Mitgliedern der einen oder der anderen 
Konfession, welche Bedenken tragen, ihre schulpflichtigen Kinder in die be- 
treffende allgemeine Volksschule zu schicken, muss deshalb, insoferne nicht 
eine förmliche Umschulung ausführbar und vorzuziehen ist, unbeschadet der 
gesetzlichen Umlagenpflicht der Besuch einer benachbarten Volksschule ihrer 
Konfession dann gestattet werden, wenn die gesetzliche Vertretung dieser 
benachbarten Volksschule zustimmt und die Schulraumverhältnisse nicht absolut 
hindernd im Wege stehen. Ebenso darf, falls in einer Gemeinde eine Mehr- 
zahl von Schulen sich befindet, ein Zwang für die Eltern, ihre Kinder einer 
konfessionell gemischten Schule zuzuweisen, nicht geübt werden. Auch bleibt 
es den betheiligten Eltern unbenommen, eine Schule ihrer Konfession für sich 
allein, oder in Verbindung mit Konfessionsverwandten benachbarter Orte aus 
eigenen Mitteln zu gründen. 

Die Schulen der letzteren Art sind in Bezug auf Dotation, Organisation, 
Besetzung und Leitung wie die öffentlichen Volksschulen zu behandeln, 

S 12. An Volksschulen für eine bestimmte Konfession dürfen nur Lehrer 
derselben Konfession angestellt werden. 

An konfessionell gemischten Volksschulen mit nur einer Lehrstelle richtet 
sich die Konfession des anzustellenden Lehrers, wenn nichts anderes hergebracht 
ist, nach der Konfession der nach dem Durchschnitte der letzten zehn Jahre 
zu berechnenden Mehrheit der schulpflichtigen Kinder. 

An konfessionell gemischten Schulen mit mehreren Lehrstellen ist darauf 
Rücksicht zu nehmen, dass von jeder betheiligten Konfession Lehrer in ent- 
sprechender Zahl zur Anstellung gelangen. 

$ 13. In die Lokal- oder Stadtbezirksschulinspektion für gemischte Schulen 
in den Landestheilen diesseits des Rheines haben die Pfarrer der betheiligten 
christlichen Konfessionen, in deren Pfarrei die Schule gelegen ist, und wenn 
die Pfarrei mit mehreren Pfarrern besetzt ist, der von der Kreisverwaltungs- 
stelle zu bezeichnende Pfarrer einzutreten. 

Der Vorrang unter ihnen bemisst sich nach dem Dienstesalter. 

Bei Auswahl der Abgeordneten der Gemeindeverwaltung für eine solche 
Schulinspektion ist darauf zu achten, dass jede betheiligste Konfession ver- 
treten wird. 

In Gemeinden der Pfalz mit konfessionell gemischten Schulen hat in die 
Örtsschulkommission von jeder betheiligten Konfession ein Mitglied des Ge- 
meinderathes einzutreten. 
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Die Funktionen des Lokalschulinspektors an gemischten Schulen werden 
in den Landestheilen diesseits des Rheines und in der Pfalz in der Regel von 
den der betreffenden Lokalschulbehörde angehörigen Pfarrern der verschiedenen 
christlichen Konfessionen gemeinsam verwaltet. 

Auf Antrag der Gemeindebehörde kann jedoch die Funktion des Lokal- 
schulinspektors einem fachmännisch gebildeten Laien übertragen werden, wenn 
der hiefür erforderliche Aufwand aus Gemeindemitteln zur Verfügung gestellt 
wird. Dieser Inspektor hat dann auch als Mitglied in die Lokalschulbehörde 
einzutreten. 

Die distriktive Aufsicht über konfessionell gemischte Schulen ist in den 
der Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten von der Lokalschul- 
Kommission, in den übrigen Orten des Königreichs gemeinsam von den ein- 
schlägigen Distriktsschulinspektoren der betheilisten Konfessionen zu führen. 

S 14. Die Beschlussfassung über die Errichtung neuer, die Aufhebung 
bestehender Volksschulen, die Bildung und Abänderung der Schulsprengel und 
Schulbezirke, sowie über alle hiebei zu ordnenden Verhältnisse steht der ein- 
schlägigen Kreisregierung, Kammer des Innern, zu. (Gegen die Entscheidung 
der Regierung ist den Betheiligten, dann den kirchlichen Oberbehörden, inso- 
weit ihr bei Errichtung konfessionell gemischter Schulen eingeholtes Gutachten 
unberücksichtigt geblieben ist, die Beschwerdeführung an das Staatsministerium 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten als zweite und letzte Instanz 
innerhalb einer unerstrecklichen Frist von vierzehn Tagen gestattet. 

Bei Würdigung und Bescheidung der Anträge auf Umwandlung der kon- 
fessionellen Schulen in konfessionell gemischte Schulen ist übrigens mit der 
grössten Umsicht zu verfahren, und insbesondere ins Auge zu fassen, ob die 
Umwandlung im Hinblicke auf die lokalen Verhältnisse wirklich als sachgemäss 
zu erachten ist, und ob hierdurch das Unterrichtsinteresse gefördert wird. 

$ 15. Gegenwärtige, für alle Landestheile geltende Verordnung tritt mit 
dem Tage ihrer Verkündigung in Wirksamkeit. 

Gleichzeitig erlöschen alle mit derselben in Widerspruch stehenden früheren 
Vorschriften !). 


II. Kapitel. 


Kircehenpolitische Gesetze und Verordnungen in 
Preussen. 


a) Verfassungsgesetze. 


1. Verfassungsurkunde für den Preussischen Staat. 
Vom 31. Januar 1850 (GS. S. 101). 
Art. 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 und 31) und der 
gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird 


!) Damit sind besonders die einschlägigen Bestimmungen der A. V. vom 
22. Januar 1875 erloschen. 


a) Verfassungsgesetze: Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 241 


gewährleistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. 
Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

Art. 13. Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 
diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 

Art. 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staates, welche mit der Religionsübung im Zu- 
sammenhange stehen, unbeschadet der im Art. 12 gewährleisteten 
Religionsfreiheit zu Grunde gelegt. 

Art. 15t). Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie 
jede andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig und bleibt im Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohl- 
thätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 16. Der Verkehr der Religionsgeseilschaften mit ihren Obern ist 
ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur denjenigen 
Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 


Art. 17. Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, 
unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein be- 
sonderes Gesetz ergehen. 

Art. 181). Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht 
bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem Staate zusteht und nicht 
auf dem Patronat oder besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. — Auf die 
Anstellung von Geistlichen beim Militär und an öffentlichen Anstalten findet 
diese Bestimmung keine Anwendung. 

Art. 19. Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Massgabe eines beson- 
deren Gesetzes, was auch die Führung der Civilstandsregister regelt 2). 

Art. 20. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

Art. 21. Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche 
Schulen genügend gesorgt werden. Eltern und deren Stellver- 
treter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den 
Unterricht lassen, welcher für die öffentliche Volksschule vor- 
geschrieben ist. 

Art. 22. Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanstalten 
zu gründen und zu leiten, steht jedem frei, wenn er seine sitt- 
liche, wissenschaftliche und technische Befähigung den betref- 
fenden Staatsbehörden nachgewiesen hat. 


Art. 23. Alle öffentlichen und Privat-Ufterrichts- und Er- 





1) Art. 15, 16 und 18 sind durch Gesetz vom 18. Juni 1375 aufgehoben. 

2) Die Einführung der Civilehe geschah durch Gesetz vom 9. März 1874 
(GS. S. 95), an dessen Stelle aber das Reichs-Gesetz vom 6. Februar 1875 
(s. 8. 199) getreten ist. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 16 
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ziehungsanstalten stehen unter Aufsicht vom Staate ernannter 
Behörden. — Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und 
Pflichten der Staatsdiener. 

Art. 24. Bei Errichtung der öffentlichen Volksschulen sind 
die konfessionellen Verhältnisse möglichst zu berücksichtigen. 
— Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die be- 
treffenden Religionsgesellschaften. — Die Leitung der äusseren 
Angelegenheiten der Volksschule steht der Gemeinde zu. Der 
Staat stellt, unter gesetzlich geordneter Betheiligung der Gemein- 
den, aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen 
Volksschulen an. 

Art. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Er- 
weiterung der öffentlichen Volksschule werden von den Gemein- 
den, und im Fall des nachgewiesenen Unvermögens ergänzungs- 
weise vom Staate aufgebracht. Die auf besonderen Rechtstiteln 


beruhenden Verptlichtungen Dritter bleiben bestehen. — Der 
Staat gewährleistet demnach den Volksschullehrern ein festes 
den Lokalverhältnissen angemessenes Einkommen. — In der 


öffentlichen Volksschule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt. 
Art. 26. Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unter- 
richtswesen. 


2. Gesetz betr. die Abänderung der Art. 15 und 18 der Verf.-Urk. 
vom 31. Jan. 1850. Vom 5. April 1873 (GS. S. 143) 1). 
Einziger Artikel. Die Artikel 15 und 18 der Verf.-Urkunde vom 
31. Januar 1850 sind aufgehoben. — An die Stelle derselben treten folgende 
Bestimmungen: 


Art. 15. Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie 
jede andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig, bleibt aber den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Auf- 
sicht des Staates unterworfen. — Mit der gleichen Massgabe bleibt jede Reli- 
gionsgesellschaft im Besitz und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und 
Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 18. Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht bei 
Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem Staate zusteht und nicht auf 
dem Patronat oder besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. — Auf An- 
stellung von Geistlichen beim Militär und an öffentlichen Anstalten findet diese 
Bestimmung keine Anwendung. — Im Uebrigen regelt das Gesetz die Befug- 
nisse des Staates hinsichtlich der Vorbildung, Anstellung und Entlassung der 
Geistlichen und Religionsdiener und stellt die Grenzen der kirchlichen Disei- 
plinargewalt fest. 


1) Dieses Gesetz wurde durch das folgende wieder aufgehoben. + 


b) Gesetze v. 1873—75: Über Vorbildung der Geistlichen v. 11. Mai 1873. 243 


3. Gesetz über die Aufhebung der Art. 15, 16 und 18 der Verf.- 
Urkunde vom 31. Januar 1850. Vom 18. Juni 1875 (GS. S. 259). 


Einziger Artikel. Die Artikel fünfzehn, sechzehn und 
achtzehn der Verf.-Urk. vom 31. Jan. 1850 sind aufgehoben. 


b) Die kirchenpolitischen Gesetze der Jahre 1873— 1875. 
(Sogenannte Mai- oder Kulturkampfs-Gesetze.)!) 
1. Gesetz über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen 
vom 11. Mai 1873 (GS. S. 191). 


l. Allgemeine Bestimmungen. 

S 1. Ein geistliches Amt darf in einer der christlichen 
Kirchen nur einem Deutschen?) übertragen werden, welcher 
seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses 
(resetzes dargethan hat und gegen dessen Anstellung kein Ein- 
spruch von der Regierung erhoben worden ist. 

S 2. Die Vorschriften des S 1 kommen zur Anwendung, 
gleichviel, ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen 
werden oder nur eine Stellvertretung oder Hilfsleistung in dem- 
selben statthaben soll. Ist Gefahr im Verzuge, so kann eine Stellver- 
tretung oder Hilfsleistung einstweilen und vorbehaltlich des Einspruches der 
Staatsregierung angeordnet werden). 

S 3. Die Vorschriften des S 1 kommen vorbehaltlich der 
Bestimmung des $ 26 auch zur Anwendung, wenn einem bereits 
im Amte ($ 2) stehenden Geistlichen ein anderes geistliches Amt 
übertragen oder eine widerrufliche Anstellung in eine dauernde 
verwandelt werden soll. 


I. Vorbildung zum geistlichen Amte. 

S 4. Zur Bekleidung eines geistlichen Amtes ist die Ab- 
legung der Entlassungsprüfung auf einem deutschen Gymnasium, 
die Zurücklegung eines dreijährigen theologischen Studiums auf 
einer deutschen Staats-Universität, sowie die Ablegung einer wissen- 
schaftlichen Staats-Prüfung &) erforderlich. 





1) Benützt wurden Rintelen, die kirchenpolitischen Gesetze Preussens 
und des Deutschen Reichs, Berlin 1886; Paderborn 1887; Hinschius, die 
Preussischen Kirchengesetze, 1886 und 1887. 

2) Bezüglich der Dispense von Ausländern s. Gesetz v. 1882 Art. 3 Abs. 2. 

3) Dieser zweite Satz des $ 2 ist obsolet geworden durch Gesetz vom 
11. Juli 1883 Art. 1 und Gesetz vom 29. April 1887 Art. 2 $S 1. Vgl. auch 
Gesetz vom 14. Juli 1880 Art. 5. 

4) Die wissenschaftliche Staats-Prüfung ist durch Gesetz vom 21. Mai 1886 
Art. 1 beseitigt. Vgl. bezüglich der Dispens von den übrigen Forderungen 
4sesetz vom 31. Mai 1882 Art. 3 Abs. 2. 


16* 
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S 5. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist er- 
mächtigt, mit Rücksicht auf ein vorangegangenes anderes Uni- 
versitätsstudium, als das der Theologie, oder mit Rücksicht auf 
ein an einer ausserdeutschen Staats-Universität zurückgelegtes 
Studium, oder mit Rücksicht auf einen sonstigen, besonderen 
Bildungsgang von dem vorgeschriebenen dreijährigen Studium 
an einer deutschen Staats-Universität einen angemessenen Zeit- 


raum zu erlassen. 
$ 61). Das theologische Studium kann in den bei Verkündigung dieses. 
(Gesetzes in Preussen bestehenden, zur wissenschaftlichen Vorbildung der 
Theologen bestimmten kirchlichen Seminarien zurückgelegt werden, wenn der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten anerkennt, dass dieses Studium das 
“ Universitätsstudium zu ersetzen geeignet sei. — Diese Vorschrift findet jedoch 
nur auf die Seminare an denjenigen Orten Anwendung, an welchen sich keine 
theologische Fakultät befindet und gilt nur für diejenigen Studierenden, welche 
dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet ist. — Die im ersten 
Absatze erwähnte Anerkennung darf nicht verweigert werden, wenn die Er- 
richtung der Anstalt den Bestimmungen dieses Gesetzes entspricht und der 

Minister der geistlichen Angelegenheiten den Lehrplan derselben genehmigt. 
S 7. Während des vorgeschriebenen Universitätsstudiums 
dürfen die Studierenden einem kirchlichen Seminare nicht an- 
gehören. 
$ 82). Die Staatsprüfung hat nach zurückgelegtem theologischen Studium 
statt. Zu derselben darf nur zugelassen werden, wer den Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Gymnasialbildung und theologische Vorbildung vollständig. 
genügt hat. — Die Prüfung ist öffentlich und wird darauf gerichtet, ob der 
Kandidat sich die für seinen Beruf erforderliche allgemeine wissenschaftliche 
Bildung. insbesondere auf dem Gebiete der Philosophie, der Geschichte und der 
Deutschen Litteratur erworben habe. — Der Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten trifft die näheren Anordnungen über die Prüfung. 

S 9. Alle kirchlichen Anstalten, welche der Vorbildung der 
Geistlichen dienen (Knabenseminare3), Klerikalseminare, Prediger- 
und Priesterseminare, Konvikte etc.) stehen unter Aufsicht des 


Staates. 

Die Hausordnung) und das Reglement über die Disziplin in diesen An- 
stalten, der Lehrplan der Knabenseminare und Knabenkonvikte, sowie derjenigen 
Seminare, für welche die im $ 6 bezeichnete Anerkennung ertheilt ist,. sind 
dem Öberpräsidenten der Provinz von dem Vorsteher der Anstalten vorzu- 
legen. — Die Anstalten unterliegen der Revision durch Kommissarien, welche 
der Oberpräsident ernennt. 


1) Ersetzt durch Art. 2 des Gesetzes v. 1886; vgl. dazu den Art. 1$ 1 
des Gesetzes von 1887. 

2) Aufgehoben durch Art. ] des Gesetzes vom 21. Mai 1886. 

3) Es bestehen nur mehr Knabenkonvikte; vgl. Art. 3 des cit. Gesetzes. 

4) Die besonderen Vorschriften der $$ 9—14 sind durch Art. 5 des eit. 
Gesetzes von 1886 aufgehoben. 








b) Gesetze v. 1873—75: Über Vorbildung der Geistlichen v. 11. Mai 1873. 245 


5 10. An den im vorstehenden Paragraphen gedachten Anstalten darf 
als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disziplin nur ein Deutscher angestellt 
werden, welcher seine wissenschaftliche Befähigung nach Vorschrift des $ 11 
dargethan hat und gegen dessen Anstellung kein Einspruch von der Staats- 
regierung erhoben worden ist. 

Die Vorschriften der $$ 2 und 3 finden entsprechende Anwendung. 

$ 11. Zur Anstellung an einem Knabenseminare oder Knabenkonvikte 
ist die Befähigung zur entsprechenden Anstellung an einem Preussischen Gym- 
nasium, zur Anstellung an einer für die theologische wissenschaftliche Vor- 
bildung bestimmten Anstalt die Befähigung erforderlich, an einer deutschen 
Staats-Universität in der Disziplin zu lehren, für welche die Anstellung erfolgt. 
— Kleriker und Predigtamts-Kandidaten müssen die für Geistliche vorge- 
schriebene Vorbildung besitzen. — Dieselbe genügt zur Anstellung an den zur 
theologisch-praktischen Vorbildung bestimmten Anstalten. 

$ 12. Für die Erhebung des Einspruchs gegen die Anstellung finden die 
Bestimmungen entsprechende Anwendung, welche die Erhebung des Einspruches 
gegen die Anstellung von Geistlichen regeln (S$ 15—17). 

S 13. Werden die in den $$ 9—11 enthaltenen Vorschriften oder die 
getroffenen Anordnungen der Staatsbehörden nicht befolgt, so ist der Minister 
der geistlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis zur Befolgung die der Anstalt 
gewidmeten Staatsmittel einzubehalten oder die Anstalt zu schliessen. — Unter 
der angegebenen Voraussetzung und bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte können 
Zöglinge der Knabenseminare und Knabenkonvikte von dem Besuche der Gym- 
nasien und von der Entlassungsprüfung ausgeschlossen und den im $ 6 er- 
wähnten Anstalten die ertheilte Anerkennung entzogen werden. Diese Anord- 
nungen stehen dem Minister der geistlichen Angelegenheiten zu. — Nach 
Errichtung eines Königlichen Gerichtshofes für die kirchlichen Angelegenheiten- 
kann über die Gesetzmässigkeit der nach diesem Paragraphen getroffenen An- 
ordnungen und Verfügungen innerhalb 30 Tage bei dem gedachten Gerichtshofe 
Berufung eingelegt werden. Durch Einlegung derselben wird die Vollstreckung 
der angefochtenen Anordnung oder Verfügung nicht aufgehalten. Der Gerichts- 
hof kann jedoch bestimmen, dass bis zur endgültigen Entscheidung die Voll- 
streckung unterbleibe. 

$ 14. Knabenseminare!) und Knabenkonvikte ($ 9) dürfen nicht 
mehr errichtet und in die bestehenden Anstalten dieser Art neue Zöglinge 
nicht aufgenommen werden. — Im Falle der Aufnahme neuer Zöglinge ist der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten zur Schliessung der betreffenden 
Anstalt befugt. 


IH. Anstellung der Geistlichen. 


$ 15. Die geistlichen Obern sind verpflichtet, denjenigen 
Kandidaten, dem ein geistliches Amt übertragen werden soll, 
dem ÖOberpräsidenten unter Bezeichnung des Amtes zu benennen. 
— Dasselbe gilt bei der Versetzung eines Geistlichen in ein 


1) Knabenseminare sind verboten, dagegen Konvikte gestattet; vgl. das 
Gesetz von 1886 Art. 3. 
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anderes geistliches Amt oder bei Umwandlung einer widerruf- 
lichen Anstellung in eine dauernde. — Innerhalb dreissig Tagen 
nach der Benennung kann Einspruch gegen die Anstellung 
erhoben werden. — Die Erhebung des Einspruches steht dem 
Oberpräsidenten zu). 

S 16. Der Einspruch ist zulässig: 

1. wenn dem Anzustellenden die gesetzlichen Erfordernisse 

zur Bekleidung des geistlichen Amtes fehlen; 

22). wenn der Anzustellende wegen eines Verbrechens oder Vergehens, 
welches das deutsche Strafgesetzbuch mit Zuchthaus oder mit dem 
Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem Verluste der öffent- 
lichen Aemter bedroht, verurtheilt ist, oder sich in Untersuchung 
befindet; 

3. wenn gegen den Anzustellenden Thatsachen vorliegen, welche die 
Annahme rechtfertigen, dass derselbe den Staatsgesetzen oder den 
innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen Anordnungen der 
Obrigkeit entgegen wirken oder den öffentlichen Frieden stören werde. 

Die Thatsachen, welche den Einspruch begründen sind anzugeben. 

Gegen die Einspruchserklärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem König- 
lichen Gerichtshofe für die kirchlichen Angelegenheiten und, solange dessen 
Einsetzung nicht erfolgt ist, bei dem Minister der geistlichen Angelegenheiten 
Berufung eingelegt werden. 

Die Entscheidung ist endgültig. 

S 17. Die Uebertragung eines geistlichen Amtes, welche 
der Vorschrift des $ 1 zuwiderläuft, oder welche vor Ablauf der 
im $ 15 für die Erhebung des Einspruches gewährten Frist 
erfolgt, gilt als nicht geschehen. 

153). Jedes Pfarramt ist innerhalb eines Jahres vom Tage der Erledigung, 
wo gesetzlich oder observanzmässig ein Gnadenjahr besteht, vom Tage der 
Erledigung der Pfründe an gerechnet, dauernd zu besetzen. Die Frist ist vom 
Öberpräsidenten im Falle des Bedürfnisses auf Antrag angemessen zu verlängern. 
— Nach Ablauf der Frist ist der Oberpräsident befugt, die Wiederbesetzung 
der Stelle durch Geldstrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 
Die Androhung und Festsetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis dem 
(Gesetze genügt ist. — Ausserdem ist der Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten ermächtigt, bis dahin Staatsmittel einzubehalten, welche zur Unterhaltung 
der Stelle oder desjenigen geistlichen Obern dienen, der das Pfarramt zu 
besetzen ‘oder die Besetzung zu genehmigen hat. 





1) Die Anzeigepflicht der geistlichen Obern und das Einspruchsrecht des 
Staates ist auf die dauernde Uebertragung des Pfarramtes beschränkt, Gesetz 
vom 29. April 1887 Art. 28 1. 

2) Die Nr. 2 und 3 des $ 16 sind durch Art. 2 $ 2 des Gesetzes von 
1587 ersetzt und die beiden letzten Absätze durch Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes 
von 1883 aufgehoben. 

3) Aufgehoben durch Art. 2 $ 3 des Gesetzes vom 29. April 1887. 


b) Gesetze v. 1873— 75: Über Vorbildung der Geistlichen v. 11. Mai 1873. 247 


S 19!). Die Errichtung von Seelsorgeämtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, ist nur mit Genehmigung 
des Ministers der geistlichen Angelegenheiten zulässig. 

Die Bestimmungen des $ 18 beziehen sich auch auf die sogenannten 
Sukkursal-Pfarreien des französischen Rechts mit der Massgabe, dass die in 
Absatz 1 des $ 18 vorgeschriebene Frist vom Tage der Publikation dieses, 
(Gesetzes an zu laufen beginnt. 

S 20. Anordnungen oder Vereinbarungen, welche die durch 
das Gesetz begründete Klagbarkeit der aus dem geistlichen 
Amtsverhältnisse entspringenden vermögensrechtlichen Ansprüche 
ausschliessen oder 'beschränken, sind nur mit Genehmigung der 
Staatsbehörde zulässig. 

S$S 21. Die Verurtheilung zur Zuchthausstrafe, die Aber- 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter hat die Erledigung der Stelle2), die 
Unfähigkeit zur Ausübung des geistlichen Amtes und den Verlust 
des Amtseinkommens zur Folge. 


IV. Strafbestimmungen. 





S 22. Ein geistlicher Oberer, welcher den SS 1—3 zuwider 
ein geistliches Amt überträgt oder die Uebertragung genehmigt, 
wird mit Geldstrafe von 200 bis zu 1000 Thalern bestraft. — 
Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher der Vorschrift des 
S 19 Absatz 1 zuwiderhandelt. 

S 23. Wer geistliche Amtshandlungen in einem Amte vor- 
nimmt, welches ihm den Vorschriften der SS 1—3 zuwider über- 
tragen worden ist, wird mit Geldstrafe bis zu 100 Thalern 
bestraft. — 

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, der geistliche Amtshandlungen in einem 
von ihm nicht dauernd verwalteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von dem 
Oberpräsidenten benachrichtigt worden ist, dass das Zwangsverfahren behufs 
Wiederbesetzung der Stelle in Gemässheit der Vorschrift in $ 18 Absatz 2 
eingeleitet sei). 

S$ 24. Wer geistliche Amtshandlungen vornimmt, nachdem 
er ın Folge gerichtlichen Strafurtheils die Fähigkeit zur Aus- 





1) Das Fortbestehen des Abs. 1 von $ 19 ist mit Rücksicht auf Art. 1 
des Gesetzes vom 11. Juli 1883 zweifelhaft, Abs. 2 ist durch Art. 2 $ 3 des 
(sesetzes von 1887 aufgehoben. 

2) Aufgehoben durch Gesetz von 1887 Art. 2 $ 4. 

3) Dieser Absatz ist durch Beseitigung des $ 18 und $ 19 Abs. 2 ent- 
fallen. bezüglich der Straffreiheit einzelner geistlicher Amtshandlungen s. 
die Gesetze 1880 Art. 5; 1883 Art. 3; 1886 Art. 15 und 1887 Art. 28 5. 
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übung des geistlichen Amtes verloren hat ($ 21), wird mit Geld- 
strafe bis zu 100 Thalern bestraft. 


V. Uebergangs- und Schlussbestimmungen. 


$ 25. Ausländer, welchen vor Verkündung dieses Gesetzes ein geistliches 
"Amt ($ 2) oder eines der im $ 10 erwähnten Aemter an kirchlichen Anstalten 
übertragen worden ist, haben bei Vermeidung der Folgen des $ 21 innerhalb 
sechs Monaten die Reichsangehörigkeit zu erwerben. — Der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten kann mit Rücksicht auf die besonderen Bedürfnisse des 
einzelnen Falles diesen Zeitraum verlängern. 


8 26. Die Vorschriften dieses Gesetzes über den Nachweis 
wissenschaftlicher Vorbildung und Befähigung finden keine An- 
wendung auf Personen, welche vor Verkündigung dieses (resetzes 
im geistlichen Amte angestellt sind oder die Fähigkeit zur An- 
stellung im geistlichen Amte erlangt haben. — Ausserdem ist 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten ermächtigt, den- 
jenigen Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in 
ihrer Vorbildung zum geistlichen Amte vorgeschritten waren, 
den in diesem Gesetze vorgeschriebenen Nachweis der Vorbildung 
ganz oder theilweise zu erlassen. — Der Minister der geistlichen 
Angelegenheiten ist auch ermächtigt, Ausländer von den Erfor- 
dernissen des $ 4 dieses (Gesetzes zu dispensiren. 

$ 271). Die in den $$ 4 und 8 dieses Gesetzes vorgeschriebene Staats- 
prüfung kann mit der theologischen Prüfung verbunden werden, insofern die 
Einrichtung dieser letzteren Prüfung und die Bildung der Prüfungskommissionen 
Behörden zusteht, deren Mitglieder sämmtlich oder theilweise vom König 
ernannt werden. 

S 28. Die Vorschriften dieses Gesetzes über das Einspruchs- 
recht des Staates (SS 1, 3, (10, 12) 15 und 16) finden in den 
Fällen keine Anwendung, in welchen die Anstellung durch Be- 
hörden erfolgt, deren Mitglieder sämmtlich vom König ernannt 
werden. 

S 29. Soweit die Mitwirkung des Staates bei Besetzung 
geistlicher Aemter auf Grund des Patronats oder besonderer 
Rechtstitel anderweit geregelt ist, behält es dabei sein Bewenden. 
— Desgleichen werden die bestehenden Rechte des Staates be- 
züglich der Anstellung von Geistlichen beim Militär und an 
öffentlichen Anstalten durch das vorliegende Gesetz nicht berührt. 

$ 30. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit 
der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 





1) Beseitigt durch Art. 1 des Gesetzes vom 21. Mai 1886; vgl. S. 243 n. 4. 
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2. Gesetz wegen Deklaration des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen. Vom 
21. Mai 1874 (GS. S. 139). 


Art. 1. Das Gesetz vom 11. Mai 1873 wird dahin deklarirt, 
dass die Uebertragung eines geistlichen Amtes, sowie die Ge- 
nehmigung einer solchen Uebertragung auch dann den Vor- 
schriften der S$ 1 bis 3 des Gesetzes zuwider sind, wenn die- 
selben ohne die im $ 15 daselbst vorgeschriebene Benennung 
des Kandidaten oder vor dieser Benennung oder vor Ablauf der 
im $ 15 für die Erhebung des Einspruches gewährten Frist 
erfolgen. 

Art. 2. Die Strafe des $ 23 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
trifft einen jeden Geistlichen, welcher Amtshandlungen vornimmt, 
ohne den Nachweis führen zu können, dass er zu einem hierzu 
ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder zur Hülfe- 
leistung in einem solchen Amte unter Beobachtung der $S$ 1 
bis 3 des genannten Gesetzes berufen worden sei'). 

Art. 3. Nach Erledigung eines geistlichen Amtes ist der 
ÖOberpräsident befugt, die Beschlagnahme des Vermögens der 
Stelle zu verfügen, wenn 

1. das erledigte Amt den Vorschriften der SS 1 bis 3 des 

(esetzes vom 11. Mai 1873 zuwider übertragen ist, oder 


‘ 2. wenn Thatsachen vorliegen, welche die Annahme be- 
gründen, dass die Uebertragung des Amtes nicht unter 
Beobachtung dieser Vorschriften erfolgen werde. 

Der Beschlagnahme unterliegt das gesammte Vermögen der 
Stelle, einschliesslich aller Nutzungen, Hebungen und Leistungen. 
Der Oberpräsident ernennt einen Kommissarius, welcher die 
Beschlagnahme ausführt und bis zur gesetzmässigen Wieder- 
besetzung der Stelle, beziehentlich bis zur gesetzmässigen Ein- 
richtung einer einstweiligen Vertretung das Vermögen für Rech- 
nung der Stelle verwaltet. Zwangsmassregeln, welche zur 
Ausführung der Beschlagnahme erforderlich sind, werden im 
Verwaltungswege getroffen. Der Kommissarius übt alle ver- 
mögensrechtlichen Befugnisse des berechtigten Stelleninhabers 
mit voller rechtlicher Wirkung aus. — Die Kosten der Ver- 
waltung werden aus den Einkünften der Stelle entnommen. 





1) Vgl. hiezu die Straffreiheit einzelner Amtshandlungen nach Gesetz von 
1880 Art. 5; 1883 Art. 3; 1886 Art. 15 und 1887 Art. 28 5. 
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Art. 41). Wenn nach Erledigung eines geistlichen Amtes ein Geistlicher 
wegen unbefugter- Vornahme von Amtshandlungen in diesem Amte in (emäss- 
heit des $ 23 Absatz 1 des Gesetzes vom 11. Mai 1873, oder des Artikel 2 
Jieses Gesetzes rechtskräftig zur Strafe verurtheilt worden ist, so ist derjenige, 
welchem auf Grund des Patronats oder eines sonstigen Rechtstitels das Präsen- 
tations- (Nominations-, Vorschlags-) Recht zusteht, befugt, das Amt wieder zu 
besetzen und für eine Stellvertretung in demselben zu sorgen. 


Art. 5. Für eine Stellvertretung in dem erledigten Amte zu sorgen, ist 
der Berechtigte auch dann befugt, wenn einem Geistlichen nach Massgabe des 
$ 5 des Reichsgesetzes vom 4. Mai 1874, betreftend die Verhinderung der unbe- 
fugten Ausübung von Kirchenämtern, der Aufenthalt in dem Bezirke des 
erledigten Amtes versagt worden ist. 


Art. 6. Dem Berechtigten ist von dem Strafurtheil (Artikel 4), sowie von. 
der Verfügung wegen Beschränkung des Aufenthalts (Artikel 5) amtlich Kenntniss 
zu geben. 

In Betreff der vor Verkündigung dieses Gesetzes ergangenen Urtheile 
und Verfügungen ist jene Mittheilung sofort nach Inkrafttreten desselben zu 
bewirken. 

Art. 7. Macht der Berechtigte von der ihm zustehenden Befugniss 
(Artikel 4, 5) Gebrauch, so kommen die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Mai 1373 
zur Anwendung. Die im $ 22 Absatz 1 daselbst dem geistlichen Oberen im 
Falle gesetzwidriger Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft in gleichem Falle 
den Berechtigten. 


Art. 8 Wenn der Berechtigte innerhalb zweier Monate vom Tage des 
Empfanges der vorgeschriebenen Mittheilung (Artikel 6) für eine Stellvertretung 
nicht sorgt, oder innerhalb Jahresfrist, von dem nämlichen Zeitpunkt an ge- 
rechnet, die Stelle nicht wieder besetzt, so geht seine Befugniss auf die Pfarr- 
(Filial-, Kapellen- etc.) Gemeinde über. — Die Gemeinde hat die in Artikel 4, 5 
bezeichneten Befugnisse in allen Fällen, in welchen ein Präsentationsberechtigter 
nicht vorhanden ist. — Die Vorschriften des Artikel 6 finden auf die Gemeinde 
entsprechende Anwendung. Dieselbe ist insbesondere davon in Kenntniss zu 
setzen, dass der Präsentationsberechtigte innerhalb der gesetzlichen Frist von 
seinem Rechte keinen Gebrauch gemacht hat. 


Art. 9. Liegen die Voraussetzungen des Artikel 8 vor, so beruft der 
Landrath (Amtmann), in Stadtkreisen der Bürgermeister, auf den Antrag von 
mindestens zehn grossjährigen, im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befind- 
lichen, männlichen Gemeindemitgliedern, welche nicht einem mitwählenden 
Familienhaupte untergeordnet sind, sämmtliche diesen Erfordernissen ent- 
sprechende Mitglieder der Gemeinde zur Beschlussfassung über die Einrichtung 
der Stellvertretung oder über die Wiederbesetzung der Stelle. — Zur Gültigkeit 
der Beschlüsse ist erforderlich, dass mehr als die Hälfte der Erschienenen dem 
Beschlusse zugestimmt hat. — Die näheren Bestimmungen über das Verfahren 
erlässt der Oberpräsident. 

Art. 10. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, so ist nach Massgabe des 
Artikel 9 ein Repräsentant zu wählen, welcher die Uebertragung des Amtes 


!) Art. 4—11 aufgehoben durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Mai 1882. 
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an den gewählten Geistlichen auszuführen hat. Für das Verhalten und die 
Verantwortung des Repräsentanten gelten die Vorschriften des Artikel 7. 

Art. 11. Wird in den Fällen der Artikel 4--10 vom Oberpräsidenten kein 
Einspruch erhoben oder der erhobene Einspruch von dem Gerichtshofe ver- 
worfen, so gilt der Geistliche als rechtsgültig angestellt. 


3. Gesetz über die kirchliche Disziplinargewalt und die Erricht- 


ung des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegen- 
heiten. Vom 12. Mai 1873 (GS. S. 198). 


I. Allgemeine Bestimmungen. 

$ 11). Die kirchliche Disziplinargewalt über Kirchendiener darf nur von 
deutschen kirchlichen Behörden ausgeübt werden. 

S 2. Kirchliche Disziplinarstrafen, welche gegen die Freiheit 
oder das Vermögen gerichtet sind, dürfen nur nach Anhören 
des Beschuldigten verhängt werden. — Der Entfernung aus dem 
Amte (Entlassung, Versetzung, Suspension, unfreiwillige Emeri- 
tirung u. s. w.) muss ein geordnetes prozessualisches Verfalıren 
vorausgehen?). — In allen diesen Fällen ist die Entscheidung 
schriftlich unter Angabe der Gründe zu erlassen. 

S 3. Die körperliche Züchtigung ist als kirchliche Diszi- 
plinarstrafe oder Zuchtmittel unzulässig. 

S 4. Geldstrafen dürfen den Betrag von 30 'Thalern, oder 
wenn das einmonatliche Amtseinkommen höher ist, den Betrag 
des letzteren nicht übersteigen. 

S 5. Die Strafe der Freiheitsentziehung (S 2) darf nur in 
der Verweisung in eine Demeriten-Anstalt bestehen. — Die Ver- 
weisung darf die Dauer von drei Monaten nicht übersteigen und 
die Vollstreckung derselben wider den Willen des Betroffenen 
weder begonnen, noch fortgesetzt werden. Die Verweisung in 
eine ausserdeutsche Demeritenanstalt ist unzulässig. 

S 6°). Die Demeritenanstalten sind der staatlichen Aufsicht 
unterworfen. Ihre Hausordnung ist dem Öberpräsidenten der Provinz zur 


(senehmigung einzureichen. — Er ist befugt, Visitationen der Demeritenanstalten 
anzuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniss zu nebmen. — Von der 





1) Aufgehoben durch Gesetz vom 21. Mai 1886 Art. 6. Hierher gehört 
Abs. 2 dieses $ 6: Kirchendiener im Sinne dieses Gesetzes sind nur solche 
Personen, welche die mit einem geistlichen oder jurisdiktionellen Amt ver- 
bundenen Rechte und Verrichtungen ausüben. 

2) Vgl. zu Abs. 2 den Art. 7 des Gesetzes vom 21. Mai 1886. 

3) Die in $ 6 und 7 enthaltenen besonderen Vorschriften wegen der 
Staatsaufsicht sind durch Art. 8 des Gesetzes vom 2l. Mai 1886 aufgehoben 
resp. ersetzt. 
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Aufnahme eines Demeriten hat der Vorstand der Anstalt unter Angabe der 
Behörde, welche sie verfügt, binnen 24 Stunden dem Öberpräsidenten Anzeige 
zu machen. — Ueber sämmtliche Demeriten ist von dem Vorsteher ein Ver- 
zeichniss zu führen, welches den Namen derselben, die gegen sie erkannten 
Strafen und die Zeit der Aufnahme und Entlassung enthält. Am Schlusse 
jedes Jahres ist das Verzeichniss dem Öberpräsidenten einzureichen. 

$ 7. Von jeder kirchlichen Disziplinar-Entscheidung, welche auf eine 
(seldstrafe von mehr als 20 Thalern, auf Verweisung in eine Demeritenanstalt 
für mehr als 14 Tage, oder auf Entfernung aus dem Amte ($ 2) lautet, ist 
dem ÖOberpräsidenten, gleichzeitig mit der Zustellung an den Betroffenen, Mit- 
theilung zu machen. — Die Mittheilung muss die Entscheidungsgründe enthalten. 

S 8. Der Oberpräsident ist befugt, die Befolgung der in 
den $$ 5 bis 7!) enthaltenen Vorschriften und der auf Grund 
derselben von ihm erlassenen Verfügungen durch Geldstrafen 
bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. — Die An- 
drohung und Festsetzung der Strafe darf wiederholt werden bis 
dem Gesetze genügt ist. — Ausserdem kann die Demeriten- 
Anstalt geschlossen werden. 

S 9. Eine Vollstreckung kirchlicher Disziplinar-Entscheid- 
ungen im Wege der Staatsverwaltung findet nur dann statt, 
wenn dieselben vom Oberpräsidenten nach erfolgter Prüfung der 
Sache für vollstreckbar erklärt worden sind. 


II. Berufung an den Staat?). 


$ 10. Gegen Entscheidungen der kirchlichen Behörden, welche eine 
Disziplinarstrafe verhängen, steht die Berufung an die Staatsbehörde ($ 32) offen: 
1. wenn die Entscheidung von einer durch die Staatsgesetze ausge- 
schlossenen Behörde ergangen ist; 
2. wenn die Vorschriften des $ 2 nicht befolgt worden sind; 
3. wenn die Strafe gesetzlich unzulässig ist; 
4, wenn die Strafe verhängt ist: 

a) wegen eıner Handlung oder Unterlassung, zu welcher die Staats- 
gesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit 
erlassenen Anordnungen verpflichten, 

b) wegen Ausübung oder Nichtausübung eines öffentlichen Wahl- 
und Stimmrechts, 

c) wegen Gebrauchs der Berufung an die Staatsbehörde ($ 32) auf 
Grund dieses Gesetzes. 

$ 11. Die Berufung findet ausserdem statt, wenn 
1. die Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($ 2 Abs. 2) als Diszi- 
plinarstrafe oder sonst wider den Willen des davon Betroffenen aus- 
gesprochen worden ist, und die Entscheidung der klaren thatsäch- 
lichen Lage widerspricht oder die Gesetze des Staates oder allgemeine 

Rechtsgrundsätze verletzt; 





1) Jetzt muss es heissen: $$ 5 und 6 Abs. 1. Vgl. vorige Note. 
2) Aufgehoben durch Art. 10 Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Mai 1886. 
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2. nach erfolgter vorläufiger Suspension vom Amte das weitere Ver- 
fahren ungebührlich verzögert wird. 
$ 12. Die Berufung steht Jedem zu, gegen welchen die Entscheidung 
ergangen ist, sobald er die dagegen zulässigen Rechtsmittel bei der vorgesetzten 
kirchlichen Instanz ohne Erfolg geltend gemacht hat. — Liegt ein öffentliches 
Interesse vor, so steht die Berufung auch dem Oberpräsidenten zu, jedoch erst 
dann, wenn die bei den kirchlichen Behörden angebrachten Rechtsmittel ohne 
Erfolg geblieben sind, oder die Frist zur Einlegung derselben versäumt ist. 
$ 13. Die Berufung ist bei dem Königlichen Gerichtshofe für kirchliche 
Angelegenheiten schriftlich anzumelden. — Die Frist zur Anmeldung beträgt 
in den Fällen des $ 10 und $ 11 Abs. 1” für den durch die Entscheidung 
Betroffenen vier Wochen. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem 


die Entscheidung mit Gründen ihm zugestellt ist. — In den Fällen des $ 11 
Abs. 2 ist die Berufung an keine Frist gebunden. — Für den Oberpräsidenten 


beträgt die Frist, wenn ihm die Entscheidung als endgültige amtlich mitgetheilt 
ist, drei Monate, andernfalls ist derselbe an keine Frist gebunden. 

$ 14. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollstreckung der ange- 
fochtenen Entscheidung aufgehalten. Der Gerichtshof ist jedoch befugt, die 
vorläufige Vollstreckung zu gestatten. Andernfalls kann die Einstellung der 
Vollstreckung von dem Gerichtshofe durch Geldstrafen bis zum Betrage von 
1000 Thalern erzwungen werden ($ 8 Abs. 2). 

$ 15. Die Berufung ist innerhalb 14 Tagen nach der Anmeldung schrift- 
lich zu rechtfertigen. Diese Frist kann auf Antrag verlängert werden. 

$ 16. Die Anmeldung und die Rechtfertigungsschrift wird der kirchlichen 
Behörde zur Abgabe einer schriftlichen Erklärung und Einreichung der Akten 
innerhalb vier Wochen zugefertigt. Die Einreichung der Akten kann erzwungen 
werden, geeignetenfalls durch Geldstrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern 
(S 8 Abs. 2). 

$ 17. Der Gerichtshof trifft die zur Aufklärung der Sache erforderlichen 
Verfügungen. Die Beweisverhaudlungen sind unter Zuziehung eines vereideten 
Protokollführers aufzunehmen. 

$ 18. Die Entscheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung in 
öffentlicher Sitzung. — Die Oeffentlichkeit kann durch Beschluss des Gerichts- 
hofes ausgeschlossen oder auf bestimmte Personen beschränkt werden. 

$ 19. Zu den Verhandlungen ($$ 17 und 18) sind der Berufende und die 
kirchliche Behörde zuzuziehen. Dieselben können sich durch einen Advokaten 
oder Rechtsanwalt vertreten lassen. Im Fall ihres Ausbleibens wird nach 
Lage der Verhandlungen erkannt. — Ausserdem ist der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten zu benachrichtigen, welcher einen Beamten mit seiner 
Vertretung beauftragen kann. Hat der Oberpräsident die Berufung eingelegt, 
so übernimmt der von dem Minister bezeichnete Beamte die Vertretung des 
Berufenden. 


$ 20. In dem Termin zur mündlichen Verhandlung giebt ein von dem 
Vorsitzenden des Gerichtshofes aus der Zahl seiner Mitglieder ernannter Re- 
ferent eine Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen Verhandlungen 
hervorgeht. Hierauf wird der Berufende oder dessen Vertreter, sowie der Ver- 
treter der kirchlichen Behörde und des Ministers der geistlichen Angelegen- 
_ heiten mit ihren Vor- und Anträgen gehört. 
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$ 21. Bei der Entscheidung hat der Gerichtshof, obne an positive Beweis- 
regeln gebunden zu sein, nach seiner freien, aus dem ganzen Inbegriff der 
Verhandlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung zu entscheiden. In dem 
Urtheil ist entweder die Verwerfung der Berufung oder die Vernichtung der 
angefochtenen Entscheidung auszusprechen. — Das mit Gründen versehene 
Urtheil wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Verhandlung beendet 
worden ist, oder in einer der nächsten Sitzungen verkündet und eine Aus- 
fertigung desselben dem Berufenden oder dessen Vertreter, sowie der kirch- 
lichen Behörde und dem Minister der geistlichen Angelegenheiten zugestellt. 


$ 22. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anwesenden und die wesentlichen Momente der Ver- 
handlung enthalten muss. — Das Protokoll wird von dem Vorsitzenden und 
dem vereideten Protokollführer unterzeichnet. 


$ 23. Wird die angefochtene Entscheidung vernichtet, so hat die kirch- 
liche Behörde die Aufhebung der Vollstreckung zu veranlassen und die Wirkung 
der bereits getroffenen Massregeln zu beseitigen. — Der Oberpräsident ist be- 
fugt, die Befolgung der von ihm deshalb erlassenen Verfügungen durch Geld- 
strafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen ($ 8 Abs. 2). — 
(regen diese Verfügungen steht der kirchlichen Behörde die Beschwerde bei 
dem (serichtshofe für die kirchlichen Angelegenheiten offen. 


IH. Einschreiten des Staates ohne Berufung!). 


s 24. Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geistlichen Amts- 
verrichtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze oder die in dieser 
Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen 
Anordnungen so schwer verletzen, dass ihr Verbleiben im Amte mit der öffent- 
lichen Ordnung unverträglich erscheint, können auf Antrag der Staatsbehörde 
durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlassen werden. 


Die Entlassung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Aus- 
übung des Amtes, den Verlust des Amtseinkommens und die Erledigung der 
Stelle zur Folge). 

S 25. Dem Antrage muss eine Aufforderung an die vorgesetzte kirch- 
jiche Behörde vorausgehen, gegen den Angeschuldigten die kirchliche Unter- 
suchung auf Entlassung aus dem Amte einzuleiten. Steht der Angeschuldigte 
unter keiner kirchlichen Behörde innerhalb des Deutschen Reichs, so ist der- 
selbe zur Niederlegung seines Amtes aufzufordern. — Die Aufforderung erfolgt 
schriftlich unter Angabe des Grundes von dem Öberpräsidenten der Provinz. 





1) Die Bestimmungen des Abschnittes III sind durch Beseitigung des 
Königl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten (Art. 9 des Gesetzes vom 
21. Mai 1886) thatsächlich suspendirt oder hinfällig geworden, weil das gesetz- 
liche Organ zur Ausführung derselben fehlt. Vgl. Rintelen 1887 85. 35 n. 64 
und Hinschius 1886 S. 62. 


2) Dieser $ war durch Art. 1 des Gesetzes vom 14. Juli 1880 dahin ab- 
geändert, dass gegen Kirchendiener in den bezeichneten Fällen nicht mehr auf 
Entlassung, sondern auf Unfähigkeit zur Bekleidung ihres Amtes zu erkennen sei. 
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$ 26. Wird der Aufforderung nicht binnen gesetzter Frist Folge gegeben, 
oder führt die kirchliche Untersuchung nicht binnen gesetzter Frist zur 
Entlassung des Angeschuldigten aus dem Amt, so stellt der Oberpräsident bei 
dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten den Antrag auf Einleitung 
des Verfahrens. 

$ 27. Auf das Ersuchen des Gerichtshofes hat das Gericht höherer Instanz, 
in dessen Bezirk der Angeschuldigte seinen amtlichen Wohnsitz hat, einen 
etatsmässigen Richter mit Führung der Voruntersuchung zu beauftragen. Bei 
der Voruntersuchung kommen die entsprechenden Bestimmungen der Straf- 
prozessgesetze zur Anwendung. — Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft 
werden durch einen von dem Minister der geistlichen Angelegenheiten ernannten 
Beamten wahrgenommen. 

$ 28. Der Gerichtshof kann mit Rücksicht auf den Ausfall der Vorunter- 
suchung das Verfahren einstellen. In diesem Fall erhält der Angeschuldigte 
Ausfertigung des darauf bezüglichen mit Gründen auszufertigenden Beschlusses. 

$ 29. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so ist der Angeschuldigte 
unter Mittheilung der von dem Beamten der Staatsanwaltschaft anzufertigenden 
Anschuldigungsschrift zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. Derselbe kann 
sich des Beistandes eines Advokaten oder Rechtsanwalts als Vertheidigers 
bedienen. 

Ausserdem ist der Minister der geistlichen Angelegenheiten zu henach- 
richtigen. 

S 30. Für das Verfahren finden die Bestimmungen der $$ 17, 18, 20, 
21, 22 sinnentsprechende Anwendung. — In dem Urtheil ist entweder die Frei- 
sprechung oder die Entlassung des Angeschuldigten aus den von ihm beklei- 
deten kirchlichen Aemtern auszusprechen. 

$ 31. Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem sie 
in Gemässheit des $ 30 aus ihrem Amte entlassen worden sind, werden mit 
Geldbusse bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalern bestraft. 


DE Königlicher Gerichtshof für-kirehliehe nz 
legenheiten!). 


$ 32. Zur Entscheidung der in den $$ 10—23 und 24—30 bezeichneten, 
sowie der anderweitig durch Gesetz zugewiesenen Angelegenheiten wird eine 
Behörde errichtet, welche den Namen: „Königlicher Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten“ führt und ihren Sitz in Berlin hat. 

$ 35. Der Gerichtshof besteht aus eilf Mitgliedern. Der. Präsident und 
wenigstens fünf andere Mitglieder müssen etatsmässig angestellte Richter sein. 
Die mündliche Verhandlung und Entscheidung in den einzelnen Sachen erfolgt 
durch sieben Mitglieder. Der Vorsitzende und wenigstens drei Beisitzer müssen 
zu den richterlichen Mitgliedern gehören. — Die Geschäftsordnung, insbesondere 
die Befugnisse des Präsidenten und die Reihenfolge, in welcher die Mitglieder 
an den einzelnen Sitzungen Theil zu nehmen haben, wird durch ein Regulativ 
geordnet, welches der Gerichtshof zu entwerfen und dem Staatsministerium 
zur Bestätigung einzureichen hat. — Durch Plenarbeschlüsse des Gerichtshofes 
können auch die in diesem Gesetz gegebenen Vorschriften des Verfahres ergänzt 





1) Aufgehoben durch Art. 9 des Gesetzes vom 21. Mai 1886. 
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und deren sinngemässe Anwendung und andere durch Gesetz dem Gerichts- 
hofe überwiesene Angelegenheiten geregelt werden. 

$ 34. Die Mitglieder des Gerichtshofes werden vom Könige auf den 
Vorschlag des Staatsministeriums und zwar die bereits in einem Staatsamte 
angestellten für die Dauer ihres Hauptamts, die anderen Mitglieder auf Lebens- 
zeit ernannt. — Für die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Gerichtshofes 
sind die für die Mitglieder des Obertribunals bestehenden Vorschriften mass- 
gebend. 

$ 35. Der Gerichtshof entscheidet endgültig mit Ausschluss jeder weiteren 
Berufung. 

$ 56. Die Justiz- und Verwaltuugsbehörden haben den an sie ergehenden 
Ersuchen des Gerichtshofes Folge zu geben. Die Beschlüsse und Entscheid- 
ungen des Gerichtshofes sind im Verwaltungswege vollstreckbar. 

$ 37. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Kosten des Verfahrens 
entscheidet der Gerichtshof nach freiem Ermessen. Als Kosten werden nur 
haare Auslagen in Ansatz gebracht. 


V. Schlussbestimmung. 


S 38. Das Erforderniss staatlicher Bestätigung kirchlicher 
Disziplinarentscheidungen und der Rekurs wegen Missbrauchs 
der kirchlichen Disziplinarstrafgewalt an den Staat treten, soweit 
solche im bisherigen Rechte begründet sind, ausser Kraft. 


4. Gesetz über die «renzen des Rechts zum Gebrauche kirch- 
licher Straf- und Zuchtmittel. Vom 13. Mai 1873 (GS. S. 205). 


S 1. Keine Kirche oder Religionsgesellschaft ist befugt, 
andere Straf- oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen oder 
zu verkünden, als solche, welche dem rein religiösen Gebiete 
angehören oder die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder 
zeligionsgesellschaft wirkenden Rechts oder die Ausschliessung 
aus der Kirchen- oder Religionsgesellschaft betreffen. — Straf- 
oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürger- 
liche Ehre sind unzulässig). 

$ 2.2) Die nach $ 1 zulässigen Straf- oder Zuchtmittel dürfen über ein 
Mitglied einer Kirche oder Religionsgesellschaft nicht deshalb verhängt oder 
verkündet werden: 

1. weil dasselbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Staats- 
gesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zu- 
ständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten; 

2. weil dasselbe öffentliche Wahl- oder Stimmrechte in einer bestimmten 
Richtung ausgeübt oder nicht ausgeübt hat. 

$ 3. Ebensowenig dürfen derartige Straf- oder Zuchtmittel angedroht, 
verhängt oder verkündet werden: 





1) Vgl. den Art. 12 des Gesetzes von 1886. 
2) Die $$ 2—6 sind durch Art. 4 des Gesetzes von 1887 aufgehoben. 
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l. um dadurch zur Unterlassung einer Handlung zu bestimmen, zu 
welcher die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten; 

2. um dadurch die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- 
und Stimmrechte in bestimmter Richtung herbeizuführen. 

$4. Die Verhängung der nach diesem Gesetz zulässigen Straf- und 
Zuchtmittel darf nicht öffentlich bekannt gemacht werden. — Eine auf die 
Gemeindemitglieder beschränkte Mittheilung ist nicht ausgeschlossen. — Die 
Vollziehung oder Verkündung derartiger Straf- oder Zuchtmittel darf auch 
nicht in einer beschimpfenden Weise erfolgen. 

$ 5. Geistliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche oder Reli- 
gionsgesellschaft, welche den Vorschriften dieses Gesetzes ($$ 1 bis 4) zuwider 
Straf- oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder verkünden, werden mit Geld- 
strafen bis zu 200 Thalern oder mit Haft oder mit Gefängriss bis zu einem 
Jahre und in schwereren Fällen mit Geldstrafen bis zu 500 Thalern oder mit 
Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

$ 6. Die besonderen Disziplinarbefugnisse der Kirchen oder Religions- 
gesellschaften über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen Rechte 
des Staates werden durch dieses Gesetz nicht berührt. — Insbesondere findet 
das dem Staat in solchen Gesetzen vorbehaltene Recht der Entlassung von 
Kirchendienern wegen Verletzung der öffentlichen Ordnung unabhängig von den 


r 


in $ 5 enthaltenen Strafbestimmungen statt. 


5. Gesetz über den Austritt aus der Kirche. Vom 14. Mai 1873 
(GS. S. 207). 


S 1. Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirk- 
ung erfolgt durch Erklärung des Austretenden in Person vor 
dem Richter seines Wohnortes. — Rücksichtlich des Uebertrittes 
von einer Kirche zur anderen verbleibt es bei dem bestehenden 
Recht. — Will jedoch der Uebertretende von den Lasten seines 
bisherigen Verbandes befreit werden, so ist die in diesem Gesetz 
vorgeschriebene Form zu beobachten. 

S 2. Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein hierauf 
gerichteter Antrag vorangehen. Derselbe ist durch den Richter 
dem Vorstande der Kirchengemeinde, welcher der Antragsteller 
angehört, ohne Verzug bekannt zu machen. — Die Aufnahme 
der Austrittserklärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen, 
und spätestens innerhalb sechs Wochen nach Eingang des An- 
trages zu gerichtlichem Protokoll statt. Abschrift des Protokolls 
ist dem Vorstande der Kirchengemeinde zuzustellen. — Eine 
Bescheinigung des Austritts ist dem Ausgetretenen auf Verlangen 
zu ertheilen. 

S 3. Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene 
zu Leistungen, welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchen- 
gemeinde-Angehörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. il 


258 III Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Preussen. 


— Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines 
ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt 
wird, festgestellt ist, hat der Austretende bis zum Ablauf des 
zweiten auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres 
ebenso beizutragen, als wenn er seinen Austritt aus der Kirche 
nicht erklärt hätte. — Leistungen, welche nicht auf der persön- 
lichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, 
insbesondere Leistungen, welche entweder kraft besonderen Rechts- 
titels auf bestimmten Grundstücken haften, oder von allen Grund- 
stücken des Bezirks, oder doch von allen Grundstücken einer 
gewissen Klasse in dem Bezirk ohne Unterschied des Besitzers 
zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung nicht 
berührt. 

S 4. Personen, welche vor dem Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Gesetzes ihren Austritt aus der Kirche nach den Vor- 
schriften der bisherigen Gesetze erklärt haben, sollen vom Tage 
der Gesetzeskraft dieses Gesetzes ab zu anderen, als den im 
dritten Absatz des S 3 bezeichneten Leistungen nicht ferner 
herangezogen werden. 

S 5. Ein Anspruch auf Stolgebühren und andere bei Ge- 
legenheit bestimmter Amtshandlungen zu entrichtende Leistungen 
kann gegen Personen, welche der betreffenden Kirche nicht an- 
gehören, nur dann geltend gemacht werden, wenn die Amts- 
handlung auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden ist. 

S 6. Als Kosten des Verfahrens werden nur Abschrifts- 
gebühren und baare Auslagen in Ansatz gebracht. 

$ 7. Die in diesem Gesetze dem Richter beigelegten Verrichtungen werden 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln durch den Friedensrichter, 
im Gebiete der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. durch die zweite Ab- 
theilung des Stadtgerichts daselbst wahrgenommen !). 


SS. Was in den SS 1 bis 6 von den Kirchen bestimmt 
ist, findet auf alle Religionsgemeinschaften, welchen Korporations- 
rechte gewährt sind, Anwendung. 

S 9. Die Verpflichtung jüdischer Grundbesitzer, zur Erhalt- 
ung christlicher Kirchensysteme beizutragen, wird mit dem Ein- 
tritt der Gesetzeskraft dieses Gesetzes auf den Umfang derjenigen 





1) Dieser $ ist durch $ 26 des Preussischen Ausf.-Gesetzes zum Ger.- 
Verf.-Gesetz beseitigt, indem jetzt überall die Amtsrichter zuständig sind. Vgl. 
Rintelen, Kirchenpol. Gesetze (1887) S. 38. 
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Leistungen beschränkt, welche nach dem dritten Absatz des $3 
des gegenwärtigen Gesetzes den aus der Kirche ausgetretenen 
Personen zur Last bleiben. 

S 10. Alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehenden 
Bestimmungen werden hierdurch aufgehoben. | 

S 11. Der Justizminister und der Minister der geistlichen 
Angelegenheiten sind mit der Ausführung dieses Gesetzes be- 
auftragt. 


6. Gesetz über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer. 
Vom 20. Mai 1874 (GS. S. 135). 


S 1. In einem katholischen Bisthume, dessen Stuhl erledigt 
ist, dürfen die mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechte 
und geistlichen Verrichtungen, insgesammt oder einzeln, soweit 
sie nicht die Güterverwaltung betreffen, bis zur Einsetzung eines 
staatlich anerkannten Bischofs nur nach Massgabe der folgenden 
Bestimmungen dieses (resetzes ausgeübt werden. 

S 2. Wer bischöfliche Rechte oder Verrichtungen der im 
$ 1 bezeichneten Art ausüben will, hat dem Oberpräsidenten der 
Provinz, in welcher sich der erledigte Bischofssitz befindet, hier- 
von unter Angabe des Umfangs der auszuübenden Rechte schriit- 
liche Mittheilung zu machen, dabei den ihm ertheilten kirchlichen 
Auftrag darzuthun, sowie den Nachweis zu führen, dass er die 
persönlichen Eigenschaften besitzt, von denen das Gesetz vom 
11. Mai 1873 die Uebertragung eines geistlichen Amtes abhäugig 
macht. Zugleich hat er zu erklären, dass er bereit sei, sich 
eidlich zu verpflichten, dem Könige treu und gehorsam zu sein 
und die Gesetze des Staates zu befolgen!). 

S 5. Innerhalb 10 Tagen nach Empfang der Mittheilung 
kann der Oberpräsident gegen die beanspruchte Ausübung der 
im S 1 genannten ‚bischöflichen Rechte oder Verrichtungen Ein- 
spruch erheben. Auf die Erhebung des Einspruchs finden die 
Vorschriften des $ 16 des Gesetzes vom 11. Mai. 1873 (GS. S. 191) 
mit der Massgabe Anwendung, dass die Berufung bei dem Gerichtshofe 
für kirchliche Angelegenheiten nur innerhalb zehn Tagen zulässig ist. — 
Wenn kein Einspruch erhoben oder der Einspruch von dem Gerichts- 





1) Vgl. über die Dispense vom Bischofseide und von den erforderlichen 
persönlichen Eigenschaften des Kapitularvikars den Art. 2 des Gesetzes vom 
14. Juli 1880, resp. Art. 11 des Gesetzes vom 21. Mai 1886. 
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hofe f. k. A. verworfen worden ist!), erfolgt die im S 2 vorgeschriebene 
eidliche Verpflichtung vor dem Oberpräsidenten oder einem von 


demselben ernannten Kommissarius. 

$ 42). Wer vor der eidlichen Verpflichtung bischöfliche Rechte oder Ver- 
richtungen der im $ 1 bezeichneten Art ausübt, wird mit Gefängniss von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. — Dieselbe Strafe trifft den persönlichen 
Vertreter oder Beauftragten eines Bischofs (Generalvikar, Offizial u. s. w.), 
welcher nach Erledigung des bischöflichen Stuhles fortfährt, bischöfliche Rechte 
oder Verrichtungen auszuüben, ohne anderweit in Gemässheit der $$ 2 und 3 
die Befugniss zur Ausübung derselben erlangt zu haben. — Die vorgenommenen 
Handlungen sind ohne rechtliche Wirkung. 

$ 5. Kirchendiener, welche auf Anordnung oder im Auftrage eines staat- 
lich nicht anerkannten oder in Folge gerichtlichen Erkenntnisses aus seinem 
Amte entlassenen Bischofs oder einer Person, welche bischöfliche Rechte oder 
Verrichtungen den Vorschriften dieses Gesetzes zuwider ausübt, oder eines von 
diesen Personen ernannten Vertreters Amtshandlungen vornehmen, werden mit 
Geldstrafe bis zu 100 Thlr. oder mit Haft oder mit Gefängniss bis zu Einem 
Jahre und wenn auf Grund eines solchen Auftrags bischöfliche Rechte oder 
Verrichtungen ausgeübt sind, mit. Gefängniss von sechs Monaten bis zwei 
Jahren bestraft. 

S6. Wenn die Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen Urtheils 
erledigt worden ist, hat der Oberpräsident das Domkapitel zur sofortigen Wahl 
eines Bisthumsverwesers (Kapitelsvikars) aufzufordern. — Erhält der OÖber- 
präsident nicht innerhalb zehn Tagen Nachricht von der zu Stande gekommenen 
Wahl oder erfolgt nicht binnen weiteren vierzehn Tagen die eidliche Verpflicht- 
ung des Gewählten, so ernennt der Minister der geistlichen Angelegenheiten 
einen Kommissarius, welcher das dem bischöflichen Stuhle gehörige und das 
der Verwaltung desselben oder des jeweiligen Bischofs unterliegende beweg- 
liche und unbewegliche Vermögen in Verwahrung und Verwaltung nimmt. 
Zwangsmassregeln, welche erforderlich werden, um das Vermögen der Ver- 
fügung des Kommissars zu unterwerfen, trifft der Oberpräsident. — Derselbe 
ist befugt, schon vor Ernennung des Kommissars und selbst schon bei Erlass 
der Aufforderung an das Domkapitel das im Vorstehenden bezeichnete Ver- 
mögen in Verwahrung zu nehmen und die hierzu erforderlichen Massregeln 
nöthigenfalls zwangsweise zu treffen. 

$S 7. Die Bestimmungen des $ 6 finden gleichfalls Anwendung: 1. wenn 
in einem Falle, in welchem die Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen 
Urtheils erledigt ist, der Bisthumsverweser aus seinem Amte ausscheidet, ohne 
dass die Einsetzung eines neuen staatlich anerkannten Bischofs stattgefunden 
hat, und 2. wenn in anderen Fällen der Erledigung eines bischöflichen Stuhls 
bischöfliche Rechte oder Verrichtungen von Personen ausgeübt werden, welche 
den Erfordernissen der SS 2 und 3 nicht entsprechen. 


1) Die Zuständigkeit des Gerichtshofes f. k. A. bei solchen Berufungen 
gegen Einspruch des ÖOberpräsidenten ist durch Gesetz von 1883 Art. 2 n. 3 
und der Gerichtshof selbst durch Gesetz von 1886 Art. 9 aufgehoben. 

2) Die $$ 4—19 sind durch Art. 6 des Gesetzes von 1887 aufgehoben; 


die SS 13—18 waren bereits durch Art. 4 des Ges. v. 1882 suspendirt worden. 
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$ 8. Die Bestimmungen des $ 6 über die Bestellung eines Kommissarius 
zur Verwaltung des dort bezeichneten Vermögens, sowie über die Beschlag- 
nahme dieses Vermögens finden ferner in allen Fällen Anwendung, wenn ein 
erledigter bischöflicher Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach der Erledigung 
mit einem staatlich anerkannten Bischofe wiederbesetzt ist. — Der Minister 
der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, die Frist zu verlängern. 

$ 9. Die Verwaltungsbefugnisse des Bischofs gehen auf den Kommissarius 
über. — Die Kosten der Verwaltung werden aus dem Vermögen vorweg ent- 
nommen. — Der Kommissarius vertritt den bischöflichen Stuhl oder den Bischof 
als solchen in allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach Aussen. Er führt 
die dem Bischof zustehende obere Verwaltung und Aufsicht über das kirchliche 
Vermögen in dem bischöflichen Sprengel, einschliesslich des Pfarr-, Vikarie-, 
Kaplanei- und Stiftungsvermögens, sowie über das zu kirchlichen Zwecken 
bestimmte Vermögen aller Art. — Der Kommissarius wird Dritten gegenüber 
durch die mit Siegel und Unterschrift versehene Ernennungs-Urkunde auch in 
den Fällen legitimirt, in welchen die Gesetze eine Spezial-Vollmacht oder eine 
gerichtliche, notarielle oder anderweitig beglaubigte Vollmacht erfordern. 

$ 10. Die Verwaltung des Kommissars endet, sobald ein in Gemässheit 
der Vorschriften dieses Gesetzes gültig bestellter Bisthumsverweser (Kapitels- 
vikar) die Bisthumsverwaltung übernimmt, oder sobald die Einsetzung eines staat- 
lich anerkannten Bischofs stattgehabt hat. — Der Kommissarius ist für seine Ver- 
waltung nur der vorgesetzten Behörde verantwortlich, und die von ihm zu 
legende Rechnung unterliegt der Revision der Königlichen Oberrechnungskammer 
in Gemässheit der Vorschrift des $ 10 Nr. 2 des Gesetzes vom 27. März 1872 
(Ges.-Samml. 1872 S. 278). Eine anderweite Verantwortung oder Rechnungs- 
legung findet nicht statt. 

S 11. Der Oberpräsident bringt die nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
erfolgte Bestellung des Bisthumsverwesers, sowie die Ernennung des Kommissars 
unter Ängabe des Tages, an welchem ihre Amtsthätigkeit begonnen hat, in- 
gleichen das Erlöschen der Amtsthätigkeit und den Tag desselben durch den 
Staatsanzeiger, sowie durch sämmtliche Amts- und Kreisblätter, welche in dem 
bischöflichen Sprengel erscheinen, zur öffentlichen Kenntniss. 

$ 12. Die Anwendung der $$ 6—11 wird dadurch nicht ausgeschlossen, 
dass das Domkapitel für die Dauer der Erledigung des bischöflichen Stuhles 
einen besonderen Vermögensverwalter (Oekonomen) bestellt oder selbst die 
Verwaltung übernommen hat, oder dass eine besondere bischöfliche Behörde 
für dieselbe besteht. 

$ 13. Während der Dauer einer kommissarischen Verwaltung in den 
Fällen der $$ 6 und 7 ist derjenige, welchem auf Grund des Patronats oder 
eines sonstigen Rechtstitels in Betreff eines erledigten geistlichen Amtes das 
Präsentations- (Nominations-, Vorschlags-) Recht zusteht, befugt, das Amt im 
Falle der Erledigung wieder zu besetzen und für eine Stellvertretung in dem- 
selben zu sorgen. 

S 14. Macht der Berechtigte von dieser Befugniss Gebrauch, so kommen 
die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Mai 1873 (Ges.-Samml. $. 191) zur 
Anwendung. Die im $ 22 Absatz 1 daselbst dem geistlichen Oberen im Falle 
gesetzwidriger Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft in gleichem Falle den 
Berechtigten. 
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$ 15. Wenn der Berechtigte innerhalb zwei Monaten, von der dazu eröff- 
neten rechtlichen Möglichkeit an gerechnet, für eine Stellvertretung nicht 
sorgt oder innerhalb Jahresfrist die Stelle nicht wieder besetzt, so geht seine 
Befugniss auf die Pfarr- (Filial-, Kapellen- u. s. w.) Gemeinde über. — Die 
Gemeinde hat die im $ 13 bezeichneten Befugnisse in allen Fällen, in welchen 
ein Präsentationsberechtigter nicht vorhanden ist. 

$ 16. Liegen die Voraussetzungen des $ 15 vor, so beruft der Landrath 
(Amtmann), in Stadtkreisen der Bürgermeister, auf den Antrag von mindestens 
zehn grossjährigen, im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männ- 
lichen Gemeindemitgliedern, welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte 
untergeordnet sind, sämmtliche diesen Erfordernissen entsprechende Mitglieder 
der Gemeinde zur Beschlussfassung über die Einrichtung der Stellvertretung 
oder über die Wiederbesetzung der Stelle. — Zur Gültigkeit der Beschlüsse 
ist erforderlich, dass mehr als die Hälfte der Eirschienenen dem Beschlusse 
zugestimmt hat. — Die näheren Bestimmungen über das Verfahren erlässt 
der Oberpräsident. 

$S 17. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, so ist nach Massgabe des 
$ 16 ein Repräsentant zu wählen, welcher die Uebertragung des Amtes an 
den gewählten Geistlichen auszuführen hat. Für das Verhalten und die Ver- 
antwortung des Repräsentanten gelten die Vorschriften des $ 14. 

$ 18. Wird in den Fällen der $$S 13—17 vom Öberpräsidenten kein Ein- 
spruch erhoben oder der erhobene Einspruch von dem Werichtshofe für kirch- 
liche Angelegenheiten verworfen, so gilt der Geistliche als rechtsgültig angestellt. 

S 19. Wenn vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, die 
Stelle eines Bischofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt worden ist, so 
finden die Vorschriften dieses (esetzes ebenfalls Anwendung. 

S 20. Wo in diesem Gesetze von einem Bischofe, bischöf- 
lichen Stuhle, Amte, Sitze u. s. w. oder einem Bisthume die 
Rede ist, sind darunter auch ein Erzbischof, Fürstbischof, sowie 
deren Stühle, Aemter, Sitze, Bisthümer u. s. w. zu verstehen. — 
Unter den mit dem bischöflichen Amte verbundenen Rechten 
und geistlichen Verrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
sowohl die in dem bischöflichen Amte als solchem enthaltenen, 
als auch die auf Delegation beruhenden Rechte und Verricht- 
ungen begriffen. 

S 21. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit 
der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 


6a. Gesetz, betr. die Befugniss der Kommissarien für die bischöf- 

liche Vermögensverwaltung in den erledigten Diözesen, Zwangsmittel 
anzuwenden. Vom 13. Februar 1878 (GS. 8. 87) 1). 

Einziger Artikel. Die auf Grund des Gesetzes vom 20. Mai 1874 

(48. 8. 135) zur Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer eingesetzten 





1). Dieses Gesetz, welches das Exekutionsrecht der Kommissarien regelte, 
ist zwar nicht formell aufgehoben, aber nach Beseitigung des $ 9 des Gesetzes 
vom 20. Mai 1874 obsolet geworden. 
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Kommissarien sind berechtigt, die von ihnen in Ausübung der Verwaltung und 
Aufsicht getroffenen, durch ihre gesetzlichen Befugnisse gerechtfertigten An- 
ordnungen durch Anwendung von Exekutivgeldstrafen bis 150 Mark durchzu- 
setzen, sowie unbeschadet der Bestimmungen des Gesetzes zum Schutze der 
persönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 (GS. S. 45), unmittelbaren Zwang 
anzuwenden, wenn die getroffenen Anordnungen ohne einen solchen undurch- 
führbar ist. 

Der Festsetzung der Geldstrafe muss immer eine schriftliche An- 
drohung vorhergehen; in dieser ist, sofern eine Handlung erzwungen 
werden soll, die Frist zu bestimmen, innerhalb welcher die Ausführung er- 
fordert wird. 

Ist die Exekutivstrafe angeordnet, um eine Handlung zu erzwingen, welche 
dem Beschlusse eines Kollegiums unterliegt, so kann jedes bedrohte Mitglied 
der letzteren die Strafe von sich abwenden durch den Nachweis, dass es für 
die Vornahme der Handlung gestimmt oder aus einem entschuldbaren Grunde 
an der Sitzung, in welcher der ablehnende Beschluss gefasst wurde, nicht 
Theil genommen hat. — Gegen die angedrohten Zwangsmittel der Kommissa- 
rien findet nach Massgabe der $$ 30, 32, 34 und 36 des Gesetzes, betr. die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden 
ım Regierungsbereich der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875, v. 26. Juli 1876 
(GS. 8. 297) die Klage an das Ober-Verwaltungsgericht statt. 


7. Gesetz, betr. die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln für 
die vrömisch-katholischen Bisthümer und Geistlichen !). Vom 22. April 1875 
(GS. S. 194). 


$ 1. In den Erzdiözesen Köln, Gnesen und Posen, den Diözesen Kulm, 
Ermland, Breslau, Hildesheim, Osnabrück, Paderborn, Münster, Trier, Fulda, 
Limburg, den Delegaturbezirken dieser Diözesen, sowie in den Preussischen 
Antheilen der Erzdiözesen Prag, Olmütz, Freiburg und der Diözese Mainz 
werden vom Tage der Verkündigung dieses Gesetzes ab sämmtliche, für die 
Bisthümer, die zu denselben gehörigen Institute und die Geistlichen bestimmte 
Leistungen aus Staatsmitteln eingestellt. — Ausgenommen von dieser Mass- 
regel bleiben die Leistungen, welche für Anstaltsgeistliche bestimmt sind. — 
Zu den Staatsmitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des Staates 
stehenden besonderen Fonds. 

$ 2. Die eingestellten Leistungen werden für den Umfang des Sprengels 
wieder aufgenommen, sobald der jetzt im Amte befindliche Bischof (Erzbischof, 





1) Ueber die Geltung des Sperrgesetzes vgl. Vering, Archiv 66, 298. 
Rintelen, a. a. O. 1886 S. 42 n. 16 ist der Ansicht, dass das Gesetz (mit 
Ausnahme des $ 9) nach der Wiederaufnahme der Leistungen obsolet geworden 
sei, weil es nur eine einmalige Massregel verhängte, welche mit der Wieder- 
aufnahme der Leistungen ($$ 2—4 und Art. 4 des Gesetzes von 1880) in Weg- 
fall kommt. Auch Hinschius, a. a. O. 1886 S. 65 giebt zu, dass es streitig 
ist, ob nunmehr auf Grund des Gesetzes von 1875 die Sperre wieder neu ver- 
fügt werden darf. — Der $ 9 ist mzwischen durch die nach Gesetz vom 
24. Juni 1891 „zur Ausführung des $ 9 des Gesetzes, betr. die Einstellung der 
Leistungen aus Staatsmitteln für die römisch-katholischen Bisthümer und 
Geistlichen vom 22. April 1875“ erfolgte Vertheilung der angesammelten Sperr- 
gelder hinfällig geworden. 
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Fürstbischof) oder Bisthumsverweser, der Staatsregierung gegenüber durch 
schriftliche Erklärung sich verpflichtet, die Gesetze des Staates zu befolgen 1). 
$ 3. In den Erzdiözesen Gnesen und Posen, sowie in der Diözese Pader- 
born erfolgt die Wiederaufnahme der eingestellten Leistungen für den Umfang 
des Sprengels, sobald die Bestellung eines Bisthumsverwesers oder die Ein- 
setzung eines neuen Bischofs in gesetzmässiger Weise stattgehabt hat. 

$ 4. Tritt die Erledigung eines zur Zeit besetzten bischöflicken Stuhles 
ein, oder scheidet der jetzige Bisthumsverweser der Diözese Fulda aus seinem 
Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme der Leistungen auf Grund des $ 2 
erfolgt ist, so dauert die Einstellung derselben für den Umfang des Sprengels 
fort, bis die Bestellung eines Bisthumsverwesers oder die Einsetzung eines 
neuen Bischofs in gesetzmässiger Weise stattgehabt hat. 

$S5. Wenn für den Umfang eines Sprengels die Leistungen aus Staats- 
mitteln wieder aufgenommen sind, einzelne Empfangsberechtigte aber, der vom 
Bischof oder Bisthumsverweser übernommenen Verpflichtung ungeachtet, den 
Gesetzen des Staates den Gehorsam verweigern, so ist die Staatsregierung 
ermächtigt, die für diese Empfangsberechtigten bestimmten Leistungen wieder 
einzustellen. 

S 6. Die Wiederaufnahme der eingestellten Leistungen an einzelne 
Empfangsberechtigte erfolgt ausser den Fällen der SS 2—4, wenn der Empfangs- 
berechtigte der Staatsregierung gegenüber in der im $ 2 bezeichneten Weise 
sich verpflichtet, die Gesetze des Staates zu befolgen. — Ausserdem ist die 
Staatsregierung ermächtigt, die eingestellten Leistungen einzelnen Empfangs- 
berechtigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn sie durch Handlungen die 
Absicht an den Tag legen, die Gesetze des Staates zu befolgen. Verweigern 
dieselben demnächst den Gesetzen des Staates den Gehorsam, so sind die 
Leistungen aus Staatsmitteln wieder einzustellen. 

$ 72). Die Entscheidungen der kirchlichen Behörden, welche eine Dis- 
ziplinarstrafe wider einen Geistlichen verhängen, dem gegenüber die Staats- 
regierung die eingestellten Leistungen in Gemässheit des $ 6 wieder aufge- 
nommen hat, können sowohl von dem Geistlichen als von dem Oberpräsidenten 
im Wege der Berufung an den Königlichen Gerichtshof für kirchliche Ange- 
legenheiten ohne die Beschränkung des $ 12 des Gesetzes vom 12, Mai 1873 
angefochten werden. — Die Berufung kann in diesen Fällen auf neue That- 
sachen und Beweismittel gegründet werden. 

$ 8. Die Wiederaufnahme der eingestellten Leistungen erfolgt in allen 
Fällen vom ersten Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem die gesetzliche 
Voraussetzung der Wiederaufnahme eingetreten ist. 

$ 93). Ueber die Verwendung der während Einstellung der Leistungen 
aufgesammelten Beträge bleibt, soweit dieselben nicht nach der rechtlichen 
Natur ihres Ursprungs zu Gunsten der allgemeinen Staatsfonds als erspart zu 
verrechnen sind oder anderweit verwendbar werden, gesetzliche Bestimmung 
vorbehalten. — Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist im Falle einer 





1) Nach Art. 4 des Gesetzes von 1880 war ausser dem Falle des $ 2 
eine Wiederaufnahme eingestellter Staatsleistungen auch durch Beschluss des 
Staatsministeriums möglich. 

2) Fortgefallen durch Art. 9 und 10 Abs. 1 des Gesetzes v. 21. Mai 1886 

3) S. Note 1 Absatz 2 S. 263. 
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kommissarischen Verwaltung des bischöflichen Vermögens auf Grund des Ge- 
setzes vom 20. Mai 1874 befugt, die Fortgewährung der zur Ausstattung der 
Bisthümer bestimmten Leistungen insoweit zu verfügen, als dies für Zwecke 
der kommissarischen Verwaltung und zur Bestreitung der Kosten derselben 
erforderlich ist. 

$ 10. Die exekutivische Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff 
der Abgaben und Leistungen an die Bisthümer, die zu denselben gehörigen 
Institute und die Geistlichen, für den gesammten Umfang eines Sprengels so 
lange nicht statt, als für denselben die Einstellung der Leistungen aus Staats- 
mitteln dauert. — Den Staats- und Gemeindesteuererhebern ist während der 
Dauer der Einstellung nicht gestattet, die vorstehend bezeichneten Abgaben 
zu erheben und an die Empfangsberechtigten abzuführen. 

$ 11. Sind die Leistungen aus Staatsmitteln an einen Empfangsberech- 
tigten auf Grund des $ 6 wieder aufgenommen, so ist in Betreff der von diesem 
Zeitpunkte ab fällig werdenden Abgaben und Leistungen die Verwaltungsexe- 
kution wieder zu gewähren. — Ein Gleiches gilt in Betreff der Abgaben und 
Leistungen für diejenigen Geistlichen, welche keine Leistungen aus Staats- 
mitteln zu beziehen haben, wenn sich dieselben durch ausdrückliche oder still- 
schweigende Willensäusserung ($ 6 Abs. 1 und 2) verpflichten, die Gesetze des 
Staates zu befolgen, so lange sie dieser Verpflichtung nachkommen. 

$ 12. Wer in den Fällen der $$ 2 und 6 die schriftlich erklärte Ver- 
pfliehtung widerruft, oder der durch dieselbe übernommenen Verpflichtung 
zuwider die auf sein Amt oder seine Amtsverrichtungen bezüglichen Vorschriften 
der Staatsgesetze oder die in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen verletzt, ist durch gericht- 
liches Urtheil aus seinem Amte zu entlassen !). 

$ 13. Die Entlassung!) aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit 
zur Ausübung des Amtes, den Verlust des Amtseinkommens und Jie Erledigung 
der Stelle zur Folge. Ausserdem tritt die Einstellung der Leistungen aus 
Staatsmitteln, sowie der Verwaltungsexekution in dem früheren Umfange wieder 


ein. — Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, schon nach 
erfolgter Einleitung des Verfahrens die Einstellung der Leistungen zu ver- 
fügen. — Endet das Verfahren mit Freisprechung, so sind die in Folge der 


Verfügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 

$ 142). Zuständig zur Verhandlung und Entscheidung ist der Königliche 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten. Das Verfahren vor demselben 
regelt sich nach den Bestimmungen des Abschnittes III des Gesetzes vom 
12. Mai 1873 über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des 
kgl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten (GS. 8. 198). 

$ 15. Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Gemässheit des 
$S 12 dieses Gesetzes aus seinem Amte entlassen worden ist, wird mit Geldbusse 
bis zu 300 Mark. im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark, bestraft). 





1) Abgeändert durch Art. 1 des Gesetzes von 1880 und Art. 2 des Ge- 
setzes von 1882, indem nicht mehr auf Entlassung aus dem Amte, sondern 
auf Unfähigkeit zur Bekleidung eines solchen erkannt werden kann. 

2) Öbsolet, vgl. vorige Seite Note 2. 

3) Das Lesen stiller Messen und das Spenden der Sterbesakramente ist 
durch Art. 15 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 ausgenommen. 
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$ 16. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes beauftragt. 


8. Gesetz, betr. die geistlichen Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen der katholischen Kirche. Vom 31. Mai 1875 (GS.S.217). 


$ 1. Alle Orden und ordensähnlichen Kongregationen der 
katholischen Kirche sind vorbehaltlich der Bestimmung des S 2 
(und des Art. 5 des Gesetzes vom 29. April 1887)'!) von dem 
Gebiete der Preussischen Monarchie ausgeschlossen. 


Die Errichtung von Niederlassungen derselben ist untersagt. 

Die zur Zeit bestehenden Niederlassungen dürfen vom Tage der Ver- 
kündung dieses Gesetzes ab neue Mitglieder, unbeschadet der Vorschrift des 
$ 2, nicht aufnehmen und sind binnen sechs Monaten aufzulösen. Der Minister 
der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, diese Frist für Niederlassungen, 
welche sich mit dem Unterricht und der Erziehung der Jugend beschäftigen, 
um für deren Ersatz durch anderweite Anstalten und Einrichtungen Zeit zu 
lassen, bis auf vier Jahre zu verlängern. Zu gleichem Behufe kann derselbe 
auch nach Ablauf dieses Zeitraumes einzelnen Mitgliedern von Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen die Befugniss gewähren, Unterricht zu ertheilen °). 


S 2. Niederlassungen der Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen, welche sich ausschliesslich der Krankenpflege widmen, 
bleiben fortbestehen?); sie können jedoch jederzeit durch König- 
liche Verordnung aufgehoben werden; bis dahin sind die Minister 
des Innern und der geistlichen Angelegenheiten ermächtigt, 
ihnen die Aufnahme neuer Mitglieder zu gestatten. 

$ 3. Die fortbestehenden Niederlassungen der Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen sind der Aufsicht des Staates 
unterworfen. 

S 4. Das Vermögen der aufgelösten Niederlassungen der 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen unterliegt nicht der 
Einziehung durch den Staat. Die Staatsbehörden haben das- 
selbe einstweilen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 
— Der mit der Verwaltung beauftragte Kommissarius ist nur 
der vorgesetzten Behörde verantwortlich; die von ihm zu legende 
Rechnung unterliegt der Revision der Königl. Ober-Rechnungs- 
kammer in Gemässheit der Vorschrift des S 10 Nr. 2 des Ge- 
setzes vom 27. März 1872. Eine anderweite Verantwortung oder 





1) Die Parenthese ist nach Ges. vom 29. April 1887 Art. 5 zu ergänzen. 

2) Der Absatz 3 ist nach Ablauf der Fristen und besonders mit Rücksicht 
auf Art. 5 des Gesetzes von 1887 obsolet geworden. 

3) Erweitert durch Art. 6 des Gesetzes von 1880, Art. 13 des Gesetzes 
von 1386 und besonders Art. 5 des Gesetzes von 1887. 
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Rechnungslegung findet nicht statt. — Aus dem Vermögen 
werden die Mitglieder der aufgelösten Niederlassungen unter- 
halten. Die weitere Verwendung bleibt gesetzlicher Bestimmung 
vorbehalten !). 

S 5. Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündigung in 
Kraft. — Die Minister des Innern und der geistlichen Ange- 
legenheiten sind mit der Ausführung desselben beauftragt. — 
Dieselben haben insbesondere die näheren Bestimmungen über 
die Ausübung der Staatsaufsicht im Falle des $ 3 zu erlassen ?) 


c) Die Revisionsgesetze der Jahre 1880 —87. 


1. Gesetz, betr. die Abänderungen der kirchenpolitischen Gesetze, 
Vom 14. Juli 1880 (GS. S. 285). 


Art. 13). In den Fällen des $ 24 im Gesetz vom 12. Mai 1873, sowie 
des $ 12 im Gesetz vom 22. April 1875 ist gegen Kirchendiener fortan auf 
Unfähigkeit zur Bekleidung ihres Amtes zu erkennen. — Die Aberkennung der 
Fähigkeit zur Bekleidung ihres Amtes hat den Verlust des Amtseinkommens 
zur Folge. — Ist auf Unfähigkeit zur Bekleidung des Amtes erkannt, so finden 
die Vorschriften des Gesetzes vom 20. Mai 1874 (GS. 8. 135), des $ 31 im 
Gesetz vom 12. Mai 1873, sowie der $$ 13—15 im Gesetz vom 22. April 1875 
entsprechende Anwendung. 

Art. 2. In einem katholischen Bisthum, dessen Stuhl erledigt 
oder gegen dessen Bischof durch gerichtliches Urtheil auf Unfähigkeit zur Be- 


kleidung des Amtes erkannt worden ist!), kann die Ausübung bischöf- 





1) Vgl. hierzu Art. 5 $ 4 des Gesetzes vom 29. April 18837. 

2) Durch Reskript der Minister der geistlichen Angelegenheiten und des 
Innern vom 27. Januar 1887 (M.-Bl. £. d. innere Verw, S. 18) ist unter Auf- 
hebung früherer Reskripte, vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs und 
vorbehaltlich anderweitiger Anordnungen für einzelne Orden oder 
Kongregationen und Niederlassungen bestimmt, „dass die Aufnahme neuer 
Mitglieder in die Orden und ordensähnlichen Kongregationen bezw. in die ein- 
zelnen Niederlassungen ohne vorherige Genehmigung erfolgen darf, dass jedoch 
die Lokaloberin zu Anfang jeden Jahres eine Mitgliederbestandsnachweisung an 
die Bezirksregierung einzusenden hat. Die Aufnahme solcher Personen, welche 
die Reichsangehörigkeit nicht besitzen, ist verboten. Die Aufnahme Minder- 
jähriger ist nur mit schriftlicher Genehmigung der Erziehungsberechtigten 
zulässig. — In allen sonstigen Fällen (Gründung neuer Niederlassungen, Ueber- 
nahme von Nebenthätigkeiten gemäss Novelle von 1880 Art. 6 und von 1886 Art. 13) 
ist besondere Genehmigung einzuholen“. (Rintelen 1887 S. 45 n. 87.) 

3) Der Artikel 1 ist durch Aufhebung des kirchlichen Gerichtshofes un- 
praktisch geworden, weil das gesetzliche Organ zur Krlassung eines derartigen 
Urtheils fehlt; vgl. Rintelen a. a. O. 1886 S. 35 n. 64 u. Hinschius 1886 S. 62. 
| 4) Der Artikel 2, bis 1. Jan. 1882, dann nach Art. 1 des Gesetzes von 

1882 bis 1. Januar 1334 geltend, wurde durch Art. 1 des Gesetzes von 1886 
wieder in Kraft gesetzt. Das klein Gedruckte ist obsolet, vgl. vorige Note. 
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licher Rechte und Verrichtungen in Gemässheit des S 1 im 
Gesetz vom 20. Mai 1874 demjenigen, welcher den ihm ertheilten 
kirchlichen Auftrag darthut, auch ohne die im $ 2 vorgeschriebene 
eidliche Verpflichtung durch Beschluss des Staatsministeriums 
gestattet werden. — In gleicher Weise kann von dem Nachweis 
der nach $ 2 erforderlichen persönlichen Eigenschaften, mit 
Ausnahme des Erfordernisses der deutschen Staatsangehörigkeit, 
dispensirt werden. 

Art. 31). Die Einleitung einer kommissarischen Vermögensverwaltung 
in den Fällen des Art. 2 dieses Gesetzes findet nur mit Ermächtigung des 
Staatsministeriums statt. Dasselbe ist auch ermächtigt, eine eingeleitete 
kommissarische Vermögensverwaltung wieder aufzuheben. 

Art. 41). Die Wiederaufnahme eingestellter Staatsleistungen kann, abge- 
sehen von dem Falle des $ 2 des Gesetzes vom 22. April 1875, für den Um- 
fang eines Sprengels durch Beschluss des Staatsministeriums angeordnet werden. 
— Der Schlusssatz des $ 6 desselben Gesetzes findet sinngemässe Anwendung. 


Art. 5. Den Strafbestimmungen der Gesetze v. 11. Mai 1873 
und 21. Mai 1874 unterliegen geistliche Amtshandlungen nicht, 
welche von gesetzmässig angestellten Geistlichen in erledigten 
oder in solchen Pfarreien, deren Inhaber an der Ausübung des 
Amtes verhindert ist, vorgenommen werden, ohne dabei die 
Absicht zu haben, dort ein geistliches Amt zu übernehmen. — 
Die mit der Stellvertretung oder Hülfeleistung in einem geist- 
lichen Amte gesetzmässig beauftragten Geistlichen gelten auch 
nach Erledigung dieses Amtes als gesetzmässig angestellte Geist- 
liche im Sinne der Bestimmung im Absatz 1. 

Art. 6. Die Minister des Innern und der geistlichen Ange- 
legenheiten sind ermächtigt, die Errichtung neuer Niederlassungen 
von Genossenschaften, welche im Gebiete der preussischen 
Monarchie gegenwärtig bestehen und sich ausschliesslich der 
Krankenpflege widmen, zu genehmigen, auch widerruflich zu 
gestatten, dass gegenwärtig bestehende weibliche Genossenschaften, 
welche sich ausschliesslich der Krankenpflege widmen, die Pflege 
und Unterweisung von Kindern, die sich noch nicht im schul- 
pflichtigen Alter befinden, als Nebenthätigkeit zu übernehmen. 
— Neu errichtete Niederlassungen unterliegen der Aufsicht des 
Staates in Gemässheit des $ 3 im Gesetz vom 31. Mai 1875 
(GS. S. 217) und können durch königl. Verordnung aufgehoben 
werden. — Der Krankenpflege im Sinne des Gesetzes vom 





1) Die Art. 3 und 4 hatten nach Art. 1 des Gesetzes von 1882 nur bis 
1. Januar 1884 Geltung. Vgl. übrigens S. 263 n. 1 und S. 264 n. 1, wonach 
sie obsolet geworden. 
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31. Mai 1875 ist die Pflege und Unterweisung von Blinden, 
Tauben, Stummen und Idioten, sowie von gefallenen Frauens- 
personen gleichgestellt. 

Art. 7. Die Bestimmungen dieses Gesetzes, mit Ausnahme 
der Art. 1, 5 und 6 treten mit dem 1. Januar 1882 ausser 
Wirksamkeit. 


2. Gesetz, betr. Abänderung der kirchenpolitischen Gesetze. 
Vom 31. Mai 1882 (GS. S. 307). 


Art. 1. Die Artikel 2, 3, 4 im Gesetz vom 14. Juli 1880 treten mit der 
Verkündigung des gegenwärtigen Gesetzes auf die Zeit bis zum 1. April 1884 
wieder in Kraft. 

Art. 21). Hat der König einen Bischof, gegen welchen auf Grund der 
SS 24 ff. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 durch gerichtliches Urtheil auf Ent- 
lassung aus seinem Amte erkannt ist, begnadigt, so gilt derselbe wieder als 
staatlich anerkannter Bischof seiner Diözese. — In sonstigen Fällen, in welchen 
auf Grund der $$ 24 ff. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 oder des $ 12 des 
(jesetzes vom 22. April 1875 auf Entlassung aus dem Amte erkannt ist, werden 
die Folgen der ergangenen Erkenntnisse auf die Unfähigkeit zur Bekleidung 
des Amtes und die im Art. 1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 14. Juli 1880 
aufgeführten Folgen beschränkt, insofern nicht inzwischen eine Wiederbesetzung 
der Stelle erfolgt ist. 

Art. 32). Von Ablegung der im $ 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
vorgeschriebenen wissenschaftlichen Staatsprüfung sind diejenigen Kandidaten 
befreit, welche durch Vorlegung von Zeugnissen den Nachweis führen, dass 
sie die Entlassungsprüfung auf einem deutschen Gymnasium abgelegt, sowie 
ein dreijähriges theologisches Studium auf einer deutschen Universität oder auf 
einem in Preussen bestehenden kirchlichen Seminar, hinsichtlich dessen die 
gesetzlichen Voraussetzungen für den Ersatz des Universitäts-Studiums durch 
das Studium auf diesem Seminar erfüllt sind, zurückgelegt, und während dieses 
Studiums Vorlesungen aus dem Gebiete der Philosophie, Geschichte und 
deutschen Litteratur mit Fleiss gehört haben. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, 
auch im Uebrigen von den Erfordernissen des $ 4, sowie von dem Er- 
forderniss des $ 11 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 zu dispensiren), auch 
ausländischen Geistlichen die Vornahme von geistlichen Amtes- 
handlungen oder die Ausübung eines der im $ 10 erwähnten 
Aemter zu gestatten. — Die Grundsätze nach welchen dies zu 
geschehen hat, sind vom Staatsministerium mit königlicher Ge- 
nehmigung festzustellen. 





1) Obsolet; vgl. die Note 3 S. 267. 

2?) Abs. 1 des Art. 3 ist durch Gesetz von 1886 Art. 1 aufgehoben. 

3) Das klein Gedruckte ist obsolet, wegen Aufhebung des $ 11; vel. 
‚Art. 5 des Gesetzes von 1886. 


270 III. Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Preussen. 


Art. 4 Die Ausübung der in den S$ 13 ff. des Gesetzes 
vom 20. Mai 1874!) und in den Art. 4 ff. des Gesetzes vom 
21. Mai 1874 den Präsentationsberechtigten und der Gemeinde 
beigelegten Befugniss zur Wiederbesetzung eines erledigten geist- 
lichen Amtes und zur Einrichtung einer Stellvertretung in dem- 
selben findet ferner nicht statt. 


3. Gesetz, betr. Abänderungen der kirchenpolitischen Gesetze, 
Vom 11. Juli 1883 (GS. S. 109). 


Art. 1. Die Verpflichtung der geistlichen Obern zur Be- 
nennung des Kandidaten für ein geistliches Amt, sowie das Ein- 
spruchsrecht des Staates werden aufgehoben: 

1. für die Uebertragung von Seelsorgeämtern, deren Inhaber 

unbedingt abberufen werden dürfen, 

2. für die Anordnung einer Hülfeleistung oder einer Stell- 
vertretung in einem geistlichen Amte, sofern letztere nicht 
in der Bestellung des Verwesers eines Pfarramtes (Administrators, 
Provisors etc.) besteht 2). 

Art. 2. Die Zuständigkeit?) des königlichen Gerichtshofes für kirchliche 
Angelegenheiten zur Entscheidung auf Berufungen gegen die Einspruchs- 
Erklärung des Oberpräsidenten bei 

1. Uebertragung eines geistlichen Amtes ($ 16 des Ges. v. 11. Mai 1873 
(GS.8:-191), 

2. Anstellung als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disziplin bei 
kirchlichen Anstalten, welche der Vorbildung der Geistlichen dienen 
($ 12 des Gesetzes vom 11. Mai 1873), 

3. Ausübung von bischöflichen Rechten oder Verrichtungen in erledigten 
katholischen Bisthümern ($ 3 des Ges. v. 20. Mai 1874, GS. S. 135) 

wird aufgehoben. 

Die beiden letzten Absätze des $ 16 des Gesetzes vom 
11. Mai 1573 werden aufgehoben. 

Art. 3. Die Vorschrift des Art. 5 im Gesetz vom 14. Juli 1880 
(GS. S. 285) wegen Straffreiheit der Vornahme geistlicher Amts- 
handlungen in erledigten oder solchen Pfarreien, deren Inhaber 
an der Ausübung des Amtes verhindert ist, kommt für alle 
geistlichen Aemter, und ohne Rücksicht darauf, ob das Amt 
besetzt ist oder nicht, zur Anwendung. e 

Art. 44). Die Strafbestimmung des $ 4 im Gesetz vom 20. Mai 1874 





1) Vgl. Art. 6 des Gesetzes vom 29. April 1887. 

2) Die hier gemachte Ausnahme ist durch Art. 2 $ 1 des Gesetzes von 
1557 aufgehoben. 

3) Abs. 1 ist nach Beseitigung des kirchlichen (Gerichtshofes obsolet. 

4) Dieser Art. ist nach der durch Art. 6 des Gesetzes von 1837 erfolgten 
Aufhebung des eit. $ 4 obsolet geworden. 


ee en, 





en — 
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(GS. S. 135) findet nicht Anwendung auf die Vornahme einzelner Weihehand- 
lungen, welche von staatlich anerkannten Bischöfen in erledigten Diözesen 
vollzogen werden. 

Art. 5. Die den Bestimmungen der Artikel 1 und 2 dieses 
Gesetzes entgegenstehenden Vorschriften der Gesetze vom 11. Mai 
1573, vom 20. Mai 1874 und 21. Mai 1874 (GS. S. 139) werden 


aufgehoben. 


4. Gesetz, betr. Abänderung der kirchenpolitischen Gesetze. 
Vom 21. Mai 1886 (GS. S. 147). 


Art. 1. Zur Bekleidung eines geistlichen Amtes ist die Ab- 
legung einer wissenschaftlichen Staatsprüfung nicht erforderlich. 
Die entgegenstehenden Bestimmungen in den SS 4 und 8 des 
Gesetzes vom 11. Mai 1873 (GS. S. 191), sowie im Artikel 3 
des Gesetzes vom 31. Mai 1882 (GS. S. 307) werden aufgehoben. 

Art. 2. An Stelle des 5 6 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
treten folgende Bestimmungen: 

Das theologische Studium kann auch an den zur wissen-. 
schaftlichen Vorbildung der Geistlichen geeigneten kirchlichen 
Seminarien, welche bis zum Jahre 1873 bestanden haben, zurück- 
gelegt werden. 

Zur Wiedereröffnung und Fortführung dieser Anstalten sind 

1. dem Minister der geistlichen Angelegenheiten die Statuten 
und der Lehrplan einzureichen und die Namen der Leiter 
und Lehrer, welche Deutsche sein müssen, mitzutheilen; 

2. ist der Lehrplan dem Universitätslehrplan gleichartig zu 
gestalten; 

3. es ist zur Anstellung an diesen Anstalten die wissen- 
schaftliche Befähigung erforderlich, an einer deutschen 
Staatsuniversität in der Disziplin zu lehren, für welche 
die Anstellung erfolgt. 

Diesel) Seminare sind nur für diejenigen Studirenden bestimmt, welche 


dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet ist. .Hiervon kann 
jedoch der Minister der geistlichen Angelegenheiten Ausnahmen gestatten. 


Der Minister der geistlichen Angelegenheiten macht die zur 
wissenschaftlichen Vorbildung geeigneten Seminarien öffentlich 
bekannt. 

Die Wiedereröffnung der Seminare für die Erzdiözese Gnesen- 
Posen und die Diözese Kulm wird durch königliche Verord- 


nung bestimmt. 





!) Dieser Absatz 4 ist durch Art. 1 $2 des Gesetzes v, 1887 aufgehoben. 
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Art. 3. Die kirchlichen Obern sind befugt, Konvikte für 
Zöglinge, welche Gymnasien, Universitäten und kirchliche Semi- 
nare, hinsichtlich deren die gesetzlichen Voraussetzungen für 
den Ersatz des Universitätsstudiums erfüllt sind, besuchen, zu 
errichten und zu unterhalten. — Dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten sind die für diese Konvikte geltenden Statuten 
und die auf die Hausordnung bezüglichen Vorschriften einzu- 
reichen, sowie die Namen der Leiter und Erzieher, welche Deutsche 
sein müssen, mitzutheilen. 

Art. 4 Die kirchlichen Obern sind befugt, die zur theo- 
logisch-praktischen Vorbildung bestimmten Anstalten (Prediger- 
und Priesterseminare) wieder zu eröffnen. — Dem Minister der 
geistlichen Angelegenheiten sind die Statuten dieser Anstalten 
und die für dieselben geltende Hausordnung einzureichen, sowie 
die Namen der Leiter und Lehrer, welche Deutsche sein müssen, 
mitzutheilen. 

Art. 5. Die in den $$ 9 bis 14 des Ges. v. 11. Mai 1873 
enthaltenen besonderen Vorschriften wegen der Staatsaufsicht 
über die in den Artikeln 2, 3 und 4 bezeichneten Anstalten 
werden aufgehoben. 

Art. 6. Der $1 im Gesetz vom 12. Mai 1873 (GS. S. 198) 
wird aufgehoben. — Kirchendiener im Sinne des Gesetzes vom 
12. Mai 1873 sind nur solche Personen, welche die mit einem 
geistlichen oder jurisdiktionellen Amt verbundenen Rechte und 
Verrichtungen ausüben. , 

Art. 7. Die Vorschrift des $ 2 Absatz 2 im Gesetz vom 
12. Mai 1873 findet nur Anwendung, wenn mit der Entfernung 
aus dem Amte der Verlust oder eine Minderung des Amtsein- 
kommens verbunden ist. 


Art. 8. Dem Minister der geistlichen Angelegenheiten sind 
die Statuten und die Hausordnung der Demeritenanstalten ein- 
zureichen, sowie die Namen der Leiter derselben mitzutheilen. 
Am Schlusse jedes Jahres ist dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten ein Verzeichniss der Demeriten, welches deren 
Namen, die gegen sie erkannten Strafen und die Zeit der Auf- 
nahme und Entlassung enthält, einzureichen. — Von einer Ver- 
weisung in eine Demeritenanstalt für länger als 14 Tage, oder 
einer Entfernung aus dem Amte ist dem Oberpräsidenten gleich- 
zeitig mit der Zustellung an den Betroffenen Mittheilung zu 
machen. — Die in den $$ 6 und 7 des Ges. v. 12. Mai 1873 
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enthaltenen besonderen Vorschriften wegen der Staatsaufsicht 
werden aufgehoben. 

Art. 9. Der Königliche Gerichtshof für kirchliche Ange- 
legenheiten (Abschnitt IV des Gesetzes vom 12. Mai 1873) wird 
aufgehoben. 

Art. 10. Die Bestimmungen des Abschnittes II des Gesetzes 
vom 12. Mai 1873 über die Berufung an den Staat werden auf- 
gehoben. — Im Fall des $ 37 im Gesetz vom 20. Juni 1875 
(GS. S. 241)') findet nur noch Beschwerde an den Minister der 
geistlichen Angelegenheiten statt. 

Art. 11. Der Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1880 
(GS. S. 285) tritt mit der Verkündigung des gegenwärtigen Ge- 
setzes wieder in Kraft. 

Art.- 12. Unter die Bestimmungen des Ges. vom 13. Mai 1873 
(GS. S. 205) fällt die Versagung kirchlicher Gnadenmittel nicht. 

Art. 13. Die Bestimmungen des Art. 6 des Ges. v. 14. Juli 1880 
werden ausgedehnt auf die Uebernahme der Pflege und Leitung 
in Waisenanstalten, Armen- und Pfründehäusern, Rettungs- 
Anstalten, Asylen und Schutzanstalten für sittlich gefährdete 
Personen, Arbeiter-Kolonien, Verpflegungsanstalten, Arbeiterher- 
bergen, Mägdehäusern, sowie auf die Uebernahme der Leitung 
und Unterweisung in Haushaltungsschulen und Handarbeits- 
schulen für Kinder in nicht schulpflichtigem Alter, als Neben- 
thätigkeit der ausschliesslich krankenpflegenden Orden und ordens- 
ähnlichen Kongregationen, welche im Gebiete der preussischen 
Monarchie gegenwärtig bestehen. 

Art. 14. In denjenigen Landestheilen, in welchen der Vorsitz 
im Vorstande einer katholischen Kirchengemeinde — Kirchen- 
rath — nicht bereits vor dem Erlass des Gesetzes vom 20. Juni 
1875 (GS. S. 241) einem weltlichen Mitgliede zustand, geht der 
Vorsitz auf den ordnungsmässig bestellten Pfarrer und Pfarr- 
verweser, in Filialgemeinden auf die für dieselben ordnungs- 
mässig bestellten Pfarrgeistlichen über?). In der Erzdiözese 
Gnesen-Posen und in der Diözese Kulm erfolgt die Regelung im 
Wege Königlicher Verordnung. 

Art. 15. Das Lesen stiller Messen und das Spenden der 
Sterbesakramente unterliegt nicht den Strafbestimmungen der 
Gesetze vom 11. Mai 1873, 12. Mai 1873, 21. Mai 1874 (GS. 
S. 139) und 22. April 1875 (GS. S. 194). 

1) S. das (Gesetz resp. den $ 37, später S. 282. 

2) Vgl. $ 12 S. 278. 

Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 18 
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5. Gesetz, betr. Abänderungen der kirchenpolitischen Gesetze. 
Vom 29. April 1887 (GS. S. 127). 


Art. I. Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 (GS. S. 147) 
wird, wie folgt, abgeändert und ergänzt: 

$ 1. Die Bischöfe von Osnabrück und Limburg sind befugt, 
in ihren Diözesen Seminare zur wissenschaftlichen Vorbildung 
der Geistlichen zu errichten und zu unterhalten. — Auf diese 
Seminare finden die Bestimmungen des Artikels 2 des Gesetzes 
vom 21. Mai 1886 Anwendung. 

S 2. Die beschränkende Bestimmung in Abs. 4 des Art. 2 
des Gesetzes vom 21. Mai 1886 wegen des Besuchs der kirch- 
lichen Seminare wird aufgehoben. 

Art. II. Die Gesetze vom 11. Mai 1873 (GS. S. 191) und 
vom 11. Juli 1883 (GS. S. 109) werden, wie folgt, abgeändert: 

S I. Die Verpflichtung der geistlichen Obern zur Benennung 
der Kandidaten für ein geistliches Amt, sowie das Einspruchs- 
recht des Staates werden für die Bestellung des Verwesers eines 
Pfarramtes (Administrators, Provisors etc.) aufgehoben. — Das 
Einspruchsrecht gilt fortan nur für die dauernde Uebertragung 
eines Pfarramtes. 

$S 2. An Stelle des S$ 16 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
von Nr. 2 ab tritt folgende Bestimmung: 

2. Wenn der Anzustellende aus einem auf Thatsachen be- 
ruhenden Grunde, welcher dem bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Gebiete angehört, für die Stelle nicht geeignet ist. Die 
Thatsachen, welche den Einspruch begründen, sind anzugeben. 

S 3. Ein staatlicher Zwang zur dauernden Besetzung der 
Pfarrämter findet fortan nicht statt. Der $S 18 und der zweite 
Absatz des $ 19 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 werden auf- 
gehoben. 

S 4. Gerichtliche Entscheidungen gegen Geistliche in den 
Fällen des $ 21 des Gesetzes vom 11. Mai 1873 haben nicht 
von Rechtswegen die Erledigung der Stelle zur Folge. Die 
entgegenstehende Bestimmung a. a. O. wird aufgehoben. 

S5. Die Abhaltung von Messen und die Spendung der 
Sakramente fallen nicht unter die Strafbestimmungen der Gesetze 
vom 11. Mai 1873 und 21. Mai 1874. — Vorstehende Bestimmung 
findet auch auf Mitglieder von Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen Anwendung, sofern dieselben für das Gebiet der 
preussischen Monarchie zugelassen sind. — Die Vorschrift des 
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Artikels 15 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 wird hierdurch nicht 
berührt. 


Art. III. Die im Absatz 2 des Artikels 8 des Gesetzes vom 
21. Mai 1886 vorgeschriebene Verpflichtung der geistlichen Oberen 
zur Mittheilung kirchlicher Disziplinar-Entscheidungen an die 
Oberpräsidenten wird aufgehoben. 


Art. IV. Die $$ 2 bis 6 des Gesetzes über die Grenzen 
des Rechtes zum Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel 
vom 13. Mai 1873 (GS. S. 205) werden aufgehoben. 


Art. V. Das Gesetz vom 31. Mai 1875, betr. die geistlichen 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholischen 
Kirche (GS. S. 217) wird, wie folgt, abgeändert: 

S 1. Im Gebiete der preussischen Monarchie werden wieder 
zugelassen diejenigen Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
der katholischen Kirche, welche sich 


a) der Aushilfe in der Seelsorge, 
b) der Uebung der christlichen Nächstenliebe, 


c) dem Unterricht und der Erziehung der weiblichen Jugend 
in höheren Mädchenschulen und gleichartigen Erziehungs- 
anstalten widmen; 


d) deren Mitglieder ein beschauliches Leben führen. 


S 2. Auf die wieder zuzulassenden Orden und Kongre- 
gationen finden in Beziehung auf die Errichtung der einzelnen 
Niederlassungen, sowie auf die sonstigen Verhältnisse dieselben 
gesetzlichen Bestimmungen Anwendung, welche für die bestehen- 
den Orden und Kongregationen gelten. 


S 3. Die Minister des Innern und der geistlichen Ange- 
legenheiten sind ermächtigt, den bestehenden, sowie den wieder 
zuzulassenden Orden und Kongregationen die Ausbildung von 
Missionären für den Dienst im Auslande, sowie zu diesem Be- 
hufe die Errichtung von Niederlassungen zu gestatten. 


S 4. Das vom Staate in Verwahrung und Verwaltung ge- 
nommene Vermögen der aufgelösten Niederlassungen wird den 
betreffenden wieder errichteten Niederlassungen zurückgegeben, 
sobald dieselben Korporationsrechte besitzen und in rechtsver- 
bindlicher Weise die Verpflichtung zur Unterhaltung der Mit- 
glieder der aufgelösten Niederlassungen übernommen haben. 
Schon vor der Erfüllung dieser Voraussetzungen kann denselben 
die Nutzniessung dieses Vermögens gestattet werden. 

18* 
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Art. VI. Die S$ 4 bis 19 des Gesetzes über die Verwaltung 
erledigter katholischer Bisthümer vom 20. Mai 1874 (GS. S. 135) 
werden aufgehoben. 


6. Verordnung, betr. die Vereidigung der katholischen Bischöfe 
(Erzbischöfe, Fürstbischöfe). Vom 13. Februar 1887 
(GO S 11. 


Die katholischen Bischöfe (Erzbischöfe, Fürstbischöfe) haben 
(fortan, bevor sie die staatliche Anerkennung erhalten) Uns folgenden 
Eid zu leisten: 


Ich N.N. erwählter und b&estätigter Bischof (Erzbishof) von 
N., schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden (und) auf 
das heilige Evangelium, dass, nachdem ich auf den bischöflichen Stuhl 
von N. (zu der Würde eines katholischen Bischofs [Erzbischofs]) erhoben worden 
bin, ich Sr. Königl. Majestät von Preussen N. und Allerhöchst dessen recht- 
mässigem Nachfolger in der Regierung als meinem Allergnädigsten Könige und 
Landesherrn unterthänig, treu, gehorsam und ergeben sein, Allerhöchstdero 
Bestes nach meinem Vermögen befördern, Schaden und Nachtheil aber verhüten, 
(die Gesetze des Staates gewissenhaft beobachten) und besonders dahin streben will, 
dass in den Gemüthern der meiner bischöflichen Leitung anvertrauten Geist- 
lichen und Gemeinden die Gesinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen den 
König, die Liebe zum Vaterlande, der Gehorsam gegen die Gesetze und alle 
jene Tugenden, die in dem Christen den guten Unterthan bezeichnen, mit 
Sorgfalt gepflegt werden, und dass ich nicht dulden will, dass von der mir 
untergebenen Geistlichkeit in entgegengesetztem Sinne gelehrt und gehandelt 
werde. Insbesondere gelobe ich, dass ich keine Gemeinschaft oder Verbindung, 
sei es innerhalb oder ausserhalb des Landes, unterhalten will, welche der 
öffentlichen Sicherheit gefährlich sein könnten und will, wenn ich erfahren sollte, 
dass in meiner Diözese oder anderswo (irgendwo) Anschläge gemacht 
werden, die zum Nachtheil des Staates gereichen könnten, hiervon Sr. Königl. 
Majestät Anzeige machen. Ich?) verspreche, dieses Alles um so 
unverbrüchlicher zu halten, alsich gewiss bin, dass ich mich 
durch den Eid, welchen ich Sr. päpstlichen Heiligkeit und 
der Kirche geleistet habe, zu Nichts verpflichte, was dem Eide 
der Treue und Unterthänigkeit gegen Se. Kgl. Majestät entgegen 
sein könne. — Alles dieses schwöre ich, so wahr mir Gott helfe und sein 
hl. Evangelium. Amen! 


1) Durch Verordnung vom 6. Dezember 1873 war die Eidesformel für 
die Bischöfe abgeändert worden; durch die Verordnung vom 13. Februar 1887 
wurde die frühere Fassung wieder hergestellt. Die in Parenthese kursiv ge- 
druckten Worte waren Zusätze von 1873; die gesperrt gedruckten Worte sind 
durch die Verordnung von 1887 wieder hergestellt worden. 


2) Diese Stelle ist in der Fassung von 1887 neu eingefügt worden. 
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d) Gesetze über die Verwaltung des katholischen Kirchen- 
Vermögens. 


1. Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden. Vom 20. Juni 1875 (GS. S. 241). 


$ 1. In jeder katholischen Pfarrgemeinde sind die kirchlichen Vermögens- 
Angelegenheiten durch einen Kirchenvorstand und eine Gemeindevertretung 
nach Massgabe dieses Gesetzes zu besorgen. 
$ 2. Die Vorschrift des $ 1 findet auch auf Missionspfarrgemeinden, 
sowie auf solche anderen Kirchengemeinden (Filial-, Kapellen- etc. Gemeinden) 
Anwendung, für welche besonders bestimmte kirchliche Vermögensstücke vor- 
handen sind oder deren Gemeindegliedern besondere Leistungen zur Bestreitung 
der kirchlichen Bedürfnisse dieser Gemeinden obliegen. 
$ 3. Zu dem kirchlichen Vermögen im Sinne dieses Gesetzes gehören: 
1. das für Kultusbedürfnisse bestimmte Vermögen, einschliesslich des 
Kirchen- und Pfarrhausbaufonds, der zur Besoldung der Geistlichen 
und anderen Kirchendiener bestimmten Vermögensstücke und der 
Änniversarien; 
2, die zu irgend einem sonstigen kirchlichen Zwecke oder zu wohl- 
thätigen oder Schulzwecken bestimmten kirchlichen Vermögensstücke; 
. die Erträge der durch kirchliche Organe zu kirchlichen, wohlthätigen 
oder Schulzwecken des (semeindebezirks innerhalb und ausserhalb 
der Kirchengebäude veranstalteten Sammlungen, Kollekten etec.; 
4. die zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwecken innerhalb des 
Gemeindebezirks bestimmten und unter die Verwaltung kirchlicher 
z Organe gestellten Stiftungen. 
$ 4. Die dem Staate oder den bürgerlichen Gemeinden zustehenden 
xechte an Begräbnissplätzen oder solchen Vermögensstücken, welche zu kirch- 
lichen Zwecken bestimmt sind, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. — 
“Unter kirchlichem Vermögen im Sinne dieses Gesetzes ist dasjenige nicht be- 
griffen, welches zwar zu kirchlichen Zwecken bestimmt, aber unter dauernde 
Verwaltung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden und Kommunalver- 
bände gestellt ist. 


[24 


l. Kirchenvorstand. 


$ 5. Der Kirchenvorstand besteht: 

l. in Pfarrgemeinden aus dem Pfarrer, in Filial-, Kapellen- etc. Ge- 
meinden, welche eigene Geistliche haben, aus dem der Anstellung 
nach ältesten; 

2. aus mehreren Kirchenvorstehern, welche durch die Gemeinde gewählt 
werden; 

3. in dem Falle des $ 39 aus dem daselbst bezeichneten Berechtigten 
oder dem von ihm ernannten Kirchenvorsteher. 

$ 6. Die Zahl der für jede Gemeinde zu wählenden Kirchenvorsteher 
beträgt in Gemeinden bis 500 Mitglieder vier, bei mehr als 500 bis 2000 Mit- 
gliedern sechs, bei mehr als 2000 bis 5000 Mitgliedern acht, bei mehr als 
5000 Mitgliedern zehn. — Eine Abänderung der Zahl kann durch Beschluss 
der Gemeindevertretung bewirkt werden; die Zahl soll jedoch nicht mehr als 
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zwölf und nicht weniger als vier betragen. — Mit Rücksicht auf die Seelen- 
zahl oder die besonderen Verhältnisse einer Gemeinde kann die Zahl mit Ge- 
nehmigung des Oberpräsidenten bis auf zwei herabgesetzt werden. 
$ 7. Das Amt der Kirchenvorsteher ist ein Ehrenamt. — Für ausser- 
gewöhnliche Mühewaltungen kann auf Antrag des Kirchenvorstandes eine 
angemessene Entschädigung durch die Gemeindevertretung bewilligt werden, 
$S 8. Der Kirchenvorstand verwaltet das kirchliche Vermögen. — Er 
vertritt die seiner Verwaltung unterstehenden Vermögensmassen und die Ge- 
meinde in vermögensrechtlicher Beziehung. — Die Rechte der jeweiligen Inhaber 
an den zur Besoldung der Geistlichen und anderen Kirchendiener bestimmten 
Vermögensstücken werden hierdurch nicht berührt. 
$ 9. Die Mitglieder des Kirchenvorstandes haften für die Sorgfalt eines 
ordentlichen Hausvaters. 
$ 10. Die Kassenverwaltung und die Rechnungsführung ist einem Kirchen- 
vorsteher zu übertragen, welcher von dem Kirchenvorstande gewählt wird. — 
Durch Beschluss des Kirchenvorstandes kann ein demselben nicht angehöriger, 
besonderer Rendant oder Rechnungsführer angestellt werden. — Ein solcher 
Rendant oder Rechnungsführer gehört zu den Kirchendienern im Sinne des Gesetzes 
vom 12. Mai 18731). 
$ 11. Der Kirchenvorstand hat ein Inventar über das von ihm verwaltete 
kirchliche Vermögen ($ 3) zu errichten und fortzuführen. — Er hat einen 
Voranschlag der Jahreseinnahmen und Ausgaben aufzustellen und einen voll- 
ständigen Bericht über den Stand des kirchlichen Vermögens alljährlich an die 
Gemeindevertretung zu erstatten. — Am Schlusse des Rechnungsjahres hat 
der Kirchenvorstand die Rechnung zu prüfen. 
$S 12. Der Kirchenvorstand wählt aus seinen im $ 5 Nr. 2 und 3 be- 
zeichneten Mitgliedern bei dem Eintritt der neuen Kirchenvorsteher einen Vor- 
sitzenden?) und einen Stellvertreter desselben, beide auf drei Jahre. 
$ 13. Der Kirchenvorstand versammelt sich auf Einladung des Vor- 
sitzenden, so oft es die Erledigung der Geschäfte erforderlich macht. Durch 
Beschluss können regelmässige Sitzungstage festgesetzt werden. 
$ 14. Der Kirchenvorstand ist zu berufen, wenn dies verlangt wird: 
1. von der bischöflichen Behörde, 
2. von dem Landrath (Amtshauptmann, Amtmann), in Stadtkreisen von 
dem Bürgermeister, 
3. von der Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorstandes, 
4. durch Beschluss der Gemeindevertretung, 
in den beiden letzten Fällen sofern ein innerhalb der Zuständigkeit des Kirchen- 
Vorstandes liegender Zweck angegeben wird. 
$ 15. Kommt der Vorsitzende dem Verlangen nicht nach oder ist ein 
Vorsitzender nicht vorhanden, so kann die Berufung sowohl durch die bischöf- 
liche Behörde, als auch durch die im $ 14 Nr. 2 genannten Beamten erfolgen. 
— In diesen Fällen bestimmt die berufende Behörde den Vorsitzenden aus den 
im $ 5 Nr. 2 und 3 bezeichneten Mitgliedern des Kirchenvorstandes. 
$ 16. Zu den Sitzungen sind sämmtliche Mitglieder des Kirchenvorstandes 
einzuladen. Die Einladung ist, wenn der Beschluss der Zustimmung der Ge- 





!) Der Abs. 3 ist durch Art. 6 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 beseitigt. 
2) Abgeändert durch Art. 14 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 s. S. 273. 
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meindevertretung bedarf, schriftlich unter Angabe des Gegenstandes spätestens 
den Tag vor der Sitzung zuzustellen. 

$ 17. Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit der Anwesenden 
gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei 


Wahlen das Loos. — Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass 
mindestens die Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorstandes an der Abstimmung 
Theil genommen hat. — Mitglieder, welche an dem Gegenstande der Beschluss- 


fassung persönlich betheiligt sind, haben sich der Abstimmung zu enthalten. — 
Bei. nicht vorschriftsmässig erfolgter Einladung kann eine Beschlussfassung nur 
dann stattfinden, wenn der Kirchenvorstand vollzählig versammelt ist und 
Widerspruch nicht erhoben wird. 

$ 18. Die Beschlüsse sind unter Angabe des Tages und der Anwesenden 
in ein Protokollbuch zu verzeichnen. Die Protokolle werden von dem Vor- 
sitzenden und mindestens noch einem Mitgliede des Kirchenvorstandes unter- 
schrieben. 

$ 19. Zu jeder die Gemeinde und die von dem Kirchenvorstande ver- 
tretenen Vermögensmassen verpflichtenden schriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorstandes bedarf es der Unterschrift des Vorsitzenden und noch zweier 
Mitglieder des Kirchenvorstandes, sowie der Beidrückung des Amtssiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmässige Fassung des Beschlusses 
festgestellt, so dass es eines Nachweises der einzelnen Erfordernisse desselben, 
insbesondere der erfolgten Zustimmung der Gemeindevertretung,. wo eine solche 
nothwendig ist, nicht. bedarf. 


Il. Gemeindevertretung. 


$ 20. Die Zahl der Gemeindevertreter soll drei Mal so gross sein, wie 
diejenige der gewählten Kirchenvorsteher. — Mit Rücksicht auf die Seelenzahl 
oder die besonderen Verhältnisse einer Gemeinde kann die Zahl mit Genehmigung 
des Oberpräsidenten herabgesetzt werden. 

$ 21. Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes bedürfen der Zustimmung 
der Gemeindevertretung in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräusserung oder der dinglichen Belastung 
von Grundeigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung des- 
selben auf länger als zehn Jahre und bei der Vermiethung oder 
Verpachtung der den Geistlichen und anderen Kirchendienern zum 
Gebrauch oder zur Nutzung überwiesenen Grundstücke über die 
Dienstzeit des jeweiligen Inhabers hinaus; 

2. bei Veräusserung von Gegenständen, welche einen geschichtlichen, 
wissenschaftlichen oder Kunstwerth haben; 

3. bei ausserordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Sub- 
stanz selbst angreift, sowie bei Kündigung und Einziehung von Kapi- 
talien, sofern sie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 

4. bei Anleihen, sofern sie nicht bloss zur vorübergehenden Aushülfe 
dienen und aus den Ueberschüssen der laufenden Einnahmen über 
die Ausgaben derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet werden 
können; 

5. bei Anstellung von Prozessen, soweit dieselben nicht die Eintreibung 
fortlaufender Zinsen und Gefälle oder die Einziehung ausstehender 
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Kapitalien, deren Zinsen rückständig geblieben sind, betreffen, und 
bei Abschliessung von Vergleichen; 

6. bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, sofern 
nicht über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die 
zuständigen Behörden endgültig entschieden ist. Für erheblich gelten 
Reparaturen, deren Kostenanschlag 200 Mark übersteigt. Im Falle 
des Bedürfnisses kann die (emeindevertretung ein für alle Mal die 
Vollmacht des Kirchenvorstandes zur Vornahme höher veranschlagter 
Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, 
erweitern; 

. bei Beschaffung der zu kirchlichen Bedürfnissen erforderlichen Geld- 
mittel oder Leistungen, soweit solche nicht nach dem bestehenden 
Rechte aus dem Kirchenvermögen oder von dem Patron oder von 
sonst besonders Verpflichteten zu gewähren sind; 

8. bei Festsetzung der auf die Gemeindeglieder zu vertheilenden Um- 
lagen und bei Bestimmung des Vertheilungsmassstabes; letzterer ist 
entweder nach Massgabe der direkten Staatssteuer oder der Kom- 
munalsteuer festzusetzen; 

9. bei Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen ; 

10. bei Bewilligungen aus der Kirchenkasse zur Ausstattung neuer Stellen 
für den Dienst der Gemeinde, sowie zur dauernden Verbesserung des 
Einkommens bestehender Stellen, und bei Umwandlung von ver- 
änderlichen Einnahmen der Geistlichen und anderer Kirchendiener in 
feste Hebungen oder von Naturaleinkünften in Geld, letzteres, soweit 
nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgesetze geordneten 
Ablösungsverfahren erfolgt; 

11. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht 
kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde 
selbst betrifft; 

12. bei Feststellung des Etats und der Voranschlagsperiode; 

13. bei Abnahme der Jahresrechnung und Ertheilung der Entlastung. 

Der Etat ist nach erfolgter Feststellung, die Jahresrechnung nach ertheilter 

Entlastung auf zwei Wochen zur Einsicht der Gemeindeglieder nach vorgängiger 

ortsüblicher Bekanntmachung öffentlich auszulegen. 

$S 22. Die Gemeindevertretung wählt bei dem Eintritt der neuen Ge- 

meindevertreter einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter desselben, beide 

auf drei Jahre. — Sie versammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden, so 
oft es die Erledigung der Geschäfte erforderlich macht. — In Betreff der 

Berufung der Gemeindevertretung finden die Vorschriften der $$ 14 und 15 

sinngemässe Anwendung, jedoch mit der Massgabe, dass auf Verlangen eines 

Drittheils der Mitglieder der Gemeindevertretung die Berufung erfolgen muss. 

$ 23. Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes oder ein von ihm abgeord- 

neter Kirchenvorsteher ($ 5 Nr. 2 und 3) sind befugt, den Sitzungen der 

Gemeindevertretung mit berathender Stimme beizuwohnen. 

$ 24. Zu den Sitzungen sind sämmtliche Gemeindevertreter, sowie der 

Vorsitzende des Kirchenvorstandes schriftlich unter Angabe des Gegenstandes 

spätestens den Tag vor der Sitzung einzuladen. — Im Uebrigen finden die 

Bestimmungen der $$ 17 und 18 sinngemässe Anwendung, jedoch genügt zur 

Beschlussfähigkeit der Versammlung die Anwesenheit eines Drittheils der 
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Mitglieder. — Die Gemeindevertretung hat das Recht, die Oeffentlichkeit ihrer 
Sitzungen zu beschliessen. — Die Beschlüsse werden dem Kirchenvorstande 
in einem von dem Vorsitzenden und zwei Gemeindevertretern unterschriebenen 
Auszuge aus dem Protokollbuche zugestellt. 


Ill. Wahl der Kirchenvorsteher und der Gemeindevertreter. 


$ 25. Wahlberechtigt sind alle männlichen, volljährigen, selbständigen 
Mitglieder der (remeinde, welche bereits ein Jahr in derselben, oder wo mehrere 
Gemeinden am Orte sind, an diesem Orte wohnen und zu den Kirchenlasten 
nach Massgabe der dazu bestehenden Verpflichtung beitragen. — Selbständig 
sind diejenigen, welche einen eigenen Hausstand haben oder ein öffentliches 
Amt bekleiden oder ein eigenes Geschäft oder als Mitglied einer Familie deren 
Geschäft führen. — Als selbständig sind nicht anzunehmen diejenigen, welche 
unter Vormundschaft oder Pflegschaft stehen, oder welche im letzten Jahre 
vor der Wahl armuthshalber aus öffentlichen Mitteln Unterstützung erhalten 
oder Erlass der kirchlichen Beiträge genossen haben. 

$ 26. Von der Ausübung des Wahlrechts sind ausgeschlossen diejenigen: 

1. welche nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich befinden; 

2. welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines solchen Vergehens, 
welches die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach sich 
ziehen kann, in Untersuchung sich befinden; 

3. welche im Konkurse sich befinden; 

4. welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im 
Rückstande sind. 

$ 27. Wählbar sind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche 
das dreissigste Lebensjahr vollendet haben, sofern sie nicht nach $ 26 von der 
Ausübung des Wahlrechts ausgeschlossen sind. 

$ 28. Geistliche und andere Kirchendiener gehören nicht zu den wahl- 
berechtigten und wählbaren Mitgliedern der Gemeinde. 

$ 29. Niemand kann zugleich Mitglied des Kirchenvorstandes und der 
(remeindevertretung sein. 

$ 30. Das Wahlverfahren bestimmt sich nach der beiliegenden Wahl- 
Ordnung. 

$ 31. Die Kirchenvorsteher und Gemeindevertreter sind in ihr Amt ein- 
zuführen und auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 

$ 32. Die Gewälten können das Amt eines Kirchenvorstehers oder eines 
(remeindevertreters nur ablehnen oder niederlegen: 

1. wenn sie das sechzigste Lebensjahr vollendet, oder 

2. schon sechs Jahre das Amt bekleidet haben, oder 

3. wenn andere erhebliche Entschuldigungsgründe vorliegen, z. B. 
Kränklichkeit, häufige Abwesenheit, oder Dienstverhältnisse, welche 
mit dem Amte unvereinbar sind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatsächliche Richtigkeit entscheidet der Kirchen- 
vorstand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zustellung der Ent- 
scheidung an eine Ausschlussfrist von zwei Wochen läuft, die bischöfliche 
Behörde im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten. — Wer ohne solchen 
' Grund die Uebernahme oder die Fortführung des Amtes verweigert, verliert 
das durch dieses Gesetz begründete kirchliche Wahlrecht. Dasselbe kann ihm 
‚auf sein Gesuch von dem Kirchenvorstande wieder beigelegt werden. 
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$ 33. Das Amt der gewählten Kirchenvorsteher und der Gemeindevertreter 
dauert sechs Jahre. — Von drei zu drei Jahren scheidet die Hälfte aus. Die 
Ausscheidenden sind wieder wählbar und bleiben jedenfalls bis zu dem Eintritt 
ihrer Nachfolger im Amt. — Der Austritt wird durch die Dienstzeit, das erste 
Mal durch Ausloosung bestimmt. 

-$ 34. Ist das Amt eines gewählten Kirchenvorstehers oder eines Gemeinde- 
vertreters ausser der Zeit erledigt, so wählt die Gemeindevertretung für die 
Restzeit der Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Ersatzmann. 


IV. Fortfall der Gemeindevertretung. 


$ 35. In Gemeinden, in denen besondere Verhältnisse, z. B. geringes 
Vermögen, zerstreute Wohnsitze ete., die Bildung einer Gemeindevertretung 
unzweckmässig oder unthunlich erscheinen lassen, kann die bischöfliche Be- 
hörde im Einvernehmen mit dem Oberpräsidenten anordnen, dass eine Gemeinde- 
vertretung nicht zu bilden, sofern in einer hierzu anzuberaumenden Versamm- 
lung der wahlberechtigten Gemeindeglieder die Mehrheit derselben nicht 
widerspricht. 

$ 36. In dem Falle des $ 35 werden die der Gemeindevertretung nach 
$ 7 zustehenden Befugnisse von dem Kirchenvorstande wahrgenommen. — 
Ersatzmänner werden durch die Gesammtheit der Wahlberechtigten gewählt. 


V. Entlassung und Auflösung. 


$ 37. Die Entlassung eines Kirchenvorstehers oder eines Gemeindever- 
treters erfolgt: 

1. wegen Verlustes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaft; 
2. wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

In dem letzteren Falle kann die Wahlberechtigung dauernd oder auf Zeit 
entzogen werden. -— Die Entlassung kann sowohl von der bischöflichen Behörde, 
als auch von dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) nach Anhörung des 
Beschuldigten und des Kirchenvorstandes verfügt werden. Gegen die Ent- 
scheidung steht dem Beschuldigten binnen einer Ausschlussfrist von vier 
Wochen nach erfolgter Zustellung die Berufung an den Gerichtshof für kirchl. 
Angelegenheiten zu. Die Berufung kann auf neue Thatsachen und Beweise 
gegründet werden. — Im Uebrigen finden die Vorschriften der 22 13 bis 23 des 
Gesetzes vom 12. Mai 1873 sinngemässe Anwendung 1). 

$ 38. Wenn der Kirchenvorstand oder die Gemeindevertretung beharrlich 
die Erfüllung ihrer Pflichten vernachlässigen oder verweigern, oder wiederholt 
Angelegenheiten, welche nicht zu ihrer Zuständigkeit ‚gehören, zum Gegen- 
stande einer Erörterung oder Beschlussfassung machen, so können sie sowohl 
durch die bischöfliche Behörde, als auch durch den Öberpräsidenten, unter 
gegenseitigem Einvernehmen, aufgelöst werden. — Mit der Auflösung sind 
sofort die erforderlichen Neuwahlen anzuordnen. 


VI. Stellung der Patrone und anderer Berechtigter. 


$ 39. Der Patron, welchem auf Grund des Patronats, oder ein anderer 
Berechtigter, welchem auf Grund eines besonderen Rechtstitels die Mitglied- 





1) Die Berufung findet jetzt nach Art. 10 Abs. 2 des (tesetzes von 1886 
nur noch an den Minister der geistlichen Angelegenheiten statt. Abs. 4 ist 
weggefallen. 
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schaft in dem Kirchenvorstande oder die Berechtigung zugestanden hat, Kirchen- 
vorsteher zu ernennen, zu bestellen oder zu präsentiren, ist fortan befugt, 
entweder selbst in den Kirchenvorstand einzutreten oder einen Kirchenvorsteher 
zu ernennen. — Der Berechtigte, welcher in den Kirchenvorstand eintritt, und 
der von ihm ernannte Kirchenvorsteher müssen die in den $$ 27 bis 29 vor- 
geschriebene Wählbarkeit besitzen. 

$ 40. Ausser der im $ 39 festgesetzten Befugniss zur Betheiligung an 
dem Kirchenvorstande verbleiben dem Patron da, wo derselbe Patronatslasten 
für die kirchlichen Bedürfnisse trägt, die Aufsicht über die Verwaltung der 
Kirchenkasse und das Recht der Zustimmung zu den nach den bestehenden 
Gesetzen seiner Genehmigung unterliegenden Geschäften der Vermögensver- 
waltung. — Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung 
sind dem Patron abschriftlich mitzutheilen. Erklärt er sich auf dieselben nicht 
binnen dreissig Tagen nach dem Empfange, so gilt er als zustimmend. Wider- 
spricht der Patron, so steht dem Kirchenvorstande die Berufung an die Bezirks- 
regierung zu, welche den Widerspruch verwerfen und die Zustimmung des 


Patronats ergänzen kann. — Eine solche Ergänzung ist unzulässig, wenn es 
sich um Ausgaben handelt, für welche die Kirchenkasse bisher nicht bestimmt 
gewesen ist. — Kommt es für Urkunden auf die formelle Feststellung der 


Zustimmung des Patronats an und ist die letztere wegen Verabsäymung der 
dem Patron offen stehenden Frist für ertheilt zu erachten, so wird die fehlende 
Unterschrift durch die im Absatz 2 genannte Aufsichtsbehörde ergänzt. 


$ 41. In den Landestheilen, in welchen die bürgerliche Gemeinde zur 
Aufbringung von Kosten für die kirchlichen Bedürfnisse der Pfarrgemeinden 
gesetzlich verpflichtet ist, muss sowohl der Etat, als auch die Jahresrechnung 
zugleich mit der im $ 21 angeordneten öffentlichen Auslegung dem Bürger- 
meister abschriftlich mitgetheilt werden. 


VI. Ausführungsbestimmungen. 


$ 42. Anweisungen über die Geschäftsführung können dem Kirchenvor- 
stande oder der Gemeindevertretung sowohl von der bischöflichen Behörde, 
als auch von dem Oberpräsidenten, unter gegenseitigem Einvernehmen ertheilt 
werden. 


$ 43. Macht die bischöfliche Behörde in denjenigen Fällen, in welchen 
sie eine Anordnung oder Entscheidung im Einvernehmen mit der Staatsbehörde 
zu treffen hat, yon ihren Befugnissen keinen Gebrauch, so ist sie zur Aus- 
übung derselben von der Staatsbehörde aufzuforden. Leistet sie dieser Auf- 
‚ forderung binnen dreissig Tagen nach dem Empfange derselben keine Folge, 
so geht die Ausübung der Befugnisse auf die Staatsbehörde über. — In den- 
 jenigen Fällen, in welchen die bischöfliche oder die Staatsbehörde, jede jedoch 
‚im Einvernehmen mit der anderen, eine Anordnung oder Entscheidung zu treffen 
hat, muss die um ihre Zustimmung angegangene Behörde sich binnen dreissig 
Tagen nach dem Empfange der Aufforderung erklären. Erklärt sie sich nicht, 
80 gilt sie als zustimmend. — Bei erhobenem Widerspruch entscheidet in allen 
Fällen über Meinungsverschiedenheiten zwischen der bischöflichen Behörde und 
‚dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) der Oberpräsident, über Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen diesem und der bischöflichen Behörde der Minister 
‚der geistlichen Angelegenheiten. 
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$ 44. In den getroffenen Anordnungen ist erkennbar zu machen, ob das 
Einvernehmen erreicht oder ob die Zustimmung wegen Verabsäumung der Frist 
für ertheilt zu erachten oder ob die Entscheidung in Folge erhobenen Wider- 
spruchs getroffen ist. 

$ 45. Weigert sich ein Kirchenvorsteher, sein Amt zu übernehmen oder 
auszuüben, so ist eine Neuwahl anzuordnen. — Weigert sich auch der neu 
gewählte Kirchenvorsteher, sein Amt zu übernehmen oder auszuüben, so ist 
der Regierungspräsident befugt, den Kirchenvorsteher aus den wählbaren Mit- 
gliedern der Gemeinde zu bestellen. 

$ 46. Kommt die Wahl der Kirchenvorsteher überhaupt nicht zu Stande 
oder weigert sich die Mehrzahl der gewählten Kirchenvorsteher, ihr Amt zu 
übernehmen oder auszuüben, oder muss der nach erfolgter Auflösung neu ge- 
wählte Kirchenvorstand aufgelöst werden, so ist der Regierungspräsident befugt, 
eine kommissarische Besorgung der kirchlichen Vermögensangelegenheiten unter 
sinngemässer Anordnung der $$ 9 bis 11 des Gesetzes vom 20. Mai 1874 an- 
zuordnen !). — Kommt die Wahl der Gemeindevertretung nicht zu Stande oder 
weigert sich die Mehrzahl der Gemeindevertreter, ihr Amt zu übernehmen oder 
auszuüben, oder muss die nach erfolgter Auflösung neu gewählte Gemeinde- 
vertretung aufgelöst werden, so ist der Regierungspräsident (Landdrost) befugt, 
sowohl dig Geschäfte des Kirchenvorstandes, als auch die der Gemeindever- 
tretung kommissarisch besorgen zu lassen. 


VII. Aufsichtsrechte. 


$ 47. Die gesetzlichen Verwaltungsnormen werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. — Die den vorgesetzten Kirchenbehörden gesetzlich zustehenden 
Rechte der Aufsicht und der Einwilligung zu bestimmten Handlungen der Ver- 
waltung werden mit den in den nachfolgenden Bestimmungen enthaltenen Ein- 
schränkungen geübt. 
$ 48. Macht die vorgesetzte Kirchenbehörde von den ihr gesetzlich 
zustehenden Rechten der Aufsicht oder der Einwilligung zu bestimmten Hand- 
lungen der Verwaltung keinen Gebrauch, so ist sie zur Ausübung derselben 
von der staatlichen Aufsichtsbehörde aufzufordern. Leistet sie dieser Auf- 
forderung binnen dreissig Tagen nach dem Empfange derselben keine Folge, 
so geht die Ausübung der Befugnisse auf die staatliche Aufsichtsbehörde über. 
$ 49. Gegen Verfügungen der vorgesetzten Kirchenbehörde, durch welche 
die Einwilligung zu bestimmten Handlungen der Verwaltung versagt wird, steht 
dem Kirchenvorstande die Berufung an den Oberpräsidenten zu, welcher end- 
gültig entscheidet. 
$ 50. Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde 
in folgenden Fällen: 
1. bei dem Erwerb, der Veräusserung oder der dinglichen Belastung 
von Grundeigenthum; 
2. bei Veräusserung von Gegenständen, welche einen geschichtlichen, 
wissenschaftlichen oder Kunstwerth haben; 
3. bei Anleihen im Sinne des $ 21 Nr. 4; 





1) Die durch Art. VI des Ges. v. 29. April 1887 aufgehobenen $$ 9—11 
(s. S. 261) haben hier noch Geltung. 
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4. bei dem Bau neuer, für den Gottesdienst, die Geistlichen oder andere 
Kirchendiener bestimmter Gebäude; 

5. bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnissplätzen; 

. bei Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen; 

7. bei Ausschreibung, Veranstaltung und Abhaltung von Sanımlungen, 
Kollekten ete. für kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke ausser- 
halb der Kirchengebäude; 

8. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht 
kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde 
selbst betrifft. — In dem Falle zu 8 gilt die Genehmigung als ertheilt, 
wenn die staatliche Aufsichtsbehörde nicht binnen 30 Tagen nach 
Mittheilung des Beschlusses widerspricht; 

9. bei Umlagen auf die Gemeindeglieder. — In dem Falle zu 9 ist dıe 
Genehmigung insbesondere zu versagen, sofern Bedenken hinsichtlich 
der Ordnungsmässigkeit der Auferlegung, der Angemessenheit des 
Beitragsfusses oder der Leistungsfähigkeit der Pflichtigen bestehen. — 
Wegen der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es 
bei dem Gesetze vom 23. Februar 1870. 

$ 5l. Der Kirchenvorstana bedarf zur Führung von Prozessen keiner 
Ermächtigung von Seiten einer Staats- oder Kirchenbehörde. — Atteste über 
die Legitimation des Kirchenvorstandes zur Besorgung von Rechtsangelegen- 
heiten oder Atteste über das Vorhandensein derjenigen Thatsachen, welche den 
Anspruch auf Kostenfreiheit begründen, können gültig nur von der staatlichen 
Aufsichtsbehörde ertheilt werden. 

$ 52. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, Einsicht von dem 
Etat zu nehmen und die Posten, welche den Gesetzen widersprechen, zu be- 
anstanden. Die beanstandeten Posten dürfen nicht in Vollzug gesetzt werden. 

$ 53. Weigert sich der Kirchenvorstand oder die Gemeindevertretung, 
Leistungen, welche aus dem kirchlichen Vermögen zu bestreiten sind, oder den 
Pfarreingesessenen oder sonstigen Verpflichteten obliegen, auf den Etat zu 
bringen, festzusetzen oder zu genehmigen, so ist sowohl die bischöfliche Behörde, 
als auch die staatliche Aufsichtsbehörde, unter gegenseitigem Einvernehmen, 
befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. — Unter derselben Voraussetzung sind diese Behörden 
befugt, die gerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen der Kirche, der 
Pfarrei, der Gemeinde und der in der Verwaltung des Kirchenvorstandes be- 
findlichen Vermögensmassen, insbesondere auch der aus der Pflichtwidrigkeit 
eines Geistlichen oder andern Kirchendieners entstehenden Entschädigungs- 
forderung, anzuordnen und die hierzu nöthigen Massregeln zu treffen. 

$ 54. Die Jahresrechnung ist der staatlichen Aufsichtsbehörde zur Prüfung, 
ob die Verwaltung etatsmässig geführt worden ist, mitzutheilen. 

$ 55. Welche Staatsbehörden die in den $$ 48. 50 bis 52, 53, 54 ange- 
gebenen Befugnisse der Aufsicht auszuüben haben, wird durch Königliche Ver- 
ordnung bestimmt. 

IX. Schluss- und Uebergangsbestimmungen. 

$ 56. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf Dom-, Militär- und 
Anstaltsgemeinden keine Anwendung. 

$ 57. Vom 1. Oktober 1875 ab können die dem Kirchenvorstande und 
der Gemeindevertretung nach diesem Gesetze zustehenden Befugnisse nicht 
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durch andere Personen oder Behörden, als durch die in diesem Gesetz bezeich- 
neten, wahrgenommen werden. — Sofern nach bisherigem Rechte den kirch- 
lichen Organen (Kirchenvorständen, Kirchenkollegien, Fabrikräthen, Kirch- 
meistern, Repräsentanten etc.) noch andere Befugnisse, als die der Vermögens- 
verwaltung zugestanden haben, gehen diese, wenn sie von den unmittelbar zur 
Vermögensverwaltung berufenen Organen ausgeübt worden sind, auf den Kirchen- 
vorstand, in allen anderen Fällen auf die Gemeindevertretung über. Ist eine 
solche nicht vorhanden, so werden auch die der Gemeindevertretung zustehenden 
Befugnisse von dem Kirchenvorstande wahrgenommen. 

$ 58. Die den bischöflichen Behörden gesetzlich zustehenden Rechte in 
Bezug auf die Vermögensverwaltung in den Kirchengemeinden ruhen, so lange 
die bischöfliche Behörde diesem Gesetze Folge zu leisten verweigert, oder so 
lange das betreftende Amt nicht in gesetzmässiger Weise besetzt oder ver- 
waltet ist. — Eine solche Weigerung ist als vorhanden anzunehmen, wenn die 
bischöfliche Behörde auf eine schriftliche Aufforderung des Oberpräsidenten 
nicht binnen 30 Tagen die Erklärung abgibt, den Vorschriften dieses Gesetzes 
Folge leisten zu wollen. — Die den bischöflichen Behörden zustehenden Be- 
fugnisse gehen in solchen Fällen auf die betreffende Staatsbehörde über. 

$ 59. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen, mögen 
dieselben in dem in den verschiedenen Landestheilen geltenden allgemeinen 
Rechte, in Provinzialgesetzen, in Lokalgesetzen oder Lokalordnungen enthalten, 
oder durch Observanz oder Gewohnheit begründet sein, werden aufgehoben. 

$ 60. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes beauftragt. — Derselbe ist befugt, mit Rücksicht auf 
besondere örtliche oder sonstige Verhältnisse und besondere für die Vermögens- 
verwaltung bestehende Einrichtungen den im $ 57 Absatz 1 festgesetzten 
Termin der Ausführung zu verlängern.! 


Anlage. 


Wahlordnung. 


Art. 1. Der Kirchenvorstand ordnet die Wahl der Kirchenvorsteher und 
der Gemeindevertreter an, stellt die Liste der Wahlberechtigten auf und legt 
dieselbe in einem Jedermann zugänglichen Lokale zwei Wochen lang öffentlich 
aus. — Zeit und Ort der Auslegung sind der Gemeinde öffentlich durch Aushang 
bekannt zu machen, mit dem Beifügen, dass nach Ablauf der Auslegungsfrist 
Einsprüche gegen die Liste nicht mehr zulässig sind. Nach dem Ermessen 
des Kirchenvorstandes kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, den 
örtlichen Verhältnissen entsprechenden Formen erfolgen. — Zur Erhebung des 
Einspruchs ist jedes wahlberechtigte Mitglied der Kirchengemeinde befugt. 

Art. 2. Der Kirchenvorstand entscheidet über die Einsprüche und be- 
richtigt die Liste. Gegen den ablehnenden Bescheid steht dem dadurch von 
der Wahl Ausgeschlossenen binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach erfolgter Zustellung die Berufung an die Gemeindevertretung, in dem 
Falle, dass eine solche nicht vorhanden ist, an die bischöfliche Behörde zu. 
Letztere hat im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten die Entscheidung 
zu treffen. Durch Einlegung der Berufung wird die anstehende Wahl nicht 
aufgehalten. Zwischen dem Ablauf der Einspruchsfrist und dem Tage der 
Wahl müssen mindestens zwei Wochen in der Mitte liegen.f 
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Art. 3. Die Einladung zur Wahl muss die Zeit und den Ort der Wahl, 
sowie die Zahl der zu wählenden Personen enthalten und ist der Gemeinde 
öffentlich durch Aushang bekannt zu machen. Nach dem Ermessen des Kirchen- 
vorstandes kann die Bekanntmachung auch noch in anderen den örtlichen Ver- 
hältnissen entsprechenden Formen erfolgen. 

Art. 4, Aus dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes und aus vier Bei- 
sitzern, welche der Vorsitzende aus den wählbaren Mitgliedern der Gemeinde 
beruft, wird ein Wahlvorstand gebildet. 

Art. 5. Die Wahlhandlung wird durch den Vorsitzenden geleitet. 

Art. 6. Das Wahlrecht wird in Person durch verdeckte, in eine Wahl- 
urne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt. 

Art. 7. Wird in dem ersten Wahlgange eine Mehrheit für die zur Bildung 
des Kirchenvorstandes oder der Gemeindevertretung erforderliche Zahl von 
Personen nicht erreicht, so findet eine engere Wahl zwischen denjenigen statt, 
welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. Beläuft sich die Zahl 
derselben auf mehr als das Doppelte der zu wählenden Kirchenvorsteher oder 
Gemeindevertreter, so scheiden von denjenigen, welche die wenigsten Stimmen 
erhalten haben, so viele aus, dass die Zahl der Wählbaren die doppelte Zahl der 
zu Wählenden beträgt. — Bei Stimmengleichheit entscheidet überall das Loos. 

Art. 8 Nachdem der Vorsitzende die Abstimmung für geschlossen erklärt 
hat, darf eine Stimmabgabe nicht mehr zugelassen werden. 

Art. 9. Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmzettel entscheidet 
der Wahlvorstand. 

i Art. 10. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches den wesentlichen Hergang beurkundet. Dasselbe ist von dem Vor- 
sitzenden und mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterschreiben. 

Art. 11. Die Wahl der Kirchenvorsteher muss derjenigen der Gemeinde- 
vertreter vorangehen. 

Art. 12. Die Namen der Gewählten werden der Gemeinde öffentlich durch 
Aushang bekannt gemacht. Nach dem Ermessen des Kirchenvorstandes kann 
die Bekanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechenden Formen erfolgen. 

Art. 13. Einsprüche gegen die Wahl sind innerhalb einer von dem 
letzten Tage des Aushanges ab zu berechnenden Ausschlussfrist von zwei 
Wochen bei dem Kirchenvorstande zu erheben, welcher über dieselben entscheidet. 
Gegen den ablehnenden Bescheid steht binnen einer Ausschlussfrist von zwei 
Wochen nach erfolgter Zustellung die Berufung an die bischöfliche Behörde 
zu, welche im Einvernehmen mit dem Regierungspräsidenten (Landdrosten) die 
Entscheidung zu treffen hat. 

Art. 14. Für die erste Wahl ernennt die bischöfliche Behörde im Ein- 
vernehmen mit dem Regierungspräsidenten den Wahlvorstand und den Vor- 
sitzenden desselben. Der Wahlvorstand übernimmt die dem Kirchenvorstande 
obliegenden Verrichtungen. — Dasselbe gilt für den Fall der Auflösung des 
Kirchenvorstandes. 


2. Gesetz, betr. die Rechte der altkatholischen Kirchengemein- 
schaften an dem kirchl. Vermögen. Vom 4. Juli 1875 (GS. 8. 333). 

$ 1. In denjenigen katholischen Kirchengemeinden, aus welchen eine 
erhebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altkatholischen Gemeinschaft 
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beigetreten ist, wird die Benutzung des kirchlichen Vermögens im Verwal- 
tungswege bis auf Weiteres nach Massgabe der folgenden Bestimmungen 
geordnet. 

$ 2. Der altkatholischen Gemeinschaft wird der Mitgebrauch der Kirche 
und des Kirchhofs eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen u. s. w.) vor- 
handen, so kann eine Gebrauchstheilung nach bestimmten Objekten verfügt 
werden. — Die nämliche Gebrauchstheilung findet bezüglich der kirchlichen 
Geräthschaften statt. — Ist der altkatholischen Gemeinschaft die Mehrheit der 
Gemeindemitglieder beigetreten, so steht der Gemeinschaft der Mitgebrauch der 
Kirche in den zur Abhaltung des Hauptgottesdienstes herkömmlich bestimmten 
Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch der Hauptkirche zu. 


$ 3. Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholischen Gemeinschaft bei, so 
bleibt er im Besitz und Genuss der Pfründe. — Bei Erledigung der Pfründe 
wird dieselbe im Fall des $ 2 Abs. 3 der altkatholischen Gemeinschaft über- 
wiesen. — Sind mehrere Pfründen vorhanden, so kann bei deren Erledigung 
mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile eine Genusstheilung nach 
bestimmten Pfründen verfügt werden. 

$4. An dem übrigen, zu kirchlichen Zwecken bestimmten Vermögen 
wird der altkatholischen Gemeinschaft, mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss 
beider Theile, der Mitgenuss eingeräumt. — Umfasst die altkatholische Gemein- 
schaft die Mehrheit der Gemeindemitglieder und ist die Zahl der übrigen Ge- 
meindemitglieder nicht mehr erheblich, so kann die Einräumung des vollen 
Genusses an die Gemeinschaft verfügt werden. — Gleichzeitig hat in diesem 
Falle eine Neuwahl des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung statt- 
zufinden. 

$ 5. Altkatholische Gemeinschaften im Sinne dieses Gesetzes sind sowohl 
die zu gottesdienstlichen Zwecken gebildeten altkatholischen Vereine, sofern 
dieselben von dem Oberpräsidenten als kirchlich organisirt anerkannt worden 
sind, als auch die altkatholischen Parochien. — Die Mitglieder der altkatho- 
lischen Parochien bleiben verpflichtet, zu der Unterhaltung der Kirche, des 
Kirchhofs und der sonstigen Vermögensstücke beizutragen, deren Benutzung 
ihnen nach den $$ 2 bis 4 dieses Gesetzes zusteht. 


$ 6. Ueber die Art und den Umfang der den altkatholischen Gemein- 
schaften nach den $$ 2 bis 5 dieses Gesetzes einzuräumenden Rechte entscheidet 
der Oberpräsident. — Gegen die Entscheidung des Oberpräsidenten steht die 
Berufung an den Minister der geistlichen Angelegenheiten offen. — Die Ent- 
scheidungen sind im Verwaltungswege vollstreckbar. 


$ 7. In den Eigenthumsverhältnissen des kirchlichen Vermögens tritt 
durch dieses Gesetz keine Aenderung ein. 


$ 8. Gemeindemitglieder im Sinne dieses Gesetzes sind alle männlichen, 
volljährigen, selbständigen Katholiken, welche in der katholischen Kirchen- 
gemeinde wohnen. — Selbständig sind diejenigen, welche einen eigenen Haus- 
stand haben, oder ein öffentliches Amt bekleiden, oder ein eigenes Geschäft 
oder als Mitglied einer Familie deren Geschäft führen und weder unter Vor- 
mundschaft noch unter Pflegeschaft stehen. 


$ 9. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Ausführung 
dieses Gesetzes beauftragt. 
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3. Gesetz über die Aufsichtsrechte des Staates bei der Ver- 
mögensverwaltung in den kathol. Diözesen. Vom 7. Juni 1876 


So 
1. 


2. 


(GS. 8. 149). 


Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung 


der für die katholischen Bischöfe, Bisthümer und Kapitel bestimmten 
Vermögensstücke, 

der zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwecken und unter die 
Verwaltung oder Aufsicht katholisch-kirchlicher Organe gestellten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds, welche nicht von dem Gesetze vom 
20. Juni 1875 betroffen werden, 


wird nach Massgabe der folgenden Bestimmungen ausgeübt. 


$ 2. Die verwaltenden Organe bedürfen der Genehmigung der staatlichen 
Aufsichtsbehörde in nachstehenden Fällen: 


on ID Oo 


Ist 


. zu dem Erwerb, der Veräusserung oder der dinglichen Belastung von 


Grundeigenthum; 


. zu der Veräusserung von Gegenständen, welche einen geschichtlichen, 


wissenschaftlichen oder Kunstwerth haben; 


. zu ausserordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Substanz 


selbst angreift, sowie zu der Kündigung und Einziehung von Kapi- 
talien, sofern sie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 


. zu Anleihen, sofern sie nicht blos zur vorübergehenden Aushülfe 


dienen und aus den Ueberschüssen der laufenden Einnahmen über 


die Ausgaben derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet werden 
können; 


. zu der Errichtung neuer, für den Gottesdienst bestimmter Gebäude; 
. zu der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnissplätzen ; 
. zu der Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen; 

. zu der Ausschreibung, Veranstaltung und Abhaltung von Sammlungen, 


Kollekten etc. ausserhalb der Kirchengebäude. — Eine auf Anordnung 
der bischöflichen Behörde jährlich stattfindende Hauskollekte zum 
Besten bedürftiger Gemeinden der Diözese bedarf nicht der beson- 
deren Ermächtigung einer Staatsbehörde; die Zeit der Einsammlung 
muss aber dem Öberpräsidenten vorher angezeigt werden; 


. zu der Verwendung der Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, 


Interkalarfrüchte) ; 


zu der Verwendung des Vermögens für nicht stiftungsmässige Zwecke. 
— In dem Falle zu 10 gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn die 
staatliche Aufsichtsbehörde nicht binnen dreissig Tagen nach Mit- 
theilung von der beabsichtigten Verwendung widerspricht. 

die Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde nicht ertheilt, so 


sind die in den vorstehenden Fällen vorgenommenen Rechtsgeschäfte ungültig. 

$ 3. Die verwaltenden Organe bedürfen zur Führung von Prozessen 
keiner Ermächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. — Atteste über die Legi- 
timation der verwaltenden Organe zur Besorgung von Rechtsangelegenheiten 
oder Atteste über das Vorhandensein derjenigen Thatsachen, welche den An- 


spruch auf Kostenfreiheit begründen, können gültig nur von der staatlichen 
Aufsichtsbehörde ertheilt werden. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen, ; 19 
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$ 4. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Aufstellung und 
Vorlegung eines Inventars zu fordern, Einsicht von den Etats zu nehmen 
und die Posten, welche den Gesetzen widersprechen, zu beanstanden. Die 
beanstandeten Posten dürfen nicht in Vollzug gesetzt werden. — Die Etats 
solcher Verwaltungen, welche Zuschüsse aus Staatsmitteln erhalten, sind der 
staatlichen Aufsichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. Diese Behörde 
bestimmt den Zeitpunkt der Einreichung, sie regelt die formelle Einrichtung 
der Etats und setzt die Fristen zur Erledigung der Erinnerungen fest. 

$5. Weıgern sıch die verwaltenden Organe 

1. Leistungen, welche aus dem im $ 1 bezeichneten Vermögen zu be- 
streiten oder für dasselbe zu fordern sind, auf den Etat zu bringen, 
festzusetzen oder zu genehmigen, 

2. Ansprüche des im $ 1 bezeichneten Vermögens, insbesondere auch 
Entschädigungsforderungen aus der Pflichtwidrigkeit des Inhabers 
einer für die Vermögensangelegenheiten bestehenden Verwaltungs- 
stelle gerichtlich geltend zu machen, 

so ist in denjenigen Fällen, in welchen die bischöfliche Behörde das Recht der 
Aufsicht hat, sowohl diese, als auch die staatliche Aufsichtsbehörde, unter 
gegenseitigem Einvernehmen, in allen anderen Fällen die staatliche Aufsichts- 
behörde allein befugt, die Kintragung in den Etat zu bewirken und die gericht- 
liche Geltendmachung der Ansprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen 
Massregeln zu treffen. -— In denjenigen Fällen, in welchen das Einvernehmen 
der bischöflichen Behörde und der staatlichen Aufsichtsbehörde erforderlich ist, 
muss die um ihre Zustimmung angegangene Behörde sich binnen dreissig Tagen 
nach dem Empfange der Aufforderung erklären. Erklärt sie sich nicht, so gilt 
sie als zustimmend. Bei erhobenem Widerspruch entscheidet die der staat- 
lichen Aufsichtsbehörde vorgesetzte Instanz. 

S 6. Bestreiten die verwaltenden Organe die Gesetzwidrigkeit der nach 
$ 4 beanstandeten Posten oder das Vorhandensein der Verpflichtung zu den 
im $ 5 Nr. 1 erwähnten Leistungen, so entscheidet auf dıe Klage der ver- 
waltenden Organe im Verwaltungsstreitverfahren hierüber das Oberverwal- 


tungsgericht. 
$ 7 Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, Einsicht von der 
Jahresrechnung zu nehmen. — Die Jahresrechnung solcher Verwaltungen, 


deren Etats der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde bedürfen, ist 
dieser Behörde zur Prüfung, ob die Verwaltung etatsmässig geführt worden 
ist, einzureichen. 

$ 8. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Vermögensver- 
waltung Revisionen zu unterwerfen. 

$ 9. Die staatliche Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die Befolgung der 
in den $3 4, 5, 7 und 8 enthaltenen Vorschriften und der zu ihrer Ausführung 
getroffenen Anordnungen von den verwaltenden Organen durch Geldstrafen bis 
zu dreitausend Mark zu erzwingen. — Die Androhung und Festsetzung der 
Strafe darf wiederholt werden, bis dem Gesetze genügt ist. — Ausserdem 
können die zu Zwecken des im $ 1: bezeichneten Vermögens bestimmten 
Leistungen aus Staatsmitteln ganz oder theilweise einbehalten oder unmittelbar 
an die Empfangsberechtigten verabfolgt werden. — Erweisen sich die vor- 
stehenden Massregeln als erfolglos oder unanwendbar, so ist die staatliche 
Aufsichtsbehörde berechtigt, eine kommissarische Besorgung der Vermögens. 
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angelegenheiten unter sinngemässer Anwendung der $$ 9—11 des Gesetzes 
vom 20. Mai 1874 anzuordnen (vg!. n. 1 S. 284). 

S 10. Welche Staatsbehörden die in den $$ 2-5 und 7—9 angegebenen 
Aufsichtsrechte auszuüben haben, wird durch Königliche Verordnung bestimmt). 

$ 11. Wegen der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet 
es bei dem Gesetze vom 23. Februar 1870. 

$ 12. In Betreff des Vermögens der Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen bewendet es bei den $$ 3 und 5 des Gesetzes vom 31. Mai 1875. 

$ 13. Die dem Staate zustehenden Eigenthums- oder Verwaltungsrechte 
an dem im $ 1 bezeichneten Vermögen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

$ 14. Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1876 in Kraft. 

$ 15. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes beauftragt. 


e) Gesetze, die Volksschule betreffend. 


1. Gesetz, betr. die Beaufsichtigung des Unterrichts- und Er- 
ziehungswesens. Vom 11. März 1872 (GS. S. 183). 


S 1. Unter Aufhebung aller in einzelnen Landestheilen 
entgegenstehenden Bestimmungen steht die Aufsicht über alle 
öffentlichen und Privat- Unterrichts- und Erziehungs- Anstalten 
dem Staate zu. — Demgemäss handeln alle mit dieser Aufsicht 
betrauten Behörden und Beamten im Auftrage des Staates. 

S 2. Die Ernennung der Lokal- und Kreis-Schulinspektoren 
und die Abgrenzung ihrer Aufsichtsbezirke gebührt dem Staate 
allein. — Der vom Staate den Inspektoren der Volksschule 
ertheilte Auftrag ist, sofern sie dies Amt als Neben- oder Ehren- 
amt verwalten, jederzeit widerruflich. -— Alle entgegenstehenden 
Bestimmungen sind aufgehoben. 

S 3. Unberührt durch dieses Gesetz bleibt die den Ge- 
meinden und deren Organen zustehende Theilnahme an der 
Schulaufsicht, sowie der Artikel 24 der Verfassungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850. 

S$S 4. Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medi- 
zinalangelegenheiten wird mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 


2. Reskript des Ministers der geistlichen Angelegenheiten, betr. 
den katholischen Religions-Unterricht in den Volksschulen. 
Vom 18. Februar 1876). 


l. Der schulplanmässige Religions-Unterricht wird in der Volksschule 


von den vom Staate dazu berufenen oder zugelassenen Organen unter seiner 
Aufsicht ertheilt. 


1) Die Verordn. erfolgte unterm 29. Sept. 1876 (GS. 8. 401, Rintelen 8. 68). 
2) Centralblatt für die ges. Unterrichtsverwaltung in Preussen 1376 S. 120. 


19* 
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2. Die Ertheilung dieses Unterrichts liegt in erster Linie den an der 
Schule angestellten Lehrern und Lehrerinnen ob, welche in der vorgeschriebenen 
Prüfung die Befähigung dafür nachgewiesen haben. Dasselbe gilt von den- 
jenigen Geistlichen, welche, wie dies in einzelnen Gemeinden noch vorkommt, 
gleichzeitig als Lehrer an Volksschulen angestellt sind. 

3. Wo es bisher üblich war, den schulplanmässigen Religions-Unterricht 
zwischen dem angestellten Lehrer und dem Pfarrer oder dessen ordentlichem 
Vertreter (Vikar, Kaplan) dergestalt zu theilen, dass Ersterer die biblische 
Geschichte, Letzterer den Katechismus übernimmt, kann es unter der Voraus- 
setzung auch fernerhin dabei bewenden, dass der Geistliche in Bezug auf seine 
Stellung zum Staat der Schulaufsichtsbehörde kein Bedenken erregt und allen 
ressortmässigen Anordnungen derselben, insbesondere hinsichtlich der Lehr- 
bücher, der Vertheilung des Unterrichtsstoffes auf die einzelnen Klassen, der 
Schulzucht und pünktlichen Innehaltung der Lehrstunden, pflichtmässig ent- 
spricht. — Demgemäss sind Geistliche, welchen wegen Nichterfüllung einer 
dieser Voraussetzungen die Kreis- oder Lokalschulinspektion hat entzogen oder 
welche von der Leitung des schulplanmässigen Religions- Unterrichts haben 
ausgeschlossen werden müssen, selbstredend auch von der Ertheilung des 
Letzteren auszuschliessen. 

4. An Orten mit konfessionell gemischter Bevölkerung, in welchen ein 
katholischer Lehrer nicht vorhanden ist, kann der gesammte Religionsunterricht, 
wenn es bisher so üblich war, unter den zu 3. erwähnten Voraussetzungen 
auch ferner den Geistlichen überlassen werden. 

5. Ueber Differenzen zwischen dem Geistlichen und dem Lehrer in 
Betreff des Religions-Unterrichts entscheidet die Schulaufsichtsbehörde. 

6. In den Fällen, wo es an einem vorschriftsmässig geprüften Lehrer 
mangelt, bestimmt die Königliche Regierung, wem die Ertheilung des Reli- 
gionsunterrichts in der Schule zustehen soll, insbesondere ob dazu der Ver- 
walter der Stelle oder ein Geistlicher aushülfsweise zu wählen sei. Es sind 
dabei in jedem einzelnen Falle alle in Betracht kommenden Verhältnisse sorg- 
fältig zu erwägen. — Ein Geistlicher darf auch in solchen Fällen nur dann 
zugelassen werden, wenn in Betreff seiner die zu 3. bezeichneten Voraus- 
setzungen zutreffen. 

7. Anlangend die Leitung des Religions-Unterrichts, so ist von mir 
wiederholt darauf hingewiesen worden, dass dieselbe nach Art. 24 der Ver- 
fassungsurkunde vom 31. Januar 1850 den Religionsgesellschaften zustehen 
soll, dass jedoch einerseits dieser Artikel erst der näheren Bestimmung seines 
Inhalts durch das nach Art. 26 daselbst zu erlassende Unterrichtsgesetz bedarf, 
dass indess andererseits nichts im Wege steht, die darin enthaltene allgemeine 
Norm insoweit zur Anwendung zu bringen, als dies die bestehenden Gesetze 
und staatlichen Interessen gestatten. — Danach hat kein einzelner Geist- 
licher ohne Weiteres ein Recht, diese Leitung zu beanspruchen; es ist jedoch 
in der Regel und so lange die kirchlichen Oberen ein anderes Organ nicht 
dazu bestimmen, der gesetzlich bestellte Ortspfarrer als das zur Leitung des 
Religions-Unterrichts berufene Organ zu betrachten. Sowohl der Ortspfarrer 
als auch der sonst von den kirchlichen Oberen zur Leitung des Religions- 
Unterrichts bestimmte Geistliche darf aber dieselbe nur ausüben, so lange er 
durch sein Verhalten nicht diejenigen Zwecke gefährdet, welche der Staat mit 
der Erziehung der Jugend durch die Volksschule verfolgt. 


- 
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8. Tritt ein solcher Fall ein, so hat die staatliche Aufsichtsbehörde dem 
Geistlichen zu eröffnen, dass er zur Leitung des Religions-Unterrichts nicht 
ferner zugelassen werden könne. Der Beschluss ist gleichzeitig zur Kenntniss 
des kirchlichen Obern mit dem Anheimgeben zu bringen, der staatlichen Auf- 
sichtsbehörde einen anderen Delegirten zu bezeichnen. Findet die staatliche 
Aufsichtsbehörde gegen denselben nichts zu erinnern, so ist derselbe zur Leitung 
des Religions-Unterrichts zuzulassen. 

9. Der als Organ Jer betreffenden Religionsgesellschaft anerkannte Pfarrer 
oder sonstige Geistliche ist berechtigt, dem. schulplanmässigen Religionsunter- 
richt in den dafür festgesetzten Stunden beizuwohnen, durch Fragen und, soweit 
erforderlich, stellenweises Eingreifen in den Unterricht sich davon zu über- 
zeugen, ob dieser von dem Lehrer vollständig und sachgemäss ertheilt wird 
und welche Fortschritte die Schüler darin gemacht haben, ferner den Lehrer 
(jedoch nicht in Gegenwart der Kinder) sachlich zu berichtigen, Wünsche oder 
Beschwerden in Bezug auf den Religions-Unterricht der staatlichen Aufsichts- 
Behörde vorzutragen, und endlich bei der Entlassungs-Prüfung, wo eine solche 
stattfindet, nach vorherigem Examen die Censur in der Religion mit fest- 
zustellen. 

10. Durch die zu 9. bezeichneten Befugnisse wird nichts geändert in 
dem Rechte der Aufsicht, welches der Staat durch seine Organe in Gemäss- 
heit des Gesetzes vom 11. März 1872 über den gesammten Unterricht einer 
jeden Schule und damit auch über den katholischen Religionsunterricht in der 
Volksschule zu üben hat. 

Diese Organe haben somit auch das Recht, dem gedachten Unterricht 
beizuwohnen. Sie haben darauf zu achten, dass er zu den im Lehrplane an- 
gesetzten Stunden und nach Massgabe der allgemeinen, von der Schulaufsichts- 
Behörde erlassenen Bestimmungen ertheilt werde. Eine Einwirkung auf den 
sachlichen Inhalt der Religionslehre steht aber der staatlichen Schulaufsichts- 
Behörde nur insoweit zu, als die Religionslehre nichts enthalten darf, was den 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten zuwiderläuft (Art. 12 der V.-U. 
vom 31. Januar 1850; $$ 13. 14. II. 11. ALR.). 

11. Durch den kirchlichen Beicht- und Kommunionunterricht 
darf der schulplanmässige Unterricht nicht in unzulässiger Weise beeinträchtigt 
werden. Allgemeine Normen über die Grenzen des Zulässigen lassen sich nicht 
ertheilen. Es folgt jedoch aus dem Bemerkten, dass jede Verkürzung des 
schulplanmässigen Unterrichts, welche auf einen bestimmten Zeitraum erfolgen 
soll, um dem gedachten kirchlichen Unterricht den gewünschten Raum zu ver- 
schaffen, einer Genehmigung der Königlichen Regierung bedarf. Sie wird nach 
genauer Prüfung der gegebenen Verhältnisse und nach vorheriger Erörterung 
mit den Betheiligten in jedem einzelnen Falle dasjenige anzuordnen haben, was 
einerseits die ordnungsmässige Ertheilung des kirchlichen Unterrichts thun- 
lichst ermöglicht, andererseits aber keine Einrichtung zulässt, welche es aus- 
schliesst, dass die betreffenden Kinder die von der Schule zu erstrebenden 
Ziele für alle wesentlichen Unterrichtsfächer innerhalb der bestimmten Zeit 
erreichen. 

12. Die Benutzung des Schullokals zu dem sub 11. erwähnten kirch- 
lichen Unterricht ist von der Schulaufsichtsbehörde nur zu versagen, wenn 
entweder der Schul-Unterricht durch solche Benutzung eine Beeinträchtigung 
erleidet, oder wenn ein von der Leitung oder Ertheilung des schulplanmässigen 
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Religions-Unterrichts ausgeschlossener Geistlicher gegründeten Verdacht erweckt, 
dass er den kirchlichen Unterricht benutze, um den schulplanmässigen Unter- 
richt zu ertheilen. — Nach Vorstehendem wolle die Königliche Regierung bei 
Behandlung der in Frage stehenden Angelegenheit verfahren, das Erforderliche 
anordnen und von dem Verfügten mir demnächst Anzeige machen. 


f) Gesetze über religiöse Erziehung von Kindern aus 
Mischehen!). 


«) In den älteren Provinzen. 


1. Allgemeines Landrecht. Theil II, Titel 2. 


$ 74. Die Anordnung der Art, wie das Kind erzogen 
werden soll, kommt hauptsächlich dem Vater zu. 

$S 75. Dieser muss vorzüglich dafür sorgen, dass das Kind 
in der Religion und nützlichen Kenntnissen den nöthigen Unter- 
richt, nach seinem Stande und Umständen, erhalte. 

$ 762). Sind die Eltern verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugethan, 





1) Die deutsche Reichs- Verfassung (Art. 4) zählt die kirchenpolitischen 
und religiösen Verhältnisse nicht zu den „Angelegenheiten, welche der Beauf- 
sichtigung seitens des Reichs und der Gesetzgebung desselben unterliegen“; 
dieselben sind somit dem Landesrechte überlassen. Das Kinführungsgesetz 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch bestimmt ausdrücklich in $ 134: ‚„Unberührt 
bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Erziehung der 
Kinder“. Ferner bleiben nach $ 135 unberührt ‚die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die Zwangserziehung Minderjähriger‘ und nach $ 136 ‚die 
landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen der Vorstand einer unter staat- 
licher Verwaltung oder Aufsicht stehenden Erziehungs- und Verpflegungsanstalt 
oder ein Beamter alle oder einzelne Rechte eines Vormundes für jene Minder- 
jährige hat, welche in der Anstalt oder unter Aufsicht des Vorstandes oder 
des Beamten in einer von ihm ausgewählten Familie oder Anstalt erzogen und 
verpflegt werden“. In den meisten Ländern Deutschlands gelten besondere 
landesgesetzliche Vorschriften über die religiöse Erziehung der Kinder aus 
gemischten Ehen, so in Bayern (s. oben S. 205) in Preussen (Hannover, Kur- 
hessen, Nassau, Frankfurt), Württemberg, Sachsen, Baden, Hessen-Darmstadt, 
Mecklenburg-Schwerinp, Braunschweig, Sachsen-Weimar, Gotha, Waldeck und 
Lippe-Detmold; bei ungemischten Ehen gelten auch hier meistens die gemein- 
rechtlichen Grundsätze des elterlichen Erziehungsrechtes in Bezug auf die 
religiöse Erziehung; dagegen gelten uneingeschränkt (für gemischte und unge: 
mischte Ehen) die gemeinrechtlichen Grundsätze in folgenden Ländern: Holstein, 
Schleswig, Mecklenburg - Strelitz, Oldenburg, Sachsen - Meiningen, -Altenburg, 
-Coburg, Anhalt; Schwarzburg-Rudolstadt, -Sondershausen, Reuss älterer, Reuss 
jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg; ebenso in 
Elsass-Lothringen. Vgl. hierzu die treffliche Monographie von Dr. KarlSchmidt, 
Die Konfession der Kinder 8. 28. 

2) Abgeändert durch die folgende Deklaration von 1803. 
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so müssen, bis zum zurückgelegten vierzehnten Jahre, die Söhne in der: Reli- 
gion des Vaters, die Töchter aber in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter 
unterrichtet werden. 

S$S 771). Zu Abweichungen von diesen gesetzlichen Vor- 
schriften kann keiner der Eltern den andern, auch nicht durch 
Verträge, verpflichten. 

S 78. So lange jedoch Eltern über den ihren Kindern zu 
ertheilenden Religionsunterricht einig sind, hat kein Dritter ein 
Recht, ihnen darin zu widersprechen. 

$ 79. Uebrigens benimmt die Verschiedenheit des kirch- 
lichen Glaubensbekenntnisses keinem der Eltern die ihm sonst 
wegen der Erziehung zustehenden Rechte. 

S 80. Auch nach dem Tode der Eltern muss der Unter- 
richt der Kinder in dem Glaubensbekenntnisse desjenigen von 
ihnen, zu dessen Geschlecht sie gehören, fortgesetzt werden. 

S 81. Auf eine in der letzten Krankheit erst erfolgte Reli- 
gionsveränderung wird dabei keine Rücksicht genommen. 

S 82. Hat aber der verstorbene Ehegatte ein zu seinem 
Geschlechte gehöriges Kind, wenigstens durch das ganze letzte 
Jahr vor seinem Tode, in dem Glaubensbekenntnisse des andern 
Ehegatten unterrichten lassen, so muss dieser Unterricht in eben 
der Art auch nach seinem Tode, bis zum vollendeten vierzehnten 
Jahre des Kindes, fortgesetzt werden. 

$ 83. Vor zurückgelegtem 14. Jahre darf keine Religions- 
gesellschaft ein Kind zur Annahme oder zum öffentlichen Be- 
kenntniss einer anderen Religion, als wozu dasselbe nach vor- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen gehört, selbst nicht mit 
Einwilligung der Eltern seines Geschlechts, zulassen. 

S 34. Nach zurückgelegtem 14. Jahre hingegen steht es 
lediglich in der Wahl der Kinder, zu welcher Religionspartei 
sie sich bekennen wollen. (Vgl. $ 40, IL, 11) . 

S 85. Auch wenn das Kind eine andere als die Religion 
beider Eltern wählt, wird dadurch in den Rechten und Pflichten 
der Eltern wegen der Erziehung, Verpflegung und Versorgung 
nichts geändert. 

S 642. Uneheliche Kinder werden bis zum geendigten 
vierzehnten Jahre in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter 
erzogen. 





1) Die folgenden $$ sind durch die Deklaration indirekt mit geändert; 
namentlich sind die $$ 77, 80, 82 und 83 mit Bezug auf die geschehene Dekla- 
ration zu verstehen. 
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S 755. Wer ein von seinen Eltern verlassenes Kind in 
seine Pflege nimmt, erlangt über dasselbe alle persönlichen 
Rechte leiblicher Eltern. 

$ 754. Er ist schuldig, das Kind in einer von den im 
Staate aufgenommenen Religionen zu erziehen und dasselbe zu 
irgend einem nützlichen Gewerbe anzuführen. 

Anhang $ 104. Den Pflegeeltern gebührt die Befugniss, die 
religion zu bestimmen, in welcher die von ihnen angenommenen 
Kinder bis zum zurückgelegten vierzehnten Jahre ihres Alters 
erzogen werden sollen, wenngleich die leiblichen Eltern des an- 
genommenen Kindes einem anderen Glaubensbekenntnisse zu- 
gethan gewesen. 


2. Deklaration vom 21. November 1803. (Neue Edikten-Samm!. 
Ba 7X1127103 1, 002,718257.50. 222) 


Se. Königl. Majestät von Preussen haben in Erwägung gezogen, dass die 
Vorschriften des Allg. LR. Theil II, Tit. 2, $ 76, nach welchen bei Ehen 
zwischen Personen verschiedenen Glaubensbekenntnisses die Söhne in der 
Religion des Vaters, die Töchter aber in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter, 
bis nach zurückgelegtem vierzehnten Jahre unterrichtet werden sollen, nur 
dazu dienen, den Religionsunterschied in den Familien zu verewigen und da- 
durch Spaltungen zu erzeugen, die nicht selten die Einigkeit unter den Familien- 
“gliedern zum grossen Nachtheile derselben untergraben. Höchstdieselben setzen 
daher hierdurch allgemein fest, dass eheliche Kinder jedesmal in der Religion 
des Vaters unterrichtet werden sollen, und dass zu Abweichungen von dieser 
gesetzlichen Vorschrift kein Ehegatte den andern durch Verträge verpflichten 
dürfe. Uebrigens verbleibt es auch noch fernerhin bei der Bestimmung des 
$ 78 a. a. O. des Landrechts, nach welcher Niemand ein Recht hat, den Eltern 
zu widersprechen, solange selbige über den ihren Kindern zu ertheilenden 
Religionsunterricht einig sind. Se. Kgl. Majestät befehlen sämmtlichen Landes- 
Justizkollegien und Gerichten, insbesondere den Konsistorien und vormund- 
schaftlichen Behörden, sich nach dieser Deklaration gebührend zu richten, und 
soll selbige gedruckt und zur allgemeinen Kenntniss gebracht werden. 


3. Kabinetsordre für die Rheinprovinz und Westfalen. Vom 
17. August 1825 (GS. S. 221). 


In den Rheinprovinzen und in Westfalen dauert, wie Ich vernehme, der 
Missbrauch fort, dass katholische Geistliche von Verlobten verschiedener Kon- 
fession das Versprechen verlangen, die aus der Ehe zu erwartenden Kinder, 
ohne Unterschied des Geschlechts, in der katholischen Religion zu erziehen, 
und dar ohne (d. h. ohne dies Versprechen) die Trauung nicht verrichten 
wollen: Ein solches Versprechen zu fordern, kann sowenig der katholischen, 
als im umgekehrten Falle der evangelischen Geistlichkeit gestattet werden. 
In den östlichen Provinzen der Monarchie gilt das Gesetz, dass eheliche Kinder 
ohne Unterschied des Geschlechts in dem Glaubensbekenntnisse des Vaters 
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erzogen werden (Dekl. v. 21. Nov. 1803); in diesen Theilen des Staates sind 
und werden ebenfalls gemischte Ehen geschlossen und von Geistlichen einge- 
segnet, und es waltet kein Grund ob, dasselbe Gesetz nicht auch in den west- 
lichen Provinzen geltend zu machen. Demgemäss verordne Ich hiermit, dass 
die Deklaration vom 21. November 1803 auch in den Rhein- und Westfälischen 
Provinzen befolgt, und mit dieser Ordre in der Gesetzsammlung und in den 
Amtsblättern der betreffenden Regierungen abgedruckt werden soll. Die seither 
von Verlobten dieserhalb eingegangenen Verpflichtungen sind als unverbindlich 
anzusehen. — Das Staatsministerium hat hiernach das Weitere zu verfügen. 


8) Für Hannover'). 


Verordnung vom 31. Juli 1826, über die religiöse Erziehung 
der Kinder, deren Eltern verschiedener Konfession sind, sowie 
auch der Findlinge?) (GS. S. 174). 


S 1. Dem Ehemanne, als dem Haupte der ehelichen Ge- 
sellschaft, soll die uneingeschränkte Befugniss verbleiben, blos 
nach eigener Ueberzeugung zu bestimmen, in welchem Glaubens- 
bekenntnisse seine ehelichen Kinder zu erziehen sind, und 
niemand soll das Recht haben, in diese Familien- und Erziehungs- 
Angelegenheit auf irgend eine Weise sich zu mischen. 

S 2. Jeder Vertrag, wodurch der Ehemann und Vater auf 
sein obiges freies Recht, gleichviel vor oder nach eingegangener 
Ehe, im Geringsten verzichten würde, soll nichtig, mithin unver- 
bindlich sein. 

S 3. Nach des Vaters Tod muss die religiöse Erziehung 
der Kinder so eingeleitet, oder fortgesetzt und vollendet werden, 
wie es dem vom Vater ernstlich und fortwährend gehegten 
Willen gemäss ist. 

S 4. In dieser Hinsicht wird gesetzlich vermuthet, dass 
der verstorbene Vater seine sämmtlichen ehelichen Kinder, die 
Söhne wie die Töchter, in seiner eigenen Religion habe wollen 
erziehen lassen. Alle hinterbliebene Kinder sind demnach in 





1) In den 1866 Preussen einverleibten Provinzen (Hannover, Kurhessen, 
Nassau, Frankfurt) ist seit 1867 die preussische Verfassungsurkunde einge- 
führt; ebenso gelten in diesen Provinzen alle neueren Kirchengesetze. Dagegen 
haben die früheren Gesetze, welche nicht durch die neue Verfassung ($ 109) 
oder durch spätere Gesetze aufgehoben sind, noch Geltung. Dazu gehören 
z. B. die früheren Konkordate, sowie die Bestimmungen über religiöse Kinder- 
Erziehung. . 

2) Weiss, corpus j. eccl. p. 288; Schmidt, Die Konfession der Kinder 
S. 5. Vgl. hierzu einen Ministerial-Erlass vom 17. August 1857 (Archiv f. 
k. K. R. 2, 765) wodurch den obervormundschaftlichen Behörden die genaue 
Ueberwachung der V.-O. v. 1826 eingeschärft wird. 
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der Religion des Vaters zu erziehen und zwar, falls er solche 
geändert hätte, in derjenigen, wozu er sich in der neuesten Zeit 
öffentlich bekannt hat. Hiebei kommt jedoch ein Glaubens- 
wechsel, der vielleicht erst in der letzten Krankheit erfolgt ist, 
in keinen Betracht. 


S5. Von obiger gesetzlichen Vermuthung ($ 4), als der 
Regel, darf lediglich aus einem der beiden nachstehenden Gründe 
abgewichen werden: a) wenn der Vater dem einzigen oder den 
mehreren bereits schulfähigen Kindern bis an seinen Tod den 
Hauptunterricht in der Religion, mit Inbegriff der unterschei 
denden Glaubenslehren, immer nur durch Geistliche der andern 
Kirche hat ertheilen lassen, nicht etwa abwechselnd auch durch 
Geistliche seiner eigenen Kirche. Bloss der Umstand, dass das 
Kind von einem Geistlichen der andern Kirche getauft, oder 
einem dieser angehörigen Schullehrer Behuf des allgemeinen 
Elementar-Unterrichts zugesandt worden ist, genügt noch nicht, 
die Ausnahme zu begründen. Und b) für die Fälle, wo jener 
Hauptunterricht in der Religion noch bei keinem der Kinder 
begonnen hat, mithin die unter a bemerkte Thatsache nicht ent- 
scheidet: wenn der Vater bei seinem zuständigen persönlichen 
Gerichte zu Protokol! erklärt hat, ‚dass er seine Kinder in der 
Religion ihrer Mutter erzogen wissen wolle“, auch diese Erklär- 
ung von ihm nachmals weder ausdrücklich, noch durch die 
That, widerrufen worden ist. Doch darf diese Erklärung, wenn 
sie wirksam sein soll, nicht während der letzten Krankheit erfolgen. 


S 6. Vorstehende Bestimmungen ($ 1-—5) gelten ebenfalls 
für solche ausserehelich geborene Kinder, welche durch die 
nachfolgende Heirath, oder durch landesherrliches Reskript voll- 
kommen legitimirt sind; desgleichen für diejenigen, welche der 
uneheliche Vater anerkannt und in seinem Hause, oder doch 
auf seine alleinigen Kosten, ohne alles Zuthun der Mutter er- 
ziehen lässt. — Andere uneheliche Kinder folgen der Religion 
der Mutter. 


ST. Die religiöse Erziehung derjenigen Kinder, welche 
nach zurückgelegtem vierzehnten Jahre sich bereits bei der Kon- 
firmation, oder durch die Kommunion, selbständig zu einer be- 
stimmten Kirche bekannt haben, ist als vollendet anzusehen. 
Auf ihre Religions-Eigenschaft hat desshalb eine spätere Legi- 
timation keinen Einfluss, ebensowenig die nachmals erfolgte 
Glaubensänderung der Eltern. 


f) Gesetze über rel. Kindererziehung: y) für Kurhessen; G. v. 29. Okt. 1848. 299 


S 8. Ueber die religiöse Erziehung der Findlinge, oder 
sonstiger von ihren Eltern verlassenen Kinder, hat derjenige zu 
bestimmen, dem die Erziehung und Verpflegung derselben ent- 


weder nach dem Gesetze obliegt — in zweifelhaften Fällen die 
Orts-Obrigkeit — oder welcher solche gleich Anfangs freiwillig 
übernimmt. — In einem anderen als christlichen Glaubensbe- 


kenntniss darf die Erziehung aber nur dann geschehen, wenn 
sowohl die etwa bekannten Eltern, als auch der nunmehrige 
Verpfleger des Kindes, der christlichen Religion nicht zuge- 
than sind. 


S 9. Bei namhafter, nach den Umständen zu ermässigenden 
Strafe darf kein Geistlicher ein Kind, welches sein vierzehntes 
Jahr noch nicht vollendet hat, zur Annahme oder zum öffent- 
lichen Bekenntniss einer anderen Religion zulassen, als worin 
dasselbe, den vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen gemäss, 
bis dahin zu erziehen gewesen ist. 


S 10. Gegenwärtige Verordnung ist auch auf die vor deren 
Verkündigung schon geschlossenen Ehen anzuwenden, es sei 
denn, dass bereits für einzelne Ehegatten aus älteren bestimmten 
Gesetzen oder aus jetzt schon vorhandenen rechtsgültigen be- 
glaubigten schriftlichen Verträgen abweichende erworbene Rechte 
unzweifelhaft entstanden sein sollten, bei welchen es sodann 
sein Verbleiben behalten soll. 


y) Für Kurhessen. 


1. Gesetz, die Religionsfreiheit und die Einführung der bürger- 
lichen Ehe betreffend. Vom 29. Oktober 1848 (GS. S. 133). 


$ 3. Der eheliche Vater und nach dessen Ableben die Mutter!), sowie bei 
unehelichen Kindern die Mutter, hat zu bestimmen, welchem Glaubensbekennt- 
nisse das Kind angehören soll. Krfolgt eine solche Bestimmung, so ist sie 
dem Ortsvorstande anzuzeigen, andernfalls folgen die Kinder dem Bekenntnisse 
des Vaters, bezw. der unehelichen Mutter. — Verträge und Verabredungen 
jeglicher Art, wodurch der Vater, bezw. die Mutter, des oben zugestandenen 
Rechtes sich begibt, oder dasselbe beschränkt, sind rechtlich unwirksam. 


$ 4. Die Befugniss zum Wechsel des Glaubensbekenntnisses tritt mit 
zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahr ein. — Die Wirksamkeit der Aenderung 
des Glaubensbekenntnisses ist jedoch von einer Anzeige über den Austritt bei 
dem Pfarrer oder dem sonstigen geistlichen Beamten, welcher für den Aus- 
scheidenden nach dessen bisherigem Bekenntnisse zuständig war, abhängig. 





ı) Das kursiv Gedruckte ist durch die folgende VO. aufgehoben. 
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>. Verordnung, wegen Abänderung des Ges. v. 29. Okt. 1848, 
lie Religionsfreiheit und die Einführung der bürgerlichen Ehe 
betreffend. Vom 13. April 1853 (GS. S. 33). 


Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm I. Kurfürst . . erlassen, um 
durch das Gesetz vom 29. Oktober 1848 . . hervorgerufene Störungen zu be- 
seitigen ... folgende Verordnung .. . 

$ 4. Ueber die kirchliche Erziehung der Kinder steht die Bestimmung 

1. dem ehelichen Vater dergestalt zu, dass diejenige Anordnung, welche 
derselbe in der befragten Hinsicht trifft, für die Kinder von deren 
vollendetem siebenten bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre 
ein für allemal massgebend bleibt, es sei denn, dass der Vater selbst 
zu einer anderen christlichen Kirche überträte; 

3. falls von dem Vater keine ausdrückliche Bestimmung über die kirch- 
liche Erziehung seiner Kinder getroffen worden, soll die kirchliche 
Erziehung bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre der Kinder 
in der Konfession des Vaters erfolgen, und soll 

3. was uneheliche Kinder betrifft, die Verfügung über deren kirchliche 
Erziehung der unehelichen Mutter ebenso zukommen, wie bei ehe- 
lichen Kindern deren Vater. 


0) Für Nassau. 


Edikt über die Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen. 
Vom 22. und 26. März 1808"). 


Wir Friedrich August, von Gottes Gnaden souveräner Herzog zu Nassau etc. 
und Wir Friedrich, von Guttes Gnaden souveräner Fürst von Nassau etc. 

In der Ueberzeugung, dass Alles, was zur ungestörten Ausübung der 
Religion beiträgt und den Keim zu Zwistigkeiten unter verschiedenen Religions- 
verwandten entfernt, die Zufriedenheit und also auch das Glück Unserer ge- 
treuen Unterthanen vorzüglich befördert, haben Wir Uns bewogen gesehen, 
zu verordnen, dass die Freiheit der Ehen zwischen den Verwandten der römisch- 
katholischen, der lutherisshen und der reformirten Religion in Unserem ver- 
einigten Herzogthum auf keine Art beschränkt sein soll, und dass aus solchen 
gemischten Ehen erzeugte Kinder zur Beseitigung aller entstehenkönnenden 
Ehe- und Familienzwistigkeiten ohne Ausnahme und in allen Fällen in der 
Religion des Vaters erzogen werden sollen, jedoch denselben nach erreichtem 
vierzehnten Lebensjahre, welches hiermit zur Unterscheidungszeit bestimmt wird, 
freistehen soll, eine andere Religion, als in welcher sie erzogen sind, zu wählen, 
wenn sie von dem ÖOrtsgeistlichen ein Attestat über hinlängliche Kenntnisse 
der Religion, worin sie bis dahin Unterricht genossen haben, beibringen können. 
Von dieser Verordnung soll weder vor noch während der Ehe, und weder 
durch mündliche Abrede, noch schriftlichen Vertrag abgegangen, vielmehr alle 





!) Sammlung der landesherrlichen Edikte und anderer Verordnungen, 
welchen vom 1. Juli 1816 an im ganzen Umfange des Herzogthums Nassau 
(Gesetzeskraft beigelegt worden ist. Wiesbaden 1817. I, 140. — Schmidt, 
2480.88 
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Verträge oder Verabredungen solcher Art als gesetzwidrig und null und nichtig 
in Zukunft angesehen werden, wobei jedoch es sich von selbst verstehen wird 
dass diese Verordnung nicht auf dermalen bestehende gemischte Ehen, wo über 
diesen Gegenstand bereits frühere Dispositionen vorliegen, zu extendiren ist. 

Wir befehlen und wollen ferner, dass die unehelichen Kinder, der Vater 
mag bekannt oder nicht bekannt sein, ebenso in der Religion der Mutter erzogen 
werden sollen. — Diese Verordnung ist zu jedermanns Darnachachtung zum 
Druck zu befördern und gehörig zu publiziren. 

Urkundlich Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten ge- 
heimen Kabinets-Insigeln, 

Gegeben zu Biebrich den 22. und Weilburg den 26. März 1808. 


&) Für Holstein. 


Gesetz über die Religionsübung und Gemeindeverhältnisse der 
Reformirten, Katholiken, Mennoniten, Anglikaner u. Baptisten 
im Herzogthum Holstein. Vom 14. Juli 1863). 


$6. .. Es werden... die Bestimmungen der Verordnung v. 10. Jan. 1757, 
nach welchen für Heirathen zwischen Evangelisch-Lutherischen und Römisch- 
Katholischen die Impetrirung einer Konzession und die Trauung durch einen 
evangelisch-lutherischen Prediger erforderlich ist, und die Kopulation nur dann 
vollzogen werden soll, wenn die Brautleute sich vor der Kopulation verbindlich 
machen, ihre Kinder beiderlei Geschlechts von einem evangelisch-lutherischen 
Prediger taufen und in der evangefisch-lutherischen Lehre erziehen zu lassen, 
biemittelst aufgehoben ... . Versprechen dieser Art (über religiöse Kinder- 
Erziehung bei gemischten Ehen) sind ohne alle Gültigkeit... . 

$ 9. Jede autorisirte Gemeinde ist befugt, innerhalb ihres Gemeinde- 
bezirks besondere Schulen zu errichten .. . 

$ 10. In eine solche Schule dürfen nur Kinder aufgenommen werden, 
deren Eltern zu dem Glauben sich bekennen, welcher in der betreffenden 
Schule gelehrt wird. Gehören die Eltern zu verschiedenen Religionsparteien, 
so kommt es auf den Willen des Vaters an, in welcher Konfession die Kinder 
zu erziehen sind, und die Schule welcher Konfession dieselben mithin zu be- 
suchen haben. Ist der Vater gestorben, ohne seinen Willen in der fraglichen 
Hinsicht erklärt zu haben, oder ist er unfähig geworden, seinen Willen zu 
erklären, ohne dass seine Absichten in dieser Beziehung nachzuweisen sind, 
so entscheidet zunächst der Wille der Mutter. Wenn auch dieser nicht kon- 
statirt werden kann, so sind die Kinder in der Religion des Vaters zu erziehen. 
Diese Bestimmungen kommen auch auf Kinder aus solchen gemischten Ehen, 
in denen der eine Theil sich zur evangelisch-lutherischen Religion bekennt, 
zur Anwendung. 

$ 11. An denjenigen Orten, wo selbständige Konfessionsschulen ($ 9) 
vorhanden sind, sind zu derselben (denselben) die der betreffenden Gemeinde 
angehörigen Kinder von ihrem vollendeten sechsten Jahre an, die Knaben bis 
zum vollendeten sechzehnten, die Mädchen bis zum vollendeten fünfzehnten 
Lebensjahre schulpflichtig, es sei denn, dass die regierungsseitige Erlaubniss 





!) Gesetz- und Ministerialblatt für die Herzogthümer Holstein und Lauen- 
burg 1863, S. 173. Schmidt, a. a. O. 8. 4. 
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zum Austritt aus der Schule in einem früheren Alter beigebracht werde. — 
An denjenigen Orten, wo keine solche Schulen bestehen, sind die fremden 
Religionsverwandten nach Massgabe der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen 
gehalten, ihre Kinder während der schulpflichtigen Jahre die öffentliche Orts- 
schule besuchen zu lassen. An dem Religionsunterricht nehmen diese Kinder 
daselbst jedoch nur dann theil, wenn solches von dem, welcher über ihre Er- 
ziehung zu bestimmen hat, gewünscht wird; ist dies nicht der Fall, so ist 
anderweitig für den Unterricht derselben in der Religion zu sorgen und nach- 
zuweisen, dass dies in einer ausreichenden Weise geschieht. 


&) Für Schleswig. 
Verfügung der österreichisch-preussischen provisorischen Re= 
gierung aus Flensburg. Vom 23. April 1864!). 


Unter Aufhebung des Reskripts vom 15. September 1753 wird verfügt: 

1. Zur Schliessung gemischter Ehen unter Christen ist kein politischer 
Ebekonsens erforderlich. 

2. Es unterliegen jene Ehen nur solchen civilrechtlichen Bestimmungen, 
welche auch auf Eheleute eines und desselben Glaubensbekenntnisses 
Anwendung finden. 

3. Die Regelung konfessioneller Beziehungen und namentlich jener 
Fragen, welche die kirchliche Trauung und Erziehung der Kinder 
zum Gegenstande haben, bleibt dem freien Uebereinkommen der Ehe- 
leute überlassen. 


n) Auch für Frankfurt 


besteht eine besondere Verordnung vom 5. September 1811 über die Religions- 
bestimmung der Kinder aus gemischten Ehen, sowie der unehelichen und ver- 
lassenen Kinder (s. dieselbe bei Schmidt a. a. OÖ. S. 8); jedoch kommt sie 
auffallender Weise seit Jahren nicht zur Anwendung, wenigstens ist seit der 
preussischen Herrschaft eine Rechtsprechung hierüber nicht erfolgt (a. a. O. S. 225). 
Nach dieser Verordnung ist die Religionserziehung der Kinder als Aus- 
fluss der väterlichen Gewalt anzusehen (Art. 3). Ueber die Religions- 
bestimmung der Kinder aus gemischten Ehen finden Verträge zwischen den 
Braut- und Eheleuten statt (4), welche gerichtlich abgeschlossen werden 
müssen (5), die jedoch von den Ehegatten wieder abgeändert werden können (6), 
ausser nach dem Ableben des einen Ehegatten (7). In Ermangelung eines 
Vertrags sollen die Kinder beiderlei Geschlechts in der Religion des Vaters 
erzogen werden (8). Bei einer Religionsänderung der Eltern sollen die Kinder 
vor dem zwölften Jahre den Eltern folgen (9), aber von dem begonnenen 
zwölften bis vollendeten sechzehnten Jahre sollen die Kinder den früheren 
Religionsunterricht fortgeniessen (10). Danach ist das Unterscheidungsjahr zur 
eigenen Wahl des Religionsbekenntnisses der Kinder auf das vollendete sech- 
zehnte Jahr festgesetzt (11). Bei unehelichen, vom Vater anerkannten Kindern 
hängt die Religionsbestimmung vom Vater, bei nicht erkannten von der Mutter (12), 
bei Kindern aus Ehebruch oder Blutschande von der Mutter allein ab (13); wenn ge- 
mischte Eheleute die Sorge eines gefundenen Kindes übernehmen, sollder Ehemann 
die Religionserziehung durch Erklärung bei dem ÖOrtsmaire bestimmen (15)“. 





!) Verordnungsblatt für das Herzogtlium Schleswig, Stück 12, Nr. 32, S. 57. 


IV. Kap. Verordn. d. oberrh. Kirchenpr. Landesherrl. VO. v. 30. Jan. 1830. 303 


IV. Kapitel. 


Gemeinsame kirchenpolitische Verordnungen der 
Regierungen in den Staaten der oberrheinischen 
Kirchenprovinz. 


1. Verordnung, das landesherrliche Schutz- und Aufsichtsrecht 
über die katholische Kirche betr. Vom 30. Januar 1830'). 


Zur Wahrung des landesherrlichen Schutz- und Aufsichtsrechtes über die 
katholische Kirche ist von sämmtlichen, bei der Kirchenprovinz betheiligten 
Regierungen folgende Anordnung verabredet und der Vollzug derselben, sowie 
deren künftige genaue Beobachtung beschlossen worden. 

$ 1. Der katholischen Kirche steht das freie Bekenntniss ihres Glaubens 
und die öffentliche Ausübung ihres Kultus zu, und sie geniesst auch in dieser 
Hinsicht mit den andern, im Staate öffentlich anerkannten christlichen Kirchen- 
gesellschaften gleiche Rechte. 

$ 2 Der volle Genuss dieser Rechte steht allen katholischen Kirchen- 
gemeinden, sowie auch den einzelnen Katholiken zu, welche seither in keinem 
Diözesenverbande standen. Es kann in keinem der oben erwähnten Bisthümer 
irgend eine Art von kirchlicher Exemtion künftig stattfinden. 

$ 3. Jeder Staat übt die ihm zustehenden unveräusserlichen Majestäts- 
rechte des Schutzes und der Oberaufsicht über die Kirche in ihrem vollen 
Umfange aus. 

24. Die von dem Erzbischof, dem Bischof und den übrigen kirchlichen 
Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen, Kreisschreiben an die Geistlichen 
und Diözesanen, durch welche dieselben zu etwas verbunden werden sollen, sowie 
auch besondere Verfügungen von Wichtigkeit, unterliegen der Genehmigung des 
Staates und können nur mit der ausdrücklichen Bemerkung der Staatsgenehmigung 
(Placet) kund gemacht oder erlassen werden. Auch solche allgemeine kirchliche 
Anordnungen und öffentliche Erlasse, welche rein geistliche Gegenstände betreffen, 
sind den Staatsbehörden zur Einsicht vorzulegen, und kann deren Kundmachung 
erst alsdann erfolgen, wenn dazu die Staatsbewilligung ertheilt worden ist. 

25. Alle römischen Bullen, Breven und sonstigen Erlasse müssen, ehe sie 
kund gemacht und in Anwendung gebracht werden, die landesherrliche Genehmigung 
erhalten, und selbst für angenommene Bullen dauert ihre verbindende Kraft und 
ihre Gültigkeit nur so lange, als nicht im Staate durch neue Verordnungen etwas 
Anderes eingeführt wird. Die Staatsgenehmigung ist aber nicht nur für alle neu 
erscheinenden päpstlichen Bullen und Konstitutionen, sondern auch für alle früheren 
päpstlichen Anordnungen nothwendig, sobald davon Gebrauch gemacht werden will. 

$ 6. Ebenso, wie die weltlichen Mitglieder der katholischen Kirche, stehen 
auch die Geistlichen, als Staatsgenossen, unter den Gesetzen und der Gerichts- 
barkeit des Staates. 





1) Walter, fontes p. 340. Vgl. hiezu das päpstliche Breve von 1830 
S. 128. Die kursiv gedruckten $$ sind durch die folgende Verordnung abge- 
ändert worden. Die beiden Verordnungen sind in Folge der späteren Gesetz- 
gebung grösstentheils obsolet. 
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$ 7. Die Bisthümer Freiburg, Mainz, Fulda, Rottenburg und Limburg 
stehen in einem Metropolitanverbande und bilden die oberrheinische Kirchen- 
provinz. Da die erzbischöfliche Würde auf den bischöflichen Stuhl zu Freiburg 
bleibend übertragen ist, so steht der dortige Bischof der Provinz als Erzbischof 
vor, und derselbe hat sich, bevor er in seine Amtsverrichtungen eintritt, gegen 
die Regierungen der vereinten Staaten in der Eigenschaft als Erzbischof eidlich 
zu verpflichten. 

$ 8. Die ihrer Bestimmung gemäss wieder hergestellte Metropolitan- 
verfassung und die Ausübung der dem Erzbischof zukommenden Metropolitan- 
rechte stehen unter dem Gesammtschutze der vereinten Staaten. 

2 9. Provinzialsynoden können nur mit (renehmigung der vereinten Staaten, 
welche denselben Kommissäre beiordnen, gehalten werden. Zu den abzuhaltenden 
Synodalkonferenzen wird der Erzbischof, sowie jeder Bischof, mit Genehmigung der 
Regierungen, einen Bevollmächtigten absenden. 

$ 10. In keinem Falle können kirchliche Streitigkeiten der Katholiken 
ausserhalb der Provinz und vor auswärtigen Richtern verhandelt werden. Es 
wird daher in dieser Beziehung in der Provinz die nöthige Einrichtung ge- 
troffen werden, 

$ 11. Die fünf Bisthümer der oberrheinischen Kirchenprovinz sind, in 
Gemässheit der festgesetzten Regel, gebildet, dass sich die Grenzen der Diö- 
zesen auf die Grenzen der Staaten, für welche Bisthümer errichtet sind, erstrecken. 

$ 12. Eine jede Diözese wird in Dekanatsbezirke eingetheilt, deren 
Umfang, soviel thunlich, mit jenen der Verwaltungsbezirke übereinstimmen soll. 

$ 13. Die Katholiken, welche seither in keinem oder mit einem Geist- 
lichen anderer Konfession im Pfarrverbande standen, werden einer der im 
Bisthum bestehenden Pfarreien zugetheilt. 

$ 14. Die bischöflichen Stühle in der Provinz, sowie die Stellen der 
Domkapitularen, werden sämmtlich durch die nach der vorgeschriebenen Form 
vorzunehmende Wahl besetzt. 

x 15. Zum Bischof kann nur ein Geistlicher gewählt werden, welcher 
ein Deutscher von Geburt und Staatsbürger des Staates, worin sich der 
erledigte Bischofssitz befindet, oder eines der Staaten ist, welche sich zu dieser 
Diözese vereinigt haben. Nebst den vorgeschriebenen kanonischen Eigenschaften 
ist erforderlich, dass derselbe entweder die Seelsorge, ein akademisches Lehramt 
oder sonst eine öffentliche Stelle mit Verdienst und Auszeichnung verwaltet 
habe, sowie auch der inländischen Staats- und Kirchenverfassung, der Gesetze 
und Einrichtungen kundig sei. 

$ 16. Der Gewählte hat sich alsbald nach der Wahl wegen der Kon- 
firmation an das Oberhaupt der Kirche zu wenden. 

Vor der Konsekration legt derselbe, in der Eigenschaft als Bischof, den 
Eid der Treue und des Gehorsams in die Hände des Landesherrn ab. 

$ 17. Nach erlangter Konsekration tritt der Bischof in die volle Aus- 
übung der mit dem Episkopat verbundenen Rechte und Pflichten, und die 
Regierungen werden nicht zugeben, dass er darin gehindert werde, vielmehr 
werden sie ihn kräftig dabei schützen. 

2 18. Diözesansynoden können vom Bischof, wenn sie nöthig erachtet 
werden, nur mit Genehmigung des Landesherrn zusammen berufen und im Beisein 
landesherrlicher Kommissarien gehalten werden. Die darin gefassten Beschlüsse 
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unterliegen der Staatsgenehmigung, nach Massgabe der in den Z2 4 und 5 fest- 
gesetzten Bestimmungen. 

2 19. Nur der Erzbischof, Bischof und der Bisthumsverweser stehen in allen, 
die kirchliche Verwaltung betreffenden Gegenständen in freier Verbindung mit dem 
Oberhaupte der Kirche, jedoch müssen dieselben die aus dem Metropolitanverbande 
hervorgehenden Verhältnisse jederzeit berücksichtigen. Alle übrigen Diözesan- 
Geistlichen haben sich in allen kirchlichen Angelegenheiten an den Erzbischof 
(Bischof) zu wenden. 

$ 20. Zu Domkapitularstellen können nur Diözesangeistliche gelangen, 
welche Priester, dreissig Jahre alt und tadellosen Wandels sind, vorzügliche 
theologische Kenntnisse besitzen, entweder die Seelsorge, ein akademisches 
Lehramt oder sonst eine öffentliche Stelle mit Auszeichnung verwaltet haben 
und mit der Landesverfassung genau bekannt sind. 

$ 21. Das Domkapitel einer jeden Kathedralkirche tritt in den vollen 
Wirkungskreis der Presbyterien und bildet unter dem Bischof die oberste Ver- 
waltungsbehörde der Diözese; die Verwaltungsform ist kollegialisch, der Dekan 
führt die Direktion. 

$ 22. Taxen oder Abgaben, von welcher Art sie auch sein und wie sie 
auch Namen haben mögen, dürfen weder von inländischen noch ausländischen 
Behörden erhoben werden. 

Die Erhebung von Expeditionsgebühren hängt in jedem Staate von der 
landesherrlichen Bestimmung ab. 

$ 23. Die Dekanate werden unter gemeinschaftlichem Einverständnisse 
der Regierungs- und bischöflichen Behörden mit würdigen Pfarrern, welche 
auch in Verwaltungsgeschäften geübt sind, besetzt. 

$ 24. Die Dekane sind unmittelbare kirchliche Vorgesetzte der in ihren 
Dekanatsbezirken angestellten Geistlichen. Sie haben über die geeigneten 
Gegenstände an die Regierungs- und bischöflichen Behörden zu berichten und 
die ihnen von daher zugehenden Weisungen zu vollziehen 

Eine eigene Instruktion zeichnet ihnen den Kreis ihrer Amtswirksamkeit vor. 

2 25. Ein jeder der vereinten Staaten wird, wo dieses nicht bereits statt- 
findet, für die zweckmässige Bildung der Kandidaten des katholischen geistlichen 
Standes dadurch sorgen, dass entweder eine katholisch-theologische Lehranstalt 
errichtet und als Fakultät mit der Landesuniversität vereinigt werde, oder dass die 
Kandidaten, nöthigenfalls aus dem allgemeinen katholischen Kirchenfonds der 
Diözese unterstülzt werden, um eine auf diese Art eingerichtete Universität in der 
Provinz besuchen zu können. 

$S 26. Die Kandidaten des geistlichen Standes werden, nach vollendeten 
theologischen Studien, im Priesterseminar zum Praktischen der Seelsorge aus- 
gebildet, und zwar in so weit unentgeltlich, als die in den Dotationsurkunden 
für die Seminarien angesetzten Summen zureichen. 

7 27. In das Seminar werden nur diejenigen Kandidaten aufgenommen, 
welche in einer «durch die Staats- und bischöflichen Behörden gemeinschaftlich vor- 
zunehmenden Prüfung gut bestanden und zur Erlangung des landesherrlichen Tisch- 
titels, der ihnen unter obiger Voraussetzung ertheilt wird, würdig befunden worden sind, 

$ 28. Der landesherrliche Tischtitel gibt die urkundliche Versicherung, 
dass im eintretenden Falle der nicht verschuldeten Dienstunfähigkeit der dem 
geistlichen Stande angemessene Unterhalt, wofür ein Minimum von jährlich 
300 bis 400 fl. festgesetzt wird, sowie die besondere Vergütung für Kur- und 
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Pflegekosten, subsidiarisch werde geleistet werden. Von dem Titulaten kann 
nur dann ein billiger Ersatz gefordert werden, wenn er in bessere Vermögens- 
umstände kommt oder in der Folge eine Pfründe erhält, welche mehr als die 
Kongrua abwirft. 

$ 29. In jeder Diözese wird jährlich von einer durch die Staats- und 
hischöflichen Behörden gemeinschaftlich anzuordnenden Kommission eine Kon- 
kursprüfung mit denjenigen Geistlichen vorgenommen, welche zu einer Pfarrei 
oder sonst einer Kirchenpfründe befördert zu werden wünschen. Zu dieser 
Prüfung werden nur Geistliche zugelassen, welche wenigstens zwei Jahre lang 
in der Seelsorge als Hülfspriester angestellt waren und gute Zeugnisse ihrer 
Vorgesetzten über ihren Wandel vorlegen. 

$ 30. Die in Folge dieser Prüfung sich ergebende Klassifikation wird bei 
künftigen Beförderungen des Geprüften berücksichtigt. 

$ 31. Ebenso wird eine Klasseneintheilung der Pfarreien und sonstigen 
Kirchenpfründen, nach dem Grade ihrer Wichtigkeit und ihres Ertrags gefertigt, 
damit auch die Patronen, weiche nur Diözesangeistliche präsentiren können, 
ihre Auswahl hiernach einzurichten vermögen. 

$ 32. Kein Geistlicher kann zu gleicher Zeit zwei Kirchenpfründen, deren 
eine jede die Kongrua erträgt, besitzen, von welcher Art sie auch seien, und 
unter welchem Vorwande es auch geschehen wolle. Ein jeder muss an dem 
Sitze seiner Pfründe wohnen und kann sich nur mit Erlaubniss auf einige Zeit 
von derselben entfernen. 

$S 33. Kein Geistlicher kann, ohne Einwilligung seines Landesherrn, 
Würden, Pension, Orden oder Ehrentitel von Auswärtigen annehmen. 

$ 34. Jeder Geistliche wird, bevor er die kirchliche Institution erhält, 
dem Oberhaupte des Staates den Eid der Treue ablegen, dem Bischof aber den 
kanonischen Gehorsam geloben. 

$ 35. Der Staat gewährt den Geistlichen jede zur Erfüllung ihrer Berufs- 
geschäfte erforderliche gesetzliche Unterstützung und schützt sie in dem Ge- 
nusse der ihrer Amtswürde gebührenden Achtung und Auszeichnung. 

$ 36. Den Geistlichen, sowie den Weltlichen, bleibt, wo immer ein Miss- 
brauch der geistlichen Gewalt gegen sie stattfindet, der Rekurs an die Landes- 
Behörden. 

$ 37. Die Verwaltungsweise der für den bischöflichen Tisch, das Dom- 
kapitel und Seminar angewiesenen Dotationen, sowie des dem Erzbischofe 
bestimmten Beitrags, wird jeder Staat nach seiner Verfassung und den hierüber 
bestehenden Vorschriften anordnen. 

$ 38. Die Güter der katholischen Kirchenpfründen, sowie alle allgemeinen 
und besonderen kirchlichen Fonds werden unter Mitaufsicht des Bischofs in 
ihrer Vollständigkeit erhalten und können auf keine Weise zu anderen als 
katholischen kirchlichen Zwecken verwendet werden. Die Kongrua der Pfarr- 
pfründen soll, wo diese weniger als 600 Gulden ertragen, nach und nach auf 
diese Summe erhöht werden. Die Verwaltung der niederen Kirchenpfründen 
wird in den Händen der Nutzniesser, welche sich hierbei nach den in jedem 
Staate bestehenden Vorschriften zu richten haben, gelassen. 

$S 39.. In jedem der vereinten Staaten wird, sobald es thunlich ist, ein 
allgemeiner katholischer Kirchenfonds gebildet, aus welchem solche katholisch- 
kirchliche Bedürfnisse aushülfsweise zu bestreiten sind, zu deren Befriedigung 
Niemand eine gesetzliche Verbindlichkeit hat oder keine Mittel vorhanden sind. 
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2. Verordnung, Aenderung der Verordnung vom 30. Januar 1830, 

Das landesherrliche Sehutz- und Aufsiehtsrecht betreffend. Vom 
1. März 1853. 

1. An die Stelle der $S$ 4, 5, 9, 18, 19, 25 und 27 der Verordnung 

vom 30. Januar 1830 treten nachstehende Bestimmungen. 

S 2 (statt 2 4). Die von dem Erzbischof, dem Bischof und den ührigen 
kirchlichen Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben 
an die Geistlichkeit und die Diözesanen, wodurch dieselben zu etwas verbunden 
werden sollen, was nicht ganz in dem eigenthümlichen Wirkungskreise der 
Kirche liegt, sowie auch sonstige Erlasse, welche in staatliche oder bürgerliche 
Verhältnisse eingreifen, unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche 
allgemeine kirchliche Anordnungen und öffentliche Erlasse, welche rein geist- 
liche Gegenstände betreffen, sind der Staatsbehörde gleichzeitig mit der Ver- 
kündigung zur Einsicht mitzutheilen. 

S 5 (statt 2 5). Alle päpstlichen Bullen, Breven und sonstigen Erlasse 
dürfen nur von dem Bischof und nur unter den Voraussetzungen des $ 2 ver- 
kündet und angewendet werden. 

S 4 (statt 2 9). Provinzialsynoden, auf welchen (Gegenstände, die des 
landesherrlichen Placet bedürfen, zur Beschlussfassung gebracht werden sollen, 
können nur nach vorheriger Anzeige an die Regierungen der vereinten Staaten, 
welche denselben Kommissären beizuordnen sich vorbehalten, stattfinden. Die 
gefassten Beschlüsse unterliegen den obigen Bestimmungen hinsichtlich des 
landesherrlichen Placet. 

$S5 (statt 2 18). Diözesansynoden, auf welchen Gegenstände, die des 
landesherrlichen Placet bedürfen, zur Berathung oder Beschlussfassung gebracht 
werden sollen, können von dem Bischof nur nach vorheriger Anzeige an die 
Landesregierung, welche sich vorbehält, landesherrliche Kommissäre dazu abzu- 
ordnen, zusammenberufen werden. Die gefassten Beschlüsse unterliegen den 
obigen Bestimmungen hinsichtlich des landesherrlichen Placet. 

S 6 (statt 2 19). Der Verkehr der Angehörigen der katholischen Kirche 
mit dem Kirchenoberhaupte ist ungehindert; jedoch sind bei allen, die kirch- 
liche Verwaltung betreffenden Gegenständen die aus dem Diözesan- und Metro- 
politanverbande hervorgehenden Verhältnisse jederzeit zu berücksichtigen. 

S 7 (statt 2 25). In jedem der vereinten Staaten wird die Einrichtung 
getroffen werden, dass die Kandidaten des katholischen geistlichen Standes 
entweder ihre theologische Bildung an einer mit der Landesuniversität zu ver- 
einigenden katholisch-theologischen Fakultät, in Verbindung mit einer Anstalt 
für die gemeinsame Verpflegung und Erziehung der Zöglinge, erhalten, oder 
durch Stipendien in den Stand gesetzt werden, eine Universität in der Kirchen- 
provinz zu besuchen. So lange dieses in einzelnen Staaten nicht ausführbar 
ist, wird daselbst für die zweckmässige Bildung der Kandidaten in anderer ange- 
messener Weise Fürsorge getroffen werden. } 

$ 8 (statt 2 27). Vor der Aufnahme in das Priesterseminar müssen die 
Kandidaten in einer von der bischöflichen Behörde anzuordnenden und zu 
leitenden Prüfung gut bestanden sein. Dieser Prüfung wohnt ein landesherr- 
licher Kommissar bei, welcher sich die Ueberzeugung zu verschaffen hat, dass 
die Kandidaten den Gesetzen und Vorschriften des Staates Genüge geleistet 
haben, und nach Betragen und Kenntnisse der Aufnahme würdig sind. Die Auf- 
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nahme geschieht durch die bischöfliche Behörde. Sie darf nach etwa erhobener 
Einsprache des landesherrlichen Kommissars in so lange, als dieselbe nicht 
durch die zuständige Staatsbehörde beseitigt ist, nicht erfolgen. Den Aufge- 
nommenen wird der landesherrliche Tischtitel ertheilt. 


V. Kapitel. 


Kircehenpolitische Gesetze und Verordnungen in 
Württemberg. 


a) Allgemeine (Verfassungs-) Gesetze. 
1. Verfassung vom 25. September 1819 (Staats- u. RBl. S. 633). 


II. Kap. Von den allgemeinen Rechtsverhältnissen 
der Staatsbürger. 

S 24. Der Staat sichert jedem Bürger Freiheit der Person, 
(rewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums und Aus- 
wanderungsfreiheit zu. 

$ 271). Den vollen Genuss der staatsbürgerlichen Rechte gewähren die 
drei christlichen Glaubensbekenntnisse. — Andere christliche Glaubensgenossen 
können zur Theilnahme an den bürgerlichen Rechten nur in dem Verhältnisse 
zugelassen werden, als sie durch die Grundsätze ihrer Religion an der Erfüllung 
der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert werden. 

VI. Kap. Vonden Verhältnissen der Kirche zum Staate. 

S 70. Jeder der drei im Königreiche bestehenden christ- 
lichen Konfessionen wird freie öffentliche Religionsübung und 
der volle Genuss ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds zu- 
gesichert. 

S 71. Die Anordnungen in Betreff der inneren kirchlichen 
Angelegenheiten bleiben der verfassungsmässigen Autonomie 
einer jeden Kirche überlassen. 

S 72. Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- 
und Aufsichtsrecht über die Kirche. Vermöge desselben können die 





1) Dieser $ ist durch Gesetz vom 31. Dezember 1861 über die Unab- 
hängigkeit der staatsbürgerlichen Rechte vom religiösen Bekenntnisse abgeändert 
worden: „Einziger Artikel. An die Stelle des 2. Abs. des $ 27 der Verf.- 
Urk. tritt folgende Bestimmung: Die staatsbürgerlichen Rechte sind unabhängig 
von dem religiösen Bekenntnisse. In dem $ 135 der Verf.-Urk. fallen die Worte: 
einem der drei christlichen Glaubensbekenntnisse angehören und weg. — Unsere 
Ministerien des Innern und des Kirchen- und Schulwesens sind mit der Voll- 
ziehung dieses (sesetzes beauftragt“. Auch diese Bestimmung ist durch das 
RG. vom 3. Juli 1869 (S. 190) obsolet geworden. 
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Verordnungen der Kirehengewalt ohne vorgängige Einsicht und Genehmigung 
des Staatsoberhauptes weder verkündigt noch vollzogen werden!). 


S 73. Die Kirchendiener sind in Ansehung ihrer bürger- 
lichen Handlungen und Verhältnisse der weltlichen Obrigkeit 
unterworfen. 

S 74. Kirchen- und Schuldiener, welche durch Alters- 
schwäche oder eine ohne Hoffnung der Wiedergenesung an- 
dauernde Kränklichkeit zur Versehung ihres Amtes unfähig 
werden, haben Anspruch auf einen angemessenen, lebensläng- 
lichen Ruhegehalt. 

S 76. Sollte in künftigen Zeiten sich der Fall ereignen, dass 
der König einer anderen, als der evangelischen Konfession zu- 
gethan wäre, so treten alsdann in Hinsicht dessen Episkopal- 
rechte die dahin gehörigen Bestimmungen der früheren Religions- 
reversalien ein. 

S 78. Die Leitung der inneren Angelegenheiten der katho- 
lischen Kirche steht dem Landesbischof nebst dem Domkapitel 
zu. Derselbe wird in dieser Hinsicht mit dem Kapitel alle die- 
jenigen Rechte ausüben, welche nach den Grundsätzen des 
katholischen Kirchenrechts mit jener Würde wesentlich verbun- 
den sind. 

$ 79. Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über die 
katholische Kirche werden von dem Könige durch eine aus 
katholischen Mitgliedern bestehende Behörde ausgeübt, welche 
auch bei Besetzung geistlicher Aemter, die von dem Könige 
abhängen, jedesmal um ihre Vorschläge vernommen wird. 

S 80. Die katholischen Kirchendiener geniessen eben die- 
selben persönlichen Vorrechte, welche den Dienern der prote- 
stantischen Kirche eingeräumt sind. 

S 81. Auch wird darauf Rücksicht genommen werden, dass 
katholische Geistliche, welche sich durch irgend ein Vergehen 
die Entsetzung vom Amte zugezogen haben, ohne zugleich ihrer 
geistlichen Würde verlustig geworden zu sein, ihren hinreichenden 
Unterhalt finden. 

S 82. Die katholische Kirche erhält zur Bestreitung der- 
jenigen kirchlichen Bedürfnisse, wozu keine örtlichen Fonds 
vorhanden sind, oder die vorhandenen nicht zureichen, und be- 
sonders für die Kosten der höheren Lehranstalten, einen eigenen, 
diesen Zwecken ausschliesslich gewidmeten Kirchenfond. Zum 





1) Der 2. Satz ist durch Gesetz vom 30. Januar 1862 Art. 1 aufgehoben. 
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Behufe der Ausscheidung desselben vom Staatsgute und der 
näheren Bestimmung der künftigen Verwaltungsweise, wird auf 
gleiche Weise, wie oben ($ 77) bei dem altwürttembergischen 
Kirchengute festgesetzt ist, eine Kommission niedergesetzt werden. 

S 84. Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren 
und niederen Unterrichtsanstalten jeder Art, und namentlich 
der Landes-Universität wird auch künftig auf das Zweckmässigste 
gesorgt. 


2. Gesetz, betr. die Regelung des Verhältnisses der Staatsgewalt 
zur katholischen Kirche. Vom 30. Januar 1862 (RBl. Nr. 5). 


Zur näheren Regelung des Verhältnisses zwischen dem Staat und der 
katholischen Kirche verordnen und verfügen Wir nach Anhörung Unseres Ge- 
heimen Rathes und unter Zustimmung Unserer getreuen Stände, wie folgt: 

Art. 1. Die von dem Erzbischof, dem Bischof und den übrigen kirch- 
lichen Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben an 
‚die Geistlichkeit und Diözesanen, wodurch dieselben zu etwas verbunden werden 
sollen, was nicht ganz in dem eigenthümlichen Wirkungskreise der Kirche liegt, 
sowie auch sonstige Erlasse, welche in staatliche oder bürgerliche Verhältnisse 
eingreifen, unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemeine kirch- 
liche Anordnungen und öffentliche Erlasse dagegen, welche rein geistliche 
(Gegenstände betreffen, sind der Staatsbehörde gleichzeitig mit der Verkündigung 
zur Einsicht mitzutheilen. 

Denselben Bestimmungen unterliegen die auf Diözesan- und Provinzial- 
synoden gefassten Beschlüsse; ebenso die päpstlichen Bullen, Breven und 
sonstige Erlasse, welche immer nur von dem Bischof verkündet und angewendet 
werden dürfen!). — Die vorstehenden Bestimmungen treten bezüglich der Ver- 
ordnung der katholischen Kirchengewalt an die Stelle des hierdurch unter 
Beobachtung der Vorschrift des $ 176 der Verfassungsurkunde aufgehobenen 
zweiten Satzes der $ 72 der Verfassungsurkunde. 

Art. 2. Das Ernennungsrecht des Staates zu katholischen Kirchenstellen 
ist, soweit es nicht auf besondern Rechtstiteln, wie namentlich dem Patronat 
beruht, aufgehoben. — Auf die Anstellung von Geistlichen beim Militär und 
an öffentlichen Anstalten findet diese Bestimmung keine Anwendung. — Die 
vormaligen Patronatrechte der Gemeinden und Stiftungen bleiben mit dem 
Patronat der Krone vereinigt. 

Art. 3. Die Zulassung zu einem Kirchenamte ist durch den Besitz des 
württembergischen Staatsbürgerrechtes, sowie durch den Nachweis einer vom 
Staate für entsprechend erkannten wissenschaftlichen Vorbildung bedingt. 

Art. 4 Die Kirchenämter, welche nicht von der Staatsregierung selbst 
abhängen, können nur an solche verliehen werden, welche nicht von der Staats-. 
regierung unter Anführung von Thatsachen als ihr in bürgerlicher oder poli- 
tischer Beziehung missfällig erklärt werden. — In Betreff der Besetzung des 
bischöflichen Stuhles, der Kanonikate und der Domkaplaneien bleibt es bei dem 
Verfahren, wie solches in der Bulle Ad dominici gregis custodiam vom 





1) Vgl. hierzu S. 307 die $$ 2, 3 und 4 der Verordnung v. 1. März 1853. 
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11. April 1827 und in dem dazu gehörigen Erläuterungs-Breve vom 22. März 1828 
beschrieben ist, sowie bei den Bestimmungen des königlichen Fundations- 
Instrumentes vom 14. Mai 1328 über die Eigenschaften der zu Wählenden. 

Art. 5. Die $$ 47 und 48 der Verfassungsurkunde finden auf katholische 
Kirchendiener bei Verfehlungen, welche dieselben sich hinsichtlich ihres Wandels 
oder der Führung ihres kirchlichen Amtes zur Schuld kommen lassen, ferner- 
hin keine Anwendung. — Ebenso treten die Vorschriften des $ 102, Absatz 4 
des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 und des $ 2, Ziffer 1 der Verordnung 
vom 23. August 1825, betreffend den Wirkungskreis und den Geschäftsgang 
der gemeinschaftlichen Oberämter, soweit dieselben das gemeinschaftliche 
Oberamt auch für die Untersuchung von Vergehen der katholischen Kirchen- 
diener gegen die kirchliche Disziplin und in ihrer geistlichen Amtsführung als 
zuständig erklären, hiemit ausser Wirkung. — Bei gerichtlich strafbaren 
Dienstvergehen der katholischen Geistlichen hat auch künftighin, wie bisher, 
das gemeinschaftliche Oberamt nach Anordnung und unter der Leitung der 
Staatsaufsichtsbehörde die Voruntersuchung (Art. 448 ff. der Strafprozess- 
Ordnung) zu führen. — Die Staatsbehörde ist befugt, einem Geistlichen wegen 
Unbrauchbarkeit oder Dienstesverfehlungen die ihm vermöge Gesetzes oder 
besonderen Auftrags übertragenen staatlichen Geschäfte abzunehmen und einem 
Stellvertreter zu übertragen. 

Art. 6. Die Disziplinarstrafen gegen katholische Kirchendiener wegen 
Verfehlungen im Wandel oder in der Führung ihres kirchlichen Amtes dürfen 
von den kirchlichen Behörden nur auf den Grund eines geordneten prozessua- 
lischen Verfahrens verhängt ‘werden. — Die Disziplinargewalt der kirchlichen 
Behörde kann niemals durch Freiheitsentziehung geübt werden. — Geldbussen 
dürfen den Betrag von 40 fl., die Einberufung in das Besserungshaus der Diözese 
darf die Dauer von sechs Wochen nicht übersteigen. — Von jedem auf eine 
Geldbusse von mehr als 15 fl.. auf Einberufung in das Besserungshaus für 
mehr als vierzehn Tage, ferner auf Suspension, Versetzung, Zurücksetzung oder 
Entlassung lautenden Straferkenntnisse ist der Staatsbehörde alsbald Mitteilung 
zu machen. 

Art. 7. Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt können gegen 
die Person oder das Vermögen eines Angehörigen der katholischen Kirche 
wider dessen Willen nur von der Staatsgewalt vollzogen werden. — Die Staats- 
behörde ist jedoch nur dann befugt, ihre Mitwirkung hierzu eintreten zu lassen, 
wenn der Bischof ihr zuvor über den Fall die erforderlichen Aufklärungen 
gegeben und sie hiernach die Verfügung oder das Erkenntniss weder in formeller 
Hinsicht, noch auch vom staatlichen Gesichtspunkt in materieller Beziehung 
zu beanstanden gefunden hat. — Auch für die Führung einer kirchlichen Unter- 
suchung darf die Staatsbehörde auf Ersuchen der Kirchenbehörde nur unter 
derselben Voraussetzung mitwirken. 

Art. 8. Die katholischen Einwohner derjenigen Landestheile, in welchen 
bis jetzt noch die ehemalige vorderösterreichische Ehegesetzgebung gegolten 
hat, sind in Zukunft in Ehesachen dem gemeinen Rechte der katholischen 
Kirche und der bischöflichen Gerichtsbarkeit unter den gleichen Bestimmungen, 
wie die übrigen katholischen Staatsangehörigen, unterworfen. 

Art. 9. Bei kirchlich getrauten Ehen zwischen zwei Katholiken sind in 
denjenigen Fällen, in welchen die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Ehe nach 
einem von dem kirchlichen Gesetze abweichenden Staatsgesetze in Frage steht, 
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die in Art. 13 des Gesetzes vom 1. Mai 1855 genannten bürgerlichen Gerichte 
zuständig. — Dieselben haben in diesen Fällen nach den einschlägigen beson- 
deren Bestimmungen der Staatsgesetzgebung und im Uebrigen nach den in 
Art. 13 und 18 jenes Gesetzes bezeichneten Grundsätzen und Vorschriften, 
erforderlichen Falles von Amtswegen, zu verfahren. -- Auf eine von dem 
Civilgerichte im Widerspruch mit dem kirchlichen Gesetze für gültig erklärte 
Ehe finden die Art. 13, 15 bis 17 und 20 des gedachten Gesetzes Anwendung. 

Art. 10. Disziplinarstraf- und Ehesachen (Art. 5, 6 und 8) dürfen auch 
im Instanzenzuge nicht vor ein ausserdeutsches kirchliches Gericht gezogen 
werden. 

Art. 11. Die für die Heranbildung der Kandidaten des katholischen 
geistlichen Standes bestehenden Konvikte in Tübingen, Ehingen und Rottweil 
sind in Absicht auf die dem Bischof zukommende Leitung der religiösen Er- 
ziehung der Zöglinge und der Hausordnung, insoweit sie durch die letztere 
bedingt ist, der Oberaufsicht der Staatsgewalt unterworfen. In den übrigen 
Beziehungen stehen dieselben unter der unmittelbaren Leitung der Staatsbehörde. 
Insbesondere hängt die Aufnahme und Entlassung der Zöglinge von der Staats- 
behörde ab. 

Art. 12. Der Art. 1, Ziffer 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1842, betreffend 
die Verhältnisse der bei den höheren und mittleren öffentlichen Unterrichts- 
Anstalten u. s. w. angestellten Diener, wird, soweit er sich auf den Vorstand 
des Wilhelmsstiftes bezieht, hiermit ausser Kraft gesetzt. — Dem Bischof steht 
die Ernennung der Vorsteher der drei Konvikte aus der Zahl der an ihrem 
Sitz angestellten Professoren oder Kirchendiener, sowie die Ernennung der 
Repetenten an den genannten Lehranstalten zu. Auf diese Ernennung findet 
das in Art. 4, Abs. 1 des gegenwärtigen Gesetzes angeführte Recht der Staats- 
Regierung zu Ausschliessung missliebiger Kandidaten Anwendung. Die Geltend- 
machung dieser Rechte bleibt der Regierung auch in dem Fall vorbehalten, 
wenn ein Vorstand oder Repetent nach seiner Ernennung in bürgerlicher oder 
politischer Beziehung derselben unangenehm geworden ist. 

Art. 13. Die Leitung des katholischen Religionsunterrichts in den Volks- 
schulen (vgl. Art. 78 des Volksschulgesetzes vom 29. September 1836), sowie 
in den sonstigen öffentlichen und Privat-Unterrichtsanstalten, einschliesslich 
der Bestimmung der Katechismen und Religionshandbücher, kommt dem Bischof 
zu, unbeschadet des dem Staate über alle Lehranstalten zukommenden Ober- 
aufsichtsrechts. 

Art. 14. Gegen einen Lehrer an der katholisch -theologischen Fakultät 
der Universität, dessen Lehrvorträge nach dem Urtheile des Bischofs wider die 
Grundsätze der katholischen Kirchenlehre verstossen, kann eine Verfügung nur 
von der Staatsregierung getroffen werden. 

Art. 15. Geistliche Orden und Kongregationen können vom Bischof nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung der Staatsregierung eingeführt werden, welche 
auch erforderlich ist, so oft ein im Lande schon zugelassener Orden eine neue 
Niederlassung gründen will. — Die Staatsregierung ist jedoch keinenfalls befugt, 
ohne besondere Ermächtigung durch Gesetz den Jesuitenorden oder ihm ver- 
wandte Orden und Köongregationen im Lande zuzulassen. Die Genehmigung ist 
jederzeit widerruflich. 

Art. 16. Die Gelübde der Ordensmitglieder werden von der Staatsgewalt 
nur als widerrufliche behandelt. 


a) Allg. Gesetze: Ueber die religiösen Dissidentenvereine v. 9. April 1872. 313 


Art. 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die Abänderung 
bestehender kirchlicher Gemeinde- und Bezirkseintheilungen kann von dem 
Bischof nur im Einverständnisse mit der Staatsregierung verfügt werden. — 
Dasselbe gilt von der Errichtung, Theilung und Vereinigung von Pfründen, 
auch wenn eine neue kirchliche Gemeindeeintheilung nicht damit verbunden ist. 


Art. 13. Das den kirchlichen Bedürfnissen und Anstalten gewidmete 
Vermögen unterliegt den allgemeinen Landesgesetzen, insbesondere auch jenen 
über öffentliche Lasten und Abgaben, sowie über den Besitz von Liegenschaften 
durch die todte Hand. 


Art. 19. Die Verwaltung der vakanten Pfründen und des aus den Erträg- 
nissen von solchen gebildeten Interkalarfonds steht unter der gemeinsamen 
Leitung, diejenige der besetzten Pfründen unter der gemeinsamen Aufsicht des 
Staates und der Kirche. — Von den Verwaltern anderen, den kirchlichen Be- 
dürfnissen und Anstalten gewidmeten Vermögens kann die Staatsregierung, 
soweit ihr nicht weiter reichende Befugnisse in Beziehung auf dasselbe zukommen, 
über die Erhaltung des Grundstocks und die stiftungsmässige Verwendung seiner 
Erträgnisse Nachweis verlangen. 


Art. 20. Der Verkehr mit den kirchlichen Obern wird von Staatswegen 
nicht gehindert. 


Art. 21. Ein unmittelbarer Verkehr mit den königlichen Behörden steht 
dem Bischof in der Weise zu, dass er keine Befehle oder Weisungen an 
sie erlässt. 

Art. 22. Alle mit Vorstehendem nicht vereinbaren Bestimmungen früherer 
Gesetze und Verordnungen treten mit der Verkündigung des gegenwärtigen 
Gesetzes ausser Kraft. — Indem Wir mit der Vollziehung dieses Gesetzes 
Unsere Minister der Justiz und des Kirchen- und Schulwesens beauftragen, 
erklären Wir zugleich, dass der mit Unserer Verordnung vom 21. Dezbr. 1857 
bekannt gemachten Konvention mit dem römischen Stuhle eine rechtlich ver- 


bindende Kraft nicht zukommt, und setzen hiermit jene Verordnung ausser 
Wirkung. 


3. Gesetz über die religiösen Dissidentenvereine. 
Vom 9. April 1872. 


Art. 1. Die Bildung religiöser Vereine ausserhalb der vom Staate als 
öffentliche Körperschaften anerkannten Kirchen ist von einer staatlichen Ge- 
nehmigung unabhängig. Es steht diesen Vereinen das Recht der freien gemein- 
samen Religionsübung im häuslichen und öffentlichen Gottesdienst, sowie der 
selbständigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. Dieselben 
dürfen jedoch nach ihrem Bekenntniss, ihrer Verfassung oder ihrer Wirksamkeit 
mit den Geboten der Sittlichkeit oder mit der öffentlichen Rechtsordnung nicht 
in Widerspruch treten. 


Art. 2. Ob und unter welchen Voraussetzungen den Mitgliedern solcher 
religiösen Vereine an Stelle des Eides der Gebrauch einer anderen Betheuerungs- 
formel gestattet sei, ist Gegenstand der Verordnung. — Alle mit gegenwär- 
tigem Gesetze nicht in Einklang stehenden, seither geltenden Vorschriften sind 
aufgehoben. — Unsere Ministerien der Justiz und des Kirchen- und Schul- 
wesens sind mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
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b) Gesetz über die Vertretung der kathol. Pfarrgemeinden 
und die Verwaltung ihrer Vermögens- Angelegenheiten. 
Vom 14. Juni 1887 (RBl. 8. 2172). 


I. Organe. 


Art. 1. In den katholischen Pfarrgemeinden, welchen als öffentlichen 
Korporationen die Rechte der juristischen Persönlichkeit zukommen, besteht, 
soweit nicht eine der in Art. 60, Abs. 1 bis 3 und Art. 67 gemachten Aus- 
nahmen Platz greift, für jede einzelne Pfarrei ein Kirchenstiftungsrath. — 
Dasselbe gilt von denjenigen Filialgemeinden, in welchen ein eigenes kirch- 
liches Vermögen vorhanden ist, oder deren Mitgliedern besondere Leistungen 
zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse der Filialgemeinde obliegen. — 
Im übrigen nehmen die Filialen, erforderlichenfalls in Gruppen, nach Verhältniss 
der Seelenzahl an dem Kirchenstiftungsrath der Muttergemeinde (Abs. 1) be- 
züglich der gemeinsamen Angelegenheiten theil. -— In grösseren Orten, welche . 
in mehrere Pfarreien zerfallen, können sich die in jeder einzelnen Pfarrei 
bestehenden Kirchenstiftungsräthe für die Berathung und Beschlussfassung in 
gemeinsamen Angelegenheiten zu einem Gesammtstiftungsrath vereinigen. — 
Das Nähere hierüber sowie über die Theilnahme der Filialgemeinden an dem 
Kirchenstiftungsrath der Muttergemeinde (Abs. 3) wird durch Ortsstatut (vgl. 
Art. 61) bestimmt. 

Art. 2. Der Kirchenstiftungsrath besteht: 

1. aus dem betreffenden Pfarrer oder dessen Stellvertreter und den in 
der Parochie etwa vorhandenen Kaplänen, bezw. Kaplaneiverwesern, während 
blosse Hilfspriester (Vikare) als solche nur mit berathender Stimme theilnehmen ; 

2. aus dem Ortsvorsteher, wenn derselbe der katholischen Kirche ange- 
hört, oder dem ordentlichen Stellvertreter desselben unter der gleichen Voraus- 
setzung. — In einer über mehrere Orte sich erstreckenden Pfarrgemeinde ist 
der Ortsvorsteher desjenigen Orts, in welchem der Pfarrer seinen Sitz hat, 
Mitglied des Kirchenstiftungsrathes, wenn er der katholischen Kirche angehört; 

3. aus dem Kirchenpfleger; 

4. aus einer Anzahl weltlicher, von den Pfarrgenossen aus ihrer Mitte 
gewählter Mitglieder. — Der Kirchenpatron, wenn derselbe der katholischen 
Kirche angehört, kann persönlich an den Sitzungen des Kirchenstiftungsrathes 
mit berathender Stimme theilnehmen. 

Art. 3. Die Zahl der in den Kirchenstiftungsrath zu wählenden welt- 
lichen Mitglieder beträgt je nach der Grösse der Pfarrgemeinde vier bis zwölf. 
— Wenn der Ortsvorsteher der katholischen Kirche nicht angehört, so wird 
die Zahl der von Pfarrgenossen zu wählenden Mitglieder um eines vermehrt. 
— Im übrigen wird das Nähere hinsichtlich der Zahl dieser Mitglieder im 
Verordnungswege bestimmt. 

Art. 4. Stimmberechtigt zur Wahl der weltlichen Mitglieder des Kirchen- 
stiftungsrathes sind alle männlichen, über fünfundzwanzig Jahre alten, selbst- 
ständigen Pfarrgenossen. — Als selbständig ist nur derjenige zu betrachten, 
welcher einen eigenen Hausstand hat, oder ein öffentliches Amt bekleidet, oder 
ein eigenes Geschäft, bezw. als Mitglied einer Familie deren Geschäft führt. 
— Als selbständig ist nicht zu betrachten, wer ständige Unterstützungen aus 
Mitteln der bürgerlichen Armenpflege erhält, und wer unter Vormundschaft steht. 
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Art. 5. Ausgeschlossen von der Stimmberechtigung ist, wer in Folge straf- 
richterlichen Urtheils der bürgerlichen Ehrenrechte verlustig ist, oder wer in 
den letzten der Wahl vorangegangenen drei Jahren wegen Diebstahls, Unter- 
schlagung, Betrugs, Meineids, Urkundenfälschung in gewinnsüchtiger Absicht, 
Gotteslästerung, Beschimpfung der katholischen Kirche oder ihrer Einrichtungen 
und Gebräuche oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen die Sitt- 
lichkeit rechtskräftig verurtheilt worden ist oder eine Freiheitsstrafe auf einer 
Verurtheilung wegen der genannten Verbrechen oder Vergehen erstanden hat. 

Das Stimmrecht ruht: 

1. bei demjenigen, gegen welchen wegen eines Verbrechens 'oder eines 
Vergehens das Hauptverfahren eröffnet ist, wenn die Verurtheilung die Ent- 
ziehung der bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, bis zur Been- 
digung des Verfahrens; 

2. bei demjenigen, gegen welchen ein Konkursverfahren eröffnet ist, 
während der Dauer des letzteren; 

3. bei demjenigen, welcher eigenmächtig die Uebernahme oder die Fort- 
führung der Funktion eines Mitgliedes des Kirchenstiftungsrathes verweigert, 
oder wegen Verfehlungen im Wandel oder in der Amtsführung von dieser 
Funktion gemäss Art. 58 entlassen worden ist, bis zur Zeit nach der nächsten 
n Gemässheit der Art. 9 oder Art. 59 Abs. 3 vorzunehmenden Wahl; 

4. bei allen, welche, obwohl sie mindestens vier Wochen vorher besonders 
gemahnt wurden, mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr lang 
im Rückstand sind, bis zur Erledigung dieses Rückstandes. 

Art. 6. Wählbar in den Kirchenstiftungsrath sind die über dreissig Jahre 
alten, im wirklichen Genusse des Stimmrechtes stehenden Pfarrgenossen. — 
Ausser den nach Art. 4 und 5 nicht stimmberechtigten beziehungsweise zeitlich 
von der Ausübung des Stimmrechtes ausgeschlossenen Personen ist nicht 
wählbar, wer in Folge gerichtlichen Urtheils zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
unfähig ist. 

Art. 7. Ueber die aktive Wahlfähigkeit hat im Anstandsfalle, jedoch 
ohne aufschiebende Wirkung für den Fortgang der Wahlhandlung, das bischöf- 
liche Ordinariat zu entscheiden. Gegen die Entscheidung ist Beschwerde an 
das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens binnen der Ausschlussfrist von 
zwei Wochen zulässig. Das Ministerium entscheidet endgültig. — Ueber Ein- 
sprachen gegen die Person eines Gewählten wegen gesetzlicher Mängel hat 
nach Anhörung des Betreffenden und nach vorgängiger Vernehmung des Kirchen- 
stiftungsrathes das bischöfliche Ordinariat zu entscheiden. Gegen einen Be- 
schluss des Ordinariats, wodurch solche Einsprachen für begründet erkannt 
werden, steht dem davon Betroffenen binnen der Ausschlussfrist von zwei 
Wochen das Recht der Beschwerde an das Ministerium des Kirchen- und Schul- 
wesens zu, welches endgültig entscheidet. 

Art. 8. Die Wahl wird mittelst geheimer Stimmgebung vorgenommen. — 
Wenn in dem ersten Wahltermine nicht mindestens ein Drittel der Stimm- 
berechtigten abgestimmt hat, so ist die Wahl in einem späteren Termine fort- 
zusetzen. Hierauf ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der abgegebenen Stimmen 
gültig. — Als gewählt sind diejenigen zu betrachten, welche die meisten Stimmen 
erhalten haben (vgl. übrigens Art. 11, Abs. 1). Bei gleicher Stimmenzahl geht 
der ältere dem jüngeren vor. — Ueber Beanstandungen des Wahlverfahrens 
entscheidet der Kirchenstiftungsrath, vorbehältlich einer binnen der Ausschluss 
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frist von zwei Wochen anzubringenden Beschwerde an das bischöfliche Ordi- 
nariat. — Gegen die Entscheidung des bischöflichen Ordinariats ist binnen 
derselben Ausschlussfrist eine weitere Beschwerde an das Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens statthaft, dessen Entscheidung endgültig ist (vgl. 
Art. 7). — Das Nähere hinsichtlich des Wahlverfahrens wird im Verordnungs- 
wege bestimmt. 

Art. 9. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von sechs Jahren. — Je nach 
drei Jahren tritt die Hälfte der gewählten Mitglieder aus, jedoch nicht, bevor 
die Nachfolger eingeführt sind. — Die Austretenden können wieder gewählt 
werden. — Das erstmalige Austreten nach drei Jahren wird durch das Loos 
bestimmt. 

Art. 10. Die Wahl in den Kirchenstiftungsrath kann abgelehnt werden: 

1. von demjenigen, welcher unmittelbar zuvor drei Jahre hindurch Mitglied 
des Kirchenstiftungsrathes gewesen ist; 

2. von solchen, welche überhaupt schon sechs Jahre als Mitglied desselben 
Dienste geleistet haben; 

3. bei einem Lebensalter von über 60 Jahren zur Zeit der Wahl; 

4. wegen anderer erheblicher Entschuldigungsgründe (wie Kränklichkeit, 
häufiger Abwesenheit, unvereinbarer Dienstverhältnisse u. s. f.). 

Aus den Gründen der Ziffer 4 kann ein Mitglied sein Amt auch nieder- 
legen. — Ueber die Zulässigkeit der Ablehnung und der Niederlegung des 
Amtes entscheidet der Kirchenstiftungsrath und auf erhobene Beschwerde das 
bischöfliche Ordinariat im Einvernehmen mit der Kreisregierung. Im Falle 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen Beiden hat auf Vorlage der Kreis- 
Regierung das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens endgültig zu ent- 
scheiden. — Bis die Entscheidung erfolgt ist, hat der Betreffende sein Amt 
fortzuversehen. 

Art. 11. Wenn einzelne der Gewählten nicht eintreten, so rücken solche 
nach, auf welche mindestens ein Zehntheil der abgegebenen Stimmen gefallen 
ist. — Sind solche nicht vorhanden, so ist die Zahl durch Neuwahl zu ergänzen. 
— Bei einer ausser der Zeit eintretenden Erledigung wählt der Kirchenstiftungs- 
rath für die noch übrige Dienstzeit des Ausgeschiedenen einen Ersatzmann. 

Art. 12. Die gewählten Mitglieder des Kirchenstiftungsrathes verwalten 
ihr Amt unentgeltlich als ein kirchliches Ehrenamt. Sie werden von dem 
Vorsitzenden in ihr Amt eingeführt und auf treue Erfüllung ihrer Öbliegen- 
heiten verpflichtet. — Die Vorschriften über die Verpflichtung werden im Ver- 
ordnungswege erlassen. 

Art. 13. Für die Kassen- und Rechnungsführung und für die Besorgung 
der laufenden ökonomischen Geschäfte der Pfarrgemeinde wird von dem Kirchen- 
stiftungsrathe ein Kirchenpfleger entweder auf eine bestimmte Anzahl von 
Jahren, mindestens auf drei Jahre, oder auf Lebensdauer gewählt (vgl. jedoch 
Art. 69). — Wählbar ist, wer im wirklichen Genusse des Stimmrechtes in 
einer katholischen Pfarrgemeinde des Landes steht (Art. 4 und 5), und bei 
dem nicht die Voraussetzung des Art. 6 Abs. 2 zutrifft. — Der Gewählte ist 
verpflichtet, seinen Wohnsitz in einem Orte der Pfarrgemeinde zu nehmen, für 
welche er gewählt ist. — Von den Mitgliedern des Kirchenstiftungsrathes 
können nur die gewählten (Art. 2, Ziff. 4) als Kirchenpfleger bestellt werden; 
in diesem Falle ist für das zum Kirchenpfleger bestellte Mitglied gemäss der 
Bestimmung des Art. 11 Abs. 3 ein Ersatzmann zu wählen. — Dem Kirchen- 
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pfleger können für einzelne Zweige der Verwaltung Theilrechner von dem 
Kirchenstiftungsrath beigegeben werden. — Kirchenpfleger und Theilrechner 
sind als Rechner in Pflichten za nehmen und haben nach den zu erlassenden 
Bestimmungen Kaution zu stellen; sie erhalten für ihre Dienstleistungen eine 
Belohnung. — Die Höhe der Kaution und die Art der Kautionsleistung, sowie 
der Betrag der Belohnung wird von dem Kirchenstiftungsrath festgesetzt 

Art. 14. Von der Wahl des Kirchenpflegers und der etwaigen Theil- 
rechner, sowie von der vorläufigen Festsetzung der von denselben zu leistenden 
Kaution ist von dem Dekan vor der kirchlichen Genehmigung der letzteren 
dem Oberamte Mittheilung zu machen. — Wenn das Oberamt gegen die Person 
des Kirchenpflegers oder Theilrechners oder bezüglich der Kaution ‘derselben 
eine Erinnerung zu machen findet, die Ansicht des Oberamtes aber von dem 
Dekan nicht getheilt wird, so hat letzterer die Akten dem bischöflichen Ordi- 
nariate vorzulegen, welches im Einvernehmen mit der Kreisregierung Ent- 
scheidung zu treffen hat. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen 
beiden hat auf Vorlage der Kreisregierung das Ministerium des Kirchen- und 
Schulwesens endgültig zu entscheiden. 

Art. 15. Die Rechner und Theilrechner der Pfarrgemeinden sind öffent- 
liche Rechnungsbeamte im Sinne des Art. 45 des Landespolizeistrafgesetzes 
vom 27. Dezember 1871 (RBl. S. 391). — Die Aufsichtsbehörde über dieselben 
ist neben dem Kirchenstiftungsrath (Art. 27) das bischöfliche Ordinariat, welchem 
auch die Befugniss der Entlassung zusteht (vgl. übrigens Art. 63). Der Art. 58 
letzter Absatz findet entsprechende Anwendung. — Bezüglich der vorläufigen 
Dienstenthebung (Suspension) findet der Art. 5 des Gesetzes vom 4. März 1879 
über die Ausführung der Reichsstrafprozessordnung (RBl. S. 50) Anwendung. 
Auch abgesehen davon kann, wenn Gefahr im Verzug ist, das Oberamt, oder 
auch der Kirchenstiftungsrath die vorläufige Dienstenthebung, unbeschadet des 
Rechtes auf das mit der Stelle verbundene Einkommen, verfügen. 

Art. 16. Wenn in einer Pfarrgemeinde die Zahl der gewählten Mitglieder 
des Kirchenstiftungsrathes mindestens acht beträgt, so kann von letzterem 
durch Wahl aus seiner Mitte ein in seiner Mehrzahl aus weltlichen Mitgliedern 
bestehender Verwaltungsausschuss bestellt werden, welcher die in Art. 25, 29, 
30, 42, 44 bezeichneten Geschäfte unter eigener Verantwortlichkeit zu besorgen 
hat. — Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsausschusses wird von dem 
Kirchenstiftungsrath mit Genehmigung des bischöflichen Ordinariats bestimmt. 
— Der Vorsitzende des Kirchenstiftungsrathes ist kraft seines Amtes Vor- 
sitzender, der Kirchenpfleger in gleicher Weise Mitglied des Verwaltungs- 
Ausschusses. 


II. Wirkungskreis der ortskirchlichen Kollegien. 

Art. 17. Auf den Kirchenstiftungsrath geht über: 

1. die Fürsorge für die Erhaltung der äusseren Ordnung innerhalb der 
kirchliehen Gebäude, vorbehältlich jedoch der den bürgerlichen Behörden zu- 
stehenden Anordnung und Vollziehung der dieselbe betreffenden Polizeivor- 
schriften ; 

2. die Verfügung über die Kirchenstühle, jedoch unbeschadet privatrecht- 
licher, vor dem Civilrichter verfolgbarer Ansprüche; 

3. die Vertretung der Interessen der Pfarrgemeinde in Beziehung auf die 
Schule, auf welche jedoch eine unmittelbare Einwirkung ihm nicht zusteht. 
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Art. 18. Die Besetzung der Stellen der Organisten, Kantoren und der 
niederen Kirchendiener, soweit dieselben nicht mit einem Schulamt verbunden 
sind, und nicht wohlerworbene Rechte Dritter entgegenstehen, sowie die Dienst- 
aufsicht über dieselben kommt dem Kirchenstiftungsrathe zu. — Von dem- 
selben kann die Entlassung der in Abs. 1 bezeichneten Diener im Disziplinar- 
wege wegen Dienstunfähigkeit, Versäumung der Dienstpflichten, schlechten 
Lebenswandels oder strafbarer Handlungen verfügt werden. Vertragsmässige 
Zusagen für den Fall der Dienstunfähigkeit dürfen jedoch nicht verletzt werden. 
— Bezüglich der vorläufigen Dienstenthebung (Suspension) der ÖOrganisten, 
Kantoren und niederen Kirchendiener überhaupt findet der Art. 5 des Gesetzes 
vom 4. März 1879, betreffend die Ausführung der Reichsstrafprozessordnung, 
Anwendung. Auch ausser dem Falle des Art. 5 kann der Kirchenstiftungsrath 
diese Diener, unbeschadet des Rechtes auf das mit der Stelle verbundene 
Einkommen, vorläufig vom kirchlichen Dienste entheben. — Ausserdem steht 
dem Kirchenstiftungsrathe gegen diese Diener eine Disziplinarstrafgewalt bis 
zu zwölf Mark (Geldstrafe oder bis zu zwei Tagen Haft zu. Auf Haft kann 
jedoch nur gegen niedere Kirchendiener erkannt werden. — Gegen die Erkennung 
einer Ordnungsstrafe (Abs. 4), sowie gegen die Verfügung der vorläufigen 
Dienstenthebung (Abs. 3) und die Entlassung (Abs. 2) geht die binnen der 
Ausschlussfrist von zwei Wochen anzubringende Beschwerde an die Kreis- 
regierung. Derselben steht auch ausschliesslich der Vollzug der verfügten 
Ordnungsstrafe, welcher sich der Bestrafte nicht freiwillig unterwirft, vorbe- 
hältlich der Prüfung zu, ob die Verfügung nicht zu beanstanden ist. — Hin- 
sichtlich der Verleihung und Entziehung der Stellen von Organisten, Kantoren 
und niederen Kirchendienern, welche nicht von dem Kirchenstiftungsrathe 
besetzt werden, hat es, abgesehen von der in Abs. 3 getroffenen Bestimmung, 
bei den bestehenden Vorschriften sein Verbleiben. 

Art. 19. Der Kirchenstiftungsrath hat die Gesammtheit der Pfarrgenossen 
in vermögensrechtlicher Beziehung zu vertreten. 

Art. 20. Weiter geht die Verwaltung des Ortskirchenvermögens und der 
kirchlichen Lokalstiftungen, sofern und soweit nicht der Stifter eine besondere 
Verwaltungsbehörde bezeichnet hat, auf den Kirchenstiftungsrath über, unbe- 
schadet der Aufsichtsbefugnisse der höheren kirchlichen Behörden, jedoch 
vorbehältlich der Staatsaufsicht. — Die von dem bischöflichen Ordinariat an 
die Dekane und die Kirchenstiftungsräthe bezüglich der Verwaltung des Orts- 
kirchenvermögens und der kirchlichen Lokalstiftungen ergehenden Weisungen 
dürfen gegen die zur Wahrung der fundationsmässigen Stiftungszwecke gegebenen 
Normen nicht verstossen, und haben sich innerhalb der durch die staatlichen 
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften gezogenen Grenzen zu 
bewegen. — Allgemeine Verfügungen des bischöflichen Ordinariats, mit Ein- 
schluss der allgemeinen Bestimmungen über die Festsetzung der von dem 
Kirchenpfleger und den etwaigen Theilrechnern zu leistenden Kautionen, sowie 
der Dienstinstruktion für diese, sind dem Ministerium des Kirchen- und Schul- 
wesens zur vorgängigen Kenntnissnahme und etwaigen Erinnerung vom staat- 
lichen Standpunkte vorzulegen, und dürfen vor der Erklärung des Ministeriums, 
dass es eine Erinnerung nicht zu machen finde, nicht erlassen werden. — Die 
Staatsaufsicht hat, neben der Wahrung der staatlichen und bürgerlichen Inte- 
ressen im allgemeinen, insbesondere die Erhaltung des Grundstocks und die 
stiftungsgemässe Verwendung der Stiftungen zum (segenstande. 
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Art. 21. Die Vermögensverwaltung des Kirchenstiftungsrathes umfasst: 

1. die örtlichen kirchlichen Stiftungen (Art. 22), sofern und soweit nicht 
vom Stifter eine besondere Verwaltungsbehörde bezeichnet ist; 

2. die Ablösungs- (Abfindungs-) Kapitalien für kirchliche Baulasten und 
Kultbedürfnisse, die besonderen kirchlichen Fonds (Baufonds u. s. w.); 

3. den Antheil der Pfarrgemeinde an den gemischten Stiftungen (Art. 23); 

4. das sonstige Ortskirchenvermögen, welches nach den Bestimmungen 
des Art. 24 dieses Gesetzes auszumitteln ist; 

5. das Kirchenopfer nach Massgabe der Anordnung der kirchlichen Ober- 
behörde; 

6. alle etwaigen weiteren Zuwendungen von Vermögen, welche für die 
Zwecke der Pfarrgemeinde oder an das Ortskirchenvermögen werden ge- 
macht werden. 

Auf die Verwaltung des Vermögens der Kirchenpfründen (Pfarr- und 
Kaplaneistellen), Vikariatsfonds u. dgl., sowie der Abfinduugskapitalien für 
Baulasten an den kirchlichen Pfründgebäulichkeiten, soweit diese Kapitalien in 
den Besitz und die Verwaltung der betreffenden Kirchenpfründen übergegangen 
sind, findet das gegenwärtige Gesetz keine Anwendung. 

Art. 22. Als kirchliche Stiftungen sind anzusehen: 

1. diejenigen, welche fundationsmässig ausschliesslich für die Zwecke des 
Gottesdienstes und die Pflege des kirchlichen Lebens bestimmt oder herkömmlich 
dafür verwendet worden sind; 

2. die der Armenpflege dienenden Stiftungen, welche nicht in Vollziehung 
des Art. 11 des Gesetzes vom 17. April 1873 zur Ausführung des Reichsge- 
setzes über den Unterstützungswohnsitz (RBl. S. 109) in die Verwaltung der 
Ortsarmenbehörde übergegangen sind, wenn dieselben nach dem Willen des 
Stifters durch kirchliche Organe verwaltet oder verwendet werden sollen, oder 
wenn deren Erträgnisse wenigstens bisher durch solche Organe verwendet 
worden sind, oder wenn sie der neben dem speziell für die kommunale Armen- 
pflege vorhandenen Fonds bestehenden Kirchenpflege zugewendet worden sind, 
bezw. in ihr verwaltet werden; 

3. Stiftungen für andere milde Zwecke (die Schule u. s. f.), welche nach 
dem Willen des Stifters durch kirchliche Organe verwaltet oder verwendet 
werden sollen, oder wenn deren Erträgnisse wenigstens bisher durch solche 
Organe verwendet worden sind; 

4. Stiftungen zur Versorgung katholischer Geistlicher; 

5. Stiftungen, welche nach der ausdrücklichen Willenserklärung des Stifters 
nur für Katholiken errichtet worden sind. Dahin gehören insbesondere Stiftungen 
für Neukommunikanten, für katholische Schulkinder, für katholische Wittwen 
und Waisen, und Stiftungen für das Studium der Theologie, nicht aber Stiftungen 
für das Studium in anderen Fakultäten oder für das akademische Studium 
überhaupt, auch wenn solche ausschliesslich für Angehörige der katholischen 
Kirche bestimmt sind; 

6. Stiftungen, welche ausdrücklich zur bleibenden Erinnerung an einen 
rein kirchlichen Akt (z. B. Taufe, Kommunion, Firmung) errichtet worden sind, 
sowie die sogenannten Jahrtagsstiftungen; 

7. Stiftungen, deren Erträgnisse an den kirchlichen Festen oder in den 
kirchlichen Festzeiten oder an einem Sonntage nach der ausdrücklichen Fest- 
setzung des Stifters zu vertheilen sind; 
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8. Stiftungen, deren Erträgnisse in der Kirche oder Sakristei vertheilt 
werden, oder, wenn sie älter sind, wenigstens bis zum 1. Juli 1840 in der 
Kirche oder Sakristei vertheilt worden sind; 

9, Stiftungen, welche katholische Geistliche für arme Angehörige der 
Gemeinde, in welcher sie als Geistliche wirkten, oder welche andere zum 
ehrenden Andenken an sie, als Geistliche der Gemeinde, errichtet haben; 

10. Stiftungen zur Anschaffung religiöser Bücher und Schriften für An- 
gehörige der katholischen Kirche. 

Die in Ziffer 2, 3, 5, 7 und 8 genannten Stiftungen sind nicht als kirch- 
liche anzusehen, falls sich aus den Umständen ergibt, dass von dem Stifter 
eine kirchliche Stiftung nicht beabsichtigt war. — Sonstige in Ziffer 1—10 
nicht genannte örtliche Stiftungen gelten als nichtkirchliche, wenn sich nicht 
aus den Umständen ergibt, dass der Stifter eine kirchliche Stiftung beab- 
sichtigt hat. 

Art. 23. Die theils für kirchliche, theils für andere Zwecke bestimmten 
Stiftungen bleiben in der bisherigen Verwaltung des Stiftungsrathes bezw. der 
Ortsarmenbehörde, welche jedoch verpflichtet sind, aus dem Ertrage des Ver- 
mögens derselben alljährlich dem Kirchenstiftungsrathe die für die kirchlichen 
Zwecke stiftungsgemäss zu verwendenden und, bei periodisch wiederkehrenden 
Reichnissen, wenn der Wille des Stifters nicht mehr nachzuweisen ist, die 
nach dem Durchschnitt dieser Reichnisse in der Zeit vom 1. Juli 1840 bis zum 
Ende des der Verkündung des gegenwärtigen (Gesetzes vorangegangenen 
Rechnungsjahres auf das Rechnungsjahr entfallenden Mittel zu diesem Behufe 
zur Verfügung zu stellen. — Dem Stiftungsrathe bezw. der Ortsarmenbehörde 
bleibt übrigens unbenommen, mit der Pfarrgemeinde sich durch Ueberlassung 
eines bestimmten Antheils an dem betreffenden Stiftungsvermögen ein- für 
allemal auseinanderzusetzen. — Diese Bestimmungen (Abs. 1 und 2) finden 
auch auf solche Kirchenstiftungen, welche der katholischen Kirche und einer 
anderen Konfession gemeinsam gewidmet sind, entsprechende Anwendung. 

Art 24. Hinsichtlich der Ausscheidung und Abfindung findet dasjenige, 
was in den Art. 32--49 des Gesetzes vom 14. Juni 1887, betreffend die Ver- 
tretung der evangelischen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer Ver- 
mögensangelegenheiten, bestimmt ist, auch für die katholischen Pfarrgemeinden 
entsprechende Anwendung, mit der Massgabe, dass die für die evangelische 
Landeskirche dem Evangelischen Konsistorium eingeräumten Befugnisse bezüglich 
der Ausscheidung des örtlichen Kirchenvermögens von dem bischöflichen Ordi- 
nariat ausgeübt werden. 

Art. 25. Wenn ein Verwaltungsausschuss bestellt ist, so hat derselbe, 
soweit nicht der Art. 31 entgegensteht, den Etat zu vollziehen, die einzelnen 
durch denselben im Allgemeinen genehmigten Einnahmen und Ausgaben zu 
dekretiren und die Aufsicht auf das kirchliche Eigenthum, insbesondere die 
kirchlichen Gebäude, zu führen. Auch die Besorgung der laufenden Geschäfte, 
z. B. die Ausführung der Bauarbeiten, kann ihm, soweit nicht Art. 31 entgegen- 
steht, von dem Kirchenstiftungsrathe übertragen werden. 

Art. 26. Der Kirchenpfleger sowohl, als die übrigen Mitglieder des 
Kirchenstiftungsrathes haben mit Sorgfalt darauf zu achten, dass das Orts- 
kirchenvermögen und die einzelnen Stiftungen bestmöglich verwaltet werden, 
der Grundstock unangegriffen erhalten bleibe, die Erträgnisse dieser Fonds 
und die sonstigen Forderungen der Kirchenpflege pünktlich eingezogen, die 


b) Ges, über die Vertretung der kath. Pfarrgemeinden u. s. w. v. 14. Juni 1887. 321 


Naturalien bestmöglich verwahrt und verwerthet, die Kapitalien hinlänglich 
versichert, alle unnöthigen Ausgaben vermieden und insbesondere die Stiftungen 
nicht mit fremdartigen Lasten und Ausgaben beschwert, wie auch andererseits, 
dass die den Stiftungen nach dem Willen der Stifter und ihrer ursprünglichen 
Bestimmung obliegenden Ausgaben wirklich und vollständig geleistet werden. 

Art. 27. Der Kirchenpfleger ist dem Kirchenstiftungsrath untergeordnet 
und an dessen Beschlüsse gebunden. Der Kirchenstiftungsrath überwacht seine 
Amtsführung, unbeschadet der Verantwortlichkeit des Vorsitzenden für seine 
nächste Beaufsichtigung, namentlich bezüglich der erforderlichen Kassenvisi- 
tationen. — Dem Kirchenstiftungsrath kommt innerhalb der in Art. 18 Abs. 4 
bestimmten Grenzen eine Disziplinarstrafgewalt gegen den Kirchenpfleger zu. 
Bezüglich des Beschwerderechts findet Art. 15 Abs. 5 Anwendung. 

Art. 28. Für einen durch die Schuld des Kirchenpflegers oder der mit 
einzelnen Geschäften oder Geschäftszweigen Beauftragten entstandenen Schaden 
haften zunächst die Schuldigen, aushilfsweise diejenigen, welchen mangelhafte 
Ueberwachung derselben zur Last fällt. — Im übrigen haften alle zu der kirch- 
lichen Vermögens- und Stiftungsverwaltung berufenen Personen für den etwaigen, 
durch ihre Schuld oder Mitschuld, sei es durch Handlungen oder Unterlassungen, 
entstandenen Schaden. — Insbesondere haften, wenn der Schaden durch einer 
Kollegialbeschluss entstanden ist, alle Mitglieder, welche an der Beschluss- 
fassung theilgenommen haben, mit Ausnahme derjenigen, welche nachweisen 
können, dass sie ihre Nichtübereinstimmung mit dem Beschluss zu Protokoll 
erklärt haben; ebenso haften bei einer Kollegialversäumniss alle Mitglieder, 
welche an dieser Versäumniss Theil haben. — Wenn mehrere in gleicher Weise 
ersatzpflichtig sind, haftet jeder zu seinem Betreff und aushilfsweise für das 
(Ganze. — Erforderlichenfalls sind die Kreisregierungen befugt, Ersatzverbindlich- 
keiten für die Pfarrgemeinden durch einen aufzustellenden Vertreter zu verfolgen, 

Art. 29. Der Etat der Kirchenpflege wird unter Mitwirkung des Kirchen- 
pflegers von dem Kirchenstiftungsrath bezw. dem Verwaltungsausschuss ent- 
worfen und von dem ersteren festgestellt. Derselbe ist vor der kirchlichen 
(Genehmigung von dem Dekan dem Oberamte behufs etwaiger Erinnerung nach 
den in Art. 20, Abs. 4 angeführten Richtungen mitzutheilen. — Wenn das 
Öberamt eine Erinnerung zu machen findet, der Dekan aber der Ansicht des- 
selben nicht beitritt, so hat das Oberamt die Akten der Kreisregierung vorzu- 
legen, welche nach gepflogenem Benehmen mit dem bischöflichen Ordinariat 
die Entscheidung zu treffen hat. — Der nicht beanstandete Etat ist von dem 
Kirchenstiftungsrathe bezw. dem Verwaltungsausschusse während einer vorher 
anzukündigenden Frist von einer Woche zur Einsichtnahme der Pfarrgenossen 
aufzulegen, worauf sodann die Vollziehung des Etats durch die genannten 
“Behörden und den Kirchenpfleger erfolgt. — Falls es sich bei dem Etat zugleich 
um eine Umlage auf die Pfarrgenossen handelt, so kommen die hierauf bezüg- 
lichen besonderen Bestimmungen in Art. 35 bis 48 des gegenwärtigen Gesetzes 
zur Anwendung. i 

Art. 30. Der Kirchenpfleger bedarf der vorgängigen schriftlichen Er- 
mächtigung des Kirchenstiftungsrathes bezw. des Verwaltungsausschusses: 

l. zu den einzelnen, nicht bereits im Voraus bestimmten Ausgaben, 

2. zu allen Verträgen (Kauf, Verkauf, Akkord, Pacht u. s. w.), welche 
zum Zweck der Vollziehung des Etats abgeschlossen werden müssen, 

3. zu jeder Ausleihung von Geldern oder Naturalien. 
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Art. 31. Der Verwaltungsausschuss hat ausser den in Art. 32 aufge- 
führten Fällen die Beschlussfassung des Kirchenstiftungsrathes in folgenden 
Fällen herbeizuführen: 

1. wenn ein Mitglied des Ausschusses bei der Sache persönlich be- 
theiligt ist, 

2. wenn die Verbindlichkeit zu der fraglichen Ausgabe nicht ganz 
zweifellos ist, 

3. wenn eine stiftungsmässige Ausgabe beschränkt oder eingestellt 
werden soll, 

4. wenn irgend eine erhebliche Abweichung von der bisherigen Ver- 
waltung oder Benützung des Kirchen- und Stiftungsvermögens getroffen 
werden soll, 

5. wenn ein Vertragsabschluss in anderer Weise als im Wege des Auf- 
streichs oder Abstreichs erfolgen soll, 

6. wenn eine ausserordentliche Verehrung, ein Nachlass oder eine sonstige 
Vergünstigung, 

7. wenn die abgängige Verrechnung eines Ausstandes in Frage kommt, 

S. wenn die laufenden Ausgaben durch Ablösung eines Aktivkapitals 
gedeckt werden sollen, 

9. wenn ein Vorempfang auf Einkünfte folgender Jahre geschehen soll. 


Art. 32. Die Beschlüsse des Kirchenstiftungsrathes bedürfen der Ge- 
nehmigung der Kreisregierung und können, bevor dieselbe erfolgt ist, nicht 
zum rechtsgültigen Vollzug gelangen: 

1. wenn durch dieselben der Bestand des Ortskirchenvermögens oder 
einer kirchlichen Stiftung betroffen wird, sei es dass a) ein dazu gehöriges 
Grundstück oder Realrecht im Werthe von mehr als 500 Mark veräussert, 
b) eine bleibende Verbindlichkeit darauf übernommen, c) eine neue, die Schulden- 
masse vermehrende Kapitalschuld aufgenommen, d) ein zum Grundstock oder 
einem besonderen Fonds des ÖOrtskirchenvermögens oder der Kirchenstiftung 
gehöriges Kapital zur Deckung laufender Ausgaben verwendet werden, oder 
e) ein erheblicher Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre, insofern 
solcher nicht zur Ablösung von Passivkapitalien dient, geschehen soll, 

2. wenn ein Neubau oder eine bedeutende Reparatur an kirchlichen Ge- 
bäuden, deren Unterhaltung dem örtlichen Kirchen- oder Stiftungsvermögen 
oder den Pfarrgenossen obliegt, ausgeführt werden soll. — Die Entscheidung 
der Kreisregierung erfolgt nach gepflogenem Benehmen mit dem bischöflichen 
ÖOrdinariat und nachdem zuvor den bürgerlichen Kollegien der betheiligten 
(Gemeinde Gelegenheit zur Aeusserung von ihrem Standpunkt gegeben worden ist. 


Art. 33. Hauskollekten bei den Pfarrgenossen für bestimmte Bedürfnisse 
der Pfarrgemeinde oder für sonstige Zwecke (Bewilligungen an andere Pfarr- 
gemeinden, Unterstützung katholisch -kirchlicher Vereine und Anstalten ete.) 
unterliegen den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen (vgl. Art. 13 des 
Landespolizeistrafgesetzes vom 27. Dezember 1871). 


Art. 34. Hinsichtlich der Bewirthschaftung von Waldungen der Pfarr- 
gemeinden und kirchlichen Stiftungen bleibt es bei den Bestimmungen des 
Gesetzes vom 16. August 1875 über die Bewirthschaftung und Beaufsichtigung 
der Waldungen der Gemeinden, Stiftungen und sonstigen öffentlichen Körper- 
schaften (RBl. S. 511). 
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Art. 35. Die von dem Kirchenpfleger abgelegte Rechnung wird von dem 
Kirchenstiftungsrathe geprüft, und ist sodann von dem Dekan nach vorgängiger 
. Revision durch einen geprüften Rechnungsverständigen abzuhören. — Die von 
dem Dekan geprüften und abgehörten Kirchenpflegerechnungen sind von dem- 
selben dem Oberamt zur Einsicht und Prüfung nach den in Art. 20, Abs. 4 
angeführten Richtungen mitzutheilen. — Wenn das Oberamt hierbei in der 
einen oder anderen Beziehung einen Anstand findet, der durch eine Verhand- 
lung mit dem Dekan nicht gehoben werden kann, so hat es die Akten der 
Kreisregierung vorzulegen, welche sodann nach gepflogenem Benehmen mit 
dem bischöflichen Ordinariat entscheidet. — Die staatlich erledigte Kirchen- 
pflegerechnung ist während einer vorher anzukündigenden Frist von einer 
Woche zur Einsichtnahme der Pfarrgenossen aufzulegen. 

Art. 36. Bei Kirchenvisitationen steht es dem Visitator zu, durch Prüfung 
des Kircheninventars, Vernehmung der Kirchenpfleger, Einsichtnahme von den 
Kirchenpflegeetats und Rechnungen, sowie durch Theilnahme an einer Sitzung 
des Kirchenstiftungsrathes sich Kenntniss von der gesammten Verwaltung des 
örtlichen Kirchen- und Stiftungsvermögens zu verschaffen, um über etwa 
erfundene Mängel oder Unordnungen behufs der Abhilfe Anzeige an die zu- 
ständigen Behörden zu erstatten. — Ebenso sind die Kreisregierungen und das 
Ministerium des Kirchen- und Schulwesens befugt, jederzeit von der Kassen- 
und Rechnungsführung der Kirchenpflegen Einsicht zu nehmen und die Ab- 
stellung etwa gefundener Gesetz- und Ordnungswidrigkeiten zu veranlassen. — 
Bei Gefahr im Verzuge, wenn es sich um eine Massregel im Sinne des Art. 15, 
Abs. 3, Satz 2 dieses Gesetzes handelt, ist auch das Oberamt zur Kassen- und 
Rechnungsprüfung befugt. 

Art. 37. Das Oberamt hat je nach Ablauf der Rechnungsperiode über 
die Rechnungsergebnisse jeder Kirchenpflege seines Bezirks einen summarischen 
Bericht unter Beifügung des Grundstocksnachweises an die Kreisregierung zu 
erstatten, welche aus diesen Berichten der Oberämter eine übersichtliche Dar- 
stellung des Standes des gesammten unter ihrer Oberaufsicht stehenden katho- 
lischen Ortskirchen- und Stiftungsvermögens fertigen lässt, und sodann aus 
dieser Darstellung alljährlich dem Ministerium des Kirchen- und Schulwesens 
einen Auszug zur Einsichtnahme vorzulegen hat. 

Art. 38. Reichen die ordentlichen und ausserordentlichen laufenden Ein- 
nahmen der Kirchenkasse zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse nicht 
aus, sind ferner keine im voraus angesammelte Fonds verwendbar, und ist 
bei ausserordentlichen Ausgaben auch ein Grundstocksangriff oder die Aufnahme 
eines Anlehens nicht zulässig, so hat der Kirchenstiftungsrath die Beschaffung 
der erforderlichen Mittel in Erwägung zu ziehen. — Wird durch Beisteuer 
Dritter oder durch freiwillige Beiträge der Pfarrgenossen der Bedarf nicht 
aufgebracht, so kann der Kirchenstiftungsrath die Erhebung von Umlagen auf 
die Pfarrgenossen beschliessen. — Die kirchliche Besteuerung unterliegt der 
Staatsaufsicht, welche insbesondere die Ordnungsmässigkeit der Auferlegung, 
die Leistungsfähigkeit der Pflichtigen und die Angemessenheit des Beitrags- 
fusses zum Gegenstand hat. 

Art. 39. Die Gesammtsumme der Umlagen auf die Genossen einer Pfarr- 
gemeinde darf 10 Prozent der von der Gesammtheit der kirchensteuerpflichtigen 
(Genossen zu entrichtenden direkten Staatssteuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, 
Gewerben und Kapital-, Renten-, Dienst- und Berufsenkommen der Regel nach 
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nicht übersteigen. — Eine Ueberschreitung der in Abs. 1 festgesetzten Grenze 
ist nur mit Genehmigung der Ministerien des Innern und des Kirchen- und 
Schulwesens und unter besonderen Verhältnissen zulässig. 

Art. 40. Der Massstab für die Vertheilung der Umlagen wird von dem 
Kirchenstiftungsrath nach den örtlichen Verhältnissen, und zwar entweder je 
für den einzelnen Fall oder nach Umständen für einen längeren Zeitraum 
mittels Statuts (vgl. Art. 61), vorbehaltlich der Genehmigung der Staatsbehörde, 
bestimmt. — Insbesondere kann der Umlagemassstab auch nach Klassen fest- 
gestellt werden, in welche die Pfarrgenossen nach ihren Vermögens- und Ein- 
kommensverhältnissen einzureihen sind. 

Art. 41. Der auf die Erhebung einer Umlage gerichtete Beschluss bedarf 
der Genehmigung der Staatsbehörde und kann, bevor dieselbe erfolgt ist, nicht 
zum Vollzuge gelangen. 

Die zuständigen Staatsbehörden sind: das Oberamt und a) wenn die 
Erhebung regelmässig wiederkehrender Umlagen auf die Pfarrgenossen erstmals 
in Frage kommt, sowie b) bei ausserordentlichen Umlagen die Kreisregierung. 

Glaubt das Oberamt in den seiner Verfügung unterstellten Fällen die 
Zustimmung nicht ertheilen zu können, so erwächst die Sache auf Antrag der 


Kirchenbehörde ebenfalls in die Zuständigkeit der Kreisregierung. — Die Staats- 
behörde hat vor allem den bürgerlichen Kollegien der betheiligten Gemeinde 
Gelegenheit zur Aeusserung von ihrem Standpunkte zu geben. — Wenn die 


Kreisregierung ihre Zustimmung versagen zu müssen glaubt, so hat sie erst 
nach gepflogenem Benehmen mit dem bischöflichen Ordinariat die Entscheidung 
zu treffen. 

Art. 42. Nach erfolgter Genehmigung des Umlagebeschlusses durch die 
staatlichen und die kirchlichen Aufsichtsbehörden vertheilt der Kirchenstittungs- 
rath oder, wo ein solcher besteht, der Verwaltungsausschuss die Umlagen auf 
die einzelnen Pfarrgenossen. 

Art. 43. Einem in gemischter Ehe lebenden Ehegatten wird die Hälfte 
der Umlage angesetzt, welche unter Anwendung des bestehenden Massstabes 
auf die beiden Ehegatten entfallen würde. — Keinem Pfarrgenossen darf mehr 
als ein Fünftel der in der Pfarrgemeinde zu erhebenden Gesammtumlage zuge- 
schieden werden. — Wer aus der Kirche austritt, wird dadurch von der Umlage 
nicht befreit, welche in dem Kalenderjahr seiner Austrittserklärung fällig wird. 
— Zu den Kosten eines ausserordentlichen Bauwesens, dessen Nothwendigkeit 
vor seiner Austrittserklärung durch Beschluss des Kirchenstiftungsrathes oder 
durch die Aufsichtsbehörde festgestellt worden ist, hat der Ausgetretene bis 
zum Ablauf des der Austrittsanzeige nächstfolgenden Kalenderjahres ebenso 
beizutragen, wie wenn der Austritt nicht erfolgt wäre. — Die Erklärung des 
Austritts, welche, abgesehen von den in Absatz 3 und 4 enthaltenen Be- 
stimmungen nach vier Wochen ‘in Kraft tritt, muss von dem Austretenden 
schriftlich oder mündlich bei dem Vorsitzenden des Kirchenstiftungsrathes 
angezeigt werden, welcher hierüber eine Bescheinigung auszustellen hat. 

Art. 44. Die von dem Kirchenstiftungsrathe bezw. dem Verwaltungs- 
ausschusse gefertigte Berechnung der einzelnen Umlagen ist für eine Frist von 
mindestens einer Woche zur Einsichtnahme der Umlagepflichtigen aufzulegen, 
nachdem zuvor Ort und Dauer der Auflegung mit dem Anfügen bekannt 
gemacht worden ist, dass Einsprachen gegen den Ansatz und die Höhe, welche 
nicht binnen der Auflegungsfrist bei dem Kirchenstiftungsrathe vorgebracht 
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werden, ausgeschlossen seien, soweit die Einsprachen nicht bei den Verwal- 
tungsgerichten geltend gemacht werden wollen (vgl. Art. 66). — Gegen die 
Verfügung des Kirchenstiftungsrathes auf die Einsprache ist binnen der Aus- 
schlussfrist von zwei Wochen eine Beschwerde an das Oberamt zulässig, dessen 
Entscheidung endgültig ist, wenn nicht binnen der weiteren Ausschlussfrist von 
zwei Wochen der Verwaltungsgerichtshof angerufen wird. 

Art. 45 Nach Erledigung etwaiger Einsprachen und geeigneten Falles 
nach Berichtigung der Berechnung legt der Kirchenstiftungsrath das Einzugs- 
register dem Öberamt vor. — Der Einzug der Umlage kann erst erfolgen, 
nachdem das Oberamt auf dem Einzugsregister urkundlich bestätigt hat, dass 
die Umlage genehmigt sei. 

Art. 46. Die kirchliche und bürgerliche Verwaltungsbehörde einer Ge- 
meinde können sich darüber einigen, dass die kirchlichen Umlagen zugleich 
mit den Steuern für die bürgerliche Gemeinde von dem Gemeindepfleger erhoben 
und sodann von diesem im ganzen an den Kirchenpfleger abgeliefert werden. 

Art. 47. Die Beitreibung kirchlicher Abgaben erfolgt auf Anrufen der 
kirchlichen Behörden nach Massgabe der Abschnitte I und II des Gesetzes 
vom 18. August 1879 über die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich rechtlicher 
Ansprüche (RBl. S. 202). 

Art. 48. Die Steuerschuldigkeiten der Einzelnen sind mit der urkund- 
lichen Bestätigung des Oberamtes über die Genehmigung der Umlage (Art. 45 
Abs 2) für das betreffende Rechnungsjahr verfallen und spätestens bis zum 
Schlusse desselben zu entrichten. — Das kecht zur Nachforderung zurück- 
gebliebener und zur Zurückforderung zuviel bezahlter Steuern verjährt in drei 
Jahren. — Die Verjährung der Nachforderung zurückgebliebener Abgaben lauft 
vom Schlusse des Steuerjahres an, in welchem die Abgabe zu entrichten war, 
und wird durch urkundliche Aufforderung zur Zahlung seitens der mit dem 
Einzug und der Beitreibung beauftragten Beamten unterbrochen. — Die Ver- 
jährung der Zurückforderung zuviel bezahlter Abgaben lauft vom Tage der 
geleisteten Zahlung an und wird durch das Anbringen der Rückforderung bei 
dem Kirchenstiftungsrathe unterbrochen. 

Art. 49. Für das Beitragsverhältniss zwischen Mutterort und Filial zu 
dem gemeinsamen kirchlichen Aufwand ist der Vertheilungsfuss, wie solcher 
durch Vertrag oder ein diesem gleichkommendes Herkommen bestimmt ist, 
und in Krmangelung solcher Feststellung das Mass der 'Theilnahme an den 
kirchlichen Einrichtungen entscheidend. — Dieses Beitragsverhältniss wird in 
Ermangelung einer Vereinbarung der Kirchenstiftungsräthe der betheiligten 
(Gemeinden durch das bischöfliche Ordinariat geordnet, vorbehältlich jedoch der 
Anrufung des Verwaltungsgerichtes (vgl. Art. 66). 


III. Versammlung, berathung und Beschlussfassung der ortskirch- 
lichen Kollegien. 

Art. 50. Der Kirchenstiftungsrath sowie der Verwaltungsausschuss ver- 
sammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden, so oft es die Erledigung der 
(eschäfte erforderlich macht. — Durch Beschluss können regelmässige Sitzungs- 
tage festgesetzt werden. 

Art. 51. Der Kirchenstiftungsrath muss berufen werden, wenn ein Dritt- 
theil der Mitglieder unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes den Antrag 
darauf stellt, oder wenn die Oberkirchenbehörde den Zusammentritt anordnet. 
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Art. 52. Die Leitung der Geschäfte des Kirchenstiftungsrathes und des 
Verwaltungsausschusses steht dem Pfarrer und in dessen Verhinderung dessen 


gesetzlichem Stellvertreter zu. — Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schliesst 
die Sitzung. — Das Nähere über die Leitung der Geschäfte und den Vorsitz 


in den ortskirchlichen Kollegien wird im Verordnungswege bestimmt. 

Art. 53. Beschlussfähigkeit der ortskirchlichen Kollegien ist vorhanden, 
wenn mehr als die Hälfte der Normalzahl der Mitglieder anwesend ist. — 
Wenn auf eine zweite Einladung, mit welcher die Gegenstände der Tages- 
ordnung den Eingeladenen speziell mitgetheilt worden sind, eine geringere 
Zahl als die Hälfte erschienen ist, so sind die Erschienenen beschlussfähig. — 
In allen Fällen müssen jedoch mindestens drei Mitglieder anwesend sein. 

Art. 54. Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit der Anwesenden 
gefasst. — Dem Ortsvorsteher, wenn er Mitglied des Kirchenstiftungsrathes 
ist, gebührt die erste Stimme. Die Sitzordnung der übrigen Mitglieder des 
Kirchenstiftungsrathes wird im Wege der Verordnung geregelt. — Der Vor- 
sitzende stimmt zuletzt ab und hat bei Stimmengleichheit die entscheidende 
Stimme. — Die Abstimmung geschieht mündlich, soweit nicht für einzelne 
Fälle geheime Abstimmung beschlossen wird; bei Wahlen ist letztere geboten, 
— Findet geheime Abstimmung statt, so ist der Vorsitzende nicht gezwungen, 
bei Stimmengleichheit seine entscheidende Stimme abzugeben; in diesem Falle 
gilt ein Beschluss als nicht zu Stande gekommen. — Bei Wahlen und Stellen- 
besetzungen gibt im Falle der Stimmengleichheit das höhere Lebensalter des 
Gewählten den Ausschlag. 

Art. 55. Bei Verhandlungen über einen Gegenstand, bei welchem ein 
Mitglied persönlich betheiligt ist, darf dasselbe nur auf den besonderen Wunsch 
des Kollegiums und nur so lange, als es zur Aufklärung des Sachverhaltes 
wünschenswerth ist, keinesfalls aber bei der Abstimmung, anwesend sein. — 
Auch derjenige ist von der Theilnahme an den Verhandlungen ausgeschlossen, 
welcher mit dem persönlich Betheiligten im ersten oder zweiten Grade nach 
bürgerlicher Berechnungsweise verwandt oder verschwägert ist. — Wenn so 
viele Mitglieder des Kirchenstiftungsrathes wegen persönlicher Betheiligung an 
einer vermögensrechtlichen Angelegenheit der Pfarrgemeinde verhindert sind, 
dass Beschlussfähigkeit nicht mehr vorhanden ist, so kommt in dieser Sache 
die Vertretung der Pfarrgemeinde an Stelle des Kirchenstiftungsrathes dem 
bischöflichen Ordinariat zu. 

Art. 56. Ueber die Sitzungen wird ein fortlaufendes Protokoll geführt. —- 
Der Protokollführer wird von dem Kollegium — in der Regel aus seiner Mitte 
— gewählt. Ausnahmen sind unter Genehmigung der kirchlichen Aufsichts- 
behörde gestattet. — Auch der Vorsitzende ist hierzu wählbar. — Die Proto- 
kolle werden von dem Vorsitzenden und mindestens noch einem Mitgliede des 
Kirchenstiftungsrathes unterschrieben. — Die schriftliche Ausfertigung der 
Beschlüsse, die Beglaubigung von Auszügen aus den Protokollen und Akten 
des Kollegiums, sowie die Geschäftsleitung ausserhalb der Sitzung liegt dem 
Vorsitzenden ob. — Die schriftliche Ausfertigung der Beschlüsse kann er mit 
Zustimmung des Kollegiums auch dem Protokollführer übertragen, doch hat 
er die Ausfertigung jedenfalls zu unterzeichnen. 

Art. 57. Die Mitglieder der ortskirchlichen Kollegien sind verpflichtet, 
über alle als vertraulich bezeichneten Gegenstände Verschwiegenheit zu be- 
obachten. 
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IV. Entlassung von Mitgliedern des Kirchenstiftungsrathes und 
Auflösung sowie Ersetzung desselben. 

Art. 58. Die Entlassung eines gewählten Mitgliedes des Kirchenstiftungs- 
rathes muss erfolgen: 

1. im Falle des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte in Folge gericht- 
lichen Urtheils; 

2. im Falle der Verurtheilung wegen eines der in Art.5 Abs. 1 genannten 
Verbrechen oder Vergehen; 

3. im Falle des Verlustes der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
in Folge gerichtlichen Urtheils. 

Sie kann weiter verfügt werden 

1. in den sonstigen Fällen des Verlustes einer zur Wählbarkeit erforder- 
lichen Eigenschaft (vgl. Art. 4), 

2. wegen Verfehlungen in der Amtsführung oder im Wandel, wenn letztere 
seit der Wahl vorgekommen sind. 

Die Entlassung wird, — im Falle des Abs. 2 Ziff. 2 nach Anhörung des 
Betreffenden — auf den Antrag oder nach vorgängiger Vernehmung des Kirchen- 
stiftungsrathes von dem bischöflichen Ordinariat ausgesprochen. — Letzteres 
ist auch befugt, gewählte Mitglieder von ihrem Amte vorläufig zu entheben, 
sobald ein Verfahren gegen sie anhängig wird, welches ihre Entlassung zur 
Folge haben kann. — Gegen den Beschluss des bischöflichen Ordinariats 
(Abs. 3 und 4) steht dem Betroffenen binnen der Ausschlussfrist von zwei 
Wochen das Recht der Beschwerde an das Ministerium des Kirchen- und Schul- 
wesens zu, welches endgültig entscheidet. 

Art. 59. Wenn der Kirchenstiftungsrath beharrlich die Erfüllung seiner 
Pflichten vernachlässigt oder verweigert, so kann er sowohl durch das bischöf- 
liche Ordinariat, als auch durch die Kreisregierung, unter gegenseitigem Ein- 
vernehmen, aufgelöst werden. — Im Falle einer Meinungsverschiedenheit 
zwischen den genannten Behörden entscheidet auf Vorlage der Kreisregierung 
das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens. — Mit der Auflösung ist die 
sofortige Neuwahl anzuordnen. 

Art. 60. Wenn eine Wahl des Kirchenstiftungsrathes nicht zu Stande 
kommt, oder wenn so viele der gewählten Mitglieder das Amt zu übernehmen 
oder auszuüben sich weigern, dass der Kirchenstiftungsrath nicht mehr beschluss- 
fähig ist (Art. 53 Abs. 1), oder wenn binnen Jahresfrist eine zweite Auflösung 
des Kirchenstiftungsrathes erfolgt, so kann sowohl das bischöfliche Ordinariat 
als die Kreisregierung unter gegenseitigem Einvernehmen, im Anstandsfalle 
das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens, eine kommissarische Verwaltung 


einsetzen. — Derselben kommen sämmtliche Befugnisse des Kirchenstiftungs- 
rathes in vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Pfarrgemeinde zu. — Die 


Amtsthätigkeit dieser Verwaltung dauert bis zu dem Zeitpunkte, wo der 
Kirchenstiftungsrath durch eine nach Art. 8 bis 11 dieses Gesetzes erfolgende, 
spätestens binnen drei Jahren anzuberaumende Neuwahl wieder gebildet 
sein wird. 
V. Allgemeine und Schlussbestimmungen. 

Art. 61. Ausser den in Art. 1, Art. 40 und Art. 67 Ziff. 6 dieses 
Gesetzes bezeichneten Fällen können auch sonst auf der Grundlage des gegen- 
wärtigen Gesetzes den örtlichen Verhältnissen und Bedürfnissen entsprechende 
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Einrichtungen durch Ortsstatuten getroffen werden. — Ortsstatutarische Vor- 
schriften bedürfen der Genehmigung des bischöflichen Ordinariats und der 
Kreisregierung, welch’ letztere zuvor das Oberamt darüber zu vernehmen und 
durch dieses auch den bürgerlichen Kollegien der betheiligten Gemeinde Ge- 
legenheit zur Aeusserung von ihrem Standpunkte zu geben hat. — Im Falle 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen dem bischöflichen Ordinariate und der 
Kreisregierung entscheidet auf Vorlage der letzteren das Ministerium des Kirchen- 
und Schulwesens endgültig. 

Art. 62. Auf die Mitglieder des Kirchenstiftungsrathes sowie die Beamten 
der Pfarrgemeinde finden die S$ 47 und 48 der Verfassungsurkunde keine 
Anwendung. 

Art. 63. Die Mitglieder des Kirchenstiftungsrathes sowie die Beamten 
der Pfarrgemeinde unterliegen wegen Verfehlungen gegen die auf die kirch- 
liche Vermögensverwaltung bezüglichen staatlichen Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften, insbesondere wegen Verletzung der Vorschriften dieses 
Gesetzes zugleich der Disziplinarstrafbefugniss der Staatsaufsichtsbehörden. 

Art. 64. Die bürgerlichen Behörden sind verpflichtet, den kirchlichen 
Behörden bei Feststellung der Grundlagen der kirchlichen Besteuerung, sowie 
bei Anlegung von Personallisten für andere Zwecke die Einsichtnahme der 
erforderlichen Akten zu gestatten. — Bezüglich der Geheimhaltung amtlicher 
Mittheilungen seitens der bürgerlichen an die kirchlichen Behörden liegen den 
letzteren dieselben Verpflichtungen ob wie den ersteren. 

Art. 65. Die Beschwerdeinstanz gegenüber von Beschlüssen der Kreis- 
Regierung bildet, abgesehen von den Fällen der in Art. 24 dieses Gesetzes 
genannten Art. 47 Abs. 2 und Art. 48 Abs. 2 des Gesetzes vom 14. Juni 1887, 
betreffend die Vertretung der evangelischen Kirchengemeinden und die Ver- 
waltung ihrer Vermögensangelegenheiten, in welchen das Ministerium des 
Innern zu entscheiden hat, das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens. — 
Zur Erhebung der Beschwerde (Abs. 1) ist auch das bischöfliche Ordinariat 
namens der Pfarrgemeinden befugt. — Die Entscheidung des Ministeriums des 
Kirchen- und Schulwesens erfolgt nach Rücksprache mit dem Ministerium des 
Innern. — Dieselbe ist in den Fällen der Art. 29, 32, 40 und 41 endgültig. 

Art. 66. Bei Streitigkeiten auf Grund der Bestimmungen der Art. 22 
bis 24, mit den in Art. 90 Abs 1 des Gesetzes vom 14. Juni 1887, betreffend 
die Vertretung der evangelischen Kirchengemeinden u. s. w., enthaltenen 
Beschränkungen, ferner der Art. 38 bis 48, mit der in dem nachfolgenden 
Abs. 3 bezeichneten Ausnahme, endlich des Art. 49 kommt die Verhandlung 
und Entscheidung den Verwaltungsgerichten, und zwar in erster Instanz den 
Kreisregierungen, in zweiter Instanz dem Verwaltungsgerichtshof zu. — Wenn 
in einem Streite über die Bezahlung der kirchlichen Umlagen die Eigenschaft 
der Zugehörigkeit zu der Pfarrgemeinde bestritten ist, so haben die Verwaltungs- 


gerichte auch hierüber zu entscheiden. —- Dagegen sind die Beschlüsse der 
zuständigen Behörde über den Massstab der kirchlichen Umlagen (Art. 40) nicht 
(segenstand der Anfechtung vor den Verwaltungsgerichten. — Durch vor- 


stehende Bestimmungen werden die Art. 10 und 12 des Gesetzes vom 16. Dez. 1876 
über die Verwaltungsrechtspflege (RBl. S. 485) ergänzt. 

Art. 67. In solchen (Gemeinden, in welchen die @emeindegenossen in 
ihrer überwiegenden Mehrheit der katholischen Kirche angehören, und der 
kirchliche Aufwand bisher ganz oder zum grösseren Theil aus Mitteln der 
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Stiftung gedeckt oder von der bürgerlichen Gemeinde bestritten worden ist, 
kann die Vertretung der Pfarrgemeinde und die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens dem bisherigen Stiftungsrath durch Uebereinkunft zwischen dem 
Stiftungsrath und Gemeinderath unter nachfolgenden näheren Bestimmungen 
übertragen werden: 

1. die bürgerliche Gemeinde hat die Deckung des kirchlichen Aufwandes, 
soweit hierzu die Mittel des Stiftungsvermögens nicht zureichen, zu übernehmen ; 

2. durch diese Uebernahme darf ein Steuerpflichtiger, welcher nicht 
(enosse der Pfarrgemeinde ist, nicht erheblich belastet werden; 

3. das Uebereinkommen bedarf der Genehmigung des bischöflichen Ordi- 
nariats und der Kreisregierung, gegen deren Entscheidung keine Beschwerde 
statthaft ist. Die Genehmigung darf nicht ertheilt werden, wenn der Betrag 
des von der bürgerlichen Gemeinde zu übernehmenden kirchlichen Aufwands 
5 Prozent der Staatssteuer aus den im Gemeindebezirke vorhandenen Grund- 
stücken, Gefällen, Gebäuden und Gewerben einschliesslich der nur zu Amts- 
und Gemeindeanlagen beitragspflichtigen (von denen der fingirte Staatssteuer- 
betreff in Rechnung kommt) im Laufe eines Rechnungsjahres übersteigt; 

4. dasselbe kann mit einer Kündigungsfrist von drei Jahren jederzeit auf 
Antrag des Stiftungsrathes oder Gemeinderathes oder von Amtswegen unter 
Angabe der hiefür massgebenden Gründe durch Verfügung des bischöflichen 
Ordinariates oder der Kreisregierung aufgehoben werden; 

5. im Uebrigen bleiben für den Fall und die Dauer des oben erwähnten 
Uebereinkommens die Bestimmungen des dritten Abschnittes des Verwaltungs- 
ediktes vom 1. März 1822 bis auf weiteres mit der Massgabe in Geltung, dass 
dem Stiftungsrathe die Vertretung der Pfarrgemeinde zusteht; 

6. die Erlassung der sonstigen zu Ausführung des Uebereinkommens erforder- 
lichen Vorschriften bleibt dem Verordnungswege und dem Ortsstatut vorbehalten. 

Art. 68. Die Amtsthätigkeit der Stiftungsräthe und Kirchenkonvente in 
den durch dieses Gesetz den Kirchenstiftungsräthen zugewiesenen Angelegen- 
heiten erlischt mit dem Tage, an welchem die Kirchenstiftungsräthe in Wirk- 
samkeit treten, bezw. mit der Uebertragung der betreffenden Vermögensver- 
waltung auf die neuen Organe. — Das Nähere hierüber wird im Verordnungs- 
wege bestimmt. 

Art. 69. Den im Amte befindlichen Stiftungspflegern und Theilrechnern 
' solcher Pflegen bleiben für die Zeit, auf welche sie angestellt sind, ihre Ein- 
kommensbezüge ungeschmälert. — Sie treten bis zum Ablauf dieser Zeit in 
die Funktionen der Kirchenpfleger bezw. Thheilrechner ein, und es finden auf 
sie in dieser Eigenschaft die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung. — Der 
auf die Pfarrgemeinde übergehende Theil ihrer bisherigen Besoldung wird nach 
vorgängigem Benehmen mit dem bischöflichen Ordinariat von der Kreisregierung 
festgestellt. —- Im Streitfalle entscheidet hierüber endgültig das Ministerium 
des Innern nach vorgängigem Benehmen mit dem Ministerium des Kirchen- 
und Schulwesens. 

Art. 70. Auf den in Art. 68 bezeichneten Zeitpunkt werden die dem 
gegenwärtigen Gesetze entgegenstehenden Gesetze und Verordnungen ausser 
Wirkung gesetzt und die S$ 69 lit. d und 120 bis 149 des Verwaltungsedikts 
vom 1. März 1822 in ihrer Wirkung beschränkt. 

Unsere Ministerien des Innern und des Kirchen - und Schulwesens sind 
mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
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c) Gesetze über den religiösen Charakter der Volksschule. 
1. Volksschulgesetz. Vom 29. September 1836 (RBl. Nr. 50). 


Art. 1. Zweck der Volksschule ist religiös-sittliche Bildung und Unter- 
weisung der Jugend in den für das bürgerliche Leben nöthigen allgemeinen 
Kenntnissen und Fertigkeiten. 

Art. 2. Wesentliche Gegenstände des Unterrichts in der Volksschule 
sind: Religions- und Sittenlehre, Schreiben, deutsche Sprache, Rechnen und 
Singen. Der Religionsunterricht ist in allen Volksschulen, soweit nicht in 
besonderen Fällen die Oberschulbehörde etwas anderes anordnet, unter ange- 
messener Theilnahme der Schullehrer von dem Ortsgeistlichen zu ertheilen. 

Art. 8. In Orten, wo sich Einwohner verschiedener Konfessionsbekennt- 
nisse befinden und für die Angehörigen der Konfession der Minderzahl eine 
eigene Volksschule besteht, haben die schulpflichtigen Kinder der letzteren die 
Schule ihrer Konfession zu besuchen. Wenn aber für die Angehörigen der 
Konfession der Minderzahl keine besondere Volksschule im Orte besteht, so 
haben die Eltern die Wahl, ob sie ihre Kinder in die Volksschule ihres Wohn- 
ortes oder in eine benachbarte Schule ihrer Konfession schicken wollen. Eine 
gleiche Befugniss haben solche Konfessionsverwandte, wenn in ihrem Wohnorte 
überhaupt keine Volksschule besteht und die Bezirksschule, mit welcher die 
Mehrzahl der Ortseinwohner im Verbande steht, näher gelegen ist, als die 
Volksschule ihrer eigenen Konfession. — Ein Wahlrecht der Eltern findet 
jedoch in beiden Fällen nicht statt, wenn die Konfessionsschule über eine Stunde 
vom Wohnorte entfernt ist (vgl. Art. 15); es wäre denn, dass die Eltern nach- 
weisen könnten, dass ihre Kinder die entferntere Schule ohne Nachtheil für 
ihre Gesundheit sowohl als für den allgemeinen Schulzweck besuchen können. 

Art. 13. Wenn in Orten, wo Einwohner verschiedener Glaubensbekennt- 
nisse ansässig sind, die Angehörigen der Konfession der Minderzahl wenigstens 
60 Familien, welche an dem persönlichen oder dinglichen Gemeindeverbande 
Theil nehmen (d. h. entweder als Bürger oder Beisitzer der Gemeinde ange- 
hören, oder als Grundbesitzer oder Gewerbetreibende an der ordentlichen direkten 
Staatssteuer des Ortes mitbezahlen), begreifen, so können sie, insofern die 
Mehrheit der betheiligten Familienväter es wünscht, die Errichtung und Unter- 
haltung einer eigenen Volksschule ihrer Konfession aus örtlichen Mitteln 
ansprechen, 

Art. 14. Den Angehörigen der Konfession der Minderzahl eines Ortes 
soll, wenn sie eine Schule für Kinder ihrer Konfession entweder für sich allein 
oder in Verbindung mit den Konfessionsverwandten benachbarter Orte errichten 
und unterhalten wollen, die Erlaubniss hierzu nicht versagt werden, wofern sie 
ein den gesetzmässigen Bestand der Schule sicherndes Einkommen ausmitteln. 

Art. 15. Einwohner verschiedener Glaubensbekenntnisse eines mit keiner 
eigenen Schule versehenen Ortes sind mit benachbarten Schulen ihrer Konfession 
in Verband zu setzen. — Wenn jedoch die nächste Volksschule der einen 
Konfession über eine Stunde (Art. 8) entfernt ist, so sind sämmtliche Orts- 
einwohner dem Verbande der näher gelegenen Schule der anderen Konfession 
einzuverleiben. 

Art. 35. Privatunterrichtsanstalten können, wenn die Benützung derselben 
von dem Besuche der öffentlichen Volksschule befreien soll, nur mit Genehmigung 
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der Oberschulbehörde errichtet werden, und es dürfen dabei nur Lehrer, welche 
diese Behörde nach Kenntnissen und Sittlichkeit für befähigt erkennt, angestellt 
sein. — Diese Anstalten stehen in Beziehung auf Beobachtung des genehmigten 
Unterrichtswesens, auf die Schulzucht und auf die Aufführung der Lehrer unter 
Aufsicht der Schulbehörden. Die Ermächtigung zu einer solchen Anstalt kann 
wegen beharrlichen Ungehorsams gegen die Aufsichtsstelle widerrufen werden. 

Art. 34. In die Gehalte der Schulstellen sind nicht nur alle wegen 
amtlicher Verrichtungen für die Schule eingeräumten ständigen oder unständigen 
Bezüge, sondern auch diejenigen, die in einem mit dem Schuldienste für immer 
als Nebenamt vereinigten niederen Kirchendienst ihren Grund haben, über 
Abzug des etwa darauf haftenden Amtsaufwandes!), 

Zu dem in Abzug kommenden Amtsaufwand gehört insbesondere die .be- 
lohnung des Messnereigehilfen, dessen Haltung dem Schulmeister, der zugleich 
Messner ist, entweder bereits aufgelegt ist, oder künftig von der Oberschulbehörde 
aufgelegt werden möchte. 

Art. 48. Im Falle der Verschiedenheit des Glaubensbekenntnisses der bei 
einer Volksschule betheiligten Familien entscheidet, wenn nicht besondere 
Rechtsverhältnisse entgegen stehen, bei den zur Zeit der Verkündigung dieses 
Gesetzes bereits bestehenden Schulen das Herkommen, und bei Schulen, welche 
erst künftig errichtet werden, die Konfession der Mehrheit der Betheiligten 
über die Konfession der anzustellenden Lehrer. 

Art. 72. Die Volksschulen stehen in jedem Orte unter der Aufsicht des 
Pfarrers derjenigen Konfession, welcher der Schulmeister angehört, und der 
übrigen Mitglieder des Kirchenkonvents?2). Wo mehrere Geistliche einer Kon- 
fession angestellt sind, wird Einer derselben von der Oberschulbehörde besonders 
mit der örtlichen Schulaufsicht beauftragt. 

Art. 73. Wird eine Schule von Kindern einer anderen Konfession als 
derjenigen, zu welcher sich der Schulmeister bekennt, besucht, so steht dem 
Ortspfarrer dieser Konfession die Befugniss zu, von der Schule in Beziehung 
auf die Kinder Einsicht zu nehmen und seine etwaigen Bemerkungen dem 
Kirchenkonvente?) mitzutheilen und nöthigenfalls an die höhere Behörde zu 
bringen. 

Art. 76. Die Pfarrer und Kirchenkonvente 2) sind als Schulbehörden theils 
dem Bezirkspolizeiamt, theils dem Bezirksschulaufseher, theils dem gemein- 
schaftlichen Bezirksamt in Schulsachen untergeordnet. — Zum Bezirks-Schul- 
aufseher wird von der Oberschulbehörde der Dekan oder einer der Geistlichen 
derjenigen christlichen Konfession (Art. 48), welcher die ihm untergebenen 
Schullehrer angehören, in widerruflicher Eigenschaft bestellt. Der Umfang 
seines Bezirkes wird von der Oberschulbehörde bestimmt. — Uebrigens bleiben 
die katholischen Dekane verpflichtet, bei Gelegenheit der ihnen obliegenden 
Kirchenvisitationsberichte einen die Religions- und Sittenlehre in den Volks- 
schulen umfassenden Hauptbericht an die bischöfliche Behörde zu erstatten. 

Art. 78. Die Oberschulbehörde ist für die evangelischen Schulen das 
evangelische Konsistorium und für die katholischen Schulen der katholische 


1) Vgl. Art. 7 und 8 des folgenden Gesetzes, wodurch Abs. 1 einen 
Zusatz erhielt und Abs. 2 geändert wurde. 

2) Durch das Gesetz von 1891 wurde an Stelle des durch Gesetz von 
1565 verstärkten Kirchenkonventes eine neue Ortsschulbehörde geschaften. 
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Kirchenrath, ‘jedoch unbeschadet der bischöflichen Befugnisse hinsichtlich des 
Religionsunterrichts. 


2. Gesetz vom 25. Mai 1865, betr. Abänderung einiger Bestimm- 
ungen der Gesetze über die Volksschulen vom 29. Sept. 1836 
und 6. November 1858!). 


Art. 1--6 enthalten Bestimmungen über Anzahl und Gehalt der Lehrer. 

Art. 7. Art. 34 Abs. 1 des Gesetzes vom 29. September 1836 erhält 
folgende Zusatzbestimmung: 

Die Bezüge für besondere kirchliche Verrichtungen, welche in einem mit 
dem Schuldienste vereinigten niederen Kirchendienste ihren Grund haben (Emo- 
lumente, Aceidenzien, Stolgebühren), sind in den Gehalt der Schulstelle nicht 
einzurechnen. 

Art. 8. Art. 34 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. September 1836 wird dahin 
abgeändert: 

Ist mit der Schulstelle ein Messnerdienst vereinigt, so muss der Lehrer 
in der Regel einen Messnereigehilfen halten, dessen Belohnung zu dem bei 
Festsetzung des Gehaltes in Abzug kommenden Amtsaufwand zu rechnen ist, 
soweit solche nicht etwa schon durch den Mehrbetrag gedeckt erscheint, um 
welchen der Gehalt der Schulstelle das gesetzliche Minimum übersteigt. — 
Nur ausnahmsweise kann auf den Wunsch der emeinde und des Lehrers dem 
Letzteren die Haltung eines Messnereigehilfen von der Oberschulbehörde erlassen 
werden, in welchem Falle die entsprechende Belohnung ihm zu reichen ist. 

Die Art. 15—17 verstärkten den Kirchenkonvent als Schulbehörde durch 
1—3 Ortsschullehrer und ebensoviele gewählte Mitglieder der Schulgemeinde. Diese 
Bestimmungen sind im Wesentlichen in das folgende Gesetz von 1891 (vgl. Art. 
I und 11) aufgenommen. 


3. Gesetz, betr. die Ortsschulbehörden. Vom 13. Juni 1891. 


Art. 1. Die nach Art. 72 des Volksschulgesetzes vom 29. Septbr. 1836 
(RBl. S. 491) zur Schulaufsicht berufene Ortsschulbehörde, Ortsschulrath, besteht 
aus dem ÖOrtsgeistlichen, dem Ortsvorsteher, den in der Schulgemeinde ange- 
stellten Lehrern der Volksschule und einer Anzahl gewählter Mitglieder. — 
Die Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geistlichen soll einschliesslich 
der ein Pfarramt bekleidenden Ortsschulaufseher niemals drei übersteigen. 
Dasselbe gilt für die in die Ortsschulbehörde berufenen Schullehrer. — Wenn 
mehr als drei Geistliche einschliesslich der ein Pfarramt bekleidenden Orts- 
schulaufseher in einer Gemeinde angestellt sind, so sind zunächst die letzteren, 
die weiteren Geistlichen nach dem Dienstrang und bei gleichem Dienstrang 
nach dem Dienstalter in die Ortsschulbehörde zu berufen. — Von den Schul- 


1) Andere Schulgesetze: vom 6. November 1858 (über Schulpflicht, Schul- 
geld, Zahl und Gehalt der Lehrer); vom 18. April 1872 und 22. Januar 1374 
(Gehalt der Lehrer), 30. Dezember 1877 (über die Rechtsverhältnisse der Volks- 
schullehrer) und 30. Dezember 1877 (über die Rechtsverhältnisse der Lehrer 
und Lehrerinnen an den höheren Mädchenschulen) enthalten keine Bestimmungen 
in Bezug auf den religiösen Charakter der Schule. 
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lehrern sind zunächst die mit Dienstaufsichtsrechten betrauten Lehrer berufen. 
Wo eine Mittelschule besteht, ist ein Lehrer derselben Mitglied der Ortsschul- 
behörde. Im übrigen entscheidet das Dienstalter über die Berufung in den 
Ortsschulrath. 

Art. 2. Die Zahl der aus der Schulgemeinde zu wählenden Mitglieder 
kommt der Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geistlichen und Schul- 
lehrer gleich. — Wählbar sind mit Ausschluss der Geistlichen und der im 
Dienste der Volksschule stehenden Lehrer alle in der Schulgemeinde wohnenden 
Männer, welche gemäss Art. 12, 14 und 18 des Gesetzes, betr. die Gemeinde- 
angehörigkeit, vom 16. Juni 1885 (RBl. S. 257) die gemeindebürgerliche Wähl- 
barkeitsrechte besitzen. — Die Wahl geschieht auf die Dauer von drei Jahren. 
— Sie erfolgt durch den Gemeinderath und Bürgerausschuss. — Hinsichtlich 
der Verpflichtung zur Annahme der Wahl in die Ortsschulbehörde, sowie hin- 
sichtlich des Austrittes der gewählten Mitglieder finden die Bestimmungen in 
Art. 15 bis 18, Art. 19 des Gesetzes, betr. die Gemeindeangehörigkeit, vom 
16. Juni 1885 entsprechende Anwendung. Im Falle des angeführten Art. 18 
Abs. 1 Satz 2 hat die Ortsschulbehörde bei dem Gemeinderathe die entsprechende 
Verfügung zu beantragen. 

Art. 3. In Gemeinden, in welchen Volksschulen verschiedener Konfession 
bestehen (Art. 13 des Volksschulgesetzes), wird für die Schulen jeder Kon- 
fession eine besondere Ortsschule gebildet. In dieselbe sind die Geistlichen 
der Konfession der Schule, die Lehrer derselben, der Ortsvorsteher und die 
entsprechende Anzahl weiterer Mitglieder zu berufen, welche nur aus den Mit- 
gliedern der Konfessionsschulgemeinde gewählt werden können. Im übrigen 
finden die Vorschriften der Art. 1 und 2 Anwendung. — Für jede Konfession 
besteht ein besonderer Schulfonds mit einem besonderen Rechner. 

Art. 4. Bei freiwilligen Konfessionsschulen (Art. 14 des Volksschul- 
gesetzes) wird die Ortsschulbehörde aus dem geistlichen Vorstand der Orts- 
kirchengemeinde, den Schullehrern der Konfessionsschule und der entsprechenden 
Zahl gewählter Konfessionsgenossen gebildet. — Die Wahl der letzteren erfolgt 
durch die kirchliche Gemeindevertretung. — Im übrigen werden die näheren 
Vorschriften über die Bildung der Ortsschulbehörde unter entsprechender An- 
wendung des Art. 1 dieses Gesetzes durch das Statut festgestellt, welches der 
Genehmigung durch die Oberschulbehörde bedarf. 

Art. 5. Wenn die Schule einer zusammengesetzten Gemeinde (Art. 1 
des Gesetzes vom 17. September 1853, betr. die Verhältnisse der zusammen- 
gesetzten Gemeinde, RBl. S. 389) sich nicht in dem Orte befindet, in welchem 
der Sitz des Schultheissenamtes ist, so kann von der Bezirksschulbehörde der 
Anwalt am Sitze der Schule statt des Vorstehers der Gesammtgemeinde in 
die Ortsschulbehörde berufen werden. — Wenn für einen eine Theilgemeinde 
bildenden Nebenort mit Theilgemeinderath (Art. 8 Abs. 2 des gen. Gesetzes) 
eine eigene Schule besteht, so erfolgt die Wahl der Mitglieder in die Orts- 
schulbehörde durch den Theilgemeinderath und den örtlichen Bürgerausschuss. 
An Stelle des Ortsvorstehers (Art. 1 Abs. 1) tritt der Anwalt in dieselbe ein, 
— Wenn ausser dem Falle in Abs. 1 eine Volksschule für mehrere Orte 
(Gemeinden oder Theilgemeinden) besteht (Art. 12 Abs. 1 und Art. 15 des 
Volksschulgesetzes), so ist durch ein von den Gemeinderäthen der betheiligten 
Orte zu vereinbarendes Statut unter Berücksichtigung der besonderen Ver- 
hältnisse der Schule festzustellen, welche Mitglieder ausser den Geistlichen 
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und Schullehrern {Art. 1) in die Ortsschulbehörde zu berufen sind. Insbeson- 
dere ist über die Zahl der gewählten Mitglieder und über die Art und Weise 
ihrer Wahl Bestimmung zu treffen. Das Statut bedarf der Genehmigung der 
Öberschulbehörde. Wenn ein solches nicht rechtzeitig zu Stande kommt, 
werden die erforderlichen Bestimmungen von der Oberschulbehörde gegeben, 
bis die Vereinbarung eines Statuts erfolgt ist. — Wenn für einen Theil eines 
Gemeindebezirks eine eigene Schule besteht, so kann unter entsprechender 
Anwendung des Art. 1 dieses Gesetzes durch Ortsstatut für diese Schule eine 
besondere Ortsschulbehörde gebildet werden. Das Ortsstatut, welches insbe- 
sondere über die Zahl der gewählten Mitglieder und die Art und Weise ihrer 
Wahl Bestimmung zu treffen hat, wird vom Gemeinderathe mit Zustimmung 
des Bürgerausschusses erlassen und bedarf der Genehmigung der Ober- 
schulbehörde. 

Art. 6. Die Leitung der Geschäfte der Ortsschulbehörde steht dem Orts- 
schulaufseher und dem Ortsvorsteher bezw. Anwalt (Art. 5) gemeinschaftlich 
zu. Wenn mehrere Ortsschulaufseher bestellt sind, wird einer derselben von 
der Oberschulbehörde mit der Leitung beauftragt. . Im Falle des Art. 4 werden 
die Geschäfte von dem geistlichen Vorstand der Ortskirchengemeinde geleitet. 
— Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte sämmt- 
jicher Mitglieder mit Einschluss der Vorsitzenden erforderlich. — Die Beschlüsse 
werden nach Stimmenmehrheit gefasst. — Dem mitvorsitzenden Ortsvorsteher 
gebührt die erste Stimme. — Bei Stimmengleichheit hat der mitvorsitzende 
ÖOrtsschulaufseher die entscheidende Stimme. — Im Uebrigen bestimmt sich 
diese Abstimmungsordnung nach dem Dienstalter mit der Massgabe, dass zuerst 
die nicht vorsitzenden Ortsschulaufseher, hierauf die nicht mit der Ortsschul- 
aufsicht betrauten Geistlichen, sodann die Lehrer, nach denselben die übrigen 


Mitglieder abstimmen. — Im Falle eines Anstandes bezüglich der Abstimmungs- 
ordnung entscheidet die Oberschulbehörde endgültig. — Der Schulfondsrechner 


(Art. 3 Abs. 2) nimmt auf besondere Aufforderung der Ortsschulbehörde an 
den Verhandlungen derselben mit berathender Stimme Theil. 

Art. 7. Ueber die Verhandlungen der Ortsschulbehörde wird: ein fort- 
laufendes Protokoll geführt, in welches die gefassten Beschlüsse aufzunehmen 
sind, dasselbe ist sofort oder in der nächstfolgenden Sitzung zu verlesen oder 
zur Einsicht für die Mitglieder des Kollegiums aufzulegen und, wenn sich 
hierbei kein Anstand ergibt, von dem Vorsitzenden und den Mitgliedern, 
welche bei der betreffenden Verhandlung mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. 
— Das Protokoll hat der vorsitzende Ortsschulaufseher zu führen, doch kann 
die Ortsschulbehörde auch ein anderes Mitglied aus der Zahl der Geistlichen 
oder Lehrer oder einen Gemeindebeamten mit der Führung des Protokolls für 
immer oder im einzelnen Fall beauftragen. 

Art. 8. Wenn der Gegenstand der Verhandlung die persönlichen Rechte 
oder Interessen eines Mitgliedes der Ortsschulbehörde oder seiner Verwandten 
oder Verschwägerten in gerader Lirie oder bis zum zweiten Grade in der 
Seitenlinie berührt, so ist dasselbe von der Theilnahme an der Berathung und 
Beschlussfassung über diesen Gegenstand ausgeschlossen. 

Art. 9. Die Handhabung der Disziplin in den die Schulaufsicht betreffenden 
Angelegenheiten gegenüber den in die Ortsschulbehörde berufenen Ortsschul- 
aufsehern, Geistlichen und Lehrern kommt den Schulaufsichtsbehörden zu. — 
Auf die übrigen Mitglieder der Ortsschulbehörde finden die Vorschriften des 
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IV. Kapitels des Gesetzes, betr. die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen 
und Amtskörperschaften, vom 21. Mai 1891 (RBl. S. 105), Von der Hand- 
habung der Disziplin (Art. 56— 71), mit der Massgabe entsprechende Anwendung, 
dass zur Verhängung der gesetzlich zugelassenen Ordnungsstrafen an Stelle 
der Kreisregierungen und des Ministeriums des Innern die Oberschulbehörde 
bezw. das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens befugt ist. 

Art. 10. An den bestehenden Befugnissen und Öbliegenheiten der Orts- 
schulbehörde wird durch dieses Gesetz nichts geändert. 

Art. 11. Durch das gegenwärtige (Gesetz werden die Art. 15 bis 17 des 
Gesetzes vom 25. Mai 1865, betr. die Abänderung einiger Bestimmungen der 
Gesetze über die Volksschulen vom 29. Septbr. 1556 und vom 6. Novbr. 1858 
(RBl. S. 103), ausser Wirkung gesetzt und Art. 72 des Volksschulgesetzes vom 
29. September 1836 abgeändert. 

Art. 12. Das gegenwärtige Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz, betr. 
die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperschaften, vom 
21. Mai 1391 (RBl. S. 103) in Kraft. — Jedoch bleibt die bisherige Orts- 
schulbehörde solange in T'hätigkeit, bis die neue ÖOrtsschulbehörde nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes gebildet ist. — Unser Ministerium des Kirchen- 
und Schulwesens ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 


d) Gesetzliche Bestimmungen über religiöse Kinder- 
Erziehung. 


1. Religionsedikt. Vom 15. Oktober 1806 (RBl. 1807 S. 609). 


VI. Um eine Ehe mit einer Person, die einer anderen christlichen Kon- 
fession zugethan ist, einzugehen, bedarf es, wenn sonst alle gesetzlichen Er- 
fordernisse vorhanden sind, keiner Dispensation, und bei vorwaltenden Ehe- 
hindernissen verifizirt die Obrigkeit des Ortes, wo die Ehe geschlossen wird, 
die beiderseitigen Dispensationen. Die Kinder aus diesen Ehen werden, in der 
Regel, bis zu den Unterscheidungsjahren in der Religion des Vaters erzogen. 
Es ist jedoch den Eheleuten erlaubt, durch Verträge, eine nach dem Geschlechte 
der Kinder getheilte Erziehung, oder jede andere Bestimmung diesfalls fest- 
zusetzen; nur müssen, wenn der Vater der evangelischen Religion zugethan ist, 
die Söhne nothwendig auch in dieser Religion erzegen werden!); jene Verträge 
sind aber nur dann giltig, wenn sie vor der Obrigkeit des Gatten abgeschlossen 
werden. Nach erreichten Unterscheidungsjahren?) steht es den aus solchen 
Ehen erzeugten Kindern frei, sich nach eigener Wahl zu einer oder der andern 
christlichen Kirche zu bekennen. 





1) Die Ausnahmebestimmung ist durch den folgenden Erlass aufgehoben. 

2) Ueber die Unterscheidungsjahre besteht Kontroverse. Das Kultus- 
ministerium und der katholische Kirchenrath nahmen an, dass die Unter- 
scheidungsjahre mit vollendetem 13. Jahre beginnen (vgl. ME. vom 14. Sept. 1826 
bei Schmidt a. a. O. S. 384 und Erl. des kath. K.-Raths v. 16. Novbr. 1831 
ebenda S8. 385). Dagegen nehmen die meisten Rechtslehrer und auch die 
Rechtsprechung mit Rücksicht auf die Königl. Verordnung vom 15. Aug. 1817 
über die Auswanderung an, dass „bei Söhnen nach dem zurückgelegten 16. und 
bei Töchtern nach dem 14. Jahre“ . . „die Unterscheidungsjahre erreicht seien“. 
VL ’a:r8. 0.820087 0, 
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2. Geheimer Raths-Erlass. Vom 14. März 1817 (RBl. S. 131). 


Da Se. Königl. Majestät zu verordnen geruht haben, dass die im $ 6 
des Rel.-Edikts vom 15. Oktober 1806 enthaltene, die Vertragsfreiheit der Eltern 
in gemischter Ehe beschränkende Bestimmung, wonach in dem Falle, wenn der 
Vater der evangelischen Konfession zugethan ist, die Söhne nothwendig auch 
in dieser Konfession erzogen werden müssen, aufgehoben sein solle, so wird 
solches hierdurch zur allgemeinen Kenntniss gebracht. 


VI. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen im 
Grossherzogthum Baden. 


a) Gesetze über die rechtliche Stellung der katholischen 
Kirche in Baden. 


1. Verfassungsurkunde. Vom 22. August 1818 (RBl. S. 101). 


II. Staatsbürgerliche und politische Rechte der 
Badener und besondere Zusicherungen. 


S 8. Alle Badener tragen ohne Unterschied zu allen öffent- 
lichen Lasten bei. Alle Befreiungen von direkten und indirekten 
Abgaben bleiben aufgehoben. 

S 9. Alle Staatsbürger ohme Unterschied der Religion haben 
zu allen Civil- und Militärstellen und Kirchenämtern ihrer Kon- 
fession gleiche Ansprüche!). 

$ 10. Unterschied in der Geburt und der Religion begründet mit der für 


die standesherrlichen Familien durch die Bundes-Akte gemachten Ausnahmen, 
keine Ausnahme der Militärdienstpflicht 2). 


S 18. Jeder Landeseinwohner geniesst der ungestörten Ge- 
wissensfreiheit und in Ansehung der Art seiner Gotlesverehrung 
des gleichen Schutzes. 

S 19. Die politischen Rechte aller Religionstheile sind gleich’). 

S 20. Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und 





1) Die kursiv gedruckten Worte sind durch Art. 1 des Gesetzes über die 
Aufhebung der Beschränkung etc. vom 17. Februar 1849 (RBl. 8. 75) eingefügt. 
Ursprünglich lautete $ 9: „Alle Staatsbürger von den drei christlichen Kon- 
fessionen haben u. s. w.“ 

2) Ersetzt durch die Reichs-Militärgesetze s. S. 192 ff. 

3) Die gegenwärtige Fassung nach Art. 2 des cit. Gesetzes von 1849, 
Frühere Fassung: ‚Die pol. Rechte der drei christlichen Religionstheile u. s. w.“ 
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Einkünfte der Stiftungen, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
Anstalten dürfen ihrem Zwecke nicht entzogen werden. 


2. Gesetz, betr. die rechtliche Stellung der Kirchen und kirch- 
lichen Vereine im Staate. Vom 9. Oktober 1860 (RBl. S. 375). 


In Ausführung der durch Unsere Proklamation vom 7. April ds. Js. 
gegebenen Zusicherung, welche den beiden Kirchen Unseres Landes eine freie 
und selbständige Stellung unter der Gewähr einer auf verfassungsmässigem 
Wege erlassenen Gesetzgebung verheisst, und im Hinblick auf die Bestimmungen 
der $S$ 18 und 20 der Verfassungsurkunde haben Wir mit Zustimmung Unserer 
getreuen Stände beschlossen und verordnen, wie folgt: 


I. Allgemeine Bestimmungen. 


$ 1. Der vereinigten evangelisch - protestantischen und der römisch- 
katholischen Kirche ist das Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte 
der öffentlichen Gottesverehrung gewährleistet. 

$ 2. Die Befugnisse der übrigen Religionsgemeinschaften, welche bisher 
aufgenommen oder geduldet waren, richten sich nach den ihnen ertheilten be- 
sonderen Verwilligungen. 


$S 3. Die Bildung religiöser Vereine ist gestattet. — Ihre Verfassung und 
ihr Bekenntniss darf den Staatsgesetzen und der Sittlichkeit nicht wider- 
sprechen. — Es steht ihnen das Recht der freien gemeinsamen Gottesverehrung 


unter dem Schutze des Staates zu. 

$ 4. Die Religionsverschiedenheit ist kein bürgerliches Ehehinderniss. — 
Für jede nach den Staatsgesetzen zulässige Ehe muss eine rechtliche Form 
der Eingehung durch das Gesetz gewährt sein. 

$ 5. Diejenigen, welchen nach den bürgerlichen Gesetzen die Erziehungs- 
rechte zustehen, haben zu bestimmen, in welcher Religion die Kinder erzogen 
werden sollen. — Die näheren Verfügungen bleiben einem besonderen Gesetze 
vorbehalten !). 

$ 6. Das öffentliche Unterrichtswesen wird vom Staate geleitet. — 
Andere Unterrichts- und Erziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht der 
Staatsregierung. 


11. Besondere Bestimmungen über die rechtliche Stellung der ver- 
einigten evangelisch - protestantischen und der römisch- katholischen 
Kirche. 

S 7. Die vereinigte evangelisch-protestantische und die römisch-katho- 
lische Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten frei und selbständig. 
— Der Verkehr mit den kirchlichen Obern ist ungehindert. 

$ 8. Die Kirchenämter werden durch die Kirchen selbst verliehen, unbe- 
schadet der auf öffentlichen oder Privatrechtstiteln wie insbesondere dem 
Patronat beruhenden Befugnisse. 

$ 9. Die Kirchenämter können nur an Solche vergabt werden, welche 
das badische Staatsbürgerrecht besitzen oder erlangen und nicht von der 
Staatsregierung unter Angabe des Grundes als ihr in bürgerlicher oder poli- 





!) Vgl. das Gesetz vom 9. Oktober 1860 über die Religion der Kinder. 
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tischer Beziehung missfällig erklärt werden. — Die Zulassung zu einem Kirchen- 
amte ist regelmässig durch den Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vor- 
bildung bedingt. — Der Umfang derselben und die Art des Nachweises werden 
durch eine Verordnung bestimmt). 

$S 10. Das Vermögen, welches den kirchlichen Bedürfnissen, sei es des 
ganzen Landes oder gewisser Distrikte oder einzelner Orte gewidmet ist, wird 
unbeschadet anderer Anordnungen durch die Stifter, unter gemeinsamer Leitung 
der Kirche und des Staates verwaltet. — Bei der Verwaltung des kirchlichen 
Distrikts- und Ortsvermögens müssen die berechtigten Gemeinden vertreten sein. 

$ 11. Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein religiöser Orden 
eingeführt und keine einzelne Anstalt eines eingeführten Ordens errichtet 
werden. — Diese Genehmigung ist widerruflich. 

$ 12. Den Religionsunterricht überwachen und besorgen die Kirchen 
für ihre Angehörigen, jedoch unbeschadet der einheitlichen Leitung der Unter- 
richts- und Erziehungsanstalten. — Die Kirchen sind befugt, Bildungsanstalten 
für diejenigen, welche sich dem geistlichen Stande widmen, zu errichten 2). 

$ 13. Im ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen bleiben 
die Kirchen, deren Anstalten und Diener, den Staatsgesetzen unterworfen. — 
Keine Kirche kann aus ihrer Verfassung oder ihren Verordnungen Befugnisse 
ableiten, welche mit der Hoheit des Staates oder mit den Staatsgesetzen im 
Widerspruch stehen. 

$S 14. Das den kirchlichen Bedürfnissen und Anstalten gewidmete Ver- 
mögen unterliegt den Gesetzen des Staates, insbesondere auch jenen über die 
öffentlichen Abgaben und Lasten. 

$ 15. Keine Verordnung der Kirchen, welche in bürgerliche oder staats- 
bürgerliche Verhältnisse eingreift, kann rechtliche Geltung in Anspruch nebmen, 
oder in Vollzug gesetzt werden, bevor sie die Genehmigung des Staates erhalten 
hat3). — Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit der Verkün- 
digung der Staatsregierung mitgetheilt werden. 

$ 16. Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt können gegen 
die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren Willen nur von der 
Staatsgewalt und nur unter der Voraussetzung vollzogen werden, dass sie von 
der zuständigen Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden sind #), 


III. Schlussbestimmunygen. 


s 17. Das I. Konstitutionsedikt vom 14. Mai 1807 und alle Gesetze und 
Verordnungen, die mit obigen Bestimmungen nicht vereinbar sind, werden auf- 





1) Abgeändert durch Art. I des Gesetzes vom 19. Februar 1874 und 
später durch Art. I des Gesetzes vom 5. März 1880. 

2) Der Abs. 2 ist durch Art. II des Gesetzes vom 19. Februar 1874 ab- 
geändert und durch Art. I des Gesetzes vom 5. Juli 1888 neu geregelt worden. 

3) Auf Grund dieses $ 15 wurde durch M.-E. vom 16. September 1870 
(RBl. S. 663) erklärt, dass „die dogmatischen Konstitutionen des Vatikanums 
in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung keine rechtliche Geltung in 
Anspruch nehmen oder in Vollzug gesetzt werden könnten“; ebenso durch 
M.-E. vom 22. Novbr. 1873 (RBl. S. 213) bezüglich der Konstitution Romanus 
Pontifex Pius’ IX. vom 28. August 1373 super vicariis capitularibus. 

4) Vgl. hierzu die theilweise wieder aufgehobenen Strafbestimmungen in 
Art. III des Gesetzes vom 19. Februar 1874. 
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gehoben. Die landesherrlichen Patronate !) und die Verordnung über die Ver- 
waltung des kirchlichen Vermögens bleiben in ihrer bisherigen Wirksamkeit, 
bis im Wege der Verordnung ihre Aufhebung in Vollzug gesetzt wird. 


3. Gesetz, die Aenderung einiger Bestimmungen des Gesetzes 

vom 9. Oktober 1560, die rechtliche Stellung der Kirchen und 

kirchliehen Vereine im Staate betreffend. Vom 19. Febr. 1874 
(RBl. 8. 93)2). 

Art. I. Die Absätze 2 und 3 des $ 9 des Gesetzes vom 9. Oktbr. 1860 
werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

Die Zulassung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen Ausübung 
kirchlicher Funktionen ist durch den Nachweis einer allgemeinen wissenschaft- 
lichen Vorbildung bedingt. - Dazu?) wird regelmässig erfordert, dass der Kan- 
didat Zeugnisse über die von ihm bestandene Abiturienten-, bezw. Maturitätsprüfung 





!) Die hierüber zwischen der Grossherzoglichen Regierung und dem Erz- 
bischof erzielte Vereinbarung, durch Allerhöchste Verordnung vom 20. Nov. 1861 
(RBl. S. 443) publizirt, lautet: 

„Nachdem über die Besetzung der katholischen Kirchenpfründen eine 
Verständigung mit dem Herrn Erzbischofe stattgefunden hat, verordnen Wir 
nach Ansicht der $$ 9 und 17 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860, die recht- 
liche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betr.: $ 1. Der 
landesfürstlichen Präsentation werden die in Beilage A verzeichneten 304 Pfründen 
zugeschieden. $ 2. Der freien Verleihung des Herrn Erzbischofs werden die 
in Beilage B verzeichneten 163 Pfründen überwiesen. $ 3. Bei den in Bei- 
lage C verzeichneten 132 Pfründen sollen, so lange eine anderweitige Bestimmung 
nicht getroffen wird, die Anmeldungen der Bewerber bei der Staatsregierung 
erfolgen, welche dieselben dem erzbischöflichen Ordinariate mittheilen und die 
ihr etwa in bürgerlicher oder politischer Beziehung missfälligen Bewerber unter 
Angabe des Grundes bezeichnen wird. Das erzbischöfliche Ordinariat wird 
hierauf aus der Zahl der Bewerber der Staatsregierung drei vorsehlagen, 
von welchen Wir Einen designiren werden. (Folgen hierauf in drei Beilagen 
die Namen der einzelnen Pfründen.) (S. Heiner, Gesetze 8. 62) Ein Erz- 
bischöflicher Erlass vom 30. Novbr. 1861 veröffentlichte ebenfalls diese Ver- 
einbarung, enthält aber ausser den obigen Beilagen auch die im standesherr- 
lichen Patronat stehenden Pfründen; s. die Aktenstücke im Archiv 7, 124 ft. 

2) Dieses Gesetz trat an Stelle der landesherrlichen Verordnung vom 
6. September 1867, welche für die Zulassung zu einem Kirchenamte ein Staats- 
examen vor einer staatlichen, gemeinschaftlich für die evangelisch-protestan- 
tischen und katholischen Theologen zu bildenden Kommission über klassische 
Sprachen, Geschichte der Philosophie, Weltgeschichte, deutsche Litteratur- 
geschichte, badische Staatsverfassung und badisches Staatskirchenrecht forderte. 
Der Erzbischof, welcher schon in den Vorverhandlungen Verwahrung eingelegt 
hatte, verbot durch Erlass vom 14. September 1867 den Geistlichen und den 
Kandidaten des geistlichen Standes die Ablegung dieser Staatsprüfung Kein 
katholischer Theolog unterzog sich dem geforderten Staatsexamen. 

3) Abs. 3 und 5 wurden durch Art. I des Gesetzes vom 5. März 1880 


abgeändert. 
22% 
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und den dreijährigen Besuch einer deutschen Universität vorlegt, sowie vor einer 
Staatsbehörde und zwar frühestens nach zweieinhalbjährigem Universitätsstudium 
durch eine öffentliche Prüfung in den alten Sprachen, in Philosophie, Geschichte 
und deutscher Litteratur darthut, dass er die für seinen Beruf erforderliche allge- 
mein wissenschaftliche Bildung erworben habe. — Vom dreijährigen Besuch einer 
deutschen Universität darf der nicht dispensirt werden, welcher seine Studien 
an einer Anstalt gemacht hat, an der Jesuiten oder Mitglieder anderer ver- 
wandter Orden (RG. vom 4. Juli 1872) lehren. — Das Nähere wird durch 
Regierungsverordnung bestimmt. — Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden 
auch Anwendung auf den Kapitularvikar, den Generalvikar, die ausserordentlichen 
Räthe und Assessoren des Ordinariats, auf die Vorsteher und Lehrer des Seminars. 

Art. II. Der $ 12 Abs. 2 des genannten Gesetzes wird dahin abgeändert: 

Diet) Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen Vorbildung 
der künftigen Geistlichen zu errichten. In die bestehenden Knabenseminare und 
Knabenkonvikte, sowie in die Konvikte (Internate) für Studierende der Theologie 
dürfen keine neuen Zöglinge mehr aufgenommen werden. — Die Knabenseminare 
und Knabenkonvikte sind mit Ende des laufenden Schuljahres, die Konwikte für 
Studierende mit Ende des Sommersemesters 1874 zu schliessen. — Anstalten, in 
welchen den Vorschriften dieses Gesetzes oder den Bestimmungen in 2 108 des 
Gesetzes vom 8. März 1868 über den Elementarunterricht zuwider gehandelt wird, 
können durch die Staatsregierung geschlossen werden. 

Art. III. Nach $ 16 des Gesetzes werden eingeschaltet: 

Strafbestimmungen. $ 16a. Wegen Verletzung der Vorschriften dieses 
Gesetzes wird bestraft: 

1. Derjenige Geistliche, welcher kirchliche Funktionen, die ihm unter 
Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen worden sind, öffentlich 
ausübt, mit einer Geldstrafe von 60 bis 300 Mark, bei einer zweiten Wieder- 
holung mit Gefängniss von 3 bis 6 Monaten; 

2. der kirchliche Obere, welcher einem Geistlichen entgegen der gesetz- 
lichen Vorschrift ein Kirchenamt, bezw. kirchliche Funktionen überträgt, oder 
eiırem gesetzlich Unfähigen die kirchliche Einsetzung ertheilt, mit einer Geld- 
strafe von 300 bis 1500 Mark, bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängniss 
von 6 Monaten bis zu einem Jahr; 

3. der kirchliche Obere, welcher eine kirchliche Verfügung oder eine 
Erkenntniss gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren 
Willen zu vollziehen sucht oder den Vollzug wider deren Willen fortsetzt, sofern die 
That nicht in ein schwereres Vergehen oder Verbrechen übergeht, mit einer 
Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu 6 Monaten. 

S 16b. Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhängen 
oder verkünden, geistliche Versprechungen oder Drohungen anwenden, 

a) um zur Unterlassung einer Handlung zu bestimmen, zu welcher die 
Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zustän- 
digkeit erlassenen Anordnungen verpflichten, 

b) um die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- und Stimm- 
rechte in bestimmter Richtung herbeizuführen, werden mit Geldstrafen von 60 
bis zu 600 Mark, in schwereren oder wiederholten Fällen mit Geldstrafen bis 





1) Die Absätze 2, 3 und 4 sind durch Art. I des Gesetzes v. 5. Juli 1888 
ersetzt. 


a, Gesetze über die rechtl. Stellung d. kath. Kirche: Ges. v. 5. März 1880. 341 


zu 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu einem Jahre bestraft. Gleiche Strafen 
treffen Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhängen oder 
verkünden wegen der Vornahme von Handlungen, zu denen die Staatsgesetze 
oder Anordnungen der zuständigen Obrigkeit verpflichten, oder wegen der in 
einer bestimmten Richtung erfolgten Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher 
Wahl oder Stimmrechte. 

$ 16c. Geistliche, welche aus Anlass öffentlicher Wahlen ihre kirchliche 
Autorität anwenden, um auf die Wahlberechtigten in einer bestimmten Partei- 
richtung einzuwirken, werden mit Geldstrafe von 60 bis 600 Mark bestraft. 

2 16d). Demjenigen Geistlichen, welcher wegen Verletzung der Vorschriften 
dieses Gesetzes oder der Bestimmungen der 22 97, 100, 111, 150, 150a, 131, 132 des 
Reichs-Straf-Gesetzbuches innerhalb der letzten zwei Jahre zweimal gerichtlich 
bestraft worden ist, kann, sofern sein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglich erscheint, auf Antrag des Ministeriums des Innern die 
Fähigkeit zur ferneren Bekleidung eines Amtes aberkannt und das damit ver- 
bundene Einkommen entzogen werden. Die Entscheidung erfolgt durch kollegialischen 
Beschluss der Mitglieder des Staatsministeriums unter Zuzug von 5 Mitgliedern 
der Gerichtshöfe, welche jeweils für zwei Jahre durch landesherrliche Entschliessung 
bezeichnet werden. 

16ce. Dem Geistlichen, welcher zufolge des 2 15d vom Amte entlassen oder 
zur Bekleidung eines Kirchenamtes durch gerichtliches Urtheil unfähig erklärt ist 
(Art. 14, VII des Einf.-Ges. vom 31. Dezember 1871) ist jede öffentliche Aus- 
übung kirchlicher Funktionen untersagt. Die Uebertretung dieses Verbotes wird 
mit Gefängnissstrafe von 6 Monaten bis zu 1 Jahr bestraft. 

Art. IV?2). Uebergangsbestimmung. Diejenigen Geistlichen, welche 
zur Zeit der Verkündung dieses Gesetzes bereits die theologische Prüfung bestanden 
haben, bezw. zu Priestern geweiht sind, können, insofern sie unter die Verordnung 
vom 6. Sept. 1867 fallen, ein Kirchenamt micht erlangen, bevor sie die Staats- 
prüfung über ihre allgemein wissenschaftliche Vorbildung bestanden, oder von der 
Regierung auf ihre persönliche Bitte Dispens erlangt haben; dagegen wird ihnen 
gestattet, bis auf Weiteres kirchliche Funktionen auszwüben, die Regierung aber 
ist ermächtigt, durch Verordnung ihnen diese Befugniss wieder zu entziehen. 


4. Gesetz, die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Kan- 
didaten des geistl. Standes betr. Vom 5. März 1880 (RBl. S. 48). 

Art. I. Der 3. Absatz vom Art. I des Gesetzes vom 19. Februar 1874, 
betr. die Aenderungen einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 9. Okt. 1860 
über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate, 
erhält folgende Fassung: 

„Dazu wird regelmässig erfordert, dass der Kandidat Zeug- 
nisse über die von ihm bestandene Abiturienten-, bezw. Maturi- 
tätsprüfung und den dreijährigen Besuch einer deutschen Uni- 
versität, sowie darüber vorlegt, dass er während seines Univer- 
sitätsstudiums Vorlesungen aus dem Lehrkreise der philosophischen 

1) Die $$ 16d und 16e wurden durch Art. II des Ges. vom 5. Juli 1888 


aufgehoben. 
2) Art. IV ist durch Art. II des Ges. vom 5. März 1880 einfach aufgehoben. 
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Fakultät in demselben Umfange, wie für die Studierenden der 
Rechtswissenschaft, der Medizin und des Kameralfaches vorge- 
schrieben ist, mit Fleiss gehört habe.“ 

Der fünfte Absatz erhält folgende Fassung: 

„Das Nähere wird durch Regierungsverordnung bestimmt. 
In gleicher Weise wird festgestellt, in wie weit und unter welchen 
Voraussetzungen auswärtigen Geistlichen die öffentliche Aus- 
übung kirchlicher Funktionen aushilfsweise und vorübergehend 
gestattet ist.“ _ 

Art. II. Art. 4 des Gesetzes vom 19. Februar 1874 wird 
aufgehoben. 


5. Landesherrliche Verordnung, den Nachweis der allgemein 
wissenschaftlichen Vorbildung der Geistlichen betreffend. Vom 
11. April 1880 (RBl. S. 116)}). 


Zum Vollzuge des Gesetzes vom 5. März 1880 über die allgemein wissen- 
schaftliche Vorbildung der Kandidaten des geistlichen Standes haben Wir nach 
Anhörung Unseres Staatsministeriums beschlossen und verordnen, wie folgt: 

$ 1. Niemand darf als Geistlicher der katholischen oder der evangelisch- 
protestantischen Kirche mit einem nicht bloss vorübergehende öffentliche Aus- 
übung kirchlicher Funktionen erfordernden Amte im Grossherzogthum betraut 
werden, bevor die in Art. 1 des Gesetzes vom 5. März 1880 bezeichneten Nach- 
weisungen dem Ministerium des Innern vorgelegt und von diesem als genügend 
anerkannt worden sind, bezw. bevor bei etwaigem Mangel gesetzlicher Erfor- 
dernisse aus besonderen Gründen durch das Staatsministerium Dispensation 
ertheilt ist. 

$ 2. Die Vorschrift des $ 1 kommt zur Anwendung, gleichviel ob das 
Amt dauernd oder widerruflich übertragen worden, oder nur eine Stellvertretung 
oder Aushilfeleistung in demselben statthaben soll. 

$ 3. In dringenden Fällen kann — unbeschadet der Bestimmungen des 
Gesetzes vom 2. April 1872, die Abhaltung von Missionen durch Mitglieder 
religiöser Orden betr. — eine vorübergehende Stellvertretung oder Aushilfe- 
leistung auch solchen Geistlichen, bezüglich deren die Voraussetzungen des 
$ 4 nicht vorliegen, einstweilen und vorbehaltlich des Einspruchs des Ministeriums 
des Innern übertragen werden. 

Dem Ministerium des Innern ist in solchen Fällen von der Stellvertretung 
bezw. Aushilfeleistung unter Angabe des Anlasses, sodann des Namens, des 
Wohnsitzes und der sonstigen Dienststellung des damit beauftragten Geistlichen 
jeweils sofortige Anzeige zu erstatten. 

$4. Eine nur vorübergehende Stellvertretung oder Aushülfeleistung 
kann das Ministerium des Innern — auf vorherige Anfrage oder durch Unter- 


1) Durch Erlass vom 22. April 1380 nahm der erzbischöfliche Kapitelsvikar 
das (esetz vom 5. März 1880 und die M.-E. vom 11. April 1830 an und gab 
besondere Instruktionen behufs Einreichung der Gesuche um eine Pfründe; 
s. Archiv 44, 168. 
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iassung des Einspruches auf die nach $ 3 Abs. 2 erstattete Anzeige -- auch 
solchen Geistlichen gestatten, welche hinsichtlich ihrer allgemein wissenschaft- 
lichen Vorbildung nicht allen Anforderungen, die das Gesetz als Regel stellt, 
entsprechen. 


$ 5. Weder einer Vorlage nach $ 1, noch einer Anzeige nach $ 3 Abs. 2 
dieser Verordnung bedarf es für die Ausübung einzelner kirchlicher Handlungen 
durch auswärtige, bloss vorübergehend im Grossherzogthum sich aufhaltende 
Geistliche, wenn die betreffenden Handlungen weder in Ausübung eines geist- 
lichen Amtes im Sinne der $$ 1 und 2, noch als Stellvertretung oder Aushilfe 
in der Seelsorge nach $ 3 dieser Verordnung, sondern nur als eigene Andachts- 
übungen des Geistlichen stattfinden (z. B. bei sogenannten Privatmessen). 


$ 6. Den Geistlichen oder Kandidaten des geistlichen Standes, welche 
auf Grund der nach Vorschrift des Gesetzes erbrachten Nachweisungen oder 
auf Grund erwirkter Dispensationen zu einem Kirchenamte oder zur ständigen 
öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen im Gebiete des Grossherzogthums 
staatlich zugelassen sind, stellt das Ministerium des Innern hierüber Beur- 
kundung aus. — Die Namen derselben werden im Staatsanzeiger bekannt gemacht. 


6. Gesetz, Aenderung einiger gesetzlicher Bestimmungen über 
die rechtliche Stellung der Kirche und kirchlichen Vereine im 
Staate betreffend. Vom 5. Juli 1888 (RBl. S. 327). 

Art. I. Die Absätze 2, 5 und 4 vom Art. 2 des Gresetzes 
vom 19. Februar 1874, betr. die Aenderung einiger Bestimmungen 
des Gesetzes vom 9. Okt. 1860 über die rechtliche Stellung der 
Kirche und kirchlichen Vereine im Staate, werden durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 

Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen 
Vorbildung der künftigen Geistlichen zu unterhalten. — Des- 
gleichen sind sie befugt, Pensionsanstalten (Konvikte) für solche 
zu errichten und zu unterhalten, welche behuis der Vorbereitung 
für den geistlichen Beruf nach Massgabe des Gesetzes vom 
5. März 1880, betreffend die allgemeine wissenschaftliche Vor- 
bildung der Kandidaten des geistlichen Standes, Gelehrtenschulen 
oder die Universität besuchen. — Auf Anstalten der in den beiden 
vorhergehenden Absätzen bezeichneten Art finden die Bestimm- 
ungen des Gesetzes über den Elementarunterrieht in S 103 
Ziffer 1 und 4, S 104 (unter Beschränkung des ersten Absatzes 
auf die Ziffer 1 und 4 des S 103) und $ 108 Anwendung). Die 
Leiter, Lehrer und Erzieher an denselben müssen Deutsche sein. 


Art. II. Aus Art. 3 des Gesetzes vom 19. Februar 1874 
werden die SS 16d und 16e aufgehoben. 





1) Siehe später die jetzigen $$ 110, 111 und 115 des Schul-Ges. von 1892. 
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Art. III. Art. 14 Ziffer VII des badischen Einführungs- 
Gesetzes zum Strafgesetzbuch für das deutsche Reich vom 
23. Dezember. 1871 erhält folgende geänderte Fassung: 

Die Verurtheilung eines Geistlichen zur Zuchthausstrafe hat 
dauernden Verlust des Amtseinkommens und dauernde Aus- 
schliessung von der Ausübung kirchlicher Funktionen von rechts- 
wegen zur Folge. 

Die gegen einen Geistlichen ausgesprochene Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter bewirkt den dauernden Verlust des Ein- 
kommens aus dem bekleideten Kirchenamte und den Ausschluss 
von der öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen für die 
Dauer der im Urtheil bestimmten Zeit. 

Art. IV. In Art. 1 des Gesetzes vom 2. April 1872, die 
Abhaltung von Missionen durch die Mitglieder religiöser Orden 
betreffend, werden nach dem Worte „Seelsorge“ die Worte „aus- 
genommen die Spendung der Sakramente in Nothfällen“ ein- 
geschoben. 

Art. V. Der Zeitpunkt des Eintritts dieses Gesetzes wird 
durch Verordnung bestimmt. — In gleicher Weise erfolgt die 
Bezeichnung der zur Mitwirkung bei der Ausführung desselben 
bestimmten Staatsbehörden !). 


b) Ordensgesetze. 

1. Gesetz vom 9. Oktober 1860 S 11 (s. oben S. 338). 

2. Gesetz, die öffentliche Lehrwirksamkeit der Mitglieder eines 
religiösen Ordens betr. Vom 2. April 1872 (RBl. S. 173). 

Einziger Artikel. Der $ 109 des Gesetzes v. 8. März 1868, 
den Elementarunterricht betr., erhält folgenden Zusatz: 

Mitgliedern eines religiösen Ordens oder einer ordensähnlichen 
Kongregation ist jede Lehrwirksamkeit an Lehr- oder Erziehungs- 
anstalten im Grossherzogthum untersagt. — Die Staatsregierung 
ist ermächtigt, für einzelne Personen in widerruflicher Weise 
Nachsicht von diesem Verbot zu ertheilen. 


3. Gesetz, die Abhaltung von Missionen durch Mitglieder reli- 
giöser Orden betr. Vom 2. April 1872 (RBl. S. 174), 
Art. 1. Die Abhaltung von Missionen und die Aushülfe in 


j 1) Die landesherrliche Verordnung vom 12. Juli 1888 (RBl. S. 329) be- 
stimmte den 1. Aug. 1388 als Eintrittstermin und regelte die Zuständigkeit des 
Ministeriums der Justiz, des Kultus u. Unterrichts zur Ausführung dieses Gesetzes. 


b) Ordensgesetz vom 2. April 1872; c) Gesetz, betr. die Altkatholiken. 345 


der Seelsorge (ausgenommen die Spendung der Sakramente in 
Nothfällen)'!) durch Mitglieder religiöser Orden, welche im Gross- 
herzogthum nicht — nach Massgabe des $ 11 des Gesetzes vom 
9. Okt. 1860, die rechtliche Stellung der Kirche und kirchlichen 
Vereine im Staate betreffend — mit Staatsgenehmigung einge- 
führt sind, ist verboten. 

Art. 2. Die Uebertretung dieses Verbotes wird mit Haft, 
nicht unter 14 Tagen, bestraft. 


c) Gesetze in Betreff der Altkatholiken. 


1. Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Altkatholiken, Vom 
15. Juni 1874 (GVBl. S. 278). 


Art. 1. Alle bezüglich der römisch-katholischen Kirche des Landes 
erlassenen Staatsgesetze finden auch Anwendung auf denjenigen Theil der 
Katholiken, welcher den vatikanischen Konstitutionen vom 18. Juli 1870, insbe- 
sondere den Lehrsätzen von der „höchsten ordentlichen und unmittelbaren 
Jurisdiktion und von dem unfehlbaren Lehramte“ des römischen Papstes die 
Anerkennung verweigert. — Dieselben (die sogenannten Altkatholiken) erleiden 
keinen Verlust der ihnen als Katholiken zustehenden Rechte; insbesondere 
bleibt den Benefiziaten, Präbendaren und den übrigen Inhabern kirchlicher 
Aemter, ohne Rücksicht auf die Nichtanerkennung dieser Lehrsätze, der Genuss 
ihrer Pfründen und Einkünfte gesichert. 

Art. 2. Die Jurisdiktionsgewalt der bisherigen kirchlichen Oberen hat 
den (Alt-) Katholiken gegenüber einstweilen keine Wirksamkeit. — Es steht 
diesen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung eines besonderen öffent- 
lichen Gottesdienstes und Vornahme sonstiger kirchlicher Handlungen das 
Recht zu, innerhalb der Kirchspiele beziehungsweise der Gemeinden eigene 
kirchliche Gemeinschaften zu bilden. 

Art. 3. Zur Bildung einer solchen kirchlichen Gemeinschaft ist die Ge- 
nehmigung der Regierung erforderlich, — Diese wird jedoch einer kirchlich 
konstituirten Gemeinschaft nicht versagt werden, sobald im Verhältniss zur 
(esammtheit der Kirchspiels- beziehungsweise Gemeindegenossen eine erheb- 
liche Anzahl von Altkatholiken vorhanden, für die Pastoration derselben gesorgt 
ist und die zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Mittel 
für einige Jahre nachgewiesen sind. — Zu den Kirchspiels-, beziehungsweise 
(Gemeindegenossen im Sinne dieses Gesetzes werden alle volljährigen Katho- 
liken männlichen Geschlechts gerechnet, welche in dem Kirchspiel beziehungs- 
weise der Gemeinde ihren dauernden Aufenthalt haben und im Besitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte sind. 

Art. 4. Nach der staatlichen Anerkennung einer solchen kirchlich kon- 
stituirten Gemeinschaft werden die Verhältnisse derselben im Verwaltungswege 
bis auf Weiteres, wie folgt, geordnet: 





!) Die Parenthese ist durch Art. IV des Gesetzes vom 5. Juli 1888 
eingeschoben. 
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1. Der Gemeinschaft wird die Mitbenützung der Kirche und der kirch- 
lichen Geräthschaften eingeräumt. — Ueber die Art und Weise der Ausübung 
und den Umfang der Mitbenützung trifft die Regierung die nöthigen Bestimm- 
ungen. Bestehen in einem Kirchspiel beziehungsweise einer Gemeinde mehrere 
Kirchen, Kapellen u. s. w., so kann eine Gebrauchstheilung nach bestimmten 
Objekten mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile vorgenommen 
werden. 

2. Bei einer Erledigung der Pfründe wird ihr auch diese überwiesen, wenn 
die Gemeinschaft in diesem Zeitpunkte die Mehrheit in dem Kirchspiele bildet. 
Sind mehrere Pfründen (wobei auch Beneficien, Kaplaneien, Präbenden, Prädi- 
katurpfründen, Vikariate in Betracht kommen) in dem Kirchspiele beziehungs- 
weise der gemeinde vorhanden und ist eine oder die andere erledigt, so kann 
eine (senusstheilung nach bestimmten Pfründen mit Rücksicht auf das Zahlen- 
Verhältniss beider Theile vorgenommen werden. 

3. Hinsichtlich des übrigen örtlichen Kirchenvermögens kann je nach den 
thatsächlichen Verhältnissen eine Theilung des Genusses angeordnet, uder der 
überwiegenden Mehrheit der volle Genuss zugewiesen werden. —- In letzterem 
Falle steht auch die Verwaltung des Vermögens dem ausschliesslich genuss- 
berechtigten Theile zu. 

Art. 5. Vorstehendes Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündigung in 
Wirksamkeit. 

Art. 6. Das Ministerium des Innern ist mit dem weiteren Vollzuge be- 
auftragt. 


2. Verordnung des Ministeriums des Innern über die Rechts- 
Verhältnisse der Altkatholiken. Vom 27. Juni 1874 (GVBl. S. 355). 


Zum Vollzuge des Gesetzes vom 15. Juni d. J. über die Rechtsverhält- 
nisse der Altkatholiken (Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. XXIII, S. 277) wird 
verordnet, was folgt: 

$S 1. Wollen Katholiken eines Kirchspiels bezw. einer Gemeinde, welche 
die vatikanischen Konstitutionen vom 18. Juli 1870 nicht anerkennen, behufs 
Einrichtung und Abhaltung eines besonderen öffentlichen Gottesdienstes und 
Vornahme sonstiger kirchlicher Handlungen eine eigene kirchliche Gemeinschaft 
bilden, so haben sie die erfolgte kirchliche Konstituirung durch ein Zeugniss 
des durch höchste Entschliessung ans Grossh. Staatsministerium vom 7. Nov. 1873 
(Staatsanzeiger 1873, S. 319) als katholischer Bischof anerkannten Bischofs 
der Altkatholiken des Deutschen Reichs nachzuweisen. 

$ 2. Der Antrag auf staatliche Genehmigung der Gemeinschaft ist — 
wenn er nicht unmittelbar durch den Bischof an das Ministerium des Innern 
sebracht wird — mit dem Zeugniss des Bischofs über die erfolgte kirchliche 
Konstituirung bei dem Bezirksamt einzureichen. 

Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Ein Verzeichniss der zur Gemeinschaft beigetretenen volljährigen 
Katholiken männlichen Geschlechts, welches deren Namen, Alter und Beruf 
angeben und mit Beurkundung darüber versehen sein muss, dass die in dem 
Verzeichniss benannten Personen volljährig sind, in dem Kirchspiel bezw. in 
der (semeinde ihren dauernden Aufenthalt haben, im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sich befinden und der Gemeinschaft von (Alt-) Katholiken, für 
welche Genehmigung nachgesucht wird, als Mitglieder beigetreten sind; 


d) Gesetze über kath. Kirchenvermögen: Verordn. vom 20. Novbr. 1861. 9347 


2. Nachweisung, dass und in welcher Weise für die Pastoration der 
Gemeinschaft gesorgt ist, ferner dass, in welcher Weise und für welchen 
Zeitraum die zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Mittel 
beschafft sind. 

$ 3. Mit dem Gesuch um staatliche Genehmigung ($ 2) können zugleich 
Anträge hinsichtlich der Ordnung der Verhältnisse der Gemeinschaft (Art. 4 
des (sesetzes) verbunden werden. 

$ 4. Die Bezirksämter haben die bei ihnen einkommenden Anträge (S$ 2 
und 3) nach Veranstaltung der etwa erforderlichen Ergänzungen mit gutacht- 
lichem Bericht dem Ministerium des Innern vorzulegen. 


d) Gesetze über das katholische Kirchenvermögen. 


1. Gesetz vom 9. Oktober 1860 S 10 (s. oben S. 338). 


2. Landesherrliche Verordnung, betr. die Verwaltung des katho- 
lischen Kirchenvermögens. Vom 20. Nov. 1861 (RBl. S. 465). 


Zum Vollzug des $ 10 des Gesetzes von 9. Oktober 1860, die rechtliche 
Stellung der Kirchen u. s. w. betr., und nachdem eine Verständigung mit dem 
Herrn Erzbischofe zu Freiburg über die Verwaltung des den kirchlichen Be- 
dürfnissen gewidmeten Vermögens erfolgt ist, haben Wir beschlossen, und ver- 
ordnen, wie folgt: 

S 1. Das Vermögen des Erzbischöflichen Tisches, des Domkapitels, der 
Metropolitankirche, des Seminars, sowie der unter der unmittelbaren Leitung 
des Erzbischofs oder Domkapitels bestehenden Fonds wird von dem Erzbischofe, 
bezw. von dem Domkapitel, frei verwaltet werden; ebenso dasjenige Vermögen, 
welches fortan durch Ersparnisse oder neue Stiftungen dem Erzbischofe oder 
dem Domkapitel zufallen wird. — Die Grundstücke und ständigen Fonds, 
welche von der Grossherzoglichen Regierung zur Ausstattung der Metropolitan- 
kirche bereits hingegeben wurden, oder in Zukunft werden hingegeben werden 
können ohne Zustimmung der Grossherzoglichen Regierung weder veräussert, 
noch irgendwie belastet werden. — Es steht Letzterer frei, von Zeit zu Zeit 
davon Kenntniss zu nehmen, ob die fraglichen Vermögenstheile in ihrem Bestande 
erhalten seien. 

$ 2. Das Vermögen der Landkapitel wird von diesen selbst unter Aufsicht 
des Erzbischöflichen Ordinariats verwaltet. 

$ 3. Die Pfründen werden von ihren Inhabern verwaltet. — Das Ver- 
mögen der erledigten Pfründen verwaltet der Kapitelkämmerer und zwar, wenn 
nöthig, mit Hülfe eines von ihm bestellten Rechners für den Interkalarfond. 

$S 4, Das örtliche, das ist das für einen einzelnen Pfarrbezirk bestimmte 
Vermögen wird unter dem Vorsitz des geistlichen Vorstandes durch die Stiftungs- 
kommission!) veraltet. — Die Mitglieder der Stiftungskommission werden von 
den Katholiken der Pfarrei unter Leitung des geistlichen Vorstandes auf einen 
Zeitraum von sechs Jahren gewählt. — Der Bürgermeister, oder wenn dieser 
nicht katholisch sein sollte, das dienstälteste katholische Mitglied des Gemeinde- 
vorstandes ist stets Mitglied dieser Kommission. Auf den Antrag des geist- 
lichen Vorstandes der Pfarrei oder des Bürgermeisters, bezw. des dienstältesten 





!) Durch Bek. vom 12. Mai 1890 wurde der Name umgewandelt in 
Stiftungsrath. 
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katholischen Gemeinderathes kann eine Wahl verworfen werden, wenn der 
Erzbischöfliche Dekan und die Grossherzogliche Verwaltungsbehörde zustimmen. 
Sind sie nicht einig, so geht die Entscheidung an den katholischen Ober- 
stiftungsrath. — Der Rechner wird von der Stiftungskommission gewählt und 
sowohl von dem Erzbischöflichen Dekan als von der Grossherzoglichen Ver- 
waltungsbehörde bestätigt. 

$ 5. Zu dem örtlichen Kirchenvermögen gehört ausser den Pfründen 
und Messnereien insbesondere: 

a) Das Vermögen der Kirchenfabrik. d. i. das zur Deckung des örtlichen 
Kultbedürfnisses bestimmte Vermögen. — Hierzu sind auch die zu sogenannten 
Jahrtagen gemachten Stiftungen (Anniversarien) zu rechnen, wie diejenigen 
Vermögenstheile, welche etwa dem Kirchenfond zu andern wohlthätigen Zwecken, 
z. B. zur Armenunterstützung, geschenkt oder vermacht wurden. 

b) Die Kirchen- und Pfarrhaus-Baufonds. 

c) Das Vermögen lokaler kirchlicher Vereine und Genossenschaften (Bruder- 
schaften), insofern sie körperschaftliche Rechte erlangt haben und ihre Statuten 
dies zulassen. 

$ 6. Das Vermögen der kirchlichen Distriktsstiftungen wird von Kommis- 
sionen verwaltet, die zur Hälfte von der Grossherzoglichen Regierung, zur 
Hälfte von dem Herrn Erzbischof aus den Katholiken des Distrikts gewählt 
werden und sämmtlich beiden Theilen genehm sein müssen. — Der Vorsteher 
jeder dieser Kommissionen wird von ihr selbst gewählt, der ihr unterstehende 
Rechner muss sowohl von der Grossherzoglichen Regierung, als von dem 
Herrn Erzbischof bestätigt sein. 

S 7. Für die Orts- und Distriktsstiftungen werden von den Stiftungs- 
kommissionen Voranschläge aufgestellt. 

$S 8. Den Interkalarfond und die übrigen allgemeinen kirchlichen Fonds 
verwaltet der katholische Oberstiftungsrath durch die hierzu aufgestellten 
Rechner. — Der katholische Oberstiftungsrath wird aus Katholiken bestehen, 
die zur Hälfte von der Grossherzoglichen Regierung, zur Hälfte von dem Herrn 
Erzbischof gewählt und ernannt werden und sämmtliche beiden Theilen genehm 
sein müssen. Zum Vorsteher dieses Kollegiums, der gleichfalls katholischer 
Religion sein muss, wird einerseits die Grossherzogliche Regierung, anderseits 
das Erzbischöfliche Ordinariat solche Männer vorzuschlagen befugt sein, welche 
von dem einen oder andern Theil zur Führung dieses Amtes für geeignet 
erachtet werden. — Derjenige wird das Amt führen, der sowohl von dem 
Herrn Erzbischof als von der Grossherzoglichen Regierung in gegenseitigem 
Einverständniss gewählt und ernannt werden wird. — Der Vorsteher sowohl 
als die zu Mitgliedern des Oberstiftungsrathes gewählten Laien werden in der 
Regel mit Staatsdienereigenschaft und zu diesem Behufe mit landesherrlicher 
Signatur angestellt werden. 

$ 9. Auf den Vorschlag des katholischen Oberstiftungsrathes werden die 
Revisoren bei dieser Behörde und die Verwalter der allgemeinen kirchlichen 
Fonds, soweit sie Staatsdienereigenschaft haben sollen, im gegenseitigen Ein- 
verständniss der. Grossherzoglichen Regierung und des Erzbischöflichen Ordi- 
nariats gewählt und mit landesherrlicher Signatur angestellt. — Die Anstellung 
der Revidenten und Verwalter ohne Staatsdienereigenschaft steht dem Ober- 
stiftungsrathe zu. — Sie sowohl als die mit Staatsdienereigenschaft anzu- 
stellenden Revisoren und Verwalter müssen Katholiken sein. 
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$ 10. Wenn ein mit Staatsdienereigenschaft angestelltes Mitglied oder 
ein Beamter des Oberstiftungsrathes dem Erzbischöflichen Ordinariate oder 
wenn ein geistliches Mitglied dieser Stelle der Grossherzoglichen Regierung 
gegründeten ‚Anlass zur Unzufriedenheit geben sollte, so wird der betreffende 
Staatsdiener durch die Grossherzogliche Regierung, der betreffende Geistliche 
durch das Erzbischöfliche Ordinariat aus dem Oberstiftungsrathe entfernt werden. 

$ 11. Der katholische Oberstiftungsrath führt die Aufsicht über die Ver- 
waltung der Orts- und Distriktsstiftungen, die besetzten und erledigten Pfründen, 
— Er prüft und genehmigt die Voranschläge der Stiftungskommissionen für die 
Orts- und Distriktsstiftungen, sowie die Einnahmen und Ausgaben dieser 
Stiftungen, die in den Voranschlägen nicht vorgesehen sind. — Die Rechnungen 
über die Verwaltung der Orts- und Distriktsstiftungen und der erledigten Pfründen 
werden durch ihn geprüft und verbeschieden. Er besorgt die Rechtsvertretung 
für das seiner Verwaltung unterliegende kirchliche Vermögen, sowie für das 
der kirchlichen Orts- und Distriktsstiftungen. — Die Aufsicht über die Ver- 
waltung der Ortsstiftungen und der Pfründen wird der Oberstiftungsrath in den 
hierzu geeigneten Beziehungen durch die Erzbischöflichen Dekane und die 
Grossherzoglichen Bezirksämter üben. 

s 12. Für die allgemeinen Fonds stellt der Oberstiftungsrath, soweit 
thunlich, Voranschläge auf, die von dem Erzbischöflichen Ordinariate geprüft 
und bestätigt, und, sobald sie bestätigt sind, der Grossherzoglichen Regierung 
zur Einsicht und soweit nöthig, zur Zustimmung mitgetheilt werden. — Ein- 
nahmen und Ausgaben allgemeiner Fonds, die in den Voranschlägen nicht vor- 
gesehen sind, bedürfen der Genehmigung des Erzbischöflichen Ordinariats. — 
Die Grossherzogliche Regierung ist von derartigen Verfügungen rechtzeitig in 
Kenntniss zu setzen und es ist soweit nöthig, ihre Zustimmung einzuholen. 

$ 13. Für den Interkalarfond, den Breisgauer Religionsfond und die 
allgemeine katholische Kirchenkasse wird im Einverständniss des Erzbischöf- 
lichen Ordinariats und der Grossherzoglichen Regierung ein. bestimmter Ver- 
mögensbetrag als Grundstock festgestellt werden. — Ueber den Mehrbetrag 
kann auf Antrag des Öberstiftungsrathes oder nach eingeholtem Gutachten 
desselben das Erzbischöfliche Ördinariat innerhalb der Zwecke dieses Fonds 
verfügen. — Die Grossherzogliche Regierung ist von derartigen Verfügungen 
rechtzeitig in Kenntniss zu setzen und es ist, soweit nöthig, ihre Zustimmung 
einzuholen. 

$ 14. Der Oberstiftungsrath wird alljährlich sowohl dem Erzbischöflichen 
Ordinariat als der Grossherzoglichen Regierung eine übersichtliche Darstellung 
über den Stand des Kirchenvermögens vorlegen. 

S 15. Die Superrevision der von dem ÖOberstiftungsrath geprüften Rech- 
nungen wird, soweit sie zweckmässig erscheint, von dem Erzbischöflichen 
ÖOrdinariat geübt, oder auf Antrag des Erzbischöflichen Ordinariats der Gross- 
herzoglichen Oberrechnungskammer übertragen werden. 

$ 16. Soll ein liegendes Kirchengut veräussert oder in anderer Weise der 
Grundstock eines kirchlichen Fonds verändert oder sollen Erträgnisse eines solchen 
Fonds zu einem der Stiftung nicht entsprechenden Zweck verwendetwerden, so 
muss die Zustimmung der Grossherzoglichen Regierung dazu eingeholt werden 
— Ebenso muss die Zustimmung des Erzbischöflichen Ordinariats vorliegen. 

$ 17. Damit die Grossherzogliche Regierung sich von der Erhaltung und 
stiftungsgemässen Verwendung des Kirchenvermögens überzeugen könne, werden 
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ihr auf Verlangen die Urkunden, Akten und Rechnungen über die Fonds, die 
sie bezeichnen wird, zur Einsicht vorgelegt werden. 

$ 15. Zu den Verpachtungen über 9 Jahre, zu neuen ständigen und zu 
unständigen Ausgaben, wenn letztere den Betrag von 50 fl. übersteigen, ist 
gleichfalls die Genehmigung des Erzbischöflichen Ordinariats einzuholen. 

$ 19. Für die Orts- und Distriktsstiftungskommissionen, für die Ver- 
walter erledigter Pfründen und für den Öberstiftungsrath und die ihm unter- 
gebenen Verwalter werden Dienstinstruktionen im Einverständniss des Erz- 
bischöflichen Ordinariates und der Grossherzoglichen Regierung erlassen werden. 

$ 20. Ueber die Verwaltung gemischter Fonds, d. h. solcher, die theils 
kirchlich, theils nicht kirchlich sind, üben sowohl die Grossherzogliche Regierung 
als das Erzbischöfliche Ordinariat die Aufsicht, welche Letzterem in Ansehung 
des Kirchenvermögens, Ersterer hinsichtlich des milden Stiftungsvermögens 
zusteht. 

$ 21. Hinsichtlich der jährlichen oder sonst fortlaufenden Leistungen 
aus kirchlichen Fonds für Schul-, Kranken- oder Armenpflege, sowie umgekehrt 
hinsichtlich solcher Leistungen aus Gemeindemitteln, soweit die Grossherzog- 
liche Regierung darüber Verfügungsgewalt hat, oder aus milden Fonds für 
kirchliche Zwecke und hinsichtlich der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder 
kirchliche zu betrachten seien, bleibt vorderhand der gegenwärtige Besitzstand 
unverändert, bis über Veränderungen das Einvernehmen zwischen der Staats- 
und Kirchenbehörde oder geeigneten Falls eine richterliche Entscheidung herbei- 
geführt worden ist. 


3. Landesherrliche Verordnung, die Aufhebung des katholischen 
Oberkirchenrathes betr. Vom 1. Dezember 1362 (RBl. S. 561). 


Nach Anhörung Unseres Staatsministeriums haben Wir beschlossen und 
verordnen wie folgt: 

$ 1. Der katholische Oberkirchenrath ist aufgehoben. Der Tag seiner 
Geschäftseinstellung wird durch besondere Entschliessung des Ministeriums des 
Innern bekannt gemacht werden. 

$ 2. Die dem katholischen Oberkirchenrathe bisher obgelegenen (seschäfte 
gehen, insoweit dieselben nicht durch Unsere Verordnung vom 20. Nov. 1861, 
die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens betreffend, dem katholischen 
Öberstiftungsrath und jene vom 12. August d. J., die Beaufsichtigung und 
Leitung des Schulwesens betreffend, dem Oberschulrathe zugewiesen sind, und 
vorbehaltlich der Bestimmung des $ 3 an das Ministerium des Innern über. 

$ 3. Soweit bisher nicht kirchliche katholische Fonds dem katholischen 
Oberkirchenrathe zur Verwaltung zugewiesen waren, wird diese einstweilen 
dem katholischen Oberstiftungsrathe übertragen, der solche im Namen und 
unter Leitung und Aufsicht der Grossherzoglichen Staatsregierung besorgen wird. 

$ 4. Das Grossherzogliche Ministerium des Innern ist mit dem weiteren 
Vollzuge dieser Verordnung beauftragt. 


4. Erlass des Ministeriums des Innern, die Aufhebung des kath, 
Oberkirchenrathes und die Errichtung des kath. Oberstiftungs- 
'athes betreffend. Vom 2. Dezember 1862 (RBl. S. 562). 


Unter Bezug auf die landesherrliche Verordnung vom 1. d. M., die Auf- 
hebung des katholischen Oberkirchenrathes betreffend, wird zur allgemeinen 
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Kenniniss gebracht, dass diese Behörde mit dem 9. Dezember d. J. ihre Geschäfte 
einstellen wird. — Nach Vereinbarung mit dem Erzbischöflichen Ordinariate 
wird mit dem gleichen Tage der katholische Oberstiftungsrath seine Wirk- 
samkeit beginnen. 


5. Gesetz über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der 
Stiftungen. Vom 5. Mai 1870 (GVBl. S. 399)}). 


I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. 


$ 1. Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbständiger Rechtssubjekte 
ist Staatsgenehmigung erforderlich. Dieselbe ist nur solchen Stiftungen zu 
ertheilen, welche einem öffentlichen, sei es kirchlichen oder weltlichen 
Zwecke gewidmet, sowie den Gesetzen, den guten Sitten und dem Staatswohle 
nicht zuwider sind. 

Der staatlichen Genehmigung bedürfen ferner und sind in ihrer recht- 
lichen Wirksamkeit durch sie bedingt, alle Schenkungen und letztwilligen Ver- 
fügungen zu Gunsten schon bestehender Stiftungen oder anderer juristischer 
Personen. 

$ 2. Durch die staatliche Genehmigung erhalten die Stiftungen juristische 
Persönlichkeit. Ihre Verwaltung unterliegt, seien sie kirchliche oder weltliche 
Stiftungen, in allen Fällen der Oberaufsicht der Staatsbehörden. 

S 3. Von den bei Verkündigung dieses Gesetzes vorhandenen Stiftungen 
gelten als kirchliche 

1. diejenigen, deren Vermögen zur Befriedigung kirchlicher Bedürfnisse 
einer Religionsgemeinschaft bestimmt ist, 

2. die Stiftungen zum Vortheil von Bildungsanstalten, welche nach Mass- 
gabe der Gesetze von den Kirchen errichtet wurden, 

3. diejenigen Stiftungen, namentlich auch die zur Armenunterstützung 
oder Krankenpflege bestimmten, welche durch die Verordnung vom 20. Nov. 1861 
$ 5 lit. a beziehungsweise die Verordnung vom 238. Februar 1862 $ 6 Iit. a 
allgemein als kirchliche anerkannt worden sind, 

4. diejenigen Stiftungen, welche vor Verkündung dieses Gesetzes durch 
Vereinbarung der zuständigen staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden 
ausdrücklich und besonders als kirchliche anerkannt oder durch rechtskräftig 
gewordene richterliche Entscheidung als kirchliche erklärt worden sind. Alle 
anderen bei Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen Stiftungen sind weltliche. 

$ 4. Die zur Zeit der Verkündung dieses Gesetzes vorhandenen gemischten 
d. h. theils kirchlichen, theils weltlichen Zwecken gewidmeten Stiftungen bleiben 
in dieser ihrer Eigenschaft unter der seitherigen Verwaltung fortbestehen. Die 
weltlichen wie die kirchlichen Aufsicht:behörden können jederzeit die Trennung 
solcher gemischten Stiftungen verlangen, in welchem Falle das Vermögen der- 
selben nach Massgabe der von den Stiftern über dessen Verwendung getroffenen 
besonderen Anordnungen und — wo solche nicht vorhanden — nach Massgabe 





!) Die landesherrliche Verordnung vom 18. Mai 1870 über den Vollzug 
dieses Gesetzes regelt die Zuständigkeit der einzelnen Staatsbehörden und die 
Ministerial- Verordnung vom 19. Mai 1870 gibt nähere Vollzugsvorschriften 
zur Ausführung des Gesetzes; s. dieselben bei Heiner a. a. O. S. 135 u. 141. 


352 VI. Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Baden. 


der für die beiderlei Zwecke seither geschehenen Verwendungen auszuscheiden 
und den dazu gesetzlich berufenen Behörden zur gesonderten Verwaltung zu 
überweisen ist. Bis zur Trennung behält jede der Aufsichtsbehörden das Recht, 
von der Verwaltung und Verwendung solcher gemischten Stiftungen durch 
Einsicht der hierauf bezüglichen Akten, Urkunden und Rechnungen Kenntniss 
zu nehmen. Die lediglich auf Anordnungen von Behörden beruhende gemein- 
same Verwaltung selbständiger kirchlicher und weltlicher Stiftungen hat, wo 
sie bis daher noch stattgefunden,. mit Einführung des Gesetzes überall aufzuhören. 

$ 5. Künftige Stiftungen sind kirchliche, wenn ihr Vermögen einem der 
Zwecke gewidmet ist, welche der $ 3 Ziffer 1 und 2 bezeichnet. Alle anderen 
künftigen Stiftungen gelten als weltliche. 

$ 6. Künftige Verfügungen, wodurch bestehenden Stiftungen Vermögens- 
theile mit der gänzlichen oder theilweisen Widmung für Zwecke zugewendet 
werden, welche zu den Zwecken dieser Stiftungen selbst ausser Beziehung 
stehen, sind, soweit dies der Fall, als neue Stiftungen zu behandeln und als 
solche denjenigen Behörden zur Verwaltung zuzuweisen, welche nach den 
Zwecken der neuen Stiftung dieselbe zu führen gesetzlich oder durch Verord- 
nung berufen sind. In gleicher Weise sind neue Stiftungen, welche in Zukunft 
für verschiedenartige, eine Betheiligung verschiedener Behörden an der Ver- 
waltung bedingende Zwecke gemacht werden, sofort bei ihrer Genehmigung zu 
trennen, und hat die zuständige Behörde unter Berücksichtigung aller Ver- 
hältnisse zu bestimmen, welche Theile derselben der einen und welche der 
anderen Behörde zur Verwaltung zu überweisen sind. 

$ 7. Für künftige Stiftungen dürfen Anordnungen, welche dieselben einer 
anderen als der durch Gesetz oder Verordnung vorgeschriebenen Verwaltung 
unterstellen, von dem Stifter nur insoweit erlassen werden, als gegenwärtiges 
Gesetz dieses ausdrücklich gestattet. 

$ 8. Vor Einführung des gegenwärtigen Gesetzes getroffene derartige 
Anordnungen bleiben aufrecht erhalten. Wurde die Verwaltung einer Stiftung 
von dem Stifter einer Behörde übertragen, von der sie nach den bei Errichtung 
der Stiftung in Geltung gewesenen Gesetzen und Verordnungen ohnehin zu 
führen war, so muss, — sofern die Stiftungsurkunde nicht ausdrücklich das 
Gegentheil besagt — angenommen werden, dass die Stiftung überhaupt durch 
die jeweiligen gesetzlichen Organe verwaltet werden solle. 

$ 9. Die mit der Verwaltung von Stiftungen betrauten Behörden oder 
Personen und die Aufsichtsbehörden haben darauf zu achten, dass das Stiftungs- 
vermögen im Grundstock ungeschmälert erhalten bleibe. Die Vermögens- 
Frträgnisse dürfen, vorbehaltlich des der Staatsregierung in $ 10 dieses Gesetzes 
eingeräumten Rechtes, zu anderen als den stiftungsgemässen Zwecken nur 
insoweit verwendet werden, als sie nach allseitiger Erfüllung der Stiftungs- 
zwecke hierzu verwendbar bleiben. Jede derartige Verwendung bedarf der 
Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde. 

$ 10. Wenn die fernere Erfüllung der Zwecke eine: Stiftung n’cht mehr 
möglich ist, oder wenn der Fortbestand und die fernere Wirksamkeit der 
Stiftung aus irgend welchen Gründen als dem Staatswohle nachtheilig angesehen 
werden müssen, so ist die Staatsregierung berechtigt, das Vermögen derselben 
einem anderen öffentlichen Zwecke zu widmen, bei dessen Bestimmung sie dem 
ursprünglichen Willen des Stifters thunliche Rücksicht tragen und namentlich 
auch die örtlichen und Distrikts-Stiftungen den betheiligten Gemeinden und 
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Distrikten nicht entziehen wird. Eine solche Verfügung über kirchliches 
Stiftungsvermögen ist im Einverständniss mit der Kirchenbehörde zu treffen. 
Nur wenn dieses in den desshalb einzuleitenden Verhandlungen nicht zu erreichen 
ist, bewendet es bei der Verfügung der Staatsregierung, die jedoch immer nur 
zu Gunsten kirchlicher Zwecke getroffen werden darf. 

$ 11. Die Leitung des Stiftungswesen einschliesslich der Anordnung, von 
wem eine Stiftung zu verwalten und die Stiftungsgenüsse zu vergeben seien, 
ist Verwaltungssache. Eine gerichtliche Entscheidung durch den Verwaltungs- 
gerichtshof kann verlangt werden: 

1. über die Frage, ob Stiftungen kirchliche, weltliche oder gemischte 
seien, wenn darüber zwischen den obersten staatlichen und kirchlichen Auf- 
sichtsbehörden im einzelnen Falle eine Verständigung nicht erzielt wird, 

2. über die beim Vollzug der Trennung gemischter Stiftungen ($$ 4 und 6) 
zwischen den genannten Aufsichtsbehörden sich ergebenden Streitigkeiten, 

3. über die Rechtsgiltigkeit der von dem Stifter auf Grund des gegen- 
wärtigen Gesetzes ($$ 7 und 8) über die Verwaltung einer Stiftung getroffenen 
besonderen Anordnungen, 

4. über das Vorhandensein der stiftungsgemässen Voraussetzungen zur 
Theilnahme an Stiftungsgenüssen, 

5. über behauptete Rechtsverletzung durch Nichtbeachtung der Bestimm- 
ungen, welche das der Staatsregierung nach $ 10, Abs. 2 dieses (sesetzes zu- 
ständige Verfügungsrecht beschränken, 

6. über den von Angehörigen einer Konfession erhobenen Antrag auf 
Bestellung eines besonderen Stiftungsrathes, wenn derselbe von der vorgesetzten 
Staatsbehörde wegen nicht gelieferten Nachweises einer konfessionellen Be- 
schränkung des Genussrechts abgelehnt worden ist ($ 28), 

7. über Verletzung stiftungsmässiger Ansprüche auf Verwaltungsfunktionen, 
welche von den Verwaltungsbehörden bei Ausübung des in $ 40 dieses Gesetzes 
ihnen eingeräumten Rechtes geschehen sein soll. Streitigkeiten über den die 
Stiftung begründenden privatrechtlichen Akt, sowie die aus dem bürgerlichen 
Rechtsverkehr einer Stiftung mit Dritten herrührenden Streitigkeiten unterliegen 
der Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte. 


II. Abschnitt. Ueber die Rechtsverhältnisse der weltlichen Stiftungen. 


A. Ueber die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen. 
I. Von den regelmässigen Organen der örtlichen Stiftungsverwaltung. 


$ 12. Die Verwaltung der weltlichen, ausschliesslich nur zum Vortheile 
von Angehörigen oder Bewohnern einzelner Gemeinden oder mehrerer (remeinden 
eines und desselben Amtsbezirkes bestimmten Stiftungen, mit Ausnahme der- 
jenigen, welche dem öffentlichen Volksschulunterrichte gewidmet sind, wird 
den betheiligten Gemeinden übertragen ... 

$ 14. Die Verwaltung besorgt in den Gemeinden regelmässig der (re- 
meinderath ... . 


II. Von den für die örtliche Stiftungsverwaltung zu ernennenden besonderen Behörden. 
$ 20. Der Gründer einer Stiftung, deren jährlicher Ertrag sich auf 
mindestens 500 fl.!) beläuft, oder mit welcher eine ganz oder theilweise aus 
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den Stiftungs-Erträgnissen zu unterhaltende Anstalt, — ein Spital, Armen-, 
Waisen-, Kranken- oder Pfründnerhaus, eine @ewerbe- oder landwirthschaftliche 
Schule oder dergleichen — verbunden ist, kann bei Errichtung derselben be- 
stimmen, dass ihre Verwaltung an Stelle der durch dieses Gesetz berufenen 
Verwaltungsbehörden ($$ 14 und 16) einem besonderen Stiftungsrathe zu über- 
tragen sei. 

$ 21. Dieser auf Anordnung des Stifters zu bestellende besondere Stiftungs- 
rath besteht regelmässig: 

1. aus dem Bürgermeister (in Nebenorten dem Stabhalter oder ältesten 
Gemeinderathe) oder dem auf dessen Antrag von dem (remeinde- oder Orts- 
verwaltungsrathe aus seiner Mitte zu ernennenden Stellvertreter, welcher den 
Vorsitz führt, und 

2. je nach der Anordnung der vorgesetzten Staatsbehörde aus vier oder 
sechs weiteren Mitgliedern, welche jeweils für eine sechsjährige Dienstführung 
ernannt werden und von welchen je nach drei Jahren, das erstemal auf Grund 
einer vorzunehmenden Loosziehung, die Hälfte austritt. Die Ernennung dieser 
weiteren Mitglieder geschieht von der Gemeindeversammlung, beziehungsweise 
dem Bürgerausschusse mittelst geheimer Stimmgebung auf den Grund von 
Vorschlagslisten, welche dreimal so viele Namen zu enthalten haben, als Mit- 
lieder ernannt werden sollen. 

Es werden zwei solche Vorschlagslisten aufgestellt, und zwar bei der 
ersten Einsetzung des Stiftungsrathes die eine durch den Stifter, die andere 
‘durch den Gemeinderath, bei späteren Erneuerungen die eine durch den Ge- 
meinderath, die andere durch den zu erneuernden Stiftungsrath selbst. Unter- 
ässt der Stifter die Aufstellung der ihm gestatteten Vorschlagsliste, so geschieht 
die erste Ernennung lediglich aus derjenigen Liste, welche der Gemeinderath 
aufgestellt hat. In die Vorschlagsliste dürfen nur Personen aufgenommen 
werden, welche das Staatsbürgerrecht besitzen, das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
und in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben. Auch von diesen sind diejenigen 
von der Liste ausgeschlossen, welche a) zu einer peinlichen Strafe oder b) inner- 
halb der letzten 5 Jahre zu einer Arbeitshausstrafe oder durch richterliches 
Erkenntniss zur Dienstentlassung, oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, 
Betrugs oder Fälschung zu irgend einer anderen Strafe verurtheilt wurden. 

$ 22. Bei Stiftungen, welche ausschliesslich dem Vortheile von Ange- 
börigen einer bestimmten Konfession gewidmet sind, kann der Stifter, wenn 
im Uebrigen die Voraussetzungen für die Bestellung eines besonderen Stiftungs- 
rathes vorhanden sind, bestimmen, dass der letztere, soweit er gemäss $ 21 
Ziffer 2 zu ernennen ist, aus Angehörigen der berechtigten Konfession bestellt 
und dass demnach auch nur solche in die nach $ 21 aufzustellenden Vorschlags- 
listen aufgenommen werden. Ausserdem ist derselbe, sofern mit seiner Stiftung 
eine aus deren Mitteln zu unterhaltende Anstalt der in $ 20 bezeichneten Art 
verbunden ist, zu der Anordnung berechtigt, dass der gesetzlichen Verwaltungs- 
Behörde ($$ 14 und 16) oder dem statt ihrer bestellten Stiftungsrathe eın oder 
zwei weitere, durch ihren Beruf oder ihre Ausbildung für die Förderung der 
Zwecke der Anstalt besonders geeignete Mitglieder beigegeben und denselben 
in Hinsicht auf die Verwaltung die gleichen Rechte wie den übrigen Mitgliedern 
der Behörde eingeräumt werden. Diese weiteren Mitglieder werden, wenn sie 
nicht vom Stifter selbst, sei es in Person oder in der Eigenschaft als Vertreter 
bestimmter Berufsstellen, ernannt wurden, von der die Stiftung verwaltenden 
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Behörde jeweils für die Dauer von sechs Jahren berufen. Die letztere kann, 
wenn der Stifter darüber nichts bestimmt hat, die Berufung solcher weiteren 
Mitglieder auch von sich aus beschliessen. 

$ 23. In gleicher Weise wie die Stifter können in Hinsicht auf Stiftungen, 
welche erweislich nach der Religionstrennung der Katholiken und Protestanten 
jedoch vor Einführung dieses Gesetzes errichtet wurden und sowohl nach dem 
Willen des Stifters, als auch nach bestehender Uebung nur dem Vortheile von 
Angehörigen einer bestimmten Konfession gewidmet sind, auch die Genuss- 
berechtigten selbst die Einsetzung eines nach Massgabe des $ 21 und $ 22 
Absatz I. aus Mitgliedern der Konfession zu bestellenden besonderen Stiftungs- 
rathes an Stelle der nach dem Gesetze ($$ 14 und 16) berufenen Verwaltungs- 
Behörden beschliessen, wenn zur Zeit der Einführung dieses Gesetzes 

a) der Jahresertrag der zu ihren Gunsten bestehenden Stiftungen sich 
auf mindesten 1000 fl.1) beläuft, oder 

b) mit einer derselben eine aus deren Mitteln zu unterhaltenden Anstalt 
der in $ 20 bezeichneten Art verbunden ist. 


$ 24. Zu einem solchen Beschlusse der Konfessionsangehörigen genügt 
es, dass in einer zu diesem Ende berufenen Versammlung aller Stimmberech- 
tigten die Mehrheit der Erschienenen sich für denselben ausspricht. Stimm- 
berechtigt sind hierbei alle männlichen Einwohner der betreffenden Konfession, 
welche das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben und im Vollgenuss der staats- 
bürgerlichen Rechte sind. Die Versammlung zum Zwecke der Abstimmung ist 
von der vorgesetzten Staatsbehörde zu berufen, wenn dies von einer dem 
25. Theile der Einwohner der betreffenden Konfession gleichkommenden Anzahl 
von Stimmberechtigten oder — wenn diese Zahl eine grössere — von mindestens 
hundert Stimmberechtigten verlangt wird.“ Ergibt sich bei der Abstimmung 
kein Mehrheitsbeschluss für die Einsetzung eines besonderen Stiftungsrathes 
so ist diese als für immer abgelehnt zu betrachten und kann eine weitere Ah- 
stimmung nicht mehr verlangt werden. Eine Abstimmung wegen Wiederauf- 
hebung der von der Mehrheit der Konfessions-Angehörigen beschlossenen beson- 
deren Verwaltung kann erst nach Verlauf von 10 Jahren und auf den Grund 
eines nach Massgabe des vorhergehenden Absatzes gestellten Antrages gestattet 
werden und entscheidet sodann der Beschluss der Mehrheit der zur Abstimmung 
erschienenen Stimmberechtigten über die endgültige Aufhebung dieser heson- 
deren Verwaltung oder deren Fortdauer auf weitere 10 Jahre. 


$ 25. Wenn in den bisher bezeichneten Fällen ein besonderer Stiftungsrath 
für die Verwaltung von Stiftungen zu bestellen ist, welche sich auf mehrere 
(Gemeinden erstrecken, so bestimmt die vorgesetzte Staatsbehörde, in welcher 
Weise die einzelnen Gemeinden bei der Aufstellung der von der Gemeinde- 
behörde ($ 21 Abs. 2) zu fertigenden Vorschlagsliste zu betheiligen sind und 
wie viele Mitglieder jede derselben in den Stiftungsrath zu ernennen oder — 
wenn die Zahl der betheiligten Gemeinden die für den Stiftungsrath vorge- 
sehene höchste Mitgliederzahl übersteigt — in welcher Reihenfolge die einzelnen 
Gemeinden an deren Ernennung Antheil zu nehmen haben. Den Vorsitz in 
dem für derartige Stiftungen bestellten Stiftungsrathe führt in allen Fällen der 
Bürgermeister der zum Sitz der Verwaltung gewählten Gemeinde. 


1) = 2000 Mark. 
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S 
betheiligter Konfessionsangehöriger kann endlich auch der zur Verwaltung des 
Stiftungsvermögens berufene (Gemeinderath ($ 14) die Einsetzung eines beson- 
deren Stiftungsrathes nach Vorschrift des $ 21 beschliessen: 

1. überall da, wo der jährliche Ertrag des unter seiner Verwaltung 
stehenden Stiftungsvermögens die Summe von 1000 fl. erreicht oder 
übersteigt, und 

2. für diejenigen von den seiner Verwaltung unterstehenden Stiftungen, 
welche in der in $ 20 bezeichneten Weise mit einer Anstalt in Ver- 
bindung stehen. 

Die von dem G@emeinderathe beschlossene besondere Verwaltung kann nur 
mit Genehmigung der vorgesetzten Staatsbehörde wieder aufgehoben werden. 


‘ 26. Unabhängig von den Anordnungen der Stifter und den Beschlüssen 


$ 27. Die nach den Bestimmungen des $ 21 Ziff. 2 ernannten Mitglieder 
des Stiftungsrathes und die in den letzteren oder in die gesetzliche Verwal- 
tungsbehörde ($$ 14 und 16) nach Massgabe des $ 22 Abs. 2 berufenen 
weiteren Mitglieder sind zur Annahme des Amtes nicht verpflichtet und be- 
dürfen auch keiner staatlichen Bestätigung. (Gegen dieselben kaun wegen 
dienstwidriger Handlungen die Entlassung ausgesprochen werden und die vor- 
gesetzte Staatsbehörde ist ausserdem berechtigt, von den nach $ 21 Zitf. 2 
ernannten Mitgliedern Einzelne aus dem Stiftungsrathe zu entfernen, wenn 
innen die gesetzlichen Bedingungen für die Aufnahme in die Vorschlagsliste 
abgehen oder sofern sie zu andern Mitgliedern in auf oder absteigender Linie 
oder im zweiten oder dritten Grade der Seitenlinie verwandt sind. Wird die 
Stelle eines Stiftungsrathsmitgliedes durch Entlassung, Tod oder Austritt vor 
dem Ablaufe der gesetzlichen Dienstzeit erledigt, so ist die Ergänzungswahl 
für die noch übrige Amtsdauer des Abgegangenen nach den für die regelmässige- 
Wahl geltenden Bestimmungen vorzunehmen. 

$ 28. Ueber das Vorhandensein der Voraussetzungen für die Bestellung 
eines besonderen Stiftungsrathes entscheidet, soweit dieselbe von der verwal- 
tenden (emeindebehörde selbst oder von den Angehörigen einer Konfession 
beantragt wurde, die zunächst vorgesetzte Staatsbehörde. Wird den Anträgen 
der betheiligten Konfessionsangehörigen wegen Bestellung eines besonderen 
Stiftungsrathes von der vorgesetzten Staatsbehörde die Folgegebung deshalb 
verweigert, weil letztere in Hinsicht auf die in Frage stehenden Stiftungen den 
Nachweis einer konfessionellen Beschränkung des Genussrechtes nicht als 
geliefert erachtet, so bleibt den Konfessionsangehörigen der gerichtliche Austrag 
dieser Frage vor dem Verwaltungsgerichtshofe vorbehalten. 


III. Allgemeine Bestimmungen über die Verwaltungsführung. 


Ü 


$ 29. Die örtlichen Stiftungsbehörden haben für die von ihnen zu ver- 
waltenden Stiftungen regelmässig Voranschläge aufzustellen, welche zur staat- 
lichen Genehmigung vorzulegen sind. Innerhalb der Grenzen dieser Voran- 
schläge sind die Stiftungsbehörden zur selbständigen Verfügung über die 
Stiftungserträgnisse berechtigt, wenn und soweit nicht dieses Verfügungsrecht 
ausdrücklich einer anderen Behörde eingeräumt oder für einzelne Fälle durch 
den gesetzlichen Vorbehalt einer besonderen staatlichen Zustimmung beschränkt 
ist. Für kleinere Stiftungen kann die Aufstellung von Voranschlägen von den 
Aufsichtsbehörden erlassen werden. 


°) 
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S 30. Neben dem Voranschlage bedürfen einer besonderen staatlichen 
Genehmigung alle Beschlüsse der örtlichen Stiftungsbehörden: 

1. über Veräusserung, Vertauschung oder Verpfändung des liegenschaft- 
lichen Stiftungsvermögens, über Waldausstockungen und ausserordentliche 
Holzhiebe und über Verwendungen von Grundstocksvermögen zu laufenden 
Bedürfnissen; 

2. über die Erwerbung unbeweglicher Güter und liegenschaftlicher Rechte 
und ebenso über Neubauten und Hauptausbesserungen, wenn die Mittel dazu 
nicht den ordentlichen Einkünften der Stiftung entnommen werden können; 

3. über die Eingehung von Rechtsstreiten und Vergleichen über liegen- 
schaftliche Rechte; 

4. über Nachlässe von Forderungen; 

5. über neue Festsetzungen und Erhöhungen der Bezüge von Stiftungs- 
beamten, und endlich 

6. über alle in Angelegenheiten einer Ortsstiftung mit der (Gemeinde, 
welcher die Verwaltung derselben übertragen ist, einzugehenden Rechtsgeschäfte. 


III. Abschnitt. Ueber die Rechtsverhältnisse der kirchlichen Stiftungen. 
$ 42. Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der kirchlichen Stift- 
ungen werden durch die besonderen Gesetze über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens geregelt, neben welchen jedoch die Bestimmungen im ersten Abschnitt 
des gegenwärtigen (resetzes auch für diese Stiftungen Anwendung finden. 
Insbesondere kommen auch diesen Stiftungen alle Rechte selbständiger juristischer 
Personen zu und können weder der Staat, noch die Kirche, noch die Gemeinden 
aus den Rechten, die ihnen hinsichtlich der Verwaltung der Stiftungen zustehen, 
privatrechtliche Ansprüche an das Vermögen derselben ableiten. 


Uebergangsbestimmung. 


$ 43. Die Staatsregierung ist ermächtigt, solche zur Zeit der Verkün- 


digung dieses Gesetzes im Besitze von kirchlichen Organen vorhandene Stift- 
ungen für Armen- und Krankenpflege, welche sich bei näherer Prüfung ebenso, 
wie die in $ 3 Ziff. 4 erwähnten Stiftungen, ausnahmsweise als kirchliche 
darstellen, innerhalb Jahresfrist als solche anzuerkennen. 


6. Gesetz, die Besteuerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse 
betreffend. Vom 26. Juli 1888 (GVBl. S. 383). 


I. Voraussetzungen der kirchlichen Besteuerung. 

Art. 1. Oertliche Verbände von Angehörigen der nach $ 1 des Gesetzes 
vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche Stellung der Kirchen und kirch- 
lichen Vereine im Staate, mit dem Rechte öffentlicher Korporationen ausge- 
statteten Kirchen, welche zum Zweck der gemeinsamen öffentlichen Religions- 
übung mit regelmässigem pfarrlichem Gottesdienste im Grossherzogthum bestehen, 
oder mit staatlicher Genehmigung künftig errichtet werden, haben als Kirchen- 
gemeinden die Rechte öffentlicher Korporationen (Körperschaften), deren 
räumlicher Umfang das Kirchenspiel ist. 

Sind in einem Kirchspiel Altkatholiken zu einer staatlich genehmigten 
Gemeinschaft vereinigt (Gesetz vom 15. Juni 1874, betreffend die Rechtsver-- 
hältnisse der Altkatholiken), so bildet diese im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes 
eine besondere Kirchengemeinde. 
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Art. 2. Zur Bestreitung der für die öffentliche Religionsübung der (Ge- 
meinde erforderlichen Ausgaben — der örtlichen kirchlichen Bedürfnisse — 
können die Kirchengemeinden (Artikel 1) von ihren Angehörigen Steuern 
(Umlagen) fordern, für deren Erhebung die Hülfe der Staatsgewalt unter den 
Voraussetzungen und nach Massgabe der Bestimmungen dieses (Gesetzes 
gewährt wird. 

Als örtliche kirchliche Bedürfnisse sind jedenfalls anzusehen: 

1. Unterhaltung und Neubau der Pfarrkirchen und Pfarrhäuser; 

2. Anschaffung und Unterhaltung der nach den Satzungen oder Gebräuchen 
jeder Kirche für den Pfarrgottesdienst, für kirchliche Feierlichkeiten der Ge- 
meinde und für die Ausübung der anderweiten seelsorgerlichen Verrichtungen 
nöthigen Geräthschaften und sonstigen Erfordernisse; 

3. Belohnung der sogenannten niederen kirchlichen Bediensteten (Küster, 
Organisten etc.). 

Für Ausstattung neu zu errichtender geistlicher Aemter ist eine ;Be- 
steuerung durch die Kirchengemeinde nur mit Genehmigung der obersten Staats- 
behörde statthaft. 

Art. 3. Kirchliche Steuern (Art. 2) dürfen nur erhoben werden, wenn 
und soweit für die betreffenden Bedürfnisse weder ein privatrechtlich Ver- 
pflichteter einzutreten hat, noch die Bestreitung aus eigenem Vermögen der 
Kirchengemeinde, oder aus Mitteln von Stiftungen geschehen kann, an welchen 
der Kirchengemeinde, beziehungsweise deren Angehörigen Genussrecht zusteht. 

Ob und in welchem Umfange Mittel von Stiftungen (Fonds) als verwendbar 
beigezogen werden können, richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen 
über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen, sowie nach den 
für jede einzelne Stiftung geltenden besonderen Stiftungsvorschriften. 


Art. 4 Wo nach diesem Gesetz ein Beschluss der versammelten Kirchen- 
gemeindegenossen verlangt wird, gelten als stimmberechtigt alle im Vollbesitze 
der Rechtsfähigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, mindestens 
25 Jahre alten, männlichen Angehörigen des betreffenden Bekenntnisses, welche 
im Kirchspiel ihren dauernden Aufenthalt haben und eine selbständige Lebens- 
stellung einnehmen. 

Als selbständig ist jedenfalls nicht anzusehen, wer ständige Unterstützung 
aus öffentlichen Armenmitteln erhält. 

Von der Stimmberechtigung sind jedenfalls diejenigen ausgeschlossen, 

1. welchen die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter aberkannt 
ist (Reichsstrafgesetzbuch S$ 35 und 36); 

2. die wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden oder eines gegen 
die eigene Kirche verübten Vergehens nach $$ 166, 167 des Reichsstrafgesetz- 
buches zu einer Freiheitsstrafe gerichtlich verurtheilt worden sind, bis zum 
Ablauf des fünften Jahres nach erstandener Strafe; 

3. gegen die wegen eines Verbrechens oder Vergehens das Hauptverfahren 
eröffnet ist, wenn die Verurtheilung die Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
rechte zur Folge .haben kann, bis zur Beendigung des Verfahrens; 

4. gegen welche ein Konkursverfahren eröffnet ist, während der Dauer 
des letzteren; 

5. welche mit Bezahlung kirchlicher Steuern über ein Jahr im Rück- 
stande sind. 
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Art. 5. Auf Personen, welche einem Militärkirchenverbande angehören, 
findet dieses Gesetz keine Anwendung. 

Art. 61). Die Befugnisse der Kirchengemeinde werden durch die Kirchen- 
gemeindeversammlung ausgeübt; die Wahrnehmung dieser Befugnisse erfolgt 
in denjenigen Gemeinden, welche 80 oder mehr Gemeindegenossen zählen, durch 
eine von den letzteren gewählte Gemeindevertretung. Dieselbe muss mindestens 
viermal so viel gewählte Mitglieder umfassen, als die Behörde, welche das 
örtliche Kirchenvermögen verwaltet, zum Mindesten jedoch 12 und höchstens 80. 

Die Mitglieder der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde 
sind kraft dieses ihres Amtes zugleich Mitglieder in der Gemeindevertretung. 

Wahlberechtigt und wählbar zu der letzteren sind die stimmberechtigten 
(zemeindegenossen. 

Art. 7. Beschlüsse der Kirchengemeindeversammlung bezw. der Gemeinde- 
vertretung erfordern zu ihrer Giltigkeit, 

1. dass sämmtliche stimmberechtigten Kirchengemeindegenossen, bezw. 
sämmtliche Mitglieder der Gemeindevertretung unter Bezeichnung der Gegen- 
stände der Tagesordnung einzeln eingeladen werden; 

2. dass mehr als die Hälfte davon erschienen sind; 

3. dass die absolute Mehrheit der Krschienenen sich für eine Meinung 
entschieden hat. 

Ist die nach Abs. 1 Ziff. 2 erforderliche Zahl nicht erschienen, so 
erfolgt in gleicher Form eine zweite Binladung; wenn auch hierauf die erfor- 
derliche Zahl nicht erschienen ist, so bleibt es dem Ermessen der eingeladenen 
Kirchenbehörde überlassen, eine weitere Einladung zu verfügen; die zweite 
oder weitere Versammlung ist beschlussfähig, wenn auch nur ein Drittel 
der Eingeladenen erschienen ist; jedoch muss die Zahl der Erschienenen 
mindestens doppelt so gross sein, als die Zahl der Mitglieder der das Orts- 
vermögen verwaltenden Behörde beträgt. 

Art. 8. Für die Erhebung einer kirchlichen Steuer bedarf es — abgesehen 
von den in Art. 37 Ziff. 8 bezeichneten Fällen — eines auf Vorschlag der Be- 
hörde, welche das örtliche Kirchenvermögen verwaltet, gefassten Beschlusses der 
Kirchengemeindeversammlung bezw. der Gemeindevertretung. 

Ein solcher Beschluss hat sowohl den durch Umlage aufzubringenden 
Betrag als die Art der Verwendung zu bestimmen. 

Derselbe unterliegt der staatlichen Genehmigung. 

Art. 9. Das Vermögen der Kirchengemeinden — einschliesslich der Steuer- 
forderungen (Art. 27) bezw. der aus kirchlichen Steuern eingegangenen Summen 
— bildet einen Bestandtheil des örtlichen Kirchenvermögens. 

Wo nach diesem (Gesetz eine Kirchengemeindeversammlung bezw. eine 
(semeindevertretung in Thätigkeit treten muss, bedürfen ihrer Zustimmung die 
Beschlüsse der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde jedenfalls 
bezüglich nachverzeichneter Gegenstände: 


!) Zu $ 6 (und 37 Abs. 2) sind folgende Verordnungen vom 12. Mai 1870 
ergangen: a) Verordnung über die Bestellung der Kirchengemeindevertretung 
für kath. Kirchengemeinden, b) Wahlordnung für die Wahlen zur Kirchen- 
gemeindevertretung in kath. Kirchengemeinden und c) Geschäftsordnung für 
die Versammlungen der kath. Kirchengemeinden und der K.-@.-Vertretungen; 
s. dieselben bei Heiner S. 189, 193 und 220. 
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1. Aufstellung der Voranschläge und Verbescheidung der Rechnungen über 
Ausgaben und Einnahmen der Kirchengemeinde als solcher; 

2. Aufnahme von Anlehen zu Lasten der Kirchengemeinde, sofern dieselbe 
nicht zur Abzahlung aufgekündigter Kapitalien geschieht, oder das Anlehen 
zur Bestreitung von voranschlagsmässigen Ausgaben erforderlich ist und inner- 
halb derselben Rechnungsperiode aus laufenden Einnahmen wieder getilgt wird; 

3. Feststellung der Pläne zur Tilgung von Schulden der Kirchengemeinde; 

4. Einführung neuer ständiger Gehalte und Erhöhungen solcher Gehalte 
für Beamte und Bedienstete der Kirchengemeinde, sofern deren Zahlung aus 
Mitteln der Kirchengemeinde geschehen soll; 

5. Veräusserung oder Verpfändung liegenschaftlicher Bestandtheile des 
Vermögens der Kirchengemeinde, dauernde Kulturveränderungen an solchen; 

6. Führung von Rechtsstreiten Namens der Kirchengemeinde über ding- 
liche Rechte an Liegenschaften derselben ; 

7. Abschluss von Vergleichen über Rechte dieser (Ziff. 6) Art; 

8. Verwendung von Erträgnissen örtlicher kirchlicher Stiftungen zu anderen 
als den stiftungsgemässen Zwecken ($ 9 des Gesetzes vom 5. Mai 1870, betr. 
die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen). 

Auf geistliche Pfründen finden diese Bestimmungen nicht Anwendung. 

Art. 10. Wenn eine Kirchengemeinde, in welcher eine Gemeindevertretung 
(Art. 6) bestellt ist, kirchliche Steuern nicht zu erheben hat, kann sowohl 
die obere kirchliche als die staatliche Behörde, bei beiderseitigem Einverständniss, 
die Kirchengemeindevertretung mit der Wirkung für aufgelöst erklären, dass 
bis auf Weiteres deren Neubildung zu unterbleiben hat. 

Unter derselben Voraussetzung können in derselben Weise für Kirchen- 
gemeinden ohne (Gemeindevertretung, in welchen eine Ausübung von Befug- 
nissen, wie solche in den Art. 8, 9, 27 und 32 der Kirchengemeindever- 
sammlung vorbehalten sind, bereits stattgefunden hat, die in Artikel 9 Abs. 2 
bezeichneten Befugnisse für ruhend erklärt werden. 

Das Einverständniss der staatlichen Behörde darf bei Vorhandensein 
eigenen Vermögens der Kirchengemeinde nur erklärt werden, wenn in einer 
hierzu anzuberaumenden Versammlung im Falle des ersten Absatzes die Mehrheit 
der Gemeindevertretung, im Falle des zweiten Absatzes die Mehrheit der stimm- 
berechtigten Kirchengemeindegenossen (Art. 4) nicht widerspricht. 

Art. 11. Für Bestand und Begrenzung der Kirchspiele (Art. 1 Abs. 2, 
Art. 8) ist der Besitzstand zur Zeit der eintretenden Wirksamkeit dieses Gesetzes 
massgebend. Aenderungen in dem Bestande der Kirchengemeinden (durch 
Neubildung, Auflösung, "Trennung, Zusammenlegung), sowie Aenderungen in 
der Begrenzung der Kirchspiele bedürfen, um bürgerlich wirksam zu werden, 
der staatlichen Genehmigung. 

Mit staatlicher und kirchenobrigkeitlicher Genehmigung können mehrere 
Kirchengemeinden zum Zwecke der gemeinschaftlichen Ausübung des Besteuer- 
ungsrechtes zu einer Gesammtkirchengemeinde vereinigt werden. 


11. Steuerpflichtigkeit und Steuerfuss. 

Art. 15. Nach Art. 12 und Art. 13 Ziff. 1 kichensteuerpflichtige Personen, 
welche mit Andern ein Gewerbe in Gesellschaft betreiben, sind mit dem ihrer 
Betheiligung an der Gesellschaft entsprechenden Theile des Steuerkapitals dieser 
letzteren heranzuziehen. 
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Einem in gemischter Ehe lebenden Ehegatten wird die Hälfte des Steuer- 
betrages angesetzt, welcher nach Art. 12 und Art. 13 Ziff. 1 auf die beiden 
Ehegatten, falls dieselben eines Bekenntnisses wären, entfallen würde. 

Art. 16. Für solche, die zu dem Bekenntnisse der Kirchengemeinde 
übertreten, beginnt die Steuerpflicht (Art. 12, Art. 13 Ziff. 1) mit dem Anfang 
des Kalenderjahres, welches auf das Jahr des Uebertritts folgt. 

Art. 17. Durch den Austritt aus der Kirche erlischt die Steuerpflicht 
(Art. 12, Art. 13 Ziff. 1) erst mit dem Ablaufe des zweiten auf das Jahr des 
Austritts folgenden Kalenderjahres, sofern der Ausgetretene nicht auf einen 
früheren Zeitpunkt einer Kirchengemeinde anderen Bekenntnisses kirchliche 
Steuern zu entrichten schuldig wird (Art. 16). 

Art. 18. Die Erklärung des Austritts aus einer Kirche (Art. 17) muss, 
um bürgerliche Wirkung zu haben, von dem Austretenden vor der Bezirks- 
verwaltungsbehörde seines Wohnortes abgegeben werden, und zwar, wenn der- 
selbe das sechszehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, in Person. 

Für Personen unter 16 Jahren kann die Erklärung des Austritts von 
denjenigen abgegeben werden, welche deren religiöse Erziehung zu ändern 
berechtigt sind. 

Abschrift des über die Austrittserklärung aufzunehmenden Protokolls ist 
der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde zuzustellen. Dem 
Austretenden ist auf Verlangen Bescheinigung über die erfolgte Erklärung des 
Austritts zu ertheilen. 

Art. 19. Die Austrittserklärung (Art. 17) ist hinsichtlich der kirchlichen 
Steuerpflicht unwirksam, wenn nach Abgabe derselben die Einrichtungen der 
Kirche, welcher der Betreffende bis dahin angehörte, durch diesen selbst oder 
durch Personen, deren religiöse Erziehung derselbe zu ändern berechtigt ist, 
weiter benützt werden. 

Art. 20. Im Falle des Art. 1 Abs. 2 kommen die Bestimmungen der 
Art. 16, 17, 18, 19 zu sinngemässer Anwendung hinsichtlich des Ausscheidens 
aus der einen bezw. des Uebertritts zur anderen Kirchengemeinde. 

Art. 21. Erstreckt sich eine Kirchengemeinde über mehrere Orte, so 
können die Filialeinwohner, falls dieselben an den kirchlichen Einrichtungen 
der Gesammtgemeinde nur in beschränktem Masse theilnehmen, verlangen, dass 
ihre Beiziehung zu den kirchlichen Steuern der Gesammtgemeinde nur nach 
einem im Verhältniss der beschränkteren Theilnahme ermässigten Mass- 
stabe geschehe. 

Das Maass der den Filialisten zu gewährenden Erleichterungen wird durch 
Vereinbarung, welche der staatlichen und kirchlichen Genehmigung bedarf, 
event. durch die Staatsbehörde im Einvernehmen mit der oberen Kirchen- 
behörde bestimmt. 

Die einmal getroffene Festsetzung kann vor Ablauf von 10 Jahren nur 
mit Einwilligung aller Betheiligten geändert werden, 


m 


‘. Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz, des Kultus 
und des Unterrichts die Verwaltung des katholischen Kirchen- 
Vermögens betr. Vom 12. Mai 1890 (GVBl. N. XV). 

Se. Kgl. Hoheit der Grossherzog haben mit höchster Staats- 
ministerialentschliessung vom 23. April d. J. im Einverständniss 
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mit dem Herrn Erzbischof zu Freiburg gnädigst zu bestimmen 
geruht, dass die Behörde, welche bei dem katholischen Religions- 
theil nach der Bestimmung m S 4 der höchstlandesherrlichen 


Verordnung vom 20. November 1861 das örtliche Kirchenver- 
mögen zu verwalten hat, künftighin die Benennung „Stiftungs- 
rath“ zu führen hat!). 


e) Gesetzliche Bestimmungen über die Volksschulen. 


1. kesetz vom 9. Oktober 1860 8 6 und 12 (s. S. 337 u. 338). 


2. Verordnung über die Beaufsichtigung und Leitung des Schul- 
wesens im &rossherzogthum. Vom 12. Aug. 1862?) (RBl. N. XV). 


$ 1. Zur Beaufsichtigung und Leitung des Schul- und Unterrichtswesens 
wird eine Central-Mittelbehörde errichtet. — Sie ist dem Ministerium d. Inn. 
unmittelbar untergeordnet und führt den Namen „Oberschulrath‘“. 

$ 2. Auf den Öberschulrath gehen alle Befugnisse und Obliegenheiten 
über, welche bisher dem Oberstudienrath, den beiden Oberkirchenräthen, der 
ÖOberschulkonferenz und dem Oberrath der Israeliten als Oberschulbehörden 
zukamen und es treten damit die genannten oberen Schulbehörden als solche 
ausser Wirksamkeit. — Die Verbindung des Gewerbeschulwesens mit dem Ober- 
schulrath wird durch eine spätere Verordnung geregelt werden. 

$ 5. Ferner gehören in den Wirkungskreis dieser Behörde: 

a) Die bisher den beiden Oberkirchenräthen und dem Öberrath der 
Israeliten, bezw. den Kreisregierungen zugestandenen Befugnisse hinsichtlich 
der Volksschulpfründen, des Diensteinkommens der Volksschullehrer, und der 
Öberaufsicht über die Verwaltung der örtlichen Schulfonds, die Verwaltung und 
das Rechnungswesen der für Schulzwecke bestimmten Landes- und Distrikts- 
fonds, des allgemeinen Schullehrer-Pensions- und Hilfsfonds, des Personalzulage- 
fonds, des allgemeinen Schullehrer-Wittwen- und Waisenfonds und der Unter- 
stützungskasse für Wittwen und Waisen der Volksschullehrer; 

b) Die bisher den beiden Oberkirchenräthen, bezw. den Kreisregierungen 

zugetheilte Aufsicht, Verwaltung und Rechnungsabhör der Fonds und Kassen 
der höheren Bürgerschulen und der Gelehrtenschulen ; 
c) Die Verleihung jener Stipendien und Unterstützungsgelder, welche für 
die ıhr unterstehenden Lehranstalten gestiftet oder bestimmt oder an Schüler 
solcher Anstalten zu vergeben sind, sofern nicht von den Stiftern etwas 
Anderes verfügt ist. 


= !) Hiezu hat das Ministerium eine Verordnung über die Bestellung der 
Stiftungsräthe und die Wahl derselben in kath. Kirchengemeinden unterm 
26. November 1890 (GVBl. S. 753) erlassen, welche auch vom Erzbischöflichen 
Ördinariat unterm 10. Dezbr. 1891 publizirt wurde, mit Hinweis auf das Gesetz 
über die kirchliche Besteuerung vom 26. Juli 1888 nebst den biezu erlassenen 
Vollzugsverordnungen, „die massgebend sind, obschon deren Publikation kirch- 
licherseits noch nicht erfolgt ist“. (S. Vering, Archiv 67, 318.) 

2) Vgl. die Verordnung vom 1. Dezbr. 1862 über Aufhebung des Ober- 
kirchenrathes (s. S. 350). 


[2] 
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$ 4. Die obersten kirchlichen Behörden des Landes können Vertreter 
bezeichnen, welche der Öberschulrath zu seinen Berathungen zuziehen wird, 
so oft es sich um Fragen des religiösen Unterrichts und dessen Verbindung 
mit dem Lehrplan handelt. 

$5. Für die Erörterung wichtiger allgemeiner Fragen im Unterrichts- 
wesen, insbesondere bei der Vorbereitung von Gesetzen und Verordnungen 
wird der Oberschulrath das Gutachten von Beiräthen aus der Zahl der Lehrer 
des Landes hören. — Der OÖberschulrath ist befugt, auch andere Sachverstän- 
dige beizuziehen. 

$ 6. Unser Ministerium des Innern ist mit dem Vollzuge und der Aus- 
führung des Weitern beauftragt. 


3. Gesetz über den Elementarunterricht. Vom (8. März 1868) 
13. Mai 1892). 


l. Titel. Allgemeine Bestimmungen. 


ü 


$ 1. Eltern oder deren Stellvertreter sind verpflichtet, für den Elementar- 
unterricht der ihrer Obhut anvertrauten Kinder zu sorgen und zu diesem Zwecke 
dieselben während des schulpflichtigen Alters die Volksschule besuchen zu 
lassen. An die Stelle des Besuchs der Volksschule kann der einer höheren 
öffentlichen Bildungsanstalt oder einer anderen den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechenden Lehranstalt ($$ 110 bis 114 und 116) treten. — Kinder, welche 
Privatunterricht geniessen, werden durch die Schulbehörden vom Besuch der 
Volksschule entbunden, wenn nachgewiesen wird, dass sie mindestens den in 
der Volksschule vorgeschriebenen Unterricht erhalten. Auch bleibt den Schul- 
behörden vorbehalten, von Zeit zu Zeit dıe Kinder zu prüfen und eine etwa 
nöthige Ergänzung des Unterrichts, oder, sofern nicht in anderer Weise geholfen 
werden kann, die Aufnahme derselben in die Volksschule anzuordnen .. 


!) Das Gesetz von 1592 gibt eine einheitliche Regelung des gesammten 
Schulwesens einschliesslich der Rechts: und Gehaltsverhältnisse der Lehrer. 
Dasselbe ist eine Zusammenfassung (Neuredaktion) aller früheren (sesetze über 
das Schulwesen, welche durch den (Schluss) $ 151 Abs. 2 vom 1. Mai 1892 
an aufgehoben sind, nämlich: 

a) das Gesetz vom 8. März 1868 über den Elementarunterricht; 
b) die Abänderungsgesetze: vom 19. Februar 1874, vom 18. Sept. 1876, 
vom 1. April 1880 und vom 25. Juli 1888; 
c) das Gesetz vom 7. Juni 1834 über die Staatsbeiträge zu den Gehalten 
der Lehrer; 
d) das Gesetz vom 7 Februar 1884 über die Rechtsverhältnisse der an 
Lehr- und Erziehungsanstalten von Privaten und Korporationen ver- 
wendeten Volksschulkandidaten; 
das Gesetz vom 30. Januar 1879 über die Rechtsverhältnisse der an 
Mittelschulen für die weibliche Jugend angestellten Lehrerinnen. 

Wichtig für die Verfassung der Volksschulen waren das Gesetz vom 
8. März 1868 und das Abänderungsgesetz vom 18. September 1876. Die abge- 
druckten $S stammen grösstentheils aus dem (sesetz von 1868, jedoch ist die 
Zahlenreihe der $$ in der neuen Fassung geändert; die S$ aus dem Gesetz. 
von 1576 sind in den Noten angemerkt. 


e 
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$ 2. Das schulpflichtige Alter dauert vom sechsten bis zum vierzehnten 
Jahr. Es beginnt und endigt jeweils an Ostern gleichzeitig mit dem Anfang 
bezw. dem Schluss des Schuljahres für Knaben sowohl als Mädchen, wenn sie 
bis zum nächstfolgenden 30. Juni (einschliesslich) ihr 6., bezw. 14. Lebensjahr 


zurücklegen. — Für Kinder, welche schwächlich oder in ihrer Entwickelung 
zurückgeblieben sind, ist hinsichtlich des Anfangstermins ihrer Schulpflicht 
Nachsicht zu ertheilen. — Mädchen müssen auf Verlangen ihrer Eltern oder 


der Stellvertreter derselben am Schlusse des Schuljahres schon dann aus der 
Schule entlassen werden, wenn sie bis zum nächstfolgenden 31. Dezember (ein- 
schliesslich) ihr 14. Lebensjahr vollenden. 

$6. Für den Klementarunterricht soll in jeder politischen (semeinde 
wenigstens eine Volksschule bestehen. — Die Öberschulbehörde kann aus 
erheblichen Gründen gestatten, dass für mehrere Gemeinden oder für Abtheil- 
ungen einer Gemeinde zusammen mit einer anderen ganzen Gemeinde oder 
Theilen derselben eine Volksschule gemeinsam gehalten werde. — Wenn für 
mehrere (remeinden eine gemeinsame Schule besteht, hat auf Antrag des einen 
oder andern Theils die Oberschulbehörde über die Trennung zu beschliessen, 
vorbehaltlich der Entscheidung der sonst zuständigen Behörde über die ver- 
mögensrechtlichen Fragen, welche sich bei Auflösung einer gemeinschaftlichen 
Schule in mehrere getrennte ergeben. — Die Staatsverwaltungsbehörde kann 
auf Antrag der Oberschulbehörde verfügen‘, dass in einer Gemeinde mehrere 
Schulen errichtet werden, wenn dies ein dringendes Bedürfniss ist. 

$ 81). Der Unterricht in der Volksschule wird sämmtlichen schulpflich- 
tigen Kindern gemeinschaftlich ertheilt, mit Ausnahme des Religionsunterrichts, 
sofern die Kinder verschiedenen religiösen Bekenntnissen angehören. — Die 
nach $S 6 Abs. 1 den politischen Gemeinden obliegende Verpflichtung kann 
weder im Ganzen noch zum Theile durch eine vorzugsweise zur Erfüllung 
konfessioneller Zwecke begründete Korporationsanstalt geleistet werden. 


II. Titel. Von den Schulbehörden. 


$ 102). Die örtliche Aufsicht über die Volksschule, sowie die Verwaltung 
des gesammten, auch des konfessionellen örtlichen Schulvermögens, dessen 
ganzes Erträgniss forthin der Volksschule anheimfällt, werden durch den Ge- 
meinderath unter Zuzug des Ortspfarrers von jedem in der Schulgemeinde ver- 
tretenen Bekenntnisse, sowie des ersten Lehrers von jeder in derselben be- 
stehenden Volksschule geführt. Auf diese Gemeindebehörden gehen alle 
Öbliegenheiten und Befugnisse über, welche nach den in Geltung befindlichen 





!) Der Art. I des Abänderungsgesetzes von 1876 hob die $$ 6—12, 78, 
83 und 102 Abs. 5 des Gesetzes von 1868, nach welchen die Konfessionsschule 
noch die Regel, die Simultan- oder Mischschule nur fakultativ gestattet war, 
auf und setzte an deren Stelle diesen $ 8 (früher S 6). 

2) Schon durch das Gesetz über die Aufsichtsbehörden für die Volks- 
schulen vom 30. August 1864 war ein eigener Ortsschulrath, bestehend aus 
dem Pfarrer, Bürgermeister und ersten Lehrer, sowie 3—5 gewählten Mit- 
gliedern, geschaffen worden. Das Gesetz von 1868 nahm mit Aufhebung dieses 
Gesetzes dessen Bestimmungen in den $$ 14--20 herüber. Der Art. Il des 
Gesetzes von 1876 beseitigte die $$ 14—20 und setzte an deren Stelle die 
S$ 10 und 11 (früher 14 und 15). 


e) Schulgesetze: Ueber den Elementaranterricht v. (8. März 1368) 13. Mai 1892. 360- 


(sesetzen und Verordnungen bisher dem Ortsschulrath zukamen. — Die Lehrer 
haben den Beratliungen nicht anzuwohnen, wenn es sich um ihre persönlichen 
Verhältnisse handelt. 

s 11. Durch Gemeindebeschluss, welcher der Staatsgenehmigung bedarf, 
kann für Angelegenheiten der Volksschule eine besondere Kommission (Schul- 
kommission) bestellt werden, deren Einrichtung und Wirkungskreis in gleicher 
Weise näher zu bestimmen ist. — Der Kommission muss jedenfalls ein Mitglied 
des (semeinderaths als Vorsitzender angehören und es sollen in derselben die 
Örtspfarrer der in der Gemeinde vorkommenden Bekenntnisse, sowie die Volks- 
schullehrer Vertretung erhalten. — Für Volksschulen, die mehreren Gemeinden 
gemeinschaftlich sind, muss auf Verlangen des Gemeinderaths auch nur einer 
der betheiligten Gemeinden eine solche Kommission bestellt werden. Ein- 
richtung und Wirkungskreis derselben wird, wenn darüber die betheiligten 
(semeinden sich nicht einigen, oder wenn deren Beschlüsse die Staatsgenehmigung 
nicht erhalten, durch den Bezirksrath bestimmt. 

S 15. Zur Beaufsichtigung einer grösseren Anzahl von Schulen werden 
Kreisschulräthe ernannt. — Dieselben sollen zugleich den dienstlichen Verkehr 
der Ortsschulräthe und der Lehrer mit der Oberschulbehörde vermitteln und 
ein erspriessliches Zusammenwirken zwischen der Schulbehörde und den Kreis- 
versammlungen für Kreisschulanstaltenr, Waisenhäuser und Rettungsanstalten 
(Gesetz über die Organisation der inneren Verwaltung vom 5. Oktober 1863 
s4l, 3) herstellen. — Die Oberschulbehörde ist berechtigt, auch andere Männer 
mit der Prüfung von Volksschulen aushilfsweise zu beauftragen. 


Ill. Titel. Von der inneren Einrichtung der Volksschulen. 


I. Abschnitt. Zahl und Art der Lehrer. 


Ss 14 An jeder Volksschule sind so viele Lehrer anzustellen, dass auf 
einen dauernd nicht mehr als 100 Schulkinder kommen. —- Aus sehr erheb- 
lichen Gründen kann durch die Oberschulbehörde einem Lehrer auf unbestimmte 
Zeit auch eine grössere, jedoch nie eine 130 übersteigende Zahl von Schülern 
überlassen werden. 

s$ 19!). Beı Besetzung der Lehrstellen an Volksschulen soll auf das 
religiöse Bekenntniss der die Schule besuchenden Kinder thunlichst Rücksicht 
genommen werden. — Insbesondere wird bestimmt: 1. an Schulen, die nur 
Kinder eines Bekenntnisses zu unterrichten haben, sollen nur Lehrer des 
betreffenden Bekenntnisses angestellt werden. 2. Gehören die Schulkinder 
verschiedenen Bekenntnissen an und ist nach deren Gesammtzahl nur ein 
Lehrer erforderlich ($ 14 dieses Gesetzes), so wird dieser dem Bekenntniss 
der Mehrheit der Schüler entnommen. — Ein weiterer Lehrer und zwar aus 
dem Bekenntnisse der Minderheit ist in den Gemeinden, in denen bisher kraft 
(sesetzes konfessionelle Schulen getrennt bestanden haben, auf einen binnen 
fünf Jahren nach Einführung dieses Gesetzes erfolgenden Beschluss der Ge- 
meinde anzustellen, wenn die Zahl der Schulkinder des in der Minderheit be- 
findlichen Bekenntnisses nach dem Durchschnitt der letzten 3 Jahre wenigstens 
zwanzig betragen hat. 


!} Dieser $ 19 (früher 24a) wurde durch Art. III. des Gesetzes von 1576. 
hinter $ 24 des Gesetzes von 1865 eingefügt. 
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II. Abschnitt. "Zweck, Unterrichtsgegenstände, Disziplinarmittel 
der Volksschule. 


$ 20. Der Unterricht in der Volksschule soll die Kinder zu verständigen, 
religiös-sittlichen Menschen und dereinst tüchtigen Mitgliedern des Gemein- 
wesens erziehen. — Er hat sich auf folgende Gegenstände zu erstrecken: 
Religion, Lesen und Schreiben . ... Gesang . 

$ 22. Für den Religionsunterricht werden für jede getrennt unterrichtete 
Abtheilung der Schüler in den Lehrplan der Volksschule wöchentlich 3 Stunden 
aufgenommen. — Der Religionsunterricht wird durch die betreffenden Kirchen- 
und Religionsgemeinschaften besorgt und überwacht. Sie werden bei Ertheilung 
desselben durch den gemäss $ 26 Abs. 3 als befähigt erklärten Schullehrer 
unterstützt. Zu diesem Zweck sollen aus dem wöchentlichen Stundendeputat 
eines Lehrers soweit erforderlich, je 6 Stunden verwendet werden. Im Uebrigen 
geschieht die Vertheilung der Religionsstunden zwischen dem Geistlichen und 
dem Lehrer im Einverständniss der beiderseitigen Behörden. — Der gesammte 
Lehrplan für den Religionsunterricht in den einzelnen Stufen und Klassen der 
Volksschule wird von der oberen geistlichen Behörde aufgestellt, welche die 
Ausführung desselben durch ihre Beamten überwachen und Prüfungen über 
den Religionsunterricht vornebmen kann. — Die Kirchen- und Religionsgemein- 
schaften haben bei ihren Verfügungen in Betreff des Religionsunterrichts in 
den Volksschulen die bestehende Schulordnung zu achten. Diese Verfügungen 
verkünden auf Mittheilung der geistlichen Behörden die oberen Schulbehörden 
an die Lehrer zur Nachachtung. — Die Verkündigung kann nicht versagt 
werden, wenn die Verfügungen nichts mit den allgemeinen Schulordnungen 
Unvereinbares enthalten. — Die Geistlichen sind als Religionslehrer in den 
Volksschulen an die Schulordnung gebunden. — Den staatlichen sowohl als 
den geistlichen Behörden bleibt vorbehalten, die Ertheilung des Religions- 
unterrichts durch den Schullekrer abzustellen. 


$ 231). Für Schulen, welche Schüler verschiedener Bekenntnisse zu 
unterrichten haben, aber nicht mit Lehrern aus jedem der betreffenden Bekennt- 
nisse besetzt sind, kann die Oberschulbehörde anordnen, dass die Unterstützung 
für den Religionsunterricht ($ 22 Abs. 2) des eines eigenen Lehrers entbehren- 
den Bekenntnisses — sofern die Zahl der diesem Bekenntnisse zugehörigen 
Schulkinder dauernd mindestens fünfzehn beträgt — durch einen benachbarten 
Lehrer geleistet werde. — In gleicher Weise, oder durch Auferlegung besonders 
zu vergütender Unterrichtsstunden ($ 37 Abs. 1) an einen bekenntnissange- 
hörigen Lehrer der betreffenden Schule, kann Aushülfe im Religionsunterricht 
für Volksschulen angeordnet werden, an welchen zwar Lehrer des betreffenden 
Bekenninisses angestellt sind, jedoch in geringerer Zahl, als nach $ 14 und 
s 19 Abs. 2 Z. 1 anzustellen wären, wenn die betreffende Schule von Kindern 
noch anderer Bekenntnisse nicht besucht würde. — Die durch Verordnung zu 
regelnde Vergütung für diese Aushülfe (Abs. 1 und 2) hat die Gemeinde vor- 
behaltlich der Ueberwälzung auf die Staatskasse (8 56 2.4, $ 73 ff.) zu leisten. 
— Auch wo 'eine Anordnung nach Abs. 1 dieses $ nicht getroffen ist, muss 
für den vorgeschriebenen Religionsunterricht des eines eigenen Lehrers ent- 

1) Dieser $ wurde als $ 27a binter $ 26 des Gesetzes von 1868 durch 
Art. IV des Gesetzes von 1876 eingeschoben. 


€) Schulgesetze: Ueber den Elementarunterricht v. (8. März 1868) 13. Mai 1892. 367 


behrenden Bekenntnisses, jedenfalls das vorhandene Schullokal und Heizung 
dargeboten werden, soweit dadurch der übrige Unterricht nicht beeinträchtigt wird. 

$ 24. Zur Theilnahme an dem Unterricht in weiblichen Arbeiten sind 
die Mädchen der vier letzten Jahrgänge verpflichtet. 

(Abs. 4.) Wenn in einer Gemeinde mehrere Volksschulen (verschiedener 
Konfession)1) bestehen, wird durch den Gemeinderath bestimmt, ob der Unter- 
richt in weiblichen Arbeiten in jeder derselben besonders oder für alle Schüler- 
innen gemeinsam (in einer jener Schulen oder getrennt von beiden) gegeben 
werden soll. 


IV. Titel. Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksschulen. 

l. Abschnitt. Von der Vorbereitung der Volksschullehrer. 

$ 26. Die Aufnahme unter die Volksschulkandidaten, durch welche die 
Befähigung für den Dienst eines Schulgehilfen erlangt wird, geschieht durch 
die Oberschulbehörde in der Regel auf Grund einer vorher bestandenen Prüfung. 
— Bei dieser Prüfung sind die betreffenden Kirchen- und Religionsgemein- 
schaften durch Beauftragte vertreten, welche die Kandidaten hinsichtlich ihrer 
Befähigung zur Ertheilung des Religionsunterrichts prüfen. — Die Entscheidung 
über die Befähigung zur Ertkeilung des Religionsunterrichts steht den betref- 
fenden Kirchen- und Religionsgemeinschaften zu und wird den Kandidaten durch 
Vermittlung der Oberschulbehörde eröffnet ... . 


II. Abschnitt. Anwendung der Beamtengesetze auf die Lehrer an 
Volksschulen. 

s 382). Volksschullehrer, die einen durch die zuständige kirchliche Be- 
hörde ihnen angetragenen für die Kirchen- (Religions-) Gemeinde, welcher der 
Lehrer selbst angehört, auszuübenden Organisten- bezw. Vorsängerdienst — 
überhaupt oder unter den angebotenen Bedingungen — anzunehmen sich weigern 
können auf Antrag der kirchlichen Oberbehörde des betreffenden Religionstheiles 
durch die Oberschulbehörde zur Uebernahme und Besorgung des Dienstes ange- 
halten werden. Dabei sind durch die Oberschulbehörde nach Anhören der 
Kirchenbehörde und des Lehrers der Betrag der Vergütung, sowie nöthigenfalls 
die weiteren Bedingungen festzusetzen, von deren Leistung, bezw. Einhaltung 
die Verpflichtung des Lehrers zur Uebernahme des Dienstes abhängig sein soll. 
— Andere niedere kirchliche Dienste dürfen die Lehrer nicht übernehmen. 


VII. Titel. Von den Lehr- und Erziehungsanstalten der Privaten und 
Korporationen. 
$ 110. Die Errichtung von Privatlehr- und Erziehungsanstalten, in welche 
schulpflichtige Kinder aufgenommen werden, ist unter folgenden Bedingungen 
gestattet: 
1. Die sittliche Würdigkeit des Unternehmers, des Vorstehers und der 
sämmtlichen Lehrer muss unbeanstandet sein. 





1) Die kursiv gedruckten Worte sind im (Gesetz von 1892 weggelassen. 

2) Dieser $ hatte im Gesetz von 1868 ($ 43) zwei vorausgehende Absätze: 
„Zur Uebernahme ständiger Nebengeschäfte bedarf der Lehrer der Erlaubniss 
der vorgesetzten Behörde. — Die gesetzliche Verbindung der niederen Kirchen- 
dienste, namentlich des Messner-, Glöckner- und Organisten-, sowie des Vor- 
sängerdienstes mit dem Schuldienste hört auf.“ (Abs. 3 ähnlich und 4 gleich- 
lautend wie oben.) 
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2. Vorsteher und Lehrer haben sich über ihre Befähigung zum Lehr- und 
Erziehungsfache erforderlichen Falls durch eine vor den Schulbehörden zu 
erstehende Prüfung genügend auszuweisen. 

3. Der Lehrplan muss so beschaffen sein, dass er mindestens die Zwecke 
der Volksschule sicher stellt und darf nichts den guten Sitten Zuwiderlaufendes 
oder den Staat Gefährdendes enthalten. 

4. Die Einrichtungen müssen der Art sein, dass für die Gesundheit der 
Kinder keine Nachtheile zu fürchten sind. 

Unter diesen Voraussetzungen können auch Frauen Privatlehr- und Er- 
ziehungsanstalten errichten, jedoch nur dann dieselben als Vorsteherinnen leiten, 
wenn sie ausschliesslich für Mädchen bestimmt sind. 

s 111. Privatlehr- und Erziehungsanstalten dürfen nicht eher eröffnet 
werden, als bis über die in $ 110 Z. 1—4 angegebenen Punkte den Staats- 
behörden die erforderlichen Nachweise geliefert und von diesen als genügend 
anerkannt sind. — Jeder Wechsel in dem Vorsteher- und Lehrpersonal, Aender- 
ungen im Lehrplan oder eine Veränderung des Lokals sind vor der Ausführung 
den Schulbehörden anzuzeigen. 

s 112. Privatlehr- und Erziehungsanstalten stehen unter Staatsaufsicht. 
Die Schulbehörden haben in denselben von Zeit zu Zeit Visitationen und 
Prüfungen vorzunehmen; überdies ist diesen Behörden von den Hauptprüfungen 
jeweils zeitig Nachricht zu geben, damit sie denselben anwohnen können. 

5 114. Die Schliessung einer Privatlehr- und Erziehungsanstalt kann 
durch die Staatsbehörde verfügt werden: 

l. wenn dieselbe errichtet wurde, ohne dass die gesetzlichen Erforder- 
nisse vorhanden waren, 

2. wenn dıese Erfordernisse in der Folge hinweggefallen sind, 

3. wenn die von den Schulbehörden in Bezug auf $ 110 gemachten Auf- 
lagen nicht erfüllt werden, 

4. wenn trotz wiederholter Bestrafung ($ 113) den Bestimmungen der 
ss 110—112 abermals zuwidergehandelt wird. 

$ 115. Die Errichtung solcher Privat- Lehr- und Erziehungsanstalten, 
in welche ausschliesslich Schüler unter oder über dem schulpflichtigen Alter 
aufgenommen werden, ist der Staatsbehörde anzuzeigen. — Derselben bleibt 
das Recht der Einsichtsnahme vorbehalten, und sie kann die Schliessung der 
Anstalt verfügen, wenn der Lehrplan derselben Etwas den guten Sitten Zuwider- 
laufendes oder den Staat Gefährdendes enthält, oder ihre Einrichtungen für 
die Gesundheit der Schüler gefährlich sind. - 

s 116. Korporationen und Stiftungen können Lehr- und Erziehungs- 
anstalten nur mit Staatsgenehmigung errichten. Auf solche Anstalten sind die 
Vorschriften der $$ 110—114 anwendbar. — Kirchlichen Korporationen und 
Stiftungen ist die Errichtung einer Lehr- und Erziehungsanstalt nur auf Grund 
eines besonderen Gesetzes gestattet. — Mitgliedern !) eines religiösen Ordens 
oder einer ordensähnlichen religiösen Kongregation ist jede Lehrwirksamkeit an 
Lehr- und Erziehungsanstalten im Grossherzogthum untersagt. — Die Staats- 
regierung ist ermächtigt, für einzelne Personen in widerruflicher Weise Nachsicht 
von diesem Verbote zu ertheilen. 


1) Die folgenden Sätze sind durch Gesetz vom 2. April 1872 (s S. 344) 
beigefügt. 


e) Schulgesetze: M.-VO, v. 1. Okt. 1869; Erzb. Erlass v. 3. Juni 1871. 869 


4. Verordnung des Grossherzoglichen Ministeriums des Innern, 
die Aufsichtsbehörden der Volksschulen betr. Vom 1. Okt. 1869 
(G. u. VBl.' 8.7439). 

$ 32. Die Kirchen werden die Aufsichtsbeamten, welche sie für die 
Ueberwachung des Religionsunterrichts ihrer Angehörigen in den Volksschulen 
ernennen ($27 Abs. 3 des Gesetzes), unter Angabe der denselben zugewiesenen 
Schulen der Oberschulbehörde namhaft machen. — Diese Aufsichtsbeamten 
werden die Zeit (Tag und Stunde), in welcher sie die Prüfungen in dem Reli- 
gionsunterrichte in den Volksschulen vorzunehmen beabsichtigen, den betref- 
fenden Kreisschulräthen rechtzeitig mittheilen, worauf diese die nöthigen Weis- 
ungen an die örtlichen Aufsichtsbehörden und an die Lehrer erlassen. — 
Verbescheidungen dieser Prüfungen werden auf Mittheilung der Kirchenbehörde 
durch die Kreisschulräthe den Lehrern zur Nachachtung und erforderlichen 
Falls den Ortsschulräthen bekannt gegeben. 

$ 33. Sonstige Verfügungen der Kirchenbehörden in Betreff des Reli- 
gionsunterrichts in den Volksschulen werden auf Mittheilung derselben von dem 
Öberschulrath verkündet. — Sollte eine kirchliche Verfügung irgend eine mit 
der allgemeinen Schulordnung unvereinbarliche Bestimmung enthalten, so ist 
zunächst mit der Kirchenbehörde zum Zweck der Verständigung ins Benehmen 
zu treten. 

$ 34. Die Oberschulbehörde wird zu den periodischen Berathungen mit 
den Kreisschulräthen ($ 31) auch einige der von den Kirchen ernannten Prüfungs- 
kommissäre ($ 32) nach Wahl der obern Kirchenbehörden einladen, damit auch 
allgemeine oder spezielle Wahrnehmungen derselben über den Erfolg des 
Religionsunterrichts und der religiös-sittlichen Haltung der Schuljugend zur 
Sprache gebracht werden können. 


5. Erlass des erzbischöflichen Kapitels-Vikariats von Freiburg, 
betreffend den Eintritt der Geistlichen in die Schulbehörden. 
Vom 3. Juni 1871. 

.. Nach erfolgtem Einvernehmen mit dem grossherzoglichen Ministerium 
des Innern ... . verordnen wir: 

1. Es ist den Geistlichen, insbesondere den Ortsseelsorgern gestattet, in 
die Schulbehörden (den Ortsschulrath) gemäss $ 14 ff. des Schulgesetzes vom 
8. März 1868 (RBl. 1868 Nr. 15 und 22) und Ministerial-Verordnung vom 
1. Okt. 1869 (GBl. 1869 Nr. 25) einzutreten. 

2. Die erzbischöflichen Schulinspektoren und die Ortsgeistlichen werden 
auch fortan unter unserer Leitung das religiöse Leben der Schule, die religiöse 
Erziehung und Unterweisung der Schuljugend mit aller Sorgfalt übernehmen 
und pflegen, resp. gemäss unsern Verordnungen und unserm Lehrplane den 
Religionsunterricht besorgen. 

3. Die erzbischöflichen Pfarrer (Pfarrverweser) werden in ihrer Stellung 
als Mitglieder des Ortsschulraths insbesondere die religiösen Angelegenheiten der 
Schule wahrnehmen, desshalb dahin mitwirken, dass das religiös-sittliche Leben 
in der Schule, sowie seitens der Lehrer und Schüler gepflegt, der Schulgottes- 
dienst eifrig besucht, die religiöse Erziehung und Unterweisung, sowie der 
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Kirchengesang in der Schule gefördert und das katholische Schulvermögen 
stiftungsgemäss verwaltet werde. Sie werden bei den dessfalsigen Anordnungen, 
insbesondere bei den Prüfungen, bei der Einführung von Schulbüchern (soweit 
solche dem Ortsschulrathe zusteht), bei der Handhabung der Schulzucht und 
bei der Festsetzung des Stundenplanes das religiös-sittliche Interesse der Schule 
vertreten. 


6. Vollzugsinstruktion zum Gesetz vom 18. Septbr. 1376 über 
Abänderung des Elementarschulgesetzes. Vom 20. Sept. 1876. 


$ 2. Sind mehrere Pfarrer derselben Konfession an einem Orte angestellt, 
so kann ihre vorgesetzte Behörde denjenigen unter ihnen bezeichnen, welcher 
zum Eintritt in die örtliche Schulaufsichtsbehörde berechtigt ist. Bestehen 
rechtlich in derselben Konfession verschiedene vorgesetzte Behörden, so kann 
jede derselben von der erwähnten Befugniss Gebrauch machen. 

$6. Da gemäss Art. I $ 6 des Gesetzes die zur Zeit auf Grund des 
Regulativs vom 16. Sept. 1811 bestehenden sogenannten Lehr- und Erziehungs- 
Institute zur Ertheilung des Volksschulunterrichts nicht mehr befugt erscheinen, 
so ist in den Gemeinden, in welchen Anstalten dieser Korporationen an Stelle 
der Volksschulen für Mädchen getreten sind, auf die zeitige Beschaffung der 
für die gesetzliche Ertheilung des Volksschulunterrichts erforderlichen Räum 
lichkeiten Bedacht zu nehmen. 


f) Gesetze über die religiöse Erziehung vou Kindern. 
1. Landrechtliche Bestimmungen. 


Zusatz 203a. Die kirchliche Erziehung muss sich nach dem Grundgesetz 
über die Kirchenverfassung richten ... . 

Zusatz 420a. Ist der Hauptvormund Glied einer anderen Kirche, als zu 
welcher das Kind erzogen werden soll, so muss der Gegenvormund nothwendig 
aus Gliedern jener Kirche genommen werden, zu welcher das Kind erzogen 
werden soll und hat dieser alsdann die Obsorge über dessen kirchliche Erziehung 
besonders auf sich. 


2. Gesetz vom 9. Oktober 1860 S 5 (s. oben S. 337). 


3. Gesetz über Ausübung der Erziehungsrechte in Bezug auf 
die Religion der Kinder. Vom 9. Okt. 1860 (RBl. S. 380). 

$ 1. In welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, bestimmt bei 
ehelichen Kindern der Vater, bei unehelichen, sie seien vom Vater anerkannt 
oder nicht, die Mutter. — Ist eine Bestimmung hierüber nicht getroffen, so 
folgen die ehelichen Kinder der Religion des Vaters, die unehelichen der Religion 
der Mutter. 

$ 2. Sind die Eltern unbekannt, so entscheidet über die religiöse Erziehung 
der Kinder der Vormund mit Zustimmung der Staatsbehörde, nach eingeholtem 
Gutachten des Ortsvorgesetzten und Waisenrichters. 

S 3. Eine Aenderung in der religiösen Erziehung der ehelichen Kinder 
steht der Mutter zu, wenn auf sie das Recht der Erziehung übergegangen ist; 
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jedoch kann sie diese Aenderung nur mit Genehmigung der Staatsbehörde und 
nach erhobenem Gutachten der nächsten beiderseitigen Verwandten, des Orts- 
vorgesetzten und Waisenrichters vornehmen. 

$ 4. Bei Waisen darf eine Veränderung der Religion nur aus besonders 
erheblichen Gründen, mit Genehmigung der höheren Staatsbehörde und nach 
eingeholtem Gutachten der nächsten beiderseitigen Verwandten, des Ortsvor- 
gesetzten und Waisenrichters eintreten. 

$ 5. Jedem, der das sechzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, steht die 
Wahl der Religion frei. 

$ 6. Die vor Verkündung dieses Gesetzes durch Vertrag bestimmte 
religiöse Erziehung der Kinder kann mit Zustimmung beider Elterntheile ge- 
ändert werden. — Ein Einschreiten der Staatsbehörde findet nur auf Anrufen 
eines Elterntheils statt. — Nach dem Tode eines Elterntheils treten die De- 
stimmungen der SS 1 und 3 dieses Gesetzes in Wirksamkeit. 


VI. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen im 
Grossherzogthum Hessen. 


a) Verfassungsurkunde vom 17. Dezbr. 1820. (RBl. S. 525.) 


III. Titel. Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Hessen. 


Art. 20. Die Verschiedenheit der in dem Grossherzogthum 
anerkannten christlichen Konfessionen hat keine Verschiedenheit 
in den politischen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. 

Art. 21. Den anerkannten christlichen Konfessionen ist 
freie und öffentliche Ausübung ihres Religions-Kultus gestattet. 

Art. 22. Jedem Einwohner des Grossherzogthums wird der 
Genuss vollkommener Gewissensfreiheit zugesichert. Der Vorwand 
der Gewissensfreiheit darf jedoch nie ein Mittel werden, um sich 
irgend einer, nach den Gesetzen obliegenden Verbindlichkeit 
zu entziehen. 


V. Titel. Von den Kirchen, den Unterrichts- und Wohlthätig- 
keits-Anstalten. 
Art. 39. Die innere Kirchenverfassung geniesst auch den 


Schutz der politischen. 
Art. 401). Verordnungen der Kirchengewalt können ohne vorgängige Ein- 
sicht und Genehmigung des Grossherzogs weder verkündet noch vollzogen werden. 





1) Aufgehoben durch Art.5 Abs. 3 des Gesetzes vom 23. April 1875 über 
die rechtliche Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften im Staate. 
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Art. 41. Die Geistlichen sind in ihren bürgerlichen Ver- 
hältnissen und bei strafbaren Handlungen, welche nicht blosse 
Dienstvergehen sind, der weltlichen Obrigkeit unterworfen ?). 

Art. 42. Die Beschwerden über Missbrauch der kirchlichen 
(Gewalt können jederzeit bei der Regierung angebracht werden!). 

Art. 43. Das Kirchengut, das Vermögen der vom Staate 
anerkannten Stiftungen, Woöhlthätigkeits- sowie der höheren- und 
niederen Unterrichtsanstalten geniessen des besonderen Schutzes 
des Staates und können unter keiner Voraussetzung dem Finanz- 
vermögen einverleibt werden. 

Art. 44. Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung 
der Gottesverehrung, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit 
können nur mit ständischer Einwilligung zu einem fremdartigen 
Zwecke verwendet werden. 


b) Vorläufige Uebereinkunft zwischen der Grossherzoglich Hessischen 
Regierung und dem Bischof von Mainz vom 23. August 1354 in Betreff 
der Regelung der Verhältnisse des Staates zur katholischen Kirche 2) 

I. Pfründenbesetzung. 1. Der Bischof von Mainz wird die im Um- 
fange des Grossherzogthums dermalen befindlichen katholischen Kirchenpfründen 
mit Vorbehalt der unter Pos. 2 zu bezeichnenden Ausnahmen und abgesehen 





1) Vgl. S. 377 das Gesetz über den Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt. 

2) Hierzu hat der Bischof von Mainz Wilhelm Emanuel Freiherr von 
Ketteler unterm 11. November 1855 noch animadversiones eingereicht, welche 
die vom apostolischen Stuhl gewünschte Formulirung einzelner Punkte enthielten 
(s. die animadversiones bei Arthur Schmidt, Kirchenrechtliche Quellen des 
Grossherzogthums Hessen S. 57). Die Uebereinkunft erfuhr heftige Anfeind- 
ungen besonders in der zweiten hessischen Kammer, welche am 11. Okt. 1860 
die Bitte an die Regierung stellte, „die Unterhandlungen mit dem bischöflichen 
Stuhle zu keinem Abschluss zu bringen, sondern das Verhältniss des Staates 
zur katholischen Kirche und ihren Organen auf gesetzlichem Wege zu ordnen“. 
Der Gesetzentwurf vom 14. November 1862, die rechtliche Stellung der Kirchen 
und kirchlichen Vereine im Staate betr., wurde in beiden Kammern erheblich 
abgeändert, gelangte aber nicht zur Ausführung (s. den Entwurf und die Ab- 
änderungen der beiden Kammern bei Brück, Die oberrheinische Kirchenprovinz 
S. 554; Vering, Archiv 17, 156 und Schmidt a.a. O0. S. 68). Die Kon- 
vention selbst wurde auf Antrag des Bischofs von Mainz durch Allerh. Ent- 
schliessung vom 6. Oktober 1866 ausser Wirksamkeit gesetzt und zugleich 
ausgesprochen, „dass bis zum Zustandekommen eines Gesetzes über diesen 
(regenstand nach den Grundsätzen verfahren werden soll, auf welchen der 
Gesetzentwurf von 1862 beruht, soweit diese Grundsätze durch übereinstimmende 
Beschlüsse der beiden Kammern Anerkennung gefunden“ (vgl. Archiv 54, 208). 
Der Gesetzentwurf von 1862, welcher im Wesentlichen dem badischen Gesetz 
von 1860 (s. S. 337) nachgebildet war, fand in den Gesetzen vom 23. April 1875 
(s. unten) verschärften Ausdruck. 
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von denjenigen Kirchenämtern, hinsichtlich welcher die Bulle „Ad Dominic 
Gregis custodiam‘‘ ein anderes Verfahren anordnet, oder zu welchem einem 
Dritten ein auf kanonischer Erwerbsart beruhendes Patronatrecht zusteht 
selbständig besetzen. Der Bischof wird jedoch seine Ernennung zu den Kirchen- 
pfründen vor deren Veröffentlichung und vor Ertheilung der kanonischen Insti- 
tution der Grossherzoglichen Staatsregierung vorlegen, um diese in den Stand 
zu setzen, etwaige Anstände, welche gegen einen Ernannten in bürgerlicher 
und politischer Hinsicht obwalten sollten, ehe die Investitur erfolgt, geltend 
zu machen. Dagegen wird die Grossherzogliche Staatsregierung, deren Absicht 
es nicht sein kann, das bischöfliche Ernennungsrecht in Frage zu stellen oder 
zu beeinträchtigen, dem Bischof, wenn gegen einen Ernannten Bedenken erhoben 
werden, die in bürgerlicher oder politischer Beziehung vorliegenden Anstände 
nicht vorenthalten, sondern mit demselben hierüber in Benehmen treten. — 
Sollte die Regierung innerhalb Monatsfrist nach geschehener Anzeige von der 
stattgefundenen Ernennung keine Erklärung abgeben, so wird angenommen, 
dass keine Anstände entgegenstehen. Bei denjenigen Kirchenpfründen, zu 
welchen einem Dritten das Präsentationsrecht zusteht, wird dasselbe Verfahren 
eintreten. — 2. Die beiden katholischen Pfarreien zu Darmstadt und die 
katholische Pfarrei zu (riessen bleiben dem Patronat Sr. Königl. Hoheit des 
Grossherzogs vorbehalten. Es ist jedoch die Absicht der Grossherzoglichen 
Staatsregierung, auch bei diesen Stellen in Erledigungsfällen der Präsentation 
ein Benehmen mit dem Bischof vorausgehen zu lassen. 


1. Prüfungen. 1. Das Recht des Bischofs, die Kandidaten der Theo- 
logie für die Aufnahme in das bischöfliche Seminar einer von ihm einzurich- 
tenden und zu leitenden Prüfung zu unterstellen, wird anerkannt. — So lange 
hinsichtlich der theologischen Studien die dermalige Einrichtung besteht, wird 
der Bischof in der Regel nur solche Jünglinge in die mit dem Seminar ver- 
bundene theologische Lehranstalt aufnehmen, welche die sogenannte Maturitäts- 
prüfung mit Erfolg bestanden haben. Hiervon wird der Bischof nur aus be- 
sonderen Gründen, wie namentlich etwa in Fällen, wo sich Personen, die bereits 
in vorgerückten Lebensjahren stehen, dem geistlichen Stande widmen wollen, 
Ausnahmen eintreten lassen, nachdem er sich von der erforderlichen allgemeinen 
Bildung des betreffenden Kandidaten überzeugt haben wird. — Sollte ein Semi- 
nariam puerorum errichtet werden, so wird die Grossherzogliche Staatsregierung 
wegen dıeses Punktes ein weiteres Benehmen mit dem Bischof zum Zwecke 
einer Verständigung eintreten lassen. — 2. Ebenso wird das Recht des Bischofs, 
die Geistlichen, nachdem sie aushülfsweise im Seelsorgerdienst verwendet 


worden, für definitive Uebertragung von Kirchenämtern selbständig zu prüfen, 
anerkannt. 


III. Disziplinargerichtsbarkeit über die Geistlichen. — Der 
Bischof wird die kirchliche Gerichtsbarkeit über die Kleriker bezüglich ihrer 
priesterlichen Aufführung und Verwaltung ihrer kirchlichen Aemter unter Vor- 
behalt des kanonischen Rekurses, ausüben und zu diesem Behufe ein geistliches 
Diözesangericht an seinem Sitze fernerhin bestehen lassen. 


IV. Seminaria puerorum. Willder Bischof eigene Seminaria puerorum 
nach den vom Konzilium von Trient vorgeschriebenen Normen errichten, so 


steht ihm dieses frei. Die Staatsregierung übt in diesem Falle nur das In- 
spektionsrecht. 
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V. Tischtitel. Der Bischof weiht auf die bestehenden kirchlichen Titel 
hin. Derselbe wird der Grossherzoglichen Staatsregierung darüber Anzeige 
erstatten, welche Kandidaten durch Empfang der höheren Weihen bleibend in 
den geistlichen Stand eingetreten sind. 

VI. Religionsunterricht. Die Leitung und Ueberwachung des katho- 
lischen Religionsunterrichts an den öffentlichen Schulen jeder Art kommt dem 
Bischof zu. 

VIf. Verhältniss zu den Lehrern der katholisch-theolo- 
gischen Fakultät der Universität. Für den Fall, dass beabsichtigt 
wird, die katholisch-theologische Fakultät wieder in Wirksamkeit treten zu 
lassen, und mit derselben ein höheres Konvikt zu verbinden, bleibt vorgängige 
Vereinbarung zwischen der Grossherzoglichen Staatsregierung und dem Bischof 
vorbehalten, sowohl über das Verhältniss des Bischofs zu den Lehrern der 
Fakultät, wie zu dem Konvikte, 

VII. Placetum regium. Kirchliche Anordnungen, welche nicht in 
staatliche oder bürgerliche Verhältnisse eingreifen, sondern sich auf rein kirch- 
liche Gegenstände beziehen, bedürfen keines Place, Wo indessen solche An- 
ordnungen für die Staatsregierung von Wichtigkeit oder besonderem Interesse 
sind, hat diese das Vertrauen, dass der Bischof ihr solche zur Kenntnissnahme 
mittheilen werde, welchem Vertrauen der Bischof bereitwillig entsprechen wird. 
Bei allen, politische oder bürgerliche Verhältnisse berührenden Anordnungen 
wird der Bischof vorher mit der Grossherzoglichen Staatsregierung jedesmal 
besondere Verhandlungen pflegen und nicht anders als in gemeinschaftlichem 
Einverständnisse mit ihr vorschreiten. Auch wird der Bischof nicht verab- 
säumen, in seinem Erlasse jenes stattgehabten Einverständnisses stets aus- 
drücklich zu erwähnen. 

IX. Kirchliche Anordnungen des Kultus. Anordnungen, welche 
hinsichtlich der Feier des Kultus, sowie zur Erweckung, Entwicklung und 
Kräftigung des kirchlichen Lebens überhaupt erlassen werden sollen, trifft der 
Bischof selbständig, sofern nicht nach Pos. VIII ein Einverständniss mit der 
Staatsregierung erforderlich erscheint. 

X. Klösterliche Vereine. Da die Grossherzogliche Staatsregierung 
beabsichtigt, über diesen Gegenstand, ehe eine bestimmte Festsetzung erfolgt, 
noch nähere Erkundigungen einzuziehen, um alsdann mit dem Bischof zum 
Behufe einer Verständigung in weitere Verhandlung zu treten, so wird von 
einer alsbaldigen Regelung des fraglichen Gegenstandes Umgang genommen, 
wobei der Bischof, unter Bezugnahme auf die von ihm zu dem Vertrage zwischen 
der königlich württembergischen Regierung und dem Bischof von Rottenburg 
hinsichtlich dieses Punktes gemachten Bemerkungen, das Vertrauen hegt, dass 
die Entschliessung der Grossherzoglichen Staatsregierung in einer seinen An- 
trägen günstigen Weise ausfallen werde. 

XI. Kirchliche Censuren. Dem Bischof steht es zu, gegen Laien, 
welche sich Uebertretungen kirchlicher Satzungen schuldig machen, kirchliche 
Censuren, jedoch ohne Verhängung bürgerlicher Folgen, anzuordnen. 

XII. Verkehr mit dem heiligen Stuhle. Der Verkehr mit dem 
heiligen Stuhle in kirchlichen Angelegenheiten ist für Bischof, Klerus und 
Laien frei. 

XIII Besetzung des bischöflichen Stuhls und der Kano- 
nikate. In Betreff der Besetzung des bischöflichen Stuhles, der Kanonikate 
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und Dompräbenden bleibt es bei dem mit dem heiligen Stuhle nach dem Inhalte 
der Bulle „Ad Dominiei Gregis eustodiam‘ vereinbarten Verfahren. 

XIV. Bestellung von Generalvikar, Räthen und Assessoren 
des Ordinariats und Landdekanen. Der Bischof wird seinen General- 
vikar, sowie die Räthe und Assessoren des Ordinariats und die Dekane selbst- 
ständig ernennen, jedoch von den Ernannten der Grossherzoglichen Staats- 
regierung Anzeige machen. Sollten sich gegen einen Ernannten Anstände in 
bürgerlicher oder politischer Hinsicht ergeben, so bleibt es der Staatsregierung 
vorbehalten, hierüber mit dem Bischof, unter Mittheilung der Gründe, zum 
Zwecke der geeigneten Massnahme in Benehmen zu treten. 

XV. Bisthums-Dotation. Die Grossherzogliche Staatsregierung erkennt 
die Verbindlichkeit zur realen Dotation des Bisthums an und sagt baldmögliche 
Erfüllung zu. Sie sieht sich indessen ausser Stand, einen festen Termin im 
Voraus zu bestimmen, indem die dermalige Finanzlage des Staates eine sofortige 
Höherstellung der realen Dotation nicht gestattet, ohnehin auch die Mitwirkung 
der Landstände zur Ausführung erforderlich ist. 

XVl. Verwaltung des Kirchenvermögens. Ueber die bezüglich 
der Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens zu treffenden Einrichtungen 
bleibt besondere Vereinbarung zwischen der Grossherzoglichen Staatsregierung 
und dem Bischof vorbehalten. Hierbei soll von dem Grundsatz ausgegangen 
werden, dass einerseits dem Bischof die obere Aufsicht und Leitung dieser 
Verwaltung zukommt, andererseits aber der Grossherzoglichen Regierung die 
erforderliche Einwirkung gesichert werde, theils um die Kirche, so weit nöthig, 
zu unterstützen, theils um sich darüber zu verlässigen, dass das Kirchen- 
vermögen auch wirklich gehörig verwaltet, seiner Bestimmung gemäss ver- 
wendet und in seiner Substanz erhalten wird. Zu dem Ende wird die Gross- 
herzogliche Staatsregierung alsbald mit dem Bischof in Benehmen treten. 

XVI. Schulwesen. Bei der Menge und Wichtigkeit der hierher ge- 
hörigen Fragen, die einer sorgfältigen Erwägung und Erörterung bedürfen, 
muss vorerst eine bestimmte Vereinbarung über diesen Gegenstand ausgesetzt 
bleiben. Gleichwie indessen die Grossherzogliche Staatsregierung, welche nicht 
verkennt, dass das ganze Schulwesen und namentlich die Volksschule vom 
Geiste des positiven Christenthums durchdrungen sein und eben darum auch 
der Kirche ein wesentlicher Einfluss hierauf zustehen müsse, bisher schon den 
in dieser Hinsicht in mehreren Fällen kundgegebenen Wünschen des Bischofs 
mit Wohlwollen entgegen gekommen ist, so wird dieselbe auch fernerhin und 
bis zu einer Abänderung der bestehenden Schulorganisation allen Wünschen 
und Erinnerungen des Bischofs, welche die Sicherstellung der Schulen vor 
unkirchlichen und sittenverderblichen Einflüssen bezwecken, jede nur thunliche 
Berücksichtigung zu Theil werden lassen. 

XVII. Allgemeine Bestimmungen. Die bisherigen Bestimmungen 
über die Stellung der katholischen Kirche zum Staate, welche mit obigen Ver- 
einbarungen im Widerspruche stehen, treten ausser Wirksamkeit. 

Zur Festhaltung der vorstehenden vorläufigen Uebereinkunft verpflichten 
sich, Darmstadt und Mainz, den 23. August 1854: 

Namens der Grossh. Regierung vermöge Allerhöchster Entschliessung 
Seiner Königlichen Hoheit vom 22. August 1854, der Präsident des Grossh. 
Ministeriums des Innern (unterz.) v. Dalwigk. Der Bischof von Mainz (unterz.) 
7 Wilhelm Emanuel Freiherr v. Kettler. 
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c) Fünf Gesetze vom 23. April 1875 (RBl. S. 247 ff.). 


1. Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen- und Religions- 
gemeinschaften im Staate betreffend. 


Art. 1. Der evangelischen und der katholischen Kirche ist 
das Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte der öffent- 
lichen Gottesverehrung gewährleistet. 

Art. 2. Den übrigen bereits bestehenden, sowie den sich 
bildenden neuen Religionsgemeinschaften steht ebenfalls das 
Recht der öffentlichen Gottesverehrung zu. — Korporationsrechte 
sollen denselben, insofern sie solche noch nicht besitzen, auf 
den Nachweis der entsprechenden Erfordernisse verliehen werden. 

Art. 3. Die Bildung neuer Religionsgemeinschaften ist ge- 
stattet. Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf den Staats- 
gesetzen und der Sittlichkeit nicht widersprechen und nicht zum 
Vorwande dienen, Andere in ihren politischen, bürgerlichen oder 
religiösen Rechten zu beeinträchtigen. 

Art. 4. Die evangelische und die katholische Kirche, sowie 
jede andere Religionsgemeinschaft ordnet ‘und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbständig, bleibt aber den Staatsgesetzen und 
der Oberaufsicht des Staates unterworfen. Insbesondere kann 
keine Kirche oder Religionsgemeinschaft aus ihrer Verfassung 
oder ihren Verordnungen Befugnisse ableiten, welche mit der 
Hoheit des Staates oder mit den Staatsgesetzen in Widerspruch 
stehen. — In ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Be- 
ziehungen bleiben die Diener und Anstalten der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften den Staatsgesetzen unterworfen. — In 
Beziehung auf die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften bleiben bis zur anderweitigen Regelung 
die bestehenden Bestimmungen in Kraft. — Die Zulässigkeit der 
gerichtlichen Verfolgung kirchlicher Beamten ist nicht von der 
Zustimmung einer kirchlichen oder einer Verwaltungsbehörde 
abhängig. — Oeffentliche Wege oder Plätze können zu kirch- 
lichen oder religiösen Feierlichkeiten nur mit Zustimmung der 
Obrigkeit benutzt werden. 

Art. 5. Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig 
mit der Verkündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. — 
Keine Verordnung der Kirchen oder Religionsgemeinschaften 
kann in Beziehung auf bürgerliche oder staatsbürgerliche Ver- 
hältnisse rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in Vollzug 
gesetzt werden, bevor sie die Genehmigung des Staates erhalten 
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hat. — Art. 40 der Verfassungs-Urkunde, sowie die auf die 
Staatsgenehmigung (das Placet) sich beziehenden Bestimmungen 
der Verordnungen vom 30. Januar 1830 und 1. März 1853, die 
Ausübung des oberhoheitlichen Schutz- und Aufsichtsrechtes über 
die katholische Kirche betreffend, sind aufgehoben. 

Art. 6. Gegenwärtiges Gesetz tritt sofort nach der Ver- 
kündigung durch das Regierungsblatt in Kraft. 


2. Gesetz, den Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt betr.!). 


Art. 1. Beschwerden über Missbrauch der geistlichen Amts- 
gewalt können jederzeit bei Uns oder bei Unseren Verwaltungs- 
behörden angebracht werden. Erscheint eine Beschwerde, nach 
'stattgehabter Ermittlung des Sachverhalts begründet, worüber 
Unser Gesammt-Ministerium auf Antrag des Ministeriums des 
Innern zu entscheiden hat, so wird zur Abstellung derselben 
das Erforderliche im Verwaltungswege angeordnet, wegen etwaiger 
Bestrafung des geschehenen Amtsmissbrauchs aber die Sache 
dem zuständigen Gericht übergeben. — Gegen einen Missbrauch 
geistlicher Amtsgewalt können Unsere Behörden auch von Amts- 
wegen einschreiten, sobald ein öffentliches Interesse dies erheischt. 

Art. 2. Ein Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt liest 
insbesondere dann vor, wenn die nachfolgenden Bestimmungen 
über die Grenzen des Strafrechts der Kirchen und Religions- 
gemeinschaften verletzt werden. 

Art. 3. Keine Kirche oder Religionsgemeinschaft ist — 
abgesehen von den nach Art. 5—8 zulässigen Disziplinarstrafen 
— befugt, andere Straf- oder Zuchtmittel anzudrohen, zu ver- 
hängen oder zu verkünden, als solche, welche dem rein reli- 
giösen Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft wirkenden Rechts oder 


die Ausschliessung aus der Kirche oder Religionsgemeinschaft 
betreffen. 


Art. 4. Die Verhängung der nach Art. 3 zulässigen Straf- und Zucht- 
mittel darf nicht öffentlich bekannt gemacht werden. — Eine auf die Gemeinde- 
mitglieder beschränkte Mittheilung ist nicht ausgeschlossen. — Die Vollziehung 
oder die Verkündung derartiger Straf- oder Zuchtmittel darf auch nicht in einer 
beschimpfenden Weise erfolgen. 

Art. 5. Die kirchliche Disziplinargewalt über Kirchendiener darf nur von 


deutschen kirchlichen Behörden ausgeübt werden. Kirchliche Disziplinar- 





1) Dieses Gesetz wurde durch jenes vom 7. September 1889 zum Theil 
aufgehoben; die beseitigten Stellen sind klein gedruckt. 


378 VII Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Hessen. 


strafen, welche gegen die Freiheit oder das Vermögen gerichtet 
sind, dürfen nur nach Anhören der Beschuldigten verhängt 


werden. — Der Entfernung aus dem Amt (Entlassung, Versetz- 
ung, Suspension, unfreiwillige Emeritirung u. s. w.) muss ein 
geordnetes prozessualisches Verfahren vorausgehen'!). — In allen 


diesen Fällen ist die Entscheidung schriftlich unter Angabe der 
Gründe zu erlassen. 

Art. 6. Die körperliche Züchtigung ist als kirchliche Diszi- 
plinarstrafe oder Zuchtmittel unzulässig. Disziplinarstrafen an 
Geld dürfen den Betrag von 90 Mark oder, wenn das einmonat- 
liche Amtseinkommen höher ist, den Betrag des letzteren nicht 
übersteigen. — Eine auf Freiheits-Entziehung gerichtete Diszi- 
plinarstrafe darf nur in der Verweisung in eine geistliche Straf- 
anstalt bestehen. — Die Verweisung darf die Dauer von drei 
Monaten nicht übersteigen und die Vollstreckung wider den Willen 
des Betroffenen weder begonnen noch fortgesetzt werden. Die 
Verweisung in eine ausserdeutsche geistliche Strafanstalt ist 
unzulässig. 

Art. 7. Geistliche Strafanstalten, welche im Grossherzogthum 
errichtet sind oder errichtet werden, sind der Staatsaufsicht 
unterworfen. Ihre Hausordnung ist Unserem Ministerium des 
Innern zur Genehmigung einzureichen. — Das Ministerium des 
Innern ist befugt, Visitationen der geistlichen Strafanstalten an- 
zuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniss zu nehmen. 
— Von der Aufnahme eines Kirchendieners hat der Vorsteher 
der Anstalt binnen 24 Stunden der zuständigen Polizeibehörde 
Anzeige zu machen. 

Art. 82). Von jeder kirchlichen Disziplinar-Entscheidung, welche auf eine 
Geldstrafe von mehr als 60 Mark, auf Verweisung in eine geistliche Straf- 
anstalt für mehr als 14 Tage oder auf Entfernung aus dem Amte lautet, ist 
Unserem Ministerium des Innern, gleichzeitig mit der Zustellung an den Be- 
troffenen, Anzeige zu machen. — Die Anzeige muss die Entscheidungsgründe 
enthalten. — Im Falle fortgesetzten Ungehorsams gegenüber den 
Vorschriften der Art. 7 und 8 kann die Schliessung der Anstalt 
durch das Ministerium des Innern verfügt werden. 

Art. 9. Die nach $ 3 bis 8 zulässigen Straf- und Zucht- 
mittel dürfen nicht angedroht, verhängt, verkündet oder voll- 

1) Vgl. Art. 3 des Gesetzes vom 7. Septbr. 1889, wodurch dieser Abs. 2 
auf Entfernung aus dem Amte ‚die mit Verlust oder Minderung des Amts- 
einkommens verbunden ist“, beschränkt wurde. 


2) Abs. 1 und 2 sind durch Art. 2 des Gesetzes vom 7. September 1889 
aufgehoben. 
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zogen werden: 1. wegen Vornahme einer Handlung, zu welcher 
die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
Zuständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten; 2. wegen 
Unterlassung einer Handlung, welche die Staatsgesetze oder die 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen An- 
ordnungen verbieten; 3. wegen Ausübung oder Nichtausübung 
öffentlicher Stimmrechte; 4. wegen einer Beschwerde über Miss- 
brauch der geistlichen Amtsgewalt; 5. um einen Beamten zur 
Vornahme oder Unterlassung einer Amtshandlung zu bestimmen. 

Art. 10. Eine von der oberen kirchlichen Behörde im Diszi- 
plinarwege oder sonst wider den Willen des Betheiligten ver- 
fügte Entfernung aus dem kirchlichen Amte (Entlassung, Ver- 
setzung, Suspension, unfreiwillige Emeritirung u. s. w.) bewirkt 
den Verlust des mit der Stelle verbundenen Diensteinkommens 
nur unter der Bedingung, dass Unser Ministerium des Innern 
nach Prüfung der von der oberen kirchlichen Behörde vorzu- 
legenden Akten anerkennt, dass 1. das nach Art. 5 erforderliche 
prozessualische Verfahren stattgefunden hat und 2. die getroffene 
Massregel weder Gesetze des Staates noch allgemeine Rechts- 
erundsätze verletzt. 

Art. 11. Kein Geistlicher darf öffentliche Vorträge in einer 
Kirche oder in einem anderen zu religiösen Versammlungen 
bestimmten Orte dazu anwenden, um aus Anlass öffentlicher, 
nicht rein kirchlicher Wahlen auf die Wahlberechtigten in einer 
bestimmten Parteirichtung einzuwirken. 

Art. 12. Geistliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer 
Kirche oder Religionsgemeinschaft, welche den zur Abstellung 
einer Beschwerde über kirchlichen Amtsmissbrauch, oder den 
sonstigen in Bezug auf ihr Amt oder ihre geistlichen Amtsver- 
richtungen von Unsern Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit 
getroffenen Anordnungen nicht Folge leisten oder den Vorschriften 
in Art. 3—9 und 11 dieses Gesetzes zuwiderhandeln, werden 
mit Geldstrafen bis zu 600 Mark oder mit Haft oder mit Ge- 
fängniss bis zu einem Jahre und in Wiederholungsfällen mit 
Geldstrafen bis zu 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu zwei 
Jahren bestraft. — Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
des Art. 5 des Gesetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften im Staate werden in gleicher Weise 
bestraft. 

Art. 151). Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geistlichen Amts- 


1) Art. 13—24 sind durch Art. 2 des Ges. vom 7. Sept. 1889 aufgehoben. 
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verrichtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze oder die in dieser Hinsich; 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer 
verletzen, dass ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich 
erscheint, können auf Antrag der Staatsbehörde durch Urtheil des Gerichtshofes 
für kirchliche Angelegenheiten (Art. 23) aus ihrem Amte entlassen werden. — 
Eine solche Verletzung liegt insbesondere dann vor, wenn neben einer wiederholten, 
mit Wissen und Willen begangenen Verletzung der Vorschriften der Staatsgesetze 
oder der in deren Vollzug innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen 
der Obrigkeit aus dem Verhalten des Beschuldigten hervorgeht, dass er im Falle 
des Verbleibens im Amte sein den Staatsgesetzen und obrigkeitlichen Anordnungen 
zuwiderlaufendes Verfahren fortzusetzen gewillt sei. — Ebenso können Kirchen- 
diener, welche in Ausübung ihres Amtes zum Ungehorsam gegen Staatsgesetze oder 
gegen von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffene Anordnungen auf- 
fordern, auf Antrag der Staatsbehörde durch Urtheil des Gerichtshofes für kirch- 
liche Angelegenheiten aus ihrem Amte entlassen werden. 


Art. 14. Die Beschlussfassung darüber, ob der Antrag auf Entlassung bei 
Gericht gestellt werden soll, steht Unserem Gesammtministerium zu. 


Art. 15. In dem von Unserem Ministerium des Innern bei dem Gerichtshofe 
für kirchliche Angelegenheiten zu stellenden Antrag sind die Thatsachen, auf welche 
er sich stützt, möglichst genau anzugeben. 


Art. 16. Auf das Ersuchen des Gerichtshofes hat das Gericht höherer Instanz, 
in dessen Bezirk der Angeschuldigte seinen amtlichen Wohnsitz hat, einen dekret- 
mässig angestellten Richter mit Führung der Voruntersuchung zu beauftragen. Bei 
der Voruntersuchung kommen die entsprechenden Bestimmungen der Strafprozess- 
gesetze zur Anwendung. Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft werden durch 
einen von dem Ministerium des Innern ernannten Beamten wahrgenommen. 


Art. 17. Ergibt sich aus der Voruntersuchung, dass die Thhatsachen, auf 
welche sich der Antrag der Staatsbehörde stützt, nicht zu erweisen sind, und haben 
sich auch keine Beweise für andere Thatsachen, welche nach Art. 13 die Entlassung 
aus dem Amte rechtfertigen, ergeben, so kann der Gerichtshof für kirchliche Ange- 
legenheiten das Verfahren einstellen. In diesem Fall erhält der Angeschuldigte 
Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit Gründen zu versehenden Beschlusses. 


Art. 18. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so ist der Angeschuldigte 
unter Mittheilung der von dem Beamten der Staatsanwaltschaft anzufertigenden 
Anschuldigungsschrift, welche die dem Angeschuldigten zur Last gelegten T’hatsachen 
vollständig und genau bezeichnen muss, zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. 
Derselbe kann sich des .Beistandes eines Advokaten oder Rechtsanwalts als Ver- 
theidigers bedienen. — Der Gerichtshof trifft die zur Aufklärung der Sache erfor- 
derlichen Verfügungen. Die Beweisverhandlungen sind unter Zuziehung eines ver- 
eideten Protokollführers aufzunehmen. — Die Entscheidung erfolgt auf Grund 
mündlicher Verhandlung in öffentlicher Sitzung. Die Oeffentlichkeit kann durch 
Beschluss des. Gerichtshofes ausgeschlossen oder auf bestimmte Personen beschränkt 
werden. 

Art. 19. In dem Termin zur mündlichen Verhandlung gibt ein von dem Vor- 
sitzenden des Gerichtshofes aus der Zahl seiner Mitglieder ernannter Referent eine 
Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 
Hierauf werden der Angeschuldigte oder dessen Vertreter, sowie der die Verricht- 
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ungen der Staatsanwaltschaft wahrnehmende Beamte mit ihren Vor- und Anträgen 
gehört. 


Art. 20. Ist der Angeschuldigte, trotz geschehener Ladung, weder selbst, noch 
durch einen Vertheidiger, im Termine erschienen, so wird in seiner Abwesenheit 
verhandelt und nach Lage der Verhandlungen erkannt. 


5 Art. 21. Bei der Entscheidung hat der Gerichtshof, ohne an positive Beweis- 
regeln gebunden zu sein, nach seiner freien, aus dem ganzen Inbegriff der Ver- 
handlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung zu erkennen. — Die Entlassung 
aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung des Amtes, den Verlust 
des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle zur Folge. 


Art. 22. Das mit Gründen versehene Urtheil wird in der Sitzung, in welcher 
die mündliche Verhandlung beendet worden ist, oder in einer der nächsten Sitzungen 
verkündet und je eine Ausfertigung desselben dem als Staatsanwalt fungirenden 
Beamten und dem Angesehuldigten zugestellt. — Ueber die mündliche Verhandlung 
wird ein Protokoll aufgenommen, welches die Namen der Anwesenden und die 
wesentlichen Momente der Verhandlung enthalten muss. Das Protokoll wird von 
dem Vorsitzenden und dem vereideten Protokollführer unterzeichnet. 


Art. 23. Zur Entscheidung über Anträge der Staatsbehörde auf Entlassung 
von Geistlichen aus dem Amte ist das oberste Landesgericht als Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten berufen. — Es erlässt seine Erkenntnisse in seiner 
Plenarsitzung in Anwesenheit von wenigstens drei Viertel seiner Mitglieder. 


Art. 24. Der Gerichtshof entscheidet endgültig mit Ausschluss jeder weiteren 
Berufung. — War jedoch der nicht erschienene Beschuldigte durch von dem Gericht 
als erheblich anerkannte Gründe in dem Verhandlungstermin zu erscheinen ver- 
hindert, so kann er innerhalb 10 Tagen, nach der Zustellung des gegen ihn ergangenen 
Urtheils, Einspruch gegen dasselbe schriftlich oder zu Protokoll bei dem Gerichte 
erheben, welches dasselbe erlassen hat. — Dieser Einspruch muss die Verhinderungs- 
gründe bescheinigen, oder doch Bescheinigungsmittel hierüber, sowie die Beschwerden 
in der Hauptsache angeben. — Krachtet das Gericht das Ausbleiben für gerecht- 
fertigt, so hebt es das ergangene Urtheil auf, vernichtet geeigneten Falls auch das 
vorhergegangene Verfahren und bestimmt einen Tag zur nochmaligen Hauptver- 
handlung. — Gegen die den Einspruch für unbegründet erklärende Verfügung des 
Gerichtshofes ist ein weiteres Rechtsmittel nicht zulässig. — Die Justiz- und Ver- 
waltungsbehörden haben den an sie ergehenden Ersuchen des Gerichtshofes Folge 
zu geben. Die Beschlüsse und Entscheidungen des Gerichtshofes sind im Ver- 
waltungswege vollstreckbar. — Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Kosten 
entscheidet der Gerichtshof nach freiem Ermessen. Als Kosten werden nur baare 
Auslagen in Ansatz gebracht. — Das Verfahren vor dem Gerichtshof findet, soweit 
nicht dieses Gesetz etwas Anderes bestimmt, nach den durch die geltende Straf- 
prozessordnung für das öffentliche und mündliche Verfahren festgestellten Grund- 
sätzen statt. 


Art. 25. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Juli l. J. 
in Kraft. Mit dem nämlichen Zeitpunkte verlieren die von dem 
gegenwärtigen Gesetz abweichenden, bisher geltenden Bestimm- 
ungen ihre Wirksamkeit. 
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3. Gesetz, betreffend die Vorbildung und Anstellung von Geistlichen !). 


Art. 1. Ein Kirchenamt, welches mit einem Geistlichen zu besetzen ist, 
darf in einer der christlichen Kirchen nur einem Deutschen übertragen werden, 
welcher seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes dargethan hat und nicht von der Staatsregierung unter Angabe des 
Grundes als ihr in bürgerlicher oder staatsbürgerlicher Beziehung missfällig 
erklärt worden ist. Diese Vorschriften finden Anwendung ohne Unterschied, 
ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen werden soll, oder nur eine 
Stellvertretung oder Hilfeleistung in demselben statthaben soll. Ist Gefahr 
im Verzuge oder handelt es sich nur um Befriedigung eines vorübergehenden 
Bedürtnisses, so kann eine Stellvertretung oder Hilfeleistung einstweilen und 
vorbehältlich des Einspruchs der Staatsregierung angeordnet werden. Der 
(seistliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird, ist verbunden, vor Ueber- 
nahme desselben, den Verfassungseid abzulegen, sofern er dies noch nicht 
gethan hat. 

Art. 2. Zum Nachweis der wissenschaftlichen Vorbildung wird regel- 
mässig erfordert, dass der Kandidat Zeugnisse über die von ihm bestandene 
Maturitäts- Prüfung auf einem Deutschen Gymnasium und den dreijährigen 
Besuch einer Deutschen Staats-Universität vorlegt, sowie durch eine nach vollen- 
detem Universitätsbesuch vor einer Staatsbehörde abzulegende Prüfung in Philosophie 
(Logik, Psychologie, Geschichte der Philosophie), Geschichte und deutscher Litteratur 
darthut, dass er die für seinen Beruf erforderliche allgemeine wissenschaftliche 
Bildung erworben habe. Das Nähere wird durch landesherrliche Verordnung bestimmt. 
Diese Prüfung ist nicht erforderlich, wenn der Kandidat nach dem vorgeschriebenen 
Besuch der Universität eine Fakultätsprüfung vor einer staatlich angeordneten 
Prüfungsbehörde innerhalb des Deutschen Reichs bestanden hat. Während des vor- 
geschriebenen Universitätsbesuches dürfen die Studirenden einem kirchlichen Seminar 
nicht angehören. Von der vorgeschriebenen Dauer des Universitätsbesuches kann 
mit Rücksicht auf einen besonderen Bildungsgang ein angemessener Zeitraum durch 
Unser Ministerium des Innern erlassen werden. Vom dreijährigen Besuch einer 
Deutschen Staatsuniversität darf derjenige nicht dispensirt werden, welcher seine 
Studien am einer Anstalt gemacht hat, an der Jesuiten oder Mitglieder anderer 
verwandter Orden (Reichsgesetz vom 4. Juli 1872) lehren. 

Art. 3. Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen 
Vorbildung der künftigen Geistlichen zu unterhalten. Zum Besuch derselben 
dürfen nur solche aufgenommen werden, welche den Vorschriften wegen des Univer- 
sitätsbesuches genügt haben. In die bestehenden Knabenseminare ( Knabenkonvikte) 
dürfen keine neuen Zöglinge mehr aufgenommen werden und sind diese Seminare 
(Konvikte) in einer durch Beschluss des Gesammt-Ministeriums nach Publikation 
dieses Gesetzes zu bestimmenden angemessenen Frist zu schliessen. Neue Anstalten 
dieser Art dürfen nicht mehr errichtet werden. Alle kirchlichen Anstalten, welche 
der Vorbildung der Geistlichen dienen, stehen unter Aufsicht des Staates und 
können im Fall der Zuwiderhandlung gegen gesetzliche Vorschriften oder gegen 
die von den Staatsbehörden in Ausübung der Staatsaufsicht getroffenen An- 
ordnungen durch Beschluss des Gesammt-Ministeriums geschlossen werden. 





1) Dieses Gesetz wurde durch Art. 15 des Gesetzes vom 5. Juli 1887 
(s. S. 388) aufgehoben, einzelne Bestimmungen aber sind in das neue Gesetz 
von 1387 übergegangen; die weggefallenen sind kursiv gedruckt. 
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Art. 4, Die obere kirchliche Behörde ist verpflichtet, die Person, der ein 
kirchliches Amt (Art. 1) übertragen, oder die zu einer nicht blos vorübergehenden 
Stellwertretung oder Hilfeleistung in einem kirchlichen Amte verwendet werden soll, 
dem Ministerium des Innern unter Bezeichnung des Amtes anzuzeigen. Das- 
selbe gilt bei Versetzung eines Geistlichen in ein anderes kirchliches Amt oder 
bei Umwandlung einer widerruflichen Anstellung in eine dauernde. Die beab- 
sichtigte Anstellung oder Verwendung darf, vorbehältlich des vorletzten Satzes des 
Art. 1 nicht eher erfolgen, als bis die Staatsregierung erklärt hat, dass sie keinen 
Einspruch zu erheben gedenke. Im Falle des vorletzten Satzes des Art. 1 muss 
die angeordnete Stellvertretung oder Hilfeleistung sofort zurückgenommen werden, 
sobald gegen dieselbe von der Staatsregierung Einspruch erhoben wird. 


Art. 5. Die provisorische oder definitive Errichtung neuer Pfarrstellen, 
sowie die Aenderung bestehender Pfarrbezirke, darf nur mit Genehmigung der 
Staatsregierung erfolgen. 

Art. 6. Soweit die Mitwirkung des Staates bei Besetzung kirchlicher 
Aemter auf Grund des Patronats oder besonderer kirchlicher Rechtstitel ander- 
weit geregelt ist, behält es dabei sein Bewenden. Desgleichen werden die be- 
stehenden Rechte des Staates bezüglich der Anstellung von Geistlichen beim 
Militär und an öffentlichen Anstalten durch das vorliegende Gesetz nicht berührt. 


Art. 7. Die Uebertragung der Funktionen eines kirchlichen Amtes, welche 
unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen erfolgt oder dem Schlusssatz 
des Art. 4 zuwider nicht zurückgenommen worden ist, gilt als nicht geschehen, 
und es ist daher die Interkalarverwaltung der betreffenden Pfründe anzuordnen, 
oder, wenn solche bereits angeordnet ist, fortzusetzen. Der Geistliche, welcher 
die Funktionen eines kirchlichen Amtes, die ihm unter Verletzung der geist- 
lichen Bestimmungen übertragen worden sind oder die er, ohne dass den gesetz- 
lichen Erfordernissen genügt ist, übernommen hat, öffentlich ausübt, wird mit 
Gefängniss bis zu Einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 300 Mark bestraft. 
Der kirchliche Obere, welcher einem Geistlichen mit Verletzung der gesetz- 
lichen Bestimmungen ein Kirchenamt oder die Funktionen eines kirchlichen 
Amtes überträgt, wird mit Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark oder mit Gefängniss 
von einem Monat bıs zu Einem Jahre bestraft. 


Art. 8. Die Verurtheilung eines Geistlichen zur Zuchthausstrafe, die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter hat die Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Aus- 
übung des kirchlichen Amtes und den Verlust des Amtseinkommens zur Folge. 
Dem Geistlichen, gegen welchen eine der in diesem Artikel bezeichneten Ent- 
scheidungen ergangen ist, ist jede öffentliche Ausübung der Funktionen eines 
kirchlichen Amtes untersagt. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden 
mit Gefängniss bis zu Einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 300 Mark bestraft. 


Art. 9. Die Vorschriften dieses Gesetzes über den Nachweis wissenschaft- 
licher Vorbildung finden keine Anwendung auf Personen, welche vor Verkündigung 
dieses Gesetzes in einem Kirchenamte angestellt sind oder die Fähigkeit zur An- 
stellung im Kirchenamte erlangt haben. Ausserdem ist das Ministerium des Innern 
ermächtigt, denjenigen Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in ihrer 
Vorbildung zum Kirchenamte vorgeschritten waren, den in diesem Gesetze vorge- 
schriebenen Nachweis der wissenschaftlichen Vorbildung ganz oder theilweise zu 
erlassen. 
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Art. 10. Ein katholischer Geistlicher, welchem eine Pfarrei oder ein sonstiges 
mit dem (Gemuss einer Pfründe verbundenes Kirchenamt unter Beobachtung der 
obigen Bestimmungen übertragen ist, erhält eine landesherrliche Bestätigungsurkunde, 
wodurch er als gesetzmässiger Inhaber des Amtes von Seiten des Staates anerkannt 
wird und für die Dauer des Amtes Anspruch auf den Genuss der damit verbun- 
denen Pfründe erhält. Jedes Pfarramt soll in der Regel spätestens ein Jahr nach 
Erledigung der Pfründe wieder dauernd besetzt sein. Die Frist kann von dem 
Ministerium des Innern im Falle des Bedürfnisses angemessen verlängert werden. 


Art. 11. Wenn eine erledigte katholische Pfarrstelle innerhalb der im vorigen 
Artikel genannten oder der von Unserem Ministerium des Innern verlängerten Frist 
nicht in einer den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechenden Weise durch die 
zuständige kirchliche Behörde wieder besetzt wird, so ist Derjenige, welchem auf 
Grund des Patronats oder eines sonstigen Rechtstitels das Präsentations- (Nomi- 
nations-, Vorschlags)- Recht zusteht, befugt, das Pfarramt mit allen davon ab- 
hängenden Rechten und Pflichten auf solange einem katholischen Geistlichen als 
Pfarrverweser zu übertragen, bis eine dauernde Wiederbesetzung durch die zustän- 
dige kirchliche Behörde in einer den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechenden 
Weise erfolgt ist. Der Berechtigte ist eintretenden Falls zur Ausübung dieser Be- 
Jugniss durch das Ministerium des Innern einzuladen. 


Art. 12. Ist kein Präsentationsberechtigter vorhanden, oder macht derselbe 
innerhalb zweier Monate vom Tage des Empfangs der Einladung (Art. 11) von 
der ihm zustehenden Befugniss keinen, den Bestimmungen dieses Gesetzes ent- 
sprechenden Gebrauch, so steht die Befugniss zur Ernennung des Pfarrverwesers 
der katholischen Kirchengemeinde zu, in welcher die Stelle erledigt ist. Zu diesem 
Behufe werden die am Orte wohnenden, im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befindlichen, selbständigen männlichen Gemeindemitglieder, welche das 25. Lebens- 
jahr zurückgelegt haben, zur Beschlussfassung über die Wahl eines Pfarrverwesers 
berufen. Zur Gültigkeit der Wahl ist erforderlich, dass mehr als die Hälfte der 
an der Wahl sich Betheiligenden dem Beschlusse zugestimmt hat. Die näheren 
Bestimmungen über das Verfahren werden von Unserem Ministerium des Innern 
erlassen. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, so ist auf demselben Wege ein 
Bevollmächtigter zu wählen, welcher die Gemeindevertretung der Regierung gegenüber 
zu repräsentiren und wegen Uebertragung des Amtes an den gewählten Geistlichen 
das Nöthige zu besorgen hat. 


Art. 13. Die Bestimmungen der Artikel 1, 2, 4, 6, f und 9 des gegen- 
wärtigen Gesetzes finden in den Fällen der Artikel II und 12 entsprechende An- 
wendung. Die im Art. 5 vorgeschriebene Anzeige hat bei Vermeidung der auf 
die Unterlassung gesetzten Strafe (Art. 7) durch den Präsentations-.Berechtigten 
(Art. II) oder durch den Gemeindebevollmächtigten (Art. 12) zu geschehen. 


Art. 14. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem I. Juli 1. J. in Kraft. Mit 
dem nämlichen Tage verlieren die von demselben abweichenden, bisher geltenden 
Bestimmungen ihre Wirksamkeit. 


4. Gesetz, die religiösen Orden und ordensähnliehen Kongre- 
gationen betreffend. 

Art. 1. Neue Niederlassungen oder Anstalten von religiösen 

Orden oder ordensähnlichen Kongregationen werden im Gross- 
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herzogthum nicht zugelassen. — Die bestehenden Niederlassungen 
dieser Art dürfen neue Mitglieder nicht aufnehmen. 

Art. 2. Abweichend von der Vorschrift in dem zweiten Absatz 
des Art. 1 kann den dermalen bestehenden weiblichen religiösen 
Orden oder ordensähnlichen Kongregationen, welche sich aus- 
schliesslich dem Unterricht widmen und Privatunterrichtsanstalten 
besitzen, durch Unser Ministerium des Innern gestattet werden, 
neue Mitglieder insoweit aufzunehmen, als dies zur Erhaltung 
der Lehrkräfte dieser Privatunterrichtsanstalten in ihrer jetzigen 
Zahl erforderlich ist. 

Art. 3. Den im Grossherzogthum bestehenden religiösen 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen, welche sich aus- 
schliesslich der Krankenpflege widmen, kann nicht blos die 
Aufnahme neuer Mitglieder, sondern auch, wenn die vorhan- 
denen bürgerlichen Anstalten und Einrichtungen den Bedürfnissen 
des Krankendienstes nicht genügen, die Errichtung neuer Nieder- 
lassungen von Unserem Ministerium des Innern gestattet werden. 

Art. 4. Die bestehenden Niederlassungen oder Anstalten 
von religiösen Orden oder ordensähnlichen Kongregationen stehen 
unter Aufsicht des Staates. Die näheren Bestimmungen über 
die Ausübung der Staatsaufsicht werden von dem Ministerium 
des Innern erlassen. — Aus Gründen des öffentlichen Wohls, 
oder wegen Ungehorsams gegen die Vorschriften des Gesetzes 
oder gegen die zur Ausführung desselben ergangenen Anord- 
nungen der Behörden können auch bereits bestehende Nieder- 
lassungen oder Anstalten von religiösen Orden oder ordens- 
ähnlichen Kongregationen auf Antrag des Ministeriums des 
Innern durch Beschluss des Gesammt-Ministeriums aufgelöst und 
geschlossen werden. 

Art. 5. Soweit das vorliegende Gesetz davon ausgeht, dass 
der dermalen vorhandene Zustand bestehen bleiben soll, ist für 
die Entscheidung der einschlägigen Fragen über den Bestand 
der Anstalten der erste Oktober 1874 massgebend. 

Art. 6. Gegenwärtiges Gesetz tritt sofort nach seiner Ver- 
kündigung durch das Regierungsblatt in Kraft. Zugleich ver- 
lieren alle von demselben abweichenden, bisher geltenden Be- 
stimmungen ihre Wirksamkeit. 


5. Gesetz, das Besteuerungsrecht der Kirchen- und Religions- 


gemeinschaften betreffend. 
Art. 1. Die evangelische und katholische Kirche, sowie die mit Kor- 
porationsrechten versehenen Religionsgemeinschaften sind unter den in den 
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nachfolgenden Artikeln bemerkten Voraussetzungen berechtigt, die zur Be. 
streitung der kirchlichen oder religiösen Bedürfnisse erforderlichen Mittel durch 
Umlagen auf ihre Mitglieder aufzubringen. 

Art. 2. Umlagen zur Bestreitung kirchlicher oder religiöser Bedürfnisse 
können nur erhoben werden, wenn die Erträgnisse des Vermögens der betreffenden 
Kirche oder Religionsgemeinschaft, beziehungsweise der betreffenden Kirchen- 
oder Religionsgemeinde und die sonst derselben zu Gebote stehenden Mittel 
zur Bestreitung des Bedürfnisses nicht ausreichen. 

Art. 3. Die Erhebung einer Umlage zur Bestreitung des Bedürfnisses 
einer einzelnen Kirchen- oder Religionsgemeinde kann nur unter 
nachfolgenden Voraussetzungen erfolgen: 1. Ueber die Einnahmen und Aus- 
gaben der Kirchen- oder Religionsgemeinde, insbesondere über die für die 
Ausgaben vorgesehenen Deckungsmittel muss ein ordnungsmässiger Voranschlag 
aufgestellt werden. 2. Eine aus direkter Wahl der Gemeindeglieder hervor- 
gegangene Vertretung der Kirchen- oder Religionsgemeinde muss zur Erhebung 
der in dem Voranschlage vorgesehenen Umlage die Zustimmung ertheilen. — 
Diese Gemeindevertretung hat aus mindestens zwölf Mitgliedern oder, wenn 
die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der betreffenden Kirchen- oder Reli- 
gionsgemeinde weniger als zwölf beträgt, aus sämmtlichen stimmberechtigten 
(remeindegliedern zu bestehen. Die näheren Bestimmungen über die Zusammen- 
setzung, die Zahl der Mitglieder dieser Gemeindevertretungen, über die Stimm- 
berechtigung und Wählbarkeit bei den Wahlen, über die Art und Weise der 
Vornahmen der Wahlen, über die Zusammenberufung und Verhandlung dieser 
Vertretungen werden, soweit nicht ein von der Kirchenbehörde mit Unserer 
Genehmigung erlassenes Verfassungsstatut für die betreffende Kirche oder 
Religionsgemeinschaft genügende Vorsehung trifft, von Unserem Ministerium 
des Innern erlassen. 3. Dem Vorstande der politischen (semeinde, oder, wenn 
sich die kirchliche oder religiöse Gemeinde über mehrere politische Gemeinden 
erstreckt, den Vorständen der verschiedenen politischen Gemeinden, ist von 
dem Vorstande der betreffenden Kirchen- oder Religionsgemeinde durch Mit- 
theilung eines Auszugs aus dem Voranschlage von der beabsichtigten Erhebung 
einer Umlage Kenntniss zu geben. Jeder betheiligte Vorstand einer politischen 
(semeinde kann binnen 21 Tagen, vom Tage der Zustellung des Auszugs aus 
dem Voranschlage an gerechnet, durch schriftliche motivirte Mittheilung an 
den Vorstaud der Kirchen- oder Religionsgemeinde gegen die beabsichtigte 
Erhebung einer Umlage von den Angehörigen seiner Gemeinde Einwand erheben, 
(eschieht dies und soll auf der Erhebung der Umlage bestanden werden, so 
ist von dem Vorstande der Kirchen- oder Religionsgemeinde, beziehungsweise 
je nach der Organisation der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft 
von der oberen oder obersten kirchlichen Behörde die Entscheidung des dem 
Vorstande der betreffenden politischen Gemeinde vorgesetzten Kreisamts und, 
wenn dieses den erhobenen Einwand für begründet erachtet, die Entscheidung 
Unseres Ministeriums des Innern zu veranlassen, dessen Entschliessung alsdann 
massgebend ist: — Ebenso kann der Vorstand der betreffenden politischen 
(remeinde, wenn das Kreisamt seinen Einwand für unbegründet erachtet, binnen 
14 Tagen, vom Tage der Zustellung der kreisamtlichen Verfügung an gerechnet, 
den Rekurs an Unser Ministerium des Innern ergreifen. 4. Auch abgesehen 
von dem Falle der Erhebung eines Einwandes von Seiten des Vorstandes einer 
betheiligten politischen Gemeinde muss dem Kreisamte der Voranschlag der 
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betreffenden Kirchen- oder Religionsgemeinde zur Einsicht und behufs Ertheilung 
der staatlichen Genehmigung zur Erhebung der darin vorgesehenen Umlage 
mitgetheilt werden. Umfasst eine Kirchen- oder Religionsgemeinde mehrere, 
verschiedenen Kreisen angehörige politische Gemeinden, so ist der Voranschlag 
dem Kreisamte mitzutheilen, in dessen Kreis der Hauptort der Kirchen- oder 
Religionsgemeinde liegt. Findet das Kreisamt bei Ertheilung der Genehmigung 
Anstand, so ist, wenn auf Erhebung der Umlage bestanden werden soll, in 
gleicher Weise, wie unter Nr. 3 bemerkt, die alsdann massgebende Entschliessung 
Unseres Ministeriums des Innern einzuholen. 

Art. 4. Handelt es sich um Aufbringung der Mittel zur Bestreitung des 
Bedürfnisses eines innerhalb einer Kirche oder Religionsgemeinschaft aus 
mehreren Gemeinden verfassungsmässig gebildeten grösseren Verbandes (De- 
kanatsverbandes u. dgl.) als solchen, so ist der Betrag, welcher nach Ver- 
wendung der dem grösseren Verbande als solehem für die betreffenden Zwecke 
zu Gebote stehenden Mittel noch zu decken übrig bleibt, auf die einzelnen 
Kirchen- oder Religionsgemeinden unter Zugrundlegung der Kommunalsteuer- 
Kapitalien der in Betracht kommenden Gemeindeglieder zu vertheilen. — 
Erscheint hierdurch in der einen oder der anderen Einzelgemeinde die Erhebung 
einer Umlage nöthig, so finden bezüglich der Erhebung einer solchen Umlage 
die im Art. 3 bemerkten Bestimmungen Anwendung. Nur ist, wenn dem 
betreffenden grösseren Verbande nach Massgabe eines von uns genehmigten 
Verfassungsstatuts oder von Uns genehmigter organischen Bestimmungen eine 
gewählte Vertretung der Gemeindeglieder zur Seite steht und diese zu der 
fraglichen Repartition zugestimmt hat, die Zustimmung der betreffenden ört- 
lichen kirchlichen oder religiösen Gemeindevertretung zur Aufnahme des be- 
treffenden Ausgabepostens in den Voranschlag und zur Erhebung der dadurch 
nöthig werdenden Umlage nicht erforderlich. 

Art. 5. Ist für die Gesammtheit einer Kirche oder einer aus ver- 
schiedenen einzelnen Gemeinden bestehenden Religionsgemeinschaft nach 
Massgabe eines von Uns genehmigten Verfassungsstatuts eine gewählte Ver- 
tretung der Gemeindeglieder vorhanden, so kann, falls die der Gesammtheit 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft als solcher für die betreffenden Zwecke 
zu Gebote stehenden Mittel zur Bestreitung des Bedürfnisses nicht ausreichen, 
mit Zustimmung der gewählten Gesammtvertretung auch der Ausschlag einer 
besonderen Umlage für die betreffenden allgemeinen Zwecke der Kirche oder 
Religionsgemeinschaft auf sämmtliche Angehörige derselben beschlossen werden. 
— Dieser Beschluss bedarf jedoch der Genehmigung Unseres Ministeriums des 
Innern. Ist diese erfolgt, so wird der betreffende, in allen Gemeinden alsdann 
durch Umlagen aufzubringende Betrag auf die Einzelgemeinden unter Zugrunde- 
legung der Kommunalsteuerkapitalien der einzelnen Angehörigen der betreffenden 
Kirche oder Religionsgemeinschaft vertheilt, ohne dass es einer weiteren Zu- 
stimmung oder Genehmigung zur Aufnahme der betreffenden Ausgabeposten 
in die Voranschläge und Aufbringung derselben durch Umlagen bedarf. 

Art. 6. Die nach den Artikeln 3, 4 und 5 zulässigen Umlagen werden 
nach Massgabe der für die Kommunalsteuern der politischen Gemeinden gelten- 
den Grundsätze auf die Mitglieder der betreffenden Kirchen- oder Religions- 
gemeinden ausgeschlagen, mit den Kommunalsteuern für ‚die politischen Ge- 
meinden von dem (Gemeindeeinnehmer erhoben und von diesem im Ganzen an 
die betreffende kirchliche Kasse eingeliefert. Ebenso finden die für die Bei- 
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treibung der Kommunalsteuern geltenden Grundsätze, beziehungsweise das für 
diese Beitreibung vorgeschriebene Verfahren auch auf die in den Art. 3, 4 
und 5 bemerkten Umlagen Anwendung. 

Art. 7. Unser Ministerium des Innern ist mit der Ausführung dieses 
Gesetzes beauftragt und wird dasselbe auch die Zeitpunkte bestimmen, von 
welchen an dieses Gesetz für die einzelnen Kirchen oder Religionsgemeinschaften 
in Anwendung kommt. : 


d) Revisionsgesetze. 


1. Gesetz, die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen betr. 
Vom 5. Juli 1887 (RBl. S. 129). 


Art. 1. Ein Kirchenamt, welches mit einem Geistlichen zu besetzen ist, 
darf in einer der christlichen Kirchen nur einem Deutschen übertragen werden, 
welcher seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
dargethan hat und gegen dessen Anstellung kein Einspruch von Seiten der 
Staatsregierung erhoben worden ist (Art. 9). — Ueber die Form, in welcher 
der Besitz der vorerwähnten Eigenschaften darzuthun ist, wird, soweit nicht 
dieses Gesetz darüber Vorschriften erhält, Unser Ministerium des Innern und 
der Justiz das Erforderliche bestimmen. 

Art. 2. Der Geistliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird, ist 
verbunden, vor Uebernahme desselben den Verfassungseid zu leisten, sofern er 
dies nicht schon früher gethan hat. 

Art. 3. Die Vorschriften über das Erforderniss der Deutschen Staats- 
angehörigkeit und über die wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen kommen 
zur Anwendung ohne Unterschied, ob das Amt dauernd oder widerruflich über- 
tragen werden, oder nur eine Stellvertretung oder Hilfeleistung in demselben 
stattfinden soll. 

Art. 4. Zum Nachweis der wissenschaftlichen Vorbildung wird die Vor- 
lage von Zeugnissen über das Bestehen der Reifeprüfung auf einem deutschen 
Gymnasium, sowie über die Zurücklegung eines dreijährigen theologischen 
Studiums an einer deutschen Staatsuniversität erfordert. — Unser Ministerium 
des Innern und der Justiz ist ermächtigt, aus besonderen Gründen von dem 
Erfordernisse des dreijährigen Studiums an einer deutschen Staatsuniversität 
ganz oder theilweise zu dispensiren; insbesondere soll demselben diese Er- 
mächtigung in Betreff solcher Kandidaten oder Priester zustehen, welche seit 
dem Gesetz vom 23. April 1875 über die Vorbildung und Anstellung der 
Geistlichen eine andere wissenschaftliche Vorbildung genossen haben. 

Art. 5. Das theologische Studium kann auch, statt an einer deutschen 
Staatsuniversität, an einem innerhalb des Grossherzogthums errichteten, von 
Unserem Ministerium des Innern und der Justiz zur wissenschaftlichen Vor- 
bildung der Geistlichen geeignet erklärten kirchlichen Seminar zurückgelegt 
werden. — Voraussetzungen der Zulassung und Fortführung einer solchen 
Anstalt sind: 

1. dass Unserem Ministerium des Innern und der Justiz die Statuten und 
der Lehrplan eingereicht und die Namen der Leiter und Lehrer, welche Deutsche 
sein müssen, mitgetheilt werden; 

2. dass der Lehrplan dem Lehrplan deutscher Staatsuniversitäten gleich- 
artig gestaltet ist; 
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3. dass die an dem Seminar anzustellenden Lehrer die wissenschaftliche 
Befähigung besitzen, an einer deutschen Staatsuniversität in der Disziplin zu 
lehren, für welche die Anstellung erfolgt. 

Art. 6. Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen 
Vorbildung der künftigen Geistlichen zu unterhalten. — Unserem Ministerium 
des Innern und der Justiz sind die Statuten dieser Anstalten und die für die- 
selben geltende Hausordnung einzureichen, sowie die Namen der Lehrer und 
Leiter, welche Deutsche sein müssen, mitzutheilen. 

Art. 7. Die kirchlichen Obern sind befugt, Alumnate oder Pensionate 
(Konvikte) für Zöglinge, welche Gymnasien oder das kirchliche Seminar be- 
suchen, zu errichten oder zu unterhalten. — Unserem Ministerium des Innern 
und der Justiz sind die für solche Anstalten geltenden Statuten und die auf 
die Hausordnung bezüglichen Vorschriften einzureichen, sowie die Namen der 
Leiter und Erzieher, welche Deutsche sein müssen, mitzutheilen. — Knaben- 
seminare und andere als die im Abs. 1 erwähnten Konvikte: bleiben untersagt. 

Art. 8. Neben den in Art. 5, 6 und 7 enthaltenen besonderen Vorschriften 
bleibt in Ansehung der kirchlichen Lehr- und Erziehungsanstalten das allgemeine 
Aufsichtsrecht, welches dem Staate bezüglich aller Bildungsanstalten zusteht, 
in Wirksamkeit. 

Art. 9. Die obere kirchliche Behörde ist verpflichtet, die Person, welcher 
ein kirchliches Amt dauernd übertragen werden soll, Unserem Ministerium des 
Innern und der Justiz unter Bezeichnung der Stelle, für welche sie ausersehen 
ist, anzuzeigen. Das Gleiche gilt bei Versetzung eines Geistlichen in ein 
anderes kirchliches Amt oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anstellung 
in eine dauernde. — Unser Ministerium des Innern und der Justiz ist berechtigt, 
innerhalb 4 Wochen nach der Anzeige gegen die beabsichtigte Anstellung Ein- . 
spruch zu erheben, wenn der Anzustellende aus einem auf Thatsachen be- 
ruhenden Grunde, welcher dem bürgerlichen oder staatsbürgerlichen Gebiete 
angehört, für die Stelle nicht geeignet ist. — Die Thatsachen, welche den 
Einspruch begründen, sind anzugeben. — Uebersteigt die Dauer der Verwesung 
eines Kirchenamtes die Frist von 6 Monaten, so hat die obere kirchliche Behörde 
sich mit Unserem Ministerium des Innern und der Justiz in Betreff etwaiger 
Anstände gegen die Person des Verwesers ins Benehmen zu setzen. 

Art. 10. Die provisorische oder definitive Errichtung neuer Pfarrstellen, 
sowie die Aenderung bestehender Pfarrbezirke darf nur mit Genehmigung der 
Staatsregierung erfolgen. 

Art. 11. Soweit die Mitwirkung des Staates bei Besetzung kirchlicher 
Aemter auf Grund des Patronats oder besonderer Rechtstitel anderweit geregelt 
ist, behält es dabei sein Bewenden. — Desgleichen werden die bestehenden 
Rechte des Staates bezüglich der Anstellung von Geistlichen beim Militär und 
an öffentlichen Anstalten durch das vorliegende Gesetz nicht berührt. 

Art. 12. Die Uebertragung der Funktionen eines kirchlichen Amtes, 
welche unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen erfolgt, gilt als nicht 
geschehen, und es ist daher die Interkalarverwaltung der betreffenden Pfründe 
anzuordnen, oder wenn solche bereits angeordnet ist, fortzusetzen. — Der 
Geistliche, welcher die Funktionen eines kirchlichen Amtes, die ihm unter 
Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen worden sind, oder die 
er, ohne dass den gesetzlichen Erfordernissen genügt ist, übernommen hat, 
öffentlich ausübt, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mark bestraft. — Der kirch- 
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liche Obere, welcher einem Geistlichen mit Verletzung der gesetzlichen Be- 
stimmungen ein Kirchenamt oder die Funktionen eines kirchlichen Amtes 
überträgt, wird mit Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark bestraft. 

Art. 13. Die Verurtheilung eines Geistlichen zu Zuchthausstrafe, die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter hat die Unfähigkeit zur Ausübung des kirchlichen Amtes 
und den Verlust des Amtseinkommens zur Folge. — Dem Geistlichen, gegen 
welchen eine der in diesem Artikel bezeichneten Entscheidungen ergangen ist, 
ist jede öffentliche Ausübung der Funktionen eines kirchlichen Amtes untersagt. 
Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden mit Geldstrafen bis zu 
300 Mark bestraft. 

Art. 14. Die vorübergehende Ausübung einzelner kirchlicher Handlungen 
unterliegt den Strafbestimmungen dieses Gesetzes nicht. 

Art. 15. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit seinem Erscheinen im Re- 
gierungsblatt in Kraft. — Mit dem Inkrafttreten desselben tritt das Gesetz 
über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen vom 23. April 1875 ausser 
Wirksamkeit. 


2. Gesetz, die Abänderung des Gesetzes vom 23. April 1875 über 
den Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt betreffend. Vom 
7. September 1889 (RBl. S. 105)}). 


Art. 1. Das Gesetz vom 23. April 1875, den Missbrauch der geistlichen 
Amtsgewalt betreffend, erleidet die in den nachfolgenden Artikeln enthaltenen 
Aenderungen. 

Art. 2. Die Art. 4, 8 Abs. 1 und 2, 13 bis 24 des vorerwähnten Gesetzes 
sind aufgehoben. 

Art. 3. An dem Art. 5 treten folgende Aenderungen ein: 

Der erste Satz in Abs. 1 des Art. 5 ist aufgehoben. — Die Vorschriften 
des Art.5 Abs 2. finden in Zukunft keine Anwendung auf die Fälle, in welchen 
mit Entfernung aus dem Amte weder der Verlust noch eine Minderung des 
Amtseinkommens verbunden ist. 


e) Gesetze über die Verwaltung des katholischen Kirchen- 
Vermögens. 


1. Edikt über die Organisation der Kirchenvorstände evange- 
lischer?) und katholischer Konfession. Vom 9. Juni 1832 
(RB. 8. 407). 

Art. 1. In jeder christlichen Kirchengemeinde, welche einen eigenen 
(Gottesdienst hat, oder welche eigenes Kirchenvermögen besitzt, besteht der 





!) Im Gesetzentwurf waren noch wenige andere Bestimmungen vorge- 
sehen, allein da die Katholiken erklärten, solchen neuen Bestimmungen in 
positiver Form nicht zustimmen zu können, wurde die rein negative Form 
der Revision gewählt; vgl. Archiv 63, 436. 

2) Für die Protestanten gilt jetzt das Geseiz vom 9. Mai 1877 über die 
Wahlen der evangelischen Kirchenvertretungen und der evangelischen Kirchen- 
Vorstände. 
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zur Mitwirkung der Führung der äusseren Kirchenaufsicht und bei Verwaltung 
des Kirchenvermögens bestimmte Kirchenvorstand aus ständigen und un- 
ständigen Mitgliedern. 

Art. 2. Zunächst ist der Geistliche der Kirchengemeinde der betreffenden 
Konfession ständiges Mitglied des Kirchenvorstandes. Bei Erledigung einer 
Pfarrei hat, wenn die höhere kirchliche Behörde nicht einen besonderen Stell- 
vertreter ernennt, der Pfarrverwalter die Funktionen des geistlichen Mitgliedes 
des Kirchenvorstandes. Ist die Seelsorge in einer Kirchengemeinde mehreren 
Geistlichen anvertraut, so sind diese sämmtlich ständige Mitglieder des Kirchen- 
Vorstandes. 

Art. 3. Ausser dem Geistlichen ist 

a) der Bürgermeister, oder wenn in der Kirchengemeinde, für welche ein 
Kirchenvorstand bestehen soll, kein Bürgermeister ist, der Beigeordnete, stän- 
diges Mitglied des Kirchenvorstandes. 

b) Gehört der als Bürgermeister zunächst zum ständigen Mitgliede be- 
rufene nicht zur Konfession der Kirchengemeinde, so tritt für den Bürger- 
meister ebenfalls der Beigeordnete ein. 

c) Bekennt aber auch der zunächst (a) oder für den Bürgermeister (b) 
berufene Beigeordnete sich nicht zur Konfession der Kirchengemeinde, so 
bestimmt der Kreisrath ein Mitglied des Gemeinderathes an seine Stelle. 

d) Ist auch im Gemeinderathe kein Mitglied der betreffenden Kirchen- 
gemeinde, so bestimmt der Kreisrath ein anderes Glied des letzteren zum 
Mitgliede des Kirchenvorstandes. Der Kreisrath ist bei diesen Ernennungen 
an die Voraussetzungen des Art. 7 gebunden. Das den Bürgermeister und 
bezw. den Beigeordneten, als die zunächst berufenen, ersetzende Mitglied des 
Kirchenvorstandes fungirt jedenfalls nur so lange, als kein Bürgermeister und 
Beigeordneter von der Konfession der Kirchengemeinde vorhanden ist. 

Art. 4. Bei längerer Verhinderung des ständigen weltlichen Mitgliedes 
hat, wenn es für nöthig erachtet wird, der Kreisrath, nach den Grundsätzen 
des Art. 3, einen Stellvertreter für die Dauer der Verhinderung zu bestellen. 
Wenn aber der den Bürgermeister vertretende Beigeordnete auch Mitglied der 
Kirchengemeinde ist, so tritt derselbe, kraft dieses Edikts, in solchem Falle 
auch als Stellvertreter bei dem Kirchenvorstande ein. 


Art. 5. Besteht die Kirchengemeinde aus mehreren politischen Gemeinden, 
so soll das ständige weltliche Mitglied immer aus der politischen Gemeinde 
des Ortes, in welchem sich die Kirche befindet, nach Anleitung des Art. 3, 
genomrnen werden, 


Art. 6. Der Kirchenvorstand besteht, ausser den ständigen Mitgliedern, 
in den Kirchengemeinden, deren Seelenzahl weniger als Zweitausend beträgt, 
aus 3 und in Kirchengemeinden von einer grösseren Seelenzahl aus 5 unstän- 
digen Mitgliedern. 

Art. 7. Zu unständigen Mitgliedern des Kirchenvorstandes können nur 
Staatsbürger von unbescholtenem Rufe, welche das 30. Lebensjahr zurückgelegt 
haben und sich zu der Konfession für welche der Kirchenvorstand besteht, 
bekennen, bestimmt werden. Auch dürfen die unständigen Mitglieder weder 
unter sich noch mit den ständigen Mitgliedern in auf- oder absteigender Linie 
verwandt sein, und auf gleiche Weise ist ein Bruder durch den andern aus- 
geschlossen. Ist der zum ständigen Mitgliede, kraft dieses Edikts, Berufene 
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mit einem unständigen Mitgliede in der angegebenen Art verwandt, so tritt 
das unständige Mitglied aus. 

Art. 8. Die unständigen Mitglieder der dermalen vorhandenen Kirchen- 
vorstände, einschliesslich der nunmehr die Benennung Kirchenvorstände 
führenden Fabrikräthe in der Provinz Rheinhessen, bleiben in Dienstthätigkeit, 
auch wenn deren Zahl die in Art. 6 vorgeschriebene Anzahl übersteigt, und 
sind Mitglieder desjenigen Kirchenvorstandes, zu dessen Kirchengemeinde sie * 
gehören. 

Art. 9. Die unständigen Mitglieder werden sowohl dann, wenn es sich 
um die erste Einrichtung, als auch wenn es sich um die blosse Ergänzung 
eines bereits errichteten Kirchenvorstandes handelt, auf folgende Weise gewählt. 
Der (Gemeinderath wählt aus seiner Mitte so viele Mitglieder, welche sich 
zur Konfession der Kirchengemeinde bekennen, als der Kirchenvorstand unstän- 
dige Mitglieder haben soll, also wenigstens 3 und höchstens 5. Sind im 
Gemeinderath nicht soviele Mitglieder der betreffenden Konfession vorhanden, 
so wird die fehlende Anzahl aus 25 der Höchstbesteuerten der betreffenden 
Kirchengemeinde durch den Kreisrath gewählt. Die so Gewählten haben in 
Gemeinschaft mit den ständigen Mitgliedern des zu errichtenden und bezw. 
den ständigen und unständigen Mitgliedern des bestehenden und nur zu ergän- 
zenden Kirchenvorstandes die Wahl des oder der zu bestellenden unständigen 
Mitglieder des Kirchenvorstandes vorzunehmen. 

Art. 10. An dem Wahlakte sollen regelmässig sämmtliche Wahlmänner 
und bei dringender Verhinderung einzelner wenigstens zwei Drittheile Antheil 
nehmen. Bei der durch Stimmzettel vorzunehmenden Wahl entscheidet relative 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos. Ueber den ganzen Wahlakt 
hat das vorsitzende Mitglied ein Protokoll zu führen, welches von allen Ab- 
stimmenden zu unterschreiben ist. 

Art. 11. Nach beendeter Wahl ist dem Kreisrathe das Protokoll vorzu- 
legen, der, wenn gegen die Gültigkeit des Wahlaktes nichts zu erinnern ist, 
das Protokoll durch den Dekan an den Kirchenvorstand zurückschickt. Hierauf 
ist das Resultat der Wahl in der Kirche durch den Geistlichen und in der 
Gemeinde auf übliche Weise durch den Bürgermeister bekannt zu machen. 
Die höhere kirchliche Behörde ist durch den Dekan von dem Resultat der 
Wahl ın Kenntniss zu setzen. 

Art 12. Wenn ein unständiges Mitglied des Kirchenvorstandes dieses 
Amt 6 Jahre lang bekleidet hat, so tritt es aus dem Vorstande aus, und es 
wird an seine Stelle, nach Massgabe der Art. 9—11, ein neues gewählt. Es 
kann jedoch der Ausgetretene von Neuem gewählt werden. Eine Ergänzungs- 
wahl findet auch dann statt, wenn ein Mitglied vor Ablauf von 6 Jahren stirbt 
oder auf andere Weise, namentlich aus Gründen der Verwaltung, wegen Ver- 
wandtschaft (Art. 7), oder weil es aus erheblichen Gründen seine Entlassung 
verlangt, aufhört, Mitglied des Kirchenvorstandes zu sein. 

Art. 14. Das Amt eines Mitgliedes des Kirchenvorstandes ist ein Ehren- 
amt und wird unentgeltlich verwaltet. 

Art. 15. Der Wirkungskreis des Kirchenvorstandes umfasst folgende 
Funktionen: 

1. Mitaufsicht über die äussere Kirchenzucht. Die weltlichen Mitglieder 
des Kirchenvorstandes haben in dieser Beziehung durch Beispiel und Ermahnung 
den Geistlichen zu unterstützen und diejenigen Fälle, in welchen strafbare 
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Verletzungen der Kirchenzucht sich ereignen sollten, der kompetenten Straf- 
behörde anzuzeigen. Die vorgesetzten höheren kirchlichen Behörden werden 
hierüber das Nöthige vorschreiben. 


2. Unmittelbare Verwaltung und nächste Beaufsichtigung des Lokal-, 
Kirchen- und geistlichen Stiftungs-Vermögens, unter der Leitung und Aufsicht 
der höheren Behörden und den in dieser Beziehung angeordneten Beschränkungen. 


Die besonderen Funktionen des Kirchenvorstandes sind hierbei: a) Berath- 
ungen und Aufstellung des Voranschlags der bemerkten Fonds, b) Berathung 
über Gegenstände der Verwaltung, insoweit sie nicht schon bei Gelegenheit 
des Voranschlags verhandelt worden sind; c) Begutachtung der Rechnungen 
der oben bemerkten Fonds. 


Die Ausführung in Verwaltungsangelegenheiten des Kirchen- und Stiftungs- 
Vermögens, nach Massgabe der Berathungen des Kirchenvorstandes und der 
Beschlüsse der höheren Behörde, steht in der Regel dem vorsitzenden und 
dem weltlichen ständigen Mitgliede des Kirchenvorstandes, unter der Kontrolle 
der übrigen Mitglieder des letzteren, zu. 


Art. 17. Den Vorsitz und die Leitung bei Versammlungen des Kirchen- 
Vorstandes führt der Geistliche. Sind mehrere Geistliche Mitglieder des Kirchen- 
Vorstandes, so führt der erste Geistliche den Vorsitz. Bei denjenigen 
Kirchenvorständen in der Provinz Rheinhessen, wo dermalen weltliche Mit- 
glieder den Vorsitz führen, geht letzterer auf die Geistlichen über. 


Art. 18. Die Sitzungen werden in der Regel in der Wohnung des vor- 
sitzenden Mitgliedes so oft gehalten, als die Geschäfte es nothwendig machen. 
Das vorsitzende Mitglied hat die Sitzungen anzusagen. 


Art. 19. Bei Berathungen des Kirchenvorstandes entscheidet Stimmen- 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit ist der Gegenstand, wenn nicht alle Mitglieder 
an der Berathung Theil genommen, unter deren Zuziehung nochmals zu be- 
rathen, sonst aber die Sache der höheren Behörde zur Verfügung vorzulegen. 


Art. 20. Ueber die Verhandlungen des Kirchenvorstandes werden Proto- 
kolle, und zwar in der Regel und wenn der Kirchenvorstand nicht aus seiner 
Mitte ein anderes Mitglied dazu gewählt hat, von dem vorsitzenden Mitgliede 
geführt. Jedes Mitglied ist befugt, seine von der Majorität abweichende Ansicht 
zu Protokoll zu geben, und die Protokolle sind von allen Mitgliedern, welche 
abgestimmt haben, zu unterschreiben. 


Art. 21. Zur Gültigkeit der Berathung gehört, dass alle Mitglieder des 
Kirchenvorstandes zur Berathung eingeladen waren, und ausser dem Geist- 
lichen, in Pfarrgemeinden, deren Kirchenvorstand aus drei unständigen Mitgliedern 
besteht, wenigstens zwei, und in den Pfarrgemeinden, wo der Kirchenvorstand 
aus fünf unständigen Mitgliedern besteht, wenigstens vier aus der Zahl der 
sämmtlichen weltlichen Mitglieder erschienen sind und abgestimmt haben, und 
dass darüber ein Protokoll, nach Massgabe des Art. 20 aufgenommen worden ist. 


Art. 22. Wo für Stiftungen besondere stiftungsmässige Verwaltungen 


bestehen, findet diese Verordnung keine Anwendung. 


2. Gesetz vom 23. April 1575 über das Besteuerungsrecht der 
Kirchen- und Religionsgemeinschaften (s. S. 385). 
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f) Gesetz, das Volksschulwesen im Grossherzogthum betr. 
Vom 16. Juni 1874 (Amtl. Handausgabe 1875 S. 1). 


I. Abschnitt. Von der Volksschule. 


1. Aufgabe der Volksschule. 


Art. 1. Die Volksschule hat die Aufgabe, der Jugend durch Unterricht 
Uebung und Erziehung die Grundlage religiös-sittlicher und nationaler Bildung 
und die für das bürgerliche Leben nöthigen allgemeinen Kenntnisse und Fertig- 
keiten zu gewähren. 


3, Errichtung von Volksschulen und Berücksichtigung des Kon- 
fessionsverhältnisses bei denselben. 


Art. 4 Die öffentlichen Volksschulen sind, — sofern nicht die 
im Art. 5 und 6 bemerkten Schulen in Frage stehen, — gemeinsame Schulen, 
d. h. sie sind für die Kinder sämmtlicher Angehörigen einer politischen 
Gemeinde bestimmt, und sind die Kosten dieser Schulen nach Massgabe der 
Bestimmungen im fünften Abschnitte dieses Gesetzes und unter den daselbst 
bemerkten Voraussetzungen von der politischen (femeinde zu tragen. 

Ist in einer Gemeinde nur ein Lehrer oder sind zwar mehrere Lehrer, 
aber keine verschiedenen Konfessions- (Religions-) Gemeinden 
vorhanden, so sind die Lehrer aus der Konfession zu entnehmen, zu welcher 
sich die Gesammtheit oder Mehrzahl der Einwohner der Gemeinde bekennt. — 
Sind mehrere Lehrer und verschiedene Konfessions- (Religions-) 
Gemeinden vorhanden, so können die Lehrer an den gemeinsamen öffentlichen 
Volksschulen aus jeder solehen Konfession entnommen werden, zu welcher sich 
die bei den Schulen betheiligten Konfessions- (Religions-) Gemeinden bekennen. 
Dabei ist auf die Grösse der einzelnen Konfessions- (Religions-) Gemeinden 
wesentlich Rücksicht zu nehmen. — Bei dem Unterricht iin der Religion 
sind die Kinder stets konfessionell getrennt, und wird dieser Unterricht, — 
soweit derselbe nicht nach getroffener Vereinbarung zwischen den oberen Schul- 
und Kirchenbehörden von den betreffenden Geistlichen oder einem besonderen 
Religionslehrer übernommen ist, — von dem oder den Lehrern der betreffenden 
Konfession ertheilt. 

Art. 5. In Gemeinden, in welchen zwei oder mehr Schulen und ver- 
schiedene Konfessions- (Religions-) Gemeinden vorhanden sind und in welchen 
die Schulen seither nicht als gemeinsame Schulen, sondern als konfessionell 
getrennte, zunächst für die Angehörigen jeder einzelnen verschiedenen 
Konfessions- (Religions-) Gemeinde bestimmte Schulen bestanden haben, verbleibt 
diese Einrichtung, — unter Verpflichtung der politischen Gemeinde zur Be- 
streitung der Kosten dieser Schulen nach Massgabe der Bestimmungen im 
fünften Abschnitte dieses Gesetzes, — in so lange, als nicht durch die Ver- 
treter der politischen Gemeinde und die Schulvorstände der betheiligten Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinden die Vereinigung der Schulen zu gemeinsamen 
Schulen nach Massgabe der Bestimmungen in den Art. 8 und 9 dieses Gesetzes 
beschlossen wird. — Beträgt zur Zeit, als dieses Gesetz in Kraft tritt, die 
Zahl der in einer solchen konfessionell getrennten Schule aufgenommenen 
Kinder der betreffenden Konfessions- (Religions-) Gemeinde weniger als 30 und 
war dies auch ununterbrochen in den drei vorhergehenden Jahren der Fall, so 
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hört die Verpflichtung der politischen Gemeinde und beziehungsweise des Staates 
zur Bestreitung der Kosten dieser Schule auf. Dasselbe tritt ein, wenn in 
einer solchen konfessionell getrennten Schule nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Zahl der hierin aufgenommenen Kinder der betreffenden Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinde in drei aufeinander folgenden Jahren ununter- 
brochen weniger als 30 beträgt. — Will in diesen Fällen die betreffende Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinde die zunächst für ihre Angehörigen bestandene 
Schule als öffentliche Volksschule forterhalten, so kann dies nur unter den im 
Art. 6 dieses Gesetzes bemerkten Bedingungen und Folgen geschehen. — Hört 
die betreffende Schule auf öffentliche Volksschule zu sein, und bleiben in einem 
solchen Falle nur noch bezüglich einer Konfessionsgemeinde die seither 
zunächst für deren Angehörigen bestimmten Schulen (beziehungsweise einzelne 
Schule) als öffentliche Volksschulen übrig, so werden diese Schulen gemeinsame 
Schulen (Art. 4) für alle Angehörigen der politischen Gemeinde. — In Gemeinden 
mit konfessionell getrennten Schulen kann jede Konfessions- (Religions-) Ge- 
meinde, welche seither für ihre Angehörigen keine besondere Schule zu Lasten 
der Gemeinde besass, die Errichtung einer solchen dann verlangen, wenn sie 
in drei aufeinander folgenden Jahren ununterbrochen 50 oder mehr schulpflich- 
tige Kinder hat. und wenn nicht der Gemeindevorstand ausdrücklich die Er- 
richtung einer gemeinsamen Schule beschliesst. — Ergibt sich in solchen 
Gemeinden mit konfessionell getrennten Schulen in Folge vermehrter Kinder- 
zahl die Nothwendigkeit der Errichtung einer neuen Schule, so wird diese 
Schule, — sofern der Gemeindevorstand nicht ausdrücklich die Errichtung 
einer gemeinsamen Schule beschliesst, -— eine konfessionell getrennte, zunächst 
für die Angehörigen derjenigen Konfessions- (Religions-) Gemeinde bestimmte 
Schule, durch deren vermehrte Kinderzahl die Nothwerdigkeit der Errichtung 
einer neuen Schule veranlasst ist. — In diese konfessionell getrennten Schulen 
müssen auch diejenigen einer anderen Konfession (Religion) angehörigen Kinder 
aufgenommen werden, die in der betreffenden Gemeinde keine auch für ihre 
Konfession (Religion) bestimmte Schule besitzen. — Die Lehrer an solchen 
konfessionell getrennten Schulen sind aus der Konfession (Religion) zu ent- 
nehmen, für deren Angehörige die betreffende Schule zunächst bestimmt ist. 

Art. 6. Schulen, die neben den im Art. 4 bemerkten gemeinsamen öffent- 
lichen Volksschulen für die Angehörigen einzelner Konfessions- 
(Religions-) Gemeinden errichtet und beziehungsweise unterhalten werden, 
sind nur dann als öffentliche Volksschulen zu betrachten, wenn 

1. nachgewiesen wird, dass die gesetzlich für die Volksschule erforder- 
lichen Mittel nachhaltig werden aufgebracht werden, und wenn 

2. unter dieser Voraussetzung die Schule von Unserem Ministerium des 
Innern als öffentliche Volksschule anerkannt wird. 

Eine Verpflichtung der politischen Gemeinde, die Kosten solcher Schulen 
aus (remeindemitteln zu bestreiten, liegt nicht vor, ebensowenig eine Ver- 
pfliehtung des Staates zur Beihülfe und Gewährung von Alterszulagen. — Die- 
selben Grundsätze sind massgebend, wenn in Gemeinden mit konfessionell 
getrennten Schulen (Art. 5) eine Konfessions- (Religions-) Gemeinde, welche 
nach Massgabe der Bestimmungen im Art. 5 dieses Gesetzes keinen Anspruch 
auf Errichtung, beziehungsweise auf Fortbestehen einer besonderen öffentlichen 
Volksschule für ihre Angehörigen zu Lasten der politischen Gemeinde erheben 
kann, doch eine besondere Schule für ihre Angehörigen errichtet oder fort- 
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erhält. — Die Lehrer an diesen Schulen sind aus der Konfession zu entnehmen, 
für deren Angehörige die Schulen zunächst bestimmt sind. Sie behalten den 
Charakter und die Rechte als Volksschullehrer. 

Art, 7. Für den vorgeschriebenen Unterricht inder Religion solcher 
Kinder, in deren Religion an den Schulen einer Gemeinde kein Unterricht 
ertheilt wird, muss, sofern die Zahl der Kinder mindestens zehn beträgt, das 
Schullokal und die Heizung dargeboten werden, insoweit dadurch der übrige 
Unterricht nicht gestört wird. — Bei dem Vorhandensein einer grösseren Anzahl 
Kinder kann in Fällen der fraglichen Art, — worüber bei vorliegendem Wider- 
spruch der Kreis-Ausschuss und in der Rekursinstanz der Provinzial-Ausschuss 
zu entscheiden hat, — eine politische Gemeinde auch angehalten werden die 
sonstigen Kosten des Religionsunterrichts für die Kinder der betreffenden 
anderen Religion (Konfession) ganz oder theilweise zu bestreiten. 

Art. 8. Konfessionell getrennte Schulen im Sinne des Art. 5 dieses 
Gesetzes werden auf den Antrag des Gemeindevorstandes oder eines der be- 
treffenden Schulvorstände in gemeinsame Schulen (Art. 4) vereinigt, wenn 
dies durch die Vertreter der politischen Gemeinde und die Schulvorstände der 
betheiligten Konfessions- (Religions-) Gemeinden nach Massgabe der Bestimm- 
ungen im Art. 9 beschlossen wird. Wird der Antrag auf Vereinigung abge- 
lehnt, so kann er vor Ablauf von drei Jahren nicht erneuert werden. 

Art. 9. In den Fällen des Art. 3 erfolgt die Abstimmung in folgender 
Weise: 

Es treten zusammen: 1. der Gemeindevorstand, 2. die Schulvorstände 
der betheiligten Konfessions- (Religions-) Gemeinden, 3. soviele durch Wahl 
innerhalb der betreffenden Konfessionsgemeinden zu bestimmende Mitglieder 
der einen oder der anderen Konfessionsgemeinde, welche die Wählbarkeit zu 
dem Amte eines (Gemeinderathsmitgliedes (Stadtverordneten) besitzen, als 
nöthig sind, um die Zahl der Abstimmenden aus den verschiedenen Konfessions- 
gemeinden gleichzustellen. Die Wahl findet nach Massgabe des in der betref- 
fenden Gemeinde für die Wahlen der Mitglieder des Gemeinderathes (Stadt- 
verordneten-Versammlung) festgesetzten Verfahrens statt. Stimmberechtigt sind 
alle Mitglieder der betreffenden Konfessionsgemeinde, die bei den Wahlen des Ge- 
meinderathes (der Stadtverordneten-Versammlung) in der betreffenden Gemeinde 
stimmberechtigt sind. — In dieser unter Leitung des Kreisamtes zusammen- 
tretenden Versammlung entscheidet die einfache Majorität; bei Stimmengleichbeit 
gilt der Antrag als abgelehnt. — Ueber Verwendung des etwa vorhandenen 
Schulvermögens ist durch Uebereinkunft zwischen den Gemeinde- und Schul- 
vorständen Beschluss zu fassen. Kommt eine solche Uebereinkunft nicht zu 
Stande, so werden die Erträgnisse des Schulvermögens zur Bestreitung der 
gemeinsamen Schulkosten verwendet, die Schulgebäude etc. für die gemein- 
samen Schulzwecke benutzt; von einer Verschmelzung des konfessionellen Schul- 
vermögens ist jedoch in diesem Falle abzusehen, auch müssen im Uebrigen die 
Stiftungen den stiftungsmässigen Bestimmungen gemäss verwendet werden. 


4. Von den Lehrgegenständen und Lehrmitteln. 
Art. 12. Gegenstände des Unterrichts in der Volksschule sind: Religion... 
(Abs. 4). Den allgemeinen Unterrichtsplan, in welchem die Lehrstoffe 
und die auf jeden Unterrichtszweig zu verwendende Zeit näher bezeichnet ist, 
stellt Unser Ministerium des Innern auf. Bezüglich des Lehrplanes und der 
übrigen generellen Anordnungen für den in der Schule zu ertheilenden Religions- 
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Unterricht wird dasselbe sich zuvor mit den betreffenden oberen kirchlichen 
Behörden in Benehmen setzen. 

Art. 13. Die in der Volksschule zu gebrauchenden . . Lehrbücher... 
werden nach Anhörung der Kreis-Schulkommission von der obersten Schul- 
behörde bestimmt. — Die Bestimmung der für den Religionsunterricht zu 
wählenden Lehrbücher gehört unter Aufsicht Unseres Ministeriums des Innern, 
gegen dessen Einsprache die betreffenden Bücher in den Schulen nicht gebraucht 
und eingeführt werden dürfen, zum Ressort der kirchlichen Behörden. 


7. Von der Fortbildungsschule. 


Art. 16. Jede Gemeinde ist zur Errichtung einer Fortbildungsschule 
verpflichtet ... . 

Diese Schulen sind vorzugsweise für die aus der Volksschule entlassene 
männliche Jugend bestimmt; doch können, auf Antrag der betreffenden Gemeinde- 
und Schulvorstände auch Fortbildungsschulen für die weibliche Jugend errichtet 
werden. — Die Fortbildungsschulen sind stets gemeinsame Schulen im Sinne 
des Art. 4 mit der Modifikation, dass bei den Lehrern, welche in denselben 
unterrichten sollen, auf das Religionsbekenntniss keine Rücksicht zu nehmen ist, 


II. Abschnitt. Von der Verpflichtung zum Besuche der Volksschulen 
und der Ausbildung der Kinder in anderen Lehranstalten, insbesondere 
auch von dem Privatunterricht. 


Art. 19. Jedes Kind ist von vollendetem sechsten Lebensjahre an schul- 
pflichtig und hat der Regel nach die für seinen Wohnort bestimmte Volks- 
schule und, bei dem Vorhandensein konfessionell getrennter Schulen (Art. 5), 
die zunächst für seine Konfession (Religion) bestimmte Schule acht Jahre lang 
zu besuchen. — Die Kinder, in deren Religion kein Unterricht in der betref- 
fenden Schule ertheilt wird, sind nicht verbunden, an dem ihnen fremden 
Religionsunterrichte Theil zu nehmen; die Eltern oder deren Stellvertreter sind 
jedoch verpflichtet, dafür zu sorgen, dass den betreffenden Kindern Religions- 
Unterricht ertheilt wird. — Mit Genehmigung des Schulvorstandes der be- 
treffenden anderen Schule ist auch der Besuch der öffentlichen Volksschule an 
einem anderen Orte als dem Wohnorte oder der Besuch einer zunächst für die 
Angehörigen einer anderen Konfession (Religion) bestimmten öffentlichen Volks- 
schule zulässig; dem Schulvorstande des Wohnorts ist in solchem Falle Nachweis 
des wirklich erfolgenden Schulbesuchs zu erbringen. — Ebenso haben die Eltern 
oder deren Stellvertreter freie Wahl, ob sie ihre Kinder oder Pflegebefohlenen 
in die einfache oder in die erweiterte Volksschule (Art. 18) schicken wollen — 
Eine Befreiung von der Verbindlichkeit zum Besuch der Volksschule tritt 
in den in den Art. 27 und 28 bemerkten Fällen ein. 


Art. 28. Privatunterrichtsanstalten, deren Benutzung von dem 
Besuche der öffentlichen Volksschulen entbinden soll, können nur mit Geneh- 
migung der obersten Schulbehörde errichtet werden, und es dürfen dabei nur 
Lehrer oder Lehrerinnen, welche diese Behörde nach Kenntnissen und Sittlichkeit 
für befähigt erkannt, angestellt sein. Von jedem Wechsel im Lehrpersonal, 
im Lehrplan und Schullokal ist der einschlägigen Behörde vor dessen Eintritt 
Anzeige zu machen. — Diese Anstalten stehen in Beziehung auf die Beobachtung 
des genehmigten Unterrichtsplanes, welcher mindestens den im Art. 12 gefor- 
derten allgemeinen Unterrichtsplan umfassen muss, auf die Schulzucht, auf 


398 VII. Kapitel. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in Hessen. 


die Anstellung und das Verhalten der Lehrer oder Lehrerinnen, sowie auf Ein- 
richtung und Ausstattung des Schullokals zunächst unter der Aufsicht der 
Kreis-Schulkommission, die sich auch durch Vornahme von Prüfungen von den 
Leistungen der Schule zu überzeugen hat. Die Genehmigung zur Errichtung 
einer solchen Anstalt kann bei beharrlicher Nichtbeachtung der Anordnungen 
und Anforderungen der Aufsichtsbehörden zurückgezogen werden. — Die Er- 
richtung solcher Privatunterrichtsanstalten, in welchen ausschliesslich Schüler 
oder Schülerinnen über oder unter dem schulpflichtigen Alter aufgenommen 
werden, ist der betreffenden Kreisschulkommission anzuzeigen. Dieser und 
beziehungsweise der obersten Schulbehörde bleibt das Recht der Einsichtnahme 
vorbehalten, und die oberste Schulbehörde kann die Schliessung der Anstalt 
verfügen, wenn etwas den guten Sitten Zuwiderlaufendes oder den Staat 
Gefährdendes in dem Lehrplane enthalten ist, beziehungsweise in der Anstalt 
gelehrt wird, oder wenn die Einrichtungen derselben für die Gesundheit der 
Schüler nachtheilig oder ungenügend sind. 


IIf. Abschnitt. Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksschulen. 


Art. 34 (Abs. 1). Diejenigen Personen, welche die für die Kandidaten 
des Gymnasial- oder Reallehramts, dessgleichen die evangelischen 
undkatholischen Theologen, welche die für das Pfarramt vorgeschriebenen 
Prüfungen bestanden haben, sind von den in den Art. 30 und 32 bemerkten 
Prüfungen befreit. : 

Art. 38. Zur definitiven Anstellung als Lehrer (innen) an Volksschulen 
sind nur diejenigen Schulamtsadspiranten (innen) befähigt, welche den Erfor- 
dernissen der Art. 30—32, 34 und bezw. 36 genügt haben... Ebenso sind 
zur definitiven Anstellung befähigt die im Art. 34 Abs. 1 aufgeführten Personen, 
nachdem sie wenigstens ein Jahr praktisch im Schulamt thätig gewesen sind. 
— Mitglieder geistlicher Orden oder ordensähnlicher Kongregationen können 
nicht als Lehrer oder Lehrerinnen an öffentlichen Volksschulen verwendet werden. 

Art. 40. Hinsichtlich der Besetzung solcher Lehrer- (innen-) Stellen, an 
den in den Art. 4 und 5 dieses Gesetzes aufgeführten Volksschulen, für welche 
kein Präsentationsrecht besteht, sind folgende Bestimmungen massgebend: 

1. In Gemeinden, in welchen die Städteordnung keine An- 
wendung findet. In diesen Gemeinden erfolgt die definitive Anstellung 
eines Lehrers (in) an Volksschulen in Unserem Auftrage durch Unser Ministerium 
des Innern. — Sofern nicht besondere Gründe eine Ausnahme rechtfertigen, 
werden zuvor dem Schul- und Gemeindevorstande die Namen der in Betracht 
kommenden Bewerber mitgetheilt werden, um denselben Gelegenheit zu geben, 
etwaige Bedenken gegen die Besetzung der Stelle mit dem einen oder anderen 
Bewerber oder etwaige Wünsche zu äussern. 

2. In Gemeinden, in denen die Städteordnung Anwendung 
findet. In diesen Gemeinden werden dem betreffenden Schulvorstande — 
nachdem ihm und dem Gemeindevorstande in gleicher Weise, wie oben unter 1 
bemerkt, durch Namhaftmachung der . . Bewerber Gelegenheit zur Aeusserung 
von Bedenken . . oder Vorbringung besonderer Wünsche gegeben worden ist — 
drei zur Bekleidung der betr. Schulstelle befähigte Lehrer oder Schulamts- 
adspiranten (Lehrerinnen, Schulamtsadspirantinnen) bezeichnet, aus denen der 
betr. Schulvorstand einen Lehrer ete auszuwählen und vorzuschlagen hat, dem 
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in Unserm Auftrag von Unserm Ministerium des Innern die Stelle über- 
tragen werden wird... 

Art. 41. Bei Besetzung der Lehrer- (innen) Stellen an den zu öffentlichen 
Volksschulen erklärten, im Art. 6 dieses Gesetzes bemerkten Konfessions- 
schulen findet das im Art. 40 1 dieses Gesetzes bemerkte Verfahren mit der 
Modifikation Anwendung, dass von einer Vernehmung des Gemeindevorstandes 
abzusehen ist. 

Art. 50. Die Lehrer an den Volksschulen sind verbunden, die kirchlichen 
Funktionen als Organist, Kantor oder Vorleser in denjenigen Gemeinden gegen 
angemessene Vergütung zu übernehmen, in welchen die Verbindung dieser 
Funktionen mit der betr. Schulstelle herkömmlich ist, vorausgesetzt, dass diese 
Funktionen nicht in die ordentliche Schulzeit fallen. Die Dienste eines Glöckners 
und sonstige niedrige Kirchendienste sollen die Schullehrer für die Folge nicht 
mehr übernehmen. 


IV. Abschnitt. Von den zur Leitung des Volksschulwesens berufenen 
Behörden. 


1. Von den Schulvorständen und Schulinspektoren. 


Art. 68. Die örtliche Beaufsichtigung und Leitung des Volksschulwesens 
einer Gemeinde steht einem, bezw. mehreren Schulvorständen zu. 

(Abs. 4.) Die Ueberwachung des Religionsunterrichtssteht, neben 
dem Schulvorstande und den oberen Schulbehörden, auch den im Schulvorstande 
befindlichen oder mit Genehmigung Unseres Ministeriums des Innern hiermit 
besonders beauftragten Geistlichen als solchen und beziehungsweise den oberen 
kirchlichen Behörden zu. Bei Ausübung dieses Aufsichtsrechts, sowie bei Er- 
theilung von Religionsunterricht in den Schulen durch die Geistlichen müssen 
die hinsichtlich des Volksschulwesens bestehenden oder noch erlassen werdenden 
Gesetze, Verordnungen und Reglements sorgfältig beachtet, auch darf der 
Konfirmanden-Unterricht der Regel nach nicht während der für die betreffenden 
Schulen festgesetzten Unterrichtszeit, — von dem Religionsunterricht abgesehen, 
— abgehalten werden. 

Art. 69. Die Bildung und Zusammensetzung der Schulvorstände hat 
in folgender Weise stattzufinden: 

I. In Gemeinden, in welchen gemeinsame Schulen im Sinne des 
Art. 4 dieses (sesetzes bestehen, wird für die sämmtlichen gemeinsamen Schulen 
ein Schulvorstand gebildet und soll dieser bestehen: 

l. aus dem Bürgermeister und in dessen Verhinderung aus dessen 
Stellvertreter. Sind mehrere politische Gemeinden bei den Schulen betheiligt, 
so treten die Bürgermeister, bezw. Beigeordneten — für den Fall, dass eine 
Gemeinde keine eigene Bürgermeisterei bildet — in den Schulvorstand ein. 
In Gemeinden, in welchen die Städteordnung Anwendung findet, kann der 
Bürgermeister statt seiner eine andere Magistratsperson zum Mitgliede des 
Schulvorstandes bestimmen; 

2. aus dem für die Gemeinde angestellten Geistlichen, bezw., wenn 
verschiedene für sich bestehende Konfessions- (Religions-) Gemeinden in der 
Gemeinde vorhanden und bei den Schulen betheiligt sind, aus je einem für 
die betreffende Konfessions- (Religions-) Gemeinde angestellten Geistlichen. 
Sind mehrere Geistliche derselben Konfession für die Gemeinde angestellt, oder 
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ist die betreffende politische Gemeinde in mehrere Kirchengemeinden derselben 
Konfession getrennt, so tritt derjenige Geistliche in den Schulvorstand ein, 
den seine vorgesetzte Behörde dazu bezeichnet; 

3. aus dem Schulinspektor, wenn ein solcher besonders ernannt ist 
(Art. 71); 

4. aus dem dienstältesten Lehrer, und wenn mehr als vier Schulen, bezw. 
Schulklassen in der Gemeinde bestehen, aus den zwei dienstältesten Lehrern 
an den Volksschulen. Sind in einer Gemeinde für die Schulen oder einzelne 
Gruppen Öberlehrer bestellt, so treten diese in den Schulvorstand; 

5. aus drei, vier oder sechs Mitgliedern, welche von dem Ortsvorstand 
(Bürgermeister, Magistrat und Stadtverordneten-Versammlung) auf die Dauer 
von 6 Jahren gewählt werden, und zwar aus drei in Gemeinden mit weniger 
als 3000 Seelen, aus vier in Gemeinden mit 3000—10000 Seelen, aus sechs 
in Gemeinden mit mehr als 10000 Seelen. Einen dieser Schulvorsteher und in 
Städten mit mehr als 10000 Seelen zwei dieser Schulvorsteher hat der Orts- 
vorstand (Bürgermeister, Magistrat und Stadtverordneten-Versammlung) aus 
seiner Mitte zu wählen; die übrigen können aus sämmtlichen an sich zu Mit- 
gliedern des Gemeinderathes (Stadtverordneten - Versammlung) wählbaren An- 
gehörigen der Gemeinde entnommen werden. — Sind mehrere politische Ge- 
meinden bei den Schulen (bei der einzelnen Schule) betheiligt, so hat der 
ÖOrtsvorstand des Schulortes die aus dem Gemeinderathe zu entnehmenden 
Mitglieder aus seiner Mitte zu wählen; die anderen Schulvorsteher, die aus 
den an sich zur Mitgliedschaft befähigten Angehörigen der sämmtlichen Ge- 
meinden entnommen werden können, werden von den ÖOrtsvorständen der 
betheiligten Gemeinden in gemeinsamer Sitzung gewählt. 

II. In Gemeinden gemischter Konfession, in welchen zwei oder mehr 
Schulen vorhanden sind und in welchen diese Schulen nicht zu gemeinsamen 
Schulen erklärt, sondern als konfessionell getrennte Schulen zunächst 
für die einzelnen Konfessions- (Religions-) Gemeinden errichtet, bezw. bestimmt 
worden sind (Art. 5), wird für die Schulen (bezw. die einzelne Schule) der 
verschiedenen Konfessions- (Religions-) Gemeinden je ein besonderer Schul- 
vorstand errichtet und soll dieser bestehen: 

1. aus dem Bürgermeister der politischen Gemeinde und in dessen 


Verhinderung aus dessen Stellvertreter. Sind mehrere ... (wie oben I 1); 
2. aus dem für die betreffende Konfessions- (Religions-) Gemeinde ange- 
stellten Geistlichen. Sind mehrere... (wie I 2); 


3. aus dem etwa besonders ernannten Schulinspektor (Art. 71); 

4. aus dem dienstältesten Lehrer und wenn mehr als vier für die betr. 
Konfessionsgemeinde bestimmte Schulen (Schulklassen) vorhanden sind, aus 
den zwei dienstältesten Lehrern der in Frage stehenden Schulen. Sind in 
einer... (wie I 4); 

5. aus drei, vier oder sechs Mitgliedern .. . (wie 15) und zwar aus 
drei in Gemeinden, in welchen die betr. Konfessions- (Religions-) Gemeinde 
weniger als 3000 Seelen, aus vier in Gemeinden, in welchen die betr. Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinde 3000 bis 10000 Seelen und aus sechs in Ge- 
meinden, in welchen die betr. Konfessions- (Religions-) Gemeinde mehr als 
10000 Seelen zählt. 

Einen dieser Schulvorsteher und in Städten, in welchen die betr. Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinde mehr als 10000 Seelen zählt, zwei dieser 
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Schulvorsteher hat der Ortsvorstand (Bürgermeister...) aus seiner Mitte za 
wählen; die Uebrigen sind von dem Ortsvorstand (Bürgermeister...) aus den 
zu Mitgliedern des (semeinderathes (Stadtverordneten-Versammlung) wählbaren 
Angehörigen der betr. Konfessions- (Religions-) Gemeinde zu entnehmen. Die 
Wahl der letzteren, aus den Angehörigen der betr. Konfessions- (Religions-) 
Gemeinde zu entnehmenden Schulvorsteher unterliegt der Genehmigung der 
Kreis-Schulkommission. Im Falle der Nichtgenehmigung der Wahl hat die 
Kreisschulkommission dem Ortsvorstande (Bürgermeister u. Ss. w.) für je einen 
zu wählenden Schulvorsteher mindestens drei, mithin, wenn zwei zu wählen 
sind, mindestens sechs, wenn drei zu wählen sind, mindestens neun und wenn 
vier zu wählen sind, mindestens zwölf wählbare Angehörige der betr. Kon- 
fessions- (Religions-) Gemeinde namhaft zu machen, aus denen dann von dem 
ÖOrtsvorstande Bürgermeister u, s. w.) die betr. Schulvorsteher zu wählen 
sind. — Sind mehrere... (wie I 5). 

III. Der Schulvorstand für eine Konfessionsschule im Sinne des 
Art. 6 dieses Gesetzes, sofern sie zu einer öffentlichen Volksschule erklärt ist, 
soll bestehen: 

1. aus dem Bürgermeister der politischen semeinde, bezw. dessen 
Stellvertreter; 

2. aus dem Geistlichen der betr. Konfessions- (Religions-) Gemeinde; 

3. aus dem Lehrer an der Schule; 

4. aus zwei Schulvorstehern, welche die Kreis-Schulkommission aus 
sechs ihr von den unter 1, 2 und 3 genannten Schulvorstandsmitgliedern vor- 
geschlagenen, zu Mitgliedern eines Gemeinderathes wählbaren Angehörigen 
der betr. Konfessions- (Religions-) Gemeinde ernennt. — Können sich die be- 
merkten Schulvorstandsmitglieder über sechs vorzuschlagende Personen nicht 
einigen, so hat die Kreisschulkommission das Recht, aus sämmtlichen namhaft 
gemachten Personen auszuwählen. 

Art. 70. Der Vorsitzende des Schulvorstandes wird von der obersten 
Schulbehörde nach Anhörung der Kreis-Schulkommission aus den Mitgliedern 
desselben auf Widerruf ernannt. In Gemeinden, in welchen die Städte-Ordnung 
Anwendung findet und die öffentlichen Volksschulen gemeinsame Schulen für 
alle Angehörigen der politischen Gemeinde sind, ist der Bürgermeister oder 
die von ihm an seiner Stelle bezeichnete Magistratsperson Vorsitzender des 
Schulvorstandes. — Die Schullehrer können nicht zu Vorsitzenden des Schul- 
vorstandes ernannt werden, auch haben sie, ebenso wie die übrigen Mitglieder 
des Schulvorstandes, den Berathungen nicht beizuwohnen, wenn es sich um 
ihre persönlichen Verhältnisse handelt. 

Art. 71. Die oberste Schulbehörde und bezw., wenn es sich um definitive 
Anstellung handelt, Unser Ministerium des Innern kann für die Schulen einer 
Gemeinde oder einzelne Abtheilungen derselben einen besonderen Schul- 
Inspektor bestellen und diesem die dem Schulvorstande im Allgemeinen 
zugewiesene Beaufsichtigung der Schulen und der Wirksamkeit der Lehrer 
zunächst übertragen. Dieser Schulinspektor wird Mitglied des Schulvorstandes 
und kann, abgesehen von den Gemeinden, in welchen nach Art. 70 der Bürger- 
meister der Vorsitzende ist, zum Vorsitzenden desselben ernannt werden. Vor 
“der Ernennung steht dem Schul- und Gemeinde-Vorstande das Recht der 
Aeusserung in der im Art. 40, pos. 1 Abs. 2 angegebenen Weise zu. —- In 
Gemeinden mit einer grösseren Anzahl Schulen können für einzelne Abtheil- 
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ungen derselben von der obersten Schulbehörde einzelne Lehrer als Ober- 
lehrer bestellt und diesen die Funktionen eines Schulinspektors für die betr. 
Schulen übertragen werden. Diese Öberlehrer werden Mitglieder des betr. 
Schulvorstandes, können jedoch nicht zu dessen Vorsitzenden ernannt werden. 
— Ist kein besonderer Schulinspektor oder Oberlehrer bestellt, so wird die 
dem Schulvorstande übertragene Schulaufsicht zunächst durch den Vorsitzenden 
ausgeübt... 


g) Gesetzliche Bestimmungen über religiöse Kinder- 
Erziehung und Religionswechsel. 


1. Verordnung über die religiöse Kindererziehung aus gemischten 
Ehen. Vom 18. Juli 1825 (RBl. S. 350). 

Da der den römisch-katholischen Einwohnern der dahiesigen Residenz 
am 1. Dezember 1790 ertheilte Freiheitsbrief, sowie das der reformirten Kirche 
am 26, Oktober 1771 verliehene Privileg nur zu dem Zwecke, dıe kirchlich- 
politischen Rechte von tolerirten Religions-Parteien zu regeln, gegeben waren, 
beide Statuten aber, nachdem die deutsche Bundesakte und die Verfassungs- 
Urkunde des Grossherzogthums die christlichen Religionsparteien in dem Genuss 
der bürgerlichen und politischen Rechte gleichgestellt hat, ihre Bestimmung 
verloren haben, so ist von Sr. Königl. Hoheit, dem Grossherzoge, Folgendes 
verordnet worden: 

Die reformirte, sowie die katholische dahiesige Kirche werden der 
lutherischen dadurch ganz gleichgestellt, dass auf alle die Normen des gemeinen 
Rechtes angewendet werden, nach welchen in gemischten Ehen die Kinder, ohne 
Unterschied des Geschlechtes, der Konfession des Vaters folgen, wenn nicht 
in den Eheverträgen vor Eingehung der Ehe, mit beiderseitiger Uebereinstimmung, 
etwas anderes über die religiöse Erziehung der Kinder festgesetzt ist. — Indem 
man die Allerhöchste Entschliessung, nach welcher in Zukunft in der hiesigen 
Residenz verfahren werden wird, hierdurch zur Kenntniss derjenigen, welche 
es angeht, bringt, bemerkt man zugleich, dass, da diese Allerhöchste Be- 
stimmung nicht mit rückwirkender Kraft versehen worden ist, diejenigen 
Uebereinkünfte, welche nach den Freiheitsbriefen getroffen werden konnten 
und getroffen worden sind, durch sie nicht aufgehoben worden sind. 

Darmstadt den 18. Juli 1825. Grossherzoglich Hessischer für das Fürsten- 
thum Starkenburg angeordneter Kirchen- und Schulrath. 


2. «rossherzogliche Verordnung vom 27. Febr. 1826 (RBl. S. 69) }). 
Da in Unserem Grossherzogthum in Ansehung der religiösen Erziehung 
der Kinder aus gemischten Ehen verschiedenerlei Statuten, Verordnungen und 





!) Wiederholt wurde der Versuch gemacht, diese Verordnung und besonders 
die vertragsmässige Festsetzung über die religiöse Erziehung zu beseitigen, so 
durch den Gesetz-Entwurf vom 9. Dezbr. 1862 und jenen vom 24. Mai 1877, 
(wörtlich wiederholt) vom 20. Novbr. 1878 (s. dieselben bei Schmidt, Kirchen- 
rechtliche Quellen des Grossherzogthums Hessen, Ergänzungsheft 8. 15 u. 18), 
allein die Annahme der Entwürfe scheiterte am Widerstand der ]. Kammer, 
welche am Vertragsrecht der Eltern festhielt. 
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Observanzen bestehen, deren nähere Bestimmungen aus den Verhältnissen einer 
blos tolerirten Kirche zu einer herrschenden erklärbar sind, Wir aber, nachdem 
Wir die völlige Gleichheit der christlichen Religionsparteien als verfassungs- 
mässigen Grundsatz ausgesprochen haben, die so verschiedenerleiartigen Be- 
stimmungen mit dem ausgesprochenen Grundsatze dieser Gleichheit unvereinbar 
finden, so haben wir desshalb schon früher in Bezug auf Unsere Residenz das 
Erforderliche verfügt, nunmehr aber beschlossen, allgemein Folgendes zu, 
verordnen :. 

Art. 1. Wenn nicht in gültigen, vor Eingehung der Ehe geschlossenen 
Eheverträgen etwas anderes über die religiöse Erziehung der Kinder aus ge- 
mischten Ehen festgesetzt worden ist, so sollen die Kinder, ohne Unterschied 
des Geschlechts, der Konfession des Vaters folgen. 

Art. 2. Bei den jetzt bestehenden gemischten Ehen bleiben die Statuten 
Verordnungen und unzweifelhaften Observanzen, welche bisher entschieden, 
insofern sie nicht durch ausdrücklichen Vertrag abgeändert worden sind, auch 
fernerhin entscheidend. 

Art. 3. Insoferne aber, in Gemässheit der nach Art. 2 entscheidenden 
Normen, den Eltern in Abänderung ihres Willens über die Religion ihrer 
Kinder nach eingegangener Ehe erlaubt war, müssen diejenigen, welche hiervon 
Gebrauch zu machen gedenken, ihren Willen bei den Behörden, welche zur 
Aufnahme von Eheberedungen berechtigt sind, von heute an binnen einem 
Jahre erklären, und soll alsdann die Erklärung, wenn ihre Freiwilligkeit nicht 
mit Grund bezweifelt werden kann, die religiöse Erziehung der Kinder reguliren. 


3. Ministerial-Reskript vom 26. Januar 1832, das Unterscheid- 
ungsjahr betr. !) 

In dem diesseitigen Grossherzogthum ist eine ausdrückliche, allgemeine 
Landesverordnung, durch welche bestimmt wurde, welches Lebensjahr als das 
Entscheidungsjahr hinsichtlich des Glaubensbekenntnisses anzusehen sei, nicht 
vorhanden. Nach der unverrückten Observanz, welche sich in dieser Hinsicht 
sowohl für die Protestanten als Katholiken seither gebildet hat, wird aber in 
dem hiesigen Grossherzogthum das erreichte vierzehnte Lebensjahr als 
Entscheidungsjahr hinsichtlich des Glaubensbekenntnisses angenommen; und es 
findet nur bei den auf der rechten Rheinseite gelegenen vormals Rheinpfälzischen 
Landestheilen eine Ausnahme statt, indem in diesen nach der pfälzischen Religions- 
deklaration von 1799 das zurückgelegte achtzehnte Lebensjahr als Entscheidungs- 
jahr gilt2), 


4. Ministerial-Reskript vom 6. Dezember 1842 über die Aus- 


führung der Allerh. Verordnung vom 27. Feb. 1826 (RBl. S. 548). 


Bei Anwendung des Art. 1 der Allerh. Verordnung vom 27, Febr. 1826 
ist bisher jede vor Eingehung der Ehe von Ehegatten verschiedener Konfession 





1) Köhler, Handbuch der kirchlichen Gesetzgebung des Grossherzogthums 
Hessen 4. Bd. S. 377; Schmidt, Arthur, Kirchenrechtl. Quellen des Gross- 
herzogthums Hessen, KErgänzungsheft S. 4. 

2) Das kursiv Gedruckte gilt nicht mehr; vgl. Schmidt, Austritt aus 
der Kirche S. 94, Anm. 214. 

26* 
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über die religiöse Erziehung ihrer Kinder abgeschlossene Uebereinkunft für 
giltig erachtet worden, wenn auch diese Uebereinkunft nicht in giltige Ehe- 
verträge aufgenommen war. Diese den Worten der Verordnung vom 18. Juli 1825 
und 27. Februar 1826 nicht entsprechende Auslegung hat manche Unzuträg- 
lichkeiten zur Folge gehabt, insbesondere nach mündlich getroffener Verab- 
redung eine oft bedenkliche Beweisführung durch Zeugen oder durch eidliche 
Bekräftigung der Ehegatten veranlasst. Da nun, nachdem die Verordnung vom 
27. Februar 1826 über 16 Jahre bestanden, der in Art. 1 derselben ausge- 
sprochene Grundsatz: 

„dass, wenn nicht in giltigen, vor Eingehung der Ehe geschlossenen 
Eheverträgen etwas anderes über die religiöse Erziehung der Kinder aus 
gemischten Ehen festgesetzt worden, die Kinder, ohne Unterschied des 
(seschlechts, der Konfession des Vaters folgen sollen,“ 

genügend zu Jedermanns Kenntniss gelangt ist, so wird in Beziehung auf alle, 
vom 1. Januar künftigen Jahres an zu schliessende Ehen jene die Ausnahme 
von der gesetzlichen Regel bezweckende Uebereinkunft nur dann berücksichtigt 
werden, wenn sie in einem nach den bürgerlichen Gesetzen giltigen Ehevertrage 
enthalten ist. 


5. Gesetz über Unterbringung jugendlicher Uebelthäter und 
verwahrloster Kinder. Vom 11. Juni 1887 (RBl. S. 88). 


Art. 8 Abs. 3. Sowohl bei Unterbringung in einer Familie als bei der- 
enigen in eine Anstalt ist auf die Konfession des Kindes Rücksicht zu nehmen 
und für ausreichenden Unterricht in der Religion desselben zu sorgen. 


6. Gesetz über die bürgerlichen Wirkungen des Austritts aus 
einer Kirche oder Religionsgemeinsehaft. Vom 10. Sept. 1878 
(RBl. S. 113). 


Art. 1. Der Austritt aus einer Kirche hat nur dann bürgerliche Wirkungen, 
wenn er unter Beobachtung der in diesem Gesetze bezeichneten Formen statt- 
gefunden hat. 

Art. 2. Der Uebertritt aus der einen Kirche zu einer anderen hat auch 
lortan die bürgerlichen Wirkungen des Austritts aus der ersteren schon dann 
wenn er in den für die Aufnahme in die letztere festgesetzten oder herkömm- 
lichen kirchlichen Formen erfolgt ist, jedoch mit der Massgabe, dass der Ueber- 
tretende, wenn er von der Beitragspflicht zu den finanziellen Lasten seines 
bisherigen Verbandes befreit werden will, noch die im gegenwärtigen Gesetze 
(Art. 3 Abs. 2. u. ff.) vorgeschriebene Form zu beobachten hat. 

Art. 3. Der Austritt aus einer Kirche, welcher nicht mit einem Uebertritt 
zu einer anderen Kirche verbunden ist, hat erst dann bürgerliche Wirkungen, 
wenn derselbe vom Austretenden in Person bei dem Gerichte seines Wohn- 
ortes (Einzelrichter) zu Protokoll erklärt worden ist. — Der Aufnahme dieser 
Austrittserklärung muss ein hierauf gerichteter Antrag vorausgehen. Derselbe 
ist durch das Gericht dem Vorstande der Kirchengemeinde, welcher der Antrag- 
steller angehört, ohne Verzug bekannt zu machen. — Nach Ablauf von vier 
Wochen seit jener Antragstellung kann die protokollarische Aufnahme der 
Austrittserklärung erfolgen. Ist dieselbe innerhalb längstens sechs Wochen 


g) Gesetze über rel. Kindererziehung u. Rel.-Wechsel: Ges. v. 10. Sept. 1878. 405 


seit der Antragstellung nicht abgegeben, so ist die letztere als nicht geschehen 
zu betrachten. — Abschrift des Protokolls über die Austrittserklärung ist dem 
Vorstande der seitherigen Kirchengemeinde des Ausgetretenen zuzufertigen und 
dem Letzteren auf Verlangen eine schriftliche Bescheinigung seines Austritts 
zu ertheilen. 

Art. 4. Die in Gemässheit des vorstehenden Artikels erfolgte Austritts- 
erklärung hat insbesondere die Wirkung, dass der Ausgetretene zu Leistungen, 
welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde - Angehörigkeit 
beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. Diese Wirkung tritt, im Fall der 
Austritt in der ersten Hälfte des Kalenderjahres erfolgt, mit dem Schlusse des 
Jahres, sonst aber mit dem Schlusse des auf die Austrittserklärung folgenden 
Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines ausserordentlichen Baues, dessen 
Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus 
der Kirche erklärt wird, festgestellt ist, hat der Austretende bis zum Ablauf 
des zweiten, auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenso beizu- 
tragen, als wenn er seinen Austritt nicht erklärt hätte. — Leistungen, welche 
nicht auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, 
werden durch jenen Austritt nicht berührt. 

Art. 5. Auf den Austritt aus der israelitischen Religionsgemeinde ohne 
gleichzeitigen Austritt aus dem Judenthum findet dieses Gesetz keine An- 
wendung. 

Art. 6. Was in den vorausgehenden Artikeln von dem Austritt aus einer 
Kirche oder dem Uebertritt zu einer Kirche bestimmt ist, gilt auch von dem 
Austritt aus bezw. dem Uebertritt zu einer mit Korporationsrechten versehenen 
Religionsgemeinschaft. 

Art. 7. Die Voraussetzung und der Umfang der bürgerlichen Wirkungen 
des Austritts aus einer nicht mit Korporationsrechten versehenen Religions- 
gemeinschaft sind nach den Satzungen derselben und nach den allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzen über Vereine (Gesellschaften) bezw. Genossenschaften 
zu beurtheilen. 

Art. 8. Für Kinder unter 14 Jahren kann die Anzeige des Austritts aus 
einer Kirche oder Religionsgemeinschaft in den Formen des gegenwärtigen 
Gesetzes von denjenigen Personen vollzogen werden, welchen die Bestimmung 
über religiöse Erziehung der betreffenden Kinder zusteht. — Bis zur vollendeten 
Schulpflicht müssen letztere aber jedenfalls an dem Religionsunterrichte einer 
der im Grossherzogthum bestehenden Kirchen- oder Religionsgemeinschaften 
theilnehmen oder nach Massgabe der Vorschriften des Art. 19 Abs. 2 des 
Schulgesetzes vom 16. Juni 1874 Religionsunterricht erhalten. 

Art. 9. Tritt Jemand aus einer Kirche oder aus einer mit Korporations- 
rechten versehenen Religionsgemeinschaft aus, ohne zu einer anderen Kirche 
oder zu einer anderen mit Korporationsrechten versehenen Religionsgemeinschaft 
überzutreten, und nehmen in diesem Falle Kinder des Ausgetretenen, die seiner 
Erziehungsgewalt unterworfen sind, in Folge der Bestimmungen des zweiten 
Absatzes des vorhergehenden Artikels, an dem von dem Geistlichen in der 
Volksschule ertheilten Religionsunterrichte der verlassenen Kirche oder Reli- 
gionsgemeinschaft Theil, so kann, solange dieses Verhältniss dauert, der 
Ausgetretene zu den finanziellen Lasten der verlassenen Kirche oder Reli- 
gionsgemeinschaft, deren Religionsuntericht die Kinder besuchen, wie ein 
Mitglied derselben herangezogen werden. 
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Art. 10. Für die Beschwerden wegen Zuziehung zu den in Art. 4 und 9 
erwähnten Leistungen finden die Bestimmungen Anwendung, welche für Be- 
schwerden wegen Zuziehung zu den Umlagen oder Ausschlägen der politischen 
Gemeinden gelten. Insoweit Hebregister für die kirchlichen Umlagen nicht 
offen gelegt worden sind, läuft die Beschwerdefrist vom Tage der Zustellung 
des Aufforderungszettels. 


Art. 11. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden älteren Bestimmungen, 
insbesondere die $$ 2, 3, 4 und 21 der Verordnung vom 23. Februar 1850, die 
Staatsaufsicht über neue Religionsgemeinschaften und über Versammlungen zu 
kirchlichen Zwecken betr., sind aufgehoben. 


VII. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen') im 
Königreich Sachsen. 


a) Verfassungsurkunde vom 4. September 1831 (GS. S. 241). 


III. Abschnitt. Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Unterthanen. 


S 32. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewissensfreiheit 
S 
und in dem bisher oder in dem künftig gesetzlich festzusetzenden 
Maasse Schutz in der Gottesverehrung seines Glaubens gewährt. 
$ 332). Die Mitglieder der im Königreiche aufgenommenen christlichen 
Kirchengesellschaften geniessen gleiche bürgerliche und politische Rechte. Alle 
andere Glaubensgenossen haben an den staatsbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maasse einen Antheil, wie ihnen derselbe vermöge besonderer Gesetze zukommt. 


IV. Abschnitt. Von dem Staatsdienste. 


S 41 (Abs. 3). Auf den Vorstand des Ministeriums des 
Kultus, welcher stets der evangelischen Konfession zugethan sein 
muss, in Gemeinschaft mit wenigstens zwei anderen Mitgliedern 
des Gesammtministeriums derselben Konfession, geht der bis- 
herige Auftrag in Evangelicis über. Zu seinem Wirkungskreise 
gehören die $ 57 bezeichneten Angelegenheiten aller Konfessionen. 


!) Hauptquelle ist die offizielle Sammlung: Codex des im Königreich 
Sachsen geltenden Kirchen- und Schulrechts. 3. Auflage. Im Auftrage des 
Kgl. Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts und des Evangelisch- 
Lutherischen Landeskonsistoriums bearbeitet und herausgegeben von Paul 
von Seydewitz. Leipzig, Tauchnitz, 1890. 


?) Dieser $ ist durch das Reichsgesetz vom 3. Juli 1869 (s. S. 190) auf- 
gehoben. 
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VI. Abschnitt. Von den Kirchen, Unterrichtsanstalten und milden 
Stiftungen. 


S 56. Nur den im Königreiche aufgenommenen oder künftig 
mittelst besonderen Gesetzes aufzunehmenden christlichen Kon- 
fessionen steht die freie öffentliche Religionsübung zut). — Es 
dürfen weder neue Klöster errichtet, noch Jesuiten oder irgend 
ein anderer geistlicher Orden jemals im Lande aufgenommen 
werden. 

S 57. Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen 
(jus circa sacra) die Aufsicht und das Schutzrecht über dieselben 
nach den diesfallsigen gesetzlichen Bestimmungen aus, und es 
sind daher namentlich auch die geistlichen Behörden aller Kon- 
fessionen der Oberaufsicht des Ministeriums des Kultus unter- 
geordnet. — Die Anordnungen in Betreff der inneren kirch- 
lichen Angelegenheiten bleiben der besonderen Kirchenverfassung 
einer jeden Konfession überlassen. Insbesondere wird die landes- 
herrliche Kirchengewalt (jus episcopale) über die Evangelischen, 
so lange der König einer anderen Konfession zugethan ist, von 
der $ 41 bezeichneten Ministerialbehörde ferner in dem seitherigen 
Maasse ausgeübt. 

$ 58. Beschwerden über Missbrauch der kirchlichen Gewalt 
können auch bis zu der obersten weltlichen Staatsbehörde ge- 
bracht werden. 

S 59. Die Kirchen und Schulen und deren Diener sind in 
ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen den Gesetzen 
des Staates unterworfen. 

S 60. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, sie mögen für den 
Kultus, den Unterricht oder die Wohlthätigkeit bestimmt sein, 
stehen unter dem besonderen Schutze des Staates, und das 
Vermögen oder Einkommen derselben darf unter keinem Vor- 
wande zum Staatsvermögen eingezogen oder für andere als die 
stiftungsmässigen Zwecke verwendet werden. Nur in dem Falle, 
wo der stiftungsmässige Zweck nicht mehr zu erreichen steht, 
darf eine Verwendung zu anderen ähnlichen Zwecken mit Zu- 
stimmung der Betheiligten und, insofern allgemeine Landes. 
Anstalten in Betracht kommen, mit Bewilligung der Ständeerfolgen 





!) Im Königreich Sachsen bestehen vier anerkannte christliche Kon- 
fessionen: die evangelisch-lutherische, die reformirte, die römisch-katholische 
und die deutsch-katholische. Diese allein sind zu der völlig freien und öffent- 
lichen Ausübung ihres Gottesdienstes, sowie der dazu gehörigen kirchlichen 
Befugnisse gleichberechtigt. 


u 
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b) Gesetze über die rechtliche Stellung der katholischen 
Kirche. 


1. Mandat, die Ausübung der katholisch-geistlichen Gerichts- 

barkeit in den hiesigen Kreislanden, und die @rundsätze zur 

Regelung der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und 

evangelischen Glaubensgenossen betr. Vom 19. Februar 1827 
(GES): 

Wir Friedrich August, von Gottes Gnaden König von Sachsen u. s. w. 
thun kund und zu wissen: Nachdem durch Unser Mandat vom 16. Februar 1807 
bekannt gemacht worden, dass hinfüro in Unserem gesammten Königreiche 
Sachsen die Ausübung des römisch-katholischen Gottesdienstes der Ausübung 
des Gottesdienstes der augsburgischen Konfessionsverwandten gänzlich gleich- 
gestellt werden, und die Unterthanen beider Konfessionen gleiche bürgerliche und 
politische Rechte ohne Einschränkung geniessen sollen, diese Gleichstellung auch 
durch den 16. Artikel der deutschen Bundes-Akte vom 8. Juni 1815 in allen 
Bundeslanden festgesetzt worden ist; so finden Wir für nöthig, über die Aus- 
übung der katholisch-geistlichen Gerichtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden 
und zur Regulirung der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und 
evangelischen Glaubensgenossen folgende, die gegenseitigen Grenzen bestim- 
mende, gesetzliche Vorschrift zu ertheilen: 

S 1. Das apostolische Vikariat allhier ist die oberste geistliche Behörde 
für die römisch-katholischen Glaubensgenossen in den vier Kreisen, und hat 
nebst dem ihm untergeordneten katholischen Konsistorium, die geistlichen 
Angelegenheiten und die geistliche Gerichtsbarkeit in Beziehung auf sie ebenso 
zu verwalten, wie solches von dem evangelischen Kürchenrath, resp. in Subordi- 
nation von den evangelischen wirklichen Geheimräthen, und den unter denselben 
stehenden Konsistorien !) hinsichtlich der Evangelischen geschieht. 

$ 2. Der jedesmalige apostolische Vikar hat, nach vorheriger Vorlegung 
des die ihm beschehene Delegation enthaltenden päpstlichen Schreibens, den 
Unterthanen- und Diensteid in Unsere Hände abzuleis'ten und dabei zur Be- 
obachtung der Landesgesetze bei der ihm aufgetragenen Verwaltung sich zu 
verpflichten. 

S 3. Die Bekanntmachung allgemeiner, entweder vom römischen Stuhle 
ausgehender, oder sonst vom Vikariate für nöthig zu befindender Anordnungen 
durch den Druck oder öffentlichen Anschlag soll ohne Unser landesherrliches 
“Vorwissen, und, nach Befinden, beigefügtes Placet nicht geschehen. — Auch 
behalten Wir Uns vor, in etwa vorkommenden Fällen, welche auf Unsere landes- 
herrliche Gerechtsame Einfluss haben können, und bei Beschwerden über Miss- 
brauch der von dem Vikariate auszuübenden geistlichen Gewalt, Selbst in 
geeignetem Maasse zu entscheiden. — Zum Behuf solcher Entscheidungen soll 
jedesmal über den in Frage befangenen Gegenstand von Unserem Geheimen 


!) An Stelle des evangelischen Kirchenrathes ist durch Gesetz vom 
15. April 1873 $ 1 ein Landeskonsistorium in Dresden eingesetzt, welches unter 
ÖOberaufsicht der mit der landesherrlichen Kirchengewalt betrauten, in Evan- 
gelieis beauftragten Staatsminister die Rechte der evangelisch-lutherischen 
Kirche zu wahren und deren Angelegenheiten zu leiten und zu verwalten hat. 


b) Gesetze über die Stellung der kath. Kirche: Mandat v. 19. Febr. 1827. 409 


Rathe mit dem apostolischen Vikar sich zuvor communicando vernommen, und 
in dessen Folge räthliches Gutachten darüber von Ersterem Uns eröffnet werden. 


» 24"). Zur Ausübung der katholisch-geistlichen Gerichtsbarkeit in der unteren 
Instanz wird ein katholisch geistliches Konsistorium niedergesetzt, welches mit drei 
geistlichen und zwei zur Verwaltung von Justizstellen nach der desfallsigen gesetz- 
lichen Vorschrift qualifieirten, weltlichen Beisitzern besetzt, bei dessen Expedition 
auch, ausser den sonst nöthigen Expedienten, ein zu Aktuariatsverrichtungen legiti- 
mirter Secretarius angestellt sein soll. 


$ 5. Die als geistliche oder weltliche Mitglieder bei genanntem Kollegio 
anzustellenden Personen hat Uns der apostolische Vikar, zu deren Anstellung, 
bei nicht vorhandenem Bedenken, vorhero zu ertheilenden landesherrlichen 
Bestätigung jedesmal in Vorschlag zu bringen. 


$ 6. Die sämmtlichen, sowohl geistlichen als weltlichen Beisitzer dieser 
Behörde, auch die bei ihr anzustellenden Subalternen, werden bei ihrer Ein- 
führung und Annahme mit dem Subjektions- und dem Diensteide belegt, haben 
auch, hinsichtlich der ihnen zukommenden Geschäftsführung, zur Beobachtung 
der Landesgesetze sich zu verpflichten. 


$ 7. In dem katholisch-geistlichen Konsistorio soll der vorsitzende Geist- 
liche den Titel „Präses“, die übrigen Beisitzer den Titel Konsistorial- Assessoren 
führen und Ersterer den Rang nach dem Direktor, Letztere den Rang nach den Asses- 
soren des Oonsistorü zu Leipzig haben?). — Der Gerichtsstand derselben ist, was die 
geistlichen Beisitzer anbelangt, nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Mandats, 
in Ansehung der weltlichen Assessoren aber und der Subalternen des Collegii, nur 
Dienstsachen ausgenommen, in Hinsicht deren sie sämmtlich unter dem Vicario 
stehen, nach den 22 18 und 19 des Mandats vom 18. März 1822 enthaltenen 
allgemeinen Vorschriften zu beurtheilen 3). 


S 8. Die an das katholisch-geistliche Konsistorium gerichteten Eingaben 
und andere Schriften mögen aussen: „An das Hochwürdige geistlich-katholische 
Konsistorium im Königreich Sachsen“, und innen „Hochwürdige Herren“ über- 
schrieben werden. An den Vikarius ist „Hochwürdigster Apostolischer Vikarius“ 
zu schreiben, und auf der Aussenseite des Schreibens der Titel: „An das Hoch- 
würdigste Apostolische Vikariat im Königreich Sachsen“ zu gebrauchen. 

S 9. Alles dasjenige, was von dem Üonsistorio ausgeht, ist von dem 
Präses oder vorsitzenden Konsistorial-Assessor zu unterschreiben und von dem 
Sekretario zu kontrasigniren. 





1!) Die geistliche Gerichtsbarkeit in Civil- und Ehesachen ist durch die 
späteren Gesetze aufgehoben. 

2) Den Mitgliedern des katholisch-geistlichen Konsistorium ist durch M.-E. 
vom 12. Novbr. 1840 statt des früheren "Titels der Charakter als „Konsistorial- 
rath“ mit Belassung des früheren Ranges beigelegt. Nach der Hofrangordnung 
vom 30. September 1862 haben der Präses des katholisch-geistlichen Kon- 
sistorium in der II. Klasse Nr. 17, ;die katholisch-geistlichen Konsistorialräthe 
in der IV. Klasse Nr. 6 und die Vikariatsräthe in der III. Klasse Nr. 12 
ihre Stelle. 

3) Der privilegirte oder exemte Gerichtsstand bestimmter Personen wurde 
durch Gesetz vom 28. Januar 1835 $ 1 und $ 11 aufgehoben; darum sind die 
$$ 11, 13, 17, 24, 27, 28, 31, 33 und 34 ıtheilweise) obsolet geworden. 


“ 
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Ss 10. Das Vikariat führt ein eigenes Siegel mit der Umschrift: „Aposto- 
lisches Vikariat im Königreiche Sachsen“; und das Konsistorium eines mit der 
Umschrift: „Geistliches katholisches Konsistorium im Königreiche Sachsen“. 

$ 11. In Verfassungssachen und in den bei denselben zu verhandelnden 
rein geistlichen Sachen, sowie in den von der Kognition der weltlichen Gerichts- 
höfe zu eximirenden Personal-Rechtssachen der katholischen Geistlichen, ist es aus- 
schliesslich dem apostolischen Vikariat subordinirt. 

$ 12. Dem Vikariate steht jedoch rücksichtlich der Verfassungssachen 
das Recht der Entscheidung nur insofern zu, als diese die innere Verfassung 
des Collegii angehen. Angelegenheiten, die auf die äussere Verfassung des- 
selben gegen andere Collegia und Behörden Bezug haben, sind, nach vorhero 
beim Geheimen Rathe, mit Zuziehung des apostolischen Vikars, über sie ange- 
stellter Erwägung, mittelst unterthänigsten Vortrags des Ersteren, den der 
Vikar mit zu unterschreiben hat, zu Unserer eigenen Decision zu stellen. 

2 15. Gegen die Erkenntnisse und Bescheide des Consistorü in denjenigen 
Rechtssachen, über welche der VWicarius apostolicus nach 2 11 in letzter Instanz zu 
entscheiden hat, mag zuerst die Läuterung stattfinden. Bei der Entschliessung 
darüber und dem dem Üonsistorio nachzulassenden Vorspruche derselben sollen, 
ausser den ordentlichen Mitgliedern des Collegü, noch zwei hierzu zu bestellende 
ausserordentliche Beisitzer, ein geistlicher und ein rechtserfahrener weltlicher zuge- 
zogen werden. 

$ 14. Zur Formirung der höchsten Appellations-Instanz in diesen Sachen 
wird ein Vikariats-Gericht niedergesetzt, welches, unter dem Vorsitze des 
Vicarii apostolici, aus zwei geistlichen Vikariatsräthen und drei weltlichen 
Räthen, Einem aus der Landesregierung, Einem aus dem Appellationsgerichte !) 
und Einem dazu besonders zu bestellenden weltlichen katholischen Vikariats- 
rathe bestehen soll. 

$ 15. In diesem Gerichte steht dem Vicario apostolico ein votum deci- 
sivum zu. 

$ 16. Von den Vikariatsräthen gilt, was die landesherrliche Bestätigung 
derselben, auch deren Vereidung und Gerichtsstand betrifft, das nämliche, was 
wegen dieser Gegenstände in Ansehung der Konsistorialbeisitzer oben ($ 6 
und 7) festgesetzt worden ist. Sie sollen den Rang unmittelbar nach den 
Öber-Konsistorialräthen 2) haben. 

2 17. In allen anderen, als den $ 11 genannten, bei dem katholischen Con- 
sistorio anhängig werdenden Rechtssachen, hat dasselbe auf eingewandte Appella- 
tionen, nach Verschiedenheit der in dem Mandate vom 13. Mai 1822 2 12 und J. 
angegebenen Fälle, resp. zur Landesregierung oder zum Appellationsgerichte zu 
berichten und die von daher erfolgenden Entscheidungen zu befolgen. 

$ 18. Die mit den höchsten Landeskollegien wegen geistlicher und kirch- 
licher Angelegenheiten nöthigen Kommunikationen sind, wie bei den Protestanten 
durch deren Kirchenrath, so in katholischen Sachen durch das Vikariat zu 
pflegen, an welches das katholische Konsistorium dessfalls zu berichten hat. 





!) Nach $ 11 Abs. 1 des Einführungsgesetzes vom 1. März 1879 zum 
G.-V.-G. vom 27. Januar 1877 sind jetzt Mitglieder des Oberlandesgerichtes 
oder Präsidenten der Landesgerichte zu berufen. 

2) Vgl. nota 2 der vorigen Seite. 
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Mit untergeordneten Collegiis soll das katholisch-geistliche Konsistorium in statu 
communicationis stehen. 


$ 19. Im den, nach der Anordnung des $ 11 und 12 ausschliesslich zur 
Entscheidung des katholischen Vikariats gehörenden Sachen sind die weltlichen 
Unterobrigkeiten sowohl von Seiten des Consistorii, als von dem Vikar selbst, 
nur per modum requisitionis zur Erzeigung der nöthigen Rechtshilfe zu veran- 
lassen, und es werden Unsere Beamten und die Patrimonial-Gerichtsobrigkeiten 
zu gebührender Befolgung dieser Requisitionen bierdurch angewiesen. In An- 
sehung aller übrigen zur Kompetenz des katholisch-geistlichen Consistorli ge- 
hörigen Sachen haben Wir dem Vicario apostolico und dem ihm untergebenen 
geistlichen Consistorio die Befugniss beigelegt, vorgedachten Unterbehörden 
Verordnungen und Aufträge zu ertheilen, und es sind ihnen daher letztere in 
dieser Beziehung subordinirt. Auch mag sich von dem Vikariate und dem 
Consistorio der Kreis- und Amtshauptleute zu Auftragsertheilungen in gleicher 
Weise, wie den protestantischen geistlichen Oberbehörden gestattet ist, be- 
dient werden. 


$ 20. In Fällen, wo die katholisch-geistliche Behörde dem von ihr beauf- 
tragten weltlichen Commissario einen geistlichen Konsistorial-Beisitzer oder 
Vikariatsrath beigegeben hat, mag die weltliche Behörde das Directorium 
actorum, der geistliche Mit-Kommissär aber das Direetorium commissionis 
führen. Wenn aber der geistliche Mit-Kommissär ein anderer als ein Kon- 
sistorial-Beisitzer oder Vikariatsrath ist, oder der weltliche Kommissär einen 
höheren Rang hat, als der geistliche, so ist dem weltlichen auch das Directorium 
commissionis zu überlassen. 


$ 21. Vorladungen und Auflagen erlässt das katholisch-geistliche Kon- 
sistorium, in Gemässheit der $ 19 gegebenen Bestimmungen, unmittelbar sowohl 
an die seiner Gerichtsbarkeit überhaupt unterworfenen geistlichen, als auch 
an weltliche Personen, welche seine Kompetenz bloss wegen der zu verhan- 
delnden geistlichen Sachen anzuerkennen haben. Jedoch hat es wegen der Insi- 
nuation an mittelbare Unterthanen, wie bei den protestantischen Konsistorien geschieht, 
die Patrimonial-Gerichte zu requiriren. 


$ 22. Dem katholisch-geistlichen Consistorio wird die Betreibung der 
in der Anlage A angegebenen Geschäfte übertragen. Es hat, wie die protestan® 
tischen, alle Gerechtsame eines öffentlich konstituirten Gerichtshofes z. B. das 
Recht bona vacantia einzuziehen, Geldstrafen und andere Gerichtsnutzungen, 
auch Gerichtssporteln, die letzteren nach einer noch besonders bekannt zu 
machenden Taxe, zu erheben, u. s. w. Die Erträge dieser Einnahmen sind zu 
einer bei dem Collegio einzurichtenden Kasse zu berechnen, und, soweit sie 
zureichen zu den Kosten der Gerichtsverwaltung und Bestreitung der damit 
verbundenen sogenannten Gerichtsbeschwerungen mit zu verwenden. 


$ 23. Dasselbe hat bei seinen Beschlüssen, Verordnungen und Ent- 
scheidungen, sowie in Absicht auf die Form des bei ihm stattfindenden Ver- 
fahrens, lediglich nach den Vorschriften der Landesgesetze sich zu achten, in 
soweit nicht entweder in Ehesachen die Dogmen der katholischen Kirche ent- 
gegenstehen, oder bei der Bestrafung kirchlicher Verbrechen der katholischen 
Geistlichen oder solcher Vergehungen katholischer Glaubensgenossen, welche 
mit Kirchenstrafen geahndet werden, die Vorschriften des kanonischen Rechtes 
zugleich von ihm in Obacht zu nehmen sind, 
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2 24. Die Einholung rechtlicher Erkenntnisse in den Fällen, wo es nicht 
selbst entscheiden will, ist ihm nur bei inländischen Dikasterien nachgelassen. 


$ 25. Nur solche Sachwalter, welche die Admission ad praxin juridicam 
von der Landesregierung erhalten haben, dürfen bei dem katholischen Consistorio 
zugelassen werden; und es ist, gleich den evangelischen Konsistorien der 
Beobachtung des Stempelgesetzes unterworfen. 


2 26. In Ansehung der auf nicht streitige Rechtsangelegenheiten sich be- 
ziehenden Gerichtshandlungen wird dem katholisch- geistlichen Oonsistorio gleiche 
Berechtigung wie den protestantischen beigelegt, und es ist daher zur Bevormundung 
kranker, abwesender oder verschwenderischer geistlicher Personen, zur Annahme 
gerichtlicher Rekognitionen von Seiten geistlicher Personen, und zur Regulirung 
der Verlassenschaften derselben, befugt. — In Absicht auf die Bestellung der 
Spezialvormünder zu einzelnen Rechtsangelegenheiten ist bei demselben nach der 
Vorschrift der Vormundschaftsordnung Kap. 20 2 7 sich zu achten. 


$ 27. Alle zum katholischen Klerus gehörige Personen ohne Unterschied 
der erhaltenen höheren oder niederen Grade der Weihe haben bei ihrer An- 
stellung als Geistliche im Lande den Unterthaneneid gegen Uns vor dem 
geistlichen katholischen Consistorio zu leisten. Sie sind für ihre Personen!) als- 
dann lediglich der Gerichtsbarkeit des geistlichen katholischen Consistorii, und, 
resp. in höherer Instanz, des apostolischen Vikariats unterworfen. — In den gegen 
sie vorfallenden Kriminal-Sachen hat das katholische Konsistorium in allen Fällen, 
wo nach den Landesgesetzen eine besetzte Gerichtsbank erforderlich ist, ein könig- 
liches Justizamt zur Führung der Untersuchung zu reqwiriren, und einen geistlichen 
Commissarius dazu zu delegiren. — Auch auswärtige katholische Geistliche sollen 
bei ihrem Aufenthalt in hiesigen Landen den, den allhier angestellten katholischen 
Geistlichen für ihre Person zugetheilten, privilegirten Gerichtsstand zu geniessen huben. 


2 28. Ausnahmen von diesem Grundsatze finden statt: 

1. In Civil-Sachen: a) Bei Real- und Provokations-, auch konnexen und 
überhaupt solchen Sachen, in welchen auch protestantische Geistliche, des ihnen 
zukommenden fori privilegiati ungeachtet, vor dem weltlichen Richter Recht zu nehmen 
haben. Doch darf der katholische Geistliche nicht unmittelbar von dem letzteren 
vorgeladen werden, sondern es ist das katholische Konsistorium um die Insinuation 
der Ladung zu ersuchen. 

b) Wenn ein katholischer Geistlicher sich freiwillig der Uebernahme einer 
Vormundschaft unterzieht, so steht er wegen dieses Amtes unter der vormundschaft- 
lichen Behörde, die ihn bestätigt hat. 

c) Wenn ein katholischer Geistlicher an einem von dem katholisch-geistlichen 
Gerichte entfernten Orte verstirbt, so ist die Versiegelung seines Mobiliarnachlasses 
von der Obrigkeit des Aufenthaltsortes zu besorgen, und dem Vikariate davon, wie 
solches geschehen, zur weiteren Anordnung und Besorgung Anzeige zu thun. 

2. In Kriminal- Sachen: Wenn wider einen katholischen Geistlichen auf 
Spezial-Inquisition oder Zuchthausstrafe oder Detention in einem Zuchthause erkannt 
und das Erkenntniss auf geführte Vertkeidigung nicht gemildert worden ist; so ist 
das fernere Verfahren gegen ihm den weltlichen Gerichten allein zu überlassen; 





1) Der privilegirte Gerichtsstand der Geistlichen ist aufgehoben; vgl. 
S. 409 n. 3. Damit sind auch die im folgenden $ 28 statuirten Ausnahmen 
unpraktisch geworden. 
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Wir müssten denn, die erkannte peinliche Strafe in eine nicht peinliche zu ver- 
wandeln, Uns bewogen finden. 


3. In Polizei- Sachen: Die weltliche Polizeibehörde mag gegen katholische 
Geistliche durch behindernde Massregeln einschreiten, auch mit der Arretur ver- 
Jahren, wenn ein sofortiges Eingreifen der polizeilichen Gewalt gegen sie, wegen 
der auf dem Verzuge haftenden Gefahr erforderlich wird; es ist jedoch der Arretirte 
nachher sofort dem katholisch-geistlichen Consistorio, behufs weiteren Verfahrens 
gegen ihn, zu überliefern. 

$ 29. Katholische Schullehrer 1) und niedere, bei dem katholischen Kultus 
angestellte Kirchendiener haben nur in Beziehung auf ihre Amtsverrichtungen, 
Todtengräber, Hospitalverwalter und Hospitalleute nur in Ansehung der die 
Disziplin und die Verfassung der Institute angehenden Sachen einen privi- 
legirten persönlichen Gerichtsstand vor dem katholisch-geistlichen Gerichte. 


$ 30. Die bei den katholischen Geistlichen in Diensten stehenden Per- 
sonen sind demselben nicht unterworfen. 


2 31. Wenn gegen die in Kriminal- oder Polizeisachen von dem katholischen 
Oonsistorio gegen die seiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen publizirten 
Urtheile oder Decisa Vorstellungen einkommen, so soll die nöthige anderweite Ent- 
scheidung jedesmal von einem Dicasterio hiesiger Lande eingeholt werden. 


$ 32. Alle Glaubens- und Gewissenssachen, welche katholische Glaubens- 
genossen angehen, alle religiösen Handlungen, die zum katholischen Kultus 
gehören; alle die katholische Kirchendisziplin und den katholischen Religions- 
Unterricht betreffende Sachen, gehören als rein geistliche Sachen ausschliessend 
zur Kompetenz des katholisch-geistlichen Consistorii. 


2 33. Die Untersuchung und Bestrafung von Exzessen, welche in katholischen 
Kirchen während der gottesdienstlichen Handlungen vorfallen, sind zwar zur 
Kompetenz des katholischen Consistorü zu ziehen; es hat jedoch dieses die Ent- 
scheidung darüber in letzter Instanz, ausgenommen, wenn der Exzedent ein katho- 
lischer Geistlicher sein sollte, der landesherrlichen Appellationsbehörde anheimzustellen. 


2 34. Katholische Kirchen und Schulgebäude, katholische .Gottesäcker und 
die zur Zeit der Publikation gegenwärtigen Mandates vorhandenen katholischen 
Hospitäler, mit den etwa dazu gehörigen Grundstücken, sollen der Realgerichts- 
barkeit des katholisch-geistlichen Oonsistorii unbedingt unterwiesen sein. In An- 
sehung der zu neuen, etwa künftig für Katholiken errichteten, milden Stiftungen 
gehörenden Grundstücke aber ist die Zuständigkeit der Realgerichtsbarkeit von der 
jedesmaligen besonderen Verleihung abhängig. 


$ 35. Auch sind diesem Consistorio alle zu religiösen und milden Zwecken 
bei den katholischen @emeinden bestimmte Gegenstände, als: Stiftungen für 
Kirchen, zu Messen, Schulen und Hospitälern, auch Begräbniss- und Armen- 
Stiftungen für katholische Glaubensgenossen, und die darauf Bezug habenden 
Angelegenheiten unterworfen. 


$ 36. Ein kirchliches Asylrecht findet in hiesigen Landen nicht statt. 





1) Die katholischen Volksschullehrer unterstehen bezüglich ihrer Amts- 
verrichtungen den weltlichen Schulbehörden unter Oberaufsicht des Kultus- 
ministeriums; s. Allerh. Verord. vom 25. August 1874 (zur Ausführung des 
Volksschulgesetzes von 1873) $ 68. 
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2 371). Im Ehe- und Sponsaliensachen tritt die Kompetenz des katholisch- 
geistlichen Consistorüi ein, wenn der Beklagte katholisch ist. 

2 38. Der sonst geltende Grundsatz, dass die Ehefrau dem Gerichtsstand 
ihres Mannes zu folgen habe, findet hierbei keine Anwendung. 

2 39. Bei Sponsalienklagen, wenn die Verlobten verschiedenen Religions- 
bekenntnisses sind, soll in der Regel diejenige Partei, welche von dem in Frage 
stehenden Ehegelöbnisse zurücktreten will, als Beklagter angesehen werden; wenn 
aber beide Theile zurücktreten wollen, und die Auflösung des Gelöbnisses verlangen, 
letztere vor den geistlichen Richter der Braut gehören. 

£ 40. Wenn in einer vor dem katholisch-geistlichen Gerichte anhängig wordenen 
Sponsalienklagsache die Klägerin den Eheanspruch fallen lässt, so soll der Prozess 
demohngeachtet bei sothanem Gerichte von ihr im Uebrigen fortgestellt, und daselbst 
in gleicher Weise, wie solches den protestantischen Konsistorien gestattet worden, 
über den Alimentations- und Dotationspunkt rechtsverbindlich entschieden werden 
können. 

2 41. Blosse Schwängerungs- und Alimentations-Klagen gehören nicht vor 
das geistliche Gericht. 

2 42. In Ansehung der Civil-Incidentpunkte oder des Gerichtsstandes ex 
connexitate causarum, steht dem katholisch-geistlichen Uonsistorio gleiche Befugnis, 
wie den protestantischen Konsistorıen zu. 

8 43. Den in der Appellationsinstanz, zur ausschliesslichen Kognition des 
apostolischen Vikariats gehörigen, rein geistlichen Sachen sind die vor dem katholisch- 
geistlichen Oonsistorio anhängig gemachten Sponsaliensachen nur dann beizuzählen, 
wenn ein Öffentliches Eheverlöbniss stattgefunden hat. 

244. Zu gültigen Eheversprechungen ist auch, in Ansehung der dem römisch- 
katholischen Glaubensbekenntnisse zugethanen Unterthanen, die Einwilligung der 
noch lebenden Eltern, oder resp. Grosseltern, schlechterdings erforderlich, und solches 
sowohl von dem katholischen Pfarrer vor dem Aufgebote und der Trauung, als auch 
vor dem katholisch-geistlichen Consistorio bei den in Sponsaliensachen zu fällenden 
Erkenntnissen, gehörig in Obacht zu nehmen. 

g 45. LUeberhaupt haben die katholischen Pfarrer, in Ansehung des Auf- 
gebotes und der Trawung, nach den allgemeinen Bestimmungen der Sächsischen 
Ehe-Rechte, wie solche in dem den Ffarrern Augsburgischer Konfession unterm 
15. Januar 1808 (Cod. Aug. III Forts. Th. I S. 165 u. f.) vorgeschriebenen 
Regulative zusammengestellt worden sind, ebenfalls sich zu achten, und sie sind‘ 
desfalls mit angemessener Anweisung durch das apostolische Vikariat besonders 
versehen worden. 

2 46. Verlobte, von welchen der eine Theil dem evangelischen, der andere 
dem römisch-katholischen Glaubensbekenntnisse zugethan ist, sind (nur den Fall 
ausgenommen, da beide von Adel wären, und daher des den Personen vom Adel- 
stande observanzmässig zustehenden Privilegii der Befreiung vom Aufgebote prote- 
stantischerseits zu geniessen hätten) in den Kirchen beider Konfessionen, und zwar 
in den Kirchspielen, wohin sie eingepfarrt sind, oder resp. in deren Bezirke sie 
sich wesentlich aufhalten, das heisst, sich entweder häuslich niedergelassen, oder 
ihre Eltern noch am Leben haben, auch wenn sie sich an einem anderen Orte, als 





1) Die $$ 37—50 sind durch das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über 
die Eheschliessung grösstentheils beseitigt. 
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wo ihre Eltern wohnen, häuslich niedergelassen haben, sowohl in jenem, als in 
diesem zu dreien Malen öffentlich aufzubieten. — An Orten, wo sich keine 
katholische Kirche befindet, muss das Aufgebot der Verlobten, auch bei Ehen zwischen 
Katholiken in den protestantischen Pfarrkirchen, in deren Bezirk sie wohnen, geschehen. 

2 471). Von den Pfarrern, welche das Aufgebot zu veranstalten haben, ist 
vorhero sorgfältig zu untersuchen, ob nicht nach den Grundsätzen ihrer Kirche, 
der Vollziehung des Ehegelöbnisses zwischen den beiden Verlobten ein rechtliches 
Hinderniss entgegenstehe; und es darf, bevor solches nicht beseitigt, oder in dispen- 
sabelen Fällen von dem Theile, auf dessen Seite es sich findet, die Dispensation 
seiner geistlichen Behörde glaubhaft beigebracht worden, mit dem Aufgebote nicht 
verfahren werden. 

& 48. Der Pfarrer, von welchem die Trauung solcher Verlobten vollzogen 
werden soll, hat sie nicht eher zu verrichten, als bis entweder, dass das dreimalige 
Aufgebot öffentlich geschehen, und kein Einspruch erfolgt sei, von beiden Theilen 
durch pfarrliche Zeugnisse nachgewiesen worden ist, oder sie (jeder der Verlobten 
von seiner geistlichen Behörde) die ihnen bewilligte Dispensation davon beigebracht 
haben. In diesem letzteren Falle ist die resp. von dem katholischen Thheile nach 
Vorschrift der kanonischen Rechte, durch wirkliche Eidesleistung, von dem evan- 
gelischen Theile, nach dem protestantischen Eherechte, durch Handschlag an Eides 
statt zu ertheilende Versicherung, dass er sich mit einer dritten Person in Ehe- 
Verbindlichkeit nicht eingelassen habe, abzunehmen. Es soll aber diese Versicherung 
bei Verlobten verschiedenen Glaubensbekenntnisses von jedem vor seiner geistlichen 
‚Behörde abgelegt werden. 

2 49. Können Ausländer wegen der Verfassuny ihres Vaterlandes, oder 
sonstiger, schwerlich zu hebender Hindernisse halber, weder Taufzeugnisse erhalten, 
nach an dem Orte ihrer Geburt aufgeboten werden, oder sonst zu wissen nöthige 
Umstände nicht bescheinigen, so ist bei der geistlichen Behörde der Konfession, zu 
welcher sie sich bekennen, wegen der Zulassung derselben zur eidlichen Bestärkung 
ihrer Angaben, anzufragen; auch hat diese Behürde, ob und wo die desfallsige 
Eidesleistung geschehen solle, zu bestimmen, und erst nach erfolgter und nachge- 
wiesener Eidesleistung ist mit der Trauung zu verfahren. 

2 50. Die Kompetenz der Parochei in Ansehung der Trauung wird durch 
die Konfession der Braut bestimmt; jedoch steht den Verlobten verschiedener Kon- 
Session frei, gegen Entrichtung der gewöhnlichen Gebühren an die Geistlichkeit der 
Braut, sich von dem Pfarrer des Bräutigams trauen zu lassen. 

2 51. Wenn wider die Trauung zweier Verlobten verschiedener Konfession 
Widerspruch geschieht, oder Appellation eingewendet wird, so ist das Anbringen 
bei der geistlichen Behörde der Braut einzureichen, von dieser aber der geistlichen 
Behörde des anderen Verlobten davon sofort Nachricht zu geben. 

252. Wir tragen Bedenken, durch gesetzliche Bestimmungen über das 
Religions-Bekenntniss, in welchem Kinder von Personen verschiedenen Glaubens- 
Bekenntnisses getauft und erzogen werden sollen, den Eltern oder anderen Personen, 
die für die Erziehung solcher Kinder zu sorgen verpflichtet sind, einen Zwang 
aufzulegen. Es bleibt also die Entscheidung hierüber lediglich der Uebereinkunft 
und Anordnung der Eltern, bei unehelichen Kindern der Mutter allein, die auch 
nach deren Ableben zu befolgen ist, oder, wenn die Eltern ohne eine solche Ueber- 





ı) Die $$ 47, 50, 51, 52 und 55 sind im Eingang des Gesetzes vom 
1. November 1836 ausdrücklich aufgehoben worden. 
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einkunft oder Anordnung zu treffen, verstorben sein sollten, denjenigen überlassen, 
die überhaupt für die Erziehung dieser Kinder zu sorgen haben. 

$ 53. Unter keinem Vorwande ist Personen verschiedener Konfession, 
die sich zu ehelichen gesonnen sind, ein Angelöbniss wegen der künftigen 
religiösen Erziehung der in ihrer Ehe zu erzeugenden Kinder abzufordern. 

$S 54. Unregelmässigkeiten, welche, vorstehenden Vorschriften zuwider 
die Verlobten, oder die sie aufbietenden und trauenden Geistlichen, sich zu 
Schulden bringen, sind ernstlich zu ahnden. 

2 55. Die Taufe der in einer gemischten Ehe erzeugten Kinder steht dem- 
jenigen Geistlichen zu, in dessen Konfession dieselben, nach der Uebereinkunft der 
Eltern unterrichtet werden sollen. 

8 56. Wırd an Orten, wo kein öffentlich angestellter katholischer Geistlicher 
ist, die Taufe eines in der katholischen Konfession künftig zu erziehenden Kindes, 
auf Verlangen der Eltern, von dem evangelischen Pfarrer verrichtet, so sind diesem 
dafür die gewöhnlichen Gebühren zu entrichten. 

2 57. Verrichtet sie dagegen ein benachbarter katholischer Geistlicher, so 
ist die erfolgte und mit offiziellen Zeugnissen zu belegende Handlung dem evan- 
gelischen Pfarrer des Ortes, wo die Eltern ihren Aufenthalt haben, zur Eintragung 
in das Kirchenbuch des Kirchspiels, gegen die Gebühr, anzuzeigen. 

g 581). In Betreff des Schulunterrichtes sind an Orten, wo es sowohl katho- 
lische als evangelische Schulen gibt, die Kinder katholischer Eltern durchaus an 
jene, die Kinder evangelischer Eltern aber ebenso an diese zu verweisen. Unter 
keinem Vorwande dürfen an solchen Orten Kinder katholischer Eltern in die evan- 
gelische Schule und die Kinder evangelischer Eltern in katholische Schulen auf- 
genommen werden. 

859. Nur in Hinsicht der gelehrten Schulen soll hierin eine Ausnahme 
stattfinden, und auch den Kindern verschiedener Konfession, nach erhaltener Ge- 
nehmigung der Schulvorsteher, verstattet sein, als Extraner an dem Unterrichte in 
Sprachen und Wissenschaften theilzunehmen. 

2 60. An denjenigen Orten, wo keine katholische Schule vorhanden ist, 
sollen die daselbst lebenden Katholiken ihre Kinder in die protestantische Orts- 
schule zu schicken zwar nicht verbunden sein, ihnen jedoch freistehen gegen Ent- 
richtung des Schulgeldes sie an dem darin zu empfangenden Unterrichte, nur den 
Religionsunterricht ausgenommen, theilnehmen zu lassen. 

£ 61. Wenn bei gemischten Ehen der evangelische Theil gegen seinen katho- 
lischen Ehegatten vor dem katholischen Consistorio eine Scheidungsklage angestellt 
hat, und von dieser Behörde in Fällen, wo, nach den Prinzipien des evangelischen 
Eherechtes, die gänzliche Scheidung statthaben konnte, den Grundsätzen der katho- 
lischen Kirche gemäss, nur auf lebenslängliche Separation erkannt worden ist; so 
mag dem in dieser Weise geschiedenen evangelischen Ehegatten die Schliessung einer 
anderweiten Ehe vor dem evangelischen Bezirks-Üonsistorio, insofern dieses seiner- 
seits keinen Anstand dabei findet, gestattet werden. 

2 62. Den katholischen Glaubensgenossen aber ist die Verehelichung mit 
geschiedenen Ehegatten evangelischen Bekenntnisses, so lange der andere Ehegatte 





1) Die Bestimmungen in den 3$ 58—60 über die Schulen sind durch das 
Volksschulgesetz am 6. Aug. 1873, $ 6 und das Gesetz über dıe &ymnasien, 
Realschulen und Seminarien vom 22. August 1876 resp. Verordnung vom 
29. Januar 1877 Nr. 7 veraltet. 
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lebt, nicht gestattet, und sie mögen daher weder von katholischen noch von evan- 
gelischen Pfarrern in den hiesigen Landen mit einander verlobt, aufgeboten oder 
kopulirt werden. 

$ 63. Die Beerdigung verstorbener römisch-katholischer Glaubensgenossen 
bleibt an den Orten, wo deren Gemeinde einen eigenen Geistlichen und einen 
eigenen Begräbnissplatz hat, lediglich der Veranstaltung ihrer geistlichen 
Behörde überlassen. Ausserhalb solcher Orte aber bewendet es bei der unterm 
5. Juli 1811 (Cod. Aug. III. Forts. Th. I. S. 146) an die erbländischen geist- 
lichen Behörden erlassenen Generalverordnung, mit der Erläuterung, dass, im 
Falle des stillen Begräbnisses, keine Stolgebühren, sondern nur die Kosten des 
Begräbnissplatzes und der Grube zu bezahlen sind. : 

$ 64. Die Kirchenbücher der römisch-katholischen Gemeinden, worin alle 
Trauungs-, Tauf- und Beerdigungs-Handlungen aufzuzeichnen sind, haben gleiche 
rechtsgültige Glaubwürdigkeit, wie die Kirchenbücher der Gemeinden der anderen 
christlichen Konfession, sind aber auch den ergangenen gesetzlichen Vorschriften 
gemäss einzurichten. 

$ 65. Die von der evangelisch-lutherischen Kirche gegen die römisch- 
katholischen Glaubensgenossen sonst verfassungsmässig ausgeübten Parochial- 
Zwangsrechte fallen für die Zukunft allenthalben hinweg; jedoch in Hinsicht 
der auf Grundstücken etwa haftenden Parochial-Lasten bewendet es bei der 
zeitherigen Verbindlichkeit. 

Nach vorstehendem Mandate, welches von den obrigkeitlichen Behörden 
in Gemässheit des Generalis vom 13. Juli 1796, und des Mandates vom 
9. März 1818 bekannt zu machen ist, haben sich alle geistliche und weltliche 
Behörden, sowie Alle, welche es angeht, gebührend zu achten, und daran 
Unseren Willen und Meinung zu vollbringen. 


A. Uebersicht der dem katholisch - geistlichen Consistorio über- 
tragenen Geschäfte. 


1. Die Vorschlagung der in der Seelsorge anzustellenden katholischen 
Geistlichen. 

2, Die Vereidung der neu angestellten Geistlichen. 

3. Die Aufsicht über den Lebenswandel und die Amtsführung der Geist- 
lichen und die darauf Bezug habenden Zurechtweisungen und Bestrafungen, 
In Fällen, wo nach dem Ermessen des Consistori, eine blosse Zurechtweisung 
nicht hinreicht, hat dasselbe zuvörderst Vortrag an das apostolische Vikariat 
zu erstatten. 

1.) Die Personalsachen der Geistlichen in erster Instanz. 

. Die Bevormundung kranker, abwesender und verschwenderischer Geistlichen. 
. Die Annahme der letztwilligen Verordnungen der Geistlichen. 

. Die Regulirungen der Verlassenschaften der Geistlichen. 

. Die Prüfung der, von den zu weltlichen Beisitzerstellen im Consistorio 
sich meldenden Personen zu fertigenden Probearbeiten. 


9. Die Aufsichtsführung über die der katholischen Theologie sich widmen- 
den Jünglinge. 


A 


oO 1 a a 





1) Die Nr. 4—7 sind durch Aufhebung des privilegirten Gerichtsstandes 
beseitigt. 
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10. Die Vereidung der katholischen Schullehrer \), weltlichen Kirchendiener 
und Todtengräber. 

11. Die Aufsicht über die katholischen Schulen !), Gottesäcker und milden 
Stiftungen; das Josephinische Stift und die damit verbundene Burkersrodaische 
Fräuleinstiftung, imgleichen das Friedrichstädter Krankenstift ausgenommen, 
welche unter alleiniger Direktion des jedesmaligen Vicarii apostolici verbleiben. 

12. Die Zurechtweisung und Bestrafung der Schullchrer !), weltlichen 
Kirchendiener und Todtengräber, ingleichen der bei den, dem Consistorio unter- 
geordneten, milden Stiftungen angestellten Personen, wegen geringer Disziplinar- 
vergehen. Bei Bestrafungen ist jedoch zuvörderst Vortrag an das apostolische 
Vikariat zu erstatten. 

13. Die Aufrechthaltung der kirchlichen Gesetze, in soweit nicht von 
deren Befolgung dispensirt worden ist, zu welchem Behufe das Konsistorium 
von allen diesfallsigen Dispensationen in Kenntniss gesetzt werden wird. 

14. Alle Glanbens- und (sewissenssachen in erster Instanz. 

15.2) Die Befugniss, Haustaufen zu erlauben. 

16. Die Ehe- und öffentlichen Sponsaliensachen in erster Instanz. 

17. Die Abnahme der Ledigkeitseide. 

18. Die Kognition über die, gegen die beim Consistorio publizirten Erkennt- 
nisse, welche in der höheren Instanz vor das Vikariatsgericht gehören, eingewendeten 
Läuterungen, in dem im 2 13 des Mandats bestimmten Maasse. 

19. Die Zensur der katholisch-geistlichen Schriften. 

20. Die vierteljährige Einreichung tabellarischer Anzeigen an das aposto- 
lische Vikariat, über die bei dem Consistorio eingegangenen Sachen und deren 
Erledigung. 

21. Die Einreichung einer Anzeige an das Vikariat bei jedem Jahres- 
schlusse über die im verwichenen Jahre erledigten oder unerledigt gebliebenen 
Gegenstände. 


2. Gesetz, die Ausübung des staatlichen Oberaufsichtsrechtes 
über die kath. Kirche im Königreich Sachsen betreffend. Vom 
23. August 1876 (GVBl. S. 335). 

$ 1. Verordnungen der katholisch - geistlichen Behörden dürfen. nichts 
enthalten, was den Gesetzen des Staates oder den auf Grund derselben von 
den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen widerspricht. 

$ 2. Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ausschliesslich und allein 
dem Gebiete der inneren kirchlichen Angelegenheiten angehören, sind vor der 
Verkündung der Staatsregierung vorzulegen 5). — Als Verordnungen allgemeinen 





1) Die Bestimmungen über die Lehrer und Schulen in Nr. 10—12 sind 
aufgehoben, vgl. Seite 413 n. 1. 

2) Durch Verordnung vom 28. Mai 1850 über die Taufen wurden die 
Haustaufen überhaupt freigegeben. 

3) Nach einem Schreiben des Kultusministers vom 14. August 1876 an 
den Apostolischen Vikar sollen dergleichen Erlasse dem Ministerium so recht- 
zeitig vorgelegt werden, dass dasselbe, wenn jene seiner Ansicht nach etwa 
dem $ 3 des Gesetzes zu unterstellen wären, noch rechtzeitig vor Verkündung 
die landesherrliche Genehmigung einholen könnte; dagegen werde die landes- 
herrliche Genehmigung zu kirchlichen Erlassen in inneren Angelegenheiten 
fortan wegfallen; s. Seydewitz, Codex 8. 680 n. 3. 
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Inhalts im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen anzusehen, welche die Geist- 
lichkeit oder die Diözesanen im Bezirke der verordnenden Behörde insgesammt 
angehen. 

$ 3. Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ganz oder theilweise, 
sei es auch nur mittelbar, in staatliche oder bürgerliche Verhältnisse eingreifen, 
bedürfen zu ihrer Verkündung der landesherrlichen Genehmigung und sind 
daher dem Könige vorzulegen. — Die Vorlegung erfolgt durch das Ministerium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts, welches in der hierauf zu erlassenden 
Verfügung ausdrücklich zu bemerken hat, dass das Placet ertheilt worden sei. 
-—— Die Genehmigung wird ertheilt werden, wenn sie vom staatlichen Gesichts- 
punkte unbedenklich ist. — Die Genehmigung ist in der Verordnung zu bekunden. 
— Die Genehmigung gilt so lange, als sie nicht durch neue Anordnungen ausser 
Kraft gesetzt wird. — Verordnungen im Sinne Abs. 1, welche ohne landes- 
herrliche Genehmigung verkündet oder angewendet werden, sind rechtlich 
unwirksam. 

$ 4. Erlasse des römischen Stuhles jeder Art dürfen im Königreiche nur 
von den inländischen katholisch-geistlichen Behörden und nur nach Massgabe 
der Bestimmungen in $$ 1, 2 und 3 verkündet und angewendet werden. 

$ 5. Ueber Zweifel bei Anwendung der $$ 1 bis 4 entscheidet die Staats- 
Regierung. 

$ 6. Dem Könige steht zu, in den katholischen Kirchen des Königreichs 
Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen, und vorbehältlich der besonderen Ein- 
richtungen des katholischen Gottesdienstes, über die Art solcher Feierlichkeiten 
zu bestimmen. 

$ 7. Als Straf- oder Zuchtmittel dürfen von der katholischen Kirche 
oder deren Organen nur solche angedroht, verhängt, vollzogen oder verkündet 
werden, welche dem rein religiösen Gebiete angehören oder die Entziehung 
eines innerhalb der Kirche wirkenden Rechts oder die Ausschliessung aus der 
Kirche betreffen. — Straf- oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, Freiheit 
oder bürgerliche Ehre sind unzulässig. 

$ 8. Von den kirchlichen Straf- oder Zuchtmitteln darf niemals zu dem 
Zwecke Gebrauch gemacht werden, die Befolgung der Staatsgesetze oder der 
auf Grund derselben von den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen 
oder die freie Ausübung staatsbürgerlicher Rechte zu hindern. 

$ 9. Gegen Verletzung eines Staatsgesetzes durch Missbrauch der kirch- 
lichen Straf- und Zuchtgewalt hat die Staatsregierung von Amtswegen einzu- 


schreiten. — Auch im Falle erhobener Beschwerde hat sich die Staatsregierung 
auf Prüfung und Entscheidung vom Standpunkte des Staatsgesetzes zu be- 
schränken. — Die Staatsregierung darf provisorische Verfügungen treffen, wenn 


der Missbrauch der kirchlichen Straf- und Zuchtgewalt ein Civil- oder Straf- 
verfahren begründet. 

$ 10. Die Kirche darf zu Vollziehung ihrer Straf- oder Zuchtmittel niemals 
äusseren Zwang anwenden. 

$ 11. Von den Staatsbehörden dürfen Disciplinarstrafen wider Geistliche 
oder andere Kirchendiener vollstreckt werden, wenn die Strafe von der zustän- 
digen inländischen Behörde erkannt worden, dem Erkenntnisse ein geordnetes 
Verfahren vorausgegangen, und die Strafe vom staatlichen Gesichtspunkte nicht 
zu beanstanden ist. — Jede, auf zeitweilige oder gänzliche Entfernung aus dem 
Amte lautende Disciplinarentscheidung ist der Staatsregierung sofort anzu- 
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zeigen. Der Anzeige ist Abschrift des Erkenntnisses und der Entscheidungs- 
gründe beizufügen. 

$ 12. Zur Führung kirchlicher Diseiplinaruntersuchungen dürfen Staats- 
behörden mitwirken, wenn im gegebenen Falle vom staatlichen Gesichtspunkte 
kein Bedenken begründet ist. — Personen, welche nicht der katholischen Geist- 
lichkeit angehören, dürfen nur von der Staatsbehörde abgehört oder vernommen 
werden. 


$ 13. Ein Geistlicher oder anderer Kirchendiener, welcher rechtskräftig 
zu Zuchthausstrafe oder dem Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem 
der öffentlichen Aemter verurtheilt worden ist, ist von der ihm vorgesetzten 
kirchlichen Behörde seines Amtes zu entsetzen. — Für alle staatlichen Be- 
ziehungen hat eine solche Verurtheilung die Erledigung der Stelle, die Un- 
fähigkeit zur Ausübung des geistlichen Amtes und den Verlust des Amtsein- 
kommens von Rechtswegen zur Folge. 

$ 14. Ausser dem Falle einer Verurtheilung im Sinne $ 13 kann die 
Staatsregierung die Amtsentlassung eines Geistlichen oder anderen Kirchen- 
dieners verlangen, wenn sich derselbe wiederholt grober Verletzung der auf 
sein Amt oder seine geistlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Vorschriften 
der Staatsgesetze oder der auf Grund derselben von den zuständigen Behörden 
erlassenen Anordnungen schuldig macht, und in dessen Folge sein ferneres 
Verbleiben im Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich erscheint. — Wird 
diesem Verlangen nicht in angemessener Frist von der katholisch-geistlichen 
Behörde gefügt, so kann die Staatsregierung für alle staatlichen Beziehungen 
die Stelle mit den in $ 13, Abs. 2 gedachten Wirkungen für erledigt erklären. 

$ 15. Unabhängig von der kirchlichen Disciplinargewalt besteht das 
Befugniss der Staatsregierung, einem Geistlichen oder anderen Kirchendiener 
die ihm vermöge Gesetzes oder besonderen Auftrags übertragenen staatlichen 
Geschäfte zu entziehen und einem Anderen zu übertragen. 

$ 16. Kirchliche Streitigkeiten in allen äusseren Angelegenheiten der 
katholischen Kirche sind von den desshalb im Lande bestehenden Behörden 
und nach den Landesgesetzen, soweit diese darauf Anwendung leiden, zur 
Erledigung zu bringen und dürfen unter keinerlei Vorwande, auch nicht im 
Instanzenzuge, ausserhalb des Landes und vor auswärtigen Richtern ver- 
handelt werden. 


$ 17. Die Räthe des Vikariatsgerichtes, mit Ausnahme der aus dem 
Oberappellationsgerichte!) zu deputirenden, dessgleichen die Mitglieder des 
katholisch-geistlichen Konsistoriums werden auf Vorschlag des apostolischen 
Vikars und auf Vortrag der Staatsregierung vom Könige bestätigt. — Von 
Staatswegen wird erfordert, dass der Anzustellende die Staatsangehörigkeit im 
Königreiche Sachsen und diejenige besondere Befähigung besitzt, welche für 
aiese Aemter in den Staatsgesetzen vorgeschrieben ist. — Zu Ernennung des 
untergeordneten Personals bei dem apostolischen Vikariat ist der apostolische 
Vikar, und bei dem katholisch-geistlichen Konsistorium der Präses desselben 
auch fernerhin beauftragt. — Die Mitglieder und alle übrigen Angestellten der 
katholisch-geistlichen Behörden haben bei ihrer Anstellung den im $ 139 der 
Verfassungsurkunde vom 4. September 1831 vorgeschriebenen Eid zu leisten. 





') Vgl. 8. 410 n. 1. 


b) Gesetze über die Stellung der kath. Kirche: Gesetz vom 23. Aug. 1876. 421 


$ 18. Bezüglich des Kollaturrechtes über die geistlichen Aemter der 
katholischen Kirche bewendet es, soweit im Nachstehenden nicht ein Anderes 
bestimmt wird, bei den bisherigen Einrichtungen und Bestimmungen. 

$ 19. Ein geistliches Amt darf nur einem Deutschen übertragen werden, 
welcher seine wissenschaftliche Vorbildung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
dargethan hat und nicht nach $ 24 Abs. 1 und 2 zu Bekleidung eines geist- 
lichen Amtes unfähig ist. 

$S 20. Ausländer, welchen vor Verkündung dieses Gesetzes ein geistliches 
Amt übertragen worden ist, haben innerhalb sechs Monaten, bei Vermeidung 
der Folgen des $ 13, Abs. 2, die Reichsangehörigkeit zu erwerben. — Die 
Staatsregierung kann diese Frist im einzelnen Falle aus erheblichen Gründen 
verlängern. 

$ 21. Als Vorbildung zu einem geistlichen Amte wird erfordert, die Ab- 
legung der Entlassungsprüfung auf einem deutschen Gymnasium und die Zurück 
legung eines dreijährigen theologischen Studiums auf einer deutschen Universität. 
— Bis auf weitere Bestimmung der Staatsregierung bewendet es jedoch bei der 
bisherigen Einrichtung, wonach auch Theologen, welche auf dem sogenannten 
wendischen Seminar in Prag gebildet worden sind, zu einem geistlichen Amte 
berufen werden dürfen. — Von den Vorschriften in Abs. 1 kann die Staats- 
regierung im einzelnen Falle aus erheblichen Gründen entbinden. — In keinem 
Falle darf zu einem geistlichen Amte berufen werden, wer in einem unter 
Leitung des Jesuitenordens oder einer diesem Orden verwandten religiösen 
Genossenschaft stehenden Seminare seine Vorbildung erlangt hat. 

$ 22. Kandidaten, welche nicht ihre Vorbildung nach $ 21, Abs. 1 dar- 
gethan haben, müssen eine besondere wissenschaftliche Prüfung bestehen. — 
Diese Prüfung ist mit der theologischen Amtsprüfung zu verbinden und darauf 
zu richten, ob sich der Kandidat die für seinen Beruf erforderliche allgemeine 
wissenschaftliche Bildung erworben habe. — Die Prüfung erfolgt öffentlich, 
unter Theilnahme eines von der Staatsregierung ernannten Kommissars. — 
Ueber den Erfolg der wissenschaftlichen Prüfung entscheidet die Prüfungs- 
Kommission für die theologische Amtsprüfung im Verein mit dem Kommissar 
der Staatsregierung, bei Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden die letztere!). 

$ 23. Auf Personen, welche vor Verkündung dieses Gesetzes in einem 
geistlichen Amte innerhalb des Königreichs Sachsen angestellt worden sind, 
und auf Staatsangehörige, welche vor jenem Zeitpunkte die Fähigkeit zur An- 
stellung in einem geistlichen Amte erlangt haben, finden die Vorschriften dieses 
Gesetzes über den Nachweis wissenschaftlicher Vorbildung und Befähigung 
keine Anwendung. 

$ 24. Zu einem geistlichen Amte darf nicht berufen werden, wer wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens, das im deutschen Strafgesetzbuche mit 
Zuchthaus oder dem Verluste der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem .der 
öffentlichen Aemter bedroht ist, verurtheilt worden ist oder sich in Unter- 


1) Das Kultusministerium hat sich damit einverstanden erklärt, dass die 
Dauer der wissenschaftlichen Prüfung, welche nur eine mündliche sein 
soll, auf die Dauer einer Stunde beschränkt und dass sie vor der theologischen 
Amtsprüfung vorgenommen werde. Als Gegenstände der Prüfung sind be- 
zeichnet: Philosophie, Geschichte und Deutsche Litteratur. Vgl. Seydewitz, 
Codex S. 682 n. 9. 
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suchung befindet. — Auch darf die Staatsregierung den zu einem geistlichen 
Amte Gewählten zurückweisen, wenn wider ihn auf Grund seines bisherigen 
Verhaltens die Annahme gerechtfertigt ist, dass er den Staatsgesetzen oder den 
innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen Anordnungen der Obrigkeit 
entgegenwirken oder den öffentlichen Frieden stören werde 

$ 25. Jede Erledigung eines geistlichen Amtes, desgleichen jede Ernennung 
zu einem geistlichen Amte ist der Staatsregierung von der katholisch-geistlichen 
Behörde des Bezirks sofort anzuzeigen. — Der Anzeige über die Ernennung 
sind die zur Prüfung nach $$ 19 £f. erforderlichen Unterlagen beizufügen — 
Erst wenn darauf von der Staatsregierung eröffnet worden ist, dass den Erfor- 
dernissen dieses Gesetzes genügt ist, darf die Uebertragung des geistlichen 
Amtes an den Ernannten geschehen. — Eine den Vorschriften dieses Gesetzes 
zuwider erfolgte Uebertragung eines geistlichen Amtes gilt in allen staatlichen 
Beziehungen als nicht geschehen. 

$ 26. Die Vorschriften in $$ 19 bis 25 kommen zur Anwendung, gleich- 
viel, ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen werden, oder nur eine 
Stellvertretung oder Hilfsleistung in demselben stattfinden soll. — Auch einzelne 
geistliche Amtshandlungen dürfen nur von Personen vorgenommen werden, 
welche zu einem hierzu ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder 
zur Hilfsleistung in einem solchen Amte unter Beobachtung der $$ 19 bis 25 
berufen worden sind. 

$ 27. Der sogenannte Tischtjtel darf nur an Solche, welche nach $$ 19 f. 
zu Erlangung eines geistlichen Amtes befähigt sind und, seitens des Staates, 
nur im Falle nachgewiesenen Bedürfnisses gewährt werden. 

$ 28. Inhaber eines geistlichen Amtes dürfen Würden, Pfründen, Orden 
oder Ehrentitel, welche von auswärtigen kirchlichen Oberen oder Souveränen 
verliehen werden, nur mit Genehmigung des Königs annehmen. 

$ 29 Neue geistliche Einrichtungen jeder Art, welche in irgend einer 
Hinsicht die staatlichen oder bürgerlichen Verhältnisse berühren, dürfen nur 
mit Genehmigung der Staatsregierung ausgeführt werden. — Die Genehmigung 
darf nur aus staatlichen Gründen versagt werden. 

$ 30. Mitglieder von Orden oder ordensähnlichen Kongregationen dürfen 
auch als Einzelne ihre Ordensthätigkeit innerhalb des Königreichs nicht aus- 
üben. — Nur reichsangehörige Mitglieder solcher Frauen-Kongregationen, welche 
innerhalb des deutschen Reiches ihre Niederlassung haben und sich ausschliess- 
lich der Kranken- und Kinderpflege widmen, dürfen auch ferner als Einzelne 
mit Genehmigung und unter Aufsicht der Staatsregierung ihre Ordensthätigkeit 
im Lande ausüben. Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

$ 31. Geistliche Brüderschaften, welche mit Orden oder ordensähnlichen 
Kongregationen in Verbindung stehen, dürfen nicht errichtet werden. 

$ 32. Das Schutz- und Oberaufsichtsrecht des Staates über das Vermögen 
kirchlicher Stiftungen, $ 60 der Verfassungsurkunde, erstreckt sich auf das 
Vermögen der katholischen Kirchen, Kirchenämter und kirchlichen Anstalten. 
— Die zu einem solchen Vermögen gehörigen Grundstücke und nutzbaren 
Rechte dürfen nicht ohne Genehmigung der Staatsregierung vermindert werden. 

$ 33. Stiftungen für Zwecke der katholischen Kirche oder für Geistliche 
oder Kirchendiener dieser Kirche bedürfen zu staatlicher Anerkennung und 
Erlangung der Rechte juristischer Personen der Genehmigung der Staatsregierung. 
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$ 34. Die Staatsregierung ist befugt, wegen Handlungen oder Unter- 
lassungen, welche diesem Gesetze oder den auf Grund desselben von der zu- 
ständigen Behörde erlassenen Anordnungen zuwider sind, Geldstrafen in einer 
den Vermögensverhältnissen angemessenen Höhe als Ordnungsstrafen zu ver- 
fügen, sowie sonst zur Durchführung der Vorschriften dieses Gesetzes und von 
Anordnungen der gedachten Art gesetzlich zulässige Zwangsmittel in Anwend- 
ung zu bringen. 

$S 35. Die Staatsregierung wird in allen durch dieses Gesetz derselben 
zugewiesenen Berechtigungen und Öbliegenheiten durch das Ministerium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts vertreten. s 


$ 36. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen werden 
hierdurch aufgehoben. 


$ 37. Wegen Anwendung dieses Gesetzes auf die Oberlausitz, insoweit 
dabei deren verfassungsmässige Verhältnisse in Frage kommen, wird nach 
Einvernehmen und, soweit nöthig, erlangtem Einverständnisse der Oberlausitzer 
Provinzialstände besondere Bestimmung ergehen. 


$ 38. Mit Ausführung dieses (Gesetzes ist das Ministerium des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts beauftragt. 


c) Gesetze über Religionswechsel und religiöse Kinder- 
Erziehung. 


1. Mandat, den Uebertritt von einer christlichen Konfession zur 
andern betr. Vom 20. Februar 1827 (GS. S. 30). 


S$S 1. Der Uebertritt von einer christlichen Konfession zu einer anderen 
kann nicht gehindert werden, wenn nur der Uebertretende das einundzwanzigste 
Jahr seines Alters erfüllt hat, und nicht in einem solchen Geistes- und Gemüths- 
zustande sich befindet, der ihn zu einer nach freier Ueberzeugung zu fassenden 
Entschliessung überhaupt unfähig macht. Es soll jedoch minderjährigen Per- 
sonen in articulo mortis der Uebertritt zu einer anderen Konfession unter den 
im $ 8 erfolgenden Bestimmungen gestattet sein. 


$ 2. Wer zu einem solchen Uebertritte sich bewogen findet, hat sein 
Vorhaben bei dem Ortspfarrer seiner bisherigen Konfession, oder wenn mehrere 
derselben daselbst angestellt sind, bei dem ersten Geistlichen seines Wohnortes 
persönlich anzuzeigen, welcher ihn sodann über die Wichtigkeit desselben zu 
belehren und zu dessen nochmaliger reiflicher Erwägung, während einer Bedenk- 
zeit von vier Wochen zu ermahnen hat. 


$S 3. Bei diesen Belehrungen und Ermahnungen hat sich der Geistliche 
einer Herabwürdigung der Konfession, zu der der Angemeldete überzutreten 
beabsichtigt, nicht zu erlauben. 

$ 4. Beharret der Gemeldete, der ihm geschehenen Vorstellung unge- 
achtet, bei seinem Vorhaben, so ist ihm von dem Geistlichen ein schriftliches 
Zeugniss, wegen der geschehenen Anzeige und wegen dessen Entlassung aus 
seiner bisherigen Kirchengemeinde, auszustellen. 


$ 5. Ohne ein solches Zeugniss und ohne vorgängige Prüfung und Vor- 
bereitung darf kein Geistlicher den Uebertritt eines andern christlichen Glaubens- 
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verwandten zu seiner Kirche gestatten und denselben zu seiner Kirchengemeinde 
aufnehmen, sondern er ist im Kontraventionsfalle mit einer Geldbusse von 
fünfzig Thalern und im Wiederholungsfalle mit Suspension und, nach Befinden, 
mit Remotion vom Amte zu bestrafen. 


$ 6. Ein geheimer Uebertritt zieht, sobald er bekannt geworden ist, 
nicht nur ebenso, wie ein öffentlicher, den Verlust des an eine bestimmte, von 
dem Uebertretenden verlassene Konfession gebundenen Amts- oder Familien- 
rechtes, sondern noch überdies im ersten Falle, insofern ein geleisteter Reli- 
gionseid verletzt worden. eine besondere angemessene Bestrafung, und in beiden 
Fällen die Restitution der seit dem Uebertritte zur Ungebühr gezogenen Nutz- 
ungen nach sich. 


$ 7. Sollte ein Geistlicher ein Individuum in seine Kirche mit dem Vor- 
behalte, sich dessen ungeachtet äusserlich zu seiner bisherigen Kirche halten 
zu dürfen, aufnehmen, so ist er mit Remotion vom Amte zu bestrafen. 


$ 8. Ein in articulo mortis erfolgter Uebertritt ist für dessen Person 
gültig; jedoch muss derselbe im Falle der Genesung seine Bestätigung in dem 
$ 2 f. vorgeschriebenen Maasse erhalten. Auf die Kinder des Uebergetretenen 
hat der geschehene Uebertritt, es möge Bestätigung erfolgt sein oder nicht, 
keinen Bezug. 


$ 9. Alle Verleitung zum Uebertritte durch Versprechungen, Drohungen 
oder Herabwürdigung der andern Konfession, wird von der kompetenten Obrig- 
keit dessen, der sich ihrer schuldig macht, mit fünfzig Thalern Geldbusse, und 
im Wiederholungsfalle noch härter, bei Geistlichen irgend einer Konfession 
aber mit Dienstentsetzung bestraft, 


$ 10. Von dem Tage des erfolgten Uebertrittes an hört der Ueberge- 
tretene auf, unter dem Gesetze und der geistlichen Behörde der verlassenen 
Kirche zu stehen, verliert die Rechte der Mitglieder derselben, und wird aller 
Rechte und Verbindlichkeiten der andern Kirche theilhaft, ohne dass jedoch 
eine rückwirkende Kraft des Uebertrittes stattfinden kann, indem vielmehr 
auch der Uebergetretene alles das, was er bis zu seinem Uebertritte genossen 
hat, behält, dagegen auch,‘ wozu er bis dahin verbunden war, zu leisten 
schuldig bleibt. 


3 111). Auf die Kinder, die das vierzehnte Jahr ihres Alters bereits über- 
schritten haben, hat der Uebergang des Einen der Eltern oder auch Beider zu 
einer andern Konfession keinen. Einfluss, sondern sie werden in der seitherigen 
Vonfession forterzogen, bis sie nach erreichter Mündigkeit selbst die Konfession 
erwählen können, bei welcher sie verbleiben, oder zu welcher sie sich wenden wollen. 
In Ansehung jüngerer Kinder mag es von der Vereinigung der Eltern abhängen, 
in welcher Konfession sie, nach dem Uebertritte derselben, oder Eines von ihnen, 
zu einer anderen Konfession, erzogen werden sollen. 


Nach Vorstehendem haben sich alle geistlichen und weltlichen Be- 
hörden, auch sonst alle, welche es angeht, gebührend zu achten und daran 
Unseren Willen und Meinung zu vollbringen. 





1) Dieser $ 11 ist im Eingang des folgenden Gesetzes aufgehoben. 


D 


IV 
[bi 


c) Gesetze über Religionswechsel: Gesetz vom 1. November 1836. 4: 


2, Gesetz, die Ehe unter Personen evangelischen und katholischen 

Glaubensbekenntnisses!) und die religiöse Erziehung der von 

Eltern solcher verschiedenen Konfessionen erzeugten Kinder betr. 
Vom 1. November 1836 (GVBl. S. 299). 


Wir Friedrich August haben auf den Antrag Unserer getreuen Stände, 
in den Schriften vom 22. Mai 1830 und 29. April 1831, die hinsichtlich der 
Eingehung der Ehen unter Personen evangelischen und katholischen Glaubens- 
bekenntnisses sowohl, als der religiösen Erziehung der von Eltern dieses ver- 
schiedenen Glaubensbekenntnisses erzeugten Kinder, bestehenden Grundsätze 
einer Prüfung unterwerfen lassen, und in deren Folge, mit Aufhebung der im 
$ 47, 50, 51, 52 und 55 des Mandats, die Ausübung der katholisch-geistlichen 
Gerichtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden und die Grundsätze zu Regulirung 
der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und evangelischen Glaubens- 
genossen betreffend, vom 19. Februar 1827, ingleichen in $ 11 des Mandats 
den Uebertritt von einer christlichen Konfession zur andern betreffend, vom 
20. Februar 1827 enthaltenen Bestimmungen, welche mit Bekanntmachung 
gegenwärtigen Gesetzes ausser Kraft treten, unter Zustimmung Unserer getreuen 
Stände, folgendes festgesetzt: 

2 12). Die Kompetenz der Parochie in Ansehung der Trauung solcher 
Verlobten, deren ein Theil zur katholischen, der andere zur evangelischen Kon- 
Session sich bekennt, wird durch die Konfession der Braut bestimmt. Doch steht 
den Verlobten frei, gegen Entrichtung der gewöhnlichen Gebühren an die Geist- 
lichkeit der Braut und ein von dieser ausgestelltes Zeugniss, dass ihr kein Hindernis 
bekannt sei, sich von einem anderen Pfarrer der Konfession der Braut oder von 
einem Pfarrer der Konfession des Bräutigams trauen zu lassen. Wollen dieselben in 
beiden Kirchen sich einsegnen lassen, so ist die erste Einsegnung nothwendig von 
einem Pfarrer der Konfession der Braut zu vollziehen und als die eigentliche 
Trauung, mit welcher die rechtlichen Wirkungen der Ehe beginnen, zu betrachten. 

2 2. Von jedem Pfarrer, welcher das Aufgebot zu veranstalten hat, ist vorher 
sorgfältig zu untersuchen, ob nicht nach landesgesetzlichen Vorschriften der Voll- 
ziehung der Ehe ein rechtliches Hinderniss entgegenstehe, und es darf, bevor nicht 
ein solches beseitigt, oder in dispensablen Fällen von dem Theile, auf dessen Seite 
es sich befindet, die Dispensation seiner geistlichen Behörde glaubhaft beigebracht 
worden, mit dem Aufgebot nicht verfahren werden. 

2 3. Ein Widerspruch gegen die Trauung verlobter Personen verschiedener 
Konfession ist in der Regel bei dem Pfarrer der braut anzubringen, welcher hier- 
von dem Pfarrer des Bräutigams Nachricht zu geben hat. Wird aber dennoch ein 
solcher Widerspruch bei dem Pfarrer des Bräutigams angebracht, so hat derselbe 
dem Pfarrer der Braut ungesäumt solches bekannt zu machen und an letzteren die 
den Widerspruch enthaltende Schrift behufs der erforderlichen Berichtserstattung 
abzugeben. 

2 4. Sollte der katholische Pfarrer, wenn ihm nach 2 1 die Trauung gebührt, 





Deutsch-Katholiken ausgedehnt. 
2) Die $$ 1—4 sind durch neuere Gesetze, besonders durch das RG. vom 
6. Februar 1875 obsolet geworden. 
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verweigern, so soll das Aufgebot auf Seiten des katholischen Theils in der evan- 
gelischen Kirche seines Wohnortes oder in der nächsten evangelischen Kirche, die 
Trauung aber jedenfalls von einem protestantischen Geistlichen, auch ohne die 
gewühnlichen Demissoriales des Pfarrers des katholischen Theiles und ohne dass es 
der Bezahlung von Stolgebühren zu diesem bedarf, bewirkt und die Ermächtigung 
hiezu auf Ansuchen aus dem Ministerium des Kultus ertheilt werden. 

$ 5. Die Taufe der in einer gemischten Ehe erzeugten Kinder steht dem 
Geistlichen der Konfession des Vaters, und nur dann, wenn nach einer gültigen 
Uebereinkunft der Eltern das Kind in der Konfession der Mutter erzogen 
werden soll, dem Geistlichen dieser Konfession zu. 

$ 6. Die aus gemischten Ehen erzeugten Kinder sind in der Regel in 
der Konfession des Vaters zu erziehen. — Es ist jedoch den Eltern gestattet, 
durch freie Uebereinkunft, unter den im folgenden Paragraphen vorgeschriebenen 
Erfordernissen, hierüber unter sich etwas anderes festzusetzen !). 

$ 7. Eine solche Uebereinkunft der Brautleute oder Ehegatten über die 
Konfession der Kinder ist an eine Einwilligung der Eltern, Vormünder oder 
Geschlechtskuratoren nicht gebunden; es sind jedoch hierbei theils die allge- 
meinen Bedingungen eines rechtsbeständigen Vertrags, theils auch folgende 
Formen zu beachten: a) Die Erklärung muss vor dem ordentlichen Richter des 
Bräutigams oder Ehemannes, und insofern derselbe ein Ausländer ist, und im 
Inlande ein bestimmtes Wohnsitzrecht noch nicht erlangt hat, vor dem kompe- 
tenten Richter der Braut, b) an Gerichtsstelle, ec) von beiden Theilen, welche 
deshalb persönlich erscheinen müssen, und d) ohne Zulassung eines Geistlichen 
oder anderer Personen, abgegeben, und über dieselbe ein legales Protokoll in 
gesetzlicher Form aufgenommen werden. Der Richter hat hierbei aller Ein- 
wirkung auf die Willenserklärung der Paciscenten sich zu enthalten, wodurch 
jedoch nicht ausgeschlossen ist, dass derselbe über die Willensfreiheit sich 
durch Befragen der Paciscenten Gewissheit verschaffen, auch dieselben auf die 
gesetzlichen Folgen solcher Verträge aufmerksam machen könne. 

$ 8. Dergleichen Vereinigungen können sowohl vor Eingehung der Ehe, 
als während derselben geschlossen, auch mit Beobachtung der $ 7 enthaltenen 
Vorschriften wieder aufgehoben oder verändert werden. Auf die religiöse Er- 
ziehung derjenigen Kinder aber, welche das sechste Jahr bereits erfüllt haben, 
ist der Abschluss, die Aufhebung oder Veränderung solcher Vereinigungen 
ohne Einfluss. 

$ 9. Auf die zur Zeit der Bekanntmachung dieses Gesetzes schon be- 
stehenden gemischten Ehen haben vorstehende Bestimmungen gleichfalls An- 
wendung, insoweit nicht vorher von den Eltern der in solcher Ehe erzeugten 
Kinder bereits ein anderes ausdrücklich oder stillschweigend vereinbart oder 
bestimmt worden. — Ist bei dergleichen Ehen nur ein Theil der Eltern noch 
am Leben, so entscheidet im Zweifelsfalle die Bestimmung des Ueberlebenden. 
— Sind beide Theile verstorben, so wird das Kind solchenfalls in der bisherigen 
Konfession forterzogen, oder wenn der Religionsunterricht noch nicht begonnen 
hat, in der Konfession des Vaters. — Bei Eltern, welche sich erst künftig in 
das Königreich Sachsen wenden, wird dasjenige zur Anwendung gebracht, was 





1) Nach Ableben des einen Theiles ist dem Ueberlebenden ein einseitiges 
Abgehen von dem gesetzlich oder vertragsmässig bestehenden Zustand 
nicht mehr möglich. Seydewitz, Codex S. 203 n. 9. 
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die gesetzliche Verfassung des Landes, wo die Ehe geschlossen worden, hierüber 
mit sich bringt, dafern sie nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
(S 7 und 8) ein anderes unter sich festsetzen. 

$ 10. Uneheliche Kinder werden in der Regel in der Kirche der Mutter 
getauft und in deren Konfession erzogen. Sollte aber der, einer andern Kon- 
fession angehörende Vater die Erziehung des von ihm ausser der Ehe erzeugten 
Kindes selbst übernehmen, und dasselbe in seiner Konfession erziehen wollen, 
so ist ihm letzteres zwar gestattet, er bedarf aber dazu der Genehmigung 
der Mutter des unehelichen Kindes, oder, wenn diese verstorben sein sollte, 
der mütterlichen Grosseltern, sowie des Vormundes und der obervormund- 
schaftlichen Behörde. 

$ 11. Uneheliche Kinder, welche durch nachfolgende Ehe legitimirt 
werden, ingleichen die durch einen landesherrlichen Befehl mit der Wirkung 
des Allodial-Erbfolgerechtes in das Vermögen des Vaters Legitimirten, sind 
auch in dieser Beziehung den ehelichen gleich zu achten!). Nur ist, was die 
Legitimirten der letzteren Art betrifft, hierzu erforderlich, dass die an der 
Erziehung derselben noch thätigen Antheil nehmende Mutter in die Legitimation 
mit der bezeichneten Wirkung gewilligt habe. — Brautkinder werden, wenn 
die Schliessung der Ehe durch Ableben des einen oder anderen Verlobten ver- 
hindert wird, und giltige Verträge darüber unter ihnen nicht bereits geschlossen 
worden sind, nach der Konfession des Ueberlebenden erzogen. — Sind Beide 
gestorben, und giltige Verträge darüber nicht vorhanden, so entscheidet die 
Konfession der Mutter. Treten aber andere Hindernisse der Vollziehung der 
Ehe entgegen, so kommt die Bestimmung $ 10 in Anwendung. 

$ 12. Hört eine Ehe durch Uebertritt des einen Theiles auf, eine ge- 
mischte zu sein, so haben die Eltern die Freiheit, ihre Kinder in der ihnen nun 
gemeinschaftlichen Konfession zu erziehen, auch wenn dieselben bisher einen 
anderen Religionsunterricht erhalten hätten. 

$ 13. Wenn hingegen durch einseitigen Uebertritt des einen Theiles eine 
Ehe erst zu einer gemischten wird, so ist dieser Uebertritt auf die bis dahin 
geborenen Kinder ohne allen Einfluss, und es darf auch durch Uebereinkunft 
nichts hierinnen abgeändert werden. -- Auch die später geborenen Kinder 
werden in derjenigen Konfession erzogen, welcher beide Eltern vorher angehört 
haben, insofern dieselben nicht nach $ 7 eine Uebereinkunft unter sich treffen. 

$ 14. Ehescheidung kann an obigen Bestimmungen nichts ändern, sondern 
es ist im Zweifel so zu entscheiden, wie bei Fortdauer der Ehe entschieden 
worden sein würde. 

S$S 15. Andern Personen, als den Eltern selbst, soll es nicht freistehen, 
über das Glaubensbekenntniss der Kinder eine von den gesetzlichen Bestimm- 
ungen abweichende Aenderung zu treffen. 

$ 16. Hingegen Adoptiveltern, welche durch eine förmliche Annahme an 
Kindesstatt dem Kinde alle Rechte eines leiblichen ertheilt haben, steht es frei, 





1) Solche uneheliche Kinder sind in Ermanglung eines rechtzeitigen Ver- 
trages nach $ 6 in der Konfession des Vaters zu erziehen und bezüglich der 
Möglichkeit eines Vertrages gilt die Altersgrenze nach $ 3, sodass nach dem 
6. Jahre ein Vertrag der Eltern oder ein Vorbehalt der Mutter bezüglich der 
bisherigen Erziehung nicht mehr möglich ist. M.-V. vom 30. Dezember 1856: 
Seydewitz, Codex 8. 205 n. 16. 
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dasselbe auch in ihrer Konfession zu erziehen, sofern die noch lebenden leib- 
lichen Klteru einwilligen, oder nach deren Tode ein rechtsbeständiger Vertrag 
(5 7 und 8), in welchen dieselben über die Konfession ihrer Kinder bereits 
verfügt haben, nicht besteht. 

171). Ist ein solcher Vertrag nicht vorhanden, und kann solchen Kindern, 
von welchen in diesem Gesetze gehandelt wird, Religionsunterricht in der Konfession, 
die das Gesetz vorschreibt, um deswillen nichl ertheilt werden, weil hierzu im Orte 
keine Gelegenheit vorhanden ist, so hat die Obrigkeit auf Verlangen derer, welchen 
die Sorge für die Erziehung obliegt, zu gestatten, dass gedachte Kinder in einer 
andern als der gesetzlich bestimmten Konfession durch Theilnahme an dem Reli- 
gionsunterrichte in der Ortsschule unterwiesen werden. 

5 15. In den Fällen, von welchen oben $ 9, 10, 11, 12, 16 und 17 ge- 
handelt wird, findet hinsichtlich derjenigen Kinder, welche einmal das zehnte 
Jahr?) ihres Alters vollendet und bis dahin gleichmässig in der einen oder 
andern Konfession Unterricht erhalten haben, ein Wechsel der Konfession nicht 
mehr statt. 

$ 19. Streitigkeiten, welche über die religiöse Erziehung der Kinder von 
Eltern verschiedenen Glaubensbekenntnisses entstehen, sind vor der ordentlichen 
Ortsobrigkeit zu entscheiden. Auch haben die Obrigkeiten dafür, dass diesem 
Gesetze in allen Punkten nachgegangen werde, von Amtswegen Sorge zu 
tragen, auch die Geistlichen und Schullehrer sich dahin mit ihren etwaigen 
Anfragen und Anträgen zu wenden. 

5 20. Wer einen in gemischter Ehe lebenden Ehegatten durch Vor- 
spiegelungen, Drohungen oder Herabwürdigung der einen Konfession zum 
Abschluss einer Uebereinkunft mit dem andern Ehegatten über die ihren 
Kindern zu gebende Erziehung in einer andern Konfession verleitet, wird von 
seiner kompetenten Obrigkeit das erstemal mit fünfzig Thaler Geldbusse oder 
drei Monaten Gefängniss, und im Wiederholungsfalle noch härter, ein Geist- 
licher aber, der sich dessen schuldig macht, mit Dienstentsetzung bestraft. 


d) Gesetzliche Bestimmungen über die Schule. 


1. Gesetz, das Volksschulwesen betr. Vom 26. April 1873 
(GVBl. S. 350). 
I. Allgemeine Bestimmungen. 

5 1. Die Volksschule hat die Aufgabe, der Jugend durch Unterricht, 
Uebung und Erziehung die Grundlage sittlich-religiöser Bildung und die für 
das bürgerliche Leben nöthigen allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten zu 
gewähren. 

56 (Abs. 1, 2, 3). An Orten, in welchen sich Einwohner verschiedener 
Glaubensbekenntnisse befinden und für die Angehörigen der Konfession der 
Minderzahl innerhalb des Schulbezirks eigene den Schulen der Konfession der 
Mehrzahl gleichstehende Schulanstalten bestehen, haben die schulpflichtigen 
Kinder die Schule ihrer Konfession zu besuchen. — Besteht aber für die An- 





!) Durch $ 6 Abs. 2 des Volksschulgesetzes vom 26. April 1873 weg- 
gefallen. 

?) Durch Allerhöchste Verordnung vom 25. August 1874 $ 15 Abs. 2 
(s. 5. 431) ist als Grenze das 12. Jahr festgesetzt. 
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gehörigen der Konfession der Minderzahl keine besondere Schule im Schul- 
bezirke, so sind die schulpflichtigen Kinder derselben zum Besuche der öffent- 
lichen Ortsschule verpflichtet. Doch sind sie, unter entsprechender Ermässigung 
des Schulgeldes, von der Theilnahme an dem in dieser ertheilten Religions- 
unterrichte befreit. — Für .den Religionsunterricht im eigenen Bekenntnisse 
dieser Kinder ist in einer von der Vertretung der betreffenden Religionsgesell- 
schaft für ausreichend erachteten Weise zu sorgen und darüber, dass es ge- 
schehen, Zeugniss beizubringen. Ist jedoch dazu keine Gelegenheit vorhanden, 
so können, auf Antrag der Eltern, Kinder bis zum zwölften Lebensjahre auch 
am Religionsunterrichte einer anderen Konfession, als derjenigen, in welcher 
sie zu erziehen sind, theilnehmen. 


II. Einrichtung der Volksschulen. 


$ 9 (Abs. I, 2). Jede öffentliche Schule (beziehentlich die Gesammtheit 
der an einem Orte befindlichen öffentlichen Schulen) muss einen bestimmten, 
räumlich abgegrenzten Schulbezirk haben, welcher sich auch über mehrere Orte 
und Ortstheile erstrecken kann und welchem die bezüglichen selbständigen 
Gutsbezirke (exemte Grundstücke) zuzutheilen sind. Die Bewohner desselben 
bilden, unter Ausschluss der Angehörigen anderer Religionsbekenntnisse, welche 
eigene Volksschulen unterhalten, die Schulgemeinde. — Die Mitglieder jeder 
im Königreiche zugelassenen Religionsgenossenschaft können mit Genehmigung 
des Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts eigene Schulen für 
ihre Kinder errichten, und sind diese Schulen in allen Stücken den Bestimm- 
ungen des allgemeinen Volksschulgesetzes unterworfen. 


S 15 (Abs. 1, 2, 4, 5). Privatunterricht, welcher den Unterricht der 
Volksschule vertreten soll, kann nur von Lehrern oder Lehrerinnen ertheilt 
werden, welche wenigstens eine der gesetzlichen Prüfungen bestanden haben. 
Auch Privatunterrichtsanstalten dürfen nur solche Lehrer und Lehrerinnen 
annehmen. — Die Errichtung von Privatunterrichtsanstalten, deren Benutzung 
vom Besuche der öffentlichen Volksschule befreien soll, bedarf der Genehmigung 
der obersten Schulbehörde, welche jedoch nicht versagt werden darf, wenn 
gegen die sittliche Würdigkeit und die Fähigkeit des Errichters und gegen die 
Einrichtung der Anstalt kein gegründetes Bedenken erhoben werden kann. — 
Kirchlichen Orden, Kongregationen und denselben verwandten kirchlichen Gemein- 
schaften ist die Errichtung einer Lehr- oder Erziehungsanstalt nur auf Grund 
eines besonderen Gesetzes gestattet. — Alle diese Anstalten, neu zu errichtende 
und schon bestehende, sowie die an ihnen wirkenden Lehrer stehen unter der 
Aufsicht der Schulbehörden. Im Falle beharrlicher Vernachlässigung der be- 
stehenden Vorschriften kann die Genehmigung zu Fortführung solcher Anstalten 
widerrufen werden. 


IV. Von der Verwaltung und Beaufsichtigung der Volksschulen. 


A. Der Schulvorstand. 


$ 24 (Abs. 1). Die Pflichten und Rechte der Schulgemeinden bezüglich 
der Verwaltung des Volksschulwesens werden durch den für jeden Schulbezirk 
zu bestellenden Schulvorstand ausgeübt. 

$ 25 (Abs. 1). Der Schulvorstand besteht: A. auf dem Lande und in 
Städten, in denen die revidirte Städteordnung nicht eingeführt ist: 
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1. aus einer mach dem Umfange des Schulbezirks zu bemessenden, durch 
Ortsstatut festzustellenden Anzahl von Mitgliedern der bürgerlichen Gemeinde- 
vertretung, bezieheptlich der Schwlgemeinde. — Gehören zu einem Schulbezirke 
mehrere bürgerliche Gemeinden, so tritt für jede derselben ein Mitglied ihrer 
Semeindevertretung in den Schulvorstand ein, dech können kleinere Gemeinden 
oder Gemeindetheile zu diesem Behufe zusammengesehlagen werden ; 

2. aus dem Lehrer und in Schulbezirken, welche mehrere Schulen um- 
fassen, aus einer durch die Lokalschulordnung zu bestimmender Anzahl von 
Lehrern, beziehentlich Schuldirektoren; 

3. aus dem Pfarrer der Parochie, in welcher der Schulort liegt, sowie 

4. in dem Falle, dass der Pfarrer nicht die Schulaufsicht führt, aus dem 
von der obersten Schulbehörde bestellten Ortsschulinspektor. 

$ 29 (Abs. 1 u. 5). Die dem Ortsschulvorstande obliegende Beauf- 
sichtigung der Schule wird im Auftrage der Staates ausgeübt: a) über solche 
Schulen, welche unter Leitung eines Direktors stehen ($ 12 Abs. 6 und $ 13 
Abs. 4), durch diesen; b) über solche Schulen, denen ein Direktor nicht vor- 
steht, durch den dem Schulvorstande angehörigen Geistlichen, dafern nicht 
die oberste Schulbehörde diesen Auftrag widerruft und von vornherein einer 
anderen geeigneten Persönlichkeit überträgt. 

Die der kirchlichen Oberbehörde zustehende Aufsicht über den Religions- 
unterricht übt der Ortsgeistliche als solcher, beziehentlich der höhere kirch- 
liche Aufsichtsbeamte aus. 


€. Oberste Schulbehörde. 

$ 36. Die oberste Schulbehörde ist das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts. 

S 37 (Abs. 1). Der obersten Schulbehörde kommt die Leitung und Beauf- 
sichtigung des gesammten Volksschulwesens zu und es umfasst daher ihre 
Wirksamkeit vornehmlich folgende Gegenstände: (folgen 12 Punkte). 

(Abs. 2.) Bei Entschliessungen über alle Angelegenheiten bezüglich des 
Religionsunterrichts oder über kirchendienstliche Verrichtungen und Bezüge hat 
sich die oberste Schulbehörde mit der kirchlichen Oberbehörde der betreffenden 
Konfession in Vernehmung zu setzen. Auch kann die letztere auf Grund ihrer 
Wahrnehmungen über den Zustand der religiösen Jugendbildung Anträge an 
das Unterrichtsministerium stellen. 


2. Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 26. April 1873, 
das Volksschulwesen betr. Vom 25. August 1874 (GVBl. S. 155). 


S 14 (zu26 Abs. lu. 2 .d. G.). Steht die Schule der konfessionellen 
Minderheit in der Ortsgemeinde hinter der Schule der konfessionellen Mehrheit 
nach Einrichtung und Leistungen, über welche letztere im Zweifelsfalle der 
Bezirksschulinspektor zu entscheiden hat, zurück, so können die dieser Minder- 
heit angehörigen Kinder von ihren Erziehungspflichtigen der Schule der kon- 
fessionellen Mehrheit zugeführt werden. — Nehmen diese Kinder nicht auch 
am Religionsunterrichte Theil, so tritt für sie eine, ihrer Höhe nach durch die 
Lokalschulordnung zu bestimmende, entsprechende Ermässigung des Schulgeldes 
ein. In derselben Weise ist wegen der im $ 6 Abs. 2 des Gesetzes gedachten 
Ermässigung Bestimmung zu treffen. — Uebrigens ist, wie überhaupt, so 
insbesondere in Gegenwart solcher Kinder, die in einer anderen Konfession 
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oder Religion, als derjenigen, für welche der Religionsunterricht der Schule 
bestimmt ist, erzogen und unterrichtet werden sollen, von den Lehrern Alles 
zu vermeiden, was dazu führen könnte, das gute Vernehmen zwischen den 
verschiedenen Religionsparteien zu trüben. 

$ 15 (zu 26 Abs. 3 u 4.d. @.). Wird für Kinder einer anderen Kon- 
fession, welchen es an Gelegenheit zum Religionsunterrichte im eigenen Bekennt- 
nisse fehlt, ein Antrag auf Theilnahme am Religionsunterrichte der Ortsschule 
nicht gestellt, so ist von Seiten des Schulvorstands der geistlichen Behörde, 
beziehentlich den Vertretern der Religionspartei, welcher das Kind angehört, 
behufs der wegen Ertheilung des Religionsunterrichts zu treffenden Vorkehrung 
Mittheilung zu machen und Nachricht vom Erfolge zu erwarten. Wenn solche 
Veranstaltung nicht getroffen werden sollte, hat der Ortsschulvorstand der 
Bezirksschulinspektion zur weiteren Entschliessung Anzeige zu erstatten, wo- 
gegen die Frage, ob der betreffende Religionsunterricht ausreichend sei, seiner 
Beurtheilung nicht unterliegt. — Bei Meinungsverschiedenheit der Eltern über 
die im Gesetze nachgelassene Theilnahme der Kinder einer anderen Konfession 
am Religionsunterrichte der Ortsschule bis zum 12. Lebensjahre entscheidet 
der Vater ($ 1802 des bürgerl. Gesetzb.). Sind die Eltern oder ein Theil der- 
selben verstorben, so ist diese Theilnahme auf Antrag Desjenigen, welchem die 
Sorge.für die Erziehung der Kinder obliegt, zu gestatten. Bei unehelichen Kindern 
genügt der Antrag der Mutter und nach deren Tode der Antrag der Erzieher. 

Bei Kindern aus gemischten Ehen (@. vom 1. Nov. 1836), welche in 
einer anderen Konfession, als in derjenigen der Ortsschule zu erziehen sind, 
gilt, wenn ihnen die Theilnahme am Religionsunterrichte in der ÖOrtsschule 
gestattet wird, nunmehr das 12. Lebensjahr als der Termin, von welchem an 
nach $ 18 des angeführten Gesetzes ein Beharren in der Konfession des 
genossenen Religionsunterrichts einzutreten hat. — Die Erlaubniss zur Theil- 
nahme am Religionsunterrichte der Ortsschule ist daher solchen Kindern nur 
bis Ablauf desjenigen Schuljahrs zu ertheilen, welches der Erfüllung des 
12. Lebensjahrs zunächst vorhergeht Vor Eintritt dieses Normaltermins sind 
die Eltern oder Erzieher rechtzeitig auf die Wirkung einer längeren Theilnahme 
des Kindes am Religionsunterrichte in der Ortsschule aufmerksam zu machen. 
— Die Verordnung vom 2. Mai 1844 (GVBl. S. 149) wird aufgehoben. 

S 18 (zu 2 9 Abs. 1 und 3 d. @.). Jeder Schulbezirk muss vollständig 
abgegrenzt sein und soll sich in der Regel nicht über eine halbe Stunde im 
Halbmesser ausdehnen, wobei jedoch einzelne zerstreut oder abgesondert liegende 
Häuser nicht in Betracht kommen. — Werden von einer konfessionellen Minder- 
heit besondere Schulen errichtet, so bilden die innerhalb des Schulbezirks 
vorhandenen Religionsverwandten die Schulgemeinde. Eine solche Schulgemeinde 
kann sich auch mit der Genehmigung der obersten Schulbehörde über mehrere 
nahe gelegene Schulbezirke erstrecken. Auch solche Schulen sind der Aufsicht 
der Schulbehörden und insbesondere den Revisionen des Bezirksschulinspektors 
unterworfen. 

S 68 (zu 2 36 d. G.). .Die von den Kreisdirektionen, dem Gesammt- 
Konsistorium zu Glauchau und den katholisch-geistlichen Behörden in Schul- 
sachen seither besorgten Geschäfte gehen, insoweit nicht in dem Gesetze und 
in dieser Verordnung etwas Anderes bestimmt ist, auf das Ministerium des 
Kultus- und öffentlichen Unterrichts über. 
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IX. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen in 
den kleineren Staaten Deutschlands. 
a) Im Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 


Obwohl der Grossherzog von Mecklenburg an den Verhandiungen zur Er- 
richtung der oberrheinischen Kirchenprovinz betheiligt war (s. oben die Bullen S. 110 
u. 123), so verblieben die Katholiken des Grossherzogthums bei dem 1667 (1669) 
errichteten Apostolischen Vikariat der norddeutschen Missionen, welches seit 1839 
dem Bischof von Osnabrück unterstellt ist (Mejer, Propaganda 2, 509--515; 
Werner, orbis terrarum catholieus, p. 80). Die evangelisch-lutherische Kirche 
ist die ausschliesslich berechtigte Landeskirche in Mecklenburg-Schwerin. Eine 
generelle Zulassung der übrigen christlichen Konfessionen ist nicht erfolgt und 
darum für diese nur die devotio domestica ohne Zulassung eines Geistlichen gestattet. 
Auf Grund widerruflicher Konzession bestehen katholische Gemeinden in Schwerin, 
Ludwigslust und Rosiock; ausserdem findet katholischer Gottesdienst monatlich 
einmal in Wismar und Güstrow statt (Büsing, dus Staatsrecht der Grossherzog- 
thümer Mecklenburg ın Marguardsen, Handbuch des öffentlichen Rechts III. 
2, 64; Vering R. Rh... 199 n. 3). An anderen Orten ist die Abhaltung katho- 
lischen Gottesdienstes untersagt; der protestantische Pfarrzwang wird streng auf- 
recht erhalten. (vgl. Archiv 65, 349). Im (Grossherzogtium sind 2500 Kath. 
yegen 500000 Protestanten. 


1. Verordnung über Gleichstellung der Katholiken und Lutheraner. 


Vom 25. Januar 1811'). 


Wenn Wir... festgesetzt haben, .... dass ferner I[., wenn nur einer 
der Brautleute katholisch und der andere lutherischer Religion ist, es der 
Wahl der Brautleute überlassen sein solle, sich von dem Prediger der einen 
oder andern Religion kopuliren zu lassen; dass Ill. in eben demselben Falle 
und wenn Kinder aus gemischter Ehe vorhanden sind, nur die freie wechsel- 
seitige Vereinbarung der Eltern künftig zu bestimmen haben soll, nach welcher der 
beiden Religionen sie ihre Kinder taufen, unterrichten und konfirmiren lassen wollen, 2) 
nach vollendetem 14. Jahre aber es von der Kinder eigener Wahl abhängen 
soll, zu welcher Religion sie sich bekennen wollen ....; dass endlich V. der 
Uebergang von der evangelisch-lutherischen Religion zur römisch-katholischen, 
sowie umgekehrt, dem Gewissen und freien Entschluss eines jeden Unserer 
Unterthanen überlassen bleiben soll. ohne dass den Predigern der einen oder 
andern Religion darüber eine Kognition gestattet wird, so eröffnen Wir euch 
sothane ... Resolution mit dem ... Befehl, euch danach ... zu achten. 


2. Verordnung über die Religion der Kinder aus gemischten Ehen. 
Vom 30. März 1821. 


Wir finden Uns gnädigst bewogen, den $ Ill Unserer Verordnung vom 
25. Januar 1811 in Betreff der Verhältnisse der lutherischen und römisch- 





1) 8. diese Verordnung (und andere ähnlichen Inhalts) bei Dr. Arthur 
Schmidt, Austritt aus der Kirche S. 345. Vgl. auch Dr. Karl Schmidt, 
Konfession der Kinder S, 20. 


2 


2) Das kursiv Gedruckte ist durch die folgende VO. aufgehoben. 


a) Mecklenburg-Schwerin ; b) M.-Strelitz; ce) Sachsen-Weimar-Eisenach. 433 


katholischen Religionsverwandten in Unseren Landen dahin abzuändern, dass 
in Ehen zwischen lutherischen und katholischen Theilen die daraus entsprossenen 
Kinder männlichen Geschlechts in der Religion des Vaters und die Kinder 
weiblichen Geschlechts in der Religion der Mutter erzogen werden sollen, wenn 
nicht erweislich vor Schliessung der Ehe besondere Verträge darüber unter 
den Brautleuten selbst geschlossen sind. 


b) Im Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz. 


* Im Grossherz. M.-Str. (675 K. gegen 97000 Pr.) gelten die nämlichen 
. staatsrechtlichen Grundsätze (protestantischer Pfarrzwang) gegen die Katholiken, 
wie in Schwerin. Kirchlich gehören die Katholiken zum Apost. Vikariat der nordischen 
Missionen unter dem Bischof von Osnabrück als Provikar. Das früher bestandene 
Verbot des Aufenthalts eines katholischen Geistlichen ist jetzt beseitigt. In Neu- 
strelitz, der einzigen katholischen Gemeinde, wohnt ein katholischer Missionar, 
welcher mit einem Hülfspriester die Katholiken des Grossherzogthums pastorirt. 
Werner I. ec. p. 80; elenchus eleri Osnabrug. 1897. (Durch Dekret der Propa- 
ganda vom 29. Juli 1865 wurden von obigem Vikariat die apostolische Präfektur 
von Dänemark und jene von Schleswig-Holstein losgetrennt. Die letztere steht 
gleichfalls unter dem Bischof von Osnabrück). 


(II.).!) Cirkularverordnung hinsichtlich der Taufe, der Konfirmation und 
des Begräbnisses nach Inkrafttreten des Reichsges. v. 6. Febr. 1875. 
Vom 10. Dezember 1875. 

II. Von der Taufe. 

5. Mit vollendetem 14. Lebensjahre tritt der Zeitpunkt ein, von welchem 
ab nach den Landesgesetzen das Kind selbst, auch ohne Rücksicht auf den 
elterlichen Willen, über seinen Religionsstand zu entscheiden hat. Sobald daher 
ein ungetauft gebliebenes Kind das 14. Lebensjahr überschritten hat, hat der 
Pastor sich nicht mehr blos an die Eltern, sondern an das Kınd selbst zu 
wenden, um es durch Belehrung und Vermahnung zu vermögen, dass es selbst, 
eventualiter auch gegen den in solchem Falle berechtigten Einspruch der 
Eltern die Taufe nehme. 


c) Im Grossherzogtihum Sachsen-Weimar-Eisenach. | 


* Die Katholiken (12400 unter 300000 Akath.) in Sachsen-Weimar-Eisenach, 
welche durch die Bulle De salute animarum (Nr. XXX S. 57) der Diözese 
Paderborn zugetheilt waren, wurden später durch die Bulle Provida solersque 
(Nr. VIII S. 114) mit der Diözese Fulda vereinigt. Jetzt besteht im Gross- 
herzogthum ein kath. Dekanat Geisa mit 12 Pfarreien und 2 Kuratien (Apolda 
und Jena). 

1. Gesetz über katholische Kirchen- und Schulangelegenheiten. 
Vom 7. Oktober 1823.2) 

$ 1. Zur Wahrung und Ausübung der Rechte des Staates, welche in 

Ansehung der katholischen Kirche, ihrer Güter und Diener, aus der weltlichen 





!) Zur Durchführung des RG. v. 1875 wurden unter dem 10. Dezember 
1875 4 Cirkularverordnungen über Kirchenbuchführung, Taufe, Konfirmation 
und Begräbniss, Ehe und Weigerung der Taufe, Konfirmation oder kirchl. 
Trauung erlassen. S. Schmidt, Austritt S. 356. 

2) S. das ganze Gesetz bei Müller, Kirchenlexikon 5, 372. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 28 
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Oberaufsicht und Polizei-Gewalt der Schutz-Gerechtigkeit — dem Jure circa 
sacra überhaupt sich ergeben, ist unter dem grossherzoglichen Staats-Ministerium 
eine eigene Oberbehörde, die Immediat-Kommission für das katholische Kirchen- 
und Schulwesen angeordnet. In der Regel sollen zwei Mitglieder desselben 
— ein Weltlicher und ein Geistlicher — der katholischen Kirche zugethan 
sein. Sie steht in einem koordinirten Verhältnisse zu allen anderen ÖOber- 
behörden des Landes, namentlich zu den Ober-Konsistorien. An die Immediat- 
Kommission sind in der Regel und zunächst auch alle diejenigen Sachen zu 
bringen, in welchen, nach gegenwärtigem Gesetze, die Kenntnissnahme, Zu- 
stimmung, Einwilligung, Bestätigung u. s. w. von Seiten des Staates ausdrück- 
lich vorbehalten wird. Es hat sich aber diese Behörde aller Untersuchungen 
und Erlasse in dem blossen dogmatischen Fache und der innern, den Staat 
überall nicht berührenden Kirchen-Disziplin gänzlich zu enthalten !). 


‘82. Ohne Vorbewusst und Genehmigung des Staates hat kein kirch- 
licher Oberer für sich selbst oder durch Abgeordnete oder Stellvertreter, diese 
mögen Namen haben, wie sie wollen, irgend eine Gewalt, irgend eine Direktion, 
irgend einen Einfluss in den Kirchensachen des Grossherzogthums. 


$ 3. Alle neue bischöfliche Verordnungen, so wie alle erzbischöfliche 
Verordnungen und Verfügungen, desgleichen alle Beschlüsse von Synoden und 
Kirchen-Versammlungen, endlich alle Bullen und Breven oder sonstige Erlasse 
des römischen Stuhls an die katholische Kirche, das Grossherzogthum mit 
angehend, oder an eine kirchliche Stiftung, eine (semeinde, oder einzelne Ein- 
wohner des Grossherzogthums, wessen Inhaltes sie auch sein mögen, und 
sonst ohne Unterschied, sind vor ihrer Bekanntmachung oder Insinuation der 
Staats-Behörde zur Einsicht vorzulegen. Auch dürfen dieselben in so fern 
als sie nicht bloss geistliche Vorschriften enthalten, und nicht bloss moralischen 
und dogmatischen Inhalts sind, ohne das von dem Landesherrn ausdrücklich 
ertheilte Placet nicht publieirt, nicht insinuirt, nicht zur Anwendung gebracht 
werden. Wer in dem Grossherzogthume dagegen handelt, oder hieran Theil 
nimmt, soll zur Untersuchung gezogen, und nachdrücklich bestraft werden. 
Auch für alle frühere päpstliche Anordnungen ist die Genehmigung von Seiten 
des Staates nothwendig, sobald von solchen auf's Neue Gebrauch gemacht 
werden will. Das landesherrliche Placet ist zu jeder Zeit widerruflich. 

8 4. Die Berufung an den Papst als dritte Instanz findet nur in reinen 
Kirchen-Sachen statt. Auch wird hierbei als ausdrückliche Bedingung voraus- 
gesetzt, dass, mit Zustimmung des Staates, hinlänglich geeigenschaftete Geist- 
liche innerhalb der Grenzen des Grossherzogthums oder des Preussischen 
Reichs als Synodal-Richter bestellt, und für das Grossherzogthum ad genera- 
litatem causarum bevollmächtigt werden. 


2 5 statuirt den recursus ab abusu. 





\ 


1) Das bisch. Generalvikariat zu Fulda hat gegen dieses Gesetz öffentlich 
protestirt. Später hat Bischof Pfaff dem Pfarrer von Weimar den Eintritt in 
die Immediatkommission gestattet, weil er von der Mitwirkung des kath Geist- 
lichen eine gerechtere Würdigung der kath. Verhältnisse erhoffte. Als diese 
Hoffnung sich nicht erfüllte, gestattete der Bischof Christoph Florentius Kött 
dem folgenden Pfarrer den „gesetzlich verordneten Eintritt“ nicht mehr. 
Vering Kirchenrecht S. 209 n. 16. 


ce) Sachsen-Weimar: Ges, v. 7. Oktober 1823. 435 


2 6 sichert der kath. Kirche ‚neben der brüderlich vereinigten evangelischen 
(protestantischen) Kirche“ den gleichen Schutz des Staates. 

2 7 bestimmt über die Feier der Festtage. Der Charfreitag ist von beiden 
Konfessionen zu feiern. Vgl. 2 1 des folg. Gesetzes. 

2 8. Prozessionen sollen in Weimar und Jena nicht ausserhalb der Kirche 
oder des Kirchhofs stattfinden. Wallfahrten „als durch welche das Hauswesen 
vernachlässigt und die Sütlichkeit mehr gefährdet als gefördert wird“, sind bei 
Strafe untersagt. Auswärtige Prozessionen sind an den Grenzen zurückzuweisen. 
S. 2 2 des f. Gesetzes. 

2 9 ordnet das Gebet für den Grossherzog an. 

2 10 hebt das katholische Asylrecht auf. 

22 11-15 bestimmen über Befriedigung der katholischen Kirchen- und Schul- 
bedürfnisse, über Erhaltung und Steuerfreiheit des kath. Kirchen-, Schul- und 
Stiftungsvermögens. 

2 14 hebt den bisherigen (protest. u. kath.) Pfarrzwang auf und theilt die 
Katholiken des Eisenacher Theils den Pfarreien Zella, Buttlar und Dermbach zu. 

2 15 statwirt in gemischten Gemeinden die Beitragspflicht der Katholiken und 
Protestanten zu den Kultusgebäuden der andern Konfession (s. 2 3 des f. @es.). 


$S 16. Junge Katholiken des Grossherzogthums, welche sich dem geist- 
lichen Stande widmen, und dereinst zu Priestern und Seelsorgern befördert sein 
wollen, haben sich 1. nach Beendigung der theologischen Studien auf einer 
katholisch geistlichen Lehr-Anstalt bei der Immediat-Kommission persönlich 
vorzustellen, und derselben Zeugnisse über ihr Wohlverhalten auf dem Gym- 
nasium und Lyceum, über die fleissig und mit Nutzen besuchten theologischen 
und anderen Kollegien, über die hierüber mit ihnen vorgenommenen Prüfungen, 
desgleichen über ihr sittliches Betragen vorzulegen. Geht 2. dieser Behörde kein 
Bedenken hiebei bei gegen die Fähigkeiten des Kandidaten, gegen dessen Kennt- 
nisse, Sittlichkeit und übrigen hier zu berücksichtigenden Eigenschaften zu; 
so spricht sie solches in einem Zeugnisse aus, in welchem der Kandidat zur 
Haupt-Prüfung und zur Aufnahme in das Seminar empfohlen wird. Mit diesem 
Zeugnisse hat sich 3. der Kandidat bei der bischöflichen Behörde zu melden, 
welche demnächst über die mit ihm vorgenommenen Prüfungen und von deren 
Erfolg abhängende Aufnahme in das Seminar das Weitere der Immediat-Kom- 
mission mittheilen wird. — Vor dem Abgange in das Seminar sind die Kanldi- 
daten von der Immediat-Kommission ernstlich zu erinnern, dass sie sich auf 
demselben und vor ihrer Anstellung auch mit dem Lehrfache (Schulfache), 
ngleichen mit dem Kirchen-Rechnungswesen bekannt zu machen, und in 
ersterem fleissig zu üben haben. Die Immediat-Kommission soll über das 
Betragen und die Fortschritte der Seminaristen von Zeit zu Zeit Erkundigungen 
einziehen, auch sich überhaupt den Haus- und Studien-Plan mittheilen lassen. 


$ 17. Was die Verleihung!) der katholischen Pfarreien und anderer kirch- 
lichen Pfründen anlangt, so kann dieselbe ordentlicher Weise nicht anders 
als an Landeskinder- geschehen, vorausgesetzt nur, dass sie dazu gehörig vor- 
bereitet und tüchtig befunden worden sind. — Dem Landesherrn bleibt, und 
zwar mit Ausschluss jedes Devolutions-Rechtes der bischöflichen Behörde, die 
Vergebung solcher Pfarreien und anderer kirchlichen Pfründen vorbehalten, in 





1) Ueber die später geführten Verhandlungen bezüglich der Besetzung 
kirchlicher Stellen vgl. Vering a. a. O. S. 210. 
28* 
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Ansehung welcher demselben das Patronat-Recht zusteht, es mag dieses durch 
Fundation, Dotation, Herkommen oder vermöge irgend eines Rechts-Titels 
erworben worden sein. Auch fallen in das landesherrliche freie Patronat-Recht 
diejenigen Kirchen-Pfründen, zu welchen vormals geistliche Korporationen oder 
einzelne Glieder derselben, als solche, nominirt (präsentirt) haben. Die Kollation 
der übrigen Pfarreien und Pfründen steht dem Bischofe zu. Sie kann aber 
nur an solche Personen geschehen, wider welche der Landesherr etwas nicht 
einzuwenden hat, mithin durchaus nicht ohne landesherrliche Zustimmung. Die 
Bestellung der Pfarr-Vikarien und Kooperationen bleibt der bischöflichen Behörde, 
nach vorgängiger Kommunikation mit der Immediat-Kommission, überlassen. 


$ 18. Sämmtliche katholische Pfarreien des Grossherzogthums bilden ein 
Dekanat, welchem ein Geistlicher des Landes als Dechant vorsteht. — Die 
Installation eines neuen Pfarrers und die Einsetzung desselben in den Genuss 
der Pfründe geschieht von dem Justiz-Beamten des Bezirks und dem Dechant, 
als dem bischöflichen Bevollmächtigten, nach der hierüber bestehenden Vor- 
schrift. -— Vor der Installation ist jeder Geistliche als Unterthan und Diener 
dem Staate eidlich zu verpflichten !). — Keinem Geistlichen ist erlaubt, besondere 
Würden, Titel und dergleichen von einem Auswärtigen, geistlichen oder welt- 
lichen Standes, ohne Einwilligung des Landesherrn, anzunehmen. 


$ 19. Die Anstellung der Schullehrer .... bleibt der Immediat-Kommission 
überlassen. — Da aber die Schullehrer in der Regel auch zugleich den Religions- 
unterricht in den Elementarschulen ertheilen, auch Kirchendiener sind und 
insofern unter der bischöflichen Behörde stehen, so hat die Immediat-Kommission 
die bischöfliche Behörde von jeder solchen Anstellung in Kenntniss zu setzen, 
auch den Schullehrer selbst anzuweisen, dass er sich bei solcher ordnungs- 
mässig zu melden habe. — Die Schullehrer werden vor ihrer Anstellung von 
der Immediat-Kommission für das Kirchen- und Schulwesen verpflichtet. 


$ 20. Bei einer jeden Pfarr- und Filialkirche besteht ein Kirchenvorsteher- 
amt aus dem Pfarrer und zwei kath. Gemeindegliedern . . 


23 21—30 normiren die Zuständigkeit und Obliegenheiten der Kirchenvorsteher. 


$ 31. Der Dechant hat jährlich einmal die Pfarreien und Kirchen zu 
visitiren und nach Beendigung dieses Geschäfts an die Immediat-Kommission 
... . Bericht zu erstatten. 

2 32 bestimmt die Visitation der kath. Schulen durch ein oder zwei Mitglieder 
der Immediat- Kommission. 

.22 33 (Visitation des Bischofs). 

2 34—539 normiren die staatliche Gerichtsbarkeit über Geistliche und Lehrer; 
36 Testirfreiheit der Geistlichen. 

22 40—43 statuiren die Einhaltung der staatl. Verordnungen über Taufen, 
Ehen und Begräbnisse, über Stolgebühren. 

22 44—50 bestimmen über die staatliche (z. B. Dispens vom Aufgebot durch 
die Immediat-Kommission) und kirchliche Zuständigkeit in Ehesachen. Diese 2 
sind durch das RG. v. 1875 obsolet geworden. 

22 51—56 über religiöse Erziehung von Kindern aus Mischehen sind durch 
die 22 6—10 des folgenden Gesetzes v. 1857 ersetzt. 





1) Die Verhandlungen über Ablegung des Diensteides s. Vering |. e. 


S. 212. 


e) Sachsen-Weimar: Abänderungsgesetz vom 6. Mai 1857. 437 


$ 57. Entstehen über die Anwendung der hier in $S 51-56 ausgesprochenen 
Verordnungen Zweifel und können diese von dem Konsistorium des Bezirks 
und der Immediat-Kommission ... .. im Einverständniss nicht gehoben werden, 
so gehört die Entscheidung lediglich vor das Staatsministerium. 

$ 58. Beerdigungen sollen in der Regel am Orte des Ablebens statthaben. 

$ 59 gibt Weisung an die Oberkonsistorien und Immediat Kommission, die 
Geschäfte im Geiste des Friedens zu behandeln und 2 60 verbietet Proselyten- 
macherei. 

$ 61 ist ersetzt durch 2 10 des folgenden Gesetzes. 


2. Gesetz über Abänderung einiger Vorschriften des Ges. v. 7. Oktbr. 
1823 über das Verhältniss der kath. Kirchen und Schulen. 
Vom 6. Mai 1857. 


$ 1. In Beziehung auf die bisher beiden Konfessionen gemeinschaftlichen 
allgemeinen kirchlichen Fest- und Feiertage, sowie auch in Beziehung auf die 
besondern kirchlichen Festtage jeder einzelnen Konfession bewendet es bei 
dem jetzigen Gebrauche. Werden aber von dem Landesherrn bei besondern 
Ereignissen, z. B. einer Dank-, Erinnerungs- oder Trauerfeier, kirchliche Feier- 
lichkeiten als allgemeine Feste angeordnet, so wird nach vorgängigem Benehmen 
auch von der bischöflichen Behörde in den katholischen Kirchen das Geeignete 
vorgeschrieben werden. 

$ 2. Prozessionen richten sich nach dem Herkommen der Parochie, bei 
welchem es auch ferner bewendet; jedoch bleibt bei denselben wie bei Wall- 
fahrten, sobald eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit 
zu besorgen ist, die geeignete polizeiliche Massnahme vorbehalten. Der $ 8 
des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 ist hierdurch aufgehoben. 

$ 3. Die im $ 15 des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 ausgesprochene 
Verpflichtung protestantischer und katholischer Unterthanen in gemischten 
(semeinden zum Bau und zur Erhaltung der geistlichen Gebäude einer andern 
Konfession ist aufgehoben, es sei denn, dass sie auf besonderm privatrecht- 
lichen Titel beruhte. — Im Uebrigen hat jede Parochie für ihre eigenen Bedürf- 
nisse zu sorgen. 

$ 4. (Anzeige von bischöfl. Ehedispensen an die Immedintkommission), 5 
( Sühneversuch bei Ehestreitigkeiten) u. 6 (Rel. Kindererziehung bei Mischehen) 
sind durch $ 12 des G. vom 10. April 1875 aufgehoben. 

$ 7. Treten beide Eltern zu der andern Konfession über, so ist zu unter- 
scheiden zwischen denjenigen Kindern, welche schon zu dem Genusse des 
Abendmahls zugelassen worden sind!) und denen, bei welchen dieses noch 
nicht der Fall ist. Diese letzteren folgen der nunmehr gewählten Konfession 
des Elternpaares, jene verbleiben in der Konfession, in der sie bisher unter- 
richtet wurden. — Auch finden die vorstehenden Bestimmungen hinsichtlich 
der Kinder Anwendung, wenn der eine oder der .andere Theil einer früher 
gemischten Ehe die Konfession ändert, so dass nun beide Ehegatten derselben 
Konfession angehören. Waren aber beide Eltern einer und derselben Konfession 
zugethan, so hat die Religionsveränderung des einen Theils keinen Einfluss 
auf die Erziehung der Kinder. 





1) Jetzt entscheidet „das vollendete 12. Lebensjahr“ nach $ 12 d. G. v. 
10. April 1875. 
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$ 8. (Uneheliche Kinder und solche Kinder, welche in Ehebruch oder 
Blutschande erzeugt werden, folgen der Konfession der Mutter. Der folgende 
Satz (legitimirte Kinder) ist aufgehoben. 

$ 9. Bei Findlingskindern hängt die Bestimmung der Konfession von 
demjenigen ab, welcher die Verpflegung und Erziehung nach den Gesetzen zu 
bestreiten hat, oder freiwillig übernimmt. Im Zweifel aber ist für die Konfession 
zu entscheiden, welche am Orte des Auffinders eine Kirche hat, und wenn 
dort entweder beide Konfessionen Kirchen haben oder überhaupt keine Kirche 
sich befindet, für die, welcher die Mehrzahl der Einwohner angehört. — Sofern 
aus erheblichen Gründen, z. B. aus einer glaubwürdigen bei dem Findlingskinde 
gefundenen Erklärung, geschlossen werden kann, dass dasselbe als eheliches 
Kind einem Vater oder als uneheliches einer Mutter einer andern Konfession 
angehört, als die, in welcher es nach vorstehenden Bestimmungen erzogen 
werden müsste, behalten Wir Uns vor, dispensationsweise ein Anderes an- 
zuordnen. 

$ 10 (Formworschriften für den Religionswechsel) ist aufgehoben. 


3. Gesetz über die kirchlichen Dissidenten. Vom 10. Febr. 1864 (RBl. 6.) 

Dieses Ges. (s. Schmidt, Austritt S. 353) hat nach $ 1 Abs. 2 „für den 
Uebertritt von der protestantischen zur katholischen Konfession“ und umgekehrt 
keine Geltung. 


4. Gesetz über die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen zwischen 
Evangelischen und Katholiken, sowie über den Konfessionswechsel der 
Ev. und Kath. Vom 10. April 1895. 


$ 1. Die Kinder folgen der Konfession des Vaters. — Dies gilt, vorbehält- 
lich der Bestimmungen in $ 5 auch für den Fall, wenn der Vater seine Kon- 
fession wechselt. — Dem Vater ist die Bestimmung nachgelassen, dass die 
Kinder in der von seiner Konfession abweichenden Konfession der Mutter 
erzogen werden sollen. Bei der getroffenen Bestimmung hat es sein Bewenden. 
— Durch nachfolgende Ehe legitimirte, desgleichen von einem Ehepaar an 
Kindesstatt angenommene Kinder werden den ehelich geborenen gleichgeachtet. 

$ 2. Vorbehältlich der Bestimmung in $ 5 sind die aus einer Ehe stammenden, 
sowie die ihnen gleichzuachtenden Kinder in derselben Konfession zu erziehen. 

$ 3. Die Bestimmung, dass die Kinder in der Konfession der Mutter 
erzogen werden sollen, kann rechtsgültignicht früher, alsnach der Geburt des ersten 
Kindes und nur durch gerichtliche oder notarielle Erklärung getroffen werden. 

$S 4. Wird die Erziehung der Kinder dem Vater durch die Vormundschafts- 
Behörde wegen Unwürdigkeit entzogen, oder tritt dessen Bevormundung ein, 
so ist ein Konfessionswechsel des Vaters ($ 1 Abs. 2) ohne Einfluss und eine 
Bestimmung über Konfessionsänderung ($ 1 Abs. 3) ausgeschlossen. 

$5. Auf die Konfession derjenigen Kinder, die das 12. Lebensjahr 
vollendet haben, hat der Konfessionswechsel des Vaters keinen Einfluss und 
es kann die Konfession dieser Kinder auch durch die Bestimmung des Vaters 
nicht geändert werden. 

$ 6. Die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes durch Vertrag ($ 6 des G. 
v. 6. Mai 1857) bestimmte konfessionelle Erziehung der Kinder kann, so lange 
beide Eltern noch am Leben sind, nur im Einvernehmen dieser geändert werden. 
— Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossene Verträge über die 
religiöse Erziehung der Kinder sind rechtlich unverbindlich. 


€) S.-Weimar: G. über d. kirchl. Dissidenten, Konfession d. Kinder a. gem. Ehen ete. 439 


S 7. Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist berechtigt, seine Kon- 
fession nach eigener freier Ueberzeugung selbst zu wählen. 


$S 8. Wer nach vollendetem 18. Lebensjahre aus der evang. oder aus 
der kath. Kirche austreten will, muss dem zuständigen Geistlichen seiner Kon- 
fession seine Willensmeinung erklären, worauf ihn dieser über die Wichtigkeit 
des Schrittes zu belehren und darüber, dass dieses geschehen, ein Zeugniss 
auszustellen hat. — Der Austritt selbst ist vor einem Gericht oder Notar zu 
erklären und es ist vom Austretenden diese Erklärung dem Amtsgericht seines 
Wohnortes oder dauernden Aufenthaltsortes zu überreichen, wenn sie nicht vor 
diesem Gericht selbst abgegeben worden ist. In allen Fällen ist dem letzteren 
das Zeugniss über die Belehrung zu übergeben. — Zuständig zu Ausstellung 
des Zeugnisses ist der Geistliche des Wohnorts oder des dauernden Aufent- 
haltsorts. — Weigert sich der zuständige Geistliche das Zeugniss auszustellen, 
so ist er vom Amtsgerichte aufzufordern, die Ausstellung binnen vier Wochen 
zu bewirken. Erfolgt die Ausstellung innerhalb dieser Frist nicht, so ist von 
dem Erfordernisse der Zeugnissbeibringung abzusehen. — Einer Austritts- 
Erklärung, welche den vorstehenden Bedingungen nicht entspricht, kommt 
eine rechtliche Bedeutung nicht zu. 

$ 9. Das Amtsgericht hat den erfolgten Austritt in das von jedem Amts- 
gerichte zu führende „Austrittsregister“ einzutragen und binnen einer Woche 
einen Registerauszug dem evangel. Kirchengemeindevorstande, bezw, dem kathol. 
Kirchenvorsteheramte derjenigen Gemeinde zuzufertigen, welcher der Aus- 
getretene bisher angehörte. 

$ 10. Der Austritt aus der evangel. oder aus der kath. Kirche bewirkt, 
dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche auf der Zugehörigkeit zur Kirchen- 
gemeinde beruhen, vom Beginne des auf die Austrittserklärung folgenden 
Kalenderjahres an nicht mehr verpflichtet ist; jedoch hat der Ausgetretene zu 
den Kosten eines ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf 
desjenigen Kalenderjahres, in dem der Austritt erfolgt, festgestellt wird, bis 
zum Ablauf des zweiten Kalenderjahres ebenso beizutragen, als wenn er seinen 
Austritt nicht erklärt hätte. — Leistungen, welche nicht auf der persönlichen An- 
gehörigkeit zur Kirchengemeinde beruhen, werden durch den Austritt nicht berührt. 


$S 11. Die Festsetzung der Form, in welcher die Aufnahme in die evangel. 
oder in die kath. Kirche zu erfolgen hat, bleibt der betreffenden Kirche über- 
lassen, jedoch darf diese Aufnahme keinesfalls öffentlich vor versammelter 
Gemeinde erfolgen. — Der Aufgenommene hat im Mangel besonderer Bestimm- 
ungen oder Vereinbarungen zu denjenigen Lasten der ihn aufzunehmenden 
Kirchengemeinde beizutragen, die nach dem Tage der Aufnahme fällig werden. 

$ 12. Die nach Inkrafttreten des RG. vom 6. Febr. 1875 über die Beur- 
kundung des Personenstandes und die Eheschliessung noch in Geltung gebliebenen 
Bestimmungen des Ges. vom 10. Febr. 1864 über die Dissidenten werden durch 
das gegenwärtige Gesetz nur insofern berührt, als im letzten Abs. des $ 1 
des Ges. vom 10. Febr. 1864 auf $ 10 des Ges., betr. Abänderung einiger 
Vorschriften etc. (s. S. 438), Bezug genommen wird. Dieser $ 10 wird gleich 
den übrigen mit dem gegenwärtigen Gesetze in Widerspruch stehenden Be- 
stimmungen des Ges. vom 6. Mai 1857 aufgehoben. — Hienach bleiben ausser 
den SS 1, 2, 3 die S$ 7, 8 Satz 1 und $ 9 des zuletzt genannten (Kesetzes mit 
der Massgabe in Kraft, dass in den Fällen des angezogenen $ 7 nicht der 
Genuss des Abendmahles, sondern das vollendete 12. Lebensjahr entscheidet. 


“ 
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5. Volksschulgesetz vom 24. Juni 1874 (RBl. Nr. 191). 
I. Die Schule. 


$ 1. Die Volksschule hat die Aufgabe, der Jugend durch Unterricht und 
Erziehung die Grundlage sittlich-religiöser Bildung und die für das bürgerliche 
Leben nöthigen allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten zu gewähren. 

$ 3. Der Unterricht soll das Fassungsvermögen der Kinder nicht über- 
steigen, die Schulzucht den väterlichen Charakter nicht verläugnen. — Ueber 
die jeweilige Einrichtung der Schulen, sowohl was den Unterrichtsplan (den 
allgemeinen wie den besonderen örtlichen) als was die Erziehungs- und Lehr- 
mittel und die Schulzucht anbelangt, trifft die oberste Staatsbehörde für das 
Schulwesen Bestimmung. — Bei Anordnung und Ueberwachung des Religions- 
unterrichtes steht der kirchlichen Behörde das Recht der Mitwirkung zu unter 
der entscheidenden Oberaufsicht des Staates. 

$ 9. An Orten, wo besondere Konfessionsschulen neben der allgemeinen 
Örtsschule bestehen, haben die schulpflichtigen Kinder nach der Wahl und 
Bestimmung ihrer Eltern oder Erzieher entweder die Schule ihrer Konfession 
oder der allgemeinen Ortsschule zu besuchen. — Zur Theilnahme am Religions- 
unterrichte der Schule, die sie besuchen, sind die Kinder dann nicht verpflichtet, 
wenn in ihrer Konfession kein Religionsunterricht an der Schule ertheilt wird 
(cf. $ 47). — Die neben der allgemeinen Ortsschule bestehenden besonderen 
Konfessionsschulen haben den Charakter von Privat-Unterrichts-Anstalten. 

$ 10. Privatunterricht, welcher den Unterricht der Volksschule vertreten 
soll, kann nur von Lehrern oder Lehrerinnen ertheilt werden, welche die 
geordneten Prüfungen bestanden haben oder sonst von der Oberschulbehörde 
für qualifizirt erachtet werden. — Privatunterrichts-Anstalten und Fabrikschulen 
mit solcher Berechtigung bedürfen überhaupt der Genehmigung der obersten 
Schulbehörde und stehen unter der Aufsicht derselben. Die Genehmigung darf 
nur unter ausdrücklicher Anführung der Gründe versagt werden. 


II. Die Schullehrer. 


$ 24. Die dem Lehrer nach jedes Orts Herkommen obliegenden kirch- 
lichen Funktionen ist derselbe auch künftig zu verrichten verbunden (cf. $ 34) 
Dagegen ist er zu dem Glocken- und Uhrdienst, dem Gregorius- und Neujahrs- 
Singen, dem (sevatterbrieftragen, Hochzeitsbitten und Chorrock-Tragen nicht 
" verpflichtet. 

S 27. Die Uebertragung von Kirchendiensten an den einzelnen Lehrer 
Seitens der obersten Schulbehörde kann nur mit Zustimmung des betreffenden 
Kirchgemeinde-Vorstandes, bezüglich der höheren kirchlichen Behörde geschehen. 
— Wo mit Rektorstellen noch kirchliche Funktionen verbunden sind, ist dem 
Landesfürsten vorbehalten, deren Abtrennung anzuordnen, sobald dies im 
Interesse der kirchlichen oder Schulverwaltung angemessen erscheint. Solange 
diese Abtrennung nicht erfolgt ist, bleibt die Regulirung ihrer Gehaltsverhält- 
nisse in das Ermessen der Staatsregierung gestellt. 

$ 34. Die Aceidencien, welche einem Lehrer, der zugleich einen niederen 
Kirchendienst versieht, für diesen Dienst zufliessen, gelten als Nebeneinkommen, 
welches bei Berechnung der Lehrerbesoldung, der Alterszulagen und der Pension 
nicht in Betracht kommt. 





1) S. das ganze Gesetz in Archiv 36, 232. 
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III. Die Schulgemeinde. 


$. 45. Jede politische Gemeinde bildet für sich allein oder mit anderen 
politischen Gemeinden zusammen eine Schulgemeinde. Ueber die Bildung und 
Trennung zusammengesetzter Schulgemeinden — Einschulungen und Aus- 
schulungen — beschliesst der Landesfürst mit Zustimmung der darüber zu 
hörenden betheiligten Gemeinden. Die von den Gemeinden versagte Zustimmung 
kann von den betreffenden Bezirks-Ausschüssen ergänzt werden. 

$ 47. Die Sorge für Erhaltung der Volksschulen liegt, soweit nicht etwa 
Kirchkassen oder andere Institute oder Personen zufolge eines Privatrechts- 
titels beitragspflichtig sind, zunächst den Schulgemeinden ob. — Diese Pflicht 
der Gemeinde zur Herstellung und Unterhaltung einer Volksschule für die in 
ihrer Mitte wohnenden schulpflichtigen Kinder erstreckt sich jedoch nur auf 
eine — wenn auch nach der Bestimmung des $ 12 mehrklassige — Schule 
ohne Unterschied der Konfession der einzelnen Kinder. — Gehören Kinder 
verschiedener Konfession der Ortsschule an, so kann von der obersten Schul- 
behörde nach Vernehmung der betreffenden kirchlichen Behörden auch ein 
mehrfacher Religionsunterricht an derselben Schule angeordnet werden. 

$S 52. Die einzelne Ortsschule wird in ihren rechtlichen Beziehungen 
durch den Schulvorstand vertreten. — Der Schulvorstand ist zugleich die 
unterste Schulbehörde. 

$ 53. Der Schulvorstand besteht: 

1. in einfachen Schulgemeinden: a) aus dem Bürgermeister und seinem 
Stellvertreter; b) aus dem oder den Geistlichen des Orts, in deren Konfession 
Unterricht in der Volksschule ertheilt wird; wo mehr Geistliche je einer 
solchen Konfession am Orte sind, bestimmt die oberste Schulbehörde denjenigen 
von ihnen, welcher dem Schulvorstande angehören soll; ec) aus dem Schullehrer, 
wo mehrere an einer Schule angestellt sind, aus dem ersten derselben .. .; 
d) aus soviel vom Gemeinderathe, oder wo ein solcher nicht besteht, von der 
(emeindeversammlung aus ihrer resp. Mitte gewählten Schulverordneten, als 
andere Mitglieder (a b e) im Schulvorstande sich befinden ... .; 

2. in zusammengesetzten Schulgemeinden treten den vorstehend unter la 
b ec u. d bezeichneten Mitgliedern aus der Muttergemeinde noch die Bürgermeister 
der eingeschulten Gemeinden und deren Stellvertreter zu einem zusammen- 
gesetzten Schulvorstande hinzu... . 

$ 54. Der Schulvorstand ist betraut mit der Aufsicht über die Ortssenule 
vorbehaltlich der angegliederten Schulen vom ersten Lehrer oder Rektor zu 
führenden nächsten Aufsicht. ... . 

$ 58. Den Vorsitz im Schulvorstande führt der Bürgermeister, in Ver- 
hinderungsfällen dessen Stellvertreter. — Der Vorsitzende leitet die Verhand- 
lungen des Schulvorstandes, bereitet die Berathungsgegenstände für denselben 
vor und sorgt für den geordneten Geschäftsgang in demselben, namentlich 
auch für die ordnungsmässige Erstattung der Berichte an die vorgesetzte 
Schulbehörde und für die Erledigung der sonstigen Geschäftsaufgaben des 
Schulvorstandes. — An Berathungen und Beschlussfassungen, welche die Person 
oder das persönliche Interesse des Schullehrers berühren, nimmt dieser letztere 
keinen Theil. par? 

$ 59. Der Schulvorstand ist befugt, einzelne Verwaltungsangelegenheiten 
einzelnen seiner Mitglieder zur besonderen Besorgung — immer jedoch unter 
Wahrung der eigenen Aufsichtspflichtt — zu übertragen. — Die ihm nach 
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$ 54 zugewiesene Aufsicht über die Ortsschule muss der Schulvorstand unter 
obigem Vorbehalte an eines seiner Mitglieder übertragen. Diese Wahl findet 
auf drei Jahre statt; scheidet das für diese Aufsicht gewählte Mitglied früher 
aus, so muss eine Neuwahl erfolgen. Sollte der Schulvorstand die Wahl unter- 
lassen oder sollte das erwählte Mitglied sich nach dem Urtheile des Schul- 
amtes und nach der Ansicht der obersten Schulbehörde als unfähig zur Aus- 
führung der ihm übertragenen Aufsicht erweisen, so ist die oberste Schulbehörde 
berechtigt, unter Anführung der Gründe für den einzelnen Fall ein anderes 
Mitglied des Schulvorstandes mit der Führung dieser Aufsicht auf so lange zu 
beauftragen, als die Funktionen des von dem Schulvorstande gewählten, von 
der obersten Schulbehörde zurückgewiesenen Mitgliedes gedauert haben würden. 
— Das mit der Aufsicht über die Ortsschule beauftragte Mitglied des Schul- 
vorstandes hat das Recht, dem Schullehrer Urlaub bis zu drei Tagen zu ertheilen. 


IV. Der Staat. 


$ 61. Der Staat ordnet und überwacht, unterstützt und ergänzt die 
Pflege der Volksschulen Seitens der Gemeinden; ersteres durch Führung der 
ÖOheraufsicht über das ganze Volksschulwesen und durch Bestimmung‘ seiner 
Einrichtung in allen Stücken, letzteres durch Darbietung nöthiger Zuschüsse 
und Beihülfen. 

$ 63. Das dem Schulvorstande der Gemeinde zunächst übergeordnete 
Organ des Staates zur Beaufsichtigung und Ordnung des Volksschulwesens ist 
einerseits 1. der Schulinspektor als technischer Beamter für die Beaufsichtigung 
der Lehrer in ihrem Leben und Wirken, der Schuleinrichtung und des Sehulunter- 
richts in dem ihm von der obersten Schulbehörde zugewiesenen Bezirke; 
anderseits 2. das Schulamt, welches aus dem betr. Bezirksdirektor und dem 
zuständigen Schulinspektor gebildet wird und die Aufsicht über die äusseren 
(Verwaltungs- und Disziplinar-) Angelegenheiten der Schulen und der Lehrer des 
Bezirks führt. 

$ 67. Oberste Schulbehörde ist das Staats-Ministerium, Departement des 
Kultus. Ihm steht die oberste Leitung des gesammten Volksschulwesens im 
Grossherzogthum in allen Beziehungen und nach allen Richtungen, die oberste 
Anordnungen alles dessen, was zur Ausführung dieses Gesetzes nöthig oder 
diensam ist, und die endgültige Entscheidung aller in der Verwaltung des 
Volksschulwesens erhobenen Fragen zu. — Auch auf die katholischen Volks- 
schulen des Grossherzogthums leiden die Bestimmungen dieses (Gresetzes An- 
wendung, namentlich auch was die Ernennung und Wirksamkeit der Schul- 
Inspektoren und die Zusammensetzung und Kompetenz der Schulämter betrifft. 
Nur hinsichtlich des Geschäftsverkehres zwischen den Schul-Inspektoren und 
Schulämtern der katholischen Schulen einerseits und der obersten Schulbehörde 
(dem Staats-Ministerium) andererseits verbleibt es dabei, dass dieser Geschäfts- 
verkehr durch die Immediat-Kommission für das katholische Kirchen- und 
Schulwesen vermittelt wird. 


d) Im Grossherzogthum Oldenburg. 


* Das Grossherzogthum Oldenburg besteht aus drei räumlich getrennten Theilen, 
welche unter verschiedener bischöflicher Jurisdiktion stehen ; nämlich a) das eigent- 
liche Herzogthum O. untersteht dem Bischof von Münster (s. S. 57 Nr. XXIX), 


d) Oldenburg: VO. vom 5. April 1831; Konvention vom 5. Januar 1830. 4453 


b) das Fürstenthum Birkenfeld (Dekanat Birkenfeld mit 7 Pfarreien und 8900 
Kath. gegen 28500 Akath.) dem Bischof von Trier (s. S. 56 Nr. XXVIII) und 
c) das Fürstenthum Eutin oder Lübeck (200 K.) dem Bischof von Osnabrück als apost. 
Provikar der nordischen Missionen (Mejer, Propaganda 2, 514). Unterm 
5. Jan. 1830 wurde zwischen der oldenburgischen Regierung und dem damaligen 
Fürstbischof von Ermland Prinz Joseph von Hohenzollern als apostolischem Vikar 
eine Konvention zur Regulirung der kirchlichen Angelegenheiten der Katholiken 
des Grossherzogthums geschlossen und durch Kabinetsordre vom 5. April 1831 ‚als 
Fundamentalstatut der kath. Kirche im Herzogthum Oldenburg“ publizirt. Wenn 
auch die Konvention die Genehmigung des Apostolischen Stuhles nicht erhielt, so 
bildet sie doch thatsächlich die Grundlage für das Verhältniss zwischen der kath. 
Kirche und der Regierung in Oldenburg. Zu Vechta wurde ein Offizial eingesetzt, 
der im Namen des Bischofs von Münster die bischöfliche Jurisdiktion zu üben hat. 


1. Verordnung zur Regulirung der Diözesan-Angelegenheiten der 
katholischen Einwohner des Herzogthums Oldenburg und der Erbschaft 
Jever. Vom 5. April 18311). 


$ 2. Die unter A anliegende ... Konvention ... soll als Funda- 
mentalstatut der kath. Kirche... künftig angesehen ünd befolgt werden. 

$ 5. Unser landesherrliches Majestätsrecht oder jus circa sacra bleibt 
in seinem ganzen Umfang vorbehalten, und haben wir wegen dessen Wahr- 
nehmung das unter B anliegende Normativ abfassen lassen. . 


2. (Anlage A.) Vertrag zur Regulirung der Diözesan-Angelegenheiten 
der katholischen Einwohner des Herzogthums Oldenburg. Vom 5. Jan. 1830. 


$ 1. Die zum Bisthum Münster gehörigen Pfarreien der Kreise Kloppen- 
burg und Vechta bleiben in dieser Verbindung. Die Pfarreien : Damme, Neuen- 
kirchen und Holdorf werden vom Bisthum Osnabrück nach Münster verlegt. 
Die Pfarreien beider Kreise bilden in Zukunft einen besondern Theil des Bis- 
thums Münster, unter der Benennung des Oldenburgischen Bezirks. 

$ 2. Die kath. Kirchen zu Jever und Oldenburg scheiden aus der Ver- 
bindung mit der nordischen Mission, sie werden von dem Bischof von Münster 
verwaltet, nach gleichen Rechten als dem Bischof von Breslau durch die 
erwähnte Bulle in Betreff der kath. Kirchen zu Berlin und Potsdam beigelegt 
worden sind. ... 

$ 4. Se. Kgl. Hoheit stiften mit Einwilligung Sr. Kgl. Majestät von 
Preussen an der Domkirche zu Münster zwei Ehrenkanonikate, zu gleichen 
Einkünften und Rechten, als den übrigen Ehrenkanonikaten an derselben Kirche 
beigelegt worden. Der Bischof von Münster wird diese Kanonikate vergeben 
und zwar so, dass eins derselben allzeit dem Offizial, das andere hingegen dem 
ältesten Dekan des oldenburgischen Bezirks zu Theil werde. 

$ 5. Es soll in das Belieben Sr. Kgl. Hoheit gestellt sein, auch ein wirk- 
liches Kanonikat am Dom zu Münster in gleicher Art zu stiften. 

$ 6. Der oldenburgische Bezirk erhält seine eigene Behörde, die unab- 
hängig von dem Generalvikariat zu Münster unmittelbar dem Bischof untersteht. 





1) S. diese Verordnung mit den beiden umfangreichen Anlagen bei 
Müller, Lexikon des KR. 5, 399 ff. Im eigentl. Oldenburg gibt es 70000 Kath. 
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$ 7. Zum Sitz der Behörde ist die Stadt Vechta ausersehen. Die Behörde 
wird bestehen: aus dem vorsitzenden ÖOffizial und 4 Assessoren, nämlich 
2 Gottesgelehrten und 2 Rechtsgelehrten. Dazu kommen ein Sekretär, ein 
Kopist und ein Bote. 

$ 11. Der geistlichen Behörde zu Vechta wird die ordentliche Amts- 
gewalt des Bischofs übertragen, so dass sie nicht nur die gemeinrechtlichen 
Befugnisse eines Generalvikars ausüben, sondern überhaupt alle nicht ausdrück- 
lich vorbehaltenen Geschäfte gültig versehen kann. 

$ 12. Vorbehalten wird: die Bereitung des Chrisma, die Einweihung von 
Kirchen, Kapellen und Altären, die Aufnahme zu den heiligen Weihen sammt 
den Prüfungen, die sie begleiten, als da sind das examen pro ordin'bus und die 
erste Prüfung pro cura und pro concionibus, die Dispens von Irregularitäten und 
Gebrechen, die sich auf den Empfang und die Ausübung der Weihen beziehen, 
und die Ertheilung der Weihen selbst; weiter das Recht, Synoden abzuhalten, 
Statuten zu errichten oder zu bestätigen, päpstliche Verordnungen und Beschlüsse 
der General- und Provinzial-Konzilien abzunehmen und zu verkündigen, Pfarreien 
zu dismembriren und heilige, zum Gottesdienst geweihte Orte nöthigen Falls 
zu profanem Gebrauch ab- und aufzugeben. 

22 13—24 geben Bestimmungen über die Zuständigkeit ‚des Offizials bei 
Approbation der Beichtväter, Sendung der Hülfspriester, Dispensen, Pfründewesen. 
Schulsachen. 

$ 24. Pfarrbenefizien oder Pastorate, die nicht etwa dem weltlichen 
Patronatrechte einer Privatperson oder Kommune unterworfen sind, sollen 
durch Konkurs, nach Vorschrift des Konzils von Trient vergeben werden und 
zwar insofern sie etwa dem landesherrlichen Patronat unterworfen sein möchten 
kraft einer allgemeinen, dem Offizial hiezu ertheilten Vollmacht des Landesherrn. 


$ 25. Ein solcher Konkurs wird nach bisheriger Weise durch den Offizial 
ausgeschrieben. Fremde können nicht daran Theil nehmen, ausser mit besonderer 
Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit. Es werden jedoch nicht als Fremde 
angesehen: Geistliche, die im Auslande geboren, aber mit Zustimmung der 
Regierung zum Oldenburgischen katholischen Klerus aufgenommen sind; des- 
gleichen Inländer, die mit gleicher Zustimmung ausserhalb des Herzogthums 
Oldenburg, aber innerhalb des Bisthums Münster, als Kapläne oder Pfarr- 
Gehülfen fungiren. Derjenige von den Konkurrenten, den die Examinatoren 
für den würdigsten erklärt haben, wird durch den Öffizial der Regierung 
präsentirt. Der Normirte erhält die Institution vom Bischofe. Die Einführung 
erfolgt auf die seither übliche Weise. 

2 26—31 bestimmen über die Zuständigkeit des Ofizialats als Gerichtshofes 
in Benefizial-, Sponsal- und Ehesachen. 

$ 32. Oldenburger, die geistlich werden und Theologie studiren wollen, 
lassen sich beim Offizial in Vechta einschreiben. Sie besuchen demnächst ent- 
weder die Akademie zu Münster oder mit Vorwissen des Bischofs eine andere 
katholische Universität drei Jahre lang. Nach deren Verlauf und nach über- 
standener Prüfung treten sie in das Klerikalseminar zu Münster, um für ihren 
heiligen Stand geistlich vorbereitet, in dem Ritual unterwiesen und zu den 
Weihen aufgenommen zu werden. Ihre Aufnahme erfolgt innerhalb der Anzahl, 
über welche man sich geeinigt hat, kostenfrei; die übrigen Aspiranten werden 
unter gleichen Bedingungen aufgenommen, als die königlichen Unterthanen. 

22 33—37 bestimmen über den Pfarrkonkurs, Disziplinarsachen u. s. w. 


d) Oldenburg: Normativ vom 5. April 1831. 445 


3. (Anlage B.) Normativ für die Wahrnehmung des landesherrlichen 
Hoheitsrechts (jus circa sacra) über die römisch-katholische Kirche 
im Herzogthum Oldenburg vom 5 April 18311). 

Behörden zur Wahrnehmung der Kirchenhoheit. 

‘$ 1. Die Ausübung des landesherrlichen Hoheits-Rechtes (jus circa sacra) 
über die römisch-katholische Kirche im Herzogthum Oldenburg und der Erb- 
herrschaft Jever ist übertragen: 

a) einer Immediat Kommission, welche in Gemässheit der ertheilten In- 
struktion entweder selbständig oder nach der auf erstattete Berichte an 
das Kabinet ertheilten Resolution verfügt, und in Unterordnung unter diese 
Kommission ; 

b) dem Anwalte der geistlichen Güter (advocatus piarum causarum), welcher 
zugleich als landesherrlicher Bevollmächtigter (Prokurator) bei dem bischöflichen 
Offizialate in Vechta angestellt ist; 

c) dem Amtmann in seinem Distrikte, welcher nach $ 75 der Beamten- 
Instruktion mit dem Pastor und Juraten (Emonitor, Provisor) in den die Tem- 
poralien betreffenden Angelegenheiten der Kirchen, Schulen und frommen 
Stiftungen in seinem Distrikte den Kirchen- und Schul-Vorstand bildet nach 
den folgenden Bestimmungen. 


Verhandlungen mit dem Bischof. 


$ 2 Der Immediat-Kommission liegen ob alle Verhandlungen mit dem 
Bischof zu Münster, zu Anwendungen der Bestimmungen des Vertrags wegen 
Regulirung der Diözesan-Angelegenheiten v. 5. Jan. 1830, insbesondere wegen 
Besetzung erledigter Stellen des Offizials, der Beisitzer und des Sekretärs der 
geistlichen Behörde in Vechta, sowie der Landdechanten, die Prüfung und 
Genehmigung der denselben zu ertheilenden Bestallungen und Dienstinstruk- 
tionen, Reglements der Geschäftsordnung und Sporteltaxen, die Abnahme des 
von den Angestellten zu leistenden Unterthaneneides. 

$ 3 u. 4 ordnen die Verhandlungen der Kommission mit dem Offizialat und 
des Ofizialats mit dem Anwalt der geistl. Güter und den Kirchenvorständen. 


Placet. 
$ 5. Alle?) päpstlichen, erzbischöflichen, bischöflichen, sowie die etwa von 
einer Synode, von einem Legaten oder Nuntius ausgehenden Anschreiben und Ver 





1) Während die Konvention durch Vereinbarung der Staatsregierung und 
des Bischofs zu Stande kanı, ist das Normativ ein einseitiges, von der Staats- 
regierung im Wege der Gesetzgebung erlassenes Statut, gegen welches die 
bischöfliche Behörde wiederholt protestirte. 

2) Nach dem Jahre 1848 und besonders nach Erlass der Verfassung 1852 
wurden zwischen der oldenburgischen Regierung und dem Bischof von Münster 
Verhandlungen eingeleitet, um manche Widersprüche zwischen der Konvention 
und dem Normativ zu heben und die kirchlichen Verhältnisse dem neuen 
Staatsgrundgesetz anzupassen. Die Hauptbeschwerdepunkte des Bischofs waren 
die Mittheilung der kirchlichen Erlasse, die Besetzung der Pfründen und die 
Organisation von Kirchengemeinden. Bezüglich der kirchlichen Erlasse wurde 
vereinbart, dieselben sollten gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Gross- 
herzoglichen Staatsregierung mitgetheilt werden. S. Bahlkamp im Archiv 


31, 432. 
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Jfügungen, ingleichen alle vom Ofizial selbst vermöge der ihm übertragenen Fakul- 
täten beabsichtigteu neuen kirchlichen Anordnungen, sie mögen den Gottesdienst 
oder die Verhältnisse des Klerus oder irgend einen andern Gegenstandıdes gemein- 
samen kirchlichen Lebens betreffen, sowie die Ausnahmen von den bestehenden 
Gesetzen durch (reneraldispensation, werden vor ihrer Bekanntmachung oder Voll- 
ziehung vom Offizialate entweder unmittelbar oder durch den landesherrlichen Be- 
vollmächtigten der Kommission zur Einsicht zugesandt, weiche, wenn sie hinsichtlich 
der landesherrlichen Rechte nichts dabei zu erinnern findet, solche mit dem Placet 
oder den Umständen nach nur mit dem Visum versehen, auf eben dem Wege zurück- 
gehen lässt. Bei der demnächstigen Insinuation oder Publikation ist das Placet 
oder Visum der Kommission ausdrücklich mitbekannt zu machen. Etwaige Erinner- 
ungen werden durch mittelbare oder unmittelbare Verhandlungen zwischen der Kom- 
mission und dem Ofizialate zu akkomodiren gesucht. 

22 6—9 bestimmen über das Verhältniss der Staatsbehörde zur Geistlichkeit, 
über Schutz derselben und die staatliche Aufsicht über den Gerichtsstand der 


Geistlichen. 
Titulus mensae und Stipendien. 


$ 10. Der Vorschlag zum Titulus mensae und zu den vom Landesherrn 
etwa bewilligten Stipendien zur Ausbildung der Kandidaten der Theologie auf 
auswärtigen Universitäten geschieht vom Offizialat bei der Kommission, auf 
den Grund des mit den Aspiranten angestellten Examens pro ordinibus, unter 
Berücksichtigung vorzüglicher Fähigkeiten und des Bedürfnisses. 

Besetzung der Kurat-Stellen. A 

211. Zu Besetzung der Jastorate und anderer fundirten Kuratbenefizien 
auf dem im 2 24 u. 25 der Konvention bestimmten Konkurswege ist das motivirte 
Gutachten der Examinatoren über sämmtliche Konkurrenten vom Ofizialate an die 
Kommission einzusenden. Nachdem durch dieselbe die landesherrliche Approbation 
eingeholt ist, wird vom Offizialate die Verleihungsurkunde nach einem in Gemäss- 
heit jener Bestimmungen abzufassenden Formulare ausgefertigt und mit der Urkunde 
über die kanonische Institution an die Kommission eingesandt, von dieser jene 
mit einem Approbationsdekrete ex mandato speciali Serenissimi versehen, darauf 
der Nominirte zur Ablegung des Unterthaneneides vor die Kommission geladen 
und ihm die Verleihungsurkunde übergeben, die Institutionsurkunde aber mit einem 
Visum versehen an das Offizialat, nebst einer Abschrift des Protokolls über die 
Eidesleistung zurückgesandt. Die Einführung in die Temporalien geschieht in der 
Regel durch den Anwalt der geistlichen Güter als landesherrlichen Kommissarius ), 





1) Die S. 445 n. 2 erwähnten Verhandlungen über Pfründebesetzung 
dauerten nahezu 20 Jahre, während welcher die Pfarreien in Oldenburg blos 
mit Verwesern besetzt wurden. Endlich wurde folgende Vereinbarung erzielt: 
„Nachdem auf Ansuchen dem bischöflichen Offizial die Person des zu ernennenden 
Pfarrers bezeichnet und das Spezialmandat zur Ausfertigung der Kollation vom 
Bischof ertheilt ist, macht derselbe bievon der Grossherzoglichen Regierung 
Mittheilung und ersucht um Erwirkung der landesherrlichen Gutheissung. Ist 
diese erfolgt, so wird in der Kollationsurkunde zur bekundung derselben ein- 
geschaltet: ‚Serenissimo et Augustissimo Magno duce ÖOldenburgensi consen- 
tiente“ und Abschrift der Urkunde der Grossherzogl. Regierung mitgetheilt. 
Eine weitere Mitwirkung der Staatsregierung findet nicht statt und es restirt 
die staatlicher Seits beanspruchte Einführung in die Temporalien durch einen 
landesherrlichen Kommissär“. Vgl. Bahlkamp im Archiv 31, 432. 


d) Oldenburg: Normativ v. 5. April 1831; Staatsgrundges. v. 22. Novbr. 1852. 447 


Hülfsgeistliche. 


$ 13. Die Anstellung eines Kooperators, Vicekuratus oder sonstigen 
Hülfsgeistlichen ohne Benefizium bleibt dem Offizialate überlassen und kann 
von demselben jederzeit widerrufen werden; doch ist die approbatio pro cura 
und die Eingehung derselben der Kommission zum Visum einzusenden. 

g2 14—33 bestimmen über Anstellung von. niedern Kirchendienern, Urlaub 
von Geistlichen, Suspension und JFintlassung von Kirchendienern, Errichtung von 
Pfarreien und Benefizien, Verwaltung und Veräusserung von Kirchengütern, Rech- 
nungsführung, über die Führung der Kirchenbücher, über Kirchenvisitation. 

Landschulwesen. 

$ 34. Das Land-Schulwesen wird unter die Aufsicht des Offizials unter 
Mitwirkung der im $ 1 bezeichneten Behörden folgendermassen gestellt: 

1. Die Errichtung neuer Schulen, Trennung einer bestehenden in mehrere, 
Verbindung mehrerer zu einer, Veränderung der Grenzen der Schulacht, kann 
nur mit Zustimmung der Kommission geschehen, sowie 2. jede Veränderung in 
den eingeführten Schulgesetzen und Ordnungen. 3. Der Offizial wird auf Ver- 
besserung der Subsistenz der Schullehrer, wo sie nöthig ist, Bedacht nehmen 
und die darauf zielenden Anträge, insbesondere durch Zuschläge aus den Marken 
und bei Markentheilungen an die Kommission bringen. 4. Die Anstellung der Kirch- 
spiels-Schullehrer geschieht auf den motivirten Vorschlag des Offizials von der 
Kommission. 5. Die nächste Aufsicht über die Schullehrer, ihren Lebenswandel und 
den Schulunterricht, nach Vorschrift der Verordnung vom 2. Sept. 1801, steht 
den Pfarrern zu, welche zu dem Ende alle Schulen ihres Kirchspiels, so oft 
thunlich, zu besuchen und über den Befund in vorzuschreibenden Terminen 
an den ÖOffizial Bericht zu erstatten haben. Der Offizial hat, wann und wo es 
ihm angemessen scheint, stets aber bei (elegenheit der Kirchenvisitation, eine 
Schulvisitation vorzunehmen und die Resultate der Kommission anzuzeigen.... 

g2 35—40 handeln von der Normalschule zur Lehrerbildung, von der Gerichts- 
barkeit des Offizials, von Ehedispensen, Collisionen zw. Katholiken u. Protestanten, 


Mischehen. 
Vebertritt von einer Konfession zur andern. 


$ 41. So wenig dem Uebertritt von einer christlichen Konfession zur 
anderen oder der Wahl nach eingetretenen Unterscheidungsjahren (dem zurück- 
gelegten 14. des Alters) ein Hinderniss entgegensteht, so ist es doch nicht 
schicklich, dass ein solcher Austritt aus der Kirche heimlich geschehe, und es 
soll daher kein Geistlicher einen solchen Konvertiten ad sacra seiner Konfession 
wirklich zulassen, bevor derselbe ihm nicht eine Bescheinigung seines bis- 
herigen Beichtvaters oder Religionslehrers gebracht hat, dass diesem der Aus- 
tritt angezeigt worden. 

22 42—46 behandeln den Rekurs an den Landesherrn (ab abusw), sowie 
Formalien (Portofreiheit, Stempelpapier, Gehalt und Diäten des Anwalts der geıst- 
lichen Güter). 


4. Revidirtes Staatsgrundgesetz v. 22. Novbr. 1852. (GBl. Ss. 139 1). 
II. Abschnitt. Von den staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten im Allgemeinen. 
Art. 32. Jeder Staatsbürger hat volle Glaubens- und 


Gewissensfreiheit. 





1) Abgedr. bei Störk, Dr. Felix, Handbuch der deutschen Verfassungen 
S. 294. 
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Art. 34. $ 1. Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist 
nach zurückgelegtem 14. Lebensjahre der eigenen freien Ueber- 
zeugung eines jeden überlassen. 

S$S 2. In welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, 
haben lediglich Diejenigen zu bestimmen, denen nach bürgerlichen 
Gesetzen die Erziehungsrechte zustehen. — Letzteres gilt ins- 
besondere auch von der Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen. 

S 3. Die näheren Bestimmungen hierüber, wie es mit der 
religiösen Erziehung der Kinder nach dem Tode der Eltern zu 
halten ist, bleiben der Gesetzgebung vorbehalten). 


IV. Abschnitt. Von den Religionsgenossenschaften. 

Art. 74. Die christliche Religien soll bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staates, welche mit der Religionsübung im 
Zusammenhang stehen, zu Grunde gelegt werden, unbeschadet 
der in den Art. 35 und 36 gewährleisteten Religionsfreiheit. Es 
besteht indess keine Staatskirche. 

Art. 78. 8 1. Jede Religionsgesellschaft ordnet und ver- 
waltet ihre Angelegenheiten selbständig, unbeschadet der Rechte 
des Staates. 

$3. Das in Angelegenheiten der katholischen Kirche geübte 
Landesherrliche Placet und Visum bleibt aufrecht erhalten. 

Art.79. Die den Religionsgenossenschaften zustehende Wahl, 
Ernennung oder Einsetzung ihrer Beamten und Diener erfordert 
von Seiten der Staatsgewalt nur die Gutheissung nach Massgabe 
der Gesetze und Verträge. 

Art. 80 (garantirt den Kirchengesellschaften ausdrücklich den 
Besitz ihres Kirchenvermögens). 


V. Abschnitt. Von den Unterrichts- und Erziehungsanstalten. 

Art. 82. S 1. Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht 
unter der Oberaufsicht des Staates, 

S 2. Die nothwendige Verbindung zwischen Kirche und 
Schule wird, unter Berücksichtigung der konfessionellen Ver- 
. hältnisse, durch das Gesetz geregelt. In die oberen und unteren 
Schulbehörden sollen auch Geistliche und Schulmänner berufen 
werden. 

S 3. Die oberen Schulbehörden des Grossherzogthums 0. 
sollen für die evangelischen, sowie für die kath. Lehranstalten 
gesondert bestehen und so eingerichtet werden, dass der be- 





1) Ein Gesetz hierüber ist nicht erlassen, 


e) Braunschweig: Neue Landschaftsordnung vom 12. Oktober 1832. 449 


theiligten Kirche die zur religiös-konfessionellen Bildung der 
Jugend erforderliche Einwirkung gesichert sei. 
Art. 86. $ 1. Die Volksschulen sind Gemeindeanstalten. ... 
Art. 87. Alle Volksschulen sind so einzurichten, dass die 
Jugend in denselben eine allgemein menschliche und bürgerliche, 
sowie eine religiös-konfessionelle Bildung erhält. 


e) Im Herzogthum Braunschweig. 


* Im Herzogthum Braunschweig war durch die gewaltsame Ein- und Durch- 
führung der Kirchenneuerung der Katholizismus fast gänzlich ausgerottet; mur in 
Helmstedt hat sich, Dank dem bis zu Anfang dieses Jahrhunderts erhaltenen Kloster, 
eine katholische Gemeinde ununterbrochen forterhalten. Durch päpstliches Breve 
vom 9. Juli 1834 wurden die Katholiken des Herzogthums der Diözese Hildesheim 
zugetheilt. Thatsächlich bestehen jetzt drei durch Ges. von 1867 anerkannte Pfarreien 
(Helmstedt, Braunschweig, Wolfenbüttel), während ausserdem zu Holzminden, Harz- 
burg und Blankenburg durch nicht anerkannte Seelsorger katholischer Gottesdienst 
gehalten wird. Selbst nach dem RG. v. 6, Febr. 1875 wird der protestantische 
Pfarrzwang ausserhalb der 3 katholischen Pfarreien aufrecht erhalten und noch 
1897 lehnte die br. Landessynode den Antrag auf Aufhebung der die Parität gegen 
die Katholiken verletzenden Bestimmungen des @. von 1867 ab. Die Katholiken 
von Holzminden, welche diesem Pfarrzwang zu entgehen wünschten, konnten trotz 
wiederholter Gesuche um staatliche Anerkennung als Kirchengemeinde diese nicht 
erlangen (vgl. Archiv 19, 403 und 67, 333). 


1. Neue Landschaftsordnung vom 12. Oktober 18321), 
VIII. Kap. Von den christlichen Kirchen, den öffentlichen Unterrichtsanstalten 
und milden Stiftungen, von den Kloster- und Studienfonds. | 

$ 211. Allen im Herzogthum anerkannten oder durch ein Gesetz auf- 
genommenen christlichen Kirchen wird freie öffentliche Religionsübung zu- 
gesichert; sie geniessen gleichen Schutz des Staates und ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Rechte. 

$ 212. Alle Kirchen stehen unter der auf der höchsten Staatsgewalt 
beruhenden Oberaufsicht der Landesregierung. Die Anordnung der rein geist- 
lichen Angelegenheiten bleibt, unter dieser Oberaufsicht, der in der Verfassung 
jeder dieser Kirchen begründeten Kirchengewalt überlassen. Im Zweifel ent- 
scheidet darüber, ob eine Sache rein geistlich sei, die Landesregierung. 

$ 213. In der evangelisch-lutherischen Kirche steht die Kirchengewalt 
dem Landesfürsten zu, welcher sie unter Mitwirkung und Beirath des mit 
evangelischen Geistlichen und Laien besetzten Konsistoriums ausübt. — Die 
Ausübung der in Bezug auf das Kirchenwesen den einzelnen evangelischen 
Gemeinden zustehenden Rechte soll einem die Kirchengemeinde vertretenden 
Vorstande übertragen werden, über dessen Zusammensetzung und Wirkungs- 
kreis ein Gesetz das Nähere bestimmen wird. 

$ 214. Sollte ein Landesfürst sich zu einer anderen, als der evangelisch- 
lutherischen Religion bekennen, so wird die alsdann eintretende Beschränkung 
in der persönlichen Ausübung der Kirchengewalt ohne Aufschub mit Zustimmung 
der Landstände festgestellt werden. 


1) Störk a. a. O. S. 357; Archiv f. kath. KR. 13, 257. 
Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. i 29 
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$ 215. Die Landesregierung wird darüber halten, dass diejenigen, welchen, 
nach der Verfassung der anderen christlichen Kirchen, die Kirchengewalt 
zusteht, solche weder missbrauchen, noch überschreiten. Allgemeine Anord- 
nungen, welche vermöge der Kirchengewalt getroffen und Verfügungen, welche 
von auswärtigen geistlichen Obern erlassen sind, dürfen, welcher Art sie auch 
sein mögen, ohne vorgängige Genehmigung der Landesregierung weder bekannt 
gemacht, noch vollzogen werden. 

"8 216. Allen Stiftungen ohne Ausnahme, sie mögen für kirchliche Zwecke, 
für den Unterricht oder die Wohlthätigkeit bestimmt sein, wird der volle Besitz 
und Genuss ihres Vermögens und Einkommens zugesichert. Dasselbe steht 
unter der besonderen Obhut des Staates und darf nicht zum Staatsvermögen 
gezogen werden. 

$ 217. Das Vermögen der Kirchen, Schulen und Stiftungen darf nie 
seiner ursprünglichen Bestimmung entzogen werden; soll dasselbe zu einem 
anderen als dem bestimmten, bei der Stiftungsurkunde ausgedrückten Zwecke 
verwendet werden, so muss dieser ein ähnlicher sein, und die Verwendung kann 
nur mit Zustimmung der betheiligten Privatpersonen und (semeinden, und 
sofern Anstalten, welche das ganze Land angehen, in Betracht kommen, mit 
Zustimmung der Landstände geschehen. 

$ 226. Die Kirchen- und Schuldiener aller christlichen Konfessionen im 
Lande, sofern sie nicht unmittelbar von der Landesregierung bestellt werden, 
bedürfen, bevor sie die Amtsgeschäfte antreten oder die Amtseinkünfte sich 
aneignen, der Landesfürstlichen Bestätigung; alle sind vor dem Amtsantritt 
auf die Beobachtung der Gesetze und der Landesverfassung zu beeidigen. ... 

$ 228. In Allem, was das Amt und dessen Verwaltung betrifft, stehen 
di® Kirchen- und Schuldiener zunächst unter der ihnen vorgesetzten verfassungs- 
mässigen Behörde; in Allem, was auf ihre bürgerlichen Verhältnisse und Hand- 
lungen Bezug hat, ingleichen bei Straffällen, welche nicht blos disciplinarischer 
Beschaffenheit sind, bleiben Kirchen- und Schuldiener der weltlichen Obrigkeit 
unterworfen. .... 


2. Gesetz, die Aufhebung der aus dem Glaubensbekenntniss ent- 
springenden Rechtsungleichheiten betr. Vom 23. Mai 1848. 


Alle Rechtsungleichheiten, sowohl im öffentlichen, als im Privatrechte, 
welche Folgen des Glaubensbekenntnisses sind, werden vorbehal'lich der 
noch besiehenden Parochialgerechtsame und der übrigen kirchlichen 
Verhältnisse hierdurch aufgehoben. 


3. Gesetz, dieOrdnung der kirchlichen Verhältnisse der Katholiken betr.!) 
Vom 10. Mai 1867 (GV. Samml. Nr. 32.) 
I. Von der Proklamation und Kopulation 2). 
$ 1. Die behufs Eingehung einer christl. Ehe erforderliche Proklamation soll 
]. wenn beide Verlobte katholisch sind und. a) beide Orten angehören, in 
denen, wie gegenwärtig in Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstedt, katholische 





!) Das Gesetz nebst einer ausführlichen Instruktion ist vollständig ab- 
gedruckt in Archiv 19, 405 ft. 

2) Die Bestimmungen über Proklamation und Kopulation sind nach Aus- 
schreiben des Konsistoriums vom 1. Febr. 1888 durch das Reichsgesetz vom 
6. Febr. 1875 gegenstandslos geworden. 
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Kirchengemeinden und Kirchen sich befinden, den katholischen Geistlichen zustehen, 
ohne dass es daneben noch des Aufgebots in einer evangelischen Kirche bedarf; 
b) wenn beide katholische Verlobte oder einer derselben einem anderen Orte an- 
gehört, im ersten Falle dem evangelischen Geistlichen der Gemeinde, in welcher der 
Bräutigam und die Braut den Aufenthalt haben, im zweiten Falle dem katholisehen 
Geistlichen des unter a bezeichneten und dem evangelischen Geistlichen des andern Orts. 

2. Ist von den Verlobten der eine evangelisch, der andere katholisch, so muss 
die Proklamation a) wenn der katholische Bräutigam oder die katholische Braut 
einem der unter la bezeichneten Orte angehören, vom katholischen Geistlichen und 
von dem evangelischen Geistlichen der Gemeinde geschehen, in welcher der evangelische 
Bräutigam oder die evangelische Braut den Aufenthalt hat; b) wenn der katholische 
Bräutigam oder die katholische Braut anderen Orten angehören, von dem evange- 
lischen Geistlichen der Gemeinde, in welcher der Bräutigam und die Braut den 
Aufenthalt hat... . 

8 2. Die Zuständigkeit zur Vollziehung der Kopulation richtet sich 1. wenn 
beide Verlobte katholisch sind, nach der Ortsangehörigkeit der Braut. Steht danach 
einem katholischen Geistlichen an einem der in $ 1 unter la bezeichneten Orte die 
Trauung zu, so soll es der im $ 5 des Ges. vom 18. Mai 1864 Nr. 26 vor- 
geschriebenen Meldung vor Vollziehung derselben an den evangelisch-lutherischen 
Geistlichen nicht weiter bedürfen. — Steht aber danach an einem anderen Orte einem 
evangelischen Geistlichen die Trauung zu, so darf dieselbe von einem beliebigen, in 
hiesigem Lande zu kirchlichen Amtshandlungen berechtigten katholischen Geistlichen nur 
geschehen, wenn solcher darüber, dass sämmtliche sonst behufs der Kopulation erforder- 
liche Bescheinigungen beigebracht worden sind, eine schriftliche, nicht zu versagende 
Bescheinigung des zuständigen evangelischen Geistlichen erhalten hat. 

2. Ist von den Verlobten der eine evangelisch, der andere katholisch, so soll 
die Trauung zustehen: a) wenn der Bräutigam katholisch ist und einer der im 
$ 1 unter la bezeichneten Gemeinden angehört, dem bezüglichen katholischen Geist- 
lichen; b) wenn der Bräutigam evangelisch ist, und die Braut einer der im $ 1 
unter la bezeichneten Gemeinden angehört, dem evangelischen Geistlichen, in dessen 
Gemeinde jener den Aufenthalt hat; c) in den Fällen, da weder Bräutigam noch 
Braut einer der im $ 1 unter la bezeichneten Gemeinden angehören, dem evange- 
lischen Geistlichen, in dessen Gemeinde die Braut den Aufenthalt hat1). 


II. Von der religiösen Erziehung, der Taufe und dem Schulbesuch der Kinder. 

$ 5. Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder sollen ohne 
Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evangelisch und die Mutter 
katholisch, oder umgekehrt, in der Konfession des Vaters erzogen werden; es 
sei denn, dass der Vater nach der Geburt des ersten Kindes und vor der Taufe 
desselben — in den Städten vor dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden 
vor der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion — die abweichende Erklärung 
abgegeben hätte, dass sämmtliche Kinder aus solcher Ehe in der Konfession 
der Mutter erzogen werden sollen. — Auch nach dem Tode des Vaters sind 
Kinder aus einer gemischten Ehe in der Konfession desselben zu erziehen und 
die ihnen bestellten Vormünder verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass solches 





ı) Weiter wurden auf Verletzung dieser Vorschriften für den Geistlichen 
Geldbussen bis zu 20 Thlr. festgesetzt und in $ 3 die staatliche Gerichtsbarkeit 
in Ehesachen und in $ 4 das staatliche Dispensrecht normirt. 
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geschehe. — Alle etwaige den Vorschriften dieses $ 5 zuwiderlaufende, vor 
oder während der Ehe gemachte Verträge, ausgestellte Reverse und sonstige 
Versprechungen, sie seien gegeben wem sie wollen, sollen unverbindlich und 
nichtig sein. 

$ 6. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche nach den 
Bestimmungen des $ 5 katholisch zu erziehen sind, steht in den im $ 1 unter 
la bezeichneten Orten gleich der Taufe der Kinder, welche ehelichen katho- 
lischen Eltern, oder von unehelichen katholischen Müttern an diesen Orten 
geboren werden, dem katholischen Geistlichen zu; wogegen von dem evange- 
lischen Geistlichen die Taufe eines an jenen oder an anderen Orten aus einer 
Mischehe geborenen Kindes, welches nach den Bestimmungen des $ 5 evange- 
lisch zu erziehen ist, wie überall die Taufe der Kinder, welche ehelichen 
evangelischen Eltern oder von unehelichen evangelischen Müttern geboren 
werden, zu vollziehen ist. — Die im $5 des Gesetzes vom 18. Mai 1864, Nr. 26 
vorgeschriebene Meldungspflicht soll sich auf die vorstehend bezeichneten, dem 
katholischen Geistlichen zustehenden Taufen fernerhin nicht erstrecken. — 
Von einem anderen als dem zuständigen Geistlichen darf die Taufe eines der 
vorstehend bezeichneten Kinder nur in dem Falle vollzogen werden, dass von 
dem zuständigen Geistlichen Dimissorialen ertheilt sind, oder von Beibringung 
solcher von Uns dispensirt ist. — Der katholische Geistliche, welcher, ohne 
Dimissorialen oder Unsere Dispensation von Beibringung derselben erhalten zu 
haben, ein Kind tauft, dessen Taufe nach der im Absatz 1 dieses $ 6 gegebenen 
Regel einem evangelischen Geistlichen zusteht, verfällt gleich dem evangelischen 
Geistlichen im umgekehrten Falle, einer an die Ortsarmenkasse des Geburts- 
orts des Kindes zu zahlenden Strafe von zehn Thalern und ist gehalten, den 
Geistlichen, welchem die Taufgebühr entzogen ist, zu entschädigen. 


$ 7. Kinder, welche an anderen als den im $ 1 unter la bezeichneten 
Orten in einer Mischehe geboren und nach den Bestimmungen des $ 5 katho- 
lisch zu erziehen sind, hat, gleich den in der Ehe katholischer Eltern oder von 
unehelichen katholischen Müttern an solchen Orten geborenen Kindern der 
evangelische Pfarrer zu taufen, — selbstverständlich ohne Konsequenz für 
ihre religiöse Erziehung. — Es soll indess den Eltern beziehungsweise den 
unehelichen Müttern unbenommen sein, solche Kinder statt vom evangelischen 
Pfarrer der Gemeinde, in der sie geboren sind, von einem beliebigen, zu kirch- 
lichen Amtshandlungen in hiesigem Lande berechtigten katholischen Geistlichen 
taufen zu lassen, ohne dass sie alsdann verpflichtet sind; Taufgebühren an den 
evangelischen Pfarrer zu zahlen; ($ 2 des Gesetzes vom 18. Mai 1864, Nr. 26) 
jedoch darf die Taufe nicht vollzogen werden, bevor nicht den Vorschriften des 
S 5 des Gesetzes vom 18. Mai 1864, Nr. 26 Genüge geschehen ist. 


$ 8. Für den Schulbesuch der in der evangelischen Konfession zu 
erziehenden Kinder bleiben die Bestimmungen der Gesetze vom 23. April 1840, 
Nr. 11 und vom 12. Mai 1840, Nr. 20 massgebend. — Die katholisch zu er- 
ziehenden Kinder sind in den im $ 1 unter la bezeichneten Orten zum Besuche 
der katholischen Schulen und an den Orten, an welchen solche nicht vorhanden 
sind, zum Besuche der Schule. desjenigen Orts, an welchem dieselben ihre 
Erziehung erhalten, verpflichtet. — Die in den Gesetzen vom 23. April 1840, 
Nr. 11 und vom 12. Mai 1840, Nr. 20 gestatteten Ausnahmen von der Ver- 
pfliehtung der Kinder zum Besuche der ÖOrtsschule kommen auch bei den 
katholisch zu erziehenden Kindern mit der Modifikation in Anwendung, dass 


e) Braunschweig: G. über die kirchl. Verhältnisse der Kath. v. 10. Mai 1867. 453 


der Besuch einer katholischen Schule dieselben von dem Besuche der Orts- 
schule und von der Entrichtung des Schulgeldes befreiet. — Den katholisch 
zu erziehenden Kindern bleibt der Besuch evangelischer Schulen gestattet. 
Besuchen katholisch zu erziehende Kinder evangelische Schulen, so sind die- 
selben auf Verlangen des Vaters oder Vormundes von dem Besuche der Religions- 
stunden zu dispensiren, sobald nachgewiesen wird, dass sie anderweit einen 
ihren Bedürfnissen entsprechenden Religionsunterricht erhalten. 

$ 9. Hinsichtlich der religiösen Erziehung, der Taufe und des Schul- 
besuches der legitimirten Kinder sollen die in den $$ 5 bis 8 gegebenen Normen 
unter folgenden näheren Bestimmungen Anwendung finden: 1. Wenn Eltern 
gemischter Ehe ein legitimirtes Kind angehört, so muss die nach $ 5 zulässige 
abweichende Erklärung des Vaters rücksichtlich der religiösen Erziehung sowohl 
des legitimirten Kindes als auch der aus der Ehe etwa hervorgehenden Kinder 
binnen acht Tagen nach vollzogener Ehe abgegeben werden. 2. Die Zuständig- 
keit des Geistlichen zur Taufe eines, Eltern gemischter Ehe angehörenden, 
legitimirten Kindes soll sich nicht nach dem Geburtsorte des Kindes, sondern 
nach dem Aufenthalte der Mutter zur Zeit der Taufe richten. 3. Die Taufe 
eines, Eltern gemischter Ehe angehörenden, legitimirten Kindes darf von dem 
katholischen, gleich wie von dem evangelischen Geistlichen nur vollzogen 
werden, nachdem von dem Geistlichen der Gemeinde, in deren Kirchenbuche 
dasselbe als unehelich eingetragen ist, und in welches die Legitimationsurkunde 
gehört, die Legitimation bescheinigt worden ist. — Der katholische Geistliche, 
welcher ein unehelich geborenes Kind, dessen Taufe nach den vorstehenden 
Bestimmungen dieses Paragraphen ihm nur im Falle der Legitimation desselben 
zusteht ($ 6) oder zu vollziehen erlaubt ist ($ 7), tauft, ohne der Vorschrift 
sub 3 gemäss die Legitimationsbescheinigung erhalten zu haben, verfällt, gleich 
dem evangelischen Geistlichen im umgekehrten Falle, einer in die Ortsarmen- 
kasse zu zahlenden Strafe von einem Thaler, — für den Fall aber, dass die 
Legitimation vor der Taufe nicht wirklich beschafft sein sollte, der in $ 6 
Abs. 4 angedrohten Strafe und Entschädigungsverpflichtung. 

$ 10. Eine Ausnahme von den in $ 5, 6 und 8 wegen der religiösen 
Erziehung, der Taufe und des Schulbesuches aufgestellten Regeln in ungewöhn- 
lichen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters oder Vormundes zu gestatten, 
bleibt Unserer Höchsten Entschliessung vorbehalten. 

$ 11. Eheleute gemischter Religion und die aus gemischter Ehe nach- 
gebliebenen Wittwer und Wittwen, welche von Aussen her in hiesigem Lande 
sich niederlassen und Kinder unter 14 Jahren besitzen, haben in den Städten 
dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden der betreffenden Herzoglichen 
Kreisdirektion innerhalb acht Wochen von Zeit ihrer Niederlassung Nachweis 
zu geben, wie es bezüglich der religiösen Erziehung der Kinder, welche sie 
besitzen, nach den Gesetzen des Landes, in denen ihre Ehe geschlossen wurde, 
zu halten ist. Jene Gesetze sollen sowohl für die Kinder, welche sie haben, 
als auch für die, welche fernerweit aus derselben Ehe hervorgehen, massgebend 
sein, und ist, was in jedem einzelnen Falle Rechtens sein wird, von dem 
Stadtmagistrate resp. der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion dem Herzog- 
lichen Konsistorio behufs Mittheilung an den betreffenden evangelischen Pfarrer, 
— und an den in $ 1 unter la bezeichneten Orten zugleich dem katholischen 
Geistlichen anzuzeigen. — Wird der bemerkte Nachweis nicht beigebracht, so 
sind sowohl die vorhandenen, als auch die später aus der Ehe hervorgehenden 
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Kinder ın der Konfession des Vaters zu erziehen, und rücksichtlich der Taufe 
und des Schulbesuches die entsprechenden Normen der $$ 6 und 8 in An- 
wendung zu bringen. — Haben Eheleute gemischter Religion zur Zeit ihrer 
Niederlassung im hiesigen Lande keine Kinder, so sind die aus der Ehe später 
hervorgehenden Kinder nach den im $ 5 bis 8 gegebenen Regeln zu behandeln. 


III. Von dem Endtermine der Schulpflichtigkeit, der Wahl und dem Wechsel der 
Konfession. 

$ 12. Die Schulpflichtigkeit der Kinder katholischer Eltern oder unehe- 
licher katholischer Mütter und der Kinder aus Mischehen, welche katholisch 
zu erziehen sind, währt bis zu dem erreichten Alter von vierzehn Jahren. — 
Die Entlassung jüngerer katholischer Kinder aus der Schule darf nicht anders 
als nach Unserer vorgängigen Dispensation geschehen, um welche in der Regel 
nur für solche Kinder nachzusuchen statthaft ist, welche zur Zeit der Ent- 
lassung aus der Schule das Alter von 13 Jahren 6 Monaten erreichen. — Un 
beschadet dieser Schulpflichtigkeit bleibt den katholischen Geistlichen über- 
lassen, rücksichtlich der Zulassung zur ersten heiligen Kommunion der Ordnung 
ihrer Kirche zu folgen. 

$ 13. Die Befugniss zu dem Uebertritte von der Konfession, in welcher 
Jemand erzogen ist, zu einer andern beginnt mit dem vollendeten vierzehnten 
Lebensjahre. — Eine Dispensation von diesem Alter behufs der Theilnahme 
an solchen Religionshandlungen, durch welche sich eine Religionsgemeinschaft 
wesentlich von einer andern unterscheidet, ist für den Fall, dass ein Kind 
einer anderen Konfession, als worin es zu erziehen ist, anzugehören begehrt, 
unzulässig und, von welcher kirchlichen Stelle sie etwa auch ertheilt sein 
möchte, nichtig. — Der katholische Geistliche, welcher dieser Regel durch 
Zulassung jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwiderhandelt, 
verfällt gleich dem evangelischen im ähnlichen Falle einer Geldbusse von 
zwanzig Thalern. 

$ 141). Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum Konfessions- 
wechsel Entschlossenen zu reeipiren oder zu den in $ 13 Abs. 2 bezeichneten 
Religionshandlungen zuzulassen befugt, wenn die Willenserklärung dessen, der 
überzutreten die Absicht hat, einem Prediger der inländischen Gemeinde, welcher 
er bis dahin angehört hat, abgegeben oder in glaubhafter Weise angezeigt, und 
von diesem eine Bescheinigung darüber beigebracht ist, — gleichwie katholische 
Laandesangehörige erst dann zum Uebertritt in eine andere Religionsgemeinschaft 
zugelassen werden sollen, wenn sie eine gleiche Bescheinigung von einem 
katholischen Geistlichen der in $ 1 unter la bezeichneten Orte oder von einem 
anderen, im hiesigen Lande zu kirchlichen Amtshandlangen berechtigten katho- 
lischen Geistlichen beigebracht haben. Die Bescheinigung ist weder in dem 
einen, noch in dem andern Falle zu versagen. —- Was sonst zum Uebertritt 
erforderlich ist, wird durch die in den Religionsgemeinschaften geltenden Ord- 
nungen bestimmt. — Der katholische Geistliche, welcher einen zum Konfessions- 
wechsel Entschlossenen reeipirt oder zu den im $ 13 Abs. 2 erwähnten Reli- 
gionshandlungen zulässt, ohne die bezeichnete Bescheinigung oder Unsere 





1) Ein Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Dissidenten vom 25. März 
1873 normirt die Rechtsverhältnisse der nichtanerkannten Religionsgenossen- 
schaften und den Uebertritt zu einer solchen aus der evangelisch-lutherischen, 
reformirten und katholischen Kirche sowie aus der jüdischen Religionsgemeinschaft. 
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Höchste Dispensation von deren Beibringung erhalten zu haben, verfällt, gleich 
dem evangelischen im umgekehrten Falle, einer Geldbusse von zwanzig Thalern. 


IV. Vom Besuch der Kranken und Gefangenen und vom Begräbnis. 


$ 15. Dem katholischen Geistlichen soll der Besuch der katholischen 
Kranken und die Administration der Sacra in deren Häusern nicht blos an 
den im $ 1 unter la bezeichneten Orten, sondern auch, wenn er überhaupt zu 
kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen Lande zugelassen ist, an anderen 
Orten ohne Weiteres zustehen. 

$ 16. Der Besuch katholischer Gefangener bleibt von der Gestattung der 
kompetenten Behörde abhängig. 

$ 17. Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen Geistlichen 
ein Begräbniss an anderen, als den im $ 1 unter la bezeichneten Orten statt- 
finden soll, so muss von einem solchen Begräbnisse dem evangelischen Pfarrer 
zuvor Meldung gemacht, und von demselben über diese sowohl, als auch darüber 
schriftliche Bescheinigung ertheilt sein, dass der Beerd’gung rücksichtlich der 
im $ 183 des Polizei-Strafgesetzbuchs enthaltenen Bestimmungen Bedenken 
nicht entgegenstehen, resp. zu einer stillen Beerdigung ($ 18) die Erlaubniss 
beigebracht sei, widrigenfalls von dem bei dem Begräbnisse fungirenden katho- 
lischen Geistlichen eine Geldbusse von zehn Thalern verwirkt sein soll. 

$ 18. Eine stille Beerdigung in dem Sinne, dass sie im Sommerhalbjahr 
von Ostern bis Michaeli von acht Uhr Abends bis sechs Uhr Morgens und im 
Winterhalbjahr von sechs Uhr Abends bis sechs Uhr Morgens geschieht, dürfen 
die katholischen Geistlichen bei einer Geldbusse von zehn 'Thalern nicht vor- 
nehmen oder gestatten, ohne dass dazu die Erlaubniss der Ortspolizeibehörde 
ertheilt worden ist. 


V. Von der Führung der Kirchenbücher und der Aufsicht auf dieselbe. 


Diese $$ 19—21 sind durch das Reichs-Qivilstandsgesetz v. 6. Febr. 1875 
hinfällig geworden. 


VI. Von den Bedingungen der Berechtigung der katholischen Geistlichen zu kirch- 
lichen Handlungen). 


$ 22. Bevor ein katholischer Geistlicher nach Unserer vorgängigen Be- 
stätigung im Amte, bei der katholischen Kirche in den im $ 1 unter la bezeich- 
neten Orten sein Amt antritt und seine Amtsthätigkeit beginnt, hat derselbe 
jedesmal vor dem betreffenden Stadtmagistrate zu Protokoll anzugeloben, dass 
er diesem Gesetze und den Vorschriften der Instruktion — cf. SS 3 und 20 — 
getreulich nachkommen wolle. — Die zur Zeit der Publikation dieses Gesetzes 
fungirenden Geistlichen der katholischen Gemeinden zu Braunschweig, W olfen- 
büttel und Helmstedt haben nach demselben und den Vorschriften der vor- 
erwähnten Instruktionen durchgehends sich zu richten. 

$ 23. Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung der in diesem 
Gesetze erwähnten kirchlichen Amtshandlungen in hiesigem Lande erst dann 
berechtigt, wenn jene ihnen auf Ansuchen vom Herzoglichen Staatsministerio 


1) Thatsächlich werden diese Bestimmungen über Pfarrzwang, Schulbesuch 
u. 8. w. aufrecht erhalten und z. B. katholische Kinder ausser den genannten 
drei Pfarreien zum protestantischen Schul- und Religionsunterricht gezwungen; 
ebenso katholische Geistliche, selbst solche der Nachbarländer, wenn sie auch 
nur einem Sterbenden die Sakramente spenden, mit hohen Geldstrafen belegt. 
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gestattet ist, und nachdem sie gleichfalls das im $ 22 vorgeschriebene An- 
gelöbniss zu Protokoll bei der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion, oder 
in einer sonstigen öffentlichen Urkunde abgegeben haben. — Ein gleiches An- 
gelöbniss haben auch die gegenwärtig zu Amtshandlungen bereits zugelassenen 
Geistlichen dieser Art zu ertheilen, um ihre Funktionen im hiesigen Lande 
fortsetzen zu dürfen. 

$ 24, Katholische Geistliche, welche ohne dazu berechtigt zu sein, kirch- 
liche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, verfallen der Bestrafung 
nach Massgabe der Landesgesetze. 


4. Gesetz, die Aufhebung der Stolgebühren und Opfer und die dafür 
zu gewährende Entschädigung betr. Vom 31. Mai 18711). 

$ 2. Es werden die Gebühren und Opfer abgeschafft, welche bei Taufen, 
namentlich auch bei Taufen kranker Kinder in den Wohnungen ihrer An- 
gehörigen, bei Einsegnung der Wöchnerinnen, bei Proklamationen, Kopulationen, 
Konfirmationen, bei dem Abendmahl, besonders auch bei Kommunionen Kranker 
und Gebrechlicher ausserhalb der Kirche und bei Begräbnissen an die Prediger, 
Opferleute und Organisten bzw. die Schullehrer, welche Opferer- und Organisten- 
dienste versehen, erfolgen. 

$ 22. C. Die übrigen Religionsgenossenschaften im Lande betreffend: 
Der reformirten Gemeinde, sowie der katholischen und jüdischen Gemeinde 
sollen, nachdem der Betrag der den evangelisch-lutherischen Kirchendienern 
($ 8) und den (Gremeinden ($ 19) zu zahlenden Entschädigungen definitiv fest- 
gestellt sein wird, von den zur Disposition stehenden 1000000 Thlrn. und ev. 
deren Zinsen Kapitalbeträge zur Verwendung für Kultuszwecke überwiesen 
werden, welche jenen Entschädigungssummen ($ 8 und 19) nach der Zahl der 
Mitglieder evangelisch-lutherischer Gemeinden auf Grund der Seelenzählung 
von 1867 entsprechen. Die nach diesem Verhältnisse berechnete Jahressumme 
wird, zwanzigfach kapitalisirt, in 5°/oigen Werthpapieren gewährt. 


5. Ausschreiben des Konsistoriums vom 1. Febr. 1888, die kirchlichen 
Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betr. 2) 

1. Die Bestimmungen in den SS 1—4 des Ges. v. 10. Mai 
1867, welche sich auf Proklamation und Kopulation in ihrer 
früheren rechtlichen Bedeutung, wonach letztere den Akt der 
Eheschliessung bildete, beziehen, sind, wie auch vom Herzogl. 
Staatsministerium durch Reskript vom 29. Juli 1882 anerkannt 
ist, durch das RG. v. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung gegenstandslos geworden 

1) Durch dieses Gesetz wurde der Betrag bis zu 1000000 Thlr. von der 
Kaufssumme für die Eisenbahnen zur Ablösung der an die Geistlichen zu be- 
zahlenden Stolgebühren verwendet und damit auch die Verpflichtung der Katho- 
liken zur Entrichtung von Stolgebühren an die protestantischen Pfarrer beseitigt: 
S. d. ganze Gesetz in Archiv 42, 174. 

2) Durch diesen Erlass wird die Geltung des Ges. v. 1867 erläutert und 


namentlich der protestantische Pfarrzwang in Bezug auf Taufe, religiöse Er- 
ziehung und Schule aufrecht erhalten. Der ganze Erlass in Archiv 67, 333. 
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und können auf die kirchliche Trauung und die ihr vorher- 
gehende kirchl. Proklamation keine Anerkennung mehr finden. ... 

2. Dagegen stehen die übrigen Bestimmungen des Ges. v. 
10. Mai 1867, namentlich die $$S 5—18 und 22—25 (von den 
SS 19— 21, welche von den durch die kath. Geistlichen zu führenden 
Kirchenbücher handeln, kann hier ganz abgesehen werden) nach 
wie vor in rechtlicher Geltung. Die Geistlichen der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche haben dieselben daher nicht nur selbst 
genau zu beobachten, sondern auch, soweit ihr Parochialrecht 
dabei in Frage kommt, darauf zu sehen, dass denselben von 
Seiten der kathol. Geistlichen nicht entgegengehandelt werde; 
wenn letzteres aber geschehen sollte, davon unverzüglich unter 
thunlichst genauer Angabe des Thatbestandes (und zwar wenn 
Eile geboten ist, direkt, sonst aber durch Vermittlung der Super- 
intendenten) Anzeige bei uns zu machen. 

3. Die Bestimmung in $ 12 Abs. 1 des Ges. v. 10. Mai 
1867, wonach die Schulpflichtigkeit der Kinder katholischer Eltern 
oder unverehelichter kath. Mütter und der Kinder aus Mischehen, 
welche katholisch zu erziehen sind, bis zu dem erreichten Alter 
von 14 Jahren währen soll, ist durch $ 14 Abs. 3 des Dissidenten- 
gesetzes v. 25. März 1873 dahin abgeändert, dass die Schul- 
pflichtigkeit solcher Kinder bis zu dem auf die Vollendung ihres 
14. Lebensjahres folgenden Wintersemesterschlusse dauert. 

Die f. SS 4—6 enthalten Destimmungen über die Führung 
der protest. Kirchenbücher u. s. w. 


6. Gesetz, die Verletzung kirchl. Pflichten in Bezug auf Taufe, 
Konfirmation und Trauung. Vom 14. März 18391). 

S 7. Wenn ein in gemischter Ehe lebender evangelischer 
Mann die Erziehung der Kinder in einer nicht evangelischen 
Religionsgemeinschaft zusagt oder zulässt, so ist derselbe der 
Fähigkeit, ein kirchliches Amt zu bekleiden, sowie des kirch- 
lichen Wahlrechtes verlustig zu erklären und wenn nicht Milderungs- 
gründe vorliegen, zu der Taufpathenschaft nicht zuzulassen. 


f) Im Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
* Obwohl das Herzogthum ursprünglich der oberrheinischen Kirchenprovinz zu- 
getheilt werden sollte (s. 8. 110), gehören die Katholiken (3000 Kath. gegen 
205000 Pr.) jetzt zur Diözese Würzburg und die beiden Pfarreien Wolfmanns- 





1) Dieses Gesetz (Deutsche Zeitschrift f. KR. Neue Folge 1892, 
1, 342) ist wegen der strengen Handhabung der protestantischen Kirchenzucht 
interessant; nur $ 7 ist für Katholiken bei Mischehen bemerkenswerth. 
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hausen (s. bayer. Oirkumskriptionsbulle S. 31) und. Meiningen (seit 1890 Pfarrei) 
werden auf Grund eines von der Meininger Staatsregierung mit dem bisch. Ordi- 
nariat zu Würzburg nach vorgängiger Genehmigung der Königl. Bayer. Staats- 
Regierung getroffenen Uebereinkommens besetzt. Hiernach präsentürt bei eintretender ’ 
Erledigung einer Pfarrei der Bischof von Würzburg ein mit dem Königl. Bayer. 
Tischtitel versehenes Mitglied seines Klerus dem Mein. Staatsministerium mit der 
Frage, ob es dem Herzog persona grata sei. Fällt die Erklärung zustimmend. aus, 
so hat sich der ernannte Pfarrer nach Einholung der bisch. Institution bei den 
Herzogl. Behörden als Mein. Unterthan und Pfarrer zur Ablegung des eidlichen 
Versprechens der Beobachtung der Mein. Landesgesetze und treuen Pflichterfüllung 
einzufinden (Kircher, das Staatsrecht des Herz. Meiningen in Marquardsen 
III. 2; 2, 61). Ausser den beiden Pfarreien. ist in Sonneberg eine Missionsstelle 
mit einem Würzburger Diözesanpriester errichtet und in Hildburghausen wird 
monatlich zwei Mal von Meiningen aus katholischer Gottesdienst gehalten; dagegen 
werden die Kathnliken in Lehesten vom Curat in Ludwigstadt (Diöz. Bamberg) 
und jene in Pösneck vom Missionspriester in Ranis (Diez. Paderborn) und da die 
Stelle unbesetzt ist, jetzt, ebenso wie jene zu Saalfeld vom Pfarrer von Rudolstadt 
(Diöz. Paderborn) pastorirt. 


1. Grundgesetz für die vereinigte landschaftliche Verfassung des 
Herzogthums Sachsen-Meiningen. Vom 23. Aug. 1829. 
Titel IV. Von den Kirchen und milden Stiftungen. 

$ 29. Die evangelische Kirche ist die Landeskirche und sie wird, wenn 
ihre Detationen ... . unzureichend sind, aus den Landeseinkünften erhalten. 
Doch geniessen auch alle anderen Kirchen den Schutz des Staats und volle 
Gewissensfreiheit, insofern sie sich den Gesetzen und Ordnungen des Staats 
gemäss bezeigen. Keine vorgebliche Religionsmeinung kann von den Verbind- 
lichkeiten gegen den Staat entbinden. 

$ 30. - Keine kirchliche Verordnung darf ohne Vorwissen des Landesherrn 
und ohne dessen Genehmigung erlassen und in Vollzug gesetzt werden. 

$ 31. Der Staat wacht über die Ausbildung, Berufung und Amtsführung 
aller Geistlichen und anderer kirchlicher Beamten, doch ohne in das Innere 
der Kirche weiter als zu diesem Endzwecke nöthig ist, einzugreifen. Beschwerden 
über die Diener der Kirche gehören, wenn ihr Gegenstand blos das geistliche 
Amt betrifft, an die kirchlichen Obern ; wenn hingegen über eine Ueberschreitung 
der geistlichen Amtsbefugnisse geklagt wird, an die landesherrl. weltliche Behörde. 

S 33. Die Dotation der Kirchen und Schulen soll, solange die Kirche 
und Schule besteht, derselben nicht entzogen werden. Das Vermögen ein- 
gegangener Kirchen, Schulen und anderer frommen Stiftungen aber kann zu 
einem allgemeinen Kirchen- und Schulfonds gezogen werden... . 

$ 34. Zu dergleichen Aenderungen und Uebertragungen, sowie zur Ver- 
äusserung eines der Kirche, Schule oder andern frommen Stiftungen gehörigen 
Vermögensstückes, wenn nicht dafür ein anderes von gleichem Werthe sofort 
erworben wird, soll jedesmal die Erklärung der betheiligten Familien, Kolla- 
toren, Patronen und Gemeinden vernommen, und ausser ihrer Einwilligung, soweit 
sie rechtlich nothwendig ist, der Beirath und die Zustimmung der Stände erfordert, 
auch das Stiftungs-Vermögen nie zum unmittelbaren Staatsgute gezogen werden. 

$ 35. Neue Erwerbungen an Grundstücken und Real-Gerechtigkeiten 
können Kirchen, Schulen und andere Stiftungen nur mit Genehmigung der 
Regierung machen. Vermächtnisse und Schenkungen zu Gunsten einer frommen 


f) S.-Meiningen: Verfassung v. 23. Aug. 1829; Schulges. v. 22. März 1875. 459 


Stiftung bedürfen zu ihrer Rechtsbeständigkeit keiner vorgängigen landesherr- 
lichen Genehmigung. 


2. Volksschulgesetz. Vom 22. März 1875 (Landesh. VO. 1875 S. 165.) 


Art. 14 (Abs. 1). Jede bürgerliche (politische) Gemeinde muss entweder 
für sich allein oder mit einer oder mehreren andern zusammen für ihre schul- 
pflichtigen Kinder, ohne Unterschied des Religionsbekenntnisses derselben, eine 
öffentliche Volksschule als gemeinschaftliche Ortsschule unterhalten. ... . 

Art. 16. Will eine im Herzogthum anerkannte Religionsgemeinde für ihre 
Kinder neben der gemeinschaftlichen Ortsschule eine eigene Volksschule 
unterhalten, so ist ihr dies unbenommen, sie hat es aber auf eigene Kosten zu 
thun. — Die für die allgemeinen Ortsschulen geltenden gesetzlichen Bestimm- 
ungen finden auf derartige Volksschulen für die Religionsgemeinden mit der 
Massgabe Anwendung, dass an die Stelle der Gemeindebehörden allenthalben 
die Vorstände der Religionsgemeinden treten. 

Art. 26 (Abs. 1-4). Besteht in einem Schulbezirke, in welchem sich 
Einwohner verschiedener Glaubensbekenntnisse befinden, eine vollständig organi- 
sirte Volksschule für die Angehörigen der Konfession der Minderheit 
(Art. 16), so haben die schulpflichtigen Kinder der letzteren entweder die Schule 
ihrer Konfession oder die allgemeine Volksschule zu besuchen. — Ist für die 
Angehörigen der Minderheit im Schulbezirke nur eine Religions-(Kultus-) 
Schule vorhanden, so sind die schulpflichtigen Kinder derselben zur Theilnahme 
an dem Unterrichte in der öffentlichen Volksschule verpflichtet, abgesehen von 
dem Religionsunterrichte, den sie unter entsprechender Ermässigung des 
an die Gemeindekasse zu entrichtenden Schvlgeldes, in der Religionsschule 
ihrer Konfession erhalten. — Besteht im Schulbezirke auch keine besondere 
Religionsschule für die Kinder der Angehörigen der Minderheit, so ist für den 
Religionsunterricht derselben privatim in einer auch von der Vertretung der 
betreffenden Religionsgesellschaft für ausreichend erachteten Weise zu sorgen. 
Ist dazu keine Gelegenheit vorhanden, so können auf Antrag der Eltern Kinder 
bis zum 12. Lebensjahre auch an dem Religionsunterrichte einer andern Kon- 
fession Theil nehmen. Schulpflichtige Kinder von solchen Dissidenten, welche 
keiner Religionsgesellschaft angehören, haben an dem Religionsunterrichte einer 
anerkannten Religionsgesellschaft Theil zu nehmen oder diesen Unterricht durch 
genügenden Privatunterricht zu ersetzen. Die Wahl steht den Erziehungspflichtigen 
frei und ist bei dem Gemeinderathe resp. Schulvorstande zur Anzeige zu bringen. 

Art. 69. Die für einzelne Unterrichtszweige als ausserordentliche Lehrer 
anzustellenden Fachlehrer (Art. 32) haben ihre Befähigung dazu in moralischer 
und technischer Beziehung bei der Oberschulbehörde nachzuweisen. — Predigt- 
und Pfarramtskandidaten, sowie Geistliche können als Religionslehrer, auch 
ohne dass sie einen besondern Nachweis ihrer Befähigung dazu beigebracht 
haben, an Volksschulen beschäftigt werden. 

Art. 71 (Abs. 1 u. 2). Die Anstellung der ausserordentlichen Lehrer und 
der Lehrerinnen erfolgt mit Genehmigung der Oberschulbehörde, bezw. durch 
die Vertreter der betr. Kultusgemeinde. — Die Besoldung der Fachlehrer und 
der Lehrerinnen wird durch Uebereinkommen festgestellt. 

Art. 75. Der Schulvorstand besteht: 

1. in den Städten I. und II. Klasse: a) aus dem ersten Bürgermeister als 
Vorsitzenden, b) aus dem Schuldirektor, e) aus drei von dem Gemeinderath 
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auf je drei Kalenderjahre zu wählenden Gemeindemitgliedern als Schulverord- 
neten; 2, in den übrigen Schulgemeinden: a) aus dem Bürgermeister resp. 
Ortsvorsteher als Vorsitzendem, b) aus dem Rektor resp. dem ersten Lehrer 
oder einzigen Lehrer der Ortsschule, c) aus drei vom Gemeinderath resp. der 
vollen Gemeinde auf je drei Kalenderjahre aus den Gemeindemitgliedern zu 
wählenden Schulverordneten; 3. in zusammengesetzten Schulgemeinden treten 
zu den sub 1 und 2a—c bezeichneten Mitgliedern noch die Ortsvorsteher der 
eingeschulten resp. Aussengemeinden zueinem zusammengesetzten Schulvorstande 
hinzu, sofern nicht zur Ausgleichung einer belangvollen Differenz des Stimmen- 
verhältnisses gegenüber den Beiträgen zur Aufbringung der Schullasten auf 
besondern Antrag eine veränderte Vertretung der Gemeinde und ein gemein- 
samer Schulvorstand mit Zustimmung des Kreisausschusses von der Öber- 
schulbehörde angeordnet wird. — Geistliche können auch in Schulgemeinden 
ihres Kirchspiels, in welchen sie nicht wohnen, in den Schulvorstand gewählt werden. 

Art. 77 (Abs. 5). Die Aufsicht über den Religionsunterricht übt der Orts- 
geistliche bezw. der Geistliche der Kultusgemeinde, nach deren Bekenntniss 
der Religionsunterricht ertheilt wird, als solcher aus. 


3. Gesetze über religiöse Kindererziehung und Religionswechsel. 
a) Gesetz über die Privatansprüche und Rechte aus unehelichen Schwächungen. 
Vom 9. Sept. 1844 (Landesh. VO. VII. Bd. Nr. 38.) 


Art. 10 (Abs. 4). Uneheliche!) Kinder werden im Glaubensbekenntniss 
der Mutter erzogen, sofern diese nicht anders bestimmt, wozu ihr die Befugniss 
insoweit zusteht, als bei ehelichen Kindern dem Vater. 


ß) Gesetz über die aus der Kürche Austretenden (Dissidenten). 
Vom 7. Dezbr. 1878. (Landesh. VO. XXI S. 402). 


Art. 1. Der Austritt aus der Landes- oder einer andern anerkannten 
christlichen Kirche kann mit bürgerlicher Wirkung erst nach zurückgelegtem 
21. Lebensjahre und nur durch eine vor dem Herzoglichen Landrath des Kreises 
oder, wenn es sich um den Austritt von Seiten des Kinwohners einer Stadt 
handelt, vor dem Magistrat, bezw. Bürgermeisteramt persönlich abgegebene 
Erklärung erfolgen. 

Art. 2. Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein hierauf gerichteter 
Antrag vorausgehen. Derselbe ist durch die Behörde (Art. 1) dem Vorstand 
der Kirchengemeinde, welcher der Antragsteller angehört, ohne Verzug bekannt 
zu machen, damit der Vorstand sich über die Beweggründe des Antragstellers 
unterrichten und in seelsorgerischer Beziehung das Weitere veranlassen könne. 
Davon, dass solches zu letzterem Zwecke geschehen, ist dem Antragsteller 
gleichzeitig Nachricht zu geben. Die Aufnahme der Austrittserklärung selbst 
findet nicht vor Ablauf von vier Wochen und spätestens innerhalb sechs Wochen 
nach Eingang des Antrags zu Protokoll statt. 





1) Besondere Vorschriften über die Erziehung ehelicher Kinder gibt es nicht; 
es gelten somit auch bei Mischehen die allgemeinen Grundsätze des elterlichen 
Erziehungsrechtes; vgl. Schmidt, Konfession S. 28. 

2) Ein Min.-Ausschreiben vom 14. Juni 1883 ordnet die amtliche Führung 
von Verzeichnissen über den Austritt aus der Landes- oder einer andern aner- 
kannten Kirche (Dissidentenregistern) an. Schmidt, Austritt S. 364. 
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Art. 3. Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leist- 
ungen, welche auf der persönlichen Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, 
nicht mehr verpflichtet wird. — Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des 
auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines 
ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, 
‘ in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird, festgestellt ist, hat der 
Austretende noch bis zum Ablauf der zweiten auf die Austrittserklärung folgenden 
Kalenderjahres beizutragen. — Leistungen, welche nicht auf der persönlichen 
Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, welche als Real- 
oder Patronatslasten oder kraft eines sonstigen besondern Rechtstitels auf be- 
stimmten Grundstücken haften, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 

Art. 4. Rücksichtlich des Uebertritts von-einer Kirche zu einer andern 
bewendet es bei den bisherigen Grundsätzen. — Will aber der Uebertretende 
von den Lasten seines bisherigen Verbandes befreit werden, so greifen die 
Bestimmungen der Art. 1—3 dieses Gesetzes Platz. 

Art. 5. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch bei einem Aus- 
oder Uebertritt aus der israelitischen, sowie aus jeder andern Religionsgesell- 
schaft, welche Korporationsrechte erlangt hat, Anwendung. 

Art. 6 (regelt die Bildung einer besondern Religionsgesellschaft durch die 
Ausgetretenen). 

Art. 7. In Rücksicht der religiösen Erziehung und Unterweisung der 
schulpflichtigen Kinder der aus der Kirche Ausgetretenen sind die Bestimmungen 
des Volksschulgesetzes massgebend. — Nach der Entlassung eines Kindes aus 
der Schule oder nach bereits stattgefundener Konfirmation können die Eltern, 
rücksichtlich der Erziehungspflichtigen dessen Ausscheiden aus der Kirche nicht‘ 
mehr beschliessen. 


g) Im Herzogthum Sachsen-Altenburg. 


* Die Katholiken (740 gegen 144000 Pr.) stehen unter dem apostolischen 
Vikar von Sachsen (Werner |. c. p. 80). „Die besonderen Verhältnisse des 
Staates zur katholischen Kirche sind durch keine Vereinbarungen geordnet, vielmehr 
entscheidet hierüber das auf der Kirchenhoheit des Staates fussende deutsche Staats- 
herkommen. Die katholische Gemeinde in Altenburg hat Gesammtpersönlichkeit. 
Bek. v. 18. März 1876“ (Sonnenkalb, das Staatsrecht des Herzogthums Sachsen- 
Altenburg bei Marquardsen a. a. O. III. 2; 2, 108). 


1. Grundgesetz. Vom 29. April 1831 (Störk, Verf. S. 394.) 

$ 128. Die evangelisch-protestantische Kirche ist die Kirche des Landes- 

$ 129. Die Bekenner anderer christlichen Partikularkirchen geniessen 
den Schutz des Staats und die freie Ausübung ihres Glaubens, vorbehaltlich 
der landesherrlichen Rechte. Sie haben den Anspruch auf gleiche staatsbürger- 
liche Rechte mit den Bekennern der evangelisch-protestantischen Kirche; kein 
Glaubensbekenntniss entbindet aber von den Pflichten gegen den Staat oder 
gegen die Gemeinde des Wohnorts. 

$ 130. An der Spitze der Landeskirche steht der evangelisch-protestantische 
Regent, welcher als gleichzeitiges Staatsoberhaupt das Recht der Oberaufsicht 
und die Verpflichtung zum Schutze der Kirche hat. Sollte der Regent sein 
Glaubensbekenntniss ändern, so werden die Kirchenhoheitsrechte einem evange- 
lisch-protestantischen Ministerium, welches aus mehr als zwei Gliedern besteht, 
übertragen. 
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2. Regierungsverordnung über die Bildung neuer Religionsgemein 
schaften u. s. w. Vom 24. Jan. 1851 (GS. S. 7).1) 

$ 2. Wer, um sich einer neuen Religionsgesellschaft anzuschliessen, aus 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft, welcher er bis dahin angehörte, aus- 
treten will, muss zunächst, um dies gültig vornehmen zu können, volljährig 
sein, ist aber ferner auch verpflichtet, der Ortspolizeibehörde, welche sodann 
durch Vermittelung des Ephorus dem oder den betreffenden Ortsgeistlichen 
weitere Kenntniss davon zu geben hat, hiervon persönlich oder mittelst einer 
öffentlich beglaubigten Erklärung schriftlich Anzeige zu machen, auch mit 
dieser Anzeige die Angabe der Religionsgemeinschaft, welcher der Austretende 
sich anschliessen will, zu verbinden. Ueber die nach diesen Bestimmungen 
geschehene Anzeige hat die Ortspolizeibehörde, welcher diese Anzeige zu 
machen war, ohne Aufschub eine schriftliche Bescheinigung zu ertheilen, für 
deren Ausfertigung höchstens 10 Neugroschen zu entrichten sind. 

$ 3. Bis zur Ertheilung der im $ I (soll heissen 2 2) vorgeschriebenen 
Bescheinigung ist sowohl von den kirchlichen als den Beamten des Staates und 
der bürgerlichen Gemeinde so zu verfahren, als sei in der bisherigen kirchlichen 
Verbindung keine Aenderung eingetreten. 

$ 4. Um als Mitglied einer neuen Religionsgemeinschaft gelten zu können, 
muss der Eintretende die im $ 2 vorgeschriebene Bescheinigung dem Geist- 
lichen oder Prediger bezw. Vorsteher der neuen Religionsgemeinschaft persön- 
lich übergeben. Den Geistlichen, Predigern oder Vorstehern der neuen Religions- 
gemeinschaft ist es untersagt, einen neu Hinzutretenden als Angehörigen ihrer 
(emeinschaft aufzunehmen, zu nennen oder zu behandeln, solange die persön- 
liche Uebergabe jener Bescheinigung an sie nicht erfolgt ist. 

3. Schulgemeindeordnung. Vom 8. Febr. 1877, 

Die Schule ist zwar Staatsschule, steht aber in Folge der historischen Ent- 
wicklung in enger thatsächlicher Verbindung mit der protestantischen Landeskirche, 
Die Ortsschule steht unter Aufsicht und Leitung des Schulvorstandes, bestehend 
aus dem Pfarrer, Ortsschullehrer (oder ersten Lehrer), Bürgermeister und den auf 
6 Jahre gewählten Mitgliedern der Schulgemeinde. Die unmittelbare Aufsicht übt 
der Pfarrer. Die oberste Schulbehörde ist das Ministerium für Kultusangelegenheiten 
welchem ausser dem Ortsschulinspektor der Bezirksschulinspektor und die Schulinspektion 
(Landrath und Ephorus) als Aufsichtsorgane dienen. (Sonnenkalb.a.a. O0. 8.108). 


h) Im Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha. 

* Die beiden Herzogthümer Coburg und Gotha sind in einer Personalunion 
vereinigt und haben für das Öffentliche, allgemeine Becht ein gemeinsames Staats- 
grundgesetz vom 8. Mai 1852; dagegen hat jedes Herzogthum seine eigene innere 
Verwaltung, namentlich auch in Bezug auf Kirche und Schule. Jedes der beiden 
Herzogthümer besitzt ein „BRegulativ über die kirchliche Verfassung der katholischen 
Glaubensgenossen“; beide Regulative aber beruhen auf ziemlich gleichen Grund- 
sätzen (Forkel, das Staatsrecht der Herzogthümer Sachsen-Coburg und Gotha in 
Marquardsen a. a. O. III. 2; 2. 115 u. 138). Die Katholiken Coburgs (500 
unter 57000 Pr.) wurden durch Dekret Leo’s XII. vom 26. Mai 1826 dem Erz- 
bischof von Bamberg unterstellt; jene von Gotha (1700 unter 145 000 Pr.) durch 





!) In S.-Altenburg gibt es keine gesetzlichen Vorschriften über religiöse 
Kindererziehung bei gemischten Ehen; es gelten somit die allgemeinen Grund- 
sätze des elterlichen Erziehungsrechtes; vgl. Schmidt, Konfession S. 23 u. 480 
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Dekret Pius’ IX. vom 13. Sept. 1851 der Diözese Paderborn einverleibt. Da der 
Bischof von Paderborn sich weigerte, die fernere Gültigkeit des BRegulativs von 
1811 anzuerkennen, gestattete die Regierung nicht die Veröffentlichung des päpst- 
lichen Einverleibungsdekretes (vgl. Vering KR. 8. 215). Die eingeleiteten Ver- 
handlungen führten zu keiner Einigung, aber im Laufe der Jahre hat sich ein 
thatsächliches Verhältniss herausgebildet, durch welches Unzuträglichkeiten vermieden 
wurden. Der Bischof von Paderborn übt auf Grund des päpstlichen Dekretes die 
bischöfliche Jurisdiktion, die Regierung aber hält an der Gültigkeit des vom Bischof 
„als mit den Grundsätzen der kath. Kirche unvereinbar bezeichneten‘ Regulativs fest. 
Thatsächlich erholt der Bischof vor jeder Amtshandlung, sowie vor Veröffentlichung 
von kirchlichen Aktenstücken oder Verordnungen die landesherrliche Genehmigung. 
(Forkel a. a. OÖ. S. 139). In beiden Herzogthümern ist je in der Hauptstadt 
eine katholische Pfarrei mit einer Schule; von hier aus geschieht die Pastoration 
der im Lande zersireuten Katholiken. Die Vereidigung der Pfarrer geschieht nicht 
mehr auf das Regulativ, sondern auf das Staatsgrundgesetz. 


«) Grundgesetz für die Herzogthümer Coburg und Gotha. Vom3. Mai 18521), 

$ 33. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, die Freiheit der Vereinigung 
zu Religionsgesellschaften, deren Grundsätze weder den Strafgesetzen noch der 
Sittlichkeit zuwiderlaufen und die Freiheit der gemeinsamen häuslichen und 
öffentlichen Religionsübung wird gewährleistet. 

$ 34. Durch das religiöse Bekenntniss wird der Genuss der staatsbürger- 
lichen Rechte weder bedingt noch beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten 
darf dasselbe keinen Abbruch thun. 

$ 35. Keine Religionsgesellschaft geniesst vor anderen Vorrechte in 
kirchlicher Hinsicht; vielmehr gewährt der Staat allen gleichen Schutz. Ver- 
ordnungen der Kirchengewalt können ohne vorgängige Genehmigung der Staats- 
regierung weder verkündigt noch vollzogen werden. 

$S 37. Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht unter der Oberaufsicht 
des Staates. 

$ 38. Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu gründen, zu leiten und 
an solchen Unterricht zu ertheilen, steht jedem Staatsangehörigen frei, wenn 
er eine sittliche, wissenschaftliche und technische Befähigung der treffenden 
Staatsbehörde nachgewiesen hat. — Der häusliche Unterricht unterliegt keiner 
solchen Beschränkung. 

$ 66. Alle Stiftungen, die für die Gottesverehrung, den Unterricht oder 
zu Wohlthätigkeitszwecken bestimmt sind, stehen unter dem Schutze des 
Staates. Ihr Vermögen oder Einkommen darf dem Staatsvermögen nicht einverleibt 
werden; auch darf darüber gegen den Willen der Stifter nicht verfügt werden... 

#) Gesetze für das Herzogthum Coburg. 
I. Regulativ für die kirchliche Verfassung der kath. Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Coburg. Vom 30. Okt. 1812 (24. Juni 1813). 2) 

$ 1. Den römisch-katholischen Glaubensgenossen im hiesigen Lande ist 

vollkommene Religionsfreiheit und öffentliche Ausübung ihres Gottesdienstes 





1) Störk, Handbuch der deutschen Verfassungen 1884 S. 442, 

2) Viele Bestimmungen dieses Regulativs sind theils durch Gesetze, theils 
durch geänderte Verhältnisse veraltet. Wir bringen die wichtigsten geltenden 
Bestimmungen vollständig, die übrigen im Auszug zum Abdruck. 8. d. ganze 
Regulativ in Archiv 32, 420. 
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zugestanden; sie haben sich jedoch, was das Aeussere ihrer Religionsausübung 
betrifft, den allgemein gesetzlichen Vorschriften des Landes, insoweit diese 
nicht das Eigenthümliche der protestantischen Verfassung allein angehen, zu 
unterwerfen, auch sonst in deren Hinsicht nach den Polizeigesetzen sich zu 
richten, welche der Staat zur Erhaltung öffentlicher Ruhe und Ordnung für 
nöthig findet. 

2 2 weist der kath. Gemeinde zu Coburg die ehemalige Nikolaikirche an; 
seit 1860 besitzen die Katholiken eine neue, schöne Kirche. 

2 3 stellt die kath. Kirche im Allgemeinen der protest. Landeskirche gleich ; 
nach 2 4 steht dem Landesherrn die oberste Kirchengewalt zu. 

22 5—7 u. 9 bestimmen vorläufig über die Ausübung der kirchl. Jurisdiktion 
bis zur Unterordnung unter einen Bischof und unterstellen die Katholiken unter 
das Konsistorium als vorgesetzte Behörde. 

$ 8. Ausser diesem nur bemerkten Fall bleibt jeder auswärtige äussere 
Einfluss auf die römisch-katholischen Unterthanen im hiesigen Lande gänzlich 
ausgeschlossen. Es dürfen daher weder päpstliche Dekrete, Bullen, Breven, 
Reskripte, Mandate oder andere Expeditionen des päpstlichen Stuhls, eines 
Bischofs, Pfarrers oder einer anderen Person, wie sie genannt werden mögen, 
wenn dieselben auch nur einzelne Privatpersonen betreffen, noch Dekrete fremder 
Synoden und allgemeine Konzilienbeschlüsse, ohne ausdrückliche Erlaubniss des 
Landesherrn angenommen, bekannt gemacht, gedruckt oder in Wirksamkeit 
gesetzt werden, und ebenso wenig darf bei den öffentlichen Unterrichtsstunden 
und Predigten etwas, das die Haltung des Gottesdienstes nicht unmittelbar 
betrifft, ohne vorgängige Genehmigung des Herzoglichen Konsistoriums bekannt 
gemacht werden. Uebrigens darf auch kein auswärtiger Nuntius, Legat, Vikar, 
apostolischer Kommissär oder sonst irgend eine auswärtige geistliche Behörde 
einigen Einfluss auf die katholischen Unterthanen des Landes ausüben, und 
diese selbst dürfen ohne vorhergegangene ausdrückliche Genehmigung des 
Landesherrn in eine Zusammenkunft, Synode oder andere Vereinigung in kirch- 
licher Hinsicht sich nicht einlassen. 

£ 10. Die kath. Kirche und ihre Diener haben die gleichen Rechte und 
Privilegien, wie die protestantischen Geistlichen ; ebenso ihr Vermögen, dessen Ver- 
waltung nach den Vorschriften und Gesetzen geschieht, welche für die protest. 
Kirchen ertheilt sind. 

& 1. Feier der Feste, der allgemeinen Buss- und Bettage. 

2 12 fordert Genehmigung des Landesherrn für Liturgie und Katechismus 
und ordnet das Gebet für die herzogliche Familie an. 


2 13 gestattet kath. Kulthandlungen in der Regel nur in der Kirche, 
£ 14 erlaubt den Gebrauch der Glocken nur zum öffentl. Gottesdienst. 


$ 15. Was hiernächst die Verrichtung solcher kirchlichen Handlungen, 
die nicht unmittelbar auf den Gottesdienst Bezug haben, und die Parochial- 
verhältnisse des katholischen Pfarrers betrifft, so wird in Ansehung der Taufe 
folgendes als Norm bestimmt: Die Kinder solcher Eltern, welche sich beide 
zur römisch-katholischen Konfession bekennen, werden auch allesammt in der 
katholischen Kirche getauft. — Bei gemischten Ehen werden, Falls nicht ein 
anderes von Seiten der Eltern vertragsmässig bestimmt ist, welches jedoch 
gleich bei Schliessung der Ehe angezeigt werden muss, und wovon nachher 
nicht wieder abgegangen werden kann, die Söhne in der Kirche des Vaters und 
die Töchter in der der Mutter getauft, und es folgen auch nach der Taufe die 
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Söhne ihrem Vater und die Töchter ihrer Mutter, dergestalt, dass sie nicht 
nur überhaupt in deren Parochialverhältnisse treten, und zu der Parochie, zu 
welcher jene gehören, gezogen werden, sondern dass auch in Ansehung ihrer Er- 
ziehung und des Religionsunterrichts sie bei der Konfession ihrer Eltern verbleiben. 

$ 16. Sollte der eine Ehegatte, oder beide in stehender Ehe und bei 
schon vorhandenen Kindern die Religion ändern, so bleibt dennoch jedes Kind 
bei der Religion, in welcher es einmal getauft ist, und es kann in der Folge 
dessen etwaiger Uebertritt nicht anders als nach erlangter Volljährigkeit oder 
landesherrlicher Dispensation stattfinden. Bei den nach geschehener Religions- 
veränderung geborenen Kindern findet die in dem vorhergehenden $ bemerkte 
Norm statt. 

$ 17. Uneheliche Kinder werden, Falls der Vater nicht ausschliesslich 
ihrer Erziehung sich annimmt, in welchem Falle die Wahl der Kirche seiner 
Bestimmung überlassen bleibt, in der Kirche der Mutter getauft. 


$ 18. Sobald eine Person das achtzehnte Jahr ihres Alters zurückgelegt 
oder diesfalls landesherrliche Dispensation erhalten hat, steht es derselben so 
wie jeder älteren Person jederzeit frei, von der Kirche einer Konfession zu der 
einer anderen überzutreten, es wird jedoch dabei gehörige Vorbereitung, und 
hinlänglich nachgewiesene freie Ueberlegung und Willensbestimmung voraus- 
gesetzt. Der förmliche Uebertritt erfolgt erst durch das Einzeichnen in das 
Kirchenbuch vor dem Pfarrer und zwei Zeugen, wenn die förmliche Ablegung 
des Glaubensbekenntnisses vor versammelter Gemeinde vorhergegangen ist. 
22 19--23 bestimmen über Ehesachen, Ehescheidungen, Kirchenbücher. 
2 24 u. 25. Bestellung!) und Einkommen des Pfarrers. Bu 
26. Den katholischen Glaubensgenossen im hiesigen Lande ist es ver- 
gönnt, ihre Kinder an dem allgemeinen protestantischen Schulunterricht gegen 
Entrichtung des gewöhnlichen Schulgeldes Theil nehmen zu lassen. Dafern 
aber die hiesigen Katholiken ihren eigenen Schullehrer halten wollen, so kann 
dieses unter Genehmigung des Herzoglichen Konsistoriums geschehen. Die 
nächste Aufsicht über diese Schule führt alsdann der Pfarrer, die Oberaufsicht 
aber das Herzogliche Konsistorium und diese Schule ist an alle gesetzlichen 
Vorschriften gebunden, welche den öffentlichen Schulunterricht im Lande betreffen. 
27. Bestellung des Lehrers). 
28 normirt die staatliche Jurisdiktion über die Kirche und ihre Diener. 
29. Ohne vorgängig besondere landesherrliche Erlaubniss darf ausser 
dem angestellten Pfarrer Niemand im Lande geistliche Verrichtungen vor- 
nehmen, und wenn der katholische Pfarrer in irgend einem Falle einen Stell- 
vertreter nöthig hat: so muss er dieses zuvörderst dem Herzoglichen Konsi- 
storium zur Genehmigung anzeigen, und übrigens für des Stellvertreters Person 
und Handlungen einstehen. 

2 30 statwirt den protestantischen Pfarrzwang ausserhalb der Stadt Coburg. 

Schluss: Dienst- und Huldiyungseid des katholischen Pfarrers. >) 
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1) Der Vorschlag und die Institution geschieht durch den Erzbischof von 
Bamberg. 

2) Mit Genehmigung der Coburger Regierung wird jetzt von der Kgl. 
Bayer. Regierung von Oberfranken ein katholischer Lehrer abgeordnet. 

3) Auf Antrag des Generalvikars von Bamberg verzichtete das Ministerium 
unterm 31. Juli 1861 auf diesen Eid. S. oben Einleitungsnote. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 30 
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2. Volksschulgesetz. Vom 27. Oktober 1873. 


Das Volksschulwesen ist Sache der Gemeinden; die Leitung und Beaufsichtignng 
desselben geschieht durch den Staat. Die Ortsaufsicht führt der Schulvorstand, bei 
welchem in den Landgemeinden der Ortspfarrer, in den Landstädten der Bürger- 
meister den Vorsitz hat. Das Staatsministerium als Oberschulbehörde hat die 
Oberaufsicht über das ganze Schulwesen. Die kath. Schule zu Coburg als Privat- 
schule unter Aufsicht des Pfarrers steht gleichfalls unter Oberaufsicht der staatlichen 
Schulbehörden. (Forkela. a. O. 8. 133). 


3. Gesetz über die Rechtsverhältnisse aus unehelichen Schwängerungen. 
Vom 28. Juli 1858.1) 

Art. 35. Die nachstehenden Vorschriften gelten sowohl für die mit un- 
verehelichten als auch für die im Ehebruch mit verheiratheten Frauenspersonen 
gezeugten (unehelichen und ausserehelichen) Kindern. 

Art. 37. Das Kind wird in dem Glaubensbekenntniss seiner Mutter erzogen, 
sofern diese nicht, beziehentlich mit Einwilligung ihres Ehemanns, ein anderes 
bestimmt. 

y) Gesetze für das Herzogthum Gotha. 
1. Regulativ für die kirchliche Verfassung der römisch-katholischen 
Glaubensgenossen im Herzogthum Gotha. Vom 23. Aug. 1811.2) 
I. Verhältnisse der katb. Kirchengemeinden und ihrer geist- 
lichen Vorsteher zum Staate überhaupt. 


S 1. Freie Uebung des Gottesdienstes. 

Die römisch-katholische Konfession wird im Staate frei geübt, ihr Gottes- 
dienst darf öffentlich gehalten werden; jedoch haben sich die Konfessions- 
verwandten in dessen Anordnungen nach den Polizeigesetzen zu richten, welche 
der Staat in Absicht auf die öffentliche Ruhe und Ordnung für nöthig finden wird. 

S 2. Aufsicht über das Eigenthümliche des römisch-kath. Gottesdienstes. 

SS 3—5. Interimistische Einrichtung. Wahl sowohl des Pfarrers als 
dessen Stellvertreters und deren Bestätigung. 

SS 6-8. Anordnung des öffentlichen und äussern Kultus. Oeffentliches 
Kirchengebet (für den Landesherrn). Aeussere Verfassung der Kirchengemeinde. 

SS 9—12. Verordnungen fremder Behörden an die Kirchengemeinden 
( Verbot derselben ohne landesherrliche Autorisation). Einwirkung fremder Behörden 
auf die Gemeinde. 

S 13. Versammlung der Kirchengemeinde unter sich oder mit andern 
(Gemeinden. 

SS 14u. 15. Grerichtsbarkeit über die bei der Kirchengemeinde angestellten 
Personen. Bestimmung der Behörde (Oberkonsistorium). 





I) Schmidt, Konfession S. 23. Ueber die religiöse Erziehung ehelicher 
Kinder (auch bei Mischehen) bestehen keine gesetzlichen Vorschriften; es gilt 
somit der gemeinrechtliche Grundsatz des elterlichen Erziehungsrechtes. 

2) S. das ausführliche Regulativ in Archiv 36, 215. Wir bringen die 
wichtigsten Bestimmungen vollständig, von den minder wichtigen oder veralteten 
nur die Ueberschriften zum Abdruck. Der Bischof Dr. Franz Drepper von Pader- 
born hat mit Schreiben vom 21. Juni 1852 und in einem Promemoria vom 
13. Juni 1853 Abänderung jener Bestimmungen beantragt, welche die innern 
kirchlichen Angelegenheiten betreffen; eine Antwort der Regierung ist nicht 
erfolgt. Vgl. über diese Verhandlungen oben $. 461. 
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S 16. Gerichtsbarkeit in Beschwerden der Kirchengemeinden. 
S 17. Kirchen-Vermögen. 

Wenn die kath. Kirche zu einigem Vermögen und Eigenthum gelangen 
sollte, so hat dasselbe aller der Rechte und Privilegien zu geniessen, welche 
dem Vermögen der lutherischen Kirche in den Gesetzen beigelegt sind. Jedoch 
hat die katholische (semeinde von der Verwaltung ihres Kirchenvermögens 
jedes Jahr der ihr vorgesetzten obrigkeitlichen Behörde Rechenschaft zu geben 
und daher wie alle andern Kirchen des Landes die Rechnung zur Durchsicht 
einzusenden. 


II. Verhältnisse der Kirchendiener insbesondere. 
ss 18—22. Aufenthalt des Pfarrers. Wohnung. Behörde der Pfarrer. 
Aufsicht auf die Vikarien. Landesherrl. Erlaubniss zu geistl. Verrichtungen. 
S 23. Parochial- Verhältnisse. 

(Die Parochie in der Stadt Gotha ist die einzige; Abs. I. Berechtigt zur 
Trauung ist bei gemischten Ehen der Pfarrer des Bräutigams, 2. zur Taufe der 
Pfarrer des Vaters); „es bleibt jedoch den Eltern nachgelassen, eine Vereinigung 
dahin zu treffen, dass die Söhne in der Parochie des Vaters, die Töchter in der 
Parochie der Mutter getauft werden, jedoch haben sie diese Abweichung hei 
der Geburt des ersten Kindes zu erklären und kann solche in der Folge weder 
zum Vortheil der einen, noch der andern Parochie wieder aufgehoben werden“... 
3. Bei der Taufe unehelicher Kinder folgt das Kind jedesmal der Parochie der 
Mutter. 4. Auch ausser der Taufe folgen die Söhne ihrem Vater und die 
Töchter ihrer Mutter dergestalt, dass sie nicht nur überhaupt in deren Parochial- 
Verhältnisse treten und zu der Parochie, zu weleher jene gehören, gezogen 
werden, sondern dass auch in Ansehung ihrer Erziehung und des Religions- 
Unterrichtes sie bei der Konfession ihrer Eltern bleiben. Diese Regel leidet 
nur dann eine Ausnahme, wenn die Eltern entweder bei Schliessung der Ehe 
oder nachher durch ausdrückliche Verabredung und Verträge etwas Anderes 
dieserhalb festgesetzt haben. Jedoch muss solche Abänderung der obgedachten 
Regel, sie mag früher oder später erfolgen, jederzeit zeitig und sofort, wenn 
die Verabredung selbst stattgefunden hat, keineswegs aber erst dann, wenn ein 
hiernach zu entscheidender Fall eintritt, der vom Staate zur diesfallsigen Auf- 
sicht verordneten Behörde angezeigt werden, indem ausserdem das Vorgeben 
einer solchen Abänderung vorkommenden Falls keine Berücksichtigung finden 
wird. 5. Sobald eine Person das 18. Jahr ihres Alters zurückgelegt hat, ist 
es ihr an sich zwar unverwehrt, von der Kirche einer Konfession zu der Kirche 
einer andern Konfession überzutreten; jedoch ist in einem solchen Falle jederzeit 
eine förmliche Anzeige bei der verordneten Behörde, noch ehe der Uebertritt 
selbst geschieht, erforderlich. 

S 24. Parochialverhältnisse der ausserhalb der Residenzstadt Gotha 
wobnenden Katholiken. (Dieser $, welcher den protest. Pfarrzwang für die Katholiken 
ausserhalb Gotha statuirte, ist durch die folg. VO.v. 14. Dezbr. 1868 aufgehoben). 

SS 25 u. 26. Einkünfte der Pfarrer. Kleidung der geistlichen Personen. 


IH. Verrichtungen der gottesdienstlichen Handlungen selbst. 

s$ 27— 36. Liturgie und Katechismus. Bestätigung vom Staate. Oeffentliche 
ausserordentliche Gebete. Feier von Festtagen ausser den Sonntagen. Hauskapellen 
und Privatbethäuser (bedürfen der landesherrl. Erlaubniss). Gottesdienstl. Hand- 
lungen ausser den Kirchen, Ausschliessliche Bestimmung der Kirche für den kath. 


30* 
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Kultus. Zusammenrufung der Gläubigen zum Gottesdienste (durch Glocken). 
Verhalten gegen andere Konfessionen bei den öffentlichen Vorträgen. 


IV. Verriehtung anderer Handlungen, welche dem Pfarrer auf- 
getragen sind, aber nicht unmittelbar auf den Gottesdienst 
Bezug haben. 

SS 37—40. A. Ehe; Voraussetzungen bei Schliessung einer Ehe, Ritual 
der Einsegnung. Ehescheidung. B. Kirchenbücher; Führung derselben. 

$S 41. ©. Schulunterricht. 

Die katholischen Konfessionsverwandten sind an alle Vorschriften gebunden. 
welche in Ansehung des öffentlichen Schulunterrichts und der Besuchung der 
Akademien überhaupt bestehen und deren Beobachtung vorausgesetzt wird, 
um die Fähigkeit zu Staatsämtern zu verlangen; jedoch dürfen ihre Kinder 
nicht gezwungen werden, in den öffentlichen Schulen dem für die Kinder der 
andern Konfessionen ertheilten, positiven Religionsunterrichte beizuwohnen. 
Ueberhaupt sind von diesen Vorschriften alle diejenigen ausgenommen, welche 
sich dem geistlichen Stande widmen und es bleibt ihnen, eine andere Lehranstalt 
als das Gymnasium zu Gotha oder die Landesuniversität Jena zu besuchen, 
so lange unbenommen, als bei diesem Institute die erforderlichen Einrichtungen 
für solche Studirende, welche sich dem geistlichen Stande widmen, nicht getroffen 
sein werden. 

S$ 42. Einrichtung von Schulen für den kath. Religionsunterricht. 

Wollen die kath. Konfessionsverwandten eigene Schulen für den Religions- 
unterricht ihrer Kinder errichten, so kann dieses unter Genehmigung des 
Oberkonsistorii, ohne diese jedoch auf keine Weise, geschehen. Die nächste 
Aufsicht über die Schule führt alsdann der Pfarrer; die Oberaufsicht bleibt dem 
Oberkonsistorio. 

2. Gesetz über die Einführung der Civilstandsregister für die ausser- 
halb der protest. und römischen Kirche bestehenden Religionsgesell- 
schaften etc. Vom 2. Juli 1863 (GS. 12, 255). 

S 18. Der Austritt aus der protestantischen oder römisch-katholischen 
Kirche kann nur durch eine vor dem Justizamtel), in dessen Bezirk der Aus- 
tretende wohnt ($ 2), persönlich zum Protokolle abzugebende Erklärung erfolgen. 


3. Verordnung über die Parochialverhältnisse der im hiesigen Herzog- 
thume ausserhalb der Stadt Gotha wohnenden kath. Glaubensgenossen. 
Vom 14. Dezbr. 1868. 

S 1. Der $ 24 des Regulativs von 1811... wird dahin abgeändert, dass 
I. die kath. Glaubensgenossen, welche ausserhalb der Stadt Gotha im hiesigen 
Herzogthume wohnen, befugt sein sollen, nach ihrer freien Wahl auch die 
eigentlichen Parochialhandlungen: Taufe, Trauung und Begräbniss, entweder 
von dem protestantischen Pfarrer ihres Wohnorts oder gleich den in der Stadt 
wohnenden Katholiken von dem Geistlichen der katholischen Gemeinde in der 
Stadt Gotha, sofern derselbe sich hiezu bereit findet, verrichten zu lassen und 
dass Il. dann, wenn nach der ebengetroffenen Bestimmung die Parochialhandlung 
von dem katholischen Geistlichen verrichtet wird, der protestantische Geistliche 
des Wohnorts und beziehentlich der dasige Schullehrer auf Stolgebühren keinen 
Anspruch haben soll. 





!) An Stelle der Justizämter sind durch Art. 4 des G. v. 7. April 1879 
die Amtsgerichte des R.G.Verf.G. getreten. 
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$ 2. Auch ausserhalb der Stadt Gotha können Begräbnisse nach den 
Gebräuchen der kath. Kirche auf protest. Gottesäckern vorgenommen werden, 
während die Benutzung protestantischer Kirchen zu kath. Parochialhandlungen 
nach wie vor ausgeschlossen bleibt. 

S 3. Der katholische Geistliche hat bei den ausserhalb der Stadt Gotha 
vorgenommenen Parochialhandlungen dem prot. Ortspfarrer die zur Eintragung 
des Falls in das Kirchenbuch erforderlichen Mittheilungen zu machen. 


4. Volksschulgesetz. Vom 26. Juni 1872. 
Die Schulverhältnisse in Gotha sind in derselben Weise wie in Sachsen-Coburg 
geregelt. 


i) Im Herzogthum Anhalt. 

* Die neue Landschaftsordnung vom 31. Aug. 1859 für ganz Anhalt (damals 
Anhalt-Dessau-Oöthen, und Anhalt-Bernburg, seit Erlöschen der letzteren Linie 
1563 Ein Herzogthum Anhalt) enthält keine Bestimmung über kirchliche Verhält- 
nisse. Landeskirche ist die evangelisch-unirte. Die Schule ist durchweg Staats- 
anstalt und die Kirche als solche hat kein Aufsichtsrecht über dieselbe. Für die 
Beaufsichtigung des Volksschulwesens werden vom Staate Schulinspektoren bestellt, 
vielfach, jedoch nicht durchgängig Geistliche. Die Verbindung von Schul- und Kirchen- 
ämtern (Organisten, Kantoren, Küster) ist gestattet. Die Katholiken als Gemeinden 
stehen in Bezug auf Kultus und Schulangelegenheiten unter Oberaufsicht des Staats- 
ministeriums (Pietscher, Staatsrecht, des Herzogthums Anhalt in Marquardsen 
III. 2. 1, 148). Nach der 1825 geschehenen Konversion des Herzogs Ferdinand 
von Cöthen, wurde durch päpstliches Breve vom 17. Mai 1826 ein apostolisches 
Vikariat Anhalt errichtet und mit jenem von Sachsen vereinigt. Im J. 1834 wurde 
dasselbe dem Nuntius von München übertragen; seit 1867 ist der Bischof von 
Paderborn Administrator desselben. Das apostolische Vikariat Anhalt in seiner 
Gesammtheit (7900 K. gegen 232000 Pr. bildet ein Dekanat mit den Pfarreien 
Bernburg, Cöthen und Dessau und den Missionsvikariaten Güsten, Grossalsleben 
und Zerbst, welche von eigenen Missionspriestern pastorirt werden. (Werner, a. 
a. OÖ. 8. 79. Paderborner Diözesan-Schematismus). 


(Für den Umfang des ehemaligen Herzogthums Anhalt-Bernburg).!) 


1. Gesetz, die Staatsaufsicht über neue Religions-Genossenschaften, 

deren Versammlungen, das Ausscheiden der Mitglieder aus ihrer 

früheren und ihre Aufnahme in die neue Religions-Gesellschaft betr. 
Vom 13. Febr. 1851. (Ges. Samml. f. Anhalt-Bernburg V. Bd. S. 24). 


$S 2. Wer, um sich eimer neuen Religionsgemeinschaft anzuschliessen, 
aus der Kirche oder Religionsgenossenschaft, welcher er bis dahin angehörte, 
austreten will, ist verbunden, hievon sowohl seinem bisherigen Geistlichen oder 
in Ermangelung eines solchen dem Vorstande der Religionsgemeinschaft, als 
auch dem betr. Kreisamte persönlich oder mittelst einer öffentlich beglaubigten 
Erklärung schriftlich Anzeige zu machen, auch mit dieser Anzeige die Angabe 
der Religionsgemeinschaft, welcher der Austretende sich anschliessen will, und 
die Erklärung zu verbinden, dass er für seine Person und für diejenigen seiner 


1) Besondere staatliche Gesetze in Betreff der kath. Kirche sind in Anhalt 
nicht vorhanden. Auch für die religiöse Kindererziehung gelten die gemein- 


rechtlichen Grundsätze des elterlichen Erziehungsrechtes. Schmidt, Kon- 
fession S. 28. 
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Kinder, welche das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nach eintretender 
Befreiung von den Pflichten gegen seine frühere Religionsgemeinschaft, auf 
jeden Theil am Vermögen und den stiftungsmässigen Wohlthaten der letzteren 
ausdrücklich Verzicht leiste. Kinder von höherem als vierzehnjährigem Lebens- 
alter haben jene Anzeige und diese Erklärung für sich selbständig abzugeben. 
In Betreff dieser Minderjährigen bleiben jedoch alle Ansprüche an das Vermögen 
oder die sonstigen Wohlthaten der früheren Gemeinschaft für den Fall des 
Rücktritts in dieselbe vorbehalten. — Ist der Rücktritt nicht noch innerhalb 
der Minderjährigkeitsjahre oder eines vierteljährigen Zeitraums nach erlangter 
Majorennität erfolgt, so tritt nach Ablauf des letzteren der Verlust aller An- 
sprüche an die frühere Gemeinschaft von selbst ein. — Ueber die nach diesen 
Bestimmungen geschehene Anzeige haben Diejenigen, welchen diese Anzeige 
zu machen war, ohne Aufschub eine schriftliche Bescheinigung zu ertheilen. 


$ 3. Bis zu der im $ 2 vorgeschriebenen Anzeige ist sowohl von den 
kirchlichen als den Beamten des Staates und der bürgerlichen Gemeinde so zu 
verfahren, als sei in der bisherigen kirchlichen Verbindung keine Aenderung 
eingetreten. 

$ 4. Um als Mitglied einer neuen Religionsgemeinschaft gelten zu können, 
muss der Eintretende die im $ 2 vorgeschriebenen Bescheinigungen dem Geist- 
lichen bezw. Vorsteher der neuen Heligionsgenossenschaft übergeben. Den 
Geistlichen oder Vorstehern der neuen Religionsgenossenschaft ist es untersagt, 
einen neu Hinzutretenden als Angehörigen ihrer Gemeinschaft aufzunehmen, 
zu nennen oder zu behandeln, so lange die Uebergabe der Bescheinigung an 
sie nicht erfolgt ist. 


k) Im Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt. 


* Das Staatsgrundgesetz vom 21. März 1854 enthält keine Bestimmungen 
über kirchliche Verhältnisse. Das Regiment über die evangelische Landeskirche 
übt der Fürst durch die Ministerialabtheilung für Kirchen- und Schulsachen; die 
Lokalverwaltung wird durch die Kirchen- und Schulvorstände geführt, welche aus 
den Ortspfarrern, den dazu gewählten Lehrern und Gemeindemitgliedern bestehen. 
Als Müttelbehörde fungirt in jedem Landrathsbezirke die Kirchen- und Schul- 
inspektion, bestehend aus dem Landrath und dem Superintendenten. Die Katho- 
Iıken (500 gegen 85000 Pr.) sind der Jurisdiktion des Bischofs von Paderborn 
(Bruder, Staatslex. 4, 1186 hat irrig: dem Vikariat Sachsen) unterstellt und 
gehören zum Dekanat Erfurt. Der Seelsorger ist vor seiner Einweisung dem Landes- 
herrn zur Genehmigung zu benennen. Der Religionsunterricht der kath. Schulkinder 
soll dem kath. Pfarrer übertragen werden. (Klinghammer, das Staatsrecht des 
Fürstenth. Schw.-Rudolstadt, Marqu. III. 2; 2, 151). Der Sitz der Missions- 
pfarrei ist Rudolstadt mit einer kath. Schule. Der Missionspriester pastorirt auch 
die Katholiken des Kreises Saalfeld im Herzogth. Meiningen, Diöz. Würzburg 
(vgl. S. 457; in Saalfeld und Pösneck Gottesdienst), sowie der Katholiken im 
Kreise Neustadt (S.-Weimar) und Kahla (S.- Altenburg). 

Besondere staatliche Bestimmungen über die katholische Kirche und deren 
Rechtsverhältnisse sind ausser der folg. VO. im Fürstenth. Schwarzburg-Rudolstadt 
nicht vorhanden; ebenso wenig über Glaubenswechsel oder religiöse Kindererziehung 
bei Mischehen. In letzterer Beziehung gelten somit die Normen des gemeinen 
Rechts (vgl. Schmidt, Austritt S. 370 u. Schmidt, Konfession S. 28. 


k) Schw.-Rudolstadt: VO. v. J. 1872. 1) Schw.-Sondershausen : G. v. 1. März 1872, 471 


Verordnung über die katholisch-kirchlichen Verhältnisse vom J. 1872. 1) 


$ 1. Dem Bischof vun Paderborn wird die Ausübung der bischöflichen 
Jurisdiktion über die Katholiken des Fürstenthums in demselben Umfange und 
mit denselben Rechten und Pflichten zugestanden, wie solche den katholischen 
Bischöfen des Königreichs Preussen zustehen und obliegen 

$ 2. Dem Bischof von P. wird insbesondere die Befugniss eingeräumt, 
in unserer Residenz eine ständige Seelsorgestelle zu errichten. Der vom Bischof 
ausgewählte Seelsorger ist jederzeit vor der Einweisung in sein Amt uns zur 
Genehmigung zu benennen. Wir werden diese Genehmigung nur aus wichtigen 
staatlichen Gründen versagen. Der gedachte Seelsorger übt die cura animarum 
über sämmtliche in der Oberherrschaft lebende Katholiken, versieht alle pfarr- 
amtlichen Handlungen bei denselben mit Ausnahme der Führung der Kirchen- 
bücher und bezieht die Stolgebühren. Doch soll den gegenwärtig im Amte 
befindlichen evangelischen Pfarrern der Anspruch auf die in ihrer Parochie 
vorkommenden Stolgebühren ad dies muneris vorbehalten bleiben. Die auf der 
Gemeindegesetzgebung beruhenden Abgaben werden hierdurch nicht berührt. 
Taufen, Trauungen und Sterbfälle sind dem evangel. Pfarrer, in dessen Parochie 
der Fall vorkommt, zur Eintragung in das Kirchenbuch unverzüglich anzumelden, 
und erhält letzterer für die Eintragung die betreffenden Gebühren. Dies fällt 
fort, sobald sich eine selbständige katholische Gemeinde mit unserer Genehmigung 
konstituirt haben wird. 

$ 3. Der kathol. Seelsorger resp. Pfarrer besorgt auch den Religions- 
unterricht der kath. Elementar Schulkinder. Auch behalten wir uns vor, die 
Genehmigung zur Errichtung einer eigenen kath. Elementarschule, wenn hiezu 
das Bedürfniss nachgewiesen ist, zu ertheilen und dem kath. Seelsorger resp. 
Pfarrer, nachdem derselbe vor einer inländischen oder kgl. preussischen Prüfungs- 
kommission seine diesfallsige Qualifikation dokumentirt haben wird, den 
gesammten Elementarunterricht der kath. Schulkinder bis zur Bestellung eines 
besonderen kath. Elementarlehrers zu übertragen. 


!) Im Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen. 


* Landeskirche ist die evangelisch-lutherische. Die katholische Kirche hat 
die Rechte einer anerkannten Religionspartei. Die Katholiken des Fürstenthums 
(849 gegen 74000 Pr.) gehören zum Dekanat Erfurt, Diöz. Paderborn (nicht zum 
Vikariat Sachsen, wie Bruder, Staatsl. 4, 1189 sagt). Im Arnstadt ist eine 
katholische Pfarrei mit einer katholischen Privatschule; die Katholiken der Unter- 
herrschaft werden vom Pfarrer von Nordhausen (Preussen, Diöz. Paderborn) pastorirt. 


1. Landesgrundgesetz vom 8. Juli 1857. 
S 4. Die evangelisch-lutherische Kirche ist die Landeskirche. Der evan- 
gelisch-lutherische Fürst übt in derselben die bischöflichen Rechte aus. 


2. Gesetz über Einführung von Civilstandsregistern für kirchliche 
Dissidenten. Vom 1. März 1872 (GS. 8. 71). 

$ 1. Der Austritt einer Person aus der Landeskirche oder einer der 

andern im Fürstenthum anerkannten christlichen Religionsparteien und resp. 

der Eintritt in eine neben diesen christlichen Konfessionen bestehende oder 





1) Der durch die Zeitungen ohne Datum publizirten VO. gingen Verhand- 
lungen mit dem Bischof v. Paderborn voraus. Archiv 36, 411. 
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sich bildende Religionsgesellschaft kann nur erst nach zurückgelegtem 21. Lebens- 
‚jahre und durch eine vor dem Justizamte!), in dessen Sprengel jene Person 
wohnt, persönlich zu Protokoll abgegebene Erklärung erfolgen, wobei aber jene 
Person glaubhaft nachzuweisen hat, dass sie dem Pfarrer ihrer Parochie vier 
Wochen vorher die Absicht, auszutreten, mitgetheilt hat. — Ueber die religiöse 
Erziehung und Unterweisung der nicht christlich getauften Dissidentenkinder 2) 
bis zum 14. Lebensjihre entscheidet der Vater, bei unehelichen Dissidenten- 
kindern die Mutter. Von vollendetem 14. Lebensjahre ab steht es bei einem 
Religionswechsel der Eltern den Kindern frei, ob sie diesen folgen oder ihre 
seitherige Religion beibehalten wollen. 

Die 22 2—15 ordnen die Führung besonderer Register sowohl über den 
Austritt (Dissidentenregister), wie über Heiraths-, Geburts- und Sterbefälle solcher 
Personen (Oivilstandsregister) an. 


3. Ministerialbekanntmachung, den Wegfall der Fortführung besonderer 
gerichtlicher Civilstandsregister für kirchliche Dissidenten betr. 
Vom 19. Jan. 1876 (GS. S. 35). 

In Folge des RG. v. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des Personen- 
standes und der Eheschliessung sind diejenigen Bestimmungen des Landesges. 
v. 1. März 1872 und der dazu erlassenen Ausführungsverordnung vom selbigen 
Tage, welche sich auf die Eheschliessung kirchlicher Dissidenten und die Ein- 
tragung dieser Fälle in gerichtliche, von den Justizämtern zu führende Civil- 
standsregister beziehen, vom 1. Jan. d.Js ab ausser Wirksamkeit getreten.... 

Dagegen sind die Bestimmungen über den Austritt einer Person aus ihrer 
bisherigen Kirchengemeinschaft und über die Beurkundung dieses Austritts 
(S1u.2desecit. Landesges.) unberührt geblieben und demnach die vorgeschriebenen 
Dissidentenregister ... von den fürstl. Justizämtern auch ferner fortzuführen. ... 


4. Gesetz über die Organisation der Kirchen- und Schulbehörden. 
Vom 9. Dezbr. 1865. 


„Als höchste Instanz ist dem Ministerium, Abtheilung für Kirchen- und 
Schulsachen, ein Kirchenrath aus einer Anzahl vom Fürsten berufener Geist- 
licher beigeordnet. Die nächst untergeordnete Instanz bilden die für jeden 
Verwaltungsbezirk errichteten Kirchen- und Schulinspektionen, bestehend aus 
dem Landrath und dem Superintendenten. Die unmittelbare Aufsicht und Leitung 
der kirchlichen und Volksschulangelegenheiten haben die Orts-, Kirchen- und 
Schulvorstände, bestehend aus dem, bezw. den ÖOrtsgeistlichen, dem Bürger- 
meister und zwei, in Städten vier vom Gemeinderath auf 6 Jahre gewählten Mit- 
gliedern.“ (Schambach, das Staatsrecht des Fürstenth. Schw.-Sondershausen 
aa OmA1LN25927172). 


m) Im Fürstenthum Waldeck-Pyrmont. 


* Das Fürstenthum Waldeck besteht eigentlieh aus den beiden Fürstenthümern 
Waldeck und Pyrmont, welche durch das Staatsgrundgesetz v. 23. Mai 1849 zu 


1) Durch Ministerial-VO. vom 25. Juli 18579 (Schmidt, Austritt S. 374) 
sind die den Justizämtern auch nach der VO. vom 19. Jan. 1876 noch ver- 
bliebenen diesbezüglichen Geschäfte auf die Amtsgerichte übergegangen. 

2) Ueber die religiöse Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen gibt 
es keine besonderen Bestimmungen (Schmidt, Konfession S. 29). 





m) Waldeck-Pyrmont: Verf. v. 17. Aug. 1852. VO. v. 21. März 1861. 473 


einem untrennbaren Staatsgebiet vereinigt wurden. Die Katholiken in Waldeck 
(Pfarrei Eppe) wurden durch die Bulle De salute animarum (N.XAX 8. 67) 
von Köln getrennt und der Diözese Paderborn zugetheilt. Gegenwärtig gibt es in 
den beiden Fürstenthümern 3 staatlich anerkannte Pfarreien: Arolsen und Eppe 
(in Waldeck) und Pyrmont mit je einer katholischen Schule und 1700 Katholiken 
(gegen 56000 Pr.). Im Accessions-Vertrag vom 17. Juni 1867, erneuert 24. Nov. 
1877, wodurch die innere Verwaltung an Preussen überging, hat sich der Fürst 
die Kirchenadministration, ‚diejenige Verwaltung, welche dem fürstlichen Konsi- 
storium als Oberkirchenbehörde zusteht, vorbehalten. (Böttcher, das Staatsrecht 
des Fürstenthums Waldeck bei Marguardsen III. 2; 1, 151; Schematismus von 
Paderborn; Bruder, Staatslex. 5, 1109). 


«) Verfassungsurkunde für das Fürstenthum Waldeck. Vom 17. Aug. 1852. 1) 

$ 39. Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des 
Staates, welche mit der Religionsübung im Zusammenhang stehen, unbeschadet 
der in $ 40 gewährleisteten Religionsfreiheit, zu Grunde gelegt. 

$ 40. Die Staatsangehörigen haben volle Glaubens- und Gewissensfreiheit 
und sind unbeschränkt in der häuslichen Uebung ihrer Religion. — Sie sind 
berechtigt, sich zu Religionsgenossenschaften zu vereinigen, denen die gemein- 
same Religionsübung, jedoch ohne öffentlichen Charakter zusteht, falls sie keine 
Korporationsrechte besitzen. — Verbrechen oder Vergehen, welche bei. der 
Ausübung dieser Freiheit begangen werden, sind nach den Gesetzen zu bestrafen. 

S 41. Religionsgesellschaften, welche Korporationsrechte nicht besitzen 
oder sich erst neu bilden, können diese Rechte nur durch besondere Gesetze 
erlangen..... 

$ 42. Die evangelische und römisch-katholische Kirche, sowie jede andere 
Religionsgesellschaft bleibt im Besitz und Genuss der für ihre Kultus-, Unter- 
richts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Ver- 
mögensstücke und ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, ist 
aber den allgemeinen Landesgesetzen unterworfen. 

$ 43. Das Vermögen der Religionsgesellschaften, Wohlthätigkeits- und 
Unterrichtsanstalten darf dem Staatsvermögen nicht einverleibt, noch überhaupt 
seinen bestimmungsmässigen, allgemeinen Zwecken entzogen werden, solange 
dieselben noch irgend zu erreichen sind. — Ist letzteres nicht der Fall, so 
muss das Vermögen verwandten oder ähnlichen Zwecken gewidmet werden. 
Es bedarf hiezu indessen der Zustimmung der nach den Grundsätzen des Privat- 
rechts zur Disposition Berechtigten, und bei Landesanstalten der Zustimmung 
der Stände. 

S 44. Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht unter der Oberaufsicht 
des Staates und wird durch besondere Gesetze geregelt, welche zugleich die 
Stellung der Kirche zur Schule, sowie die Betheiligung der Gemeinden bei der 
Anstellung der Volksschullehrer ordnen. 


ß) Verorduungen über Aufhebung des protestantischen Pfarrzwangs. 
1. Verordnung, die Aufhebung des rücksichtlich der im Fürstenthum Waldeck zerstreut 
wohnenden Katholiken bisher bestandenen Parochialzwangs betr. Vom 21. März 1861. 


$ 1. Der im hiesigen Fürstenthume bisher bestandene Parochialzwang, 
zufolge dessen alle ausserhalb der kath. Pfarreien von Eppe und Arolsen zerstreut 





1) Die 3 katholischen Pfarrer werden auf die Verfassung beeidigt. 
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wohnenden Katholiken bei Verrichtung von Taufen, Kopulationen und Beerdig- 
ungen an die betreffenden evangelischen Pfarrer gebunden gewesen, ist auf- 
gehoben. 

$ 2. Die in dem Kreise des Eisenbergs zerstreut wohnenden Katholiken 
werden behufs der Befriedigung ihrer religiösen Bedürfnisse der kath. Pfarrei 
zu Eppe, dagegen diejenigen, welche in den Kreisen der Twiste und der Eder 
wohnen, der kath. Pfarrei Arolsen zugewiesen resp. dahin eingepfarrt. 

$ 3. Die kath. Geistlichen zu Eppe und Arolsen sind demnach berechtigt 
bezw. verpflichtet, ohne besonders einzuholende Zustimmung der betr. evange- 
lischen Parochialgeistlichen die religiösen Amtshandlungen bei den zerstreut 
wohnenden Katholiken sowohl in deron Wohnungen, als auch einerseits in der 
Simultankirche zu Eppe und anderseits in der kath. Kirche zu Arolsen zu 
verrichten, die bezüglichen Akte in die kath. Kirchenbücher einzutragen und 
daraus amtliche Bescheinigungen zu ertheilen. 

$ 4. Die Beerdigung von Verstorbenen kath. Konfession auf dem Todten- 
hofe einer evangelischen Gemeinde mit Begleitung des betr. kath. Geistlichen 
ist unter der Voraussetzung gestattet, dass dabei die allgemeinen kirchen- 
polizeilichen und die besondern ortsüblichen Normen und Vorschriften beobachtet 
werden und dass die Katholiken irgendwelche Gebäude oder besondere kon- 
fessionelle Symbole ohne ausdrückliche Genehmigung der zuständigen welt- 
lichen Oberaufsichtsbehörde nicht errichten, bezw. anbringen. 

$ 5. Die zerstreut wohnenden Katholiken bleiben zur Entrichtung der 
bisher üblich gewesenen Stolgebühren noch so lange verpflichtet, als sich die 
gegenwärtig zum Bezuge jener Gebühren berechtigten Geistlichen und Küster 
in dem betr. Dienste befinden. Den Amtsnachfolgern derselben steht im Ein- 
vernehmen Fürstlichen Konsistoriums ein Anspruch darauf nicht zu. — Uebrigens 
bleiben selbstverständlich alle sonstigen Berechtigungen und Bezüge, welche 
den Kirchen, Pfarreien und Schulen, resp. Küstereien evangelischer Konfession 
den kath. Landesangehörigen gegenüber kompetiren, unverändert und un- 
geschmälert fortbestehen !). 


2. Verordnung, die Aufhebung des bezüglich der im Fürstenthum Pyrmont wohnenden 
'atholiken bisher bestandenen Pfarrzwangs, sowie die Bildung einer kath. Gemeinde 
in der Stadt Pyrmont betr. Vom 21. März 1861. 


$ 1. Die in der Stadt Pyrmont und in den übrigen Orten des Fürsten- 
thums Pyrmont wohnenden Katholiken werden zu einer besondern Gemeinde 
vereinigt, bei welcher die geistlichen bezw. kirchlichen Amtsverrichtungen durch 
einen vom Bischof zu Paderborn zu entsendenden kath, Pfarrer zu versehen sind. 

$ 2. Der rücksichtlich der Katholiken bisher bestandene Pfarrzwang im 
Fürstenthum Pyrmont wird unter den nämlichen Bedingungen, wie durch die 
besondere Verordnung vom heutigen Tage im Fürstenthum Waldeck geschehen 
ist, jedoch mit der Einschränkung aufgehoben, dass die Führung der Standes- 
bücher der Katholiken einstweilen den evangelischen Pfarrern zugewiesen bleibt und 
der in Pyrmont fungirende kath. Geistliche verpflichtet ist, jene dazu durch jedes- 
malige zeitige Mittheilung der nöthigen Notizen in den Stand zu setzen. 





!) Auf Grund dieser Reg.-Entschliessung hat der Bischof von Paderborn 
unterm 26. April 1862 eine neue kanonische Cirkumskriptions- und Erektions- 
urkunde für die Pfarreien Arolsen und Eppe erlassen. S. Archiv 9, 23. 


m) Waldeck-Pyrmont: VO. v. 21. März 1861; v. 28. März 1827. 475 


$ 3. Ausserdem ist der nach Pyrmont zu entsendende kath. Geistliche 
von dem Bischof von Paderborn der hiesigen Regierung jedesmal vorher an- 
zuzeigen und ihr etwaiger Einspruch gegen die bezeichnete Person zu berück- 
sichtigen, sowie der gedachte Pfarrer auch in allen nicht rein geistlichen An- 
gelegenheiten den hiesigen Staatsgesetzen unterstehet und auf die Verfassungs- 
urkunde zu verpflichten ist. 


y) Gesetze über religiöse Erziehung und Religions-Wechsel. 


1. Verordnung über die religiöse Erziehung solcher Kinder, deren Eltern sich zu 
verschiedenen Konfessionen bekennen. Vom 28. März 1827 (RBl. S. 27). 


Se. Durchlaucht der Fürst ..... haben in Erwägung, dass bei dem bisher 
beobachteten Grundsatze, wonach die Kinder solcher Eltern, deren ein Theil. 
sich zu der evangel., der andere aber zu der kathol. ‘Kirche bekennt, nicht 
sämmtlich in einem und demselben Glaubensbekenntnisse erzogen werden, sondern 
vielmehr die Söhne dem Glauben des Vaters und die Töchter dem der Mutter 
folgen sollen, nicht selten Fälle eintreten, welche zu Irrungen Anlass geben, 
und auf das Verhältniss der Kinder zu den Eltern und jener unter einander 
schädlich einwirken, Folgendes zu verordnen geruht. 

$ 1. Es sollen von nun an die Kinder solcher Eltern, deren einer Theil 
sich zu dem evangelischen, der andere aber zu dem kath. Glauben bekennt, 
sämmtlich und ohne Ausnahme in der Relıgion des Vaters erzogen und unter- 
richtet werden, insofern nicht von den Eltern bei Eingehung der Ehe in den 
zu errichtenden Ehepakten ein anderes ausdrücklich festgesetzt sein sollte, 
oder die Eltern in Ermangelung einer solchen eheberedungsmässigen Verab- 
redung, überhaupt nicht durch eine wechselseitige Uebereinkunft beide eine 
andere Bestimmung in gemeinschaftlichem Einverständniss treffen, in welchem 
Falle es dann bei dieser von den Eltern freiwillig eingegangenen Bestimmung 
verbleiben soll. Jede Uebereinkunft dieser Art, werde sie nun vor, bei oder 
nach Eingehung der Ehe, in der Eheberedung oder für sich besonders, unter 
den Eltern verabredet, soll inzwischen immer vor dem ÖOber-Justizamt oder 
Stadtmagistrat des Orts der ehelichen Niederlassung der Paciscenten zu Protokoll 
gegeben werden, damit in dieser Beziehung keine Ungewissheit eintrete. 

$ 2. Durch diese gesetzliche Vorschrift soll jedoch den Kindern, sobald 
diese die Jahre reiferer Ueberlegung und eigener Prüfung erlangt haben werden, 
keineswegs benommen sein, nach ihrer eigenen Ueberzeugung und nach eigenem 
Antriebe eine von beiden Lehren der verschiedenen Kirchen zu wählen und 
sich zu derselben zu bekennen. — In dieser Beziehung wird das vollendete 
18. Lebensjahr bei beiden Geschlechtern als der Zeitpunkt eintretender reiferer 
Prüfung und eigener Wahl betrachtet, so dass der Anfang des 19. Lebens- 
jahres die Freiheit verleihen soll, das bisherige Glaubensbekenntniss zu verlassen 
und zu dem andern überzugehen. 

$ 3. Vorstehende Bestimmungen gelten ebenfalls für solche ausserehelich 
geborene Kinder, welche durch nachfolgende Heirath oder durch landesherr- 
liches Reskript vollkommen legitimirt sind, desgleichen für diejenigen, welche 
der uneheliche Vater anerkennt und in seinem Hause oder doch auf seine 
alleinigen Kosten ohne alles Zuthun der Mutter erziehen lässt. — Andere unehe- 
liche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

$ 4. Ueber die religiöse Erziehung der Findlinge, oder sonstiger von 
ihren Eltern verlassener Kinder, hat Derjenige zu bestimmen, dem die Ver- 
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pflegung und Erziehung derselben entweder nach den Gesetzen obliegt, in 
zweifelhaften Fällen die Ortsobrigkeit, oder welcher solche gleich anfangs frei- 
willig übernimmt. — Zu einem andern als dem christlichen Glaubensbekennt- 
nisse darf jedoch die Erziehung solcher Kinder nicht geschehen; es wäre dann 
der Fall, dass ein Jude die Erziehung eines solchen Kindes freiwillig über- 
nähme, dessen Eltern erwiesenermassen beide der jüdischen Religion zu- 
gethan wären. 


2. Gesetz1) über die Verhältnisse der separirten Lutheraner in dem Fürstenthum 
von Waldeck und Pyrmont. Vom 26. März 1866 (RBl. S. 31). 


$ 1. Diejenigen Mitglieder der Waldeckischen evangelischen Kirche, welche 
zum Zwecke des Uebertritts zu den separirten Lutheranern aus derselben aus- 
scheiden wollen, sind gehalten, ihrem bisherigen Geistlichen hiervon mündlich 
oder schriftlich Anzeige zu machen, sodann aber unter Vorlegung der darüber 
empfangenen Bescheinigung persönlich bei dem einschlägigen Kreisrath ent- 
sprechende Erklärung abzugeben. — Der Kreisrath hat hierüber ein Protokoll 
aufzunehmen und darauf die betreffenden Personen mit entsprechender Beur- 
kundung über ihren Austritt zu versehen. — So lange ihnen diese Urkunde 
nicht ertheilt worden, sind sie in jeder Beziehung als allein der Waldeckischen 
evangelischen Kirche angehörig zu betrachten. 

$ 2. Die im $ 1 gedashte Anzeige bezw. Erklärung kann bezüglich der- 
jenigen Personen, welche das 14. Lebensjahr noch nicht überschritten haben, 
mit rechtlicher Wirkung nur durch deren Eltern geschehen. — Eheliche sowie 
durch nachfolgende Heirath oder landesherrliches Reskript legitimirte Kinder, 
desgleichen diejenigen unehelichen Kinder, welche der Vater anerkannt hat und 
in seinem Hause oder doch auf seine alleinige Kosten ohne Zuthun der Mutter 
erzieht, werden durch den Vater, falls aber nur die Mutter noch lebt, durch 
diese vertreten. — Sind jedoch die Eltern geschieden oder von Tisch und Bett 
getrennt, so gebührt in Ansehung der bei der Mutter verbliebenen ehelichen 
Kinder zunächst dieser die Vertretung. Dieses letzte gilt auch bezüglich der- 
jenigen unehelichen Kinder, welche nicht in die oben angedeutete Kategorie fallen. 

$ 3. Mit dem Austritt aus der Waldeckischen evangelischen Kirche erlischt 
die Verbindlichkeit der Ausgetretenen zu kirchlichen Leistungen an dieselbe, 
insoweit solche nicht, wie z. B. die an Kirchen, Pfarreien und Küstereien zu 
leistenden Grundabgaben, dinglicher Natur und desshalb fort zu entrichten sind. 
— Im Uebrigen bleiben die Ausgetretenen auch verpflichtet, so lange sie nicht 
besondere Todtenhöfe für sich beschafft haben, zu den Kosten der allgemeinen 
Todtenhöfe und dessen, was damit zusammenhängt, beizutragen. — Desgleichen 
sind sie verbunden, für diejenigen Amtshandlungen, welche bezüglich ihrer 
durch die zuständigen evangelischen Geistlichen etwa vorgenommen werden 
müssen, an diese die herkömmlichen Gebühren, für jede Eintragung eines 
Geburts- oder Todesfalls in die Kirchenbücher aber eine Gebühr von 10 Ser. 
zu entrichten. 





1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten wohl auch für den Uebertritt 
aus der Landeskirche zur katholischen Kirche; dagegen ist der Austritt aus 
der katholischen Kirche resp. der Uebertritt zu einem andern Bekenntniss an 
die Formvorschriften des $ 1 nicht gebunden. Vgl. Schmidt, Austritt S. 230 
und 152. 


m) Waldeck: Schulordnung v. 1855. n) Reuss ä. L.: Verf. v. 28. März 1867. 477 


6) Schulordnung vom 9. Juli 1855 (RBl. N. 14). 


Nach der Verfassung $ 44 und der Schulordnung ist die Schule Gemeinde- 
und zwar Konfessionsschule, steht aber unter Aufsicht des Staates und es kann 
ohne Erlaubniss des Staates weder eine öffentliche noch eine Privatschule 
errichtet noch auch Privatunterricht ertheilt werden. Nach $ 89 der Schul- 
ordnung soll auch in den kath. Schulen des Landes jährlich eine Inspektion 
durch den Kreisaufseher stattfinden, die sich aber auf die Religionssachen 
nicht erstreckt. 

Durch R.-Entschl. v. 24. Jan. 1856 wurde anerkannt, die kath. Privatschule 
zu Arolsen sollte von Ostern 1856 ab als öffentliche Konfessionsschule der 
Minderheit gelten, jedoch unter den Bedingungen, 1. dass, solange der in $ 10 
der Schulordnung vorgesehene Fall nicht eintrete, d. h. die Zahl der Schul- 
kinder nicht 50 erreiche, kein Anspruch auf Unterstützung an die Stadt Arolsen 
aus dieser Anerkennung hergeleitet werden dürfe, und dass 2. die Schule sich 
den Bestimmungen der Schulordnung zu unterwerfen habe. Denselben Bestimm- 
ungen unterliegen die bereits früher bestandenen 3 katholischen Schulen zu 
Eppe. (Vgl. Archiv 9, 25). 


n) Im Fürstenshum Reuss älterer Linie. 


* Landeskirche ist die evangelisch-lutherische. Die öffentlichen Schulen sind 
konfessionell. Die örtliche Schulaufsicht wird in den Städten von den Schuldirektoren, 
in den Landgemeinden von den. Ortsgeistlichen geführt. Die Verwaltung der übrigen 
Schulangelegenheiten ist in jeder Gemeinde einem Schulvorstand, bestehend aus 
dem ersten Geistlichen, dem Schuldirektor oder ersten Lehrer und gewählten Gemeinde- 
vertretern übertragen (Liebmann, das Staatsrecht des Fürstenth. Reuss ä. L. bei 
Marqwardsen III. 2; 2, 185). Die Katholiken (2400 gegen 63000 Pr.) von 
Reuss (Ruthenia Greciensis) sind seit 1874 dem apostolischen Vikariat von 
Sachsen zugetheilt; sie stehen unter dem kath. Pfarrer von Plauen (Königr. Sachsen) 
und werden durch den Missionspriester von Reichenbach (Sachsen) pastorirt (Werner 
l. ce. p. 80 und Bruder, Staatslexikon 4, 913). 


1. Verfassung des Fürstenthums Reuss ä. L. Vom 28. März 1867. 


IV. Abschnitt. Von den kirchlichen Verhältnissen, von den Schulen und milden 
Stiftungen. 


$ 46. Jeder Staatsangehörige ist unbeschränkt in der häuslichen Uebung 
seiner Religion. Nur den anerkannten christlichen Konfessionen steht die frei- 
öffentliche Religionsübung zu. Die evangelisch - Jutherische Kirche ist die 
Landeskirche. 

$S 48. Dem Landesherrn stehen die in der Kirchenverfassung begründeten 
Episkopalrechte über die Landeskirche zu. Er übt die Staatsgewalt über die 
Kirchen, die Aufsicht und das Schutzrecht über dieselben aus. 

$ 49. Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche Schulen überall 
genügend gesorgt werden. ... Das ganze Unterrichts- und Erziehungswesen 
steht unter der Oberaufsicht der geistlichen Oberbehörde. 

$ 50. Die kirchlichen und Schulbeamten sind in ihren bürgerlichen 
Beziehungen und Handlungen den Gesetzen des Staates unterworfen. — Be- 
schwerden über deren Amtsführung (disziplinarische Vergehungen) sind durch 
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die kirchliche Oberbehörde zu erledigen. Auf Klage wegen Ueberschreitung der 
geistlichen Amtsbefugnisse hat dieselbe Behörde nach vorgängiger Erörterung 
entsprechende Verfügung zu treffen. Wird letztere für unzureichend erachtet, 
so kann die Beschwerde an den Landesherrn gebracht werden. 

$ 51. Alle milden Stiftungen ohne Ausnahme, sie mögen für den Kultus 
(gottesdienstliche Anstalten), den Unterricht oder die Wohlthätigkeit bestimmt 
sein, stehen unter dem besondern Schutz des Staates und das Vermögen oder 
Einkommen desselben darf unter keinem Vorwande zum Staatsvermögen ein- 
gezogen oder für andere als stiftungsmässige Zwecke verwendet werden. ... 


2, Gesetz über den Austritt aus der Landeskirche. Vom 24. Dezbr. 1875. 


$ 1. Der Austritt aus der Landeskirche ist Jedem, welcher das 21. Lebens- 
jahr zurückgelegt hat, unter den in den nachstehenden $$ enthaltenen Beding- 
ungen gestattet. 

$ 2. Derjenige, welcher aus der Landeskirche austreten will, hat zunächst 
diese Absicht bei dem Pfarramte seiner Parochie unter Angabe der Gründe 
persönlich zu Protokoll anzuzeigen. — Der Pfarrer hat ihn dabei über die 
Bedeutung und Wichtigkeit des beabsichtigten Austritts zu belehren und dass 
dies geschehen, in dem gedachten Protokoll anzuführen. — Beharrt der den 
Austritt Anmeldende bei der Absicht des Austritts, so kann er nach Ablauf 
von sechs Wochen vom Pfarrer die Ausstellung einer Bescheinigung über jene 
Anzeige und über die gedachte Belehrung verlangen. — Alsdann hat er unter 
Vorlegung dieser Bescheinigung seine Austrittserklärung bei dem ‚hustizamtı) 
(Einzelrichter) seines Wohnortes zu Protokoll zu geben. Erst mit dieser Hand- 
lung wird der Austritt rechtsgültig.. — Das Justizamt hat dem Pfarrer, welcher 
jene Bescheinigung ertheilt hat, von der förmlichen Austrittserklärung schriftlich 
Mittheilung zu machen. 

$ 3. Die unter Einhaltung der obigen Vorschriften erfolgte Austritts- 
erklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche auf der persön- 
lichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, nicht mehr ver- 
pflichtet ist. — Diese Wirkung tritt jedoch erst mit dem Schlusse des auf die 
Austrittserklärung vor Gericht folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten 
eines ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalender- 
jahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt worden, festgestellt ist, 
hat der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austrittserklärung 
folgenden Kalenderjahres ebenso beizutragen, als wenn er seinen Austritt aus 
der Kirche nicht erklärt hätte. — Leistungen, welche nicht auf der persönlichen 
Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, 
welche entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken 
haften, oder von allen Grundstücken der Parochie oder doch von allen Grund- 
stücken einer gewissen Klasse in der Parochie ohne Unterschied des Besitzers 
zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 

$4. Ein Anspruch auf Stolgebühren und andere bei Gelegenheit bestimmter 
Amtshandlungen zu entrichtende Leistungen kann gegen Personen, welche der 
Landeskirche nicht angehören, nur dann geltend gemacht werden, wenn die 
Amtshandlung auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden ist, 





1) Jetzt Amtsgericht. Vgl. Reussisches Ausführungsges. v. 16. April 1879 
zum G.V.G. für das Deutsche Reich (G8S. Reuss ä. L. 1879 S. 71. i 


n) Reuss ä, L.: C. v. 24. Dezbr. 1875. o) Reuss j. L.: Verf. v, 14. April 1852. 479 


$ 5. Die Gebühren für die durch den Austritt aus der Landeskirche ver- 
anlassten, gerichtlichen Handlungen sind nach Massgabe der Gebührentaxe vom 
1. Febr. 1853 Abth. I Titel 3 und des Gesetzes vom 4. März 1863 anzusetzen. 
Für das erwähnte pfarramtliche Protokoll und die danach auszustellende pfarr- 
amtliche Bescheinigung sind Gebühren von je einer Mark zu entrichten. 

$S 6. Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis zum vollendeten 
14. Lebensjahre entscheidet im Falle des Austritts der Vater, hei unehelichen 
Kindern oder, wenn der Vater verstorben ist, die Mutter. — Vom vollendeten 
14. Lebensjahre an steht es im Falle eines Austritts der Eltern aus der Landes- 
kirche den Kindern frei, ob sie den Eltern folgen oder in der Landeskirche 
bleiben wollen. 

$ 7. Die nach obigen Vorschriften aus der Landeskirche ausgetretenen 
Personen sind in ein vom Justizamt besonders zu führendes Verzeichniss nach 
einem von Unserer Landesregierung vorzuschreibenden Schema Aınzustas en 

$ 8. Dies Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. 

S 9. Alle den obigen Bestimmungen etwa entgegenstehende frühere Normen 
EB hierdurch aufgehoben. 


0) Im Fürstenthum Reuss jüngerer Linie. 


* Landeskirche ist die evangelisch-lutherische, über welche der Fürst die 
Kirchengewalt übt. Die oberste Kirchenbehörde ist das Ministerium, Abtheilung 
für Kirchen und Schulen. Die Stolgebühren sind abgelöst (Müller, Staatsrecht 
des Fürstenth. Reuss j. L. Marquardsen III. 2; 2, 196). Besondere staats- 
rechtliche Bestimmungen bezüglich der kath. Kirche gibt es nicht. Die Katholiken 
(1500 gegen 118000 Pr.) gehören seit 1374 zum Apost. Vikariat Sachsen. In 

. Gera ist eine katholische Pfarrei (Catalogus totius eleri Saxonie 1897). 


1. Staatsgrundgesetz für das Fürstenthum Reuss j. L. Vom 14. April 1852. 


$ 20. Jedem Landeseinwohner steht vollkommene Freiheit des Gewissens 
und der Religionsübung zu. Jedoch darf die Religion nie als Vorwand gebraucht 
werden, um sich irgend einer gesetzlichen Verbindlichkeit zu entziehen. — Die 
christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staates, welche mit 
der Religionsübung im Zusammenhange stehen, zu Grunde gelegt. 

$ 47. Die unmittelbare und mittelbare Ausübung der Kirchengewalt über 
die evangelisch-lutherische Landeskirche verbleibt, wie bisher, dem Landes- 
herrn. — In liturgischen Sachen ergehen die Verfügungen durch das Konsistorium. 


2. Gesetz über die kirchl. Dissidenten. Vom 19. Okt. 1872 (GS. XVII, 133. 


S$S 1. Der Austritt aus der Landeskirche ist Jedem, welcher das 21. Lebens- 
jahr zurückgelegt hat, gestattet. Es wird jedoch der Austretende so lange als 
Mitglied seiner seitherigen kirchlichen Gemeinde betrachtet, als er nicht seinen 
Austritt bei dem Justizamte (Amtsgerichte), in dessen Bezirke er wohnt, persön- 
lich zu Protokoll erklärt und dabei glaubhaft nachgewiesen hat, dass er dem 
‘Pfarrer seiner Parochie vier Wochen vorher die Absicht auszutreten, angezeigt 
hat. — Ueber die religiöse Erziehung und Unterweisung der Kinder bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr entscheidet im Falle des Austritts der Vater, bei 
unehelichen Kindern, oder wenn der Vater gestorben ist, die Mutter. Vom 
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vollendeten 14. Lebensjahre ab steht es im Falle eines Austritts der Eltern 
aus der Landeskirche den Kindern frei, ob sie den Eltern folgen oder in der 
Landeskirche bleiben wollen. 

$ 2. Die aus der Landeskirche Ausgetretenen werden von dem betr. 
Justizamt (Amtsgerichte) in ein Dissidentenregister eingetragen. 

2 3. Gebühren für eine Eintragung: 15 Sgr.1) 


3. Volksschulgesetz vom 4. Novbr. 1870. 

Die Erhaltung der Schulen liegt den Gemeinden ob; der Staat leistet jedoch 
erhebliche Zuschüsse. Die Schulen sind Konfessionsschulen. In jeder Schulgemeinde 
besteht ein Schulvorstand; die Volksschulen sind in Distrikte eingetheilt, für welche 
Schulinspektoren bestellt sind. Die nächste Aufsichtsbehörde ist die Kirchen- und 
Schulkommission, die oberste das Ministerium, Abth. für Kirchen- und Schulsachen. 
(Müller, Staatsrecht von RBeuss $. 196). 


p) Im Fürstenthum Schaumburg-Lippe. 

* Die Verfassung vom 17. Novbr. 1868 hat keine Bestimmungen über kirch- 
liche oder konfessionelle Verhältnisse. Die lutherische Religion ist die Landes- 
Religion. (Boemers, Staatsrecht des F. Schaumburg-Lippe a. a. O. III. 2; 1, 
176). Die Katholiken (675 gegen 36000 Pr.) gehören zum Apost. Vikariat der 
norddeutschen Missionen, welches vom Bischof von Osnabrück als Provikar verwaltet 
wird. In Bückeburg und Stadthagen sind Missionspfarreien mit katholischen Schulen 


Reskript, die Gleichstellung der Katholiken mit den Augsburgischen 
Konfessionsverwandten betr. Vom 3. Juli 1809. 

2 2. (Der erste Satz enthält eine durch VO. v. 9. Dezbr. 1846 aufgehobene 
Bestimmung über die konfessionelle Erziehung von Kindern aus Mischehen. Der 
zweite nicht aufgehobene Satz fährt fort): Wenn jedoch ein bis zur Konfirmation ?) 
in der einen Religion unterrichtetes Kind die andere Religion vorzieht, so soll 
seine (rewissensfreiheit hierdurch nicht beschränkt, sondern dasselbe nicht 
gehindert sein, seiner Ueberzeugung nach zur andern Religion überzugehen. 


q) Im Fürstenthum Lippe-Detmold. 

* Die Verfassungsurkunde v. 6. Juli 1836 hat keine kirchlichen Bestimmungen. 
Die reformirte oder kalvinische Kirche war seit dem 17. Jahrh. die herrschende. 
Im J. 1854 erfolgte eine Gleichstellung der 3 christlichen Konfessionen. (Falk- 
mann, Staatsrecht d. F. Lippe a. a. O. III. 2; 1, 184). Nachdem schon 1807 
durch die Fürstin Pauline den Katholiken freie Religionsübung gestattet war, erfolgte 
1554 durch Einigung mit dem Bischof Dr. Franz Drepper von Paderborn eine 
Regelung der kirchl. Verhältnisse und wurden durch Erektions- oder Umschreibungs- 
urkunde dieses Bischofs vom 30. Novbr. 1854 fünf kath. Pfarreien errichtet, die 
zusammen ein Dekanat der Diöz. Paderborn bilden. Dieselben haben katholische 

1) Die $$S 3—12 über die Ehen der Dissidenten sind obsolet. 

2) Durch Generalreskript vom 25. Jan. 1827 (Landes-VO. V, 74) ist das 
Konfirmationsalter auf das vollendete 14. Lebensjahr festgestellt worden. Andere 
(sesetze über Religionswechsel oder religiöse Kindererziehung sind nicht vorhanden. 


p) Fürstenth. Lippe: Edikt über Gleichstellung der Kath. von 9. März 1854. 481 


Schulen ; ausserdem besteht noch eine Schulvikarie, die von einem Geistlichen besorgt 
wird, und eine Kaplanei mit einem Oratorium (3900 K. gegen 115000 Ref. und 
6000 Pr.). Schematismus von Paderborn. 


1. Edikt über die gesetzliche Gleichstellung der Katholiken mit der 
evangelischen Landeskirche. Vom 9. März 1854.1) 


Von Gottes Gnaden Wir Paul Friedrich .... haben Uns... veranlasst 
gefunden, die Regulirung der kirchlichen Verhältnisse der in Unserm Lande 
bestehenden drei christlichen Konfessionen... zur Erledigung gelangen zu lassen. 
Indem Wir hiebei den Präjudizialpunkt, die Gleichheit zur Kultusberechtigung 
der drei kirchlichen Konfessionen durch den Beitritt Unseres Fürstlichen Hauses 
zur Rheinbundesakte, sowie durch Art. 16 der deutschen Bundesakte als bereits 
feststehend anerkennen müssen, erübrigt es nur.noch die zur Vollziehung dieser 
gesetzlichen allgemeinen Bestimmungen erforderlichen Anordnungen näher 
festzusetzen. 

Wir verkündigen demnach hinsichtlich der in Unserem Lande bestehenden 
Verhältnisse der römisch-kath. Kirche nachfolgende Vorschriften : 

Art. 1. Wir gestatten dem Bischofe zu Paderborn die Uebung der bischöfl. 
Diözesanrechte über Unsere sämmtlichen der römisch-katholischen Religion 
zugethanen Unterthanen. 

Art. 2. Insbesondere verstatten Wir dem Bischofe zu P. die Errichtung 
katholischer Pfarreien und deren Besetzung mit einem kanonischen Tischtitel 
besitzenden Priester mit dem Vorbehalte, hiebei personam minus gratam ab- 
zulehnen. 

Art. 3. Im Falle Unserer beifälligen Erklärung wird der ernannte Pfarrer 
die bischöfl. Institution nach kanonischer Vorschrift persönlich in Paderborn 
erhalten, und demnächst vor der Fürstlichen Behörde den Amte, in welchem 
die Pfarrei belegen ist, den Eid der Treue gegen Uns und Unser Fürstliches 
Haus und des Versprechens der pflichtmässigen Beobachtung der Fürstlich 
Lippe’schen Landesgesetze ablegen. 

Art. 4. Die Einführung und Vorstellung des ernannten und von den 
Behörden verpflichteten Pfarrers in der Parochie wird durch den bischöflicher 
Seits damit beauftragten Geistlichen in Gegenwart eines dazu ernannten landes- 
herrlichen weltlichen Commissarius vollzogen. — Nachdem die Installation des 
neuen Pfarrers durch den bischöfl. Delegaten nach kirchlicher Vorschrift statt- 
gefunden hat, wird der Fürstliche Kommissär demselben im Pfarrhause den 
landesherrlichen Schutz in der Ausübung seines Amtes, sowie im Genusse seiner 
Amtsrevenuen zusichern und ihm in Gemeinschaft mit dem bisch. Kommissär 
die Kirchenbücher übergeben. 

Art. 5. Der Pfarrer steht in allen nicht kirchlichen Angelegenheiten 
lediglich unter den zuständigen ordentlichen Behörden des Fürstenthums und 
hat in solchen Angelegenheiten nur Befehle von diesen anzunehmen und zu 
befolgen. Ueber Gegenstände, welche zugleich religiöse und bürgerliche Be- 
ziehungen haben, wird die bisch. Behörde mit dem Fürstl. Ministerium in Ver- 
bindung treten. 





1) Der Abdruck geschah aus einem vom bischöfl. Ordinariat zu Paderborn 
mir gütigst mitgetheilten „Nachtrag zu der Sammlung von Verordnungen, die 
amtlichen Verhältnisse der Prediger und Schullehrer des Fürstenth. Lippe betr. 
(1837—54) Detmold 1855. Vgl. Vering KR. S. 202. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 3l 
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Art. 6. Den Pfarrern werden mit ihrer Anstellung alle und jede Parochial- 
rechte und die ungehinderte Uebung aller religiösen Gebräuche der katholischen 
Kirche zugestanden und überwiesen. Dem Bischofe von P. wird die Berechtigung 
gegeben, nach Gutbefinden die im: Lande vereinzelt wohnenden kath. Glaubens- 
genossen einer beliebigen katholischen Parochie zuzuweisen. Im Falle jedoch 
diese eine ausländische sein sollte, ist die Eintragung in die Kirchenbücher dem 
protest. Geistlichen des Wohnortes der betreffenden Personen mit der Ver- 
pflichtung zuzuweisen, die dafür zu entrichtenden Gebühren an diesen abzutragen 
und wenn die Amtshandlung von dem protest. Geistlichen nicht selbst verrichtet 
worden ist, sich mit den Attesten des kath. Geistlichen über die speziellen 
Fälle auszuweisen. 

Art. 7. In gemischten Ehen hängt es von der Uebereinkunft der Eltern 
ab, in welcher Konfession sie ihre Kinder erziehen lassen wollen, und sind die 
hierüber unter sich geschlossenen Verträge der Eltern rechtsgültig und mass 
gebend. Ist hierüber nichts festgesetzt und ergibt sich während der Ehe unter 
den Eltern ein Zwiespalt, so soll als Regel gelten, dass alle Kinder ohne 
Unterschied des Geschlechtes in der Konfession des Vaters als des Hauptes 
der Familie unterrichtet und erzogen werden. — Nach zurückgelegtem 14. Lebens- 
jahre ist es jedem Kinde unverwehrt, der Konfession, in welcher es leben soll, 
sich zuzuwenden. — Keinem Geistlichen der einen oder andern Konfession steht 
die Berechtigung zu, gegen den Willen der Eltern einen Anspruch auf die 
Zuweisung eines Kindes als Parochialglied seiner Konfession zu machen. !) 

Art. 8. In Ehestreitigkeiten bleibt beiden Theilen unbenommen, ihre 
Angelegenheit auf den Grund einer freiwilligen Gerichtsprorogation bei der 
bisch. Behörde auszumachen, und weisen Wir auf diesen Fall sämmtliche Gerichte 
des Fürstenthums an, den Entscheidungen des bischöflichen geistlichen Gerichtes auf 
vorgängige Requisition in Bezug auf die Exekution unweigerliche Folge zu geben.) 

Art. 9. Ferner verstatten Wir dem Diözesanbischofe die Errichtung und 
Besetzung der kath. Schulen in der Art, dass Wir personam ingratam zurück- 
zuweisen Uns vorbehalten. Die Einführung religiöser Schulbücher überlassen 
Wir ausschlieslich der bischöflichen Vorsorge unter der Voraussetzung, dass 
in denselben nichts Anstössiges gegen die protest. Konfessionen sich auf- 
genommen findet. Hinsichtlich des übrigen Unterrichts sind dieselben den 
allgemeinen Schulgesetzen unterworfen 

Art. 10. Den alljährlich von dem Bischofe anzuordnenden Schulvisitationen 
behalten Wir Uns vor, einen weltlichen Kommissarius zuzuordnen. 

Art. 11. Aus dem Öbigen ist nothwendige Folge, dass der bisher bestandene 
Parochialzwang sammt seinen Folgen nicht weiter stattfindet, unter welchen 
Begriff jedoch Realverpflichtungen nicht zu nehmen sind. 

Art. 12. In Ansehung der Benutzung der Kirchhöfe hängt es von den 
kath. Pfarrgemeinden ab, die seitherige Benützung gemeinsamer Begräbniss- 





!) Die landesherrliche Verordnung vom 24. Dezbr. 1889, die Regelung 
der evangelisch-protestantischen Parochial- und Konfessionsverhältnisse betr., 
welche Bestimmungen für den Uebertritt von der einen evangelisch-protest. 
Konfession zu der andern gibt, hat nur für diese beiden (reformirte und 
lutherische) Konfessionen Geltung. Vgl. Schmidt, Austritt 8. 73 u. 383. 

2) Die letztere Bestimmung (Rechtswirkung von Entscheidungen des 
bischöflichen Ehegerichts für das bürgerliche Gebiet) ist durch das RG. vom 
2. Febr. 1875 obsolet. 


p) Fürstenth, Lippe: VO. v. 7. Okt, 1857. q) Lübeck: Verf. v. 7. April 1875. 483 


plätze fortzusetzen oder eigene Begräbnissstätten zu errichten. Im ersteren 
Falle können aber bauliche Einrichtungen und Errichtungen bleibender Symbole 
nur mit Einverständniss der andern Konfessionsverwandten angebracht werden. 

Art. 13. In allen zweifelhaften Fällen über die Anwendung dieser Ver- 
ordnung und bei Konflikten über die Grenzen der bisch. Berechtigungen sollen 
die Bestimmungen der preussischen Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
massgebend sein. 


2. Landesherrl. Verordnung über Erläuterung des Art. 7 des Edikts 
vom 9. März 1854. Vom 7. Oktbr. 1857 (GS. N. 23 8. 751). 

Von Gottes Gnaden Wir... haben Uns, um mehrfach vorgekommenen 
Zweifeln über die hinsichtlich der religiösen Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen massgebenden Grundsätze abzuhelfen, bewogen gefunden, als Erläuterung 
des Art. 7 Unseres Edikts vom 9. März 1854... zu verordnen, wie folgt: 

Die Regel, dass, falls eine Vereinbarung der Eltern darüber, in welcher 
Konfession sie ihre Kinder erziehen lassen wollen, nicht vorliegt, alle Kinder 
ohne Unterschied des Geschlechts in der Konfession des Vaters, als Hauptes 
der Familie, unterrichtet und erzogen werden sollen, findet auch über den Tod 
des Vaters hinaus Anwendung. Die Kinder aus einer ‚gemischten Ehe sollen 
also dem Vater nicht nur, so lange er lebt, sondern auch nach seinem Tode 
in der Konfession folgen, sofern er nicht das Gegentheil ausdrücklich und in 
zuverlässiger Art verfügt hat. — Die Aufnahme in eine Konfessionsschule ist 
schon als ein Akt der konfessionellen Erziehung anzusehen, und desshalb für 
den Fall, dass die Erziehung des betr. Kindes in einer andern Konfession durch 
das Gesetz gefordert wird, unzulässig, es sei denn, dass an dem Örte eine 
andere, als diese eine Konfessionsschule nicht vorhanden wäre. — In der Ehe 
ist es der Uebereinkunft der Eltern überlassen, in welcher Konfession sie ihre 
Kinder erziehen lassen wollen, und haben die in dieser Beziehung von den 
Eltern abgeschlossenen Verträge rechtliche Wirksamkeit. Diese Wirksamkeit 
erstreckt sich daher nicht auf Verträge oder Zusagen, welche vor eingegangener 
Ehe abgeschlossen oder gegeben sind, diese sollen vielmehr unter allen Umständen 
in rechtlicher Beziehung nichtig und durchaus verwerflich sein. 


q) In der freien und Hansestadt Lübeck. 


* Die Verfassung vom 29. Dezbr. 1851| 7. April 1875 enthält keine eigent- 
lichen kirchlichen Bestimmungen. Nach Art. 18 ‚ist dem Senat allein die Leitung 
sämmtlicher Staatsangelegenheiten anvertraut‘‘; er übt darum ausschliesslich die 
oberbischöflichen Rechte über die evangelisch lutherische Kirche als die vorherrschende 
Kirche aus; über alle andern anerkannten Religionsgesellschaften (evangelisch- 
reformirte, römisch-katholische, israelitische Gemeinde) hat der Senat ein Oberauf- 
sichtsrecht. Dagegen ist er nach Art. 50 Z. V verpflichtet, „zur Gestattung der 
Ausübung des öffentlichen Gottesdienstes seitens solcher Religionsgesellschaften, welchen 
dieselbe bisher noch nicht zugestanden ist, die Mitgenehmigung der Bürgerschaft 
zu erholen.“ 

Die rechtliche Stellung der katholischen Gemeinde in Lübeck, wo der katho- 
lische Gottesdienst nie aufgehört hat, ist durch das Regulativ für die römisch- 
katholische Gemeinde vom 14. Juli 1841 geordnet. Danach ist die kath, Gemeinde 
in Bezug auf die Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten ziemlich selbständig. 


3l* 
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Der Senat hat sich im Wesentlichen die Aufsicht über die Verwaltung des 
Grundvermögens und die Bestätigung der Geistlichen vorbehalten. In kirchlicher 
Beziehung gehören die Katholiken zum Apostolischen Vikariat der nordischen 
Missionen unter dem Bischof von Osnabrück als Provikar. Zur Pastorirung der 
kath. Gemeinde zu Lübeck (in der Stadt 1200 Kath. unter 69000 Pr., im ganzen 
Mlissionsbezirk sind etwa 2500 Kath.) ist ein Missionar bestellt; ihm steht ein 
zweiter Geistlicher, der zugleich als rector scholae an der katholischen Gemeindeschule 
wirkt und sie leitet, als Hülfspriester zur Seite. Für das Pastorat haben die Kon- 
servatoren der Ferdinandeischen Stiftung zw Münster das J’räsentationsrecht (vgl. 
Illigens, Geschichte der Lübeckischen Kirche von 1530 bis 1896 S. 83). Der 
Rektor wird vom Bischof von Osnabrück unmittelbar ernannt. Zu ihrer Bestätigung 
von Seiten des Senats haben beide diesem das Abiturientenzeugniss und ihre Er- 
nennungsurkunde vorzulegen und ein curriculum vitae einzureichen. Der Pastor 
muss ferner die Bewilligung des zu seinem Unterhalte in der Ferdinandeischen 
Stiftung festgesetzten Jahresgehaltes nachweisen und einen Homagial-Bevers unter- 
zeichnen (Klügmann, Staatsrecht d. fr. u. Hansestadt Lübeck a. a. O. III. 2, 
3, 63). Die kath. Gemeindeschule, bestehend aus 4 Klassen, gehört zu den nicht 
öffentlichen Schulen (als Schule einer Religionsgesellschaft), hat aber die Rechte 
einer juristischen Person. Besondere Gesetze über Religionswechsel oder über 
religiöse Kindererziehung gibt es nicht; in letzterer Hinsicht gelten die gemein- 
rechtlichen Grundsätze des elterlichen Erziehungsrechtes. (Schmidt, Austritt S. 74 
und Schmidt, Konf. S. 29). 


1. Regulativ für die römisch-kath. Gemeinde zu Lübeck. Vom 14. Juli 1841 
(L. Verord. 1841/42 S. 6). 


Art. 1. Den hiesigen Bürgern und Einwohnern römisch-katholischer Kon- 
fession bleibt es wie früher gestattet, ihren gemeinschaftlichen Gottesdienst 
unter der Leitung eines Seelsorgers in der Kapelle des Vikarienhauses Nr. 916 
in der Pfaffenstrasse hierselbst in bisheriger Weise zu üben.!) 

Art. 2. Drei Mitglieder der Gemeinde stehen als weltliche Vorsteher an 
ihrer Spitze. Sie müssen hiesige Bürger sein und werden von der Gemeinde 
durch Stimmenmehrheit unter Leitung des Geistlichen gewählt. Die Gewählten 
werden mittelst schriftlicher Eingabe dem Senate zur Bestätigung namhaft 
gemacht. — Der jedesmalige Küster wird von dem Geistlichen unter Zuziehung 
der Vorsteher gewählt, und die Bestätigung desselben wird auf gleiche Weise 
bei dem Senate nachgesucht. 

Art. 3. Die Wirksamkeit der Vorsteher beschränkt sich auf die ökono- 
mischen Angelegenheiten der Gemeinde. Sie führen in Gemeinschaft mit dem 
Geistlichen Rechnung über Einnahmen und Ausgaben, und verwalten das 
Armenwesen der Gemeinde. Sie besorgen und beaufsichtigen Bauten und Repa- 
raturen in der Kapelle und in der Wohnung des Geistlichen, sorgen für Er- 
haltung und Herstellung der äussern Mittel und Erfordernisse des Gottesdienstes, 
und vertreten: die (@emeinde bei Gerichts- und andern Behörden in Vermögens- 
Angelegenheiten. 

Art. 4. Es bleibt zwar der Gemeinde die Verwaltung ihres Vermögens, 
sowie die Kachtinz ihres Armenwesens, wiewohl unbeschadet den Befugnissen 


1) Statt 18 alten Kapelle ist an der „Parade“ eine grosse und schöne 
Herz-Jesu-Kirche in gothischem Stil gebaut und am 10. Mai 1891 durch den 
Bischof von Osnabrück konsekrirt worden. 
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der oberaufsehenden Staatsgewalt, überlassen. Jedoch ist jährlich eine allgemeine 
Bilanz ihrer Einnahmen und Ausgaben dem Senate vorzulegen, um an die 
Central-Armen-Deputation als Kirchenrechnungsrevision-Deputation gleich den 
Rechnungen anderer Kirchen, zu gelangen. 

Art. 5. Der bei dieser Gemeinde angestellte Seelsorger hat sich stets 
sowohl den allgemeinen Gesetzen und Anordnungen als auch den ihm zugehenden 
besonderen obrigkeitlichen Vorschriften gemäss zu verhalten, hat also auch 
namentlich in Ansehung besonders angeordneter nicht etwa der protestantischen 
Kirche, als solcher, eigenthümlicher kirchlicher Feste, Buss- und Bettage, 
allgemeiner Fürbitten, Kirchenkollekten und der Bekanntmachung obrigkeit- 
licher Verfügungen von der Kanzel, dasjenige zu beobachten, was für alle 
Kirchen der Stadt angeordnet ist. 

Art. 6. Neben der Befugniss zur Vornahme der Amtshandlungen inner- 
halb der Kapelle, wie zu dem ihm obliegenden Unterrichte der Jugend in der 
Religion, ist dem Geistlichen auch gestattet in den Wohnungen der Mitglieder 
der Gemeinde ohne besondere Dispensation zu taufen, zu trauen, und in Krank- 
heits- und Sterbefällen die Sakramente zu reichen. Jedoch müssen Abkündigungen 
katholischer Brautpaare auch in den Parochialkirchen, in deren Sprengel die Braut- 
leute wohnen, geschehen, und bleibt es unbenommen,: dass Trauungen in Fällen 
gemischter Ehen auch von dem protestantischen Prediger derjenigen Parochialkirche 
vollzogen werden, zu welcher der protestantische Theil des Brautpaars gehört. Ueber- 
haupt sind bei Trauungen die zur Zeit derselben geltenden bürgerlichen Gesetze 
und Vorschriften genau zu beobachten, widrigenfalls die Trauung eine rechtsgültige 
Ehe nicht begründet und der Geistliche sich den Betheiligten wie der Obrigkeit 
verantwortlich macht.) 

Art. 7. Rücksichtlich des Begräbnisses, dessen Anordnung und Gebühren, 
sind die Mitglieder der Gemeinde gleich allen andern Bürgern und Einwohnern 
der bestehenden Ordnung unterworfen. Bei Taufen und Trauungen aber sind sie 
von Erlegung jeglicher Gebühren an protestantische Geistliche oder Kirchen befreit. 

Art. 8. Der Geistliche ist verpflichtet, über die von ihm vollzogenen Taufen, 
Abkündigungen und Trawungen, Register zu führen. Er hat jedoch dess ungeachtet 
die Vorschriften des Dekretes vom 27. März 1813, betreffend Führung der Geburts-, 
Heiraths- und Sterbe-Listen an der Kanzlei, und die Bekanntmachung vom 12. Mai 
1813, wegen Angabe der Geburten, Heirathen und Sterbefälle an der Kanzlei, auch 
ferner genau zu befolgen, imgleichen über die gedachten Amtshandlungen jede Aus- 
kunft zu geben, welche verlangt werden möchte. 

Art. 9. Bevor ein neu ernannter Geistlicher das Amt der Seelsorge hier- 
selbst ausüben darf, hat derselbe: 1. Die Urkunden über seine Prüfung und 
Ernennung, über die ihm ertheilten Fakultäten, ausserdem auch befriedigende 
Auskunft über seine früheren Lebens-Umstände dem Senate vorzulegen, sowie 
dabei die zu seiner Sustentation nothwendig erforderliche Bewilligung des nach 
der Ferdinandeischen Stiftung vom Jahre 1682 für den hiesigen katholischen 
Geistlichen bestimmten Jahrgehaltes nachzuweisen; 2. folgenden Homagial- 
Revers zu unterzeichnen und einzuliefern: Ich gelobe und verspreche hierdurch 
bei dem Namen Gottes, dass ich, solange ich dem mir anvertrauten Seelsorger- 
Amte bei der hiesigen katholischen Gemeinde vorstehen werde, Einem Hoch- 


1) Die Bestimmungen in Art. 6 (2. Satz) und Art. 8 u. 15 sind durch 
das RG. v. 6. Febr. 1875 obsolet geworden. 
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edlen Rath und dieser Stadt treu, hold und gehorsam sein, deren Bestes mit 
allen meinen Kräften befördern, Schaden und Nachtheil aber abwenden und 
mich jederzeit als einen treuen Angehörigen Lübecks den hiesigen Gesetzen 
und obrigkeitlichen Anordnungen gemäss betragen will; 3. die Bestätigung des 
Senates mittelst Dekretes zu erwirken. 

Art. 10. Wie der Geistliche von den Gebräuchen seiner Kirche nichts 
zu öffentlicher Schau bringen, also auch keinerlei Prozessionen und Aufzüge 
halten darf, so sind ihm auch insbesondere alle eingreifenden Schritte und 
Massregeln zum Zweck der Vermehrung seiner Glaubensgenossen, z. B. durch 
gestellte Bedingungen bei gemischten Ehen, gänzlich untersagt. Vielmehr wird 
derselbe, in richtiger Würdigung seiner ganzen hiesigen Stellung, nach allen 
Kräften sich bestreben, die unter den verschiedenen Glaubensverwandten bestehende 
Eintracht und Duldung zu erhalten und zu befördern. und sich aller Handlungen 
enthalten, welche zu einer Störung derselben Veranlassung geben könnten. 

Art. 11. Der Geistliche hat diejenigen auswärtigen Behörden, welche ihm 
nach der Verfassung seiner Kirche zunächst vorgesetzt sind, dem Senate nam- 
haft zu machen, auch jede Veränderung, welche künftig in den Personen, oder 
der Stellung solcher Behörden eintritt, dem Senate sofort anzuzeigen. 

Art. 12. Alle Bekanntmachungen und Verfügungen, welche dem Geist- 
lichen von den ihm vorgesetzten oder von andern Behörden zugehen, hat derselbe 
unverzüglich dem Senate vorzulegen, und das placet desselben nachzusuchen, 
bevor er solche in Ausführung bringen oder sie weiter veröffentlichen darf. 

Art. 15. Ohne dem Senate vorgängig gemachte Anzeige und Jessen 
erfolgte Genehmigung darf der Geistliche keinen Gehülfen, noch Stellvertreter, 
mag solcher von ihm selbst gewählt oder ihm von seinen Vorgesetzten zugeordnet 
sein, zu der Ausübung irgend einer Amtshandlung zulassen. 

Art. 14. Alle in den Artikeln 2, 4, 9, 11, 12, 13 erwähnten und Bent 
etwa erforderlichen Anzeigen und Anträge an den Senat sind bei dem jedes- 
maligen ersten Herrn Syndikus einzureichen, welcher sie dem Senate vor- 
legen wird. 

Art. 15. Ehestreitigkeiten, sowohl in gemischten als in rein-katholischen Ehen, 
mögen solche Nichtigkeiten der Ehe oder Trennung der Eheleute betreffen, werden 
lediglich von den hiesigen weltlichen Gerichten, wiewohl unter Mitanwendung der 
Grundsätze des gemeinen katholischen Kirchenrechts, entschieden, ohne dass aus- 
wärtigen Behörden irgend einige Einmischung gestattet ist. 

Art. 16. Schliesslich bleibt dem Senate das jus circa sacra in Bezug auf 
die katholische Gemeinde in seinem ganzen Umfange, sowie jegliche Abänderung 
und Erweiterung dieses Regulativs nach Zeit und Umständen vorbehalten. 


2. Unterrichtsgesetz vom 20. Oktober 1885. 1) 


I. Vor der Oberschulbehörde. 


Art. 1. Das gesammte Unterrichts- und Erziehungswesen im Lübeckischen 
Freistaate steht unter der oberen Aufsicht, bezw. Leitung der Oberschulbehörde. ... 
Art. 2. Die Oberschulbehörde besteht aus 3 Mitgliedern des Senats, von 
welchen eines den Vorsitz führt, und zwölf auf je 6 Jahre zu ernennenden 





1) Durch dieses Gesetz (Art. 106) wurde jenes v. 6. Juni 1863 über die 
evangelisch-lutherischen Landschulen und das v. 29. Sept. 1866 über das Unter- 
richtswesen im Lübeckischen Freistaate aufgehoben. 


q) Lübeck: Schulges. v. 20. Okt. 1885. r) Bremen: Verfassung. 487 


bürgerlichen Deputirten, deren zwei vom Senate, sechs von denselben auf Vor- 
schlag des Bürgerausschusses und vier vom Bürgerausschusse gewählt werden. 
Lehrer dürfen der Behörde als Mitglieder nicht angehören. — Der Öberschul- 
behörde werden der Direktor des Catharineums, der Schulrath, der Rektor der: 
höheren Bürgerschule und der Rektor der höheren Mädchenschule mit berathender 
Stimme beigeordnet. 

Art. 4. Im Schulrath ist der nächste Vorgesetzte der Hauptlehrer an den 
öffentlichen Mittel- und Volksschulen. Er führt die Aufsicht über sämmtliche 
öffentliche und nicht öffentliche Schulen. .. 

Art. 5. Zur näheren Ueberwachung der Bezirksschulen auf dem Lande 
können von der Oberschulbehörde Ortsschulinspektoren bestellt werden, welche 
ihr Amt nach Massgabe der ihnen von der Oberschulbehörde zu ertheilenden 
Vorschriften zu verwalten haben. Das Amt eines Ortsschulinspektors ist ein 
Ehrenamt. .... 


III. Von den Schulen. A. Allgemeine Bestimmungen. 


Art. 16. Der Leiter einer jeden Schule hat der Oberschulbehörde jährlich 
spätestens drei Wochen nach Ostern einen Bericht über das verflossene Schul- 
jahr zu erstatten. 


B. Die öffentlichen Schulen.!) 


Art. 23. Der Religionsunterricht wird nach dem evangelisch-lutherischen 
Bekenntnisse ertheilt. Kinder, welche diesem Bekenntnisse nicht angehören, 
sind von der Theilnahme am Religionsunterrichte auf Verlangen der Eltern 
oder deren Stellvertreter zu entbinden. Die letzteren haben in solchem Falle 
dafür zu sorgen und dem Leiter der Schule nachzuweisen, dass den Kindern 
während des schulpflichtigen Alters Religionsunterricht in genügender Weise 
ertheilt wird... . 

GC. Die nicht öffentlichen Schulen. 


Art. 77. Die Errichtung neuer, sowie die Uebernahme bereits bestehender 
Privatlehranstalten bedarf der vorgängigen Genehmigung der OÖberschulbehörde.... 

Art. 78. Alle Privatlehranstalten, in welchen schulpflichtige Kinder unter- 
richtet werden .... müssen unter der Leitung von Lehrern oder Lehrerinnen 
stehen, deren sittliche, technische und wissenschaftliche Befähigung zur Leitung 
der Anstalt von der Oberschulbehörde anerkannt ist. — Die an solchen Anstalten 
anzustellenden Lehrer und Lehrerinnen müssen nach Massgabe der Vorschriften 
des Art. 81 von der Oberschulbehörde zum Lehramte zugelassen sein. 

Art. 80. Die für Privatschulen geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
finden auch auf die von Religionsgesellschaften, juristischen Personen und 
Vereinen errichteten oder gehaltenen Anstalten Anwendung mit der Massgabe, 
dass an Stelle des Vorstehers im Art. 79 der Vorstand tritt. ... . 


r) In der freien und Hansestadt Bremen. 


* Die Verfassung des bremischen Staates ist republikanisch und zwar zeigt 
sie eine eigenthümliche Mischung von Demokratie und Aristokratie. Als Träger 


1) Das Ges. unterscheidet öffentliche und nicht öffentliche Schulen. Zu 
den ersteren gehören die höheren (Catharineum, höhere Bürgerschule und höhere 
Mädchenschule), Mittel-und Volksschulen; zu den letzteren die von Privatpersonen, 
Religionsgesellschaften, juristischen Personen und Vereinen errichteten Schulen. 
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der Staatsgewalt erscheint nicht, wie in den antiken Republiken, die Gesammtheit 
der Staatsbürger, sondern zwei Korporationen, der Senat und die Bürgerschaft, sind 
die selbstberechtigten Inhaber der Staatsgewalt. Beide wirken in Ausübung der 
Staatsgewalt gemeinschaftlich und ein Willensakt des Staates kann nur durch über- 
einstimmenden Beschluss beider zu Stande kommen. Dagegen hat der Senat die 
Leitung und Oberaufsicht in allen Staatsangelegenheiten und die Staatsverwaltung 
steht im Allgemeinen dem Senat als „dem ausführenden Organe‘ zu; als repräsen- 
tatives Organ der Gesammtheit der Staatsbürger steht dem Senat die Bürgerschaft, 
die gewählte Vertretung der Staatsbürger gegenüber, die aber zugleich mit und 
neben diesem Inhaber der Staatsgewalt ist. 

Die evangelischen Bewohner der Stadt vertheilen sich in 9 kirchliche Gemeinden 
(4 reformirte, 1 lutherische, 3 unirte und 1 evangelische), von denen jede ihre 
gesonderte Kirchenverfassung hat (s. dieselben bei Friedberg, Verfassungsgesetze 
der evangel. Landeskirchen S. 930 f.); für die Gemeinden des Landgebietes hat der 
Senat eine gemeinsame Kirchenordnung v. 7. Mai 1860 erlassen. Unter sich stehen 
die bremischen Gemeinden in gar keiner verfassungsmässigen Verbindung, ein 
Rechtszustand, der als ein kirchenrechtliches Unikum anzusehen sein dürfte. Den 
einzelnen Gemeinden steht der Senat unmittelbar (ohne Zwischenbehörde) als Inhaber 
des jus episcopale und des jus circa sacra gegenüber. Als oberste Schulbehörde 
für die Schulangelegenheiten besteht beim Senat eine besondere Kommission, das 
Scholarchat. (Sievers, das Staatsrecht der fr. Hansestadt Bremen, a. a. O. III. 
2,02,071:) 

In Bremen (5600 K.) wie in Bremerhwen (3000 K.) besteht je eine 
katholische Gemeinde mit katholischen Schulen. Die Oberaufsicht über die Ver- 
waltung des Kirchengutes übt der Senat. In kirchlicher Hinsicht gehören die 
Katholiken zu dem apostolischen Vikariat der nordischen Missionen unter dem 
Bischof von Osnabrück als Provikar. Die Seelsorge wird von Missionären (2 mis- 
sioniarüi primarii und je 2 Kooperatoren) geübt, welche bei ihrer Berufung dem 
Senate ihre Legitimation nachweisen und ein Reskript ihrer Anerkennung für das 
Amt „unter Voraussetzung des Gehorsams gegen den Senat und die Gesetze der 
freien Hansestadt Bremen‘ erhalten. Besondere Bestimmungen bezüglich der katho- 
lischen Kirche gibt es nicht; ebensowenig in Bezug auf Konfessionswechsel und 
religiöse Kindererziehung (vgl. Schmidt, Austritt S. 384 und Schmidt, Kon- 
fession 5. 29). 


Verfassung der freien Hansestadt Bremen. Vom 17. Novbr. 1375. 
$ 12. Jeder Staatsangehörige geniesst völlige Glaubens- und Gewissens 
freiheit und ist zu gemeinsamen häuslichen Uebungen seiner Religion berechtigt. 
Indessen kann die religiöse Ueberzeugung weder die Begehung gesetzwidriger 
Handlungen rechtfertigen, noch von der Erfüllung gesetzlicher Verbindlichkeiten 
befreien. — Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte wird 

durch das religiöse Bekenntniss überhaupt weder bedingt noch beschränkt. 
$ 57. Demzufolge gehört zum Wirkungskreise des Senats, als der Regierung 
des bremischen Staates: c) Oberaufsicht über alle Staats- und Kommunal- 
Beamten, über alle ausführenden, verwaltenden und gerichtlichen Behörden, 
über alle vom Staate angeordneten oder unter seiner Obhut stehenden Anstalten, 
über das Kirchen- und Schulwesen und die milden Stiftungen, über die Ver- 
waltung der Staats- und Kommunalgüter, sowie des Vermögens der Kirchen, 
Schulen und öffentlichen milden Stiftungen, namentlich auch die Abnahme und 
Zuschreibung aller über solche Verwaltungen geführten Rechnungen. — Kraft 


r) Bremen: Verf. v. 17. Nov. 1875. s) Hamburg: Verf. v. 13. Okt. 1879. 489 


dieses Oberaufsichtsrechtes fordert der Senat, wo ihm ein Mangel in der Be- 
obachtung der bestehenden gesetzlichen Ordnung zur Kunde kommt, zu deren 
genauer Befolgung auf und bewirkt solche durch die dazu geeigneten Mittel. 
d) Ausübung der Rechte des Senats in kirchlichen Angelegenheiten, unbeschadet 
der Mitwirkung der Bürgerschaft bei der Gesetzgebung, namentlich bei Aner- 
kennung neuer Religionsgesellschaften, sowie des protestantischen Episcopat- 
rechtes in herkömmlicher Weise, unbeschadet der bestehenden Rechte der 
kirchlichen Gemeinden. 

S 58. Gegenstände der gemeinschaftlichen Wirksamkeit des Senats und 
der Bürgerschaft sind namentlich: e) Organisation und Verwaltung des Schul- 
wesens und der Einrichtungen für Volksbildung überhaupt nach den näheren 
Bestimmungen des Gesetzes. 


s) In der freien und Hansestadt Hamburg. 


* Nach der früheren Verfassung war die evangelisch-lutherische Konfession 
Staatsreligion im eminenten Sinne, indem die lutherischen Kirchenbehörden zugleich 
die Vertreter der politischen Gemeinde waren. Diese Behörden bestehen zwar noch 
fort, haben aber durch den Rath- und Bürgerbeschluss vom 12. Aug. 1859 ihre 
politische Stellung verloren. Die neue Verfassung vom 13. Okt. 1879 kennt nur 
gesetzmässig bestehende religiöse Gemeinden (Art. 96). Solche sind. jetzt die 
evangelisch-lutherische, die deutsch-, französisch- u. englisch-reformirte, die englisch- 
bischöfliche, die römisch-katholische, die Baptisten-, die deutsch-israelitische und die 
portugiesisch-jüdische Gemeinde. Niemand ist verpflichtet, einer Kirchengemeinde 
anzugehören. Für die Kirchenangelegenheiten der christlichen, nicht lutherischen 
Religionsverwandten, sowie für den israelitischen Kultus bestehen besondere Senats- 
kommissionen, welche Namens des Senats die staatl. Oberaufsicht führen. (Wolffson, 
das Staatsrecht der freien und Hansestadt Hamburg a. a. ©. Ill. 2; 3, 34). 

Im Stadtgebiet von Hamburg bestchen 4 katholische Pfarreien (25000 K. 
gegen 500000 Pr.) mit mehreren Nebenkirchen und Kapellen. Vier Missions- 
pfarrer und acht Hülfspriester versehen die Seelsorge; im Landgebiet sind zwei 
Missionsstellen, zu Bergedorf (1000 K.) und Cuxhaven (400 K.) mit je einem 
Missionar, in Geesthacht wird monatlich einmal von einem Kooperator aus Hamburg 
kath. Gottesdienst gehalten. In kirchlicher Hinsicht gehören die Katholiken zum 
Apost. Vikariat der nordischen Missionen unter dem Bischof von Osnabrück als 
Provikar. Besondere staatliche Gesetze für die kath. Kirche bestehen nicht ; ebenso 
nicht bezüglich der religiösen Kindererziehung, sondern hier gilt das gemeine Recht 
(elterliches Erziehungsrecht, vgl. Schmidt, Konf. 8. 29). 


1. Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg. Vom 13. Okt. 1379 

Art. 5. Durch das religiöse Bekenntniss wird die Ausübung der bürger- 
lichen Rechte weder bedingt noch beschränkt. Den bürgerlichen Pflichten darf 
dasselbe keinen Abbruch thun. — Volle Glaubens- und Gewissensfreiheit wird 
gewährleistet 

Art. 23. Die dem Staate zustehende Oberaufsicht über die bürgerlichen 
und religiösen Gemeinden wird vom Senate ausgeübt. 

Art. 94. Der Senat übt die Oberleitung und Oberaufsicht über das gesammte 
Unterrichts- und Erziehungswesen vermittelst einer Oberschulbehörde aus. Das 
Nähere bestimmt das Gesetz. 
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Art. 95. Sämmtliche milde Stiftungen und Wohlthätigkeits - Anstalten 
stehen unter Oberaufsicht des Staates. Das Nähere bestimmt das Gesetz. 

Art. 96. Die gesetzmässig bestehenden und die künftig sich bildenden 
religiösen Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten selbständig, jedoch unter 
Oberaufsicht des Staates. — Ueber die Bedingungen für die Bildung neuer 
religiöser Gemeinschaften bestimmt das Gesetz. 


2. Gesetz über den Austritt aus einer staatlich anerkannten religiösen 
Gemeinschaft.1!) Vom 18. Dezbr. 1883 (GS. S. 102). 


$ 1. Der von einer volljährigen Person in den Formen des $ 2 und 3 
dieses Ges. erklärte Austritt aus einer staatlich anerkannten religiösen Gemein- 
schaft bewirkt die Befreiung der betr. Person von allen Leistungen, zu welchen 
dieselbe als Mitglied der religiösen Gemeinschaft bis zu ihrem Austritt ver- 
pflichtet war. Diese Befreiung tritt für periodisch wiederkehrende Leistungen 
erst mit Ablauf des Kalenderjahres ein, in welchem der Austritt stattgefunden 
hat. — Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- und Gemeinde- 
angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, welche entweder kraft besonderen 
Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken haften oder von allen Grundstücken 
des Bezirks oder von Grundstücken einer bestimmten Klasse innerhalb des 
Bezirks ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden durch den 
Austritt des Leistungspflichtigen aus der Kirche nicht berührt. 

$ 2. Die Entgegennahme der Austrittserklärung ist schriftlich oder münd- 
lich bei der Aufsichtsbehörde für die Standesämter zu beantragen. Frühestens 
nach Ablauf von vier Wochen und spätestens innerhalb sechs Wochen nach 
Eingang des Antrags ist die Austrittserklärung von dem Austretenden persönlich 
vor der Aufsichtsbehörde für die Standesämter abzugeben. Wird die sechs- 
wöchige Frist nicht eingehalten, so gilt der Antrag auf Entgegennahme der 
Austrittserklärung als zurückgenommen. 

$$ 3—5 bestimmen über die protokollarischa Form der Austrittserklärung. 
Gebühr I Mark. 

$ 6. Das Gesetz gilt auch für etwaige künftige religiöse Gemeinschaften. 


3. u. 4. Gesetz über das Unterrichtswesen v. 11. Novbr. 1870 (GS. S. 117) 
und Gesetz über das Schulweseu in den Landgemeinden vom 12. Dezbr. 1879 
(GS. 8. 391). 

Die höhere Leitung des öffentlichen und die Beaufsichtigung des nicht öffent- 
lichen Unterrichtswesens hat die Oberschulbehörde. Sie besteht aus Senatoren, von 
der Bürgerschaft gewählten Mitgliedern, aus Deputirten des geistlichen Ministeriums, 
aus vom Senat gewählten Vertretern des öffentlichen Schulwesens, aus Deputirten 
der aus Vorstehern und Lehrern der öffentlichen und Vorstehern der Privatschulen 
gebildeten Lehrersynoden und den Schulräthen. Das Inspektorat und gewisse Ver- 





1) Schmidt, Austritt S. 386. Die Bemerkung bei Wolffson a. a. 0. 
S. 34 Nr. 4, dass eine gesetzliche Regelung der Form für den Austritt aus 
den christlichen Gemeinden nicht besteht, ist nach obigem Gesetze richtig zu 
stellen. Neben diesem Gesetze gibt es für die evangelisch-lutherische Kirche 
noch eine Verordnung vom 9. Dezbr. 1886 über die Handhabung des $ 3 der 
Kirchenfassung, welche für die Aufgabe der kirchlichen Mitgliedschaft in 
der evangelisch-lutherischen Kirche Geltung hat; vgl. Schmidt a. a. ©. 
S. 384 und 76. 
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waltungsgeschäfte der Volksschulen in den einzelnen Stadtbezirken führt ein Schul- 
rath in Gemeinschaft mit den unter seinem Vorsitz tagenden, aus Lehrern, Armen- 
vorstehern und von der Bürgerschaft gewählten Schulpflegern zusammengesetzten 
Schulkommissionen, für die Landschulen ein Schulinspektor mit einem Schulvorstande 


(Wolffson a. a. O. $. 31). 


X. Kapitel. 


Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen in den 
Reichslanden Elsass-Lothringen. 


* Durch den Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 kam Elsass- 
Lothringen wieder an das deutsche Reich zurück. Der Art. 6 dieses Friedensvertrages 
bestimmt: „Da die hohen vertragenden Theile der Meinung sind, dass die Diözesan- 
grenzen der an das Deutsche Reich abgetretenen Gebiete mit der neuen, durch 
Art. 1 bestimmten Grenze zusammen fallen müssen, so werden sie sich nach der 
Ratifikation des gegenwärtigen Vertrags unverzüglich über die zu diesem Zwecke 
gemeinschaftlich zu ergreifenden Massregeln verständigen.“ In Folge dessen erwirkte 
Frankreich zwei päpstliche Konsistorialdekrete vom 10. und 14. Juli 1874, wodurch 
„die römische Kurie die Bisthümer Strassburg und Metz von der Kirchenprovinz 
Besancon abgelöst and dieselben als von jeder erzbischöflichen oder Metropolitan- 
Jurisdiktion exemt erklärt hat; und ferner, um die Grenzen der Bisthümer Nancy, 
St. Die, Besancon, Metz und Strassburg mit der politischen Grenze in Ueberein- 
stimmung zu bringen, die hierzu erforderlichen Ablösungen und Zutheilungen auf 
Grund der ihr seitens der französischen Regierung vorgelegten Verzeichnisse aus- 
gesprochen hat. In dem Protokoll vom 7. Oktober 1574 (Archiv 36, 186) wurde 
diese Lostrennung resp. Neuregulirung der Diözesangrenzen von Strassburg und 
Metz staatlicherseits von den beiden Paeiscenten ratifizirt. 

Durch den Frankfurter Frieden kam Elsass-Lothringen unter die Staatshoheit 
des Deutschen Reiches mit allen Rechten, Gesetzen und Institutionen, die es bisher 
hatte und diese Gesetze und Institutionen blieben, wie sich dies nach den allgemeinen 
staats- und völkerrechtlichen Grundsätzen von selbst versteht, in Kraft, solange die- 
selben nicht durch die neue Staatsgewalt geändert oder durch andere gesetzmässig 
ersetzt sind. Die Staatshoheit ging von Frankreich an das Deutsche Reich über 
und die neue Staatsgewalt ist befugt, die Rechte der früheren zu üben, soweit nicht 
besondere Hindernisse, wie z. B. die protestantische Konfession des Trägers der 
Reichsgewalt nach Art. 17 des franz. Konkordats entgegen stehen. Nach diesen 
Grundsätzen hat das franz. Konkordat, wie oben S. 166 bemerkt, noch volle Gültig- 
keit (mit Ausnahme des Art. 17 wegen der protestantischen Konfession des Trägers 
der Reichsgewalt). Ebenso haben auch die früheren staatskirchlichen Gesetze und 
Verordnungen noch ihre Geltung, soweit sie nicht abgeändert oder durch andere 
ersetzt sind. Dagegen hat die Kirche die sog. organischen Artikel, welche von 
Napoleon I. dem Konkordate eigenmächtig und einseitig beigefügt waren, miemals 
anerkannt, sondern stets gegen die 77 Artikel, welche sich auf die kath. Kirche 
beziehen, ausdrücklich protestirt, weil sie dem Konkordate und der kirchlichen Freiheit 
widersprechen. Desshalb hat der apostolische Stuhl dem Bischof von Strassburg 
gestattet, dass er bei Ernennung der Kantonalpfarrer die Genehmigung der Staats- 
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Regierung begehren könne; der Kardinalstaatssekretär fügte aber den Rath bei, 
„sich im Voraus privatim, wie es in Deutschland geschehe, über die Ernennungen 
zu verständigen, um sie keiner Verweigerung auszusetzen.“ Als aber die Reichs- 
regierung bei Genehmigung der Kantonalpfarrer sich auf Art. 19 der org. Artikel 
berief, hat der Bischof sich gegen diese Art der Genehmigung verwahrt, weil darin 
eine Anerkennung der organischen Artikel zu finden sei. Darauf kehrte die Regierung 
zu der Bestätigungsformel zurück, wie sie früher unter der franz. Regierung üblich 
war: „Wir ... genehmigen die vom Bischof .. . vorgenommene Ernennung.“ Der 
im Art. 7 des Konkordates bestimmte Eid wird von der Deutschen Regierung nicht 
verlangt, wie er auch zur französischen Zeit seit lange in Wegfall gekommen war. 
Die Ernennung der Domherren geschieht ebenso, wie jene der Kantonalpfarrer, 
durch den Bischof unter Genehmigung Seitens der Regierung. Die zahlreichen 
Sukkursal- oder Hülfspfarrer werden vom Bischof allein ernannt oder versetzt, 
ebenso wie die Vikare.!) 


a) Articles organiques de la convention du 26 messidor an IX. 
(18. germinal X. 8. April 1802). 
TITRE PREMIER. 


Du regime de l’Eglise catholique dans ses rapports generaux avec les droits et la 
police de l’Etat. 

Art. 1. Aucune bulle, bref, rescrit, decret, mandat. provision, signature 
servant de provision, ni autres expeditions de la cour de Rome, m&öme ne 
concernant que les particuliers, ne pourront &tre regus, publies, imprimes, ni 
autrement mis a execution, sans l’autorisation du gouvernement. 

2. Aucun individu se disant nonce, legat, vicaire ou commissaire aposto- 
ligue, ou se prevalant de toute autre denomination, ne pourra, sans la m&me 
autorisation, exercer sur le sol frangais, ni ailleurs, aucune fonction relative 
aux affaires de l’Eglise gallicane. 

3. Les decrets des synodes etrangers, m&me ceux des conciles generaux, 
ne pourront &tre publies en France, avant que le gouvernement en ait examine 
la forme, leur conformite avec les lois, droits et franchises de la republique 
francaise, et tout ce qui, dans leur publication, pourrait alterer ou interesser 
la tranquillite publique. 

4. Aucun concile national ou metropolitain,, aucun synode diocesain, 
aucune assemblee deliberante, n’aura lieu sans la permission expresse du 
gouvernement. 

5. Toutes les fonctions ecelesiastiques seront gratuites, sauf les oblations 
qui seraint autorisees et fix&es par les reglements. 

6. Il y aura recours au conseil d’Etat, dans tous les cas d’abus de la 
part des superieurs et autres personnes ecclesiastiques. — Les cas d’abus sont: 
l’usurpation ou l’exces de pouvoir, la contravention aux lois et reglements de 
la republique, l’infraction des regles consacrees par les canons recus en France, 
l’attentat aux .libertes, franchises et coutumes de l’Eglise gallicane, et toute 


ı) Vgl. hiezu Recklingh, Staatskirchenrecht in Elsass-Lothringen im 
Archiv 43, 409. Die staatskirchlichen Bestimmungen sind gesammelt von 
Dursy, Staatskirchenrecht in Elsass-Lothringen, I. kath., II. protest. Kultus, 
Strassburg 1877/79. Geigel, das französische und reichsländische Staats- 
kirchenrecht, Strassburg 1884, gibt eine systematische Bearbeitung des geltenden 
Rechts. 
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entreprise ou tout procede qui, dans l’exercice du culte, peut compromettre 
l’'honneur des citoyens, troubler arbitrairement leur conscience, degenerer contre 
eux en oppression ou en injure, ou en scandale public. 

7. Il y aura pareillement recours au conseil d’Etat, s’il est port6 atteinte 
a l’exercice public du culte et a la liberte que les lois et les reglements garan- 
tissent a ses ministres. 

8. Le recours competera a toute personne interessee. A defaut de plainte 
partieuliere, il sera exerc& d’office par les prefets. — Le fonctionnaire public, 
l’ecclesiastique ou la personne qui voudra exercer ce recours, adressera un 
memoire detaill& et signe, au conseiller d’Etat charge de toutes les affaires 
concernant les cultes, lequel sera tenu de prendre, dans le plus court delai, 
tous les renseignements convenables; et, sur son rapport,. l’affaire sera suivie 
et definitivement terminee dans la forme administrative, ou renvoyde, selon 
l’exigence des cas, aux autorites competentes. 


TITRE DEUXIEME. 
Des Ministres. 
Section I. Dispositions generales. 

9. Le culte catholique sera exerce 'sous la direction des archevöques et 
eveques dans les dioceses, et sous celle des cur&es dans leurs paroisses. 

10. Tout privilege portant exemption ou attribution de la jurisdietion 
episcopale est aboli. 

ll. Les archev&ques et ev@ques pourront, avec l’autorisation du gouverne- 
ment, etablir dans leurs dioceses des chapitres cathedraux et des s&minaires. 
Tous autres etablissements ecelesiastiques sont supprimes. 

12. Il sera libre aux archev&ques et ev&ques d’ajouter aA leur nom, le 
titre de citoyen ou de monsieur. Toutes autres qualifications sont interdites. 


S. II. Des Archeväques ou Metropolitains. 

13. Les archeväques consacreront et installeront leurs suffragants. En 
cas d’emp&chement ou de refus de leur part, ils seront supplees par le plus 
ancien ev@que de l’arrondissement metropolitain. 

14. Ils veilleront au maintien de la foi et de la discipline dans les 
dioceses dependants de leur metropole. 

15. lls connaitront des reclamations et des plaintes portees contre la 
conduite et les decisions des &väques suffragants. 

S. III. Des Evöques, des Vicaires-generaux et des Scminaires. 

16. On ne pourra ätre nomme& ev&que avant l’äge de trente ans, et si 
on n’est originaire frangais. 

17. Avant l’expedition de l’arr&t& de nomination, celui ou ceux qui seront 
proposes, seront tenus de rapporter une attestation de bonne vie et moeurs, 
expediede par l’ev&que dans le diocese duquel ils auront exerc& les fonctions 
du ministere eccelesiastique; et ils seront examines sur leur doctrine par un 
eveque et deux prötres, qui seront commis par le premier consul, lesquels 
adresseront le resultat de leur examen au conseiller d’Etat charge de toutes 
les affaires concernant les cultes. 

18. Le pretre nomme par le premier consul fera les diligences pour 
rapporter l’institution du pape. — Il ne pourra exercer aucune fonction, avant 
que la bulle portant son institution ait regu l’attache du gouvernement, et qu’il 
ait pr&t6 en personne le serment prescrit par le convention passee entre le 
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gouvernement francais et le Saint-Siege. — Ce serment sera pret& au premier 
consul; il en sera dresse procäs-verbal par le secretaire d’Etat. 

19. Les &vöques nommeront et institueront les cures. Neanmoins ils ne 
manifesteront leur nomination, et ils ne donneront l’institution canonique, 
qu’aprös que cette nomination aura te agrede par le premier consul. 

20. Ils seront tenus de resider dans leurs dioceses; ils ne pourront en 
sortir qu’avec la permission du premier consul. 

21. Chaque evöque pourra nommer deux vicaires-generaux, et ehaque 
archevöque pourra en nommer trois; ils les choisiront parmi les pretres ayant 
les qualites requises pour &tre &ev&ques. 

22. Ils visiteront annuellement et en personne une partie de leur diocese, 
et, dans l’espace de cing ans, le dioc&se entier. — En cas d’empächement 
legitime, la visite sera faite par un vicaire-general. 

23. Les evöques seront charges de l’organisation de leurs s&minaires, 
et les reglements de cette organisation seront soumis a l’approbation du 
premier consul. 

24. Ceux qui seront choisis pour l’enseignement dans les s&minaires, 
souscriront la deelaration faite par le clerge de France en 1682, et publiee par 
un edit de la möme annee: ils se soumettront & y enseigner la doctrine qui 
y est contenue, et les ev&ques adresseront une expedition en forme de cette 
soumission au conseiller d’Etat charge de toutes les affaires concernant 
les cultes. 

25. Les ev@ques enverront, toutes les anndes, a ce conseiller d’Etat, le 
nom des personnes qui etudieront dans les seminaires et qui se destineront 
a l’etat eccelesiastique. 

26. lls ne pourront ordonner aucun ecclesiastique, s’il ne justifie d’une 
propriete produisant au moins un revenu annuel de 300 francs, s’il n’a atteint 
l’äge de vingt-cing ans, et s’il ne reunit les qualites requises par les canons 
recus en France. — Les Evöques ne feront aucune ordination avant que le 
nombre des personnes a ordonner ait ete soumis au gouvernement et par lui 
agree. 


S. IV. Des Cures. 


27. Les cures ne pourront entrer en fonctions qu’apres avoir pr&te, entre 
les mains du prefet, le serment prescrit par la convention passee entre le 
gouvernement et le Saint-Siege. Il sera dresse proces-verbal de cette prestation, 
par le secretaire general de la prefecture, et copie collationnee leur en sera 
delivree. . 

28. Ils seront mis en possession par le cur& ou le prötre que l’&vöque 
designera. 

29. Ils seront tenus de resider dans leurs paroisses. 

30. Les cures seront immediatement soumis aux &v&ques dans l’exereice 
de leurs fonctions. 

31. Les vicaires et desservants exerceront leur ministere sous la sur- 
veillance et la direction des cures. — Ils seront approuves par l’eveque et 
r@evocables par lui. 

32. Aucun etranger ne pourra @tre employ& dans les fonetions du ministere 
ecclesiastique, sans la permission du gouvernement, 

33. Toute fonction est interdite a tout ecelesiastique, m&me francais, 
qui n’appartient a aucun diocese. } 
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34. Un prötre ne pourra quitter son diocese pour aller desservir dans 
un autre, sans la permission de son &v&que. 


S. V. Des Chapitres cathedraux et du gouvernement des dioceses 

pendant la vacance du siege. 

35. Les archeväques et ev&ques qui voudront user de la faculte qui leur 
est donnede d’etablir des chapitres, ne pourront le faire sans avoir rapporte 
l’autorisation du gouvernement, tant pour l’etablissement lui-möme que pour 
e nombre et le choix des ecelesiastiques destines a les former. 

36. Pendant la vacance des sieges, il sera pourvu par le metropolitain, 
et, a son defaut, par le plus ancien des &vöques suffragants, au gouvernement 
des dioceses. — Les vicaires-generaux de ces dioceses continueront leurs fonc- 
tions, m&me apres la mort de l’&väque, jusqu’a son remplacement. 

37. Les metropolitains, les chapitres cathedraux, seront tenus, sans delai, 
de donner avis au gouvernement de la vacance des sieges, et des mesures qui 
auront &t& prises pour le gouvernement des dioceses vacants. 

38. Les vicaires-gendraux qui gouverneront pendant la vacance, ainsi que 
les metropolitains ou capitulaires, ne se permettront aucune innovation dans 
les usages et coutumes des dioceses. 

TITRE TROISIEME. 
Du Culte. 

39. Il n’y aura qu'une liturgie et un cathechisme pour toutes les eglises 
catholiques de France. 

40. Aucun cure ne pourra ordonner des prieres publiques extraordinaires 
dans sa paroisse, sans la permission speciale de l’eveque. 

41. Aucune föte, a l’exception du dimanche, ne pourra &tre &tablie sans 
la permission du gouvernement, 

42. Les ecelesiastiques useront, dans les cer&monies religieuses, des 
habits et ornements convenables & leur titre: ils ne pourront, dans aucun cas 
ni sous aucun pretexte, prendre la couleur et les marques distinctives reservees 
aux eveques. 

43. Tous les ecclesiastiques seront habilles a la francaise et en noir. — 
Les ev@ques pourront joindre a ce costume la croix pastorale et les bas violets. 

44. Les chapelles domestiques, les oratoires particuliers ne pourront ötre 
etablis sans une permission expresse du gouvernement, accordee sur la demande 
de l’eväque. 

45. Aucune cer&monie religieuse n’aura lieu hors des edifices consacres 
au culte catholique, dans les villes oü il y a des temples destines a differents cultes. 
46. Le mäme temple ne pourra ötre consacre qu’a un mö&me culte. 

47. ll y aura dans les -cathedrales et paroisses, une place distingude 
pour les individus catholiques qui remplissent les autorites civiles et militaires. 

48. L’eveque se concertera avec le prefet pour regler la maniere d’appeler 
les fideles au service divin par le son des cloches. On ne pourra les sonner 
pour toute autre cause, sans la permission des autorites locales. 

49. Lorsque le gouvernement ordonnera des prieres publiques, les ev@ques 
se concerteront avec le prefet et le commandant militaire du lieu, pour le jour, 
l’heure et le mode d’ex&cution de ces ordonnances. 

50. Les predications solennelles appel&es sermons, et celles connues sous 
le nom de stations de l’avent et du car&me, ne seront faites que par des pretres 
qui en auront obtenu une autorisation speciale de l’Eveque. 
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5l. Les cures, aux prönes des messes paroissiales, prieront et feront 
prier pour la prosperite de la Republique francaise et pour les consuls. 

52. Ils ne se permettront, dans leurs instructions, aucune inculpation 
directe ou indirecte, soit contre les personnes, soit contre les autres cultes 
autorises dans l’Etat. 

53. Ils ne feront au pröne aucune publication &trangere a l’exerceice du 
culte, si ce n’est celles qui seront ordonnees par le gouvernement. 

54. Ils ne donneront la benedietion nuptiale qu’a ceux qui justifieront, 
en bonne et due forme, avoir contracte mariage devant l’officier civil. 

95. Les registres tenus par les ministres du culte n’etant et ne pouvant 
etre relatifs qu’a l’administration des sacrements, ne pourront, dans aucun cas, 
suppleer les registres ordonnes par la loi pour constater l’etat civil des Francais. 

56. Dans tous les actes ecclesiastiques et religieux, on sera oblige de 
se servir du calendrier d’equinoxe etabli par les lois de la republique; on 
designera les jours par les noms qu’ils avaient dans le calendrier des solstices. 

57. Le repos des fonctionnaires publics sera fix& au dimanche. 


TITRE QUATRIEME. 


De la (Circonscription des Archeväches, des Eveches et des Paroisses, des Edifices 
destines au culte, et du Traitement des ministres. 


S. I. De la Circonseription des Archevöches et des Evöches. 
58. Il y aura en France dix archevöches ou metropoles, et cinquante 
eveches. 
59. La circonscription des metropoles et des dioceses sera faite conforme- 
ment au tableau ci-joint. 


S. Il. De la circonscription des Paroisses. 

60. Il y aura au moins une paroisse dans chaque justice de paix. — 11 
sera en outre etabli autant de succursales que le besoin pourra l’exiger. 

61. Chaque Eeveque, de concert avec le prefet, reglera le nombre et 
"etendue de ces succursales. Les plans arretes seront soumis au gouvernement, 
et ne pourront &tre mis a execution sans son autorisation. 

62. Aucune partie du territoire francais ne pourra &tre £erigee en cure 
ou en succursale sans l’autorisation expresse du gouvernement. 

63. Les prötres desservant les succursales sont nomme&s par les &v@ques. 


S. III. Du Traitement des Ministres. 

64. Le traitement des archev&ques sera de 15,000 francs. 

65. Le traitement des &eväques sera de 10,000 frances. 

66. Les cures seront distribues en deux classes. — Le traitement des 
cures de la premiere classe sera porte a 1,500 fr., celui des eures de la seconde 
classe a 1,000 fr. 

67. Les pensions dont ils jouissent en ex&cution des lois de l’Assemblee 
constituante, seront precomptees sur leur traitement. — Les conseils generaux 
des grandes communes pourront, sur leurs biens ruraux ou sur leurs oetrois, 
leur accorder une augmentation de traitement, si les circonstances l’exigent. 

68. Les vicaires et desservants seront choisis parmi les eccelesiastiques 
pensionnes en execution des lois de l’Assemblee constituante. — Le montant 
de ces pensions et le produit des oblations formeront leur traitement. 

69. Les eväques redigeront les projets de reglement relatifs aux oblations 
que les ministres du culte sont autorises A recevoir pour l’administration des 
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sacrements. Les projets des reglements rediges par les &ev@ques ne pourront 
etre publies, ni autrement mis A ex&cution, qu’apres avoir ete approuves par 
le gouvernement. 

70. Tout ecclesiastique pensionnaire de l’Etat sera prive de sa pension, 
s’il refuse, sans cause legitime, les fonctions qui pourront lui &tre confides. 

71. Les conseils generaux de departement sont autorises A procurer aux 
archevöques et evöques un logement convenable. 

72. Les presbyteres et les jardins attenants, non alienes, seront rendus 
aux cur6s et aux desservants des succeursales. A defaut de ces presbyteres, 
les conseils generaux des communes sont autorises A leur procurer un loge- 
ment et un jardin. 

73. Les fondations qui ont pour objet l’entretien des ministres et l’exercice 
du eulte, ne pourront consister qu’en rentes constituges sur l’Etat: elles seront 
acceptdes par l’evöque diocesain, et ne pourront ötre exdcutdes qu’avec‘ l’autori- 
sation du gouvernement. 

74. Les immeubles, autres que les edifices destines au logement et les 
jardins attenants, ne pourront ötre affectes a des titres ecclesiastiques, ni 
possedes par les ministres du culte a raison de leurs fonctions, 


8. IV. Des Edifices destinds au Culte. 

75. Les edifices anciennement destines au culte catholique, actuellement 
dans les mains de la nation, A raison d’un edifice par cure et par succursale, 
seront mis a la disposition des eveques par arr&tes du prefet du departement. 
— Une expedition de ces arrötes sera adressce au conseiller d’Etat charg6 de 
toutes les affaires concernant les cultes. 

76. Il sera etabli des fabriques pour veiller a l’entretien et a la conser- 
vation des temples, a l’administration des aumönes. 

77. Dans les paroisses oü il n’y aura point d’edifice disponible pour le 
eulte, l’ev@que se concertera avec le prefet pour la designation d’un £difice 
convenable.!) 


b) Gesetze über die Verwaltung des Kirchenvermögens. 


1. Dekret, betr. die Kirchenfabriken, vom 30. Dezbr. 1809.2) 


I. Kap. Von der Verwaltung der Fabriken. 


Art. 1. Die durch Gesetz vom 18. Germ. X Abs. 76 vorgesehenen Fabriken 
haben die Instandsetzung und Unterhaltung der Kirchen zu überwachen; die 
Almosen, Güter, Renten und die durch (Gesetz oder Reglement gestatteten 
Gefälle, die von den Gemeinden bezahlten Ergänzungszuschüsse und überhaupt 
alle für Kultuszwecke bestimmten Gelder zu verwalten und endlich für die 
würdige Abhaltung des Gottesdienstes in den durch sie verwalteten Kirchen 
durch Festsetzung der erforderlichen Ausgaben und Gewährung der entsprechenden 
Mittel Sorge zu tragen. 

Art. 2. Jede Fabrik besteht aus einem Rath (conseil) und einem Aus- 
schuss (bureau des marguilliers). 





!) Diesem Dekrete war ein anderes mit 44 Artikeln für den protestantischen 
Kultus beigefügt (Walter S. 198). 

2) Dieses Dekret hat bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens 
auch in der bayerischen Rheinpfalz zum Theil Geltung; vgl. Silbernagla. 
a. O. S. 485, 487, 488, 494, 507. i 
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Section I. Vom Fabrikrath. 2 1. Zusammensetzung. 

Art. 3. In Pfarreien von 5000 Seelen und darüber besteht der Fabrikrath 
aus 9, in den übrigen aus 5 Mitgliedern, welche aus den in dem Pfarrsprengel 
wohnenden kath. Notabeln zu nehmen sind. 

Art. 4. Ferner sind von Rechtswegen Mitglieder des Fabrikrathes: 1. Der 
(Haupt- oder Hülfs-)Pfarrer. Ihm gebührt der erste Platz und das Recht, sich 
durch einen seiner Vikare vertreten zulassen. 2. Der Bürgermeister des Haupt- 
oder Hülfspfarrsitzes. Er kann sich durch einen seiner Adjunkten und muss 
sich, wenn er nicht katholisch ist, durch einen katholischen Adjunkten, bezw. 
durch ein kath. Gemeinderathsmitglied vertreten lassen. — Der Bürgermeister 
sitzt zur Linken, der Pfarrer zur Rechten des Präsidenten. 

Art. 5. In Städten mit mehreren Pfarreien ist der Bürgermeister von 
Rechtswegen Mitglied sämmtlicher Fabrikräthe und kann sich darin nach Vor- 
schrift des Art. 4 vertreten lassen. 

Art. 6. In den Pfarreien, in welchen der Fabrikrath ausser Pfarrer und 
Bürgermeister aus 9 Mitgliedern besteht. werden für das erste Mal 5 vom 
Bischof und 4 vom Präfekten ernannt; in den übrigen Pfarreien ernennt der 
Bischof 3, der Präfekt 2 Mitglieder. — Sie beginnen am ersten Sonntag des 
kommenden April ihre Thätigkeit. 

Art. 7. Der Fabrikrath erneuert sich theilweise alle drei Jahre. Nach 
Ablauf der ersten drei Jahre nämlich scheiden in den ausser Pfarrer und 
Bürgermeister aus 9 Mitgliedern bestehenden Fabrikräthen 5 und zwar beim 
ersten Mal durch das Loos zu bestimmende Mitglieder aus, während nach 
Ablauf der ersten 6 Jahre die 4 im Dienste Aeltesten austreten. In den übrigen 
Pfarreien scheiden nach den ersten drei Jahren 3 durch das Loos zu bestimmende, 
nach den ersten 6 Jahren die beiden übrigen Mitglieder aus. — In der Folge 
müssen stets die im Dienste Aeltesten ausscheiden. 

Art. 8. Die Wahl der an Stelle der Austretenden aufzunehmenden Mit- 
glieder steht den im Rathe Gebliebenen zu. — Erfolgt die Erneuerung nicht 
zur bestimmten Zeit, so setzt der Bischof eine einmonatliche Frist fest, nach 
deren fruchtlosem Ablauf ihm die Ernennung für diesen besonderen Fall zusteht. 
— Die Austretenden sind wieder wählbar. 

Art. 9. Der Fabrikrath ernennt den Sekretär und den Präsidenten durch 
Abstimmung. Diese Stellen werden alljährlich am ersten Sonntag im April 
(jetzt nach Ostern) !) neu besetzt und können die bisherigen Inhaber wieder 
gewählt werden. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten den 
Ausschlag. — Der Rath kann nur berathen, wenn mehr als 5 Mitglieder zugegen 
sind, welche das Sitzungsprotokoll zu unterzeichnen haben. Die Beschluss- 
fassung erfolgt durch Stimmenmehrheit. 

2 2. Sitzung des Fabrikraths. 

Art. 10. Der Fabrikrath versammelt sich am ersten Sonntag der Monate 
April, Juli, Oktober und Januar nach dem Schluss der grossen Messe oder 
der Vesper in der Kirche, einem anstossenden Zimmer oder im Pfarrhause. — 
Die Einladung zu jeder Sitzung erfolgt am vorhergehenden Sonntag beim Hoch- 
amte von der Kanzel herab. — Mit Erlaubniss des Bischofs oder des Präfekten 
kann sich der Fabrikrath auch in ausserordentlicher Sitzung versammeln, wenn 
es die Dringlichkeit der Sache oder die Beschaffung einer unvorhergesehenen 
Ausgabe erfordert. 


h 1) S. die folgende ÖOrdonnanz v. 12. Jan. 1875 Art. 2. 
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2 3. Thätigkeit des Fabrikrathes. 

Art. 11. Sobald der Fabrikrath gebildet ist, wäblt er durch Stimmen- 
mehrheit aus seinen Mitgliedern den Ausschuss. Künftighin wählt er in der 
Sitzung, welche dem Erlöschen des Mandats der Ausschussmitglieder entspricht, 
aus seiner Mitte die an die Stelle der Ausscheidenden tretenden Ausschuss- 
mitglieder mittelst Abstimmung. 

Art. 12. Der Fabrikrath beschliesst: 1. über das Budget der Fabrik; 
2. über die jährliche Rechnungsablage des Schatzmeisters; 3. über die Ver- 
wendung des Ueberschusses aus den Vermächtnissen und Schenkungen und 
die Wiederanlage zurückbezahlter Kapitalien; 4. über die ausserordentlichen 
Ausgaben, sofern sie bei Pfarreien unter 1000 Seelen 50 Fr. und bei den übrigen 
Pfarreien 100 Fr. übersteigen; 5. über die Einleitung von Prozessen und Ein- 
lassung auf solche, über emphyteutische oder langjährige Verpachtungen, Ver- 
äusserungen, Tausche und alle Gegenstände, welche nicht zur gewöhnlichen 
Verwaltung von Mündelgütern gehören. 


Section II. Vom Ausschuss. 2 1. Zusammensetzung. 


Art. 13. Der Ausschuss besteht; 1. aus dem Pfarrer, welcher von Rechts- 
wegen ständiges Mitglied ist; 2. aus 3 Mitgliedern des Fabrikrathes, — Der 
Pfarrer nimmt den ersten Platz ein und kann sich durch einen seiner Vikare 
ersetzen lassen. 

Art. 14. Im Ausschuss dürfen nicht gleichzeitig Verwandte und Ver- 
schwägerte bis zum dritten Grade einschliesslich sitzen. 

Art. 15. Am ersten Sonntag des Monats April (nach Ostern) scheidet ein 
Ausschussmitglied aus, um alsbald ersetzt zu werden. 

Art. 16. Von den drei für das erste Mal durch den Fabrikrath ernannten 
Ausschussmitgliedern scheidet nach Ablauf des ersten und zweiten Jahres je 
eines nach dem Loos aus, das dritte tritt am Ende des dritten Jahres aus. 

Art. 17. In der Folge sollen stets die im Dienste ältesten Ausschuss- 
mitglieder austreten. 

Art. 18. Geschieht die Wiederwahl nicht zur bestimmten Zeit, so muss 
der Bischof für die Ergänzung des Ausschusses sorgen. 

Art. 19. Der Ausschuss wählt unter sich einen Präsidenten, einen Sekretär 
und einen Schatzmeister. 

Art. 20. Bei den Berathungen des Ausschusses müssen mindestens 3 Mit- 
glieder anwesend sein. — Bei Stimmengleichheit gibt der Präsident den Aus- 
schlag. — Alle Protokolle werden von den anwesenden Mitgliedern unterzeichnet. 

Art. 21. In den Pfarreien, in welchen es bisher Ehrenausschussmitglieder 
gegeben hat, können auch künftighin durch den Fabrikrath aus den angesehensten, 
in der Pfarrei ansässigen Beamten zwei solcher Ehrenmitglieder gewählt werden. 
Ausschuss und Fabrikrath haben in der Kirche einen Ehrenplatz, die sog. 
Fabrikrathsbank, welche wo möglich vor der Kanzel stehen soll. — Wenn der 
Pfarrer der Predigt beiwohnt, so nimmt er den ersten Platz auf dieser 
Bank ein. 

2 2. Sitzungen des Ausschusses. 


Art. 22. Der Ausschuss versammelt sich monatlich nach Schluss der 
Pfarrmesse in dem Sitzungssaal des Fabrikraths. 

Art. 23. In ausserordentlichen Fällen wird der Ausschuss von Amts- 
wegen durch den Präsidenten oder auf Antrag des Pfarrers zusammenberufen. 
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23. Thätigkeit des Ausschusses. 


Art. 24. Der Ausschuss stellt das Budget der Fabrik auf und bereitet 
die Vorlagen für den Fabrikrath vor. Er muss ferner für den Vollzug der 
Fabrikrathsbeschlüsse und für die Verwaltung der zeitlichen Angelegenheiten 
der Pfarrei sorgen. 

Art. 25. Der Schatzmeister hat sämmtliche Fabrikausstände, sie mögen 
Jahreserträgnisse sein oder anderwärts herrühren, rechtzeitig beizutreiben. 

Art. 26. Der Ausschuss hat auf die richtige, dem Willen des Stifters 
entsprechende Verwendung der Stiftungsgelder zu achten, so dass sie keinem 
andern Zweck zugeführt werden. — Bei Beginn eines jeden Quartals soll ein 
Auszug aus dem Urkundenverzeichniss, soweit er die im Laufe des Viertel- 
jahres zu berücksichtigenden Stiftungen betrifft, mit Angabe des Namens des 
Stifters und des mit Erledigung der Stiftungsauflage beauftragten Geistlichen 
in der Sakristei angeheftet werden. — Am Ende jeden Quartals erstattet der 
Pfarrer dem Ausschuss über die während des verflossenen Vierteljahres erfüllten 
Stiftungsdienste Bericht. 

Art. 27. Der Ausschuss liefert Oel, Brod, Wein, Weihrauch, Wachs und 
überhaupt sämmtliche für den Gottesdienst nöthige Verbrauchsgegenstände ; 
er sorgt ferner für Reparatur und Ankauf der Gewänder, Mobilien und Geräth- 
schaften der Kirche und Sakristei. 

Art. 283. Sämmtliche Ankäufe und Vergebungen werden vom Ausschuss 
beschlossen und vom Präsidenten unterzeichnet. 

Art. 29. Der Pfarrer hat sich bezüglich des Gottesdienstes, der Gebete 
und sonstigen ‚hierauf bezüglichen Instruktionen, sowie der durch Wohlthäter 
auferlegten gottesdienstlichen Funktionen den Anordnungen des Bischofs zu 
fügen. Letzterer ist indessen zur Reduktion der letzterwähnten Auflagen unter 
Beachtung der kanonischen Vorschriften berechtigt, wenn die Auflage mit der 
Schenkung nicht im Verhältnisse steht. 

Art. 30. Der Pfarrer genehmigt die Hülfspriester und weist ihnen ihre 
Funktionen an. — Wo ein Sakristanpriester, ein Sakristanvorsänger und Chor- 
knaben herkömmlich sind, steht die Ernennung dem Pfarrer zu. Bei Stellung 
der Bänke und Stühle in der Kirche bedarf es der Zustimmung des Pfarrers, 
vorbehaltlich des Rekurses an den Bischof. 

Art. 31. Die stillen Messen, für deren Abhaltung vom Stifter ein Honorar 
festgesetzt ist, und überhaupt alle mit einer Remuneration verbundenen stillen 
Messen, sollen, wenn keine besondere Stiftungsbestimmung entgegensteht, vor 
Allem an Vikare und nur in deren Ermangelung an Hülfspriester abgegeben 
werden. 

Art. 32. Die Festprediger werden auf Präsentation des Pfarrers mit der 
Auflage, die bischöfliche Ermächtigung einzuholen, vom Ausschuss mit Stimmen- 
mehrheit ernannt. 

Art. 33. Die Ernennung und Abberufung des Organisten, der Glöckner, 
Pedelle, Schweizer und sonstigen Kirchenbediensteten steht dem Ausschuss auf 
Vorschlag des Pfarrers zu). 

1) Vgl. die Ord. vom 12. Jan. 1825, Art. 7, wodurch den Pfarrern auf 
dem Lande die Ernennung der Sakristane, Kantoren und Glöckner übertragen 
wird; jedoch dürfte dieses Ernennungsrecht auch für die übrigen Bediensteten 
gelten. Vgl. Geigela. a. ©. S. 317 n.*10. 
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Art. 34. Alle drei Monate muss der Schatzmeister dem Ausschuss ein 
von ihm unterzeichnetes und als richtig bescheinigtes Verzeichniss über die 
Fabrik-Aktiven und -Passiven der drei abgelaufenen Monate vorlegen. — Das 
Verzeichniss wird von den in der Sitzung Anwesenden unterschrieben, in der 
Fabrikkasse aufbewahrt und bei Ablegung der Jahresrechnung wieder vorgelegt. 
— Der Ausschuss setzt in derselben Sitzung die Ausgaben des kommenden 
Vierteljahres fest. 

Art. 35. Alle Ausgaben für Kirche und Sakristei geschehen durch den 
Schatzmeister. Ohne vorgängiges Mandat (Bestellzettel) des Schatzmeisters 
können die Lieferungen der Kaufleute und Handwerker nicht erfolgen; der 
Sakristan oder eine andere zum Empfang der Lieferung berechtigte Person 
bescheinigt am Schlusse des Mandats den richtigen Eingang der Lieferung. 


Il. Kap. Einkünfte, Lasten, Budget der Fabrik. 
Section I. Einkünfte. 

Art. 36. Die Fabrikeinkünfte bestehen: 1. aus den Erträgnissen der den 
Fabriken zurückgegebenen Güter und Renten, der Güter der Bruderschaften 
und im Allgemeinen der durch verschiedene Dekrete den Fabriken zugewendeten 
Vermögensbestandtheile; 2. aus den.Erträgnissen der Güter, Renten und Stift- 
ungen, zu deren Annahme die Fabriken gehörig ermächtigt sind; 3. aus den 
Erträgnissen der dem Fiskus verheimlichten Güter und Renten, zu deren 
Besitzergreifung die Fabriken ermächtigt worden sind oder künftig ermächtigt 
werden; 4. aus dem natürlichen Erträgniss der als Friedhof dienenden Ländereien; 
5. aus dem Ergebniss’ der Vermiethung der Kirchenstühle; 6. aus der Ver- 
leihung von Kirchenbänken; 7. aus den zur Bestreitung der Kultuskosten ver- 
anstalteten Sammlungen; 8. aus dem Ergebniss des Inhalts der Opferstöcke; 
9. aus den an die Fabrik erfolgten freiwilligen Gaben; 10. aus den Gefällen, 
welche die Fabriken auf Grund der durch die Regierung genehmigten bischöf- 
lichen Anordnungen zu beziehen haben, sowie dem Antheil an denjenigen, welche 
aus den Beerdigungsfeierlichkeiten sich ergeben; 11. aus den etwa durch die 
Gemeinden gewährten Zuschüssen. 


Section II. Lasten der Fabrik. 2 1. Von den Lasten im Allgemeinen. 

Art. 37. Die Lasten der Fabrik sind folgende: 1. für die nöthigen Kultus- 
kosten aufzukommen, d. h. für die Gewänder, heiligen Gefässe, das Weisszeug, 
die Beleuchtung, das Brod, den Wein, den Weihrauch, die Bezahlung der 
Vikare, Sakristane, Vorsänger, Organisten, Glöckner, Schweizer, Pedelle und 
der sonstigen Kirchenbediensteten, und zwar nach Massgabe des angemessenen 
Bedürfnisses der Kirche die Ausgaben zu bestreiten; 2. das Honorar der für 
die Advents- und Fastenzeit sowie zu anderen Festlichkeiten gerufenen Prediger 
zu bezahlen; 3. für die Ausschmückung und für die Zahlung der durch die 
Auszierung im Inneren der Kirche entstehenden Kosten zu sorgen; 4. die 
Unterhaltung der Kirchen, Pfarrhäuser und Kirchhöfe zu überwachen und im 
Fall der Unzulänglichkeit der Fabrikeinkünfte die nöthigen Massregeln zu 
treffen, um die Kosten für die Reparaturen und Umbauten nach $ 2 (unten) 
aufzubringen. 

Art. 38. Die Zahl der jeder Kirche beizugebenden Hülfspriester und 
Hülfsvikare wird nach vorheriger Beschlussfassung des Ausschusses und nach 
gutachtlicher Aeusserung des Gemeinderaths vom Bischof festgesetzt. 
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Art. 39. Hält der Bischof die Anstellung eines Vikars für erforderlich 
und ist die Fabrik ausser Stand, dessen Gehalt zu bezahlen, so wird die bischöf- 
liche Entscheidung dem Präfekten mitgetheilt, worauf derselbe das in Art 49 
bezüglich der Beiziehung der Gemeinden im Fall der Unzulänglichkeit der 
Fabrikeinkünfte vorgeschriebene Verfahren eintreten lässt. 

Art. 40. Das Gehalt der Vikare darf nicht über 500 und nicht unter 
300 Fr. betragen. 


22. Von den Reparaturen. 


Art. 41. Der Ausschuss und insbesondere der Schatzmeister müssen für 
möglichst gute und schnelle Reparatur sorgen und zu Beginn des Frühjahrs 
und Herbstes die Gebäude unter Zuziehung von Sachverständigen untersuchen. 
— Die kleinen, dem Miether obliegenden und auch die übrigen Reparaturen, 
soweit sie nicht die in Art. 12 festgesetzte Summe übersteigen, sind von ihnen 
unbeschadet der für den Gottesdienst selbst erforderlichen Summen ungesäumt 
und ohne vorheriges Verdingungsverfahren (freihändig) zu bethätigen. 

Art. 42. Uebersteigen die Reparaturkosten die zulässige Summe, so muss 
der Ausschuss sofort an den Fabrikrath berichten. Letzterem steht es alsdann 
zu, alle Reparaturen anzuordnen, sofern sie bei Gemeinden unter 1000 Seelen 
100 Fr. und bei grösseren Gemeinden 200 Fr. nicht übersteigen — Wenn die 
Reparaturen auch diese Summen übersteigen, kann der Fabrikrath deren Vor- 
nahme selbst auf die überschüssigen Fabrikmittel nur anordnen mit der Auflage 
an den Ausschuss, einen Kostenanschlag aufzustellen und nach dreimaliger, 
von 8 zu 8 Tagen wiederholter Anheftung die Arbeiten im Wege der öffent- 
lichen Submissionen an den Mindestbietenden zu vergeben. 

Art. 43. Wenn die für ordentliche Ausgaben im Fabrikbudget eingestellten 
Kredite für die Vornahme der Reparaturen gar keine oder keine hinreichenden 
verfügbaren Mittel zu Gebote stellen, so beschliesst der Fabrikrath auf Grund 
des ihm vom Ausschuss zu erstattenden Berichts die Beschaffung der Mittel 
nach Massgabe des Kapitels IV des gegenwärtigen Reglements. Der Beschluss 
wird vom Präsidenten dem Präfekten vorgelegt. 

Art. 44. Bei jedem Besitzantritt eines Pfarrers ist auf Kosten der Gemeinde 
und auf Anstehen des Bürgermeisters eine Beschreibung des Zustandes des 
Pfarrhauses und dessen Zubehörs vorzunehmen. Der Pfarrer ist nur zur Vor- 
nahme der dem Miether obliegenden Reparaturen sowie der durch sein Ver- 
schulden eingetretenen Verschlechterungen verpflichtet. — Dieselben Verpflicht- 
ungen haben der abziehende Pfarrer bezw. dessen Erben und Rechtsnachfolger. 


Section III. Vom Budget der Fabrik. 


Art. 45. Alljährlich hat der Pfarrer dem Ausschuss einen ungefähren 
Anschlag der zur Bestreitung der Kultuskosten nöthigen Ausgaben vorzulegen, 
soweit sie sich auf die Verbrauchsgegenstände und die Reparatur und Unter- 
haltung der Gewänder, Mobilien und Geräthschaften der Kirche beziehen. — 
Nachdem dieser Anschlag Punkt für Punkt vom Ausschuss gebilligt worden 
ist, wird der Betrag als Pauschsumme unter der Bezeichnung „Innere Aus- 
gaben“ in den Budgetentwurf eingesetzt und die Detailübersicht dem Entwurf 
als Beilage angeheftet. 

Art. 46. Das Budget setzt die Einnahmen und Ausgaben der Kirche fest. 
Die Ausgaben erscheinen in nachstehender Reihenfolge: 1. Gewöhnliche Aus- 
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gaben für die Abhaltung des Gottesdienstes; 2. Kosten der Reparaturen der 
Gewänder, Mobilien und Geräthschaften der Kirche; 3. die Gehälter der An- 
gestellten und Diener der Kirche; 4. die Kosten der kleinen Reparaturen. — 
Der nach Abzug dieser Kosten sich ergebende Ueberschuss dient, soweit nöthig, 
zur Bestreitung der Gehälter der gesetzlich angestellten Vikare. Der etwa 
weiter bleibende Ueberschuss wird für die grossen Reparaturen der zu Kultus- 
zwecken bestimmten Gebäude verwendet. 

Art. 47. Das Budget wird dem Fabrikrathe in der alljährlich im April 
stattfindenden Sitzung vorgelegt und nebst der Aufstellung der für die Ab- 
haltung des Gottesdienstes nöthigen Ausgaben dem Bischof zur Genehmigung 
übermittelt. 

Art. 48. Reichen die Fabrikeinkünfte für die Bestreitung der im Budget 
vorgesehenen Ausgaben aus, so kann das Budget ohne weitere Förmlichkeit 
seinem ganzen Inhalte nach vollzogen werden. 

Art. 49. Wenn die Einkünfte nicht ausreichen, um den unentbehrlichen 
Kultusaufwand, die für die würdige Abhaltung des Gottesdienstes erforderlichen 
Kosten, die Gehälter der Kirchenbediensteten, die Reparaturen der (Gebäude 
oder den Unterhalt der vom Staate nicht besoldeten Geistlichen zu bestreiten, 
so muss das Budget den ungefähren Betrag angeben, welcher gemäss Kap. IV 
durch die Pfarrkinder zu decken ist. 


III. Kap. Von der Verwaltung der Güter und der Rechmumgslegung. 
Section I. Von der Verwaltung der Fabrikgüter. 


Art. 50. Jede Fabrik muss eine Kasse oder einen Schrank mit 3 Schlössern 
besitzen. Einen Schlüssel verwahrt der Schatzmeister, den andern der Pfarrer, 
den dritten der Präsident des Ausschusses. 

Art. 51. In dieser Kasse werden alle Fabrikgelder und die Schlüssel der 
Opferstöcke aufbewahrt. 

Art. 52. Ohne Ermächtigung des Ausschusses und eine in die Kasse zu 
legende Empfangsbescheinigung kann kein Betrag daraus entnommen werden. 

Art. 53. Wenn der Schatzmeister den Betrag der durch den Ausschuss 
festzusetzenden laufenden Ausgaben des Quartals nicht in Händen hat, so ist 
das Fehlende aus der Kasse zu entnehmen. Kbenso ist der etwaige Ueberschuss 
in dieselbe einzulegen. 

Art. 54. Die auf die Einkünfte und Angelegenheiten der Fabrik bezüg- 
lichen Papiere, Urkunden und sonstigen Dokumente, namentlich die Rechnungs- 
stellungen mit den Belegstücken, die Sitzungsprotokollbücher mit Ausnahme 
des laufenden, das Verzeichniss über die Urkunden, die Inventarien und die 
darauf bezüglichen Revisionsprotokolle, wie sie in den beiden folgenden Artikeln 
vorgeschrieben werden, sind ebenfalls in einem besondern Schranke aufzu- 
bewahren. 

Art. 55. Es sind unverzüglich kostenfrei zwei Inventarien aufzustellen, 
nämlich: 1. über die Gewänder, Weisszeugstücke, heiligen Gefässe, das Silber- 
zeug und das übrige Mobiliar der Kirche; 2. über die Urkunden, Papiere und 
Notizen mit Angabe der in jeder Urkunde beschriebenen Güter, des Erträg- 
nisses und der Auflage, mit welcher die der Fabrik geschenkten Güter in der 
Stiftungsurkunde belastet sind. — Dein Pfarrer ist ein Duplikat des Inven- 
tariums über die Mobilien zu behändigen. — Alljährlich hat eine Revision dieser 
Inventarien unter Beifügung der Zugänge, Umwandlungen und sonstigen Ver- 
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änderungen stattzufinden. — Die Inventarien und Revisionsprotokolle sind vom 
Pfarrer und Präsidenten des Ausschusses zu unterzeichnen. 

Art. 56. Der Sekretär des Ausschusses muss ein Register anlegen, in 
welches nach der Reihenfolge des Datums mit fortlaufender Nummer einzutragen 
sind: 1. Die Stiftungsurkunden und sonstigen sämmtlichen Eigenthumstitel; 


2. die Pacht- und Miethverträge. — Auf beiden Seiten der Aufzeichnung ist 
eine Spalte offen zu lassen, um auf der einen Seite die Einkünfte, auf der 
andern die Lasten zu vermerken. — Jeder einzelne Eintrag ist von dem Pfarrer 


und dem Präsidenten des Ausschusses als mit dem Original übereinstimmend 
zu unterzeichnen. 

Art. 57. Bei der Entnahme einer Urkunde oder sonstigen Papiers ist 
eine Empfangsbescheinigung einzulegen, welche die Bezeichnung des ent- 
nommenen Stücks, den bezüglichen Ermächtigungsbeschluss des Ausschusses, 
die Eigenschaft des Empfängers der Urkunde und des Unterzeichners des 
Empfangsscheines und endlich den Grund der Entnahme angibt. Geschieht es 
wegen eines Prozesses, so ist auch vom Gericht und dem Namen des Anwaltes 
Erwähnung zu thun. — Die Empfangsbescheinigung und die bei Rückgabe des 
Stücks erfolgende Entlastung ist in das Register einzutragen. 

Art. 58. Jeder Notar, vor welchem zu Gunsten einer Fabrik eine Schenkungs- 
urkunde oder ein Testament errichtet wird, muss den Pfarrer davon benach- 
richtigen. 

Art. 59. Jede zu Gunsten einer Fabrik errichtete Schenkungsurkunde, 
bezw. ein bezügliches Testament, ist dem Schatzmeister zum Bericht in der 
nächsten Ausschusssitzung zu behändigen. — Die Urkunde nebst den Bemerk- 
ungen des Ausschusses wird vom Schatzmeister dem Bischof vorgelegt und 
durch diesen über die Angemessenheit der Annahme oder Ablehnung Beschluss 
gefasst. — Auf’ den Vortrag des Kultusministers, welchem die Akten vorzulegen 
sind, erfolgt gutdünkenden Falls die Ermächtigung zur Annahme und ist der 
Annahmeakt, in welchem von dem Ermächtigungsdekret Erwähnung geschehen 
muss, durch den Schatzmeister Namens der Fabrik zu unterschreiben. 

Art. 60. Die der Fabrik gehörigen Häuser und Güter werden vom Aus- 
schuss in der für die Gemeindegüter vorgeschriebenen Form verpachtet, ver- 
waltet und benützt. 

Art. 61, Beim Verkauf, bei der Vergebung der Reparaturen, Bauten und 
Umbauten, sowie bei der Verpachtung von Fabrikgütern darf kein Ausschuss- 
mitglied sich den Zuschlag ertheilen lassen, noch Theilhaber eines Submittenten sein. 

Art. 62. Ohne Beschluss des Fabrikrathes, Aeusserung des Bischofs und 
darauf erfolgte landesherrliche Ermächtigung darf unbewegliches Kirchengut 
nicht verkauft, sonstwie veräussert, ausgetauscht oder über 9 Jahre in Pacht 
gegeben werden, 

Art. 63. Die aus Schenkungen und Testamenten fliessenden Baarbestände, 
über deren Anlage in der Stiftungsurkunde nichts bestimmt ist, die Renten- 
gefälle, die Erlöse aus Verkauf und Tausch, sowie die nicht zur Verwendung 
kommenden Ueberschüsse müssen in der durch das Staatsrathsgutachten, welches 
am 21. Dezember 1808 genehmigt worden ist, vorgeschriebenen Weise angelegt 
werden. — Reicht die Summe zu solcher Anlage nicht hin, so bleibt sie in 
der Kasse, sofern voraussichtlich die in den nächsten sechs Monaten zu 
machenden Einnahmen zu der für die vorgeschriebene Anlage erforderlichen 
Ergänzung hinreichen. — Andernfalls beschliesst der Fabrikrath über eine 
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anderweitige Anlage, welche alsdann vom Präfekten in der ihm zweckmässig 
scheinenden Weise angeordnet wird. 

Art. 64. Der Tarif für die Benützung der Stühle wird durch einen vom 
Fabrikrath zu bestätigenden und im Innern der Kirche anzuheftenden Ausschuss- 
beschluss für die besonderen Arten des Gottesdienstes festgesetzt. 

Art. 65. Unter keinem Vorwande darf beim Besuch der Kirche ein Ein- 
trittsgeld oder ausser der tarifmässigen Gebühr für den Stuhl eine sonstige 
Abgabe in der Kirche erhoben werden. — Im Gegentheil muss in allen Kirchen 
ein Platz belassen werden, von welchem aus die Gläubigen, welche keine 
Stühle und Bänke bezahlen, bequem dem Gottesdienst anwohnen und die Predigt 
hören können. 

Art. 66. Der Ausschuss kann vom Fabrikrath ermächtigt werden, die 
einzelnen Stühle und Bänke gegen Entgelt selbst abzugeben oder die Abgabe 
zu verpachten. 

Art. 67. Soll die Abgabe der Stühle verpachtet werden, so sind die Be- 
dingungen u. s. w. vor dem Zuschlag dreimal von 8 zu 8 Tagen öffentlich 
anzuheften. — Die Submissionen sind im Geschäftslokal der Fabrik einzureichen, 
der Zuschlag erfolgt in Gegenwart des Ausschusses an den Meistbietenden. — 
Von der Beobachtung dieser Vorschriften ist in dem Pachtprotokoll Erwähnung 
zu thun und letzteres dem über den Tarif der Stühle gefassten Beschluss beizuheften. 

Art. 68. Eine Abgabe von Kirchenbänken oder Plätzen mittelst Ver- 
pachtung gegen eine Jahresleistung oder mittelst Hingabe eines Kapitals oder 
eines Grundstücks kann nicht über die Lebensdauer des Konzessionärs hinaus, 
mit Ausnahme des unten erwähnten Falls vorgenommen werden. 

Art. 69. Der Antrag auf eine derartige längere Gewährung wird beim 
Ausschuss eingereicht, an drei Sonntagen öffentlich verkündigt und während 
eines Monats an der Kirchenthüre angeheftet, um Andern das Vorzugsrecht 
mittelst Uebergebots zu ermöglichen. — Besteht der Preis des Angebots in 
der Hingabe eines Grundstücks, so ist dasselbe nach Werth und Ertrag abzu- 
schätzen und das Ergebniss in das Anheftungsprotokoll und in die Publikation 
aufzunehmen. 

Art. 70. Nach Erfüllung dieser Förmlichkeiten berichtet ber Ausschuss 
an den Fabrikrath. — Wenn bei der pachtweisen Abgabe gegen eine Jahres- 
leistung der Fabrikrath die Gewährung für angemessen erachtet, genügt sein 
Beschluss. 

Art. 71. Handelt es sich dagegen um das Gesuch einer Abgabe gegen 
Abtretung eines Grundstücks so bedarf es nach erfolgtem Fabrikrathsbeschluss 
der landesherrlichen Ermächtigung in der für Schenkungen und Testamente 
vorgeschriebenen Form. — Handelt es sich unter gleicher Voraussetzung um 
eine bewegliche Sache oder einen Geldwerth, so ist die erwähnte Ermächtigung 
überall nöthig, wo sie auch für Gemeinden und Spitäler vorgeschrieben ist. 

Art. 72. Wenn Jemand aus eigenen Mitteln eine Kirche erbaut hat, so 
kann er für die Dauer des Bestehens derselben für sich und seine Familie eine 
Bank oder eine Kapelle vorbehalten. — Jedem Schenkgeber oder Wohlthäter 
einer Kirche kann auf Grund eines vom Bischof und Kultusminister genehmigten 
Fabrikrathsgutachtens gleiche Vergünstigung bewilligt. werden. 

Art. 73. Cenotaphe, Inschriften, Grab- oder andere Denkmäler irgend 
welcher Art dürfen nur auf Antrag des Bischofs und mit Erlaubniss des Kultus- 
ministers in den Kirchen angebracht werden. 
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Art. 74. Alle für Rechnung der Fabrik gemachten Einnahmen sollen 
ohne Ausnahme mit dem Datum und der Angabe des Monats des Eingangs 
in ein mit Seitenzahl und Handzug versehenes Register eingetragen werden, 
welches der Schatzmeister aufzubewahren hat. 

Art. 75. Das Reglement über die Sammlung freiwilliger Gaben in der 
Kirche setzt der Bischof auf Bericht des Ausschusses fest, unbeschadet der 
Sammlungen für die Armen im Innern der Kirchen. — Ueber die Zeit der 
Einsammlung der Armenbeiträge bestimmt der Armenrath. 

Art. 76. Alle Kerzen, welche mit dem geweihten Brod geopfert oder für 
Seelenmessen abgegeben werden oder bei Leichenbegängnissen und Trauer- 
gottesdiensten als der Fabrik anfallend zu betrachten sind, müssen vom Schatz- 
meister als Naturalbezüge verbucht werden. 

Art. 77. Zur Einleitung eines Prozesses und zur Einlassung auf eine 
Klage bedarf der Ausschuss der Ermächtigung des Präfekturraths, welcher ein 
vom Fabrikrath und Ausschuss gemeinsam gefasster Beschluss vorauszugehen hat. 

Art. 78. Immerhin aber ist der Schatzmeister verpflichtet, die für die 
Erhaltung der Fabrikansprüche erforderlichen konservatorischen Handlungen 
vorzunehmen und die für die Beitreibung der Erträgnisse nothwendigen Schritte 
zu thun. 

Art. 79, Die Prozesse werden im Namen der Fabrik auf Anstehen des 
Schatzmeisters geführt. Letzterer hat den Ausschuss davon zu benachrichtigen 

Art. 80. Alle Streitigkeiten über das unbewegliche Fabrikvermögen und über 
die Beitreibung der Fabrikeinkünfte werden vor die ordentlichen Gerichte gebracht. 

Art. 81. Die Fabrikregister sind stempelpflichtig. Die den Fabriken zu- 
gewendeten Schenkungen und Vermächtnisse unterliegen nur einer festen 
(sebühr von einem Frank. 

Section II. Von der Rechnungsstellung. 

Art. 82. Die alljährlich vom Schatzmeister zu stellende Rechnung zerfällt 
in Einnahmen und Ausgaben. — Das Kapitel über Einnahmen zerfällt in drei 
Abschnitte: 1. ordentliche Einnahmen ; 2. ausserordentliche Einnahmen; 3. ordent- 
liche und ausserordentliche noch beizutreibende Ausstände. — Der Saldo der 
früheren Rechnung bildet den ersten Artikel der folgenden. — Die Ausgaben 
zerfallen gleichfalls in ordentliche, ausserordentliche und in solche ordentliche 
oder ausserordentliche, die zwar geschuldet, aber noch nicht ausbezahlt sind. 

Art. 83. Bei jedem Einnahmeartikel aus Renten, Pachtgeldern oder 
sonstigen Erträgnissen ist beizufügen: Namen von Schuldner, Pächter, Miether ; 
Namen und Lage von Haus und Grundstücken, Natur der Rente, Datum der 
zuletzt errichteten Eigenthums- oder Verpachtungsurkunde, Namen der betreffen- 
den Notare und wenn möglich Bezeichnung der mit der Rente zusammen- 
hängenden Stiftung nebst Angabe der darin gemachten Auflage. 

Art. 84. Wenn durch den Tod des Schuldners oder in Folge der Theilung 
des mit einer Rente belasteten Hauses oder Grundstückes die Rente von 
mehreren Schuldnern zu zahlen ist, so soll doch nur ein einziger Einnahme- 
artikel mit Angabe sämmtlicher Schuldner eingesetzt werden. — Die solidarische 
Haftbarkeit, sofern sie überhaupt eintritt, wird davon nicht berührt. 

Art. 85. In der Sitzung des ersten Sonntags im März!) wird die Jahres- 
abrechnung vom Schatzmeister dem Ausschuss vorgelegt, über die Abgabe von 


1) Nach Oberpräs.-V.-O. vom 11. Februar 1879 Z. 3 muss die Vorlage der 
Rechnung spätestens bis zum 15. Aug. geschehen, s. Geigela.a.O S. 128 u. 330. 
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einem der Mitglieder eine Empfangsbescheinigung ausgestellt und in der ersten 
Sitzung vom April vom Ausschuss dem Fabrikrath Bericht erstattet. — In 
derselben Sitzung, welche zu diesem Zweck auch auf den folgenden Sonntag 
erstreckt werden kann, ist die Rechnung zu prüfen, abzuschliessen und fest- 
zustellen. 

Art. 86. Werden einzelne Posten bestritten, so kann doch die Rechnung 
für den nichtbestrittenen Theil abgeschlossen werden. 

Art. 87. Der Bischof kann einen Kommissär ernennen, um in seinem 
Namen der Stellung der Jahresrechnung beizuwohnen. Ist aber der Kommissär 
nicht ein Generalvikar, so kann er bezüglich der Abrechnung nichts anordnen, 
sondern nur über den Stand der Fabrikangelegenheiten und über die bezüglich 
der Kirche erforderlichen Lieferungen und Reparaturen eine Verhandlung auf- 
nehmen. — Die Bischöfe oder ihre Generalvikare können bei ihren Visitations- 
reisen von den Rechnungen, Registern und Inventarien, sowie vom Stand der 
Kasse Einsicht nehmen. 

Art. 88. Ist die Rechnung abgeschlossen, so wird der Ueberschuss dem 
dienstthuenden Schatzmeister übergeben und von demselben in Einnahme gestellt. 
— Er erhält gleichzeitig eine Aufstellung der Ausstände aus Verpachtungen, 
eine Abschrift des Tarifs der Casualgebühren, ein Verzeichniss der ungefähren 
Ausgaben, der zu machenden Einnahmen und der noch zu bezahlenden Posten 
und Lieferungen. — In den Berathungsregistern wird darüber Urkunde ertheilt und 
dem ausscheidenden Schatzmeister zu seiner Entlassung Abschrift davon gegeben. 

Art. 89. Ein Exemplar der in duplo anzufertigenden Jahresrechnung wird 
in dem Schrank mit den drei Schlüsseln, das andere auf der Bürgermeisterei 
aufbewahrt. 

Art. 90. Wenn der Schatzmeister nicht rechtzeitig Rechnung stellt und 
den Saldo ausliefert, so muss dessen Nachfolger längstens innerhalb Monats- 
frist die zulässigen Zwangsmittel ergreifen. — Im Unterlassungsfall ist der 
Staatsanwalt von Amtswegen oder auf Benachrichtigung seitens des Ausschusses 
oder Fabrikraths oder auf die von dem inspizirenden Bischof erlassene Ordon- 
nanz hin verpflichtet, den Rechnungspflichtigen vor dem Gerichte erster Instanz 
zu verfolgen, dessen Verurtheilung zur Zahlung des Ueberschusses, die Be- 
reinigung der streitigen Posten und, soweit dies noch nicht geschehen ist, die 
Rechnungsstellung innerhalb einer zu bestimmenden Frist herbeizuführen. 
Bleibt diese fruchtlos, so ist der Schatzmeister vorbehaltlich weiterer Verfolg- 
ungen zu verurtheilen, einstweilen als muthmasslichen Rezess eine der Hälfte 
der im vorhergehenden Jahre erzielten Einkünfte gleichkommende Summe an 
die Fabrik zu bezahlen. 

Art. 91 (enthält eine vorübergehende Bestimmung ). 


IV. Kap. Verpflichtungen der Gemeinden bezüglich des Kultus. 

Art. 92. Die Gemeinden sind verpflichtet: 1. im Fall der Unzulänglich- 
keit der Fabrikeinkünfte für die der Fabrik nach Art. 97 obliegenden Ver- 
pflichtungen soweit nöthig aufzukommen; 2. dem Pfarrer ein Pfarrhaus und 
in dessen Ermanglung eine angemessene Wohnung oder bei Abgang von Pfarr- 
haus oder Wohnung eine Geldentschädigung zu gewähren; 3. die grossen 
Reparaturen der für den Kultus bestimmten Gebäude zu bestreiten. 

Art. 93. Sobald bei Unzulänglichkeit der Fabrikeinkünfte bezüglich der 
beiden ersten Punkte die Verpflichtung der Gemeinde angerufen wird, muss 
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das Fabrikbudget deın gehörig berufenen Gemeinderath zu entsprechender Be- 
schlussfassung vorgelegt werden. — Der Gemeindebeschluss wird dem Präfekten 
vorgelegt und von diesem dem Bischof zur gutachtlichen Aeusserung mitgetheilt. 
— Gehen Bischof und Präfekt in ihrer Ansicht auseinander, so kann von jedem 
derselben die Entscheidung des Kultusministers herbeigeführt werden. 

Art. 94. Im Fall der Nothwendigkeit irgend einer Gebäude-Reparatur 
berichtet der Ausschuss, wenn im Ordinarium der Ausgaben gar keine oder 
nicht hinreichende Mittel vorhanden sind, an den Fabrikrath. — Letzterer 
beschliesst, dass die Gemeinde dafür einzutreten habe und legt den Beschluss 
durch den Schatzmeister dem Präfekten vor. 

Art. 95. Die darauf vom Präfekten zu ernennenden Sachverständigen 
stellen möglichst rasch in Gegenwart je eines Mitglieds des Gemeinderaths 
und des Fabrikrathsausschusses einen Kostenanschlag auf. — Der Präfekt 
theilt den Kostenanschlag dem Gemeinderath mit, holt dessen gutachtliche 
Aeusserung ein und verfügt, sofern er es für angemessen erachtet, dass die 
Reparaturen auf Kosten der Gemeinde vorzunehmen sind, und dass demgemäss 
durch den Gemeinderath zur öffentlichen Vergebung der Arbeiten an den Meist- 
bietenden zu schreiten ist. 

Art. 96. Ist der Gemeinderath der Ansicht, dass bei einzelnen Ausgabe- 
kosten des Fabrikbudgets bezüglich der Feier des Gottesdienstes eine Minderung 
seboten oder dass die Einsetzung eines Vikars nicht nöthig ist, so bedarf es 
eines motivirten Beschlusses. — Die Akten sind dem Bischof zur Entscheidung 
vorzulegen. 

Art. 97. Hntscheidet der Bischof gegen die Ansicht des Gemeinderaths, 
so steht es letzterem zu, durch Vermittlung des Präfekten die Akten dem 
Kultusminister vorzulegen, um auf dessen Bericht eine Entscheidung des Staats- 
oberhauptes herbeizuführen. 

Art. 98. Die gemäss Art. 95 für Reparaturen und Neubauten erforder- 
lichen Ausgaben werden auf Verfügung des Präfekten aus den Gemeinde-Ein- 
künften bestritten und demgemäss die Arbeiten durch den Gemeinderath öffentlich 
an den Mindestbietenden vergeben. 

Art. 99. Im Falle der Unzulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte muss der 
Gemeinderath die Mittel in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise aufbringen. 

Art. 100, Sobald indessen festgestellt wird, dass die Einwohner einer 
Pfarrei ausser Stand sind, die Kosten selbst mittelst ausserordentlicher Umlagen 
zu decken, wird der Pfarrei auf Vortrag des Kultusministers aus dem nach 
dem Ges. vom 15. Sept. 1807 im Staatsbudget vorgesehenen Fonds ein ent- 
sprechender Zuschuss gewährt werden. 

Art. 101. Wenn eine Gemeinde durch eine Fabrik in Anspruch genommen 
wird, hat der Präfekt unter wiederholter Prüfung des Gemeindebudgets zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe die für Kultuszwecke erforderliche Aus- 
gabe aus den Gemeinde-Einkünften entnommen werden soll. Bei Gemeinden 
mit Einkommen über 25000 Frances ist die landesherrliche Genehmigung 
erforderlich. 

Art. 102. Umfasst die Pfarrei mehrere Gemeinden, so hat sich, sobald 
die Zusammenberufung des Gemeinderaths nöthig ist, der Gemeinderath jeder 
“Gemeinde für sich zu versammeln und zu beschliessen. 

Art. 103. Ohne vorherige Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften können 
ausserordentliche Gemeindeumlagen zu Kultuszwecken nicht aufgelegt werden. 
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V. Kap. Von den Kathedralen, bischöfl. Palästen und Seminarien. 


Art. 104. Die Fabriken der Kathedralen werden nach den vom Staats- 
oberhaupt gebilligten bischöflichen Reglements gebildet und verwaltet. 

Art. 105. Die Vorschriften über die Pfarreifabriken finden, soweit sie 
sich auf die innere Verwaltung beziehen, auf die Kathedralfabriken Anwendung. 

Art. 106. Die zu einem Diözesansprengel vereinigten Departemente haben 
gegen die Kathedralfabrik dieselben Pflichten zu erfüllen, wie solche den Ge- 
meinden gegenüber den Pfarrfabriken obliegen. 

Art. 107. Sind grosse Reparaturen oder Umbauten au den Kathedralen, 
bischöfl. Palästen und Diözesanseminarien erforderlich, so hät der Bischof den 
Präfekten des Departements des Bischofssitzes von Amtswegen davon in 
Kenntniss zu setzen. Gleichzeitig hat er eine summarische Aufstellung der 
Einnahmen und Ausgaben der Kathedralfabrik vorzulegen und sich über den 
Betrag der Einkünfte auszusprechen, welche nach Bestreitung der zur Feier 
des (Gottesdienstes erforderlichen gewöhnlichen Kosten verfügbar bleiben. 

Art. 108. Auf Verfügung des Präfekten ist in Gegenwart eines vom 
Bischof abzuordnenden Kommissärs in der für die öffentlichen Arbeiten vor- 
geschriebenen Form ein Voranschlag bezüglich der auszuführenden Arbeiten 
zu fertigen. 

Art. 109. Derselbe ist dem Bischof mitzutheilen und von diesem mit den 
gutscheinenden Bemerkungen dem Präfekten zurückzugeben. — Sämmtliche 
Akten werden vom Präfekten mit gutachtlichem Bericht dem Minister des 
Innern unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Kultusministers vorgelegt. 

Art. 110. Sind die Reparaturen nothwendig und dringend, so stellt der 
Minister des Innern die ersten, dem Präfekt zu Gebot stehenden Mittel zur 
Verfügung, vorbehaltlich sie aus dem vom Generalrath zu diesem Zweck zu 
votirenden Fonds wieder einzubringen. — Dem Generalrath wird zu diesem 
Behuf das Budget der Kathedralfabrik mitgetheilt, und steht demselben das 
dem Gemeinderath nach Art. 96 zukommende Recht zu. 

Art. 111. Umfasst ein Bisthum mehrere Departemente, so muss unter 
denselben eine verhältnissmässige Vertheilung stattfinden, wobei indessen das 
Departement des Bischofssitzes ein Zehntel mehr beizutragen hat. 

Art. 112. Besitzen die Kathedralfabriken bestimmte, für die Reparaturen 
vorgesehene Mittel, so sind diese vor Allem heranzuziehen und erfolgt für den 
Mehrbedarf die Betheiligung der Departemente nach Massgabe des vorher- 
gehenden Artikels. 

‘ Art. 113. Die zu Gunsten von Kathedralen und Seminarien errichteten 
Stiftungen, Schenkungen und Vermächtnisse werden vorbehaltlich der landes- 
herrlichen Ermächtigung vom Bischof angenommen. 


2. Ordonnanz vom 12. Januar 1825. 


Art. 1. Bei allen Haupt- und Hülfskirchen und Vikariatskapellen ist, 
soweit dies noch nicht geschehen ist, nach Vorschrift des Art. 6 des Dekrets 
vom 30. Dezember 1809 alsbald die Wahl des. Fabrikraths vorzunehmen. 

Art. 2. In Zukunft ist die durch Art. 10 des allgemeinen Reglements 
auf den ersten Sonntag im April festgesetzte Fabrikrathssitzung am Sonntag 
(Juasimodo abzuhalten. — In dieser Sitzung sind alle drei Jahre die durch das 
Dekret vom 30. Dezember 1809 vorgeschriebenen ordentlichen Wahlen vor- 
zunehmen. 
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Art. 3. Im Fall der Erledigung durch Tod oder Niederlegung der Stelle 
soll die Ergänzungswahl in der auf die Erledigung folgenden ersten ordent- 
lichen Fabrikrathssitzung stattfinden. — Die Erwählten bleiben nur für die 
Zeit thätig, für welche der zu Ersetzende zu fungiren hatte. 

Art. 4. Erfüllt der Fabrikrath die ihm durch Art. 2 und 3 auferlegte 
Verpflichtung nicht, so nimmt der Bischof die Erneuerung vor. 

Art. 5. Auf Antrag des Bischofs und nach vorheriger Aeusserung des 
Präfekten kann der Kultusminister einen Fabrikrath wegen Verweigerung der 
Budgetvorlage oder Rechnungsstellung, sofern dies ungeachtet vorgängiger 
Aufforderung geflissentlich oder aus Nachlässigkeit unterlassen wird, oder aus 
sonstigen gewichtigen Gründen absetzen. — Es ist sofort nach Art. 6 des 
Dekr. v. 30. Dezbr. 1809 zur Neubildung des Fahrikrathes zu schreiten. 

Aıt. 6. So oft der Bischof oder Präfekt dem Fabrikrath eine ausser- 
ordentliche Sitzung gestattet (Art. 10 des Dekr. v. 30. Dezbr. 1809), sollen sie 
sich dies unter Angabe der Tagesordnung gegenseitig mittheilen. 

Art. 7. In den Landgemeinden steht dem Pfarrer oder Vikar die Er- 
nennung und Absetzung des Vorsängers, Glöckners und Sakristans zu. Das 
Gehalt wird jedoch durch den Fabrikrath festgesetzt und durch wen Rechtens 
"bezahlt. 

Art. 8. Im Uebrigen bleiben die Bestimmungen des Dekrets v. 30. Dezbr. 
1809 bestehen. 


c) Schulgesetze. 


l. Gesetz über das Unterrichtswesen, vom 15. März 1850. 


Dieses Gesetz unterscheidet Primär- und Sekundärschulen. Zu den ersteren 
gehören besonders die Gemeinde-Elementarschulen und die sog. freien Schulen. Die 
Gemeindeschulen sind in der Regel Konfessionsschulen, d. h. die anerkannten 
Religionsgesellschaften (Katholiken, Protestanten und Israeliten), können, wenn sie 
in der Gemeinde an regelmässig wiederkehrenden Tagen öffentlichen Gottes- 
dienst haben, konfessionell getrennte Klassen beanspruchen, worin der Unterricht 
nur von Lehrern oder Lehrerinnen der betreffenden Konfession ertheilt wird. Jedoch 
kann der Bezirkspräsident auf Antrag des Bezirks-Unterrichtsraths auch in solchen 
Gemeinden, wo das katholische und das evangelische Bekenntniss cder wenigstens 
eines derselben und das israelitische öffentlich ausgeübt wird, „in Anbetracht 
der Umstände“ paritätische oder Simultanschulen „vorläufig“ anordnen. Auch 
in paritätischen Schulen wird der Religionsunterricht von jedem Lehrer nur für die 
Kinder seines Bekenntnisses ertheilt. Ist nur ein Lehrer vorhanden, so werden 
die Kinder des andern Glaubens von dem betreffenden Geistlichen unterrichtet. 
Bezüglich der staatlichen Aufsicht über die freien Schulen bestimmt der Art. 21: 
» „Die Inspektion der freien Schulen hat sich nur auf die Sittlichkeit, Gesundheit 
und Reinlichkeit zu erstrecken. — Auf den Unterricht selbst darf sie sich nur 
ausdehnen, um zu ermitteln, ob er nicht gegen die Moral, die Verfassung und die 
Gesetze verstösst.“ Durch 2 1 des folg. Gesetzes sind alle Schulen der Staats- 
aufsicht und Leitung unterstellt. 

Die ÖOrtsschulbehörde ist durch Art. 44 bestimmt: 

Art. 44. Die für die Beaufsichtigung und die sittliche Leitung des Elementar- 
unterrichts bestimmten Ortsbehörden sind für jede Schule der Bürgermeister, 
der katholische und protestantische Pfarrer und ein Abgeordneter israelitischen 
Bekenntnisses, und in den Gemeinden von 2000 Seelen und darüber ein oder 
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mehrere durch den Departementalunterrichtsrath (nach Verfügung des Oberpräsi- 
denten vom 2. Febr. 1972 durch den Bezirkspräsidenten) abgeordnete Einwohner 
der Gemeinde. — Die Geistlichen der anerkannten Bekenntnisse sind insbesondere 
mit der Ueberwachung des Religionsschulunterrichts beauftragt. — Der Zutritt 
in die Schule ist ihnen zu jeder Zeit gestattet. — Wo gemischte Schulen 
bestehen, steht dem Geistlichen jedes Bekenntnisses der Eintritt in die Schule 
behufs Ueberwachung des Religionsunterrichts der zu seinem Bekenntniss 
gehörenden Kinder zu. 


2. Gesetz über das Unterrichtswesen, vom 12. Februar 1873 
(GBl. f. Els -Lothr. Nr. 5). 


$ 1. Das gesammte niedere und höhere Unterrichtswesen (enseignement 
primaire et secondaire) wird unter die Aufsicht und Leitung der Staatsbehörden 
gestellt. — Die bestehenden Bestimmungen über die örtliche Beaufsichtigung 
des niedern Unterrichtswesens bleiben bis auf Weiteres in Kraft. — Staatliche 
Genehmigung ist erforderlich: 1. zur berufs- und gewerbsmässigen Ertheilung 
von Unterricht; 2. zur Eröffnung einer Schule; 3. zur Anstellung eines Lehrers 
an einer Schule. — Jede Schule kann durch die Verwaltungsbehörden geschlossen 
werden, wenn sie den staatlichen Anordnungen über Einrichtung und Lehrplan 
nicht entspricht. 

$ 2. Wer ohne die im $ 1 vorgesehene Genehmigung berufs- oder gewerbs- 
mässig Unterricht ertheilt, oder eine Schule eröffnet, oder an einer von ihm 
gehaltenen oder geleiteten Schule einen Lehrer anstellt, desgleichen wer an 
einer wegen Nichtbefolgung der staatlichen Anordnung geschlossenen Schule 
den Unterricht fortsetzt oder fortsetzen lässt, wird mit Geldstrafe bis zu 
100 Thlr. bestraft. 

$ 3. Diejenigen Personen, welche auf Grund eines der im Art. 25 des 
Ges. über das Unterrichtswesen vom 15. März 1850 aufgeführten Befähigungs- 
titels mit der berufs- oder gewerbsmässigen Ertheilung von Unterricht bereits 
begonnen haben, desgleichen diejenigen, welche den bisherigen Gesetzen gemäss 
eine Schule eröffnet haben, bedürfen zur Fortsetzung dieses Berufs oder Gewerbes 
einer staatlichen Genehmigung nicht. — Lehrer an bestehenden Schulen, welche 
keinen Befähigungstitel des angeführten Art. 25 besitzen, haben binnen einer 
von dem Öberpräsidenten zu bestimmenden Frist die durch $ 1 des gegen- 
wärtigen Gesetzes erforderte Genehmigung nachzusuchen. 

$ 4. Der Reichskanzler!) ist ermächtigt. über die Prüfung und Qualifikation 
der Lehrer, über die Organisation und den Lehrplan der Schulen, insbesondere 
die Unterrichtssprache und die obligatorischen Lehrgegenstände bei einer jeden 
derselben, endlich über die Prüfung der Schüler Regulative zu erlassen und 
deren Befolgung durch Inspektionen zu sichern. Kr ist ferner ermächtigt, über 





!) Durch RG. v. 4. Juli 1879 $ 2 gingen „die durch Gesetze und Verord- 
nungen dem Reichskanzler in elsass-lothringischen Landesangelegenheiten über- 
tragenen Befugnisse und Obliegenheiten, sowie die durch $ 10 des Ges. über 
Einrichtung der Verwaltung v. 30. Dezbr. 1871 dem Öberpräsidenten über- 
tragenen ausserordentlichen Gewalten“ an den Statthalter über. Zugleich wurde 
zur Wahrung dieser Befugnisse und Obliegenheiten ein Ministerium für Elsass- 
Lothringen errichtet. Durch Kaiserl. VO. v. 21. April 18852 $ 3 wurde der 


Oberschulrath in Schulsachen an Stelle des Ministeriums für kompetent erklärt. 
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das bei Schliessung von Schulen zu beobachtende Verfahren Anordnung zu 
treffen. — Er kann diese Befugnisse auf den Oberpräsidenten von Elsass-Loth- 
ringen übertragen. 


3. Ausführungsverordnung vom 10. Juni 1873 (GBl. Nr. 18). 

$S 1. Zum höheren Unterrichtswesen gehören und stehen unter der Auf- 
sicht und Leitung des Öberpräsidenten (Oberschulrath) folgende Schulen nebst 
den damit verbundenen Vorklassen: 1. die Gymnasien; 2. die Realgymnasien ; 
3. die Realschulen. 

$ 2. Zum niederen Unterrichtswesen gehören und stehen unter der Auf- 
sicht und Leitung des Bezirkspräsidenten: 1. die Seminarien für Lehrer und 
Lehrerinnen; 2. die Präparandenschulen; 3. die höheren Töchterschulen; 4. die 
Mittelschulen; 5. die Fortbildungsschulen; 6. die Elementarschulen; 7. die 
Kleinkinderschulen. 

$ 3. Jede bestehende oder noch zu errichtende Schule ist einer der in 
den $$ 1 und 2 aufgeführten Arten einzufügen. — Pensionate, in welchen 
Unterricht ertheilt wird, gelten in allen durch die gegenwärtige Verordnung 
betroffenen Beziehungen als Schulen. 

$ 4. Wer eine Schule eröffnen will, muss 25 Jahre alt und unbescholten 
sein und durch Vorlegung der ihm ertheilten Prüfungszeugnisse oder sonstigen 
Nachweise darthun, dass er nach Massgabe der bestehenden Bestimmungen 
befähigt ist, den Unterricht in den oberen Klassen öffentlicher Schulen der 
entsprechenden Art mindestens in zwei Hauptfächern selbst zu ertheilen. 

$ 5. Wenn eine Schule von einer öffentlichen Behörde, einer Korporation 
oder Stiftung unterhalten wird, so ist als Vorsteher (Direktor, Hauptlehrer) 
derselben eine Person anzustellen, welche die Bedingung für die Zulassung zur 
Eröffnung einer Schule der gleichen Art ($ 4) erfüllt. — Der Vorsteher vertritt 
die Schule den Schulbehörden gegenüber: in ‚allen die Aufsicht und Leitung 
betreffenden Angelegenheiten. — Alle die Schule betreffenden Mittheilungen 
können mit voller rechtlicher Wirkung dem Vorsteher zugestellt werden. — 
Der Vorsteher muss entweder am Unterrichte oder an der Handhabung der 
Disziplin unmittelbaren Antheil haben. 

$ 6. Die Anstellung des Vorstehers bedarf der Genehmigung derjenigen 
Staatsbehörde, unter deren Aufsicht und Leitung die Schule steht. — Sie bedarf 
dieser Genehmigung auch dann, wenn die Anstellung des Betreffenden als 
Lehrer schon früher genehmigt ist. — Nach dem Tode oder sonstigen Aus- 
scheiden des Vorstehers muss spätestens binnen sechs Monaten ein Nachfolger 
desselben angestellt werden Die Staatsbehörde, unter deren Aufsicht und 
Leitung die Schule steht, ist befugt, diese Frist im Falle des Bedürfnisses auf 
Antrag zu verlängern. 

$ 7. Die Genehmigung zur Eröffnung einer Schule ist bei derjenigen 
Behörde nachzusuchen, unter deren Aufsicht und Leitung die Schule zu treten 


hat. — Wenn die Genehmigung von einer öffentlichen Behörde, einer Korporation 
oder einer Stiftung nachgesucht wird, so ist gleichzeitig mit dem Gesuch ein 
Vorsteher der Schule zu bezeichnen. — Dem Gesuche sind beizufügen: 1. Be- 


scheinigungen über Alter und Unbescholtenheit des Unternehmers, bezw. des 
bezeichneten Vorstehers, sowie die Prüfungszeugnisse oder sonstigen Nachweise 
über die Unterrichtsbefähigung desselben ($$ 4, 5); 2. die Angabe der Art der 
zu errichtenden Schule und des in ihr zu befolgenden Lehrplans; 3. die genaue 
Beschreibung des Schullokals, erläutert durch einen Situationsplan. 
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$ S. Der Bescheid auf das Gesuch wird schriftlich ertheilt. Die Genehmig- 
ung des Gesuchs kann an Beschränkungen geknüpft werden. — Sie gilt nur 


für Denjenigen, welchem sie ertheilt ist und für die darin ausdrücklich an- 
gegebene oder aus dem Gesuche ersichtliche Räumlichkeit und Art und Aus- 
dehnung des Unterrichts. 

$ 9. Die Genehmigung zur Anstellung eines Lehrers an einer Schule ist 
von dem Unternehmer oder Vorsteher derselben bei derjenigen Behörde, unter 
deren Aufsicht und Leitung die Schule steht, nachzusuchen. — Dem Gesuch 
sind Bescheinigungen über Alter und Unbescholtenheit des Präsentirten und 
über seine Befähigung zu dem ihm zu übertragenden Unterricht beizufügen. 

$ 10. Der Bescheid auf das Gesuch wird schriftlich ertheilt. — Die 
Genehmigung des Gesuchs kann sowohl in Betreff der Gegenstände des Unter- 
richts als der zu errichtenden Klassen an Beschränkungen geknüpft werden. 

$ 11. Eine Schule, welche ohne staatliche Genehmigung eröffnet oder 
in ein anderes Lokal verlegt ist, oder von einer Person, welche keine staatliche 
(Genehmigung dazu erhalten hat, oder nach erfolgter förmlicher Schliessung ($ 12) 
fortgeführt wird, kann von den Verwaltungsbehörden ohne weitere Förmlichkeit 
geschlossen werden. 

$ 12. Zur Schliessung einer Schule aus einem anderen Grunde ($ 1 des 
(es. v. 12. Febr. 1873) ist nur diejenige Behörde befugt, unter deren Leitung 
und Aufsicht dieselbe steht. Ist die Art der Schule noch nicht festgestellt, 
sö ist der Bezirkspräsident zur Schliessung befugt. — Der Schliessung muss 
eine schriftliche Warnung vorhergehen, in welcher die das Verfahren begründenden 
Mängel oder Verstösse bestimmt angegeben sind und die Beseitigung derselben 
binnen einer von der Zustellung ab zu berechnenden Frist, welche nicht kürzer 


als acht Tage sein darf, unter Androhung der Schliessung gefordert wird. — Die 
Warnung ist dem Unternehmer oder dem Vorsteher oder in Abwesenheit oder Er- 
mangelung dieser einem bei der Schule beschäftigten Lehrer zuzustellen. — Die 


Warnung verliert ihre Wirkung, wenn nicht spätestens binnen drei Monaten nach 
dem Ablauf der in ihr gesetzten Frist die Schliessungsverfügung zugestellt wird. 

$ 13. Die einem Deutschen von einer elsass-lothringischen Behörde ertheilte 
Anerkennung der Befähigung zur Anstellung als Lehrer schliesst die staatliche 
(Genehmigung zur berufs- und gewerbsmässigen Ertheilung des entsprechenden 
Privatunterrichts in sich. — Deutsche, welche eine solche Anerkennung nicht 
besitzen, sowie Ausländer haben die Genehmigung zur Ertheilung von Privat- 
unterricht beim Bezirkspräsidenten nachzusuchen. — Dem Gesuch sind Be- 
scheinigungen über Alter und Unbescholtenheit des Bittstellers und über die 
von ihm absolvirten Studien und Prüfungen beizufügen. — Der Bezirkspräsident 
ist befugt, die nachgesuchte Genehmigung von einem mit dem Bittsteller ab- 
zuhaltenden Kolloquium, dessen Anordnung ihm überlassen bleibt, abhängig zu 


machen. — Das Diplom als Baccalaureus gilt nicht als Anerkennung der Be- 
fähigung im Sinne des Abs. 1 dieses $. 
$ 14. Der Bescheid auf das Gesuch wird schriftlich ertheilt. — Die 


Genehmigung des Gesuchs kann sowohl in räumlicher Beziehung, als auch 
hinsichtlich der Gegenstände des Unterrichts an Beschränkungen geknüpft 
werden. — Sie gilt nur für den Bezirk, von dessen Präsidenten sie ertheilt ist. 

$ 15. Gegen eine Entscheidung, durch welche die nachgesuchte Genehmig- 
ung zur Eröffnung einer Schule ($7) oder zur Anstellung eines Schulvorstehers ($ 6) 
oder Lehrers ($ 9) oder zur Ertheilung von Privatunterricht ($ 13) versagt 
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oder nur mit Beschränkungen gewährt ist, sowie gegen eine Warnung oder 
Schliessungsverfügung ($ 12) findet binnen 30 Tagen, vom Tag der Zustellung 
an gerechnet, Rekurs und zwar gegen eine vom Bezirkspräsidenten erlassene 
Entscheidung, Warnung oder Verfügung an den Oberpräsidenten (Oberschulrath), 
gegen eine vom Oberpräsidenten erlassene Entscheidung, Warnung oder Ver- 
fügung an den Reichskanzler (Statthalter) statt. — Bei der in der Rekursinstanz 
ergangenen Entscheidung hat es sein Bewenden. 

$ 16. Dem Oberpräsidenten wird die Befugniss übertragen, die Ferien und 
Schulzeiten, die zulässigen Lehrmittel, die Prüfungen der Schüler und die Ab- 
haltung von Inspektionen zu regeln, auch bis zum Erlass der Regulative des 
Reichskanzlers über die sonstigen im ersten Satz des $ 4 des Ges. v. 12. Febr. 
1573 bezeichneten Gegenstände hinsichtlich der letzteren provisorische Anord- 
nungen zu treffen. — Dem Oberpräsidenten wird ferner die Befugniss über- 
tragen: 1. die Fristen und Formeln zu regeln, in welchen bestehende Schulen 
ihre Umbildung nach Massgabe der gegenwärtigen Verordnung und der Kegu- 
lative des Reichskanzlers zu vollziehen haben. 2. Personen, welche mit der 
berufs- und gewerbsmässigen Ertheilung von Unterricht bereits begonnen oder 
eine Schule eröffnet haben ($ 3, Ges. v. 12. Febr. 1873) oder gegenwärtig als 
Vorsteher einer Schule fungiren, von den durch die gegenwärtige Verordnung 
oder durch die Regulative des Reichskanzlers für die Uebernahme eines andern 
Unterrichts oder die Eröffnung einer neuen Schule oder die Uebernahme eines 
Amts als Vorsteher vorgeschriebenen Qualifikationsbedingungen ganz oder theil- 
weise zu entbinden. Es bleibt ihm überlassen, die in diesen Fällen etwa noth- 
wendig scheinenden Prüfungen vorzubehalten. 

S 17. (Die Verordnung findet auf technische Fachschulen mit Schülern über 
14 Jahren keine Anwendung). 

d) Bestimmungen über Religionswechsel und religiöse Erziehung. 

Bezüglich des Religionswechsels gibt es keinerlei staatliche Vorschriften und 
ist desshalb ein solcher eine rein innere Kirchenangelegenheit (Schmidt, Austritt 
S. 9, 79, 235). Auch bezüglich der religiösen Kindererziehung in Mischehen gibt 
es keine besondere Bestimmungen. Im Allgemeinen sowohl bei ungemischten wie bei 
gemischten Ehen gilt das Recht, über die Religion der Kinder zu bestimmen, als 
ein Ausfluss des elterlichen Erziehungsrechtes und steht darum bei ehelichen und 
legitimirten Kindern (Code eiv. 8531—833) dem Vater, bei ausserehelichen Kindern 
oder wenn der Vater verschwunden (Code civ. 141) oder entmündigt ist, der Mutter 
oder in Ermangelung der Eltern dem Vormund zu. Dieses Bestimmungsrecht der 
religiösen Erziehung ist ein unveräusserliches Recht der elterlichen Gewalt, 
so dass ein Verzicht auf dasselbe gegen die „öffentliche Ordnung“ verstösst und 
desshalb haben Verträge über religiöse Kindererziehung keine rechtliche Gültigkeit 
(Code eiv. 1153 und 1138 Schmidt, Konfession 8. 66; Geigel, Staatskirchen- 
recht 8. 256 n. 8). Vor der Entlassung aus der väterlichen Gewalt oder vor 
vollendetem 21. Lebensjahr kann kein hind eine andere, als die ihm vom Träger 
der elterlichen Gewalt bestimmte rechtsgültige Religion wählen. Dagegen können 
religiöse Handlunyen staatlicherseits nicht erzwungen werden, wenn z. B. die Eltern 
gegen ein Kind wegen eigenmächtigen Religionswechsels im schulpflichtigen Alter 
vor dem 16. Jahr gerichtlichen Zwang beantragen würden. Ebenso können Eltern bei 
eigenem Religionswechsel ihr Kind nicht mehr zur Religionsänderung zwingen, wenn 
dasselbe mit ihrer Zustimmung durch die Kommunion (oder Konfirmation) end- 
gültig in eine Religionsgemeinschaft aufgenommen ist (Geigel a. a. 0.236 n. 9). 
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XI. Kapitel. 
Kirehenpolitische Gesetze und Verordnungen in 


Oesterreich-Ungarn. 


A. In Oesterreich. 

a) Allgemeine Verordnungen über die Rechte der Kirche!). 

1. Kaiserliche Verordnung vom 12. April 1850 über das Verhältniss der kathol. 
Kirche zur Staatsgewalt. 

Zum Vollzug der durch $ 2 des Patentes vom 4. März 1849 der katho- 
lischen Kirche verbürgten Rechte, genehmige Ich über Antrag Meines Ministers 
‚des Kultus und Unterrichtes und auf Einrathen Meines Ministerrathes für alle 
Kronländer Meines Reiches, für welches jenes Patent erflossen ist, nachstehende 
Bestimmungen: 

$ 1. Sowohl den Bischöfen, als den ihnen unterstehenden Gläubigen 
steht es frei, sich in geistlichen Angelegenheiten an den Papst zu wenden, und 
die Entscheidungen und Anordnungen des Papstes zu empfangen, ohne dabei 
an eine vorläufige Zustimmung der weltlichen Behörden gebunden zu sein. 

$ 2. Den katholischen Bischöfen steht es frei, über Gegenstände ihrer 
Amtsgewalt und innerhalb der Grenzen derselben an ihren Klerus und ihre 
Gemeinden ohne vorläufige Genehmigung der Staatsbehörde Ermahnungen und 
Anordnungen zu erlassen; sie haben jedoch von ihren Erlässen, insoferne sie 
äussere Wirkungen nach sich ziehen, oder öffentlich kund gemacht werden 
sollen, gleichzeitig den Regierungsbehörden, in deren Bereich die Kundmachung 
erfolgen, oder die Anwendung geschehen soll, Abschriften mitzutheilen. 

$ 3. Die Verordnungen, durch welche die Kirchengewalt bisher gehindert 
war, Kirchenstrafen, die auf bürgerliche Rechte keine Rückwirkung üben, zu 
verhängen, werden ausser Kraft gesetzt. 

$ 4. Der geistlichen Gewalt steht das Recht zu, Jene, welche die Kirchen- 
ämter nicht der übernommenen Verpflichtungen gemäss verwalten, in der durch 
das Kirchengesetz bestimmten Form zu suspendiren oder abzusetzen, und sie 
der mit dem Amte verbundenen Einkünfte verlustig zu erklären. 

$ 5. Zur Durchführung des Erkenntnisses kann die Mitwirkung der 
Staatsbehörden in Anspruch genommen werden, wenn denselben der ordnungs- 
mässige Vorgang der geistlichen Behörde durch Mittheilung der Untersuchungs- 
‚akten nachgewiesen wird. 

$ 6. Mit der Durchführung dieser Bestimmungen ist Mein Minister des 
Kultus und Unterrichtes beauftragt. 

Meine Behörden sind anzuweisen, dass, wenn ein katholischer Geistlicher 
seine Stellung und die ihm in derselben für kirchliche Zwecke zustehenden 
Befugnisse zu anderen Zwecken in der Art missbraucht, dass seine Entfernung 
vom Amte für nothwendig erkannt wird, sie sich desshalb vorerst mit seinen 
kirchlichen Vorgesetzten ins Einvernehmen setzen. 

Den Gerichtsbehörden ist zu verordnen, dass, wenn ein katholischer 
Geistlicher wegen Verbrechen oder Vergehen verurtheilt wird, dem Bischofe 
die Verhandlungsakten auf sein Verlangen mitgetheilt werden. 





1) Die zwei Verordnungen vom 12. und 23. April 1850 regelten im An- 
schlusse an die Verfassung vom 14. März 1849 die Rechte der Kirche. Durch 
das folgende Patent vom 31. Dezember 1851 wurde zwar die Märzverfassung 
aufgehoben, aber die Rechte der Kirche blieben unverändert. 
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In der Mir zustehenden Ernennung der Bischöfe erkenne ich ein von 
Meinen erlauchten Vorfahren überkommenes Recht, welches Ich gewissenhaft 
zum Heile und zum Frommen der Kirche und des Reiches auszuüben gedenke. 
Um bei der Auswahl der Person das Beste der Kirche zu wahren, werde Ich 
stets geneigt sein, bei Besetzung von Bisthümern, wie dies auch bisher in 
Uebung war, den Rath von Bischöfen, und namentlich von Bischöfen der Kirchen- 
provinz, in welcher das Bisthun erledigt ist, zu hören. 

Ueber die bei Ausübung der landesfürstlichen Rechte in Betreff der Besetz- 
ung geistlicher Aemter und Pfründen zu beobachtende Form hat Mein Minister 
des Kultus und Unterrichtes Mir die geeigneten Anträge zu erstatten. 

Zur Durchführung der von der Versammlung der Bischöfe in Betreff der 
Bedingung zur Erlangung von Domherrn-Stellen, der Domizellar-Kanonikate, 
dann in Betreff der Wahl-Kapitel zu Olmütz und Salzburg beschlossenen Mass- 
regeln sind die Bischöfe, insoweit Meine Regierung dazu mitzuwirken berufen 
ist, kräftigst zu unterstützen. 

Die vollständige Durchführung der von der Versammlung der Bischöfe 
über die Pfarr-Konkurs-Prüfung getroffenen Bestimmungen soll, unter dem 
Vorbehalte, dass dieselbe nicht ohne mit der Regierung gepflogene Rücksprache 
abgeändert werden, kein Hinderniss finden, jedoch soll dort, wo und insoweit, 
als jene Beschlüsse nicht zur Richtschnur genommen werden, bei der Pfarr- 
Konkurs-Prüfung nach den bisherigen Anordnungen vorgegangen werden. 

Ich genehmige, dass es jedem Bischofe freistehen soll, den Gottesdienst 
in seiner Diözese im Sinne der von der Versammlung der. Bischöfe gefassten 
Beschlüsse zu ordnen und zu leiten. 

Meine Behörden sınd anzuweisen, auf Grundlage der bestehenden Gesetze 
darüber zu wachen, dass an Orten, wo die katholische Bevölkerung die Mehr- 
zahl bildet, die Feier der Sonn- und katholischen Festtage nicht durch geräusch- 
volle Arbeiten oder durch öffentlichen Handelsbetrieb gestört werde. 

Im Uebrigen nehme ich den Inhalt der Mir vorgelegten Eingaben der 
Versammlung der Bischöfe zur Kenntniss, und ermächtige Meinen Minister des 
Kultus und Unterrichtes, solche in Gemässheit der in diesem Vortrage ent- 
wickelten Ansichten zu erledigen. Ueber die noch unerledigten Fragen sind 
Mir die geeigneten Anträge mit thunlicher Beschleunigung zu erstatten, und 
insoferne ein Einvernehmen mit dem päpstlichen Stuhle nothwendig ist, sind 
hiezu die nöthigen Vorbereitungen und Einleitungen zu treffen. 

Dieses Einvernehmen wird sich auch auf die Regelung des Einflusses zu 
erstrecken haben, der Meiner Regierung gewahrt werden muss, um von geist- 
lichen Aemtern und Pfründen im Allgemeinen Männer fern zu halten, welche 
die bürgerliche Ordnung gefährden könnten. 


2. Kaiserliche Verordnung vom 23. April 1850 über das Verhältniss der Kirche 
zum Öffentlichen Unterricht. 


In Erwägung der $$ 2, 3 und 4 des Patentes vom 4. März 1849 genehmige 
Ich, nach dem Antrage Meines Ministerrathes, für alle Kronländer, für welche 
jenes Patent erflossen ist, nachstehende Bestimmungen: 

$ 1. Niemand kann an niederen oder höheren öffentlichen Lehranstalten 
als katholischer Religionslehrer oder Professor der Theologie wirken, ohne die 
Ermächtigung hiezu von dem Bischofe erhalten zu haben, in dessen Diözese 
sich die Anstalt befindet. 
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S 2. Der Bischof kann die Jemanden ertheilte Ermächtigung jederzeit 
wieder entziehen; die blosse Entziehung dieser Ermächtigung macht jedoch 
einen von der Regierung angestellten Lehrer nicht des ihm gesetzlich zustehenden 
Anspruches auf einen Ruhegehalt verlustig. 

$ 3. Ks bleibt Sache der Regierung, Männer, welche vom Bischofe die 
Ermächtigung zum Vortrage der Theologie erhalten haben, an den theologischen 
Fakultäten zu Professoren zu ernennen, oder als Privatdozenten zuzulassen, 
und diese verwalten ihr Amt nach Massgabe der akademischen Gesetze. 

$ 4. Dem Bischofe steht es frei, seinen 'Alumnen die Vorträge, welche 
sie an der Universität zu besuchen haben, und deren Reihenfolge vorzuzeichnen, 
und sie darüber in seinem Seminarium prüfen zu lassen. 

$ 5. Zu den strengen Prüfungen der Kandidaten der theologischen Doktors- 
würde ernennt der Bischof die Hälfte der Prüfungs-Kommissare aus Männern, 
welche selbst den theologischen Doktorsgrad erlangt haben. 

$ 6. Es kann Niemand die theologische Doktorswürde erlangen, der nicht 
vor dem Bischofe, oder dem von ihm Beauftragten, das tridentinische Glaubens- 
bekenntniss abgelegt hat. 

Mit der Durchführung dieser Bestimmungen ist Mein Minister des Kultus 
und Unterrichtes beauftragt. 


3. Kaiserliches Patent vom 31. Dezember 1851. 


In dem Patente vom 4. März 1849 wurden für die nachbenannten Kron- 
länder (folgen die Namen) bestimmte politische Rechte verkündet, welche mit 
der gleichzeitig kundgemachten Verfassungsurkunde einer sorgfältigen Prüfung 
unterzogen wurden. Infolge der Gründe, welche uns durch Vernehmung des 
Minister- und des Reichsraths vorgetragen wurden, sehen wir uns bestimmt, 
das erwähnte Patent vom 4. März 1849 und die darin für die bezeichneten 
Kronländer verkündeten Grundrechte hiemit ausser Kraft und gesetzliche 
Wirksamkeit zu setzen. Insofern über die einzelnen Punkte jener Grundrechte 
nicht bereits besondere Bestimmungen erfolgt sind, behalten wir uns vor, solche 
durch eigene Gesetze zu regeln. Wir erklären jedoch durch gegenwärtiges 
Patent ausdrücklich, dass wir jede in den Eingangs erwähnten Kronländern 
gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft in dem Rechte der 
gemeinsamen öffentlichen Religionsübung, dann in der selbständigen Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten, ferner im Besitze und Genusse der für ihre Kultus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonds erhalten und schützen wollen, wobei dieselben den allgemeinen Staats- 
gesetzen unterworfen bleiben. 


b) Das Staatsgrundgesetz von 1867 und die Gesetze vom 25. Mai 1868. 


1. Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger für die im 
Reichsrath vertretenen Königreiche und Länder vom 21. Dezember 1867 
(RGBl. S. 394) !). 

Art. 5. Das Eigenthum ist unverletzlich. . . 





1) Neben diesem Staatsgrundgesetz wurden noch vier andere Staatsgrund- 
gesetze: „Ueber die Einsetzung eines Reichsgerichts, Ueber die richterliche 
Gewalt (Art. 1. Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird im Namen des Kaisers 
ausgeübt), Ueber die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt und Ueber 
die allen Ländern der österr. Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und 
die Art ihrer Behandlung‘ unterm gleichen Datum erlassen. 
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Art. 6. Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des Staatsgebietes .. . 
Wohnsitz nehmen, Liegenschaften erwerben und jeden Erwerbszweig ausüben. 
— Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechtes, Liegenschaften zu 
erwerben und über sie zu verfügen, im Wege des Gesetzes aus Gründen des 
öffentlichen Wohles zulässig. 

Art. 13. Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck oder 
durch bildliche Darstellung seine Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken 
frei zu äussern. — Die Presse darf weder unter Censur gestellt, noch durch 
das Konzessions-System beschränkt werden. Administrative Postverbote finden 
auf inländische Druckschriften keine Anwendung. 

Art. 14. Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist Jedermann gewähr- 
leistet. — Der Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem 
Religionsbekenntnisse unabhängig; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten 
durch das Religionsbekenntniss kein Abbruch geschehen. — Niemand kann zu 
einer kirchlichen Handlung oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlich- 
keit gezwungen werden. insofern er nicht der nach dem Gesetze hiezu berech- 
tigten Gewalt eines Andern untersteht. 

Art. 15. Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat 
das Recht der gemeinsamen Öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet 
ihre innern Angelegenheiten selbständig, bleibt im Besitz und Genusse ihrer 
für Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allgemeinen Staats. 
gesetzen unterworfen. 

Art. 16. Den Anhängern eines gesetzlich nicht anerkannten Religions- 
bekenntnisses ist die häusliche Religionsübung gestattet, insoferne dieselbe 
weder rechtswidrig noch sittenverletzend ist. 

Art. 17. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. — Unterrichts- und 
Erziehungsanstalten zu gründen und an solchen Unterricht zu ertheilen, ist 
jeder Staatsbürger berechtigt, der seine Befähigung hiezu in gesetzlicher Weise 
nachgewiesen hat. Der häusliche Unterricht unterliegt keiner solchen Be- 
schränkung. — Für den Religionsunterricht in den Schulen ist von der be- 
treffenden Kirche oder Religionsgesellschaft Sorge zu tragen. — Dem Staate 
steht rücksichtlich des gesammten Unterrichts- und Erziehungswesens das 
Recht der obersten Leitung und Aufsicht zu. 

Art. 18. Es steht Jedermann frei, seinen Beruf zu wählen und sich für 
denselben auszubilden, wie und wo er will. 


. Gesetz, wodurch die Vorschriften des II. Hauptstücks des allg. Hager Geselz- 
A über das Eherecht der Katholiken wieder hergestellt, die Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen der Katholiken den weltlichen Gerichtsbehörden überwiesen und Bestimm- 
ungen über die bedingte Zulässigkeit der Eheschliessung vor weltlichen Behörden 

erlassen werden. Vom 25. Mai 1868 (RGBl. S. 93). 


Art. I. Das unter Berufung auf das Patent vom 5. November 1855, RGBI. 
Nr. 195, erlassene und mit 1. Januar 1857 zur Wirksamkeit gelangte kaiserl. 
Patent vom 8. Oktober 1856, RGBl. Nr. 185, mit dem diesem Patente als 
erster Anhang beigegebenen Gesetze über die Eheangelegenheiten der Katholiken 
im Kaiserthume Oesterreich, sowie dem weiters beigegebenen und in dem 
Gesetze selbst bezogenen zweiten Anhange: „Anweisung für die geistlichen 
Gerichte des Kaiserthumes Oesterreich in Betreff der Ehesachen‘ sind für die 
Königreiche und Länder, für welche das gegenwärtige Gesetz erlassen wird 
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ausser Kraft gesetzt. — An die Stelle dieser aufgehobenen Gesetze treten auch 
für Katholiken die Vorschriften des von dem Eherecht handelnden zweiten 
Hauptstückes des allg. bürgerl. Gesetzbuches vom 1. Juni 1811 und der hiezu 
nachträglich erflossenen Gesetze und Verordnungen, insoweit dieselben zur 
Zeit, als das Patent vom 8. Oktober 1856, RGBl. Nr. 185, in Kraft. trat, be- 
standen haben und durch das gegenwärtige Gesetz nicht abgeändert werden. 

Art. II. Wenn einer der nach den Vorschriften des allg. bürgerl. Gesetz- 
buches zum Aufgebote der Ehe berufenen Seelsorger die Vornahme des Auf- 
gebotes oder einer von den zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der 
Einwilligung berufenen Seelsorgern, welcher von den Brautleuten desshalb 
angegangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes oder die Entgegennahme der 
feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe aus einem durch die Gesetz- 
gebung nicht anerkannten Hinderungsgrunde verweigert, so steht es den Braut- 
leuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche Behörde zu veranlassen 
und die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor dieser Behörde ab- 
zugeben. — Rücksichtlich dieser den Ehewerbern aller Konfessionen gestatteten 
eventuellen Eheschliessung vor der weltlichen Behörde gelten die Vorschriiten 
des zweiten Hauptstückes des allg. bürger]. Gesetzbuches mit den nachstehenden 
Abänderungen: 

$ 1. Als die zur Vornahme des Aufgebotes und zur Entgegennahme der 
feierlichen Erklärung der Einwilligung berufene weltliche Behörde hat die k. K. 
politische Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, welche eigene semeindestatute 
besitzen, die mit der politischen Amtsführung betraute Gemeindebehörde ein- 
zutreten, und es wird diejenige politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde hiezu 
als kompetent anzusehen sein, in deren Amtsbezirk der die Eheschliessung 
verweigernde Seelsorger seinen Amtssitz hat. 

$ 2. Um das Aufgebot und die Eheschliessung bei der weltlichen Behörde 
verlangen zu können, haben die Ehewerber vor dieser Behörde die Weigerung 
des kompetenten Seelsorgers entweder durch ein schriftliches Zeugniss desselben 
oder durch die Aussage von zwei im Amtsbezirke wohnenden eigenberechtigten 
Männern nachzuweisen. — Wird ein solcher Beweis nicht erbracht, so liegt 
es der politischen Behörde ob, an den betreffenden Seelsorger eine Aufforderung 
des Inhalts zu richten, dass derselbe das Aufgebot vornehmen und beziehungs- 
weise die Erklärung der Einwilligung zur Ehe entgegennehmen oder mittelst 
amtlicher Zuschrift die entgegenstehenden Hindernisse anzeigen wolle. — Er- 
folgt hierauf aus Gründen, welche in den Staatsgesetzen nicht enthalten sind, 
oder ohne Angabe von Gründen eine ablehnende Antwort des Seelsorgers oder 
geht innerhalb eines Zeitraumes von längstens acht Tagen, in welche die Tage 
des Postenlaufs nicht einzurechnen sind, keine Antwort ein, so hat die politische 
Behörde nach Beibringung der durch die Vorschriften des allg. bürger]. Gesetz- 
buches sammt Nachtrags-Verordnungen vorgeschriebenen Ausweise und Behelfe 
das Aufgebot und den Eheschliessungsakt sofort vorzunehmen. 

$ 3. Alle Funktionen und Entscheidungen, welche nach den Vorschriften 
des zweiten Hauptstückes des allg. bürgerl. Gesetzbuches sammt Nachtrags- 
Verordnungen dem Seelsorger übertragen sind, stehen im Falle einer Ehe- 
schliessung vor der weltlichen Behörde der kompetenten politischen Bezirks- 
(Gemeinde-) Behörde zu. ; 

$ 4 (Gegen Entscheidungen der politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde 
in Ehesachen steht den Ehewerbern das Recht des Rekurses an die k. k, 
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politische Landesstelle und gegen die Entscheidungen dieser letzteren das Recht 
des Rekurses an das k. k. Ministerium des Innern offen, ohne dass der Rekurs 
an eine bestimmte Frist gebunden oder durch gleichlautende Entscheidungen 
der beiden unteren Instanzen ausgeschlossen ist. 

$ 5. Das Aufgebot einer vor der weltlichen Behörde abzuschliessenden 
Ehe ist von dieser Behörde durch öffentlichen Anschlag sowohl an der eigenen 
amtlichen Kundmachungstafel, als auch im Requisitionswege durch öffentlichen 
Anschlag bei dem Gemeindeamte des Wohnortes eines jeden der Brautleute 
vorzunehmen. — Wenn bei einer k. k. politischen Bezirksbehörde regelmässig 
Amtstage abgehalten werden, so hat das Aufgebot auch mündlich an einem 
oder mehreren Tagen zu erfolgen. Zur Gültigkeit der Ehe wird jedoch nur 
die Vornahme des schriftlichen Aufgebotes mittelst Anschlages erfordert. — 
Der das Aufgebot enthaltende Anschlag soll durch drei Wochen an der Kund- 
machungstafel der politischen Behörde und der betreffenden Gemeindeämter 
affichirt bleiben, bevor zur Eheschliessung geschritten werden kann. — Aus 
wichtigen Gründen kann die k.k. politische Landesstelle diesen Aufgebotstermin 
verkürzen und unter dringenden Umständen das Aufgebot auch ganz nach- 
sehen. Die Aufgebotsnachsicht wegen bestätigter naher Todesgefahr kann 
gegen das im $ 86 des allg. bürgerl. Gesetzbuches vorgesehene eidliche Gelöb- 
niss der Brautleute auch von der politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde 
ertheilt werden. 

$ 6. Die Requisition und Delegation einer anderen Bezirks- (Gemeinde-) 
Behörde zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung kann 
über Ansuchen der Brautleute von Seite der kompetenten politischen Bezirks- 
(Gemeinde-) Behörde nach den im allg. bürgerl. Gesetzbuche ($$ 81 und 82) 
für Pfarrämter bestehenden Vorschriften geschehen. 

$ 7. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe muss vor dem 
Vorsteher der politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde oder vor einem Stell- 
vertreter des Vorstehers in Gegenwart zweier Zeugen und eımes beeideten 
Schriftführers abgegeben werden. 

$ 8. Ueber den Akt der Eheschliessung ist ein Protokoll aufzunehmen 
und sowohl von den brautleuten als von den Zeugen und den beiden Amts- 
personen zu unterzeichnen. 

$ 9. Die politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde führt über die bei der- 
selben vorgekommenen Aufgebote und Eheschliessungen das Aufgebotsbuch 
und das Eheregister und fertigt aus diesen Registern über Ansuchen amtliche 
Zeugnisse aus, welche die geschehene Verkündigung und beziehungsweise Ehe- 
schliessung mit der Beweiskraft öffentlicher Urkunden darthun. — Ein solches 
Amtszeugniss über den vorgenommenen Akt der Eheschliessung hat die poli- 
tische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde den ordentlichen Seelsorgern beider Braut- 
leute von Amtswegen zu übersenden, 

$ 10. Rücksichtlich der Scheidung und Trennung der Ehe gelten für 
die vor der weltlichen Behörde geschlossenen Ehen gleichfalls die Bestimm- 
ungen des allg. bürgerl. Gesetzbuches, wobei die den Seelsorgern zugewiesenen 
Funktionen der politischen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde obliegen, in deren 
Sprengel sich der Amtssitz des zu diesen Funktionen gesetzlich berufenen 
Seelsorgers befindet. 

$ 11. Es bleibt den Eheleuten, welche ihre Ehe vor der weltlichen Be- 
hörde abgeschlossen haben, unbenommen, nachträglich auch die kirchliche Ein- 
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segnung ihrer Ehe von einem der Seelsorger jener Konfession, welcher ein 
Theil der Eheleute angehört, zu erwirken. 

Art. III. Mit dem Tage, an welchem die Wirksamkeit des gegenwärtigen 
Gesetzes beginnt, wird in den Königreichen und Ländern, für welche dasselbe 
gegeben ist, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken wie der übrigen 
christlichen und nichtchristlichen Konfessionen ausschliesslich durch diejenigen 
weltlichen Gerichte ausgeübt, die vor dem 1. Januar 1857, mit welchem Tage 
die geistlichen Ehegerichte in Wirksamkeit traten, nach den Jurisdiktions- 
normen vom 22. Dezbr. 1851 und vom 20. Novbr. 1852 hiezu berufen waren. 
— Diese weltlichen Gerichte haben nach denjenigen Gesetzen und Verordnungen, 
welche zur Zeit, als das Patent vom 8. Oktober 1856, Reichsgesetzblatt Nr. 185, 
in Wirksamkeit getreten, für Ehestreitigkeiten was immer für eine Art bestanden, 
und insbesondere nach den über Ehestreitigkeiten im zweiten Hauptstücke des 
allg. bürgerl. Gesetzbuches und im Hofdekrete vom 23. Aug. 1819, Justizgesetz- 
sammlung Nr. 1595, enthaltenen Bestimmungen zu verfahren, soweit die letzteren 
nicht durch die Verfügungen des gegenwärtigen Gesetzes eine Aenderung erleiden, 

Art. IV. Zur Einführung des gegenwärtigen Gesetzes werden folgende 
Uebergangsbestimmungen verfügt: 

$ 1. Insoferne es sich um die Gültigkeit einer Ehe handelt, welche unter 
der Geltung des Patentes vom 8. Okt. 1856, RGBl. Nr. 185, geschlossen wurde, 
ist dieselbe nach den Bestimmungen dieses Patentes und der damit erlassenen 
Vorschriften zu beurtheilen. — Die Trennung, sowie die Scheidung von Tisch 
und Bett in Ansehung einer vor Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes ge- 
schlossenen Ehe ist dagegen von dem Tage dieser Wirksamkeit nur nach den 
Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches und nach den im gegenwärtigen 
Gesetze getroffenen Anordnungen zu beurtheilen. 

$ 2. Ebenso ist das Verfahren bei Untersuchung und Verhandlung über 
die Ungültigkeitserklärung ebensowohl als über die Trennung und Scheidung 
von Tisch und Bett hinsichtlich einer vor Wirksamkeit dieses Gesetzes ge- 
schlossenen Ehe nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes zu pflegen. 

$ 3. Die unter der Geltung des Patentes vom 8. Oktober 1856, RGBl. 
Nr. 185, ergangenen rechtskräftigen Entscheidungen verlieren die ihnen nach 
Massgabe dieses Patentes und der demselben beigegebenen Gesetze zukommenden 
Wirkungen nicht. 

$4. Alle am Tage der beginnenden Wirksamkeit des gegenwärtigen 
Gesetzes auf Grund des Patentes vom 8. Oktbr. 1856, RGBl. Nr. 185, bei einem 
geistlichen oder weltlichen Gerichte in erster oder höherer Instanz oder bei 
was immer für einer Behörde anhängigen Verhandlungen, sind durch die nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zuständigen weltlichen Gerichte und beziehungs- 
weise Administrativbehörden fortzuführen und dahin zu übertragen. 

$ 5. Insoweit es sich um die Aufgebote und sonstigen - Vorbereitungen 
einer Ehe handelt, ist sich bis zu dem Tage, an welchem die Wirksamkeit 
dieses (Gesetzes beginnt, gleichfalls an die Vorschriften des Patentes vom 
8. Oktober 1856, RGBl. Nr. 185, und der demselben beigegebenen Gesetze zu 
halten, insoweit die Ehe auch noch innerhalb dieses Zeitraumes zum Abschlusse 
kommt. Wenn dieses letztere jedoch nicht der Fall ist, so müssen die Auf- 
gebote, sowie die sonstigen Vorbereitungen zum Eheabschlusse während der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes in Gemässheit der Vorschriften desselben neuer- 
lich vorgenommen werden. 


522 XI. Kap. Kirchenpol. Gesetze und Verordnungen: A. in Oesterreich. 


Art. V. Mitdem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes werden die Minister 
der Justiz, des Kultus und des Innern betraut, von welchen die erforderlichen 
Ausführungs-Verordnungen zu erlassen sind. 


3. Gesetz, wodurch grundsätzliche Bestimmungen über das Verhältniss der Schule 
zur Kirche erlassen werden. Vom 25. Mai 1868 (RGBl. 8. 97\. 


$ 1. Die oberste Leitung und Aufsicht über das gesammte Unterrichts- 
und Erziehungswesen steht dem Staate zu und wird durch die hiezu gesetz!ich 
berufenen Organe ausgeübt. 

$ 2. Unbeschadet dieses Aufsichtsrechtes bleibt die Besorgung, Leitung 
und unmittelbare Beaufsichtigung des Religionsunterrichtes und der Religions- 
übungen für die verschiedenen Glaubensgenossen in den Volks- und Mittelschulen 
der betreffenden Kirche oder Religionsgesellschaft überlassen. Der Unterricht 
in den übrigen Lehrgegenständen in diesen Schulen ist unabhängig von dem 
Einflusse jeder Kirche oder Religionsgesellschaft. 

$ 3. Die vom Staate, von einem laande oder von Gemeinden ganz oder 
theilweise gegründeten oder erhaltenen Schulen und Erziehungsanstalten sind 
allen Staatsbürgern ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses zugänglich. 

$4. Es steht jeder Kirche oder Religionsgesellschaft frei, aus ihren 
Mitteln Schulen für den Unterricht der Jugend von bestimmten Glaubensbekennt- 
nissen zu errichten und zu erhalten. — Dieselben sind jedoch den Gesetzen 
für das Unterrichtswesen unterworfen und können die Zuerkennung der Rechte 
einer öffentlichen Lehranstalt nur dann in Anspruch nehmen, wenn allen gesetz- 
lichen Bedingungen für die Erwerbung dieser Rechte entsprochen wird. 

$ 5. Die Benützung von Schulen und Erziehungsanstalten für bestimmte 
Glaubensgenossen ist Mitgliedern einer anderen Religionsgesellschaft durch das 
Gesetz nicht untersagt. 

$ 6. Die Lehrämter an den im $ 3 bezeichneten Schulen und Erziehungs- 
anstalten sind für alle Staatsbürger gleichmässig zugänglich, welche ihre Be- 
fähigung hiezu in gesetzlicher Weise nachgewiesen haben. Als Religionslehrer 
dürfen nur diejenigen angestellt werden, welche die betreffende konfessionelle 
Oberbehörde als hiezu befähigt erklärt hat. Bei anderen Schulen und Erziehungs- 
anstalten ($ 4), ist diesfalls das Frrichtungsstatut massgebend. Die Wahl der 
Erzieher und Lehrer für den Privatunterricht ist durch keine Rücksicht auf 
das Religionsbekenntniss beschränkt. 

$ 7. Die Lehrbücher für den Gebrauch in den Volks- und Mittelschulen, 
sowie in den Lehrerbildungsanstalten bedürfen nur der Genehmigung der durch 
dieses Gesetz zur Leitung und Beaufsichtigung des Unterrichtswesens berufenen 
Organe. Religionslehrbücher können jedoch erst dann diese Genehmigung 
erhalten, wenn sie von der bezüglichen konfessionellen Oberbehörde für zulässig 
erklärt worden sind. 

$S 28 Das Kinkommen der Normalschulfonde, des Studienfondes und 
sonstiger Stiftungen für Unterrichtszwecke ist ohne Rücksicht auf das Glaubens- 
bekenntniss zu verwenden, insoweit es nicht nachweisbar für gewisse Glaubens- 
genossen gewidmet ist. 

$ 9. Der Staat übt die oberste Leitung und Aufsicht über das gesammte 
Unterrichts- und Erziehungswesen durch das Unterrichtsministerium aus. 

$ 10. Zur Leitung und Aufsicht über das Erziehungswesen, dann über 
die Volksschulen und Lehrerbildungsanstalten werden in jedem Königreiche 
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und Lande a) ein Landesschulrath als oberste Landesschulbehörde, b) ein Be- 
zirksschulrath für jeden Schulbezirk, ce) ein Ortsschulrath für jede Schulgemeinde 
bestellt. Die Eintheilung des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landes- 
gesetzgebung. 

$ 11. Der bisherige Wirkungskreis der geistlichen und weltlichen Schul- 
behörden, und zwar: a) der Landesstelle, der kirchlichen Oberbehörden und 
Schuloberaufseher; b) der politischen Bezirksbehörde und der Schuldistrikts- 
aufseher; c) der Ortsseelsorger und ÖOrtsschulaufseher hat, unbeschadet der 
Bestimmung des $ 2, an die im $ 10 bezeichneten Organe überzugehen. 

$ 12. In den Landesschulrath sind unter dem Vorsitze des Statthalters 
(Landeschefs) oder eines Stellvertreters Mitglieder der politischen Landesstelle, 
Abgeordnete des Landesausschusses, Geistliche aus den im Lande bestehenden 
Konfessionen und Fachmänner im Lehrwesen zu berufen. — Die Zusammen- 
setzung der im $ 10, lit. b und c, bezeichneten Bezirks- und ÖOrtsschulräthe 
wird durch die Landesgesetzgebung festgestellt. - 

$ 13. Durch die Landesgesetzgebung sird die näheren Bestimmungen in 
Betreff der Zusammensetzung und Einrichtung des Landes-, Bezirks- und Orts>- 
schulrathes, dann die gegenseitige Abgrenzung des Wirkungskreises derselben, 
ferner die näheren Bestimmungen rücksichtlich des Ueberganges des Wirkungs- 
kreises der bisherigen geistlichen und weltlichen Schulbehörden an den Landes-, 
Bezirks- und Ortsschulrath festzustellen. Ebenso ist durch das Landesgesetz 
zu bestimmen, ob und wie ferne ausnahmsweise auch Abgeordnete von bedeutenden 
(remeinden in den Landesschulrath einzutreten haben. 

$S 14. Die $$ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 8 und 9 treten mit dem Tage der Kund- 
machung dieses Gesetzes in Wirksamkeit und werden alle mit diesen Para- 
graphen im Widerspruche stehenden, bisher gültigen Gesetze und Anordnungen 
ausser Kraft gesetzt. Das mit allerhöchster Entschliessung vom 25. Juni 1867 
genehmigte Regulativ, betreffend die Einsetzung eines Landesschulrathes für 
die Königreiche Galizien, Lodomerien und das Grossherzogthum Krakau, bleibt 
unberührt. | 

$ 15. Mein Minister des Unterrichtes ist mit dem Vollzuge dieses Gesetzes 
beauftragt. 


4. Gesetz, wodurch die interkonfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger in den 
darin angegebenen Beziehungen geregelt werden. Vom 25. Mai 1868 (RGBl. S. 99). 


I. In Beziehung auf das Religionsbekenntniss der Kinder, 
Art. 1. Hheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder folgen, soferne 
beide Eltern demselben Bekenntnisse angehören, der Religion ihrer Eltern. — 
Bei gemischten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter 
der Religion der Mutter. Doch können die Ehegatten vor oder nach Abschluss 
der Ehe durch Vertrag festsetzen, dass das umgekehrte Verhältniss stattfinden 
solle, oder dass alle Kinder der Religion des Vaters oder alle der der Mutter 
folgen sollen. — Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. — Im 
Falle keine der obigen Bestimmungen Platz greift, hat derjenige, welchem das 
Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zusteht, das Religionsbekenntniss 
für solches zu bestimmen. — Reverse an Vorsteher oder Diener einer Kirche, 
oder Religionsgenossenschaft oder an andere Personen über das Religions- 
bekenntniss, in welchem Kinder erzogen und unterrichtet werden sollen, sind 
wirkungslos. 
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Art. 2. Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein Kind bestimmte 
Religionsbekenntniss darf in der Regel) so lange nicht verändert werden, bis 
dasselbe aus eigener freier Wahl eine solche Veränderung vornimmt. Es 
können jedoch Eltern, welche nach Art. 1 das Religionsbekenntniss der Kinder 
vertragsmässig zu bestimmen berechtigt sind, dasselbe bezüglich jener Kinder 
ändern, welche noch nicht das siebente Lebensjahr zurückgelegt haben. — Im 
Falle eines Religionswechsels eines oder beide Elterntheile, beziehungsweise 
der unehelichen Mutter, sind jedoch die vorhandenen Kinder, welche das siebente 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Betreff des Religionsbekenntnisses 
ohne Rücksicht auf einen vor dem Religionswechsel abgeschlossenen Vertrag 
so zu behandeln, als wären sie erst nach dem Religionswechsel der Eltern, 
beziehungsweise der unehelichen Mutter, geboren worden. — Wird ein Kind 
vor zurückgelegtem siebenten Jahre legitimirt, so ist es in Betreff des Religions- 
bekenntnisses nach Art. 1 zu behandeln. 

Art. 3. Die Eltern und Vormünder, sowie die Religionsdiener sind für 
die genaue Befolgung der vorstehenden Vorschriften verantwortlich. — Für 
den Fall der Verletzung derselben steht den nächsten Verwandten ebenso 
wie den Oberen der Kirchen und Religionsgesellschaften das Recht zu, die 
Hülfe der Behörden anzurufen, welche die Sache zu untersuchen und das 
(Gresetzliche zu verfügen haben. 

II. In Beziehung auf den Uebertritt von einer Kirche oder 
Religionsgenossenschaft zur anderen. Art. 4. Nach vollendetem 
14. Lebensjahre hat Jedermann ohne Unterschied des Weschlechtes die freie 
Wahl des Religionsbekenntnisses nach seiner eigenen Ueberzeugung und ist 
in dieser freien Wahl nöthigenfalls von der Behörde zu schützen. — Derselbe 
darf sich jedoch zur Zeit der Wahl nicht in einem Geistes- oder Gemüths- 
zustande befinden, welcher die eigene freie Ueberzeugung ausschliesst. 

Art. 5. Durch die Religionsveränderung gehen alle genossenschaftlichen 
Rechte der verlassenen Kirche oder Religionsgenossenschaft an den Ausgetretenen 
ebenso wie die Ansprüche dieses an jene verloren. 

Art. 6. Damit jedoch der Austritt aus einer Kirche oder Religions- 
genossenschaft seine gesetzliche Wirkung habe, muss der Austretende denselben 
der politischen Behörde melden, welche dem Vorsteher oder Seelsorger der 
verlassenen Kirche oder Religionsgenossenschaft die Anzeige übermittelt. — 
Den Eintritt in die neu gewählte Kirche oder Religionsgenossenschaft muss 
der Eintretende dem betreffenden Vorsteher oder Seelsorger persönlich erklären. 

Art. 7. Die Bestimmung des $ 768, lit. a) allg. bürgerl. Gesetzbuches, 
vermöge welcher der Abfall vom Christenthum als Grund der Enterbung erklärt 
wird, dann die Verfügungen des $ 122, lit. ec) u. d, Strafgesetzes, womit der- 
jenige, welcher einen Christen zum Abfalle vom Christenthum zu verleiten 
oder eine der christlichen Religion widerstrebende Itrlehre auszustreuen sucht, 
eines Verbrechens schuldig erklärt wird, sind aufgehoben. — Es ist jedoch 
jeder Religionspartei untersagt, die Genossen einer anderen durch Zwang oder 
List zum Uebergang zu bestimmen. Die näheren Bestimmungen des gesetz- 
lichen Schutzes hingegen, soweit er nicht durch die Strafgesetze gegeben ist, 
bleiben einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

III. In Beziehung auf Funktionen des Gottesdienstes und 
der Seelsorge. Art. 8. Die Vorsteher, Diener oder Angehörigen einer 
Kirche oder Religionsgenossenschaft haben sich der von den berechtigten Per- 
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sonen nicht angesuchten Vornahme von Funktionen des Gottesdienstes und 
der Seelsorge an den Angehörigen einer anderen Kirche oder Religionsgenossen’ 
schaft zu enthalten. — Eine Ausnahme kann nur für jene einzelnen Fälle ein- 
treten, in welchen durch die betreffenden Seelsorger oder Diener der anderen 
Kirche oder Religionsgenossenschaft um die Vornahme eines diesen zustehenden 
Aktes das Ansuchen gestellt wird, oder die Satzungen und Vorschriften dieser 
letzteren die Vornahme dieses Aktes gestatten. — Ausser diesen Fällen ist 
der bezügliche Akt als rechtlich unwirksam anzusehen und es haben die Be- 
hörden auf Ansuchen der beeinträchtigten Privatperson oder Religionsgenossen- 
schaft die geeignete Abhülfe zu gewähren. 

IV. In Beziehung auf Beiträge und Leistungen. Art. 9. An- 
gehörige einer Kirche oder Religionsgenossenschaft können zu Beiträgen an 
Geld und Naturalien oder zu Leistungen an Arbeit für Kultus- und W ohlthätig- 
keitszwecke einer anderen nur dann verhalten werden, wenn ihnen die Pflichten 
des dinglichen Patronates obliegen, oder wenn die Verpflichtung zu solchen 
Leistungen auf privatrechtlichen, durch Urkunden nachweisbaren Gründen 
beruht, oder wenn sie grundbücherlich sicher gestellt ist. — Kein Seelsorger 
kann von Angehörigen einer ihm fremden Konfession Taxen, Stolgebühren 
u. dgl. fordern, ausser für auf deren Verlangen wirklich verrichtete Funktionen, 
und zwar nur nach dem gesetzlichen Ausmass. 

Art. 10. Die Bestimmungen des vorhergehenden Artikels 9 finden auch 
auf Beiträge und Leistungen für Unterrichtszwecke volle Anwendung, ausser 
wenn die Angehörigen einer Kirche oder Religionsgenossenschaft mit Ange- 
hörigen einer anderen vermöge der gesetzlichen Einschulung Eine Schulgemeinde 
bilden, in welchem Falle die Eingeschulten ohne Unterschied der Konfession 
die zur Errichtung und Erhaltung der gemeinschaftlichen Schule und zur Be- 
soldung der an derselben angestellten Lehrer erforderlichen Kosten, jedoch 
mit Ausschluss der Kosten für den Religionsunterricht der einer andern Kon- 
fession Angehörigen zu tragen haben. — Eine zwangsweise Einschulung in 
die Schule einer anderen Konfession findet nicht statt. 

Art. 11. Alle in den Bestimmungen der vorstehenden Art. 9 und 10 
nicht begründeten Ansprüche der Geistlichen, Messner, Organisten und Schul- 
lehrer, dann der Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanstalten einer Kirche 
oder Religionsgenossenschaft auf Beiträge und Leistungen von Seite der An- 
gehörigen einer anderen sind als erloschen zu betrachten. 

V. In Beziehung auf Begräbnisse. Art. 12. Keine Religions- 
gemeinde kann der Leiche eines ihr nicht Angehörigen die anständige Beerdigung 
auf ihrem Friedhofe verweigern: 1. wenn es sich um die Bestattung in einem 
Familiengrabe handelt, oder wenn 2. da, wo der Todesfall eintrat oder die 
Leiche gefunden ward, im Umkreis der Ortsgemeinde ein für Genossen der 
Kirche oder Religionsgenossenschaft des Verstorbenen bestimmter Friedhof sich 
nicht befindet. 

VI. In Ansehung der Feier- und Festtage. Art. 13. Niemand 
kann genöthigt werden, sich an den Feier- und Festtagen einer ihm fremden 
Kirche oder Religionsgesellschaft der Arbeit zu enthalten. — An Sonntagen 
ist jedoch während des Gottesdienstes jede nicht dringend nothwendige öffent- 
liche Arbeit einzustellen. — Ferner muss an den Festtagen was immer für 
einer Kirche oder Religionsgenossenschaft während des Hauptgottesdienstes 
in der Nähe des Gotteshauses Alles unterlassen werden, was eine Störung oder 
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Beeinträchtigung der Feier zur Folge haben könnte. — Dasselbe ist bei den 
herkömmlichen Prozessionen auf den Plätzen und in den Strassen zu beobachten, 
durch welche sich der Zug bewegt. 

Art. 14. Keine Religionsgemeinde kann genöthigt werden, sich des 
Glockengeläutes an Tagen zu enthalten, an welchen dasselbe nach den Satz- 
ungen einer anderen Kirche oder Religionsgesellschaft zu unterbleiben hat, 

Art. 15. In Schulen, welche von Angehörigen verschiedener Kirchen 
oder Religionsgesellschaften besucht werden, soll, soweit es ausführbar ist, 
dem Unterricht eine solche Eintheilung gegeben werden, bei welcher auch der 
Minderheit die Erfüllung ihrer religiösen Pflichten ermöglicht wird. 

Vll. Schluss-Bestimmungen. Art. 16. Alle diesen Vorschriften 
widerstreitenden Bestimmungen der bisherigen Gesetze und Verordnungen, auf 
welcher Grundlage sie beruhen und in welcher Form sie erlassen sein mögen, 
ebenso wie allfällige entgegenstehende Gepflogenheiten sind, auch insoferne sie 
hier nicht ausdrücklich aufgehoben wurden, fernerbin nicht mehr zur Anwend- 
ung zu bringen. — Dies gilt insbesondere auch von den Vorschriften über die 
religiöse Erziehung der in öffentliche Pflege genommenen Kinder. 

Art. 17. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kund- 
machung in Wirksamkeit. 

Art. 18. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes sind der Minister 
des Kultus und des Unterrichtes, sowie die übrigen Minister, ın deren Wirkungs- 
kreis die Vorschriften desselben zur Anwendung kommen, beauftragt, und haben 
sie die zu solchem Vollzuge erforderlichen Verordnungen zu erlassen. 


c) Ehegesetze. 

1. Gesetz über die Gerichtsbarkeit in Ehesachen. Vom 25. Mai 1868 (s. S. 518). 
2. Gesetz, betr. die Versöhnungsversuche vor gerichtlichen Ehescheidungen. Vom 
3l. Dezbr. 1865 (RGBl. 1869 S. 55). 

$ 1. Die den Ehegatten durch die $$ 104, 107 und 132 a. b. G. B. auf- 
erlegte Verpflichtung, den Entschluss zur Scheidung ihrem ordentlichen Seel- 
sorger zu eröffnen, ist aufgehoben. — Es bleibt denselben jedoch unbenommen, 
diesen Entschluss ihrem ordentlichen Seelsorger zu eröffnen und von diesem 
ein schriftliches Zeugniss darüber zu erwirken, dass der von ihm vorgenommene 
Versöhnungsversuch ($$ 104, 107 a. b. G. B.) vergeblich war. 

$ 2. Das zur Scheidung der Ehe zuständige Gericht hat, soferne das 
Scheidungsgesuch ($$ 105 und 107 a. b. @. B.) nicht mit dem Zeugnisse des 
ordentlichen Seelsorgers über die vergeblich vorgenommenen Versöhnungs- 
versuche ($ 1) belegt ist, vor der Amtshandlung in der Hauptsache die im 
$ 104 a. b. @. B. vorgeschriebenen Vorstellungen an die Ehegatten zu drei 
verschiedenen Malen in Zwischenräumen von je acht Tagen zu richten. 

S 3. Das Protokoll, welches über die Vornahme des dreimaligen Ver- 
söhnungsversuches zu führen ist, hat nur das Ergebniss des Versöhnungs- 
versuches zu enthalten. 

$ 4. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksam- 
keit; mit dem Vollzuge desselben ist der Minister der Justiz beauftragt. 


d. Gesetz, betr. die Eheschliessung zwischen Angehörigen verschiedener christlicher 
Konfessionen. Vom 31. Dezbr. 1868 (RuBl. 1869 S. 55). 


Art. I. Bei Ehen zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Kon- 
fessionen hat das Aufgebot in der gottesdienstlichen Versammlung des Pfarr- 
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bezirkes der Religionsgenossenschaft eines jeden der beiden Brautleute in der 
sonst gesetzlichen Weise zu geschehen. 

Art. Il. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe ist bei der 
Verehelichung zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Konfessionen 
in Gegenwart zweier Zeugen vor dem ordentlichen Seelsorger eines der beiden 


Brautleute oder vor dessen Stellvertreter abzugeben. — Dies kann auch ın 
dem Falle geschehen, wenn das Aufgebot wegen Weigerung eines Seelsorgers 
durch die politische Behörde vorgenommen wurde. — Den Brautleuten steht 


es in allen Fällen frei, die kirchliche Einsegnung ihrer vor dem Seelsorger des 
einen der Brautleute geschlossenen Ehe bei dem Seelsorger des anderen Theiles 
zu erwirken. 

Art. III. Die $$ 71 und 77 des a. b. @. B. und alle sonstigen, die 
gemischten Ehen betreffenden Gesetze und Verordnungen sind, insoweit solche 
den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes widerstreiten, aufgehoben. 

Art. IV. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes sind der Minister 
des Innern, sowie die übrigen Minister, in deren Wirkungskreise die Vorschriften 
desselben zur Anwendung kommen, beauftragt. 


4. Gesetz über die Ehen von Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft angehören, und über die Führung der Geburts-, Ehe- 
und Sterberegister für dieselben. Vom 9. April 1870 (RGBl. S. 83). 


$ 1. Jene Amtshandlungen, welche die Gesetze in Bezug auf Ehen und 
auf die Matrikelführung über Ehen den Seelsorgern zuweisen, sind, soweit sie 
eine Person betreffen, die keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Religions- 
gesellschaft angehört, von der Bezirkshauptmannschaft und in Orten, welche 
eigene (remeindestatute besitzen, von der mit der politischen Amtslührung 
betrauten Gemeindebehörde wahrzunehmen. — Die Zuständigkeit der Bezirks- 
hauptmannschaft (Gemeindebehörde) wird durch den Wohnsitz der betreffenden 
Personen bestimmt. — Rücksichtlich des Aufgebots, der Eheschliessung und 
der ihr entgegenstehenden Hindernisse, ferner der Eintragung in das Eheregister, 
der Ausfertigung amtlicher Zeugnisse aus diesem Register und die Versicherungs- 
versuche von Eheschliessungen findet der Art. 2 d. Ges. v. 25. Mai 1868 
RGBl. Nr. 47 und das Ges. v. 31. Dez. 1868, RGBl. v. J. 1869, Nr. 4 sinn- 
gemässe Anwendung. 

$ 2. Hinsichtlich der Trennbarkeit der Ehen sind die im $ 1 erwähnten 
Personen den nichtkatholischen christlichen Religionsverwandten gleich zu halten, 

$ 3. Die Geburts- und Sterberegister über die im $ 1 erwähnten Personen 
werden von der Bezirkshauptinannschaft (Gemeindebehörde) geführt, in dessen 
Bezirk sich der Geburts- oder Todesfall zugetragen hat. — Diese Behörde hat 
die Eintragung selbst dann vorzunehmen, wenn ihre Kompetenz zweifelhaft 
erscheint, jedoch zugleich die weitere Verhandlung einzuleiten. — Den von den 
politischen Behörden auf Grund dieser Register ausgefertigten amtlichen Zeug- 
nissen kommt die Beweiskraft öffentlicher Urkunden zu. 

S 4. Jeden Geburts- oder Todesfall, welcher in die von der politischen’ 
Behörde geführten Matrikel ($ 3) einzutragen ist, hat der zur Anzeige Ver- 
pflichtete bei dieser Behörde binnen der acht nächstfolgenden Tage in der 
Regel persönlich anzuzeigen und bei Geburtsfällen zugleich den dem Kinde 
beigelegten oder beizulegenden Vornamen anzugeben. — Bei der Anzeige von 
Todesfällen ist der T'odtenbeschauzettel beizubringen. 


”- 
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$ 5. Zur Erstattung der Geburtsanzeige ist zunächst der eheliche Vater 
des Neugebornen verpflichtet. Ist der Vater nicht anwesend oder ausser Stande, 
die Anzeige zu machen oder handelt es sich um ein uneheliches Kind, so ist 
die Anzeige von dem Geburtshelfer oder der Hebamme, in deren Ermangelung 
von demjenigen zu erstatten, in dessen Wohnung das Kind geboren wurde. 
Tritt keiner dieser Fälle ein, so ist die Mutter verpflichtet, die Anzeige zu 
veranlassen — Die Todesanzeige ist von dem überlebenden Ehegatten, in 
dessen Ermangelung von den nächsten Angehörigen und wenn ein solcher nicht 
anwesend ist, von demjenigen zu erstatten, in dessen Wohnung oder Hause 
der Todesfall eingetreten ist. — Geburts- oder Todesfälle, welche in (rebär-, 
Findel-, Kranken-, Straf-, Zwangsarbeits- und anderen öffentlichen Anstalten 
vorkommen, sind von dem Vorsteher der Anstalt zur Anzeige zu bringen. 

$ 6. Die Unterlassung der Anzeige, sowie die Ueberschreitung der hiezu 
bestimmten Frist wird von dem Schuldtragenden ($ 5) mit einer (Geldstrafe 
bis 50 fl. und im Fall der Zahlungsunfähigkeit mit Arrest bis fünf Tagen ge- 
ahndet. — Die Bezirkshauptmannschaft und die Gemeindevorsteher haben die 
rechtzeitige Erstattung dieser Anzeigen zu überwachen und in vorkommenden 
Unterlassungen das Erforderliche von Amtswegen zu veranlassen. 

$ 7. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind die Minister der Justiz, des 
Kultus und des Innern beauftragt, von welchen die erforderlichen Ausführungs- 
verordnungen und insbesondere die Vorschriften über die innere Einrichtung 
und Führung der Matrikel zu erlassen sind. 


d) Die Maigesetze vom Jahre 1874. 


1. Gesetz, wodurch Bestimmungen zur Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse der 
kath. Kirche erlassen werden. Vom 7. Mai 1874 (RGBl. S. 101). 


Art. I. Das Patent vom 5. Nov. 1855 (RGBl. Nr. 195) ist seinem vollen 
Inhalte nach aufgehoben. 

Art. II. Die äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche werden 
durch die unten folgenden Bestimmungen geregelt. 

Art. III. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kund- 
machung in Wirksamkeit. 

Art. IV. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes sind der Minister für 
Kultus und Unterricht und die Minister des Innern und der Justiz beauftragt. 


l. In Ansehung der kirchlichen Aemter und Pfründen. 
$ 1. Für die Befähigung zur Erlangung kirchlicher Aemter und Pfründen 
sind die Staatsgesetze und die innerhalb derselben geltenden kirchlichen Vor- 
schriften, sowie in besonderen Fällen die Stiftungsurkunden massgebend. 
$S 2. Von Staatswegen wird zur Erlangung kirchlicher Aemter und 
Pfründen erfordert: die Oesterreichische Staatsbürgerschaft, ein in sittlicher 
und staatsbürgerlicher Hinsicht vorwurfsfreies Verhalten, diejenige besondere 
Befähigung, welche für bestimmte kirchliche Aemter und Pfründen in den 
Staatsgesetzen vorgeschrieben ist. — Dieselben Eigenschaften werden bei jenen 
geistlichen Personen erfordert, welche zur Stellvertretung oder provisorischen 
Versehung dieser Aemter oder zur Hülfeleistung bei denselben berufen werden 
$ 3. Die Besetzung der Erzbisthümer und Bisthümer, dann der Kanonikate 
an sämmtlichen Kapiteln, sowie die Ernennung der bischöflichen Generalvikare 
erfolgt in der bisherigen Weise. — In Fällen, wo die Besetzung nicht auf 
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landesfürstlicher Ernennung oder einer landesfürstlich bestätigten kanonischen 
Wahl beruht, ist die für eines der genannten kirchlichen Aemter in Aussicht 
genommene Person der staatlichen Kultusverwaltung anzuzeigen. — Gegen eine 
von der letzteren erhobene Einsprache ($ 2) darf die Besetzung oder Ernennung 
nicht stattfinden. 


$ 4. Hinsichtlich der von den Diözesanbischöfen zu verleihenden kirch- 
lichen Aemter und Pfründen bleibt das aus besonderen Titeln der Staatsgewalt 
oder sonst Jemandem zustehende Recht, die Person zu bezeichnen, welcher das 
kirchliche Amt oder die kirchliche Pfründe verliehen werden soll, vorbehalten. 
— Alle derartigen, nicht unter einem Privatpatronate stehenden kirchlichen 
Aemter oder Pfründen, welche ganz oder zum grösseren Theile aus dem Staats- 
schatze, dem Religionsfond oder anderen öffentlichen Mitteln dotirt werden, 
können nur auf Grund einer durch die Staatsgewalt vorgenommenen Präsen- 
tation verliehen werden. -— Im Verordnungswege wird bestimmt, durch welche 
Organe das Präsentationsrecht in den einzelnen Fällen auszuüben ist. 

$ 5. Für die Besetzung erledigter Kanonikate und weltgeistlicher Seel- 
sorgepfründen ist ein Konkurs auszuschreiben. — Die näheren Bestimmungen 
über denselben werden nach Kinvernehmung der Bischöfe im Verordnungswege 
getroffen. 

$ 6. In Fällen der freien Verleihung oder einer nicht vom Kaiser oder 
von den landesfürstlichen Behörden ausgehenden Präsentation, dann in dem 
Falle der Bestellung eines Pfarrverwesers für eine inkorporirte Pfründe hat 
der Bischof die hierfür ausersehene Person der Landesbehörde anzuzeigen. — 
Der letzteren steht zu, dem Bischofe ihre Einwendungen unter Angabe der 
Gründe ($ 2) mitzutheilen. — Wird von der Landesbehörde binnen dreissig 
Tagen nach geschehener Anzeige keine Einwendung erhoben, so steht der In- 
stituirung des betreffenden Geistlichen oder der Besetzung der inkorporirten 
Pfründe nichts im Wege. — (regen eine von der Landesbehörde erhobene Ein- 
wendung steht die Berufung an den Kultusminister offen. — Wird der Berufung 
nicht Folge gegeben, so darf die Instituirung oder Besetzung nicht stattfinden. 

$ 7. Die Einsetzung der für kirchliche Aemter und Pfründen ernannten 
Personen in die mit diesen Aemtern und Pfründen verbundenen spirituellen 
Befugnisse steht den kompetenten kirchlichen Oberen zu. — Die Einführung 
in die mit diesen Aemtern und Pfründen verbundenen Einkünfte erfolgt durch 
die staatliche Kultusverwaltung unter Mitwirkung der Bischöfe und der Pfarr- 
gemeinden und, sofern diese Aemter oder Pfründen einem Privatpatronate 
unterstehen, auch unter Mitwirkung der Kirchenpatrone. — Die Art und Weise 
dieser Mitwirkung wird nach Einvernehmung der Bischöfe im Verordnungs- 
wege geregelt. 

$ 8. Wenn ein Inhaber eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen 
Pfründe die Oesterreichische Staatsbürgerschaft verliert, oder wenn derselbe 
verbrecherischer oder solcher strafbarer Handlungen schuldig erkannt worden 
ist, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen die Sittlichkeit verstossen oder zu 
öffentlichem Aergernisse gereichen, so hat die staatliche Kultusverwaltung seine 
Entfernung von dem Amte oder der Pfründe zu verlangen. — Hat sich ein 
Seelsorger eines Verhaltens schuldig gemacht, welches sein ferneres Verbleiben 
in dem kirchlichen Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich erscheinen 
lässt, so kann die staatliche Kultusverwaltung seine Entfernung von der Aus- 
übung des kirchlichen Amtes verlangen. — Die vorstehenden Bestimmungen 
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finden auch auf jene geistlichen Personen Anwendung, welche zur Stellver- 
tretung oder provisorischen Versehung dieser Aemter oder zur Hülfeleistung 
bei denselben berufen werden. — Wird dem Verlangen der Regierung Seitens 
der kirchlichen Behörden in angemessener Frist nicht entsprochen, so ist das 
Amt oder die Pfründe für den staatlichen Bereich als erledigt anzusehen, und 
hat die Regierung dafür zu sorgen, dass jene Geschäfte, welche die Staats- 
gesetze dem ordentlichen Seelsorger übertragen, von einer anderen von ihr 
bestellten Persönlichkeit insolange versehen werden, bis das betreffende Kirchen- 
amt in staatsgültiger Weise neu besetzt ist. — In derselben Weise kann vor- 
gegangen werden, wenn aus einem anderen Grunde die oben bezeichneten Ge- 
schäfte von dem ordentlichen Seelsorger nicht besorgt werden. 

$ 9. In dem Falle eintretender Dienstesuntauglichkeit eines selbständigen 
Seelsorgers weltgeistlichen Standes ist im Einvernehmen der kompetenten staat- 
lichen und kirchlichen Behörde die Entscheidung zu treffen, ob ein Provisor 
(Administrator) oder Hülfspriester zu bestellen oder der dienstuntaugliche Seel- 
sorger nach Verzichtleistung auf die Pfründe in den Deficientenstand zu über- 
nehmen ist. 

$ 10. Für die durch $ 9 nicht berührten Fälle der Verhinderung eines 
geistlichen Funktionärs, sein Amt zu versehen, hat der zuständige kirchliche 
Obere rechtzeitig Vorsorge zu treffen. — Zu der betreffenden Verfügung ist 
die staatliche Zustimmung einzuholen, wenn in Folge derselben an einen öffent- 
lichen oder unter öffentlicher Verwaltung stehenden Fond ein Anspruch gestellt 
werden soll, oder wenn es sich um eine bleibende Belastung der Pfründe handelt. 
— Auf dauernd bestellte Provisoren (Administratoren) eines kirchlichen Amtes 
(einer Commende u. dgl.) finden die Bestimmungen der $$ 6 und 8 Anwendung. 

$ 11. Jede Erledigung eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen 
Pfründe ist der Landesbehörde sofort anzuzeigen. 

$ 12. Die Wiederbesetzung erledigter kirchlicher Aemter und Pfründen 
muss in der Regel innerhalb eines Jahres vom Zeitpunkte der Erledigung statt- 
finden. — Ausnahmsweise kann diese Frist mit Zustimmung der Landesbehörde 
verlängert werden. 

$ 13. Privatverträge über die Succession in ein kirchliches Amt oder 
eine kirchliche Pfründe sind ungültig. 


I. In Ansehung der Ausübung der kirchlichen Amtsgewalt und 
der Seelsorge. 

$S 14. Die Erzbischöfe, Bischöfe und bischöflichen Vikare verwalten die 
inneren kirchlichen Angelegenheiten ihrer Diözesen nach den kirchlichen Vor- 
schriften, insoweit diese nicht den Staatsgesetzen widersprechen. 

$ 15. Unbeschadet des Rechtes der Bischöfe, die Weihen auszuspenden, 
wird der Tischtitel aus dem Religionsfond nur solchen Klerikern gewährt, welche 
zur Erlangung kirchlicher Aemter befähigt sind ($ 2). 

$ 16. Die Bischöfe sind verpflichtet, ihre Erlasse (Verordnungen, In- 
struktionen, Hirtenbriefe etc.) zugleich mit deren Publikation der politischen 
Landesbehörde zur Kenntnissnahme mitzutheilen. 

$ 17. Findet die Regierung, dass einer den öffentlichen Gottesdienst be- 
treffenden kirchlichen Anordnung öffentliche Rücksichten entgegenstehen, so 
hat sie dieselben zu untersagen. 

$ 18. Von der kirchlichen Amtsgewalt darf nur gegen Angehörige der 
Kirche und niemals zu dem Zwecke Gebrauch gemacht werden, um die Be- 
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folgung der Gesetze und behördlichen Anordnungen oder die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte zu hindern. 

$ 19. Bei Handhabung der kirchlichen Amtsgewalt darf kein äusserer 
Zwang ausgeübt werden. 

$ 20. Zur Errichtung neuer Diözesen und Pfarrbezirke, zu einer Aender- 
ung in der Abgrenzung der bestehenden, dann zur Errichtung, Theilung oder 
Vereinigung von Pfründen ist die staatliche Genehmigung erforderlich. 

S 21. Im Falle einer Umpfarrung wird der bisherige Pfarrer aller An- 
sprüche auf die den Parochianen als solchen obliegenden Leistungen verlustig, 
insoweit dem nicht privatrechtliche Titel entgegenstehen oder bei der Umpfarrung 
selbst etwas Anderes vereinbart wird. — Unter denselben Beschränkungen ist 
überall, wo bisher ungeachtet einer vorgekommenen Umpfarrung ein Recht auf 
derartige Leistungen dem früheren Pfarrer verblieben ist, dasselbe unbeschadet 
des persönlichen Bezugsanspruches des derzeitigen Pfarrers zu übertragen. 

$ 22. Aenderungen in der Dotirung bestehender Seelsorgeämter, durch 
welche ein öffentlicher Fond ohne Beschädigung der gesetzlichen Congruen und 
ohne Alterirung einer stiftungsmässigen Anordnung entlastet wird, können von 
der staatlichen Kultusverwaltung nach Einvernehmung des betreffenden Ordi- 
nariates verfügt werden. Doch soll mit derartigen Massnahmen in der Regel 
nur bei Gelegenheit eines \Wechsels in der Person des Pfründners vorgegangen 
werden. 

$ 23. Zur Einbringung von Abgaben oder anderen Leistungen für kirch- 
liche Zwecke, welche den Kirchenangehörigen mit Zustimmung der Regierung 
auferlegt worden sind, wird die politische Exekution gewährt. — Dies gilt auch 
von den fixen Gebühren für kirchliche Eheaufgebote, Trauungen und Leichen- 
begängnisse (Stolgebühren), sowie für pfarramtliche Ausfertigungen. — Personen, 
welche auf das Armenrecht Anspruch haben, sind von der Entrichtung der 
eben bezeichneten Gebühren befreit. 

S 24. Die Abänderung der bestehenden kirchlichen Stoltaxordnungen steht 
der Regierung nach Einvernehmen der Bischöfe zu. 

S 25. In der Regel darf kein pfarramtlicher Akt von der Vorausbezahlung 
der Stolgebühr abhängig gemacht werden. — Nur wenn derselbe in einer Form 
verlangt wird, welche einer höheren als der niedrigsten Stolgebühr unterliegt 
(z. B. Assistenz mehrerer Priester beim Leichenbegängnisse), ist die hierfür 
entfallende Gebühr über Verlangen im Vorhinein zu entrichten. — Bei pfarr- 
amtlichen Ausfertigungen kann die Entrichtung des etwa nöthigen Stempel- 
betrages im Vorhinein begehrt werden. 

$ 26. Kontraventionen gegen die Bestimmungen der Stoltaxverordnungen 
sind, sofern sich der Fall nicht zu einem strafgerichtlichen Vorgehen eignet, nach 
Anhörung des Ordinariates von den Verwaltungsbehörden mit Geldstrafen bis 
zum Betrage von 100 Gulden zu ahnden. — Zugleich mit der Strafe ist die den 
Schuldigen treffende Ersatzleistung auszusprechen. Solche Ersatzerkenntnisse 
sind exekutionsfähig. — Bei wiederholtem Rückfalle kann die staatliche Kultus- 
verwaltung verlangen, dass der betreffende Geistliche von der Ausübung seines 
kirchlichen Amtes entfernt werde ($ 83). 

$ 27. Für die Durchführung kirchlicher Anordnungen und Entscheidungen 
wird ein staatlicher Beistand ausser dem Falle des $ 23 in nachstehenden 
Fällen und nur in folgender Art gewährt: a) wenn zur Durchführung der von 
einem Kirchenvorsteber innerhalb seiner Amtssphäre verfügten Entsetzung oder 
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Entfernung einzelner Personen von kirchlichen Aemtern und Pfründen äussere 
Vorkehrungen nöthig werden sollten, so können diese Vorkehrungen, so weit 
es erforderlich erscheint, über Ansuchen des Kirchenvorstehers von der Landes- 
stelle unter der Voraussetzung getroffen werden, dass dem Erkenntniss ein 
ordentliches Verfahren vorangegangen ist, und dass das Erkenntniss selbst 
weder den Staatsgesetzen, noch den im Staate geltenden kirchlichen Vorschriften 
widerspricht. b) Desgleichen kann den Kirchenvorstehern zur Durchführung 
einer von ihnen beabsichtigten kirchenamtlichen Untersuchung gegen geistliche 
Personen der etwa nöthige staatliche Beistand dann gewährt werden, wenn 
zugleich mit dem Ansuchen um diesen Beistand dargethan wird, dass dieses 
Vorgehen rechtmässig und begründet ist. — Die Vernehmung von Personen, 
die nicht der katholischen Geistlichkeit angehören, kann nur durch die staat- 
liche Behörde erfolgen. 

$ 28. Wenn durch die Verfügung eines kirchlichen Obern ein Staatsgesetz 
verletzt wird, so kann der hierdurch in seinem Rechte Gekränkte sich an die 
Verwaltungsbehörde wenden, welche Abhülfe zu schaffen hat, sofern die An- 
selegenheit nicht auf den Civil- oder Strafrechtsweg zu überweisen ist; in 
letzterem Falle kann sie provisorische Verfügungen treffen. 

$ 29. Wird ein katholischer Geistlicher wegen eines Verbrechens, Ver- 
gehens oder einer Uebertretung von einem Gerichte in Untersuchung gezogen, 
so liegt dem letzteren ob, an den zur Ausübung der kirchlichen Disziplin über 
den Geistlichen berufenen kirchlichen Oberen die entsprechende Verständigung 
gelangen zu lassen. — Demselben ist sohin auch das gefällte Urtheil sammt 
den Entscheidungsgründen mitzutheilen. — Bei Verhaftung und Festhaltung 
katholischer Geistlicher, sind jene Rücksichten zu beobachten, welche die ihrem 
Stande gebührende Achtung erheischt. 


III. In Ansehung der katholisch-theologischen Fakultäten und 
der Heranbildung der Kandidaten des geistlichen Standes. 


$ 30. Die Einrichtung der katholisch-theologischen Fakultäten wird durch 
ein besonderes Gesetz geregelt. — In gleicher Weise wird bestimmt, inwieweit 
der Staat den Kandidaten des geistlichen Standes eine besondere Art der Heran- 
bildung vorschreibt. 


IV. In Ansehung der klösterlichen @enossenschaften. 


$ 31. Für die äusseren Rechtsverhältnisse der innerhalb der katholischen 
Kirche bestehenden klösterlichen Genossenschaften sind die für solche Genossen- 
schaften überhaupt geltenden besonderen Bestimmungen massgebend. 


V. In Ansehung des kirchlichen Patronates. 


a 


$ 32. Die Patronats-Verhältnisse bleiben einer besonderen gesetzlichen 
Regelung vorbehalten. Bis dahin bleiben in Betreff dieser Verhältnisse die bis- 
herigen Vorschriften bestehen. — Es hat jedoch bei Beurtheilung einzelner 
Fälle stets der Grundsatz zur Geltung zu kommen, dass die Patronatslasten 
sich nur auf die unter dem Patronate stehende bestimmte Kirche oder Pfründe 
beziehen, und dass sie durch ein vermehrtes Kultusbedürfniss der dieser Kirche 
oder Pfründe zugewiesenen Gemeinde nicht vergrössert werden können. 

$ 33. Streitigkeiten über die Frage, ob eine Kirche oder Pfründe einem 
Patronate unterliege oder ob hinsichtlich der letzteren das freie Besetzungs- 
recht des Bischofs eintrete, sind nach Einvernehmung der Kirchenbehörden von 
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der staatlichen Kultusverwaltung im ordentlichen Instanzenzuge zu entscheiden. 
— Steht hingegen nur in Frage, wem ein Kirchen- oder Pfründenpatronat zu- 
komme, so tritt die richterliche Kompetenz ein. 

$ 34. Streitigkeiten über Leistungen, welche auf Grund eines bestehenden 
Patronats angesprochen werden, gehören in die instanzmässige Pntscheidung 
der Kultusverwaltungsbehörden. — Nur in dem Falle, dass der Patron die 
von ihm behauptete gänzliche oder theilweise Freiheit von der Leistung aus 
besonderen privatrechtlichen Gründen ableiten will, hat der Rechtsweg einzu- 
treten und steht den Verwaltungsbehörden nur die Anordnung eines etwa 
nöthigen Provisoriums zu ($ 56). 


VI. In Ansehung der Pfarrgemeinden. 


$ 35. Die Gesammtheit der in einem Pfarrbezirke wohnhaften Katholiken 
desselben Ritus bildet eine Pfarrgemeinde. — Alle einen kirchlichen Gegenstand 
betreffenden Rechte und Verbindlichkeiten, welche in den Gesetzen den Ge- 
meinden zugesprochen oder auferlegt werden, gebühren und obliegen den Pfarr- 
gemeinden. Nur Patronatsrechte können auch einer Ortsgemeinde als solcher 
zukommen. 

$ 36. Insoweit für die Bedürfnisse einer Pfarrgemeinde nicht durch ein 
eigenes Vermögen derselben oder durch andere zu Gebote stehende Mittel vor- 
gesorgt erscheint, ist zur Bedeckung derselben eine Umlage auf die Mitglieder 
der Pfarrgemeinde auszuschreiben. 

$ 37. Die näheren Vorschriften über die Konstituirung und die Ver- 
tretung der Pfarrgemeinden, dann über die Besorgung der Angelegenheiten 
derselben werden durch ein besonderes Gesetz erlassen. 


VII. In Ansehung des kirchlichen Vermögensrechtes. 


$ 38. Für die Gebahrung mit kirchlichem Vermögen gilt als Regel, dass 
dasselbe den für gemeinnützige Stiftungen bestehenden staatlichen Schutz 
geniesst. Die staatliche Kultusverwaltung ist insbesondere befugt, die Er- 
haltung des Stammvermögens der Kirchen und kirchlichen Anstalten zu über- 
wachen, sich jederzeit von dem Vorhandensein desselben die Ueberzeugung zu 
verschaffen und wegen Einbringung wahrgenommener Abgänge das Erforder- 
liche einzuleiten. — Rücksichtlich der Frage des Eigenthums und sonstiger 
privatrechtlicher Verhältnisse bezüglich des Kirchen- und Pfründenvermögens 
sind die Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes massgebend; im 
Falle eines Streites steht die Entscheidung den Gerichten zu. 

$ 39. Bei allen Kirchen und kirchlichen Anstalten ist das eigene Ver- 
mögen derselben von dem Pfründenvermögen abzusondern und abgesondert zu 
verwalten und zu verrechnen. 

$ 40. Für rechtliche Verpflichtungen, welche auf dem Kirchen- oder 
Pfründenvermögen haften, ist zunächst das Erträgniss, und erst, wenn dieses 
nicht ausreicht, die Substanz des Vermögens in Anspruch zu nehmen. — Wenn 
jedoch ausser dem Kirchen- oder Pfründenvermögen noch andere Verpflichtete 
vorhanden sind, so hat für bezügliche Leistung nur jener Theil der Vermögens- 
substanz aufzukommen, dessen Erträgniss nicht für die laufenden Bedürfnisse 
der Kirche oder Pfründe benöthigt wird; der Rest ist von den übrigen Ver- 
pflichteten nach Massgabe ihrer Verpflichtung zu leisten. 

$ 41. Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und der bei denselben 
bestehenden kirchlichen Anstalten (Stiftungen u. dgl.) ist im Allgemeinen nach 
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dem Grundsatze einzurichten, dass an derselben der Kirchenvorsteher sowie 
eine Vertretung derjenigen Theil zu nehmen hat, welchen bei Unzulänglichkeit 
jenes Vermögens die Bestreitung der Auslagen für die Kirchenbedürfnisse und 
die subsidiäre Haftung für die Verpflichtungen der Kirche oder kirchlichen 
Anstalt obliegt. 

$ 42. In Gemässheit des im $ 41 aufgestellten Grundsatzes ist das Ver- 
mögen der Pfarrkirchen gemeinschaftlich von dem Pfarrvorsteher, der Pfarr- 
gemeinde und dem Kirchenpatrone zu verwalten. 

$ 43. Die nähere Ausführung der in den $$ 41 und 42 aufgestellten 
Grundsätze erfolgt durch ein besonderes Gesetz. 

$ 44. Die Verwaltung des Bisthums-, Kapitel- und Klostervermögens richtet 
sich unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes ($ 38) nach den diesfalls 
bestehenden statutarischen Anordnungen. 

$ 45. Innerhalb der Grenzen der voranstehenden Bestimmungen verbleibt 
den Bischöfen und ihren Stellvertretern der ihnen nach den kirchlichen Vor- 
schriften zukommende Einfluss auf die Verwaltung des in ihren Sprengeln 
befindlichen Kirchenvermögens, insoweit diese kirchlichen Vorschriften den 
Staatsgesetzen nicht widerstreiten. 

$ 46. Das Pfründenvermögen wird von den geistlichen Nutzniessern der 
Pfründe unter Aufsicht der Patrone und unter der Öberaufsicht der Bischöfe 
und des Staates ($ 38) verwaltet. — Die rücksichtlich der Obsorge der Pfarr- 
gemeinden über die Pfründengebäude bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
bleiben aufrecht. 

$ 47. Rein kirchliche Stiftungen verbleiben in der Verwaltung der kirch- 
lichen Organe. — Ueber Zweifel hinsichtlich der kirchlichen Natur einer 
Stiftung entscheidet in letzter Instanz der Kultusminister. 

$ 48.° Zur Beurkundung von Rechtsgeschäften für eine Kirche oder kirch- 
liche Anstalt wird die Fertigung des Kirchenvorstehers und mindestens zweier 
Mitglieder der im $ 41 bezeichneten Vertretung erfordert. 

$ 49. Erhebliche Veränderungen in der Substanz des Kirchen-, sowie 
des Pfründen- und Stiftungsvermögens müssen sofort der staatlichen Kultus- 
verwaltung angezeigt werden. 

$ 50. Bei der Fruktifizirung des Kirchen- und Pfründenvermögens, sowie 
des Vermögens kirchlicher Anstalten (Stiftungen u, dgl.) sind, was die Art 
der Anlage und die Bedingungen der Sicherstellung anlangt, die Vorschriften 
massgebend, welche zu Gunsten der unter den besonderen Schutz der Gesetze 
gestellten Personen bestehen. — Bei wechselseitigen Unterstützungen zwischen 
Kirchen derselben Diözese können im Einverständnisse der staatlichen Kultus- 
verwaltung und der Ordinariate aus besonders rücksichtswürdigen Gründen 
Ausnahmen von der voranstehenden Regel zugelassen werden. 

$ 5l. Die Bestimmungen der Ministerialverordnung vom 20. Juni 1860, 
RGB. Nr. 162, und vom 13. Juli 1860, RGB. Nr. 175, über Veräusserung und 
Belastung des Vermögens katholischer Pfründen und geistlicher Anstalten haben 
mit Ausschluss jener Anordnungen, wonach derartige Geschäfte der Genehmigung 
seitens der päpstlichen Kurie unterliegen, fortzugelten. 

$ 52. Bis zur Erlassung der besonderen Gesetze über die Verwaltung 
des Kirchen- und Pfründenvermögens ($$ 37 und 43) werden die zur Aus- 
führung der Bestimmungen dieses Gesetzes nothwendigen Vorschriften im 
Verordnungswege erlassen. 
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$ 53. Hört eine einzelne kirchliche Gemeinschaft oder Anstalt, welche 
selbständig Vermögen besessen hat, zu bestehen auf, so ist dieses Vermögen, 
soweit über dessen Verwendung nicht stiftungsmässige Anordnungen bestehen, 
dem Religionsfond zuzuwenden. 

$ 54. Wenn nach den Ueberschüssen, welche aus den Renten eines 
kirchlichen Vermögens durch eine längere Reihe von Jahren in Ersparung 
gebracht werden, mit Sicherheit anzunehmen ist, dass das betreffende Vermögen 
zu dem damit bewidmeten: kirchlichen Zwecke nicht vollständig benöthigt wird, 
so kann die staatliche Kultusverwaltung nach Einvernehmung des betheiligten 
Ordinariates verfügen, dass der dem Durchschnitte der jährlichen Ueberschüsse 
entsprechende Theil des Vermögens anderen kirchlichen Zwecken, für welche 
eine genügende Dotation nicht vorhanden ist, zugewendet werde. — Doch ist 
in einem solchen Falle ohne Beeinträchtigung des von einem kirchlichen Indi- 
viduum bereits erworbenen Bezugsrechtes vorzugehen. — In keinem Falle 
dürfen durch eine solche Verfügung nachweisbare stiftbriefmässige Festsetzungen 
verletzt werden. 

$ 55. Streitigkeiten über die Verpflichtung zu Leistungen für Kultus- 
zwecke werden, wenn eine solche Leistung aus dem allgemeinen Grunde der 
Zugehörigkeit zu einer kirchlichen Gemeinde in Anspruch genommen wird, 
von den Verwaltungsbehörden im ordentlichen Instanzenzuge, wenn sie hin- 
gegen aus einem besonderen Titel gefordert wird, von den Gerichten ent- 
schieden. — Wird die fragliche Leistung aus dem Titel des Patronates in 
Anspruch genommen, so richtet sich die Kompetenz zur Entscheidung nach den 
diesfalls bestehenden besonderen Vorschriften ($$ 33 und 34). 

$ 56. Die Verwaltungsbehörden sind in allen Fällen solcher Streitigkeiten 
über Leistungen zu Kultuszwecken befugt, dort, wo es das dringende Interesse 
der Seelsorge erheischt, auf Grund des bisherigen ruhigen Besitzstandes oder, 
soweit derselbe nicht sofort ermittelt werden kann, auf Grund der summarisch 
erhobenen thatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse ein Provisorium zu 
verordnen. 

$ 57. Unbeschadet der voranstehenden Bestimmungen bleiben die Vor- 
schriften in Kraft, welche in den einzelnen Königreichen und Ländern in Betreff 
der Herstellung und Erhaltung der katholischen Kirchen- und Pfründengebäude, 
dann der Beischaffung der Kirchenparamente, Einrichtung und Erfordernisse 
bestehen. — In den eben bezeichneten Angelegenheiten haben auch fernerhin 
die Verwaltungsbehörden, falls ein öffentlicher Fond in Mitleidenschaft steht, 
von Amts wegen, ausserdem aber auf Verlangen der betheiligten Parteien die 
zur Bestreitung der nothwendigen Auslage erforderlichen Einleitungen zu treffen. 
— Sie haben insbesondere, wenn eine Mehrheit von Leistungspflichtigen in 
Betracht kommt, eine mündliche Verhandlung (Konkurrenzverhandlung) anzu- 
ordnen, bei welcher die Nothwendigkeit der Auslage festzustellen und sohin 
über die Art ihrer Bestreitung ein Einverständniss sämmtlicher Betheiligten 
anzustreben ist. — Lässt sich ein solches nicht erzielen, so ist über die in 
Streit gezogene Leistungspflicht auf Grund der bei oder seit der Verhandlung 
erhobenen thatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse im regelmässigen Instanzen- 
zuge und zwar nach Beschaffenheit der Umstände entweder definitiv oder 
provisorisch zu erkennen ($ 55 und 56). 

$ 58. Die besonderen Bestimmungen über, das Intestat-Erbrecht nach 
Weltgeistlichen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


536 XI. Kap. Kirchenpol. Gesetze und Verordnungen: A. in Oesterreich. 


$ 59. Die Einkünfte erledigter weltgeistlicher Pfründen fliessen in den 
Religionsfond. — Die Vorschriften, durch welche die Pfründen einzelner welt- 
geistlicher Korporationen bisher von dieser Regel ausgenommen waren, sind 
aufgehoben. 


VIII. In Ansehung der Staatsaufsicht über die kirchliche 
Verwaltung. 


$ 60. Die staatliche Kultusverwaltung hat darüber zu wachen, dass die 
kirchlichen Organe ihren Wirkungskreis nicht überschreiten und den Bestimm- 
ungen des gegenwärtigen Gesetzes, sowie den auf Grundlage desselben von 
den staatlichen Behörden erlassenen Anordnungen und jedem von ihnen kraft 
dieses (sesetzes gestellten Verlangen nachkommen. Zu diesem Ende können 
die Behörden Geldbussen in einer den Vermögensverhältnissen angemessenen 
Höhe, sowie sonst gesetzlich zulässige Zwangsmittel in Anwendung bringen. 


2. Gesetz, mit welchem behufs Bedeckung der Bedürfnisse des kathol. Kultus die 
Beiträge zum Beligionsfonde geregelt werden. Vom 7. Mai 1874 (RGBl. S. 111). 


$ 1. Behufs Bedeckung der Bedürfnisse des katholischen Kultus, ins- 
besondere zur Aufbesserung des bisherigen normalmässigen Einkommens der 
Seelsorgsgeistlichkeit haben die Inhaber kirchlicher Pfründen und die regulären 
Kommunitäten die nachstehend bestimmten Beiträge an den Religionsfond ab- 
zugeben. 

$ 2. Als Massstab für die Bemessung des Religionsfondbeitrages wird 
bei der Bemessung des Gebührenäquivalentes zur Grundlage dienende Werth 
des Gesammtvermögens der Pfründe oder Kommunität, einschliesslich der 
etwa bei denselben genossenen Stiftungen angenommen, jedoch ausschliesslich 
des in Bibliotheken, wissenschaftlichen und Kunstsammlungen bestehenden 
Vermögens. — Demzufolge bleiben Vermögensbestandtheile oder Bezüge, welche 
dem Gebührenäquivalente nicht unterliegen, auch bei Bemessung des Religions- 
fondbeitrages ausser Anschlag. — Eine Ausnahme hievon tritt hinsichtlich 
solcher Vermögensbestandtheile ein, welche bei Bemessung des Gebühren- 
äquivalentes lediglich aus dem Grunde der noch nicht vollendeten zehnjährigen 
Besitzdauer ausser Anschlag bleiben; von solchen Vermögensbestandtheilen 
ist der Religionsfondbeitrag sofort zu bemessen. 

$ 3. Auswärtigen kirchlichen Pfründen und Kommunitäten wird der 
Religionsfondbeitrag nach dem Werthe ihres hierländigen Realbesitzes be- 
messen ($ 2). 

$ 4. Die Kultusverwaltung wird nach Einvernehmung der Bischöfe und 
mit Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse denjenigen Betrag festsetzen, 
welcher behufs Deckung des standesmässigen Unterhaltes der geistlichen Per- 
sonen von dem Religionsfondbeitrage freizulassen ist. — Bei regulären Kom- 
munitäten, deren statutenmässiger Zweck in der Pflege von armen Kranken 
besteht, ist ferner auch jenes Einkommen freizulassen, welches nachweisbar 
für diesen Zweck verwendet wird. — Das Gleiche findet auch hinsichtlich des 
Einkommens statt, welches eine reguläre Kommunität auf kirchliche oder 
Kultuszwecke, wenn dieselben bei Ermangelung einer solchen Kommunität 
aus dem Religionsfond bestritten werden müssten, oder auf Zwecke des 
öffentlichen Unterrichtes verwendet, die von der Regierung als nothwendig 
erkannt werden. 
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$S 5. Bei regulären Kommunitäten ist das aus dem Titel der kirchlichen 
Kompetenz ($ 4) freizulassende Einkommen in der Summe aller jener Beträge 
anzunehmen, welche den Korporationsgliedern nach ihrem kirchlichen Stande 
als Kompetenz zukommen. Dasselbe gilt bei weltgeistlichen Korporationen mit 
ungetheilter Dotation (mensa communis). — In beiden Fällen ist den einzelnen 
Korporationsgliedern auch ein solches Pfründeneinkommen einzurechnen, welches 
sie anderswoher als von der Kommunität beziehen. 

S 6. Die Grundsätze, nach denen behufs Bestimmung der Kompetenz 
($$ 4 und 5) die Einnahmen und Ausgaben der geistlichen Personen zu berechnen 
sind, werden nach Einvernehmen der Bischöfe im Verordnungswege festgestellt. 

$S 7. Wo zum Zwecke der Ergänzung der Kompetenz ($$ 4 und 5) eine 
Subvention aus öffentlichen Fonds geleistet wird, entfällt die Bemessung des 
Religionsfondbeitrages. 

$ 8. Der Religionsfondbeitrag wird gleich dem Gebührenäquivalente für 
einen Zeitraum von je zehn Jahren vorhinein bemessen. 

$ 9. Für diesen Zeitraum ($ 8) beträgt der Religionsfondbeitrag im Ganzen: 

zon dem Betrage bs 2 .777227710000 1.7 1a’ Perzent, 
von den Beträgen zwischen 10000 fl. und 20000 „ 1"s 
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$S 10. Eine Pauschalirung der vorstehend bestimmten Ranbıönklandbäitrige 
ist alba. 

$ 11. Zeigt sich, dass das Einkommen einer über die kirchliche Kompetenz 
(SS 4 var 5) dotirten geistlichen Person oder Korporation durch den in der 
gesetzlichen Höhe bemessenen Religionsfondbeitrag unter die Kompetenz herab- 
sinken würde, so ist der Beitrag ganz oder in dem entsprechenden Theilbetrage 
abzuschreiben. 

S 12. Eine innerhalb des Zeitraumes, für welchen der Religionsfondbeitrag 
bemessen worden ist, eintretende dauernde Vermehrung oder Verminderung 
des Einkommens des beitragspflichtigen Subjekts oder des die Grundlage der 
Bemessung bildenden Vermögens hat auf die Beitragspflicht nur insoferne 
Einfluss, als durch eine solche Veränderung das Einkommen des Beitrags- 
pflichtigen über den die kirchliche Kompetenz bildenden Betrag hinaufsteigt 
oder — mit oder ohne Einrechnung des gesetzlichen Betrages — unter diesen 
Betrag hinabsinkt. — Im ersteren Falle ist der Beitrag für den noch übrigen 
Theil der Bemessungsperiode nachträglich zu bemessen, im zweiten Falle ganz 
oder in dem entsprechenden T'heilbetrage abzuschreiben. — In Fällen, in welchen 
ein vorübergehender Nachlass an den landesfürstlichen Steuern gewährt wird, 
kann auch ein entsprechender Nachlass des Religionsfondbeitrages eintreten. 

$ 13. Der Religionsfondbeitrag wird ohne Rücksicht auf Interkalarperioden 
bemessen. 

$ 14. Die Bemessung des Religionsfondbeitrages erfolgt durch die poli- 
tische Landesbehörde desjenigen Kronlandes, in welchem das beitragspflichtige 
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Subjekt seinen ordentlichen Wohnsitz hat oder in welchem im Falle des $ 3 
der die Beitragspflicht begründende Realbesitz gelegen ist. — Der Bemessung 
sind die zum Behufe der Vorschreibung des Gebührenäquivalentes errichteten 
Vermögensfassionen und von den Finanzbehörden festgestellten Daten zu 
Grunde zu legen. Hinsichtlich solcher Vermögensbestandtheile, bezüglich 
welcher die Verpflichtung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes noch nicht 
eingetreten ist ($ 2 Abs. 3), sind zum Behufe der Bemessung des Religions- 
fondbeitrages besondere Fassionen zu errichten und binnen einer im Verord- 
nungswege festzustellenden Frist der Landesbehörde vorzulegen. — Diese Fas- 
sionen müssen alle jene Daten enthalten, welche behufs der Bemessung des 
(Gebührenäquivalentes auszuweisen sind. 

$ 15. Welche Einzelnachweise zum Zwecke der gänzlichen oder theil- 
weisen Befreiung von dem Religionsfondbeitrage aus dem im $ 4 angegebenen 
Grunde zu erbringen sind, wird im Verordnungswege festgestellt ($ 6). 

$ 16. Die in den Vorschriften über das Gebührenäquivalent enthaltenen 
Bestimmungen über die Haftungspflicht der Fassionsleger hinsichtlich der 
Richtigkeit der Fassionsangaben gelten auch in Betreff derjenigen Angaben, 
welche zum Zwecke der Bemessung des Religionsfondbeitrages oder der Be- 
freiung von demselben zu erbringen sind ($$ 14 und 15). — Die Strafe für 
die Verschweigung eines Vermögens oder Einkommens, dessen Vorhandensein 
auf die Bemessung des Religionsfondbeitrages Einfluss nehmen kann, besteht 
in dem Doppelten des hiedurch verkürzten oder der Verkürzung ausgesetzten 
Beitrages. 

S 17. Rekurse in Angelegenheiten der Bemessung des Religionsfond- 
beitrages gehen an den Kultusminister. — Dieselben sind bei der Landesbehörde 
binnen vier Wochen vom Tage der Zustellung der angefochtenen Verfügung 
oder Entscheidung einzubringen und haben keine aufschiebende Wirkung. 

$ 15. Die Einzahlung des Religionsfondbeitrags erfolgt in vierteljährigen 
Antieipativraten zu Handen der Landeshauptkasse desjenigen Landes, in welchem 
die Bemessung des Beitrages erfolgt ist ($ 14). 

$ 19. Von rückständigen Religionsfondbeiträgen sind vom Zeitpunkte 
ilırer Fälligkeit ($ 18) fünfperzentige Verzugszinsen zu entrichten. 

$ 20. So lange beim Eintritte eines neuen Dezenniums ($ 8) die Be- 
messung des Religionsfondbeitrages für dasselbe nicht erfolgt ist, ist dieser 
Beitrag mit dem Vorbehalte nachträglicher Ausgleichung in dem für das ab- 
gelaufene Dezennium ermittelten Ausmasse provisorisch fortzuentrichten. 

$ 21. Die Religionsfondbeiträge, dann die etwa verfallenen Verzugszinsen 
und Strafen werden in derselben Weise wie die landesfürstlichen Steuern und 
Abgaben eingebracht. 

$ 22. Insoweit die Religionsfondbeiträge nicht über drei Jahre ausständig 
sind, kommt denselben und deren Nebengebühren ein den öffentlichen Abgaben 
und deren Nebengebühren nachstehendes, hingegen allen privatrechtlichen 
Forderungen. vorgehendes gesetzliches Pfandrecht ad fructus des unbeweglichen 
Vermögens der beitragspflichtigen Pfründe oder regulären Kommunität zu. 

$ 23. Im Falle eines Konkurses sind die nicht über drei Jahre aus- 
ständigen Religionsfondbeiträge und Nebengebühren unmittelbar nach den 
öffentlichen Abgaben und deren Nebengebühren zu berichtigen. 

$ 24. Der Religionsfondbeitrag fliesst unmittelbar in die Religionsfond- 
kasse desjenigen Landes, in welchem die Bemessung stattgefunden hat (8 14). 
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$S 25. Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 1875 in Wirksamkeit. — Von 
diesem Zeitpunkte an haben die bisher von den Inhabern kirchlicher Pfründen 
und den regulären Kommunitäten an den Religionsfond geleisteten Beiträge 
zu entfallen. — Desgleichen entfällt von diesem Zeitpunkte an die den genannten 
bisher obgelegene Verpflichtung zur Leistung des Alumnatikums (Seminaristi- 
kums). Der Anspruch des Religionsfonds auf die Interkalar-Einkünfte erledigter 
Pfründen wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

$ 26. Die erste Bemessung der in diesem Gesetze bestimmten Religions- 
fondbeiträge erfolgt für den Rest des mit 31. Dezember 1880 zu Ende gehenden 
Dezennium ($ 8). 

$ 27. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes sind der Minister für Kultus 
und Unterricht und der Finanzminister beauftragt. 


3. Gesetz, betr. die gesetzliche Anerkennung von Religionsgesellschaften. 


Vom 20. Mai 1874 (RGBl. $. 151). 


$ 1. Den Anhängern eines bisher gesetzlich nicht anerkannten Religions- 
bekenntnisses wird die Anerkennung als Religionsgesellschaft unter nach- 
folgenden Voraussetzungen ertheilt: 1. dass ihre Religionslehre, ihr Gottes- 
dienst, ihre Verfassung, sowie die gewählte Benennung nichts Gesetzwidriges 
oder sittlich Anstössiges enthält; 2. dass die Errichtung und der Bestand 
wenigstens Einer nach den Anforderungen dieses Gesetzes eingerichteten Kultus- 
gemeinde gesichert ist. 

$ 2. Ist den Voraussetzungen des $ 1 genügt, so wird die Anerkennung 
von dem Kultusminister ausgesprochen. — Durch diese Anerkennung wird die 
Religionsgesellschaft aller jener Rechte theilhaftig, welche nach den Staats- 
gesetzen den gesetzlich anerkannten Kirchen- und Religions-Gesellschaften 
zukommen. 

$ 3. Die Erfordernisse der Zugehörigkeit und die Art des Beitrittes zu 
einer anerkannten Religionsgesellschaft werden durch deren Verfassung bestimmt. 

S 4. Zur Errichtung von Kultusgemeinden und von Bezirken, welche 
eine Mehrheit von Kultusgemeinden umfassen, dann zu jeder Aenderung in der 
Abgrenzung der bestehenden Gemeinden und Bezirke, ist die staatliche Ge- 
nehmigung erforderlich. 

$ 5. Die staatliche Genehmigung zur Errichtung einer Kultusgememde 
(S 4) ist durch den Nachweis bedingt, dass dieselbe hinreichende Mittel besitzt 
oder auf gesetzlich gestattete Weise aufzubringen vermag, um die nöthigen 
gottesdienstlichen Anstalten, die Erhaltung des ordentlichen Seelsorgers und 
die Ertheilung eines geregelten Religionsunterrichtes zu sichern. — Vor er- 
theilter Genehmigung darf die Konstituirung der Kultusgemeinde nicht stattfinden. 

$ 6. Insoweit die innere Einrichtung der Kultusgemeinden nicht schon 
durch die allgemeine Verfassung der Religionsgesellschaft bestimmt wird, ist 
sie durch Statute zu regeln, welche die nachfolgenden Punkte zu umfassen 
haben: 1. die Bezeichnung der örtlichen Grenzen des Gemeindegebietes; 2. die 
Art der Bestellung des Vorstandes, dessen Wirkungskreis und Verantwortlich- 
keit; 3. die Art der Bestellung des ordentlichen Seelsorgers und sonstiger 
kirchlicher Funktionäre, deren Rechte und Pflichten; 4. die Rechte und Pflichten 
der Gemeindeangehörigen in Hinsicht auf die Gemeindeverwaltung, insbesondere 
Bestimmungen über die bestehenden Wahlrechte; 5. die Art der Besorgung, 
Leitung und unmittelbaren Beaufsichtigung des Religionsunterrichtes; 6. die 
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Art der Aufbringung der für die ökonomischen Bedürfnisse der Gemeinde 
erforderlichen Mittel; 7. das Verfahren bei Abänderung des Statutes. — Solche 
Statute sind den Gesuchen um die staatliche Genehmigung zur Errichtung von 
Kultusgemeinden ($$ 4, 5) beizulegen und unterliegen der Genehmigung des 
Kultusministers. 

$ 7. Soll eine Kultusgemeinde von Personen gebildet werden, welche der 
betreffenden Religionsgesellschaft bisher nicht angehört haben, so haben die- 
selben nach erlangter Genehmigung ($$ 4, 5) die Erklärung ihres Beitrittes zu 
der Gemeinde vor der politischen Behörde abzugeben, welche hievon dem 
Vorsteher oder Seelsorger der verlassenen Kirche oder Religionsgesellschaft 


Anzeige macht. — Diese Erklärung hat alle rechtlichen Wirkungen der im 
Art. 6 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. Nr. 49, normirten Austritts- 
Erklärung. 


$ 8. Mitglieder einer ordnungsmässig konstituirten Kultusgemeinde sind 
alle in Gebiete derselben wohnhaften Angehörigen der betreffenden Religions- 
gesellschaft. — Angehörige einer Religionsgesellschaft, welche nicht in dem 
Gebiete einer Kultusgemeinde wohnen, werden als Mitglieder der nächstgelegenen 
Gemeinde ihres Bekenntnisses angesehen. — Der Gemeindevorstand ($ 9) hat 
für die Evidenthaltung der Gemeindemitglieder zu sorgen. 

$ 9. In den Vorstand einer Kultusgemeinde können nur solche Mitglieder 
derselben berufen werden, welche österreichische Staatsbürger sind und im 
Vollgenusse der bürgerlichen Rechte stehen. — Die Bestellung des Vorstandes 
ist der Landespolizeibehörde anzuzeigen. — Die Bestellung eines Vorstandes, 
dessen Wirksamkeit sich auf mehr als Eine Kultusgemeinde erstrecken soll, 
bedarf der Bestätigung durch den Kultusminister. 

S 10. Als Seelsorger kann in der Kultusgemeinde nur ein österreichischer 
Staatsbürger angestellt werden, dessen Verhalten in sittlicher und staatsbürger- 
licher Hinsicht vorwurfsfrei ist und dessen allgemeine Bildung mindestens durch 
Vollendung des Gymnasialstudiums erprobt ist. 

$ 11. Den zur Anstellung der Seelsorger Berechtigten liegt ob, die im 
einzelnen Falle ausersehene Person der Landesbehörde anzuzeigen. — Der 
letzteren steht zu, den zur Anstellung Berechtigten ihre Einwendungen unter 
Angabe der Gründe ($ 10) mitzutheilen. — Wird von der Landesbehörde binnen 
30 Tagen nach geschehener Anzeige keine Einwendung erhoben, so steht der 
Anstellung des betreffenden Seelsorgers nichts im Wege. — Gegen eine von 
der Landesbehörde erhobene Einwendung steht die Berufung an den Kultus- 
minister offen. — Wird der Berufung nicht Folge gegeben, so darf die An- 
stellung nicht stattfinden. — Die Anstellung von Religionsdienern, deren Wirk- 
samkeit sich auf mehr als auf Eine Kultusgemeinde erstrecken soll, bedarf 
der Bestätigung durch den Kultusminister. 

$ 12. Wenn ein Religionsdiener verbrecherischer oder solcher strafbarer 
Handlungen schuldig erkannt worden ist, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen 
die Sittlichkeit verstossen oder zu öffentlichem Aergernisse gereichen, oder 
wenn ein Seelsorger die österreichische Staatsbürgerschaft verliert, so hat die 
Regierung seine Entfernung vom Amte zu verlangen. — Hat sich ein Seel- 
sorger eines Verhaltens schuldig gemacht, welches sein ferneres Verbleiben 
in seinem Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich erscheinen lässt, so 
kann die Regierung seine Entfernung von der Ausübung des Amtes verlangen. 
— Wird die von der Regierung verlangte Entfernung von den hiezu Berufenen 
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nicht in angemessener Frist vollzogen, so ist das betreffende Kultusamt für 
den staatlichen Bereich als erledigt anzusehen, und hat die Regierung dafür 
zu sorgen, dass jene Geschäfte, welche die Staatsgesetze dem ordentlichen 
Seelsorger übertragen, von einer anderen von ihr bestellten Persönlichkeit 
insolange versehen werden, bis das betreffende Kultusamt in staatsgültiger 
Weise neu besetzt ist. — In derselben Weise kann vorgegangen werden, wenn 
aus einem anderen Grunde die oben bezeichneten Geschäfte von dem ordent- 
lichen Seelsorger nicht besorgt werden. 

$ 13. Jede nicht schon in der allgemeinen Verfassung der Religions- 
gesellschaft vorgesehene Vereinigung mehrerer Kultusgemeinden oder der Ver- 
treter derselben zu einer dauernden oder vorübergehenden gemeinsamen Thätig- 
keit, insbesondere zur Beschlussfassung über gemeinsame Angelegenheiten, 
bedarf der von Fall zu Fall zu ertheilenden Gestattung des Kultusministers. 

$ 14. Zur Einbringung der mit staatlicher Zustimmung ausgeschriebenen 
Umlagen und der den Religionsdienern zustehenden Einkünfte und Gebühren 
wird der staatliche Beistand gewährt. 

$ 15. Die staatliche Kultusverwaltung hat darüber zu wachen, dass die 
anerkannten Religionsgesellschaften, deren Gemeinden und Organe ibren Wirkungs- 
kreis nicht überschreiten und den Bestimmungen des gegenwärtigen (Gesetzes, 
sowie den auf Grundlage desselben von den staatlichen Behörden erlassenen 
Anordnungen und jedem von ihnen kraft dieses Gesetzes gestellten Verlangen 
nachkommen. Zu diesem Ende können die Behörden Geldbussen in einer den 
Vermögensverhältnissen angemessenen Höhe, sowie sonst gesetzlich zulässige 
Zwangsmittel in Anwendung bringen. 

$ 16. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirk- 
samkeit. 

$ 17. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes sind der Minister für Kultus 
und Unterricht und der Minister des Innern beauftragt. 


e) Schulgesetze. 
1. Gesetz, grundsätzliche Bestimmungen über die Schule vom 25. Mai 1868 (s. 8. 522). 
2. Gesetz vom 14. Mai 1869, durch welches die Grundsätze des Unterrichtswesens 
‚ bezüglich der Volksschulen festgestellt wurden!) (RGBI. S. 277), in der Fassung 
der Novelle vom 2. Mai 1883 (RGBl. S. 199). 
A. Von den öffentlichen Volksschulen. 
I. Zweck und Einrichtung der Schulen. 


$ 1. Die Volksschule hat zur Aufgabe, die Kinder sittlich-religiös zu 
erziehen, deren Geistesthätigkeit zu entwickeln, sie mit den zur weiteren Aus- 
bildung für das Leben erforderlichen Kenntnissen und Fertigkeiten auszustatten 
und die Grundlage für Heranbildung tüchtiger Menschen und Mitglieder der 
Gemeinwesens zu schaffen. 

$ 2. Jede Volksschule, zu deren Gründung oder Erhaltung der Staat, 
das Land, oder die Ortsgemeinde die Kosten ganz oder theilweise beiträgt, ist 





1) Gewöhnlich Reichs-Volksschulgesetz genannt. Der ursprüngliche Text 
von 1869 wurde durch die Novelle von 1883 nicht erheblich (zu Gunsten des 
Kirche) geändert. An einzelnen Stellen fügen wir den früheren Text in Kursiv- 
schrift bei. Eine wesentliche Aenderung brachte der Art. 48, wesshalb wir 
den Urtext ausführlich in der Note beisetzen. 
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eine öffentliche Anstalt und als solche der Jugend ohne Unterschied des Glaubens- 
bekenntnisses zugänglich. — Die in anderer Weise gegründeten und erhaltenen 
Volksschulen sind Privatanstalten. 


1. Allgemeine Volksschule. 


$ 3. Die Lehrgegenstände der allgemeinen Volksschule sind: Religion... 

$ 5. Der Religionsunterricht wird durch die betreffenden Kirchenbehörden 
(Vorstände der israelitischen Kirchengemeinden) besorgt und zunächst von ihnen 
überwacht. — Die dem Religionsunterricht zuzuweisende Anzahl von Stunden 
bestimmt der Lehrplan. — Die Vertheilung des Lehrstoffes auf die einzelnen 
Jahreskurse wird von den Kirchenbehörden festgestellt. — Der Religionslehrer, 
die Kirchenbehörden und Religionsgenossenschaften haben den Schulgesetzen 
und den innerhalb derselben erlassenen Anordnungen der Schulbehörden nach- 
zukommen. — Die Verfügungen der Kirchenbehörden über den Religionsunter- 
richt und die religiösen Uebungen sind dem Leiter der Schule ($ 12) durch 
die Bezirksschulaufsicht zu verkünden. — Verfügungen, welche mit der all- 
gemeinen Schulordnung unvereinbar sind, wird die Verkündigung versagt. — 
An jenen Orten, wo kein Geistlicher vorhanden ist, welcher den Religions- 
unterricht regelmässig zu ertheilen vermag, kann der Lehrer mit Zustimmung 
der Kirchenbehörde verhalten werden, bei diesem Unterrichte für die seiner 
Konfession angehörigen Kinder in Gemässheit der durch die Schulbebörde er- 
lassenen Anordnungen mitzuwirken. — Falls eine Kirche oder Religionsgesell- 
schaft die Besorgung des Religionsunterrichtes unterlässt, hat die Landesschul- 
behörde nach Einvernehmung der Betheiligten die erforderliche Verfügung 
zu treffen. 

$ 8 Ueber die Zulässigkeit der Lebr- und Lesebücher entscheidet nach 
“ Anhörung der Landesschulbehörde der Minister für Kultus und Unterricht. — 
Die Wahl unter den für zulässig erklärten Lehr- und Lesebüchern trifft nach An- 
hörung der Bezirkslehrerkonferenz die Landesschulbehörde (Bezirksschulaufsicht). 

$S 12. Der verantwortliche Leiter der Volksschule ist der Lehrer, und 
wo mehrere Lehrkräfte bestellt sind, der hiezu bestimmte OÖberlehrer. 


2. Bürgerschule. 


$ 17. Die Bürgerschule hat eine über das Lehrziel der allgemeinen Volks- 
schule hinausreichende Bildung, namentlich mit Rücksicht auf die Bedürfnisse 


der Gewerbetreibenden und Landwirthe zu gewähren. — Dieselbe vermittelt 
auch die Vorbildung für Lehrerbildungsanstalten und für jene Fachschulen, 
welche eine Mittelschulvorbildung nicht voraussetzen. — Die Lehrgegenstände 


der Bürgerschule sind: Religion . . 

$ 15. Die Bürgerschule besteht aus 3 Klassen, welche sich an den fünften 
Jahreskurs der allgemeinen Volksschule anschliessen. — Denjenigen, welche 
die Schule erhalten, bleibt es überlassen, die Bürgerschule mit einer allgemeinen 
Volksschule unter einem gemeinsamen Leiter zu verbinden. In diesem Falle 
führt sie den Namen „Allgemeine Volks- und Bürgerschule‘. 


ll. Schulbesuch. 


$ 21. Die Schulpflicht beginnt mit dem vollendeten sechsten und dauert 
bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahr. — Der Austritt aus der Schule 
darf aber nur erfolgen, wenn die Schüler die für die Volksschule vorgeschriebenen 
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nothwendigsten Kenntnisse, als: Religion!), Lesen, Schreiben und Rechnen 
besitzen... 
III. Lehrerbildung und Befähigung zum Lehramte. 


Ss 29 In den Bildungs-Anstalten für Lehrer wird gelehrt: Religion, 
Pädagogik mit praktischen Uebungen ... 

S 38. Das Zeugniss der Reife ($ 34) befähigt zur provisorischen Anstellung 
als Unterlehrer oder Lehrer. — Zur?) definitiven Anstellung als Unterlehrer 
oder Lehrer an allgemeinen Volksschulen ist das Lehrbefähigungszeugniss für 
allgemeine Volksschulen erforderlich, welches nach einer mindestens zweijährigen 
zufriedenstellenden Verwendung im praktischen Schuldienste an einer öffentlichen 
oder einer mit dem Oeffentlichkeitsrechte versehenen Privatvolksschule durch 
die Lehrbefähigungsprüfung erworben wird. — Zur definitiven Anstellung als 
Unterlehrer oder Lehrer an Bürgerschulen ist das Lehrbefähigungszeugniss für 
Bürgerschulen erforderlich, welches nach einer mindestens dreijährigen voll- 
kommen befriedigenden Verwendung an Volksschulen oder an anderen Lehr- 
anstalten durch Ablegung einer besonderen Prüfung erworben wird. — Im Lehr- 
amte erprobte technische Lehrer für die mit einzelnen Schulen verbundenen 
speziellen Lehrkurse ($ 10) können vom Unterrichtsminister von dieser Prüfung 
dispensirt werden. — Zur Vornahme der Lehrbefähigungsprüfungen werden 
besondere Kommissionen vom Minister für Kultus und Unterricht eingesetzt, 
wobei als Grundsatz zu gelten hat, dass vorzugsweise Direktoren und Lehrer 
der Lehrerbildungsanstalten, Schulinspektoren und tüchtige Volksschullehrer 
Mitglieder der Kommission sein sollen. — Zum Behufe der Prüfung der Kandi- 
daten hinsichtlich ihrer Befähigung zum Religionsunterrichte sind Vertreter 
der Kirchen und Religionsgenossenschaften zu berufen ($ 5 Abs. 6). 


V. Rechtsverhältnisse der Lehrer. 


$ 48. Der3) Dienst an öffentlichen Schulen ist ein öffentliches Amt und 
für alle Staatsbürger gleichmässig zugänglich, welche ihre Befähigung hiezu 
in gesetzlicher Weise nachgewiesen haben. — Als verantwortlicher Schulleiter 
(s$ 12, 14 Abs. 2, $ 19 Punkt 4 und 5) können nur solche Lehrpersonen 
bestellt werden, welche auch die Befähigung zum Religionsunterrichte ($ 33, 
Abs. 5) jenes Glaubensbekenntnisses nachweisen, welchem die Mehrzahl der 
Schüler der betr. Schule nach dem Durchschnitt der vorausgegangenen fünf 
Schuljahre angehört. Bei der Ermittlung dieses Durchschnittes werden alle 
evangelischen Schüler als einer und derselben Konfession angehörig betrachtet. 
Es ist Pflicht der Schulleitung, an der Ueberwachung der Schuljugend bei den 
ordnungsmässig festgesetzten religiösen Uebungen durch Lehrer des betreffenden 
Glaubensbekenntnisses sich zu betheiligen. — Vom Lehramte sind diejenigen 





1) Das Wort „Religion“ ist durch die Novelle 1883 eingefügt. 

2) Die Absätze 2 und 3 erhielten durch die Novelle von 1883 eine neue, 
präcisere Fassung. 

3) Dieser $ lautete 1869: „Der Dienst an öffentlichen Schulen ist ein 
öffentliches Amt und ist allen österreichischen Staatsbürgern ohne Unterschied 
des Glaubensbekenntnisses gleichmässig zugänglich. — Zur Anstellung als 
Lehrer oder Unterlehrer ist nebst der österreichischen Staatsbürgerschaft der 
Nachweis der entsprechenden Befähigung ($ 38) erforderlich. Abs. 3 wie oben, 
(In dem Abdruck im Archiv für k. K.R. 56, 122 fehlt der 2. und 3. Absatz der 
Nevelle.) 
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ausgeschlossen, welche in Folge einer strafgerichtlichen Verurtheilung von der 
Wählbarkeit in die Gemeindevertretung ausgeschlossen sind. 


B. Von den Privatlehranstalten. 


$ 68. Die Errichtung von Privatbildungsanstalten für Lehrer und Lehrerinnen 
ist unter folgenden Bedingungen zulässig: 1. Statut und Lehrplan, sowie jede 
Aenderung derselben bedürfen der Genehmigung des Ministers für Kultus und 
Unterricht. 2. Als Direktoren und Lehrer(innen) können nur solche Personen 
Verwendung finden, die ihre volle Befähigung, die Lehramtszöglinge auszubilden, 
dargelegt haben. Hiefür ist mindestens der Nachweis eines Lehrbefähigungs- 
zeugnisses für Bürgerschulen und einer dreijährigen praktischen Verwendung 
im Schuldienste erforderlich. Ausnahmen kann der Minister für Kultus und 
Unterricht in Fällen bewilligen, wo eine entsprechende Lehrbefähigung in anderer 
Weise vollkommen nachgewiesen ist. — Unter denselben Bedingungen ist die 
Errichtung von Lehrerseminarien, in denen die Zöglinge des Lehramtes nebst 
dem Unterrichte zugleich Wohnung und Verpflegung erhalten, gestattet. 

$ 69. Privatbildungsanstalten und Seminare können vom Minister für 
Kultus und Unterricht das Recht zur Ausstellung staatsgültiger Zeugnisse 
(Oeffentlichkeitsrecht) unter der weiteren Bedingung erhalten, dass der Lehrplan 
nicht wesentlich von dem der staatlichen Lehrerbildungsanstalten abweiche, 
dass bei Ernennung des Direktors und der Lehrer die Bestätigung der Landes- 
schulbehörde eingeholt und dass die Schlussprüfung unter Leitung eines Ab- 
geordneten der letzteren vorgenommen werde, ohne dessen Zustimmung ein 
Zeugniss der Reife nicht ertheilt werden darf. 

$ 70. Die Errichtung von Privatlehranstalten, in welche schulpflichtige 
Kinder aufgenommen werden, dann die von Anstalten, in welchen solche Kinder 
auch Wohnung und Verpflegung finden (Erziehungsanstalten) ist unter folgenden 
Bedingungen gestattet: 1. Vorsteher und Lehrer haben jene Lehrbefähigung 
nachzuweisen, welche von Lehrern an öffentlichen Schulen gleicher Kategorie 
gefordert wird. Ausnahmen kann der Minister für Kultus und Unterricht in 
Fällen bewilligen, wo die erforderliche Lehrbefähigung in anderer Weise voll- 
kommen nachgewiesen ist. 2. Das sittliche Verhalten der Vorsteher und Lehrer 
muss unbeanstandet sein. 3. Der Lehrplan muss mindestens den Anforderungen 
entsprechen, welche an eine öffentliche Schule gestellt werden. 4. Die Ein- 
richtungen müssen derart sein, dass für die Gesundheit der Kinder keine Nach- 
theile zu befürchten sind. 5. Jeder Wechsel in dem Lehrpersonale, jede Aenderung 
im Lehrplane und jede Veränderung des Lokales ist den Schulbehörden vor 
der Ausführung mitzutheilen. — Zur Eröffnung solcher Anstalten bedarf es 
der Genehmigung der Landesschulbehörde, welche nicht versagt werden kann, 
sobald den vorstehend unter 1—4 angeführten Bedingungen Genüge geschehen ist. 

$ 72. Privatanstalten können vom Minister für Kultus und Unterricht 
das Recht zur Ausstellung staatsgültiger Zeugnisse erhalten, wenn die Organi- 
sation und das Lehrziel jenen der öffentlichen Schule, welche .die Privatanstalt 
ersetzen soll, entspricht. Wird durch eine solche Lehranstalt dem Bedürfnisse 
nach Schulen in einer Gemeinde Genüge geleistet, so kann diese von der Ver- 
pflichtung eine neue Schule zu gründen entbunden werden. — Derartigen 
Privatanstalten wird das Oeffentlichkeitsrecht entzogen, wenn sie den an die 
Volksschule gestellten Anforderungen nicht mehr entsprechen. 
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B. In Ungarn. 


a) Interkonfessionelle Gesetze. 
1. Gesetzartikel LIII vom 12. Dezbr. 1868 über die Gegenseitigkeit unter den 


gesetzmässig eingeführten christlichen Konfessionen. 


$ 1. Unter Beobachtung der gesetzlich festgesetzten Bedingungen und 
Formalitäten steht es Jedermann frei, in den Schoos einer andern Konfession 
und bezw. zu einer andern Religion überzutreten. 

$ 2. Der Uebertritt steht Demjenigen frei, der sein achtzehntes Lebens- 
jahr schon vollendet hat. Doch können die Frauen nach ihrer Verehelichung, 
wenn sie dies Alter auch noch nicht erreicht hätten, übertreten. 

$ 3. Wer überzutreten wünscht, sei er ein Mitglied welch immer für 
einer Kirche, hat diese seine Absicht in Gegenwart zweier selbstgewählter 
Zeugen vor dem Seelsorger seiner eigenen Kirchengemeinde zu erklären. Und 
nach Verlauf einer Frist von 14 Tagen, die von dieser Erklärung an zu rechnen 
ist, und spätestens vor Verlauf von 30 Tagen erklärt er wieder in Gegenwart 
derselben oder anderer, gleichfalls durch ihn gewählter zweier Zeugen, vor 
dem Seelsorger seiner Kirchengemeinde, dass er bei seiner Absicht überzutreten 
auch fernerhin beharrt. 

$ 4. Derjenige, der übertreten will, ersucht jenen Seelsorger, vor dem 
er die Absicht des Uebertritts erklärt hat, sowohl über seine erst- als zweit- 
malige Erklärung, beidemale getrennt, um ein stempelfreies Zeugniss. 

$ 5. Wenn der Seelsorger das verlangte Zeugniss in was immer für 
einem Falle aus was immer für einem Grunde nicht ausfolgen wollte, so 
stellen die gegenwärtig gewesenen Zeugen für beide Fälle ein gesondertes 
stempelfreies Zeugniss aus. 

$ 6. Nachdem Derjenige, der übertreten will, die erhaltenen Zeugnisse 
vor dem Seelsorger jener Religion, zu welcher er übertreten will, vorgezeigt 
hat, ist die betreffende Kirche hiedurch vollkommen berechtigt, ihn, in ihren 
Schooss aufzunehmen. 

$ 7. Jener Seelsorger, bei dem der Uebergetretene seine Zeugnisse vor- 
gezeigt hat, bei dem also der Uebertritt zu Ende geführt wurde, ist verpflichtet, 
hievon den Seelsorger jener Gemeinde zu verständigen, welcher der Ueber- 
getretene vorher angehörte. 

$ 8. Alle nach dem Uebertritte erfolgten Handlungen des Uebergetretenen 
sind nach den Lehren jener Kirche zu beurtheilen, zu der er übergetreten ist, 
und die Grundsätze der von ihm verlassenen Kirche sind für ihn in keiner 
Hinsicht verbindlich. 

$ 9. Bei den aus der Vereinigung von Personen verschiedener christ- 
licher Religionen entstehenden gemischten Ehen sind zur Vornahme der drei- 
maligen Verkündigung die Seelsorger beider Parteien aufzufordern. — Sollte 
dies der Seelsorger der einen Partei verweigern, so genügt nebst einem durch 
zwei Zeugen darüber ausgestellten stempelfreien Zeugniss, dass dieser Seel- 
sorger zur Verkündigung aufgefordert worden ist, auch die durch den Seel- 
sorger der einen Partei geschehene Verkündigung. 

$ 10. Wenn die dreimalige Verkündigung geschehen ist, aber der Seel- 
sorger des einen oder andern Theils die Entlassungsurkunde auszufolgern sich 
weigert, so begeben sich von Seite des Brautpaares zwei Zeugen zu ihm und 
ersuchen ihn um Ausfolgung der Entlassungsurkunde; im Falle er dies ver- 
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weigert, richtet der eine der Zeugen an den Seelsorger die Frage, ob gegen 
die beabsichtigte Verheirathung ein Hinderniss angemeldet worden sei oder 
nicht. Ueber die vom Seelsorger auf diese Frage gegebene oder verweigerte 
Antwort stellen die Zeugen ein stempelfreies Zeugniss aus, das die Entlassungs- 
urkunde vollkommen ersetzt. — Wegen Verheimlichung eines vielleicht ge- 
meldeten Hindernisses ist der Seelsorger ausser der von seiner Kirchenbehörde 
ihm aufzuerlegenden Strafe mit einer Geldstrafe bis zu 500 fl. und Gefängniss 
bis zu einem halben Jahr zu bestrafen. 

$ 11. Gemischte Ehen können vor dem Geistlichen eines jeden Theils 
gültig geschlossen werden. 

$ 12. Von den aus gemischten Ehen entsprossenen Kindern folgen die 
Knaben der Religion ihres Vaters, die Töchter aber der Religion ihrer Mutter. 
— Die dem Gesetze widerstreitenden, wie immer gearteten Verträge, Reverse 
und Verfügungen sind auch in Zukunft ungültig und können in keinem Falle 
Rechtskraft haben. 

$ 13. Die religiöse Erziehung der Kinder kann weder der Tod des einen 
oder andern der Eltern, noch die gesetzmässige Trennung der Ehe ändern. 

$ 14. Wenn eines der Eltern zu einer andern Religion übertritt, so 
folgen diejenigen Kinder, welche das siebente Jahr noch nicht vollendet haben, 
je nach ihrem Geschlechte dem Uebergetretenen. 

$ 15. Die vor der Ehe gebornen, aber durch die Verehelichung legiti- 
mirten Kinder stehen mit den legitim gebornen Kindern bezüglich der religiösen 
Erziehung unter gleichen Normen. 

$ 16. Ausser der Ehe geborene, daher illegitime Kinder fallen, wenn sie 
durch ihren Vater anerkannt werden, unter dieselben Normen wie die legitimen 
Kinder; im entgegengesetzten Falle aber folgen sie der Religion der Mutter. 

$ 17. Hinsichtlich der religiösen Erziehung derjenigen ‚Kinder, die aus 
den vor dem Inslebentreten dieses Gesetzes geschlossenen gemischten Ehen 
geboren sind oder geboren werden, bleibt die Bestimmung desjenigen Gesetzes 
in Kraft, welches zur Zeit der Kingehung solcher Ehen Geltung hatte. 

$ 18. Findlinge und überhaupt solche Kinder, deren Eltern unbekannt 
sind, folgen der Religion desjenigen, der sie aufgenommen hat. Werden sie 
in ein Findelhaus gegeben, und gehört die Anstalt einer Konfession, so werden 
sie in der Religion dieser Konfession erzogen. Wenn keiner der in diesem $ 
erwähnten Fälle Statt hat, werden solche Findlinge in jener Religion erzogen, 
die am Orte des Auffinders in der Majorität ist. 

$ 19. Die Mitglieder der verschiedenen Religionsgenossenschaften können. 
nicht gezwungen werden, die kirchlichen Ceremonien und Feiertage der zu 
einer anderen Konfession Gehörigen zu beobachten, oder sich an solchen Tagen 
welch immer für Arbeiten zu enthalten. — Doch ist an Sonntagen jede öffent- 
liche und nicht unumgänglich nöthige Arbeit einzustellen. Ebenso ist an Feier- 
tagen welch immer für einer Konfession in der Nähe der Kirche und gelegent- 
lich von Prozessionen auf jenen Plätzen und Strassen, durch welche ein solcher 
Umgang zieht, Alles zu vermeiden, was die kirchliche Ceremonie stören könnte. 

$ 20. Jene Angehörige welch immer für einer Glaubensgenossenschaft, 
die nicht eine besondere Kirchengemeinde bilden, sind verpflichtet, sich an eine 
solche selbständige, zu ihrer Konfession gehörige, ihnen zunächst liegende 
Kirchengemeinde anzuschliessen, welche sich innerhalb des Gebietes des ungari- 
schen Staates befindet. 
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$ 21. In der Armee und in öffentlichen Staatsanstalten (z. B. in Militär- 
Erziehungsanstalten, Blindeninstituten, Findelhäusern u. s. w.), wie auch in 
Civil- und Militär-Spitälern sind die Mitglieder aller Konfessionen durch Seel- 
sorger ihrer eigenen Kirche des religiösen Unterrichts und der sonstigen Seel- 
sorgerdienste theilhaftig zu machen. 

$ 22. In Friedhöfen können die Mitglieder der verschiedenen Konfessionen 
vermischt und unbehindert begraben werden. 

$S 23. In solchen von verschiedenen Glaubensgenossen bewohnten (ze- 
meinden und Städten, welche aus ihrer Domestikalkasse für kirchliche Zwecke 
oder zum Besten einer konfessionellen Schule Beisteuer leisten, ist jede dort 
bestehende Konfession an dieser Unterstützung nach einem gerechten Verhält- 
nisse theilhaftig zu machen. 

S 24. Die Bildung neuer Kirchengemeinden und die Umänderung der 
Filialkirchen zu Matres (Mutterkirchen) oder umgekehrt dieser zu Filialen gehört 
unter die ausschliesslichen Rechte der Konfessionen. 


2. Gesetzartikel XL vom 12. Juni 1879: Strafgesetzbuch über Uebertretungen. 


III. Abschnitt. Uebertretungen gegen die Religion und deren freie 
Uebung. 


$ 51. Wer den Gegenstand der religiösen Ehrfurcht einer durch den 
Staat anerkannten Religionsgenossenschaft ausserhalb des der Religionsübung 
geweihten Ortes und nicht während der religiösen Ceremonie öffentlich schmäht 
und hiedurch öffentlichen Anstoss erregt, ist mit Arrest bis zu acht Tagen zu 
bestrafen. 

$ 52. Wer die auf die Sonn- und Feiertage bezüglichen Bestimmungen 
des $ 19 des @.A. LIlI vom J. 1868 verletzt, ist mit einer Geldstrafe bis zu 
100 fl. zu belegen. 

$ 53. Wer ein minderjähriges Individuum, welches das 18. Lebensjahr 
noch nicht überschritten hat, gegen die Verfügung des G.A. LIII vom J. 1868 in 
eine andere Religionsgenossenschaft aufnimmt, ist mit Arrest bis zu zwei 
Monaten und mit Geld bis zu 300 fl. zu bestrafen. 

$ 54. Wer entgegen der Bestimmung des $ 22 des G.A. LIII vom J. 
1868 die Bestattung eines Todten mit Gewalt oder Drohung verhindert, ist mit 
einer Geldstrafe bis zu 300 fl. zu bestrafen. 


3. Ministerialerlass betr. die gegenseitige Einsendung von Taufzeugnissen. Vom 


26. Febr. 1890. 


Der $ 12 des Ges.-Art. 53 vom Jahre 1868 verordnet in Betreff der aus 
gemischten Ehen gebornen Kinder... .., dass diese nach dem Geschlechte der 
Religion ihrer Eltern folgen, und erklärt, dass alle diesem Gesetze entgegen- 
gesetzten Verträge, Reversalien und Bestimmungen ungültig sind und jeder 
Rechtskraft entbehren. — Trotz dieser unzweideutigen Bestimmungen des 
Gesetzes sind viele Fälle vorgekommen . .. ., dass ein christlicher Seelsorger 
ein Kind taufte, bezw. tauft, welches diesem Gesetze gemäss einer anderen 
Konfession angehört. 

Nachdem der Minister auf die Gesetzesbestimmungen des 2 12 (@.4A. 53 v. 
J. 1868) und 3 53 (G@.A. 40 v. J. 1879) und das Rundschreiben seines Vorgängers 
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v. 11. Juli 18841), welches durch die richterlichen Entscheidungen der kgl. Tafel?) 
wirkungslos geworden war, verordnete er: 

1. So oft die Seelsorger aus was immer für einem Grunde ein Kind, das 
gemäss $ 12 des G.A. 53 v. J. 1868 einer andern Konfession angehört, taufen, 
haben dieselben ohne jedwede Aufforderung abzuwarten, innerhalb acht Tagen 
nach dem Akte der Taufe das Taufzeugniss dem kompetenten Seelsorger unter 
Retourrecepisse oder Abgabebuch amtlich zu übersenden, ohne Rücksicht auf 
von was immer für einer Seite kommende Verordnungen oder Ansuchen. 

2. So oft ein Seelsorger einen beschriebenen Akt in seine Matrikel ein- 
trägt, hat er noch vor der im vorhergehenden Punkte normirten Uebersendung, 
sowohl im Taufzeugnisse selbst, als auch an der entsprechenden Stelle seiner 
Matrikel in der Rubrik der Anmerkungen (observatio, animadversio) unausbleib- 
lich in jedem einzelnen Falle Folgendes zu bemerken: „Ist amtlich dem N. N.- 
Seelsorgeramte übersendet worden. Ort und Datum“. 

3. Zur Ausgabe von Matrikelextrakten sowohl zu privaten wie zu amt- 
lichem Gebrauche ist nur jener Seelsorger ermächtigt, dessen Konfession der 
Betreffende laut dem Gesetze angehört. Daher sind die mit der in Punkt 2 
bestimmten Anmerkung versehenen und zum kompetenten Seelsorger über- 
sendeten Taufzeugnisse, deren Ausstellung an der Bestimmung des $ 12 des 
G.A. 53 v. J. 1868 gar nichts ändert und keine rechtliche Geltung und Wirkung 
hat, nur zu kirchlichen Zwecken innerhalb der Angelegenheiten jener Konfession 
zu gebrauchen. Von solchen Immatrikulationen dürfen in statistischen, Stell- 
ungs-, Volkszählungs-, Ehe-, Erbschafts- und anderen Angelegenheiten weder 
auf privates noch auf offizielles Ansuchen Extrakte gegeben werden. 

4. Wenn der taufende Seelsorger den in den vorhergehenden Punkten 
gegebenen Bestimmungen oder Verboten entgegenhandelt, begeht er, insoweit 
seine That oder Unterlassung laut den Gesetzen nicht einer schweren Strafe 
unterliegt, eine Uebertretung und ist mit einer Geldstrafe von 10 bis 15, im 
Wiederholungsfalle bis 100 fl. zu bestrafen. .... 

5. Mit dieser Verordnung wird die von meinem Amtsvorgänger am 11. Juli 
1884 unter Z. 24727 erlassene Verordnung ausser Kraft gesetzt... ..3) 


b) Schulgesetze. 
1. Gesetzartikel XNXXVIII vom J. 1868, betr. den Volksschulunterricht. 
1. Kapitel. Verpflichtung und Freiheit des Unterrichts. 


$ 1. Alle Eltern und Vormünder, inbegriffen auch diejenigen, in deren 
Hause Kinder als Lehrlinge oder Hausdiener gehalten werden, sind verpflichtet, 





!) Dieses Rundschreiben Nr. 24727 bestimmte, „dass, so oft ein Seelsorger 
ein Kind, das den gesetzlichen Bestimmungen gemäss einer andern Konfession 
angehört, tauft, er das Taufzeugniss behufs Immatrikulation dem berufenen 
Seelsorger höchstens innerhalb acht Tagen nach dem Akte unter den im $ 53 
des G.A. 40 vom J. 1879 bestimmten Strafen übersende“. 

2) Die kgl. Kurie entschied, „dass der Akt der Taufe auch dann, wenn 
er entgegen den Bestimmungen des G.A. 53 vom J. 1868 an einem solchen 
Kinde vorgenommen wird, das nach seinem Geschlechte dem Gesetze gemäss 
einer andern Konfession angehört, keiner Strafe unterliegt, da die Taufe allein 
der Bestimmung des Gesetzes nicht’ präjudizirt“. 

3) Die päpstlichen Entscheidungen in dieser Wegtaufenfrage siehe Archiv 
65, 184 (vgl. 64, 476). 
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ihre Kinder oder Pflegbefohlenen (wenn für deren Erziehung im Hause oder 
in einem Privatinstitute nicht gesorgt worden ist) in die öffentliche Schule zu 
schicken, vom zurückgelegten 6. bis zur Erreichung des 12. bezw. des 15» 
Lebensjahres. 

$ 6. Den Eltern und Vormündern steht es frei, ihre Kinder zu Hause 
oder in einem zu welch immer für einer Religion gehörigen Privat- oder öffent- 
lichen Institute, ebenso auch in einer an einem andern Orte befindlichen Schule 
erziehen zu lassen. — Die Eltern oder Vormünder sind jedoch verpflichtet, 
hierüber der Lokalschul-Kommission ein stempelfreies Zeugniss vorzuweisen. 


2. Kapitel. Wirkungskreis und Errichtung der Volksunterrichts-Anstalten. 

$ 8. Volksschulunterrichts-Anstalten sind: die Elementar- und höheren 
Volksschulen, Bürgerschulen und Lehrerpräparandien. 

$ 9. Die Volksunterrichts-Anstalten sind entweder öffentliche oder Privat- 
Schulen. 

$ 10. Oeffentliche Volksupterrichts-Anstalten können auf die im Gesetze 
vorgeschriebene Weise durch die im Lande bestehenden Religionsgenossen- 
schaften, Vereine und Private, Gemeinden und durch den Staat errichtet werden. 


3. Kapitel. Die von den Religionsgenossenschaften errichteten Volksunterrichts-Anstalten 


$ 11. Die Religions-Genossenschaften können in allen jenen Gemeinden, 
wo ihre Gläubigen wohnen, aus eigenen Mitteln öffentliche Volksunterrichts- 
Anstalten unterhalten und errichten, sie können zur Errichtung und Unter- 
haltung solcher Unterrichts-Anstalten die materielle Beitragsleistung ihrer 
Glaubensgenossen auf die durch ihre eigene Vertretung zu bestimmende Art 
und nach dem Verhältniss, wie es bisher üblich war, auch fernerhin in Anspruch 
nehmen, sie können in diesen Anstalten die Lehrer und Professoren selbst 
wählen, deren Besoldung selbst bestimmen, die Lehrbücher selbst festsetzen 
und auch über das Lehrsystem, mit Rücksicht auf die Bestimmungen des $ 45 
unter folgenden Bedingungen selbst verfügen: 

1. Dass sie bezüglich der Erbauung und Instandhaltung ihrer Schulgebäude 
den Bestimmungen der S$ 27 und 23 dieses Gesetzes entsprechen; 

2. dass sie die $$ 29 und 34, ferner die $$ 133 und 134 dieses Gesetzes, 
welche von der Absonderung der Knaben- und Mädchen-Zöglinge, von der 
Anzahl der durch einen Lehrer zu unterrichtenden Kinder, von der Befähigung 
und sonstigen Beschäftigung des Lehrers handeln, ebenfalls vor Augen halten; 

3. dass in ihren Volksschulen wenigstens folgende Lehrgegenstände sein 
sollen: a) Religions- und Sittenlehre; . 

$ 12. In den durch die Religions-Genossenschaften erhaltenen oder zu 
errichtenden höheren Volks- und Bürgerschulen sind ausser jenen $$ dieses 
Gesetzes, welche von der Absonderung der Knaben- und Mädchen-Zöglinge 
(29 und 63) und von der von einem Lehrer zu unterrichtenden Zöglinge handeln 
($ 34), auch die den Lehrgegenstand ($$ 67, 74) und die Jahreszahl des Lehr- 
kurses der höheren Volks- und Bürgerschulen normirenden Bestimmungen 
einzuhalten. 

$ 13. Jede Religions-Genossenschaft kann auch Präparandien errichten 
und unterhalten unter der Bedingung, dass diese Bildungs-Anstalten zum Zwecke 
der praktischen Ausbildung der Eleven mit einer Uebungsschule verbunden 
sein sollen, damit in denselben wenigstens jene Wissenschaften, und wenigstens 
in der Ausdehnung gelehrt werden, in welcher Ausdehnung deren Vortrag hin- 
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sichtlich der Staats-Bildungs-Anstalten in diesem Gesetze angeordnet ist ($ 88), 
dass in denselben jährlich öffentliche Prüfungen abgehalten werden und deren 
Ergebniss zur Kenntniss des Ministers für öffentlichen Unterricht gebracht 
werden soll, endlich dass für die in denselben absolvirten Kleven den in $ 102 
und 103 beschriebenen Rigorosen entsprechende Prüfungen angeordnet werden. 

$ 14. Jede konfessionelle Volks-Unterrichts-Anstalt steht unter der Ober- 
aufsicht des Staates. Daher ist es die Pflicht und das Recht der Regierung: 

a) auch die konfessionellen Schulen durch ihre Organe zeitweilig inspiziren 
zu lassen; 

b) strengstens zu wachen, dass die in den $$ 11, 12 und 13 enthaltenen 
Bedingungen eingehalten werden; 

c) sich darüber zu überzeugen, ob die betreffenden kontessionellen Behörden 
ihre Pflicht erfüllen, dass sie die sichere Anlegung des Schulvermögens und 
dessen bestimmungsmässige Verwaltung überwachen ; 

d) von den konfessionellen Schulen im Wege der betreffenden konfessio- 
nellen Behörde statistische Daten einzuholen. 

$ 15. Wenn die Oberbehörden der Religions-Genossenschaften die in den 
$$ 11, 12 und 13 enthaltenen Bedingungen auch nach halbjährig erfolgter drei- 
maliger Mahnung der Regierung nicht erfüllen sollten, kann die Regierung 
die Errichtung einer gemeinschaftlichen Gemeindeschule anordnen, und wird 
die Gemeinde ermächtigt, die im Gesetze festgestellte Schulsteuer auch auf 
jene Religions-Genossenschaften anzulegen, welche die in den vorigen $$ ent- 
haltenen Bedingungen, auch nach der erwähnten dreimaligen Mahnung, hin- 
sichtlich ihrer eigenen konfessionellen Schule nicht erfüllen wollen oder können. 

5. Kapitel. Die Gemeinde-Volksunterrichts-Anstalten. 

$ 23. In solchen Gemeinden, wo die Religions-Genossenschaften keine 
den Anordnungen des Gesetzes entsprechende Volksschule unterhalten, so auch 
in sonstigen in diesem Gesetze bezeichneten Fällen, ist die Gemeinde ver- 
pflichtet, die nothwendige Volksunterrichts-Anstalt zu errichten. 

$ 24. Jene Schulen, welche auf solche Art durch die Gemeinde errichtet 
werden, sind gemeinschaftliche Lehranstalten für die Kinder der Gemeinde- 
bewohner ohne Unterschied der Religion. 

$ 25. Ueberhaupt werden jene Lehranstalten hinfür nicht mehr als kon- 
fessionelle Schulen betrachtet werden, welche aus dem Vermögen und Einkommen 
der Gemeinde durch sämmtliche Mitglieder der Gemeinde ohne Glaubensunter- 
schied erhalten werden. — Hinsichtlich jener schon bestehenden konfessionellen 
Schulen jedoch, welche bisher aus dem Vermögen und Einkommen der Gemeinde 
erhalten werden, steht es den betr. Gemeinden frei, den bisherigen Gebrauch 
auch fernerhin aufrecht zu erhalten: in solchen Fällen ist aber die Unter- 
stützung unter den Schulen verschiedener Konfession im gerechten Verhältniss 
zu vertheilen, und kann dieselbe keiner einzigen konfessionellen Schule entzogen 
werden, bis sie nicht auch gegenüber den übrigen konfessionellen Schulen ein- 
gestellt wird. ° 

$ 26. In Gemeinden verschiedener Konfession, wenngleich einzelne Kon- 
fessionen im Stande sind den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes ent- 
sprechende Volksschulen zu erhalten, jedoch zur Ueberzeugung gelangen, dass 
sie mit vereinten Kräften eine gemeinschaftliche Schule in blühenderem Zu- 
stande erhalten können, für welche sie die Unterstützung der ganzen Gemeinde, 
ja sogar des Staates in Anspruch nehmen können, können die abgesonderten 
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konfessionellen Schulen zu einer gemeinschaftlichen Schule umgestaltet werden, 
Die soartig vereinte gemeinschaftliche Schule wird gänzlich nur Gemeinde- 
schule, auf welche alle jene Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes aus- 
gedehnt werden, welche sich auf die Gemeindeschulen beziehen. 


A. Elementar- Volksschulen. 


$ 44. In einer solchen Gemeinde, wo ausser den eine den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechende Lehranstalt besitzenden Gläubigen einer oder 
mehrerer Kirchen, auch zu anderen Konfessionen gehörende wenigstens 30 
schulpflichtige Kinder sind, deren Eltern die bestehenden konfessionellen Schulen 
nicht benützen wollen, ist die Gemeinde verpflichtet, eine gemeinschaftliche 
Volksschule zu errichten. . . 

$ 45. Dort aber, wo die Anzahl der zu andern Konfessionen gehörenden 
Kinder 30 nicht erreicht, werden auch diese Kinder, inwieferne ihre Eltern 
für ihren Unterricht nicht auf anderem Wege sorgen, in die bestehende kon- 
fessionelle Schule gehen und werden ihre Eltern zu den Auslagen dieser Schule 
auf dieselbe Art und in demselben Verhältnisse beitragen, als die Mitglieder 
jener Konfession, welche die Schule erhalten. — Desshalb ist auch an solchen 
Orten in der konfessionellen Schule die Religions- und Sittenlehre auf gewisse 
Stunden zu beschränken, in welcher Zeit die zu anderen Konfessionen gehörigen 
Kinder durch die Vorsorge und unter der Aufsicht ihrer eigenen Konfession 
der Religions- und Sittenlehre theilhaftig werden. 


B. Höhere Volksschulen. 


$ 59. Die Gemeinden solcher Ortschaften und Städte, welche wenigstens 
5000 Einwohner haben, sind verpflichtet eine höhere Volksschule, oder wenn 
es ihre Mittel erlauben, eine Bürgerschule zu errichten und zu erhalten. 

$ 61. Der Lehrkurs erstreckt sich in den höheren Volksschulen für die 
Knaben auf 3, für die Mädchen auf 2 Jahre. 

$ 62. Der aufzunehmende Zögling muss entweder ein Zeugniss darüber 
vorweisen, dass er den sechsjährigen Volksschul-Lehrkurs in einer öffentlichen 
Schule nach dem Gesetze absolvirt hat, oder aber er muss aus den als Grund- 
lagen der höheren Volksschule erforderlichen Kenntnissen eine Aufnahmsprüfung 
ablegen. 

x ©. Bürgerschulen. 

$ 67. Grössere Gemeinden, deren Mittel es erlauben, sind gehalten, anstatt 
Volksschulen, Bürgerschulen zu errichten und zu erhalten, für die Einwohner 
der Gemeinde ohne Religionsunterschied. 

$ 68. In Bürgerschulen ist der Lehrkurs für Knaben 6 Jahre, für Mädchen 
4 Jahre. 

$ 69. Jener Zögling, der in die Bürgerschule aufgenommen zu werden 
wünscht, muss ein Zeugniss darüber vorweisen, dass er den ersten vierjährigen 
Lehrkurs der Volksschule absolvirt hat, oder aus den zum Eintritt in die 
Bürgerschule erforderlichen Kenntnissen eine Aufnahmsprüfung ablegen. 


7. Kapitel. Die Lehrer-Präparandien. 


$ 81. Der Staat errichtet in verschiedenen Gegenden des Landes 20 Lebrei- 
Präparandien. 
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$ 105. Privat-Lehrer-Präparandien dürfen nur von solchen Individuen 
errichtet werden, die eine Elementar- oder höhere Volksschule, oder aber eine 
Bürgerschule erhalten, in welcher die zu Lehrern heranzubildenden Individuen 
auch eine praktische Ausbildung erhalten können. — Die Zöglinge solcher 
Privatinstitute müssen jedoch in irgend einer öffentlichen Lehrer-Präparandie 
jene theoretischen und praktischen Prüfungen ablegen, welchen die Zöglinge 
der öffentlichen Lehrer-Präparandien nach diesem Gesetze unterworfen sind. 


8. Kapitel. Die Volksschul-Behörden. 
(Die 22 116—137 sind durch folgende Gesetzesartikel ersetzt und in 3 18 
ausdrücklich aufgehoben. ) 


2. Gesetzartikel NAXVIII über die Volksschulbehörden v. Jahre 18761). 


$ 1. Die Volksschulangelegenheiten werden vom Minister für Kultus und 
öffentlichen Unterricht und unter dessen Leitung von den Municipien und deren 
Verwaltungsausschüssen, den Schulinspektoren, den Gemeindebehörden und 
Schulstühlen im Sinne des G.A. XXXVIII v. J. 1868, dann des GA. VI v. ]J. 
1876 über die Verwaltungsausschüsse und im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes 
verwaltet. 

$S 3. Den Schulinspektor ernennt das Ministerium für Kultus und öffent- 
lichen Unterricht aus der Mitte der in Unterrichts- und öffentlichen Verwaltungs- 
Angelegenheiten bewanderten Personen und mit besonderer Rücksicht auf die- 
jenigen, welche sich im Unterrichtswesen und bei der Leitung von Schulen 
auch praktisch hervorgethan haben. 

(Abs. 3.) In den Schuldistrikten sind die Schulinspektoren, Adjunkten 
und die Sachkundigen derart zu verwenden, dass diese Regierungsorgane jähr- 
lich mindestens einmal visitiren. . . 

$ 4. Die Oberaufsicht seitens des Staates über die konfessionellen Schulen 
übt der Minister für Kultus und öffentlichen Unterricht durch die im $ 3 er- 
wähnten Organe im Sinne der bestehenden Gesetze aus. 

$ 6. Im Sinne der Anordnungen des (#.A. VI v. J. 1876 und ausser den 
in denselben erwähnten Agenden obliegt dem Verwaltungsausschusse: ... 
4. einen Bericht an den Unterrichtsminister wegen Mahnung jener konfessio- 
nellen Schulen zu erstatten, welche den Anzeigen des Schulinspektors zufolge 
dem Gesetze nicht entsprechen. Sollte eine konfessionelle Schule auch auf 
Grund einer durch den Minister für Kultus und öffentlichen Unterricht in halb- 
jährigen Zeiträumen dreimal wiederholten Erinnerung dem Gesetze nicht ent- 
sprechen, so ist die Errichtung einer Gemeinde- oder Volksschule bei dem 
Ministerium in Antrag zu bringen. 

$ 9. Die Volkshildungsanstalten der Gemeinde unterstehen der bürger- 
lichen Gemeinde, die konfessionellen hingegen der Kultusgemeinde. — In Folge 
dessen ist in jeder bürgerlichen oder Kultus-Gemeinde, welche eine Volksschule 
erhält, ein aus mindestens 5 gewählten Mitgliedern bestehender Schulstuhl zu 
konstituiren. — Zu Mitgliedern hat die Repräsentanz der Gemeinde, event. der 
Kultusgemeinde aus der Mitte der betr. Einwohner solche Personen zu wählen, 
welche im Erziehungswesen bewandert und jedenfalls des Lesens und Schreibens 
mächtig sind; dort wo weder eine auf Grund des Gesetzes, noch eine vor der 





1) Sanktionirt am 10. Juni 1876, kundgemacht im Abgeordnetenhause am 
12. und im Öberhause am 14. Juni 1876. S. Archiv 41, 437. 
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Wirksamkeit des G.A. XXXVIII v. J. 1868 bestehenden Usus gebildete Ver. 
tretung besteht, werden die Mitglieder des Schulstuhles auf Grund eines von 
der kompetenten Kultusvorstehung zu erlassenden Statuts durch diejenigen 
gewählt, welche Mitglieder der Kultusgemeinde sind oder überdies auch beständig 
zur Erhaltung der Schule beitragen... . — Der betreffende Seelsorger ist in 
jedem Falle Mitglied des konfessionellen Schulstuhles. — Ausser den gewählten 
Mitgliedern sind der ordentliche Seelsorger jeder im Orte vertretenen Konfession 
und der Gemeinde-Volksschullehrer und dort, wo mehrere Lehrer angestellt 
sind, auch der Vertreter des Lehrkörpers Mitglieder des Schulstuhles der 
bürgerlichen Gemeinde, welchen das Berathungs- und Stimmrecht zusteht. 

$ 12. Die Agenden des Schulstuhles sind: 

1. Der Gemeindeschulstuhl wählt den Lehrer unter dem Vorsitze eines 
Abgesandten des Verwaltungsausschusses, welch Letzterem die Wahlakten zur 
Genehmigung vorzulegen sind... .. Der Schulstuhl hat die Ortsschulen durch 
eines seiner Mitglieder wöchentlich mindestens einmal visitiren zu lassen. . 

2. Der Organismus und die Agenden des konfessionellen Schulstuhles 
werden auf obiger Grundlage durch die zur Leitung der konfessionellen Schul- 
angelegenheiten berufene Oberbehörde festgesetzt. Hinsichtlich der die Schule 
versäumenden Schüler muss jedoch ganz so vorgegangen werden, wie das bei 
dem Gemeindeschulstuhle vorgeschrieben ist. 

3. Sowohl der Gemeinde- als auch der konfessionelle Schulstuhl bat die 
demselben laut des Gesetzes über die Pensionirung der Lehrer obliegenden 
Pflichten zu erfüllen. 


Nachtrag. 


a) Zu Kap. V. Kirchenpolitische Gesetze und Verordnungen in 
Württemberg S. 336 ist nachzutragen: 


e) Bestimmungen über Religionswechsel. 
1. Erlass des Kol. Ministeriums des Innern und des Kirchen- und Schulwesens an 
das evangelische Konsistorium und den kath. Kirchenrath vom 3. August 1819, 
betr. die Vorschriften über das Verfahren bei Religionsänderungen. (RBl. v. 1838, 
Ergänzungsband S. 310.) 


Se. Königl. Majestät haben vermöge höchster Entschliessung vom 30. v. 
Mon. zu bestimmen geruht, dass künftighin allgemein jeder christliche Staats- 
bürger bei dem Uebergang von einer christlichen Kirche zur andern vor Allem 
seinen Entschluss seinem bisherigen Seelsorger anzuzeigen und darüber, dass 
dies geschehen sei, ein Zeugniss desselben beizubringen habe, ehe er in die 
Kirche aufgenommen werden kann.!) 





1) Die Beobachtung dieser Formvorschrift wurde durch Cirkular-Erlass 
des Königl. kath. Kirchenrathes und des Generalsuperintendenten vom 7. resp. 
16. August 1819 den Dekanaten aufgetragen. S. diese Erlasse bei Schmidt, 
Austritt S. 326. Vgl. das Dekret vom 12. Septbr. 1812 ebenda S. 192 n. 435. 
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2. Erlass des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens an das Konsistorium 
vom 1. Septbr. 1831, betr. den Austritt von Ausländern zu einer andern Konfession. 
(Reyscher, Vollständige Sammlung der württemb. Gesetze IX, 870.) 


Dem Königl. Konsistorium wird auf seine Anfrage vom 19. vor. Mts. 
eröffnet, dass Ausländer, welche im Königreich von einer christlichen Kirche 
zur andern übertreten wollen, allerdings anzuhalten sind, von ihrem Entschluss 
vor allen Dingen der Obrigkeit ihres Heimathorts und zwar so zeitig Nach- 
richt zu geben, dass eine etwaige Einsprache noch vor dem Vollzuge ihres 
Uebertrittes angebracht und erörtert werden kann. — Zugleich ist ein solcher 
Ausländer anzuhalten, sein Vorhaben einem Geistlichen seiner bisherigen Kon- 
fession anzuzeigen und darüber ein Zeugniss beizubringen. Es findet dabei, 
insoferne derselbe keinen Beichtvater im Lande hat, ein Unterschied zwischen 
den einzelnen Geistlichen nicht statt, sondern es bezweckt die Anordnung nur 
die Entfernung des Verdachts der Bekehrsucht, die ausserdem stattfinden könnte. 


3. Erlass des kath. Kirchenraths an die Dekanatämter vom 18. Juni 1841, betr. 
den Uebertritt von Ausländern von einer Konfession zur andern. (RBl. Zweiter 
Ergänzungsband 1852 S. 234.) 


Unter Beziehung auf den in Reyscher’s Gesetzsammlung Bd. IX S. 870 
abgedruckten Min.-Erlass vom 1. Septbr. 1831 wird vermöge Ministerialerlasses 
vom 26. Mai d. J. das Dekanatamt beauftragt, die ihm untergeordneten Pfarr- 
ämter zum Vollzug jener älteren Verfügung in der Art anzuweisen, dass Aus- 
länder, welche im Königreiche von einer Kirche zur andern übertreten wollen, 
von dem Pfarrer derjenigen Konfession, zu welcher der Uebertritt geschieht, 
anzuhalten seien, von ihrem Entschluss vor allen Dingen der Obrigkeit ihres 
Heimathortes und zwar so zeitig Nachricht zu geben, dass eine etwaige Ein- 
sprache noch vor dem Vollzuge ihres Uebertrittes angebracht und erörtert 
werden kann. — Zugleich ist bestimmt worden, dass der Geistliche derjenigen 
Konfession, zu welcher der Betheiligte übertritt, den Ausweis über die von 
Letzterem bei seinem seitherigen inländischen Seelsorger und in Ermangelung 
eines solchen einem andern inländischen Geistlichen seiner bisherigen Kon- 
fession gemachte Anzeige von dem Vorhaben des Konfessionswechsels zu ver- 
langen habe. 


4. Erlass des kath. Kirchenraths an die Dekanate vom 28. Mai 18471). 


In Betreff der bestehenden Verpflichtung Konvertirender zur vorherigen 
Anzeige ihres Entschlusses bei ihrem bisherigen Seelsorger ist in neuerer Zeit 
die Frage zur Erörterung gelangt, ob diese Anzeige nur in der Form des 
persönlichen Erscheinens zu geschehen habe, oder ob hiezu auch eine schrift- 
liche Anmeldung genüge, worüber die diesseitige Stelle in Folge höheren Auf- 
trags zur nachfolgenden Bekanntmachung veranlasst hat. — Die Kgl. Staats- 
regierung anerkennt das Recht und die Verpflichtung des Seelsorgers einen 
zum Austritt aus seiner Kirche entschlossenen Pfarrangehörigen über die 
Beweggründe zu einem solchen Schritt persönlich zu vernehmen und ihn davon 





!) A. v. Vogt, Sammlung kirchl. und staatl. Verordnungen für d. Bis- 
thum Rottenburg. Schwäbisch-Gmünd 1876 S. 103. S, auch Schmidt, Aus- 
tritt S. 328, 
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abzumahnen. Dagegen wird ein durch die weltliche Gewalt auszuübender 
Zwang gegen solche Personen, welche sich durchaus weigern, der an sie 
ergangenen Einladung zur Besprechung mit dem Geistlichen zu folgen, in den 
bestehenden Gesetzen nicht begründet gefunden und ebensowenig kann die 
Gestattung des Uebertritts zu einer andern Konfession von seinem bisherigen 
Seelsorger abhängig gemacht werden, wenn sich jener durchaus nicht dazu 
herbeilassen will, der Aufforderung des Seelsorgers Folge zu leisten; vielmehr 
genügt es in einem solchen Falle auch an einer schriftlichen Anzeige. — 
Hienach wird sich die Pfarrgeistlichkeit in der Anwendung des Erlasses vom 
7. August 1819 zu richten wissen. 


b) Zu Kap. VI S. 345, Kirchenpolitische Gesetze und Verord- 
nungen im Grossherzogthum Baden ist nachzutragen: 


4. Gesetz, die Aufhebung des Gesetzes vom 2. April 1872 über die Abhaltung 
von Missionen betrefend. Vom 14. Juli 1894 (GVBl. S. 297). 


Art. 1. Das Gesetz vom 2. April 1872, die Abhaltung von Missionen 
durch Mitglieder religiöser Orden betr., wird aufgehoben. 

Art. 2. Der Art. 4 in dem Gesetz vom 5. Juli 1888, Aenderung einiger 
gesetzlicher Bestimmungen über die rechtliche Stellung der Kirche und kirch- 
lichen Vereine im Staate betr., wird aufgehoben. 


c) Zu Kap. VII S. 390, Kirchenpolitische Gesetze und Verord- 
nungen in Hessen ist nachzutragen: 


3. Gesetz, die Abänderung des Gesetzes vom 23. April 1875, die religiösen Orden 
und ordensähnlichen Kongregationen betreffend. Vom 1. Juni 1895. 


Art. 1. Das Gesetz, die religiösen Orden und ordensähnlichen Kongrega- 
tionen betreffend, vom 23. April 1875 erleidet die in den nachstehenden Artikeln 
enthaltenen Abänderungen. 

Art. 2. Den am 1. Oktober 1874 in dem Grossherzogthum vorhanden 
gewesenen Niederlassungen und Anstalten von religiösen Orden und ordens- 
ähnlichen Kongregationen, deren Mitglieder sich ausschliesslich der Aushülfe 
in der Seelsorge widmen, sowie den Niederlassungen der Orden zum guten 
Hirten und zur ewigen Anbetung zu Mainz kann von Unserem Ministerium des 
Innern und der Justiz gestattet werden, neue Mitglieder bis zu der am 
1. Oktober 1874 vorhanden gewesenen Zahl aufzunehmen und ihre Nieder- 
lassungen auf diesem Stand zu erhalten. 

Art. 3. Der Artikel 3 des Gesetzes vom 23. April 1875 erhält folgende 
Zusätze: 

Unter den gleichen Voraussetzungen kann auch solchen sich ausschliesslich 
der Krankenpflege widmenden religiösen Orden und Kongregationen, welche 
am 1. Oktober 1874 Niederlassungen im Grossherzogthum nicht hatten, die 
Errichtung von Niederlassungen durch Unser Ministerium des Innern und der 
Justiz gestattet werden. 

Weiblichen Genossenschaften, welche sich ausschliesslich der Kranken- 
pflege widmen, kann als Nebenthätigkeit die Pflege und Unterweisung von 
Kindern, welche sich in noch nicht schulpflichtigem Alter befinden, gestattet 
werden. 
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Art. 4 Neue Niederlassungen oder Anstalten von religiösen Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen unterliegen, gleich den bereits bestehenden, 
der Aufsicht des Staates gemäss den Bestimmungen in Artikel 4 des Gesetzes 
vom 23. April 1875. 


d) Zu Kap. IX S. 465: 8) Herzogthum Coburg ist nachzutragen: 


Verordnung!) die Parochialverhältnisse der in dem Herzogthum Coburg ausserhalb 
der Stadt Coburg wohnenden katholischen Glaubensgenossen betreffend. Vom 


21. November 1868 (GS. Nr. 667 S. 751). 


$ 1. Die Bestimmung des Regulativs für die kirchliche Verfassung der 
römisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzogthum Coburg vom J. 1813, 
welche also lautet: 

„$ 30. Die ausserhalb der hiesigen Stadt im Lande wohnenden kathol. 
Glaubensgenossen verbleiben derjenigen Parochie, in welcher sie ihren Wohn- 
sitz haben, noch ferner angehörig und haben daher auch die eigentlichen 
Parochialhandlungen, als Taufe, Trauung, Begräbniss lediglich in der Parochie 
ihres Wohnortes und von dem Pfarrer desselben verrichten zu lassen. Dabin- 
gegen bleibt ihnen unbenommen, nicht nur den Gottesdienst der in der hiesigen 
Stadt wohnenden Katholiken zu besuchen und das Abendmahl zu geniessen, 
sondern es wird ihnen auch nachgelassen, sich in ihrem Wohnorte selbst bei 
Krankheits- oder anderen als den oben erwähnten Parochial-Fällen des Bei- 
standes des hiesigen katholischen Geistlichen zu bedienen‘, 

wird dahin abgeändert, dass 1. die katholischen Glaubensgenossen, welche 
ausserhalb der Stadt Coburg im hiesigen Herzogthum wohnen, befugt sein 
sollen, nach ihrer freien Wahl auch die eigentlichen Parochialhandlungen: 
Taufe, Trauung und Begräbniss entweder von dem protestantischen Pfarrer 
ihres Wohnorts oder, gleich den in der Stadt Coburg wohnenden Katholiken, 
von dem Geistlichen der katholischen Gemeinde in der Stadt Coburg, sofern 
derselbe sich hiezu bereit findet, verrichten zu lassen und dass 2. dann, wenn 
nach der eben getroffenen Bestimmung die Parochialhandlung von dem katho- 
lischen Geistlichen verrichtet wird, der protestantische Geistliche des Wohn- 
orts und beziehentlich der Schullehrer auf Stolgebühren keinen Anspruch 
haben soll. 

$ 2. (Begräbniss der Katholiken) und $ 3 (Mittheilung der Parochial- 

handlungen an den protestantischen Ortspfarrer) sind ebenso wie die Bestimm- 
ungen in 2 1 gleichlautend mit der Verordnung für Gotha, s. oben S. 469, 





1) Mittheilung des katholischen Pfarramtes Coburg. 
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Erklärung der Abkürzungen: 


A = Herzogthum Sachsen-Altenburg. 

An = Herzogthum Sachsen-Anhalt. 

B == Königreich Bayern. 

Ba = Grossherzogthum Baden. 

Br = Herzogthum Braunschweig. 

Bm = Freie Stadt Bremen. 

© == Herzogthum Coburg. 

CG = Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha. 

E == Reichslande Elsass-Lothringen. 

G == Herzogthum Gotha. 

H == Freie Stadt Hamburg. 

He = Grossherzogthum Hessen. 

L == Fürstenthum Lippe-Detmold. 

Lü = Freie Stadt Lübeck. 

M == Herzogthum Sachsen-Meiningen. 

MS = Grossherzogth. Mecklenburg-Schwerin. 
MSt= Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz. 
OÖ = Grossherzogthum Oldenburg. 
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OK == Öberrheinische Kirehenprovinz. 

Oe — Kaiserthum Oesterreich. 

P = Königreich Preussen. 

PH == früheres Königreich Hannover. 

PK == früheres Kurhessen. 

PN = früheres Fürstenthum Nassau, 

R — Deutsches Reich. 

Rä == Fürstenthum Reuss ä. L. 

Rj == Fürstenthum Reuss j. L. 

Ss =—- Königreich Sachsen. 

SL == Fürstenthum Schaumburg-Lippe. 

SR = Fürstenthum Sehwarzburg-Rudolstadt. 
SS = Fürstenth. Schwarzb.-Sondershausen 
U = Königreich Ungarn. 

W == Königreich Württemberg. 

WE == Grossherz. Sachsen-W eimar -Eisenach 
WP = Fürstenthum Waldeck-Pyrmont. 


Einleitende Uebersicht. 


(Die grösseren Zahlen verweisen auf die Seiten, die kleineren auf die Noten der betreffenden. 
Seiten.) 


Aachen, früheres Bisthum 48, 55, 56, 
57, 66; jetziges Kollegiatkapitel 52, 
61, 62, 65. 

Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte gegen Geistliche P 247; Ba 344; 
— der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Aemter P 247; Ba 341, 34. 

Abfall vom Christenthum, Grund zur 
Enterbung Oe 524. 

Abgaben, kirchliche, 
Oe 531. 

— päpstliche, der Bisthümer s. Annaten. 

Abhaltung ausserordentlicher Feier- 
lichkeiten s. Feierlichkeiten. 

Abkündigungen katholischer Braut- 
paare Lü 485. 

Ablehnungsgründe 
wahlen P 281; W 316. 


Einbringung 


bei Kirchen- 





Ahlösungskapitalien, Verwaltung 
der W 319. 

Abrogirung früherer Gesetze durch 
das Konkordat B 9. 

Abteien, Interkalarien der U 177. 

Accidenzien der Lehrer aus dem 
niederen Kirchendienst W 440. 

Achtung, wechselseitige der Religions- 
gesellschaften B 214. 

Adel in den Domkapiteln Oe 174. 

Adjunkt, Vertreter des Bürgermeisters 
E 498. 

Administrator,Verweser einer Pfarrei, 
keine Anzeigepflicht P 270. 

Adoptiveltern, Bestimmungsrecht 
über religiöse Erziehung S 427. 

Adoptivschaft, Ehehinderniss R 200. 

Advocatus piarum causarum O 445, 447. 
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Aedituus, Köln 78, Posen 88. 

Aeraria capitularia(Kapitelskassen) 
Köln 79, Posen 88. 

Agenden (Obliegenheiten) des Schul- 
stuhls U 552. 

Alexandria 3l. 

Allgemeine Fonde, allgemeine katho- 
lische Kirchenkasse Ba 160, 349. 

Altdorf, protest. Lehrerseminar B 230. 

Altenburg, kath. Gemeinde zu 461.* 

Altkatholiken, Gemeinden P 287; 
Ba 345, 346, 357: — Mitgebrauch der 
Kirchen und Pfründen P 288, Ba 346. 

Altkatholiken-Frage B 231. 

Alumnate, Errichtung He 389. 

Alumnatikum Oe 559. . 

Amt. geistliches, kirchliches, Er- 
forderniss zur Bekleidung P 242, 246, 
248, 249; S 421; — Errichtung, Aus- 
stattung P 247, Ba 358; — Uebertragung 
P 245 fi., 269, 270; He 389; S 421, 
422; — Erledigung He 383; Verlust 
P 272; — Entfernung, Entlassung aus, 
P 251, 265, 269, 272; Ba 341; He 373, 
380; S 420; — Unfähigkeit zur Be- 
kleidung P 247, 254. 265, 269; Ba 344, 
346; He 383, 390; S. 420; — Zurück- 
weisung vom S 422; s. Kirchenamt. 

Amtseinkommen. Minderung P 272. 

Amtsführung, geistliche B 208. 

Amtsgewalt, Handhabung Oe 531. 

Amtshandlungen, geistliche, un- 
befuste Vornahme P 247, 249, 265. 
Straffreiheit P 268, 269, 270. — Vor- 
übergebende Ausübung He 390. 

Amtsinstruktion für Distrikts- und 
Lokalschulinspektoren B 236. 

Anerkannte Religions-Gesell- 
schaften Rä 477; s. Religionsgesell- 
schaften. 

Angelegenheiten, innere kirchliche, 
W 308; — rein geistliche, Br 449; 
s. Kirchenangelegenheiten. 

Anleihen, Genehmigung P 289. 

Annahme an Kindesstatt s. Adoptiv- 
schaft. 

Annaten der Bisthümer B 7, 35; P 
67; PH 95,:96;.0K 121. 

Annus gratiae Köln 78; Gnesen $4, 
Posen 88; s. Gnadenjahr. 

Anordnungen, kirchliche, Bekannt- 
machung B 211; P 240; OK 303; 
He 374, S 408; Lü 486; Oe 515; s. 
auch Feierlichkeiten, Gebete. 

Anrufen des landesfürstlichen Schutzes 
B 210. 

Anstalten, kirchliche, Verhältniss 
zum Staate P 276: He 372; zur .Vor- 
bildung von Geistlichen P 270, 272; 
Ba 343. 

Anstaltsgemeinden, kirchliche, Ver- 
mögensverwaltung P 285. 





Personen- und Sachregister. 


Anstellung der Geistlichen, Gesetz 
über P 243 ff., 249; gesetzwidrige P 
247; Einspruch 245; beim Militär und 
an öffentlichen Anstalten P 241, 
242, 248. 

Antiochia 31. 

Anwalt dergeistlichen Güter 445,457. 

Anzeigepflicht bei Anstellung von 
Geistlichen P 245!; He 383, 389; 
S 422; s. Benennung des Kandidaten, 

Anzeige des Entschlusses zum Ueber- 
tritte W 553, 594. 

Apostolische Präfektur, Vikariat s. 
Präfektur, Vikariat. 

Approbation der Geistlichen B 203; 
O 444. 

ArchevöquesE493; traitement E496. 

Archive, Herstellung von Gebäuden 
B 18, 39; P 66; Archivalien s. Doku- 
mente. 

Arm, weltlicher B 221. 

Armenbeiträge in denKirchen E506. 

Armen- und Pfründehäuser, Zu- 
lassung von Orden P 273. 

Armenstiftung B 209; Ba 354, 357. 

Armenvermögen Lü 485. 

Arolsen, Pfarrbeschreibung 474'; katho- 
lische Schule 477. 


' Artieles organiques E 49. 


Aschaffenburg, Lehrerinnenbildungs- 
anstalt B 230. 
Aschaffenburgense 
B32, 142, 
AssessorendesOÖrdinariatsBa340 
Asyle, Thätigkeit von Ordenspersonen 
P 273; Asylrecht S 413; WE 435. 
Aufbesserung der Pfarreien Oe 175. 
Aufenthalt, Versagung für Geistliche 
R 197. 
Aufenthaltsrecht, unabhängig vom 
religiösen Bekenntniss R 1%. 
Aufgebot, Vornahme des S425; WE 
436; Br 450; Oe 519, 520. 
Aufhebung (Säkularisation) der Bis- 
thümer, Domkapitel, Klöster R 188; 
Verwendung der Güter aufgehobener 
Klöster Oe 183. 
Aufnahme in die Konfessionsschule, 
ein Akt konfessioneller Erziehung 
L 483. 


Aufnahme in den geistlichen Stand 
(Klerus), Recht des Bischofs B 8, 223; 
neuer Ordensglieder P 267°. 

Aufsichtsrechte der Bischöfe über 
die kirchliche Disciplin B 208: W 146; 
Ba 155; über den Lebenswandel der 
Geistlichen S 417. 

Auftrag in Evangelicis S 406. 

Augsburg, früheres Bisthum 12, 114; 
Neuerrichtung 2, 14, 38; Umschreib- 
ung 23; — Kapitel 4, 16. 


territorium 


Personen- 


Ausbildung der Geistlichen M 458; s. 


Vorbildung. 
Ausländer, Anstellung als Geistliche 
P 243?, 248, 269; S 421; — bei Ab- 


haltung von Missionen B 222. 
Ausscheidung von Stiftungen W 320. 
Ausschliessung aus der Kirche B 208; 

He 377. 

Ausschluss von der öffentlichen Aus- 
übung kirchlicher Funktionen Ba 344; 
vom geistlichen Amt S 421. 

Austritt aus der Kirche (Form, bürger- 
liche Wirkung, Umlagepflicht; P 257; 
W 324; Ba 361; He 404, 405; WE439; 
M 461; A 462; An 469: SR 471, 472; 
Rä478, 479; Rj 479; H490; s. Vebertritt. 

Ausübung, vor übergehende, kirch- 
licher Funktionen Ba 343. 

Auswärtige,religiöse Kindererziehung 
derselben Br 455; — Zulassung zu 
kirchlichen Funktionen Ba 342. 

Auswärtige Behörden, Verbot jeden 
Einflusses © 464. 


Baccalaureus, keine Befähigung zur 
Anstellung als Lehrer E 513. 

Baden, kirchliche Verhältnisse 113, 115, 
123; — Konkordat 154; — staatliche 
Kirchengesetze 336 ft. 

Bahlkamp 445°, 4461, 

Balke, Anton Joseph, 107. 

Bamberg, Bisthum, Errichtung 2, 12, 
14, 15, 38; — Dotation 4, 15, 39; 
Umschreibung 22; bischöfl. Juris- 
diktion © 462.* 

— Domkapitel, 
Dotirung 4, 16. 

— Schullehrerseminar B 229, 230. 

Bangen, Dr. 101. 

Basel, frühere Diözese 113. 

Baulast, Ablösungskapitalien W 319. 

Bausch, Wilhelm 135. 

Bauten s. Kirchenbauten 2. 

Bautzen, Kollegiatkapitel 59. 

Bayern, Konkordat 1; Cirkumskrip- 
tionsbulle 10; Religionsedikt 204; — 
Vollzug des Konkordats, Verhältniss 
von Konkordat und Religionsedikt 
219 f. 

Beckmann. Johann Heinrich 107. 
Bedienstete, niedere kirchliche, Be- 
lohnung Ba 358; s., Kirchendiener. 
Beeinflussung von Wahlen, Stimm- 

abgabe Ba 340, 341. 
Beerdigung S 417; s. Begräbniss. 
Befähigung zu Kirchenämtern Oe 528; 
Befähigungstitel zum Unterricht E511. 
Befreiung vom Schulbesuch He 397. 
Begräbniss fremder Religionsgenossen 
(oder auf fremden T'odtenhöfen) B 217; 
WE 436, 437; Br 455; G 469; W P474; 
Lü 485; U 547; C 556; — stilles Br 455. 


Errichtung 2, 7, 14; 
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Begräbnissplätze, Anlegung B 217; 
P 285,289; s.auch Fried- und Kirchhöfe. 

Beicht- u Kommunionunterricht 
während der Schulstunden P 293. 

Beigeordneter, Mitglied des Kirchen- 
vorstandes He 391. 

Beistand staatlicher zur Durchführung 
kirchlicher Anordnungen Oe 531. 

Beiträge zu Kultuszwecken Oe 525. 

Beitragspflicht zu Kultusgebäuden 
der anderen Konfession WE 435, 437. 

Bekanntmachung kirchlicher Anord- 
nungen und Gesetze B 211; P 240; 
Lü 486. 

Bekenntniss, religiöses, bürgerliche 
Gleichberechtigung R 190. 

Beleidigung eines Religionsdieners 
R 191. 

Bellesheim, Dr. 53. 

Benefizien, Errichtung Oe 170, Be- 
seizung B 7, 19, 221, 225; W 146; 
Ba 155; Oe 182; Erhaltung B 5, 6; 
— Verwaltung W 149; Ba 161; Oe 170, 
177; s. auch Kirchenamt, Pfarrei, 
Pfründe oder kirchliche Stelle. 

Benefizialsachen, Zuständigkeit in 
O 444. 

Benennung des Kandidaten zum geist- 
lichen Amte P 245, 270, 274. 

Berchtesgaden (Bergtolgadensis prae 
positura) 3, 13, 35, 38 

Berckheim, Gustav de 163. 

Berechtigung eines Geistlichen zur 
Amtsthätigkeit Bm 455. 

Berlin, Propst der Hedwigskirche, 
Ehrenkanonikus zu Breslau 5l. 

Bernier 166. 

Berufswahl, Freiheit der Oe 518. 

Berufung an den Staat gegen kirch- 
liche Entscheidungen P 252 fi.; — 
Aufhebung dieses Rechtes P 273; — 
in Kirchensachen WE 434. 

Beschimpfungeiner christlichenKirche 
R 191. 

Beschlagnahme des Vermögens einer 

geistl. Stelle P 249. 

Dee ech in Schulsachen 
B 240. 

Besetzung der Benefizien s. Benefizien; 
Kanonikate. 

Besetzungsrecht der säkularisirten 
Klöster B 19; — der Bischöfe P 53; 
— der Gemeinden P 250, 262. 

Bestätigung der Geistlichen Bm 486; 
— Bestätigungsrecht des Staates zu 
kirchlichen Stellen P 241, 242. 

Bestätigung der Bischöfe oder Prä- 
konisation durch den Papst s. Bi- 
schöfe. 

Besteuerung. kirchliche, W 323, 328; 
Ba 357; He 385, 393. 
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Bestimmungsrecht über religiöse 
Kindererziehung Oe 448; s. Religiöse 
Kindererziehung. 

Besuch der Kranken durch kath. Geist- 
liche Br 455. 

Beurkundung des Personenstandes 
und Eheschliessung, (Gesetz über R 199. 

Bevollmächtigter, landesherrlicher 
(Prokurator) O 445. 

Bevormundung derGeistlichen S 417. 

Bezirksschul-Aufseher W 331; 
Bez.-Sch.-Aufsicht Oe 542; Bez.-Sch.- 
Inspektor A 462; Bez.-Sch.-Rath Oe 523. 

Bildung der Geistlichen s. Vorbildung. 

— der Lehrer (Wünsche der Bischöfe) 
B 223. 

Bildungsanstalten, kirchliche, Er- 
richtung Ba 338, 340; — Bestimm- 
ungen über 214. 

Birkenfeld, Fürstenthum, bischöfliche 
Jurisdiktion O 443*; Dekanat O 443.* 

Bischöfe, Eigenschaften der B 6, 42; 
P} 58; :70.0.21; Er 99.081247 128, 
304; E 493; Ernennung, Nomination 
B 6, 41; Oe 174, 528: E 167, 493; 
— Wahl der P 53, 70; PH 92; OK 
124, 127, 304 ; — Institution, Konfirma- 
tion, Präkonisation durch den PapstB6; 
P54;PH 92;0K125; Weihe, Konsekra- 
tion PH 92; OK 304; — Rechte in der 
Diözesanregierung B 8. 14; P 48, 
OK 304; W 309; Oe 170, 174, 179, 
514; Recht, kirchliche Institute zu 
leiten Oe 183; bischöfliche Jurisdiktion, 
wechselseitige, der preussischen und 
österreichischen Bischöfe P 59, 61. 

Bischöfliches Kollations- oder 
Verleihungsrecht B 8, 221, 225; P 
58, W 146; Ba 155, 339!; Oe 175; 
He 372. 

Bischöflicher Stuhl, Besetzung He 
374; Oe 528; s Bischöfe (Nomination 
oder Wahl); — Interkalarien B 218. 

Bischöflicher Tisch, Verwaltung 
P 289; Ba 547; Oe 574. 

Bischofseid B 9; W 145; Ba 154; 
E 167; Oe 174; P 276; OK 304. 

Bisthum, Errichtung B 2, 12, 14; P 
48, 54; PH 89; OK 111; E 167; — 
Dotirung B 3, 15. 39, 45; P 62: PH 
90; OK 115; He 375 ; — Umschreibung 
B. 16; P 55; PH 93; OK 113; E491.* 

Bisthum, erledigtes, Verwaltung P 259, 
269, 276; — Kommissar zurVermögens- 
Verwaltung P 260, 261, 268; — Aus- 
übung bischöflicher Rechte P 267, 268. 

Bisthumsverweser, Bestellung P260, 
261; eidliche Verpflichtung 267, 268. 

Blum, Peter Josef, B. von Limburg 138. 

Boll, Bernard 132. 

Bonaparte, Joseph 166. 

Bourscheidt, L. B. de 100. 
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Brachium saeculare Oe 182. 

Brand, Bernard 99. 

Brand, .Jakob.135, 152.0139. 

Brandstiftung an gottesdienstlichen 
Gebäuden R 192. 

Braunschweig, Herzogthum, bischöfl. 
Jurisdiktion 449*; kirchliche Verhält- 
nisse 449*; Religion des Landesfürsten 
449. 

Brautkinder, relig. Erziehung S 427. 

Breisgauer Religionsfond Ba 349. 

Bremen, freie Stadt, kirchliche Juris- 
diktion 110, 124; 488*; — missionarii 
primarli 488.* 

Breslau, exemtes Bisthum, Errichtung 
48; Dotirung 64. 

— Domkapitel, Errichtung 49; Dotir- 
ung 65; ein Kanonikat für einen Uni- 
versitätsprofessor öl; Besetzung der 
Kapitelsstellen 52. 

Brückmeyer, Konrad 107. 

Brodzisziewski, Adalbert 83. 

Brouhung, Ludwig 73. 

Bruchhausen, Bernard de 107, 

Bruchsal, Generalvikariat 132. 

Bruderschaften, Beschränkung B 
213; Errichtung Oe 183; S 422; Ver- 
mögen Ba 348; E 501. 

Brunelli, Cardinal 163. 

Bruner, Carl 163. 


| Buchels Patritius 100. 


Bücherverbot B 9; Büchercensur 
Oe 171, 172, 180; Italien 181; S 418. 
Bücher für den Religionsunterricht 
Ba 156. 
Budget der Kirchenfabrik E 499, 502. 
Bundesakte, deutsche. v. 1815 R. 189. 
Bürger, Rechte der W 308. 
Bürgermeister, Mitglied des Kirchen- 
vorstandes He 391; des Schul- 
vorstandes He 399, 400, 401; WE 441; 
G 466; — des Kirchen- und Schul- 
vorstandes SR 472; der Lokalschul- 
inspektion B 237; — der Ortsschul- 
behörde E 510; — des Fabrikrathes 
E 498; Vorsitzender des Schul-Vor- 
standes M 459, 460. 
Bürgerschule, höhere Ba 362; Lü 
487; Oe 542; U 549, 551. 
Burkersrodaer Fräuleinstift S 418. 
Buss, Gerhard Heinrich 107. 
Buss- und Bettag Ü 464. 


Canonicus S. Kanoniker, Kapitular. 

canonici numerarii, honorarii 
P49ft., Köln 75;s. auchEhrenkanoniker. 

Cantuaria 3l. 

Cappa magna der Domherren B 17. 

Caselli, Theolog E 166. 

causae majores, Strafsachen Oe 173. 

Censur, kirchliche, He 374. 

Charfreitag, Feier WE 435. 
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Chiemsee, frühere Diözese B 12, 35, 
38; Kirche 13. 

Chor, Verbot der Zulassung von Laien 
Köln 77. 

Chordienst, chori servitium B 3, 17; 
P 50; Köln 77; Posen 87; Osnabrück 
108; OK 112. 

Chorrocktragen durch den Lehrer 
WE 440. 

Cirkumskription der Diözesen B 10, 
20; P 54; PH 93; OK 1183. 

Civilehe P 241; s. Ehe, bürgerliche. 

Civilforum der Kleriker W 147. 

Civilincidenzpunkte S 414. 

Civilsachen der Geistlichen Oe 172; 
Civilstreitigkeiten B 8. 

Civilstandsregister P 241; für 
Dissidenten 6 468; für nicht anerkannte 
Religionsgenossenschaften Oe 528. 

Coburg, Stadt, Nikolaikirche 464; 
Pfarrer 465; Kath. Schule 466. 

Concionator Posen 86: Hildesheim 100. 

Consalvi, Herkules, Card. 1, 166. 

Constanz, frühere Diözese 111,131, 132. 

Corbei,frühere Diözese 48,66 ; Dotirung 
der Kirche 66. 

Corden, Hubert 135. 

Cretet 166. 

Cruse, Johann Bernard 107. 

cura animarum inden Kapiteln B 17; 
P 49; Köln 74; Osnabrück 109. 

curia episcopalis B 5, 18; P 66; 
capitularis B 18; P 66. 


Dänemark, apostolischePräfektur 433.* 

Dechant (Dom-), Dechantei, Besetzung 
B 7, 19: P 53; PH 93; OK 125; Ein- 
künfte B 3, 16; 'P 64 £.;' 'PH 90: 
OK 116; — Rechte und Pflichten B3; 
PH 100; OK 305. 

Dekan, Landdekan, Wahl der, B221, 
227; W 146; OK 305; — Bestätigung 
Ba 155, 305; Distriktsschulinspektoren 
B 236; — Aufsicht über den Religions- 
unterricht W 331; Schulvisitation 
W 331; WE 4386. 

Dekanatsbezirk B 221; OK 304; 
Dekanätstheilung B 214, 221; OK 304. 

Dekanatswahl, landesherrl. Kom- 
missär bei B 227. 

Delegaturbezirk, Berlin P 60. 

Demeriten-Anstalt, -Haus, Dotir- 
ung B 8; P 66; Oe 181; — Staats- 
aufsicht P251; Hausordnung P 251, 272. 

Desservants E 493, 496. 

Deutsche Schulen, Beaufsichtigung 
B 223: 

Deutschkatholiken S 425! 

Devolutionsrecht WE 455. 

devotio domestica MS 432.* 

Diebstahl von gottesdienst. Gegen- 
ständen R 191. 


Schneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 





Dienstuntauglichkeit eines Seel- 
sorgers Oe 530. 

Dietkirchen, Pfarrer, Kanoniker zu 
Limburg 119, 137, 138, 139, 140. 

Dignitäre zu München, infulirt B 17. 

Dignität, erste, Besetzung Oe 174. 

Diözese s. Bisthum. 

Diözesangericht, geistliches He 373. 

Diözesansynoden, Abhaltung W146; 
Ba 155; OK 304, 307; — Beschlüsse 
OK 305, 310. 

directorium actorum, dir. commis- 
sionis S 141, 

disciplina vigens B 9; Oe 177. 

Dispense, staatliche, zum geistlichen 
Amt P 268, 269; Ba 343. 

Dissidenten W 313; WE 438, 439; 
Br 4541,457; M 459; Rj 479: Register 
M 460°; SR 471!, 472; Rj 480; — 
Vereine, religiöse W 313. 

Distributionen, tägliche B 17; P50; 
Köln 76; Gnesen 83; Posen 87. 

Distriktsschulfond Ba 362. 

Distriktsschulinspektor, Bestell- 
ung B 223, 226; Amtsinstruktion B 236; 
— über gemischte Schulen B 240. 

Distriktsstiftungen Ba 348, 350. 

Disziplinarbefugnisse der Kirchen 
P* 2914 

Disziplinar-Entscheidungen der 
Bischöfe, Mittheilung an den Staat 
P 252, 275; He 378; — Disziplinar- 
gewalt B 8; Oe 172; P 242, 251. 

Disziplinar-Strafen, Verhängung 
P 251; He 377, 378, 879; S 419; 
Oe 530; — Verboteines ausserdeutschen 
Gerichts W 312; — Disziplinarunter- 
suchungen S 420. 

Doktorat, theologisches, Examen Oe 
171, 179, 517; Erforderniss zum Ka- 
nonikat P 5l; Köln 75. 

Dokumente, kirchliche, Uebergabe an 
die neuen Bisthümer B 55; P60; PH 
95; Osnabrück OK 120; Würzburg- 
Fulda 143. 

Domdechant s. Dechant. 

Dom-, Kathedralfabrik B5; E 
497, 509. 

Domgemeinde, Verwaltung des Kir- 
chen-Vermögens P 285. 

Domherr, Domkapitular s. Kanoniker. 

Domkapitel s. Kapitel. 

Domkapitelsstellen s. Kanonikat. 

Dompräbenden, Besetzung Mainz 375; 
s. Vikare. 

Dompropst, Dompropstei s. Propst. 

Domvikare s. Vikare. 

Dotirung der geistlichen Stellen Oe 177; 
der Kirchen und Schulen M 458. 

Drepper, Dr. Franz, B. von Paderborn 
466, 480.* 

Düsseldorfer Provinz 595. 
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FRilerkreis, Pastorirung WP 474. 


Ehe, bürgerliche R 199; — kirchliche | 


Verpflichtungen R 202; — gemischte 
s. Mischehen. 

Ehegesetze R 199; B 212; Oe 518, 
526; vorderösterreichische Ehegesetz- 
gebung W 311. 

Ehehindernisse, bürgerliche R 199; 
(Religionsverschiedenheit) Ba 337. 

Eherecht, sächsisches S 414. 

Ehesachen, kirchliche Gerichtsbarkeit 
B 8; W 146; Ba155; Oe 172; S418; 
OÖ 444; (& 468; staatliche Gerichts- 
barkeit R 201; B 212; WE 436, 437; 
Br 451'; C 465. 

Ehescheidung ohne Einfluss auf die 
Religion der Kinder B 205; Ehescheid- 
ungsklage (bei Mischehen) 8.416 ; welt- 
liche Gerichtsbarkeit O 520, 521, 526. 

Eheschliessung (bürgerliche) R 200; 
Ba 337, S 415; G 468; Oe 519, 520; 
U 546; Straflosigkeit in Krankheits- 
fällen R 201; Eheschliessung von An- 
gehörigen verschiedener Konfessionen 
Schleswig 302; S 425; MS 432; Oe 
5927; U 546; der nicht anerkannten 
Konfessionen Oe 526. 

Ehestreitigkeiten, Gerichtsbarkeit 
B8S; R 202'; W 312; L 482; Lü 486; 
Sühneversuch WE 437. 

Ehingen, Konvikt 148. 

Ehrenkanoniker in den preussischen 
Kapiteln Zahl 49; Rechte 50, 72; Er- 
nennung 5l; Dotirung 64; Köln 73, 
74; Posen 87. 

‚Ehrenrechte, bürgerl., Wahlerforder- 
nıss P 281; Verlust derselben, Un- 


fähigkeit zum geistl. Amte P 246, | 


247, 269; S 421. 

Eichstätt, Bisthum, Errichtung 2, 
12, 14, 38; Dotirung 4, 15; Umschreib- 
ung-22. 

— Kapitel, Errichtung 2, 7, 14; Dotir- 


ung 4, 16. 
Eid der Geistlichen E 167, 492*; OK 
306; He 388; S 412, 417; — der 


kirchlichen Beamten S 420; der Dissi- 
denten W 313; s. auch Bischofseid. 

Eigenthumsrecht der kath. Kirche 
B 6, 224; P 241, 242; Oe 176, 517, 533; 
der öffentlichen Kirchengesellschaften 
B 208; der nicht öffentlichen B 209; 
der Stiftungen B 202. 

Einbehaltung der Staatsmittel P 246. 

Einführung, Einsetzung in kirchliche 
Aemter Oe 529. 

Einquartierung, Freiheit der Geist- 
lichen Oe 182. 

Einrichtungen, neue geistliche, Ge- 
nehmigung S 422. 

Einschreiten des Staates ohne Be- 
rufung P 254. 





Einschulung WE 441. 
Einsendung, gegenseitige, von Tauf- 
zeugnissen U 547, 548 s. Taufen. 
Einspruch des Staates gegen die An- 
stellung von Geistlichen P 246, 249, 
251, 270, 274; He 383, 383; gegen 
Kirchenwahlen P 286, 287. 

Einstellung der Leistungen aus Staats- 
mitteln P 263; Wiederaufnahme der 
Leistungen P 263!. 

Eintheilung der Diözesen, Dekanate, 
Pfarreien B 214. 

Einwanderer, religiöse Erziehung ihrer 
Kinder S 427. 

Einweihung von gottesdienstlichen 
Gebäuden, Kirchhöfen B 208. 

Einwendungen gegen Pfründe-Ver- 
leihung Oe 529. 

Eisenberg, Kreis, Pastorirung WP 474. 

Elementarschulen U 549, 551; kirch- 
liche Aufsicht Oe 171. 

Elementarunterricht, Gesetz über, 
Ba 363. 

Ellwangen, frühere Propstei 111, 114, 
120. 


Elsass-Lothringen, kirchliche Ver- 
hältnisse, Diözesangrenzen 491.* 

Eltville, Pfarrer, Kanonikus 119, 137, 
138, 139, 140. 

Emeritenhaus B6; P 66; Mainz 113, 
Emeritirung, unfreiwillige P251; He37S8. 

Emphyteusis Ba 159. 

Entfernung, Entlassung aus dem 
Kirchenamte P 251, 252, 254, 255, 
265, 269 ; He 378; S 420 ;s. Unfähigkeit. 

Entlassung jüngerer katholischer Kin- 
der aus der Schule Br 454. 

Ephorus A 462. 

Episkopalrechte Rä 477. 

Eppe, Pfarrbeschreibung 474'; katho- 
lische Schule 477. 

Erbauung von Kirchen B 212; s. 
Kirchenbauten. 

Erfurt, Dekanat SR 470*, SS 471.* 

Erkenntnisse der geistl. Gerichte 
B 221; — der Kirchengewalt, voll- 
ziehbar Ba 338; ungesetzliche Ba 340. 

Erlasse bischöfliche, Mittheilung an die 
Regierung B 211; Oe 185, 530; W 310; 
— päpstliche, bischöfl. Verkündigung S 
419; WE 434; C 464; s. Anordnungen. 

Erledigung der Stelle, des Kirchen- 
amtes P 247, 249, 250, 254, 265, 274; 
S 420; Oe 530. 

Ermächtigung zur Ertheilung des 
Religionsunterrichtes Oe 516. 

Ermland, exemtes Bisthum 48; Dota- 
tion 64, 65; — Domkapitel 49. 

Ernennung der Personen zu geistl. 
Gerichten B 221. 

Ernennungsrecht, staatliches B 19; 
E 167, 492*; P 241, 242; W 310; 
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Oe 516; — bischöfliches s. Kollations- 
Recht. 

Errichtung unselbständiger Seelsorge- 
ämter P 247. 

Ertheilung von Unterricht, Bedingung 
P 241. 

ErwerbungunbeweglicherGüter Ba357. 

Erzbischöfes. Bischöfe ; Erzbisthümer, 
Besetzung Oe 528; s. Bisthümer. 

Erziehung, religiöse, der Jugend, 
Rechte der Bischöfe B 226; W 147; 
Ba 156; Oe 170, der Kinder bei Misch- 
ehen s. Kindererziehung. 

Erziehung des Klerus Oe 186; s. 
Geistliche. 

Erziehungsanstalten P 294!; Ba 
368; s. Unterrichtsanstalten. 

Eskens, Wilhelm 74. 

Etat der Kirchenstiftung, Feststellung 
B 234°; P 280; W 321; — Einsicht- 
nahme der Staatsbehörde P 290. 

Eutin, Fürstenthum OÖ 443. 

Excesse in Kirchen S$. 413. 

Exekutivstrafen, Beitreibung P 263, 
265. 

Exemtionen, Privilegien der Kirchen- 
gesellschaften B 212. 


Fabrik E 497; — der Kathedralen 
B 18; E 509; Fabrikgesetz, Geltung 
in der Bayer. Rheinpfalz 497?. 

Fabrikausschuss E 497, 499, 500; 
Fabrikeinkünfte E 501; Fabrikgüter, 
Verwaltung E 503; Fabrik -Kasse, 
-Schrank E 503. 

Fabrikrath P 286; He (Rheinhessen) 
392; E 497,498; — -Präsident E 498; 
an Nebenkirchen E 509. 

Fabrikschulen WE 440. 

Fachlehrer, Befähigung M 459. 

Fakultäten, theologische Ba 158; 
Oe 532. 

Feier der Sonn- und Festtage R 193; 
B 222; WE 435, 437; C 464; G 485; 
Oe 525; U 546, 547. 

Feierlichkeiten, ausserordentliche, 
Anordnung B 214, 222, 225; S 419; 
— unter freiem Hımmel B 222'!; an 
öffentlichen Plätzen He 376; — Be- 
schränkung B 213. 

Ferdinand, Herzog von Cöthen 469.* 

Ferdinand, Bischof von Münster 57. 

Ferdinandeische Stiftung Lü 484.* 

Feste s. Feier. 

Festprediger, Besoldung E 500. 

Filialgemeinden, Kirchen-Vorstand 
RE 

Filialisten, Beiziehung zu kirchlichen 
Steuern Ba 361. 

Filz, Heinrich 73, 74. 

Findlinge, Findlingskinder, religiöse 
Erziehung B 205; P 296; PH 299; 
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He 404; Oe 526; U 546; — Bestimm- 
ung der Konfession WE 438. 

Fonde, gemischte Verwaltung Ba 350. 

Fonk, Martin Wilhelm 73. 

Fortbildungsschulen He 397. 

Frankfurt a. M., Pfarrer, Kanonikus 
119, 137, 138, 139, 140, 141; — Geltung 
früherer Gesetze 297 !. 

Frankfurter Friedensvertrag 491.* 

Franksmann, Johann Heinrich 107. 

Franz Joseph I., Kaiser von Oester- 
reich 169. 

Franz Serra, Erzbischof von Nicäa 
B 10, 35, 36, 219. 

Frauenkongregationen, Thätigkeit 
einzelner Mitglieder S 422; s. Orden. 

Freiburg, Erzdiözese, Errichtung 111, 
131; Umschreibung 113. 

— erzbischöflicher Stuhl, Besetzung 124, 
127, 154; — Dotirung 115, 119, 155; 
freies Verwaltungsrecht 159, 347; 
Rechte des Erzbischofs in der Diözesan- 
regierung 155; in der Vermögensver- 
waltung 160, 161. 

— Domkapitel, Errichtung OK 112; 
Dotirung 116, 159; Besetzung 125, 
127, 305; Wirkungskreis als Presby- 
terium 305. 

— Generalvikar, Ordinariatsräthe Bal55, 
340; Interkalarfonde 160, 161; — Se- 
minar 157; — theol. Fakultät 158. 

Freiheit der Berufswahl Oe 518; — 
der kathol. Religion E 167; — der 
Religionsübung s. Religionsübung ; — 
des relig. Bekenntnisses P 240, 461; 
— des Unterrichts U 549; — der 
Wissenschaft P 241. 

Freiheitsstrafen, kirchliche P 251. 

Freising, früheres Bisthum B 2, 12 
18, 35, 38; jetzige Kirche B 13. 

Ereizügigkeit, unabhängig vom relig. 
Bekenntniss R 190; Oe 518. 

Friedhof U 547; s. Kirchhof. 

Friedrich, Grossherzog von Baden 
154, 163, 164. 

Friedrich Clemens, 
Paderborn 98. 

Friedrich Wilhelm III. v. Preussen 72. 

Friedrichstädter Krankenstift S418. 

Fürsen berg, Franz Egon von 58, 93, 96. 

Fulda, frühere Diözese 2, 13; jetzige, 
Errichtang 111, 112, 131; — Dotirung 
118; — Inkorporirung Würzburger 
Pfarreien 142: Jurisdiktion WE 433.* 

-- Domkapitel, Errichtung 112; Dotirung 
118; Besetzung 125. 

Funktionen, kirchliche, Vorbedingung 
zur Ausübung Ba 339. 


Bischof von 


Gaierowicz, Stanislaus 83. 
Gebäude, gottesdienstliche, Errichtung 
2928; 
36* 
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Gebete, öffentliche, Anordnung B 9,210; 
S 419; E 495, 496; Oe 170; — für 
die Obrigkeit, den Landesherrn E 168; 
WE 435; C 464. 

Gebührenäquivalent 0e536,537,538; 
— (Gebührentaxe, kirchliche P 280, 285. 


Gegenstände, weltliche B 212; ge- | 


mischter Natur B 213. 

Gegner des Christenthums, Fernhaltung 
vom Lehramte B 228. 

Geheimhaltung amtlicher Mittheil- 
ungen W 328. 

Geisa, Dekanat WE 436. 

Geistliche, Vorbildungund Anstellung 
P 243 ff., 249; He 382, 388; Rechte 
der OK 306; He 372; C 464; Gerichts- 
stand in Civil- oder Personalsachen 


W 147; Ba 156; B 203; He 373; 
S 417; WE 436; O 446; — Disziplinar- 
gerichtsbarkeit He 373; — Reichs- 
strafgesetze gegen Geistliche R 193; 
— Militärpflicht R 192; — Freiheit 
von Einquartierung Oe 182; — Geist- 
liche, fremde Br 456; — zugelassene 


Ba 343; Unterhalt der abgesetzten 
Geistlichen W 309: — Vergehen 0e 529; 
— Verhalten staatsfeindliches S 422; 
— Verurtheilung P 247; Ba 344; — 
He 883; S 421; — Versagung des 
Aufenthaltes, Verlust der Staats-An- 
gehörigkeit R 197. 

Gelehrtenschulen Ba 362. 

Gelübde B 213; — Abhlegung B 222, 
222. 

Gemeinde, politische, Verpflichtung 
zu Kultusbedürfnissen E ; 
Rechte an der Schulleitung P 252, 


291; religiöse, kirchliche, Bildung W 


313; He 490. 

Gemeindeedikt B 233; — Gemeinde- 
ordnung, neue B 233, 235; — Schule 
U 550. 

Gemeindeumlagen zuKultuszwecken 
B 234, 235; E 508. 

Gemeindevertretung, kirchliche s. 
Kirchengemeinde-Vertretung. 

Genehmigung, königliche bei bischöfl. 
Verleihungen B 221. 

Generalvikar, Gehalt B 3; P 66; 
— Bestellung W 146; Ba 155; Oe 170, 
528; He 375; E 493; — wissenschaft- 
liche Vorbildung Ba 340; — Ausübung 
bischöflicher Rechte P 260; E 495. 

Genossenschaften, klösterliche, 
für Krankenpflege P 268; — Rechts- 
verhältnisse Oe 532. 

Georg IV., König von Hannover 89. 


Geräthschaften, Anschaffung kirch- | 


licher Ba 358. 

Gerichte, geistliche, Einführung, 
Erkenntnisse B 221; — Verbot ausser- 
deutscher W 312. 
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Gerichtsbarkeit, geistliche Ausübung 
B 8,208, 211,213; OK 304; S 408, 409; 
WE 436; M 458; G. 466; — staat- 
liche in Ehesachen Br 451!; Oe 521. 

Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
heiten, Errichtung und Zuständigkeit 
P 245, 251, 253, 255 ff, 259, 265, 
270, 282; He 380, 381; — Aufhebung 
P 267 3,.273,.282;- He 39. 

Gerichtsstand, befreiter der Geist- 
lichen B 203, 212; S 412, 413; G 466. 

Gerichts- u. Synodal-Versamm- 


lungen, staatl. Aufsicht, B 220; 
OK 310. 

Geschichtsunterricht, objektiver 
B 228. 


Gesellschaft Jesu R 197; — vom 
hl. Herzen Jesu R 198. 

Gesundheitspolizei, Vorschriften 
bei kirchlichen Anstalten B 214. 


Gevatterbrieftragen der Lehrer 
WE 440. 
Gewalt, geistliche, frei B 203; s. 


Kirchengewalt. 
Gewerbschulen, Religionsunterricht 
B 223; — Gewerbschulwesen Ba 362. 
Gewissensfreiheit B 202, 203, 207, 
217; W 308; Ba 336; He 371; O 447; 
M 458. 
Gewissens- 
heit Rj 479. 
Giessen, Pfarrbesetzung He 373. 
Glatz, Dechant, Ehrenkanonikus P 51. 
Glaubensbekenntniss, WahlB 204; 
— staatsbürgerliche Unabhängigkeit 
vom R 190. 
Glaubensbekenntnisse, christliche, 
anerkannte W 308. 
Glaubensgenossen, christliche, 
Rechte B 206; — nicht christliche B 
202, 206. 
Glaubensgesellschaftens.Kirchen- 
gesellschaften. 
Glaubenskonfessionen, christliche 
B 206. 
Glaubenslehre, innere Kirchen-An- 
gelegenheit B 208. 
Glaubens- undGewissensfreiheit 
O 447; WP 473; Bm 488; H 489. 
Gleichberechtigung deranerkannten 
christl. Kirchengesellschaften S 406; 
— der Katholiken C 464; — der 
christlichen Konfessionen R 190; B 
2023; A 461; G 463; Bm488; H 489. 

Gleichstellung der christlichen Kon- 
fessionen L 480*; — der Katholiken 
SL 480; L 481; C 464. 

Glocken, Gebrauch der B 207, 217; 
C 464; G 468; E 495; Oe 526. 

Glöcknerdienst, Ba 367°’; He 399; 
E 500, 501, 510; Glocken- und Uhr- 
dienst WE 440. 


und Religionsfrei- 
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Gnadenjahr P 246; s. annus gratiae. 

Gnesen, Domkapitel, Errichtung 49, 
81, 82; — Dotirung 64; — Rechte der 
Kapitelsglieder 84; — Reduktion der 
Stiftungen 83. 

Gnesen-Posen, Erzbisthum, Erricht- 
ung 58; Dotirung 63. 

Gorszenski, Timotheus, Erzbischof 48, 

Gotha, Herzogthum, bischöfliche Juris- 
diktion CG 462*; — Freiheit der 
römisch-kath. Konfession G 466; — 
Parochialverhältnisse G 468; — Stadt 
Gotha, Parochialverhältnisse G 467. 
— Gymnasium, Besuch der Katho- 
liken G 468. 

Gottesacker Aufsicht S 418. 

Gottesdienst, Feier des B 208; — 
Anordnungen über B 213; — römisch- 
katholischer Freiheit G 466; — ausser 
der Kirche & 467; — heimlicher B 
202. 

(otteslästerung R 191. 

Gottesverehrung, Staatsschutz Ba 
336, 337; — Freiheit S 406. 

Grab- und Denkmäler in Kirchen 
C 505. 

Grezeszkiewicz, Valentin 83. 

Gruben, Karl von 91, 93, 9. 

Grundeigenthum, Erwerb P 279, 
284, 289. 


Haar, Kommissarlat 57. 
Häffelin, Frhr. von, 
Chersones 1, 10. 
Haftpflicht desKirchenstiftungsrathes 
Ww 321. 
Hamburg, kirchliche Verhältnisse 489*. 
Handarbeit, weibliche, Unterricht Ba 
367; — Handarbeitsschulen, Leitung 
durch Ordensfrauen P 273. 
Hannover, ehemaliges Königreich, 
Errichtung der Bisthümer 88, 96; — 
der Domkapitel 92, 96; — Bischofs- 
weihe 92; — Geltung früherer Ge- 
setze 2971, 
Hantelmann, Joseph 9. 
Hauptlehrer Lü 497. 
Hausandacht B 202, 204; MS 432*; 
— häusliche Religionsübung WP 473. 
Haushaltungsschulen, Leitung 
durch Ordensfrauen P 273. 
Hauskapellen G& 467; E 49. 
Hauskollekten W 322. 
Hausordnung der Seminarien B 223, 
ES 2T2: 
hebdomadarius, Posen 87. 
Hebregister bei Umlagen He 406. 
Heinzen, Wilhelm 73. 
Heirathsregister R 201. 
Heranbildung von Geistlichen Oe 532. 
Hermelin, Kapitelskleidung B 17. 
Hermes, Georg 73, 74. 


Bischof von 
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Hessen, Grossherzogthum, Bisthunıs- 
Errichtung OK 110, 123; — Ueberein- 
kunft H 372. 

Hildburghausen, kath. Gottesdienst 
458*, 

Hildesheim, exemtes Bisthum, Er- 
richtung 89, 91; — Dotirung 90, 101; 
— Umschreibung 93; — Archiv 9. 

— Bischof von, Wahl 91; Eigenschaften 
92; Informativprozess 92; — Juris- 
diktion Br 449. 

— Domkapitel, Errichtung 90, 98; Do- 
tirung 90, 100, 101. 

— Seminar, Besuch der Kathedrale 101; 
Hildesheimer Klosterfond 105. 

Hochzeitsbitter, Lehrer WE 440. 

Hoheitsrechte, landesherrliche über 
die kath. Kirche O 445. 

Hohenlohe, Joseph Fürst von, Bischof 
von Ermland 48, 62, 63, 66, 67, 71, 
81, 85, 443. 

Hohenzollern-Hechingen und -Sig- 
maringen, bischöfl. Jurisdiktion 113, 
171. 

Holländische Mission 57. 

Homagialrevers Lü 485. 

Hospitalverwalter, Gerichtsstand 
S 413. 

Hüffer, Dr. Hermann 71. 

Hülfeleistung oder Stellvertretung in 
einem kirchlichen Amt P 268, 270; 
Ba 342; He 382, 383; S 422. 

Hüsgen, Johann 73. 


Jahresrechnung der Kirchen, Prü- 
fung P 280, 285. 

Jahrtagstiftungen (Anniversarien) 
Ba 348. 

Jena, Universität, Besuch durch Katho- 
liken G 468. 

Jesuitenorden R 197, 198; W 312; 
— Jesuiten-Universität, Seminar, Ver- 
bot des Studiums an diesen Ba 340; 
He 382; S 421. 

Jever, Herrschaft 443, 444. 

Illigens 484*. 

Immediatkommission 
442, O 444. 

Immunität, kirchliche B 203, 213; — 
der Gotteshäuser Oe 173. 

Indigenat, Bedingung zu Kirchen- und 
Pfarrpfründen B 221. 

Informativprozess P 54; PH 92; 
OK 125. 

Inspektor an Schullehrerseminarien, 
Bestellung B 223. 

Installation der Pfarrer WE 436; 
L 4831. 

Institute, religiöse, geistliche B 213, 
Oe 183. 

Institution der Bischöfe (Präkonisa- 
tion) B 6; E 167; — der Kanoniker 


WE 434, 
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(Provision) B 19, 44; P 51; OK 125; 
Institutionsrecht der Bischöfe B 20. 
Interkalarien der Benefizien (Inter- 
kalarfrüchte) Ba 161; Oe 177; P 289; 
— der Domkapitel B 5, 217, 218; 
Köln 78, Posen 88; — Interkalarfond 

Ba 348, 349. 

InterkonfessionelleVerhältnisse 
Gesetze über Oe 523; U 545. 

Intestaterben der Geistlichen Oe 535. 

Inventar der Kirche P290; der Kirchen- 
fabrik E 503. 

Investitur der Domkapitulare B 219; 
Posen 88. 

Josephinisches Stift S 418. 

Israelitische, jüdische Religions- 
gemeinde, Austritt aus He 405; M 
461; — Grundbesitzer, Verpflichtung 
zu kirchlichen Leistungen P 258. 

Jubiläums- und Ablassverkündigung 
B 211. 

Jurat OÖ 445. 

Jurisdiktion, bischöfliche, Freiheit 
der B 8; OK 126; W 146; Ba 154; 
Oe 172. 

jus circa sacra S 407; WE 434; O 
443, 444; Lü 486; Bm 488*; jus epi- 
scopale {über die Evangelischen) S 
407, Bm 488*, 489, 

Iven, Jakob 73. 

Ivo Carnotensis 127. 


Kahla, Kreis, Pastorirung A 470*. 
Kämmerer der Landkapitel Ba 161, 
347 


Kandidaten des Gymnasial- und Real- 


lehreramtes, frei von der Lehrerprüf- 
ung He 398. 

Kanonikate, Besetzung, Verleihung 
B.4,19,.45,7218: 27% 52 MEH393550K 
125, 123; Oe 175, 523; He 374, 375; 
E 492*; — Erledigung B 219. — 
Mehrung B 3, 15. 

Kanoniker, Eigenschaften B7; P51; 
PH 92; OK 125, 305; Oe 174; — In- 
stitution, Provision B 19, 44; PH 93; 
OK 125; — Rechte und Pflichten B 
8, 17; P 52; — Vorrücken B 218; 
Köln 78 

Kantonalpfarreien, Köln 55; — 
Pfarrer, Ernennung E 491*. 

Kantor He 399. 

Kanzelparagraph, sog. R 195. 

Kanzleitaxen, päpstliche, s. Annaten. 


Kapellengemeinde, Vermögen P 277. 


Kapitalien, Kündigung P 289. 

Kapitel (Dom-), Errichtung B 14, 40; 
P 49; PH 90; OK 112; — Dotirung 
B 3, 16,18; P 62. #.; TH 90, 91;:0& 
116 ff.; — Kapitelskleidung B 17, 43, 


44; — Kapitelshäuser B5; P 66; PH | 


90; — OK 116; — Kapitelsstatuten 
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B17; P 50; OK112; — Wallrecht 
B 19; P 53; — Kapitels-Vermögen, 
Verwaltung B 3; —- Staatsaufsicht 


P 289, Oe 534. 

Kapitels- (Land-) Kämmerer Ba 161, 
347; — Konferenz B 227. 

Kapitular- (Dom-) s. Kanoniker. 

Kapitularvikar, Bestellung P 259 ff. ; 
— Eigenschaften P 259, 268; — eid- 
liche Verpflichtung P 260, 268; — 
Staatsexamen Ba 348. 

Kassen s. aeraria, Kassen- und Rech- 
nungsführung W 316. 

Katechismus, Approbation der 
Bischöfe W 147; Ba 156; Oe 185; E 
495; — landesherrliche Genehmigung 
C 464; @ 467. 

Kathedralfabriken E 509. 

Keller, Johann Baptist von, Bischof 
i. p., 115, 121, 132, 135. 

Kempten (Campidunense territorium) 
2, 8, 13, 35, 38; — Neudotirung 13, 38. 

Ketteler, Wilh. Emanuel von, Bischof 
von Mainz 3721, 375. 

Kindererziehung, nichtevangelische, 
Zulassung seitens eines Protestanten 
Br 457. 

Kindererziehung, religiöse, Geltungs- 
bereich der gemeinrechtlichen Erzieh- 
ungs-Grundsätze 294'; Holstein 301; 
Schleswig 302; MSt 294’; O 448; 
M 460!; A 462'; An 469!; SR 470*; 
SS 472?; Rä 2941; Rj 294!1; SL 480*; 
Lü 484*; Bm 488*; H 489*; — der 
landesgesetzlichen Vorschriften 294°; 
B 205; P. 294 ff.; PH 297;- PK 299; 
PN 300; Frankfurt a. M. 302; W 335; 
Ba 370; He 402; S416, 423; MS 432, 
WE 438; Br 451; C 464; G 467; 
WP 475; L 482; Oe 523; U 546; — 
Einzelbestimmungen über Verträge 
Holstein 301; Schleswig 302; — über 
Erziehungsrecht beim Austritt Rä 479; 
Rj 479. 

Kindererziehung, religiöse, bei ge- 
mischten Ehen, Erziehungsrecht nach 
dem Willen der Eltern P 294; PH 
297; PK 299; Holstein 301; Frankfurt 
a. M. 302; Ba 337, 370; WE 438; 
O 448; Br 451; E 514; — Erziehung 
in der Religion des Vaters P 296, 
297; PK 300; PN 300; W 335; Ba 370; 
He 402, 403, 404; S 426; WE 438; 
Br 451; WP 475; L 482, 483; — Er- 
ziehung nach Geschlechtern B 205; 
P 295; MS 433; C 464; G 467; Oe 
523; U 546; — Möglichkeit und Form 
der Verträge B 205; Schleswig 302; 
Frankfurt 302; W 336; He 402, 404; 
S 415, 426; MS 432 433; C 464; 
G 467; WP 475; L 482, 483; Oe 523; 
— Verbot der Verträge P 295, 296; 
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PH 297; PK 299; PN 300; Holstein 
301; Ba 370; WE 4388, Br 452; E 
514; U 546; — Verbot von Reversen, 
Angelöbnissen an Religionsdiener S416; 
Br 452; Oe 523; Verbot der Einmisch- 
ung von Fremden P 295; S 427, 428; 
— bei Uebertritt der Eltern B 205; 
P 295; Frankfurt 302; S 427; WE 
4537, 438; M 461; C 465; Rä 479; 
Rj 479; E 514; Oe 524; U 546; — 
nach dem Tode der Eltern oder eines 
Fhetheils B 204; P 295; PH 297; 
Frankfurt 302; Ba 370; S426; 0448; 
Br 451; — bei Ehescheidung B 205; 
S 427; — bei Kinwanderern S 427; 
Br 453; — Ueberwachungsrecht B 205. 
— Entscheidung von Zweifeln WE 437. 

Kinder, religiöse Erziehung, unehe- 
licher, natürlicher B 205; P 295: PH 
298; PN 301; Frankfurt 302; Ba 370; 
S 427; WE 438; M 460; C 465, 466; 
WP 475; Oe 524; U 546; — legiti- 
mirter B 205; PH 298; S 427; WE 
438; WP 475; Oe 524; U 546; — 
Findlings-, Pflegekinder B 206; P 295; 
Frankfurt 302; WE 438; WP 475; 
Oe 526; U 546; — verwahrloster He 
404; Waisen Ba 371; der nicht christ- 
lich getauften Dissidenten-Kinder SS 
472; — Verbot jüdischer Erziehung 
WP 476; — Konfession des Vormun- 
des Ba 370. 

Kirche, römisch-katholische, rechtliche 
Stellung B 3, 203; E 166; Oe 169, 
515; P 241, 242; OK 303; W 309; 
Ba 337, 338, 343; He 376; S 407!; 
© 464, SS 471!; WP 473; — Eigen- 
thumsrecht B 6, 208, 224; W 149; 
Ba 159; Oe 176. 

— evangelische, rechtliche Stellung P 
241, 242; evangelisch-protestantische 
Ba 337, 338, 343; WP 473. 

— anerkannte, aufgenommene, Br 449; 
Oe 517, 518; — herrschende B 480*; 
— christliche, Rechte der, M 458; A 
461; s auch Landeskirche. 

Kirchenadministrator WP 473.* 

Kirchenamt, Zulassung zum W 310; 
Ba 338, 339, 341; Verleihung, Ueber- 
tragung Ba 337; He 382 ff., 388, 389; 
Oe 530; — Ausübung R 196; Ba 
342; Entlassung, Unfähigkeit zur 
Bekleidung Ba 341, 344; s. Amt, 
geistliches. 

Kirchenangelegenheiten, innere, 
B 208; W 308; 8 407; — katholische 
WE 433, 437. 

Kirchenbänke (-stühle) Verfügung 
W 317; — Erträgniss E 501, 505. 

Kirchenbaufond Ba 348. 

Kirchenbauten, Vornahme B 212, 
224; P 280, 285. 
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Kirchenbeamte, Disziplin Rä 477, 

Kirchenbedürfnisse, örtliche Ba358; 
WE 435. 

Kirchenbehörde, staatliche, Einsetz- 
ung W 309. 

Kirchenbücher, katholische S 417; 
O 447; Br 455, 457; U 465; G 468; 
SR 471. 

Kirchendiener, Begriff P 251!, 272; 
— Anstellung Br 450; Entlassung P 
254 ff., 257 ; He 379, 380 ; — unbefugte 
Amtsführung P 260; — Unfähigkeit 
zum Amte P 267; — bürgerl. Rechte 
W 309; Ba 338; He 376; S 407; — 
Disziplinarstrafen W 311; — Ruhe- 
gehalt W 309; — Verhältnisse G 467. 

— niedere, Bestellung W 318; O 417, 
418; E 500; — Entlassung W 318; 
Gerichtsstand S413; Disziplinarstrafen 
S 418 ff. 

Kirchendienst, niederer,Uebertragung 
an Lehrer WE 440; — Vereinigung 
mit dem Schuldienst An 469*; s. auch 
Lehrer. 

Kirchendisziplin B 208; Oe 185; s. 
Kirchenzucht. 

Kirchenfabrik B 5; Ba 348; E 497; 
der Kathedralkirchen P 66; E 509. 
Kirchenfond, allgemeiner katholischer 

Ba 160; W 309. 

Kirchengebäude, Erhaltung B 209; 
E 501. 

Kirchengebet, öffentliches G 
467; Lü 485; s. Gebet. 

Kirchengemeinde, öffentliche Kor- 
poration Ba 357; — Aenderungen 
Ba 360; — Bildung U 547. — Ver- 
sammlungsrecht & 466 ; — Vermögens- 
verwaltung P 277; -— Vorstand P 273. 

Kirchengemeinde-Repräsentation B 
235; -Umlagen B 235; -Versammlung 
B 235; Ba 359; -Verlretung P 277, 
279 fi.; W 318; Ba 359, 360: He 386; 
Wahlen B 235. 

Kirchengesellschaften, christliche, 
anerkannte oder aufgenommene B 202, 
203, 206; Rechte B 207, 208, 211, 215; 
Privat-Kirchenges. B 207, 208, 215; 
S 406, 407; Rechte der Staatsgewalt 
B 210; Verhältniss zu andern Gesell- 
schaften B 211. 

Kirchengewalt B 210, 211, 214. 

Kirche und kirchliche Vereine, 
rechtliche Stellung Ba 337, 343. 

Kirchen und Religions-Gesell- 
schaften, Rechte B211; Oe 517,522. 

Kirchengut, Sicherung, Staatsschutz 
B6; R 189; Ba 336; He 372; — 
Veräusserung O 447; Erlaubniss des 
apost. Stuhls dazu Oe 176; s. Kirchen- 
Vermögen, Stiftungen. 

Kirchenkollegien P 286. 


466, 
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Kirchenkonvent W 329, 331, 332. 

Kirchenlisten, Vorschriften über 
B 212. 

Kirchenopfer W 319. 

Kirchenpatro.n. Theilnahme am 
Kirchenstiftungsrath W 314; s. Patron, 
Patronat. 

Kirchenpflege, Etat W 321. 

Kirchenpfleger, Bestellung W 314, 
316; Kaution W 317; Haftpüicht W 
320, 321. 

Kirchenpfründen, Bedingungen zur 
Erlangung B 221, 225: Verwaltung 
OK 306; W 319. 

Kirchenrath P 273; 
SR 472. 

Kirchenregister R 201; Lü 485. 

Kirchen-Repräsentanten P 286. 

Kirchen- und Schulangelegen- 
WE 433, 437. 

Kirchen- und Schuldiener, Ruhe- 
gehalt W 309. 

Kirchen- und Schulinspektion, 
Mittelbehörde SR470*, 472; — Kirchen- 
und Schulvorstand, Lokalbehörde O 
445; SR 470*, 472, 

Kirchen- und Schulkommission, 
Rj 480. 

Kirchen- und Schulwesen, 
sicht Bm 488. 

Kirchen-, Schul- 
fonde W 308. 

Kirchenstiftungsrath, Bildung W 
314; — Ablehnungsgründe W 316; — 
Geschäftsgang W 317 ff. ; — Entlassung, 
Auflösung W 327; — Verwandt- 
schaft der Mitglieder W 326. 

Kirchenstrafen W 311; Oe 515. 

Kirchenverfassung, innere, Staats- 
schutz He 371. 

Kirchenvermögen, örtliches Ba 348; 
Verwaltung B213, 233, 234°, 235; P 277 
ff.; OK 306; W 149, 150, 314 ff.; Ba 
159, 338, 347 #.; He 375, 376, 390 ff. ; 
O 448; Br450; M458; 0464; G 467; 
Lü 484: E 497; Oe 176, 533, 534; 
— Zuständigkeit der Verwaltungs- 
organe P 289; — Aufsichtsrechte des 
Staates B213; P 283, 284; W 318, 
323; Ba 159, 338; He 375; S 422; 
Oe 533, 536; — der bischöfl. Behörde 
B 234°; P 283, 284; W 149, 150; 
Ba 159, 338; He 375; — Ueberschüsse 
des Kirchenvermögens B 209; Oe 535; 
— Verwendung zu andern (Schul- und 
Armen-)Zwecken B 209 ; P230, 285,289; 
Ba 350, 360; — Verpflichtung zu 
öffentlichen Lasten W 313 ; — bischöfl. 
Verordnungen über die Verwaltung des- 
selben W 318; — Voranschlag W 393. 

Kirchenversammlungen, Recht des 
Regenten B 210. 


Auf- 


und Armen- 


S 408, 410; ° 
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Kirchenverwaltung B 234°, 235. 

Kirchenvisitation W 323. 

Kirchenvorstand (Organ zur Ver- 
waltung des Kirchenvermögens) Mit- 
glieder P 277 f£.; W391; — Wahl P 
281; — Wirkungskreis P 283, 284; W 
392; Vorsitzender P 273, 278; W 393. 

Kirehenvorsteher, Ehrenamt P 275; 
Wahl P 280, 286 ; Entlassung P 282; Be- 
rufung, Beschwerde wegen Entlassung 
P 273 ; Kirchenvorsteheramt WE 436. 

Kirchenzucht B 208; He 392; 
Br 4571, 

Kirchhof, Einweihung B 233; gemein- 
schaftlicher B 217; L 482. 

Kirchhofglocken, Gebrauch der B 217. 

Kirchliche Lasten, Beitragspflicht 
He 404, 405. 

Kirchliche Vereine, Bruderschaften, 
Vermögen der Ba 348. 

Kirchliche Verpflichtung in Ehe- 
sachen R 202. 

Kirchspiel, Aenderung Ba 360. 

Kleidung geistlicher Personen & 467. 

Klerikal-(Priester-)Seminar, Er- 
richtung, Vorstände. B 5, 223, 225; 
P 54, 65, 244, 271, 272; OK 126, 305, 
302:2W. 1465 Baıl5b55 Oe 173, — Ver- 
mögen B 6, 14. | 

Klerikalstand, Aufnahme in B S; 
W 148; Ba.15; 0 170. 

Kloppenburg, Kreis 443. 

Klöster, Säkularisation der R 188, 189; 
s. Orden. 

Klösterliche Genossenschaften 
Oe 532; — Vereine He 374. 


ı Klosterobern, weltlicher Kommissär 


bei der Wahl B 222, 227. 

Knabenseminare,-KonvikteP244, 
245,1212: OK 113; 'W. 7148731255 Ba 
157, 158, 340, 343; He 374, 382, 388; 
— Wahl der Vorstände B 223. 

Koblenz, Provinz 55. 

Köln, Erzbisthum, Errichtung 48; — 
Dotirung 62, 63; — Umschreibung 55; 
Erzbischofswahl 53, 79; — Seminar 54. 

— Domkapitel, Errichtung 49, 71, 
73; — Dotirung 63, 64; — Kanoni- 
kate 49, 80; — Kanonikat für einen 
Professor in Bonn 74; — Presbyterat, 
Erforderniss 75; — Kapitelsstatuten 
80; — Kapitelsämter 78; — Dom- 
propst 49, 64, 74, 75; — Domdechant 
49, 64, 75. 

Körperliche Züchtigung, als kirch- 
liches Zuchtmittel verboten P 251; He 
378. 

Kött, Christoph Florentius, B. von Fulda 
434. 

Kollationsrecht, bischöfliches freies 
B 8) .19,.221.,..225;- W146; Bas 15: 
3371, 8891; E 168; Oe 174, 529: He 
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372; S 421; M 458; s. auch. .Er- 
nennung, Verleihung. 

Kollekten, kirchliche P 285. 

Kommissar zur Verwaltung eines er- 
ledigten Kirchenamtes P 249; — einer 
erledigten Diözese P 260 ff., 265, 268. 

Kommissarische Vermögensverwal- 
tung der aufgelösten Orden P 266; 
statt des Kirchenstiftungsrathes W 327. 

Konfessionen, anerkannte, bestehende 
B 203, 206; W 308; He.371; S 407'; 
MS 432*; G 466; Rä 477; — Ver- 
halten der @ 468. 

Konfessions-Aenderung, -Wechsel 
WE 437, Br 454; Bm 483%; — bei 


Kindern von 10 Jahren S 428; =. 
auch Religionsänderung, Aus- und 
Uebertritt. 


Konfessionsschulen W 330, 331; 
He 401; WE 440; E 510; Oe 522; — 
Lehrer an B 239; — Aufnahme in L 
483. 

Konfirmation der Bischofswahl P 54; 
PH 92; OK 125, 304. 

Konfirmation oder Institution der 
Kapitelsglieder B 40. 

Konfirmationsalter SL 48. 

Kongregation der Lazaristen, Redemp- 
toristen und der Väter vom hl. Geist 
R 198, 199. 

Kongregationen, ordensähnliche s. 
Orden. 

Konkordat Bayern 1; Geltung 9, 10; 
Vollzug 220 ft., 230; — Konkordat 
und Religionsedikt B 219, 224, 226. 

Konkordat Oesterreich, Geltung 169, 
177, 175; — Aufhebung (des Patentes 
von 1855) 529. 

Konkordat, Konvention W 145; Ba 
154; E166; s. auch Cirkumskriptions- 
bullen. 

Konkurrenzbeiträge B 224. 

Konkurs zur Besetzung der Kanoni- 
kateOe175; — der Pastorate O 446; 
s. Pfarrkonkurs. 

Konsistorium, geistliches S 408 ff.; 
GC 464. 

Konstanz, frühere Diözese 2, 13, 113, 
131% 

Konstitutionseid B 22%. 

Konvention He 372; O 443, 445!. 

Konvikte s. Knabenseminare. 

Konzilsdekrete vom 18. Juli 1870, 
Plazet B 231; Nichtannahme Ba 338°. 

Kooperator, Anstellung Oe 447. 

Kopulation Br 450, 451, 456. 

Korporation, aufgehobene, Verwend- 
ung der Güter Oe 183. 


Krankenbesuch durch kath. Geist- 
liche Br 455. 
Krankenpflege, (Genossenschaften 


für P 268. 
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Kreisaufseher, Inspektion der kath. 
Schulen WP 477. 

Kreisdirektion, Kompetenz in Schul- 
sachen S 431. 

Kreiskonkurrenzkasse B 2%. 

Kreis-Schulinspektoren P291; — 
Schulkommission He 397, 398, 401; — 
Schulräthe Ba 365. 

Kriminalsachen der Geistlichen W 
147. Br2137 08181. 

Küster, Belohnung Ba 358; Wahl Lü 
484. 

Kulm, Domkapitel 49, 64, 65. 

Kultus, kirchliche Anordnungen des 
He 374. 

Kultusgebäude E 497. 

Kultusgemeinde M 459; Oe 540. 

Kultushandlungen, katholische, nur 
in der Kirche gestattet U 464. 


| Kultus-, Religionsschule M 459. 


Kuratelbehörde bei Kirchenwohn- 
ungen B 234°. 

Kurhessen, bischöfliche Jurisdiktion 
OK 110,118, 123,303; Geltung früherer 
Gesetze PH 297". 


Landdekan, Bestellung He 375; s. 
Dechant. 
Landesherrliche 
s. Plazet. 
Landeskirche, evangelische M 458; 
A 461; An 469*; SR 470*; SS 471%; 
Rä 477; Rj 479; SL 480*; L 481. 
Landes-Schulbehörde Oe 542; — 
Schulraih Oe 523. 
Landschulwesen OÖ 447. 
Landwirthschaftliche Schulen, 
Religionsunterricht B 223. 
Lazaristen, Verbot R 198. 
Ledigkeitseide S 418. 
Legitimirte Kinder, religiöse Er- 
ziehung Br 453; s. Kindererziehung. 
Lehrbücher in der Religion, bischöf- 
liche Approbation W 147; Ba 156; 
Oe 171, 185; B 224. 
Lehr- und Lesebücher, Genehmig- 
ung He 397; Oe 185, 522, 542. 
Lehrer, Bildung B 223, 226, 232; Ba 
867; O 447; Oe 543; — rechtliche 
Stellung P 242; W 332!; Ba 363!; S 
413; Rä477; L 482; Oe 543; —- Kon- 
fession, Bekenntniss. B 239; W 331; 
Ba 366; He 394; — Anstellung P 242; 
Ba 365, 366; He 398; WE 436; O 447; 
M 459; C 465°; E 511, 513; Oe 522, 
543; — Mitglied der Ortsschulbehörde 
W 332, 333, 334; Ba 364; — Mitglied 
des Schulvorstandes He 400, 401; S 
430; WE441; M 460; A 462; SR 470; 
Rä 477; Oe 523; — Mitglied des Schul- 
stuhles U 553; — Uebernahme von 
Kirchendiensten W 331, 332; Ba 367; 


Genehmigung 
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He 399; WE 440; An 469; — Ver- | 


eidigung, Verpflichtung S 418; WE 
436; — Diensteinkommen Bm 362; — 
Urlaub WE 442; — Leiter der Schule 
Oe 542; — an Privatlehranstalten Ba 
368; — Zurechtweisung S 418. 

Lehrer(innen) - Bildungsanstal- 
ten, religiös-sittliches Leben B 223; 
— konfessioneller Charakter B 229; 
— Vorstände B 232; s. auch Schul- 
lehrerseminarien. 

Lehrer-Präparandien U 549. 

Lehrer-Prüfung, Befähigung zum 
Religionsunterricht Ba 367; — Be- 
fähigungstitel HE 511; — Zeugniss Oe 
543; — Befreiung von He 398. 

Lehrerstellen, Besetzung Ba 365; 
He 398, 399. 

Lehrfrauen, klösterliche B 230, 233. 

Leistungen zu Kirchenzwecken P 250, 
257; — eingestellte des Staates P 
264. 

Leo XIL, Papst 88. 

Leopold von Thun, B. von Passau 20, 

Lerski, Casimir 8. 

Letztwillige Verfügungen der 
Geistlichen B 212; Ba 351; S 407. 
libera collatio der Benefizien B 8. 
Limburg, Bisthum, Errichtung, Dotir- 
ung 112, 114, 119, 131, 157; — An- 
naten 121; — Umschreibung 135, 136 ; 

Neudotirung 140, 141. 

— Domkapitel, Errichtung 112; — Do- 
tirang 119, 137; — Neudotirung 141; 
Kapitelswohnungen 120, 142. 

— Pfarrei 119, 137, 138, 140, 141; — 
Seminar 120, 274. 

Lingen, Grafschaft 95. 

Linz, Herrschaft 115. 

Lippe-Detmold, Fürstenthum, 
bischöfliche Jurisdiktion 481; — Er- 
richtung und Besetzung der Pfarreien 
481; — katholische Schulen 480*; — 
Regelung der evangelisch-protestanti- 
schen Parochialverhältnisse 482. 

Literaturthemata B 228. 

Liturgie (lateinische Sprache) B 9; — 
Beobachtung Oe 186; E 495; — Ge- 


nehmigung des Landesherrn C 464; | 


G 467. 

Lokalschulinspektion B 236, 239; 
— Pfarrer Vorstand B 237!; — an 
gemischten Schulen B 240. 

Lokalschulinspektor, Ernennung 
P 291; — Amtsinstruktion für die 
L.-Sch.-Inspektoren B 236. 

Lugdunum 98]. 

Lübeck, treie Stadt, bischöfliche Juris- 
diktion 154, 484*, 486; — katholische 
(remeinde 483*, 484; — Pastorat, 
Präsentationsrecht 484*; — Pflichten 
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des Geistlichen 485, 486; — katho- 
lische Gemeindeschule 484*, 
Lüpke, Weihbischof 104. 
Lyceen, Besetzung der Lehrstellen B 
223, 226. 


Mädchenschule, höhere Lü 487. 

Magister musices Köln 78. 

Mainz, frühere Diözese 12, 13,57,58,94, 
114; — Neuerrichtung 111, 112, 113, 
124, 131, 133; — Dotirung 116, 134; 
— Umschreibung 113. 

— Domkapitel, Errichtung 112, 117, 124; 
— Dotirung 116, 134; — Besetzung 
114, 128. 

Majestätsrechte des Regenten B 
217; — landesherrliche O 443; s. auch 
jus circa sacra. 

Martinus de Dumin 83, 84, 88. 

Maximilian Joseph, König 
Bayern 1. 

Maybaum, Karl 73. 

Mecheln, frühere Erzdiözese 56, 111, 
113: 

Mecklenburg-Schwerin, Öberrheini- 
sche Kirchenprovinz 110,123; — kirch- 
liche Verhältnisse 432.* 

Mecklenburg-Strelitz, Oberrheini- 
sche Kirchenprovinz 110, 123; — 
kirchliche Verhältnisse 433.* 

Mesglia, Franziskus, Erzbischof i. p. 144. 

Meiningen, Pfarreibesetzung 458.* 

Merz, Franz Joseph 99. 

Messelesen, stilles, Straffreiheit P 265°, 
273, 274. 

Messnerdienst, Verbindung mit dem 
Schuldienst W 332; Ba 367°. 

Messnereigehilfe W 330, 332. 

Metropoliten E 493; s. Erzbischöfe. 

Metz, frühere Diözese 56, 491.* 

Meurer, Heinrich 107. 

Meyer, Friedrich 100. 

Militärgeistliche, Anstellung P241, 
242; W 310; Ba 383. 

Militärgemeinden, Vermögens-Ver- 
waltung P 285. 

Militärgrenze, Gerichtsbarkeit über 
Geistliche Oe 181. 

Militärkirchenverband, 
des Ba 359. 

Militärpflicht der Geistlichen R 192 
ff.; B 228; — der Theologiestudirenden 
Oe 180; R 195; — der Ördenskandi- 
daten Oe 180. 

Minderjährige, Zwangserziehung, P 
294', 

Mischehen, Dispens W 335; — Verbot 
von Bedingungen Lü 486; — Ver- 
kündigung U 545; — Erziehung der 
Kinder s. Kinder. 

Missbrauchdergeistlichen(kirchlichen) 
Gewalt He 372, 377, 390; S 407, 408, 


von 


Personen 
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419; Br 450; s. auch „kirchliche Dis- 
ziplinargewalt“ und „Straf- und Zucht- 
mittel“. 

missio canonica für Theologie und 
Katechese Oe 171, 516. 

Mission, Abhaltung von, durch Jesuiten 
oder Ordensleute R 198; Ba 344, 555 ; 
durch Ausländer B 222. 

Missionen, nordische, Apostolisches 
Vikariat 57; MS 432*; MSt 435*; 
O 443*; SL 480*; Lü 484*; Bm 488*; 
He 489.* 

Missions-Pfarrgemeinden, Ver- 
mögensverwaltung P 277. 

Mittelschulen, religiöses Leben an 
B 228, 229; Lehrer, Mitglied der Orts- 
schulbehörde W 333; Professoren an 
Oe 171. 

Mitra, Auszeichnung der Münchener 
Dignitäre 17. 

Mommen, Johann 73. 

Monate, päpstliche B 19; P 52. 

Monpoint, Joseph 73. 

Mortuarium, Posener Kapitel 88. 

Mühler, von 139. 

Müller, Dr. Johann Georg, B. von 
Osnabrück 102, 106. 

Müller, Joseph 78, 75. 


München, Lehrerinnenbildungsanstalt 
B 238; — Universität 232. 

München-Freising, Erzbisthum, Er- 
richtung 2, 14, 38; Dotirung 3, 15; 
Umschreibung 20. 

— Domkapitel, Errichtung 3, 15; Dotir- 
ung 3, 16; Kapitelskleidung 17, 43. 
Münster, Bisthum, Errichtung 48; 

Dotirung 63; Umschreibung 56. 

— Domkapitel, Errichtung 49; Dotirung 
65; Besetzung 52; Kanonikat für einen 
Professor 51; oldenburgische Kanoni- 
kate O 443. 


Nassau, früheres Herzogthum, Oberrh. 
Kirchenprovinz 110, 114, 123, 135, 
138; frühere Kirchengesetze PN 297!. 

Neuenzell, Abtei, Aufhebung P 48. 

Neujahrssingen, WE 440. 

Neustadt, Kreis, Pastorirung M 470.* 

Nichtehristliche Glaubens- 
senossen B 206. 

Niederlassungen von Orden, neue 
P-268. 

Nominationsrecht zu den Bischofs- 
stühlen B6, 41; E 167. 168; Oe 175; 
— zu den Kapitelsstellen B 45. 

Normalschule OÖ 447. 

Normativ O 445. 

Notabeln, katholische E 498. 

Novizenaufnahme R 189. 

numisma aureum, Kapitelskreuz 
B 43. 





Oberaufsicht des Staates über die 
Kirchen B 211; WE 434; Br 449; 
Bm 488; H 489; — über die Schulen 
Rä 477. 

Oberkirchenrath, katholischer, Ba 
160; — Aufhebung Ba 350, 362. 

Oberkonsistorium, Zuständigkeit des 
G 466, 468. 

Oberlausitz, Anwendbarkeit des Ge- 
setzes von 1876, S 423. 

Öberlehrer, Schulinspektoren He 402. 

Oberrath der Israeliten Ba 362. 

ÖberrheinischeKirchenprovinz, 
Staaten 110, 123; Umschreibung 110, 
113; Errichtung 123, 131, 304; kirch- 
liche Verhältnisse 128, 303; — Dom- 
kapitel 112,125; Rechte der Kapitel 305. 

Oberschulbehörde He 331, 334; Ba 
865, 369; C 466*; Lü 486; H 488*, 
489; — Theilnahme kirchlicher Kom- 
missäre Ba 369. 

OÖberschulkonferenz Ba 362. 

OÖberschulrath Ba 160, 350, 362; E 
811!,514; — Beiräthe, kirchliche und 
aus dem Lehrerstande Ba 363. 

Oberste Kirchenbehörde S 430; 
— Kirchengewalt C 464. 

OÖberstiftungsrath Ba 348 ft. 

OÖberstudienrath Ba 362. 

Oeffentlichkeitsrecht der Privat- 
lehranstalten Oe 544. 

Oekonom, bischöflicher P 261. 

Oesterreich, Konkordat 169, Recht 
der Bisthumserrichtung 173; Besetzung 
der Bischofstühle174; der Pfarreien 175. 

OÖ ffizial,bischöflicher, unbefugte Amts- 
führung P 260; s. auch Vechta. 

Oldenburg, bischöfl. Jurisdiktion OK 
110, 124; O 442*; Regulirung der 
Diözesanangelegenheiten 443. 

Oliva, Abtei 48, 59. 

Olmütz, Erzdiözese 61; — Kapitel 516. 

Opfer, Aufhebung und Entschädigung 
Br. 456. 

Opferstock, Erträgniss E 501. 

Orden und ordensähnliche Kon- 
gregationen, Zulassung B 6, 213; 
W 146, 312; Ba 155, 338, 555; Oe 176, 
532; P 267, 268, 273, 275; He 385, 
5955; 8 422, 429; — Verbot P 256; 
Ba 344, 345, 368; He 384; S 422; — 
auswärtige Mitglieder bei Missionen 
B 222; Ba 555; — Aufnahme neuer 
Mitglieder P 267°; — Vermögens- 
Verwaltung P 291; Religionsfondbeitrag 
derregulären Korporationen Oe 536,537. 

Ordensgelübde, Ablegung B 222, 
227 ; staatliche Widerruflichkeit W 312. 


Ordinariat, W 146; RäthedesOe170; 


Ba 340; He 375. 
Ordination der Kirchendiener B 228. 
Organarius, Posen 88. 
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Organische Artikel, Geltung E 491.* 

Organist, Bestellung W 318; E 500; 
Belohnung Ba 358; E 501; Organisten- 
dienst, Uebernahme durch den Lehrer 
Ba 367; He 399. 

OrtskirchlicheKollegienW317, 325. 

Ortsscehulaufseher W 332, 334. 

Ortsschulbehörde, Mitglieder W 333; 
4 510; -— bei verschiedenen Konfes- 
sionen W 333; bei Theilgemeinden 
W 334; Geschäftsgang W 334. 

Ortsschulinspektor 38430; Lü 487. 

Ortsschulkommission, bayerische 
Rheinpfalz 239. 

Örtsschulrath, Mitglieder W 332; 
Ba 364°, 365: Oe 523, Eintritt der 
Pfarrer Ba 869, 370. 

Ortsstatuten für die örtliche Stiftungs- 
verwaltung W 328. 

Ortsstiftungen Ba 348, 350. 

Ortsvorstand, Mitglied des Kirchen- 
stiftungserathes W 326; —: des Schul- 
vorstandes M 460. 

Osnabrück, Bisthum, Errichtung PH 
89; Dotirung 90, 101; Umschreibung 
94; Bischofswahl 92; Generalvikar 91, 
105; Bischof, apost. Provikar der nordi- 
schen Missionen s. Provikar. 

— Kapitel, Errichtung 90, 92, 106; Dotir- 
ung 90, 102; Kapitelsämter 108, 109. 

— (Gymnasium Carolinum 105. 

— Seminar 90, 91, 104, 274. 

Osthaus, Joseph 99. 

Ow, Adolf L. B. de, W 145, 151. 


Paderborn, Bisthum, Errichtung P 
48, 58; Umschreibung 57; Dotirung 
63; Bischofswahl 53, 70; bischöfliche 
Jurisdiktion G 463* ; An 469* ; SR 470*; 
SS 471*; WP 473*: L 480.* 

— Kapitel, Errichtung 49; Dotirung 64, 
65 ; Kigenschaften der Kanoniker 51, 52. 

Päpstliche Monate, Besetzungsrecht 
B:1,.1945,1Bu52; 

Paläste, bischöfliche E 509. 

Parität Br 449. 

Parochial-Gerechtsame Br 450, 457; 
-Rechte L 482; -Handlungen, Anzeige 
G 469; -lasten S 447; -verhältnisse 
C 464; -zwang s. Pfarrzwang. 

parochus curatus in den Kapiteln 
B 17, P 49; Posen 87; Osnabrück 109. 

Partikularkirchen, Bekenner A 461. 

Passau, Bisthum, Errichtung B 2, 4, 
12, 14, 20, 38; Dotirung 15. 

— Kapitel, Errichtung B 2, 12, 17; Do- 
tirung 4, 16. 

Pastoralschreiben, Mittheilung an 
die Regierung Oe 185. 

Pastorate, Besetzung O 446. 

Patrimonialgerichte, Requisition 
der, S 411. 
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Patron, kirchliche Leistungen P 280; 
Rechte im Kirchenvorstand P 283; 
— an der Vermögensverwaltung M453; 
Oe 534. 

Patronat, landesherrliches B 19, 225; 
Oe 182, 529, 532: P 241, 242, 248, 
261; W 310; Ba 337, 339; He 383, 
386; WE 436; — privates Oe 175, 
532, 533; P 250, 270; Ba 337; He 384. 

Patronats-Pfarreien, -Pfründen, 
landesherrliche B 225; Ba 339!. 

Patronatrecht, Gerichtsbarkeit über 
W 147; Ba 156; Oe 172. 

Pedell in den Kirchen E 500, 501. 

Pensionsanstalten für Kandidaten 
des geistl. Standes Ba 343; s. Konvikte. 


persona grata (minusgrata suspecta), 
bei Benefizien B 8, 221, 225; E 168; 
Oe 182, 186; L 481; bei Bisthümern 
P 79; PH 92: OK 124; Propstei B 219; 
Kanonikaten PH 93; OK 125 

Pest. Universität Oe 180. 

Pfaff, Bischof von Fulda 434!. 


Pfarramts-Kandidaten, Religions- 
lehrer an den Schulen M 459; — 
Landeskinder WE 435. 

Pfarrbezirk, Aenderung He 383. 

Pfarrei, Errichtung, Umschreibung 
B 9, 209, 214; E168; He 383; O 447; 
L 480*, 481: Oe 531; — Besetzung 
P 274; He 384; WE 435: L 481; — 

- Klasseneintheilung OK 306. 

Pfarrer, Einkünfte G 467; Treueid 
6465; L481 ; — Vorstand der Kirchen- 
verwaltung B 234°: des Kirchenrathes 
P 273; des Kirchenstiftungsrathes 
W 326; des Stiftungsrathes Ba 347; 
des Kirchenvorstandes He 391, 393; 
Mitglied des Fabrikrathes und -Aus- 
schusses E 498, 499; Vorstand der 
Lokalschulinspektion B 236; der Orts- 
schulbehörde W 332; des Ortsschul- 
rathes Ba 369, 370; des Schul-Vor- 
standes S 430; © 466. 

Pfarrerwahl G 466. 

Pfarrgemeinde, Recht zur Pfarr- 
besetzung P 250, 270; — Vertretung 
im Kirchenstifiungsratı W 314; — 
Rechte Oe 533. 

Pfarrkirche, Neubau und Unterhaltung 
Ba 358. 

Pfarrkonkurs Oe 175, 516, 529; B 
221, 225; OK 306; O 444. 
Pfarrpfründe, Bedingungen 

langung B 221, 225. 

Pfarrsprengel, Eintheilung B 214. 

Pfarrverweser, Bestellung P 270; 
He 384; — Mitglied des Kirchenvor- 
standes He 391. 

Pfarrzwang, protestantischer MS 432; 
MSt 433; Br 450 ff., 455', 457; 0 466; 


zur Er- 
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G 467; — Aufhebung S417; WE435; 
C 556; G 468; WP 473, 474; L 482. 
Pfründe, Besetzung, Verleihung BS, 212, 
221, 225; Oe 174, 182; He 372; WE 
436; O0 446'; s. Ernennungsrecht, Vor- 


schlagsrecht, Verleihung; — Erricht- 
ung W 313. 
Pfründe, Besetzungsrecht Ba 339'; 


Gesuche um, Ba 342!; erledigte, Ein- 
künfte Oe 536. 

Pfründegebäude Oe 534, 535. 

Pfründevermögen, Verwaltung W 
313; Ba 347; Oe 533, 534. 

Pius VIL, Papst 1, 10, 72, 89, 110, 166. 

Placet (tum regium) B 210, 211, 220, 
231; W 147, 309, 310; Ba 156; P 241; 
OK 303, 307; He 374, 377; S 408; 
W 434; O 445, 448, 

Plocensis dioecesis 59. 

Pluralität, Verbot bei Kanonikaten 
B 7; Posen 86; — Pfründen OK 306. 

Pönitentiar B 3, 17; P 50; Köln 75; 
Posen 87; Hildesheim 100; Osnabrück 
108; OK 112; Oe 175. 

Pösneck, Gottesdienst 470.* 

Pontifikalkleider der verstorbenen 
Bischöfe Oe 174. 

portio caduca bei den Distributionen, 
Köln 77. 

Portofreiheit O 477. 

Posen (Gnesen-Posen) Erzbisthum, Er- 


richtung 48; Bischofswahl 54; Dotir- | 


ung 63; Umschreibung 58. 

— Domkapitel, Errichtung 49, 85; Do- 
tirung 64; Eigenschaften der Kapitu- 
lare 86; Wohnungen 88. 

— Seminar 88. 

Präbendaten s. Vikare. 

Präbendenbezug der Bischöfe und 
Kanoniker B 218. 

Präfektur, apostolische, von Däne- 
mark Br 433*; Schleswig-Holstein 
Br 433.* 

Präparandenschulen, konfessioneller 
Charakter B 230. 

Präparandien U 549, 551. 

Präsentation, Ausübung P 250; — 
bei erledigtem Bischofsstuhl P 261; 
— Unterlassung He 384. 

Präsentationsberechtigte P 270. 

Präsentationsrecht, königliches B 
7, 19; — Frist B 20. 

Präses, Vorsitzender des Konsistoriums 
S 409. 

Prag, Erzdiözese 61; wendisches Semi- 
nar S 421. 

Predigerseminar P 244, 272. 

Predigtamtskandidaten als Reli- 
gionslehrer M 459. 

Presbyterien, Rechte OK 305. 

Pressfreiheit P 5l8. 





Preussen, Umschreibungsbulle 46; — 
Verfassungsurkunde, Abänderung 242, 
243. 

Priesterseminar P 244, 272; s. Kleri- 
kal-Seminar. 

Privatbildungsanstalten Oe 544. 

Privatlehr- (Erziehungs-) Anstalten 
Ba 367, 368; Lü 487; Oe 544. 

Privatlehrerpräparandien U 552; 
— Lehrerseminarien Oe 544. 

Privatmesse, Lesen Ba 343. 


Privat-Religionsgesellschaften, 
Gottesdienst B 207; Rechte B 215. 
Privatunterricht B 363; WE 440; 
S 429: E 513; — Anstalten W 330; 
He 397; S 429. 

Privilegien B 203, 212. 

ProfessorenandenUniversitäten B226; 
— an den Mittelschulen Oe 171. 

Proklamation, Zuständigkeit bei, Br 
450, 456. 

Prokurator, landesherrlicher O 445. 

Propst (Dom-) Propstei, Besetzung B 
7, 19, 218; PD. 52; Köln 73; Gnesen 
83; Posen 86; Einkünfte, Bezüge B 3. 
16, 218; P64ff.; Rechte und Pflichten 
B 3; Köln 74; Gnesen 83; Posen 86. 


Proselytenmacherei WE 437. 

Provikar der nordischen Missionen, 
Bischof von Osnabrück MS 432*; 
MSt433*,; O0 443*, SL 480*; Lü 484*; 
Bm 488; H 489.* 

Provinzialsynode W 146, 370; OK 
304, 307. 

Provisor P 270; O 445. 

Prozessführung bei der Kirchen- 
Vermögensverwaltung P 285, 289; E 
506; — prozessualisches Verfahren 
bei Disziplinarstrafen P 251, 252. 

Prozessionen B 213; WE 435, 437; 
Lü 485, 486; Oe 526. 

Prüfung, wissenschaftliche der Geist- 
lichen He 373; S 421; Prüfungskom- 
mission zu Kirchenpfründen B 221. 

Pyrmont, Fürstenthum, WP 472*; 
Pfarreieintbeilung 474; Pfarrbesetz- 
ung 475. 


Raczinski, Ignatius 48. 

Räthe des Bischofs, freie Wahl, B3, 8; 
W146; Bal55; Oe 170; — das Dom- 
kapitel OK 305. 

Rauscher, Othmar von, Kardinalerz- 
bischof von Wien 169. 

Rechner bei der Kirchenverwaltung 
W 317; Ba 348; s. auch Kirchen- 
pfleger. 

Rechnungen des Kirchenvermögens 
B 234°; W 323, Ba 360; He 393; -- 
Rechnungsführung O 447; E 506; — 
Rechnungsergebnisse W 323. 
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Rechte, staatsbürgerliche, unabhängig 
von der Konfession P 242; W 3081; 
Ba 336. 

Rechtsstreite, staatliche Genehmig- 
ung zur Eingehung Ba 357. 

Rechtsungleichheitenausdem Glau- 
bensbekenntniss, Aufhebung Br 450. 

Rechtsverhältnisse, äussere, der 
kath. Kirche Oe 528. 

Recklingh E 492!. 

recours dans les cas d’abus E 492. 

Redemptoristen R 198, 190; B 233. 

Reduktion von Stiftungen E 500. 

Regensburg, frühere Diözese 12, 14, 
58, 113, 114, 131, 136; Aufhebnng der 
Metropolitankirche 38; — jetzige Diö- 
zese 2,4, 14,15; -— Umschreibung 28. 

— Domkapitel, Errichtung 3, 15; Dotir- 
ung 4, 16. 

Register der Eigenthumstitel E 504; 
— des Personenstandes R 199; — der 
nicht anerkannten Religions - Gesell- 
schaften Oe 527. 

Regulativ für die kirchl. Verhältnisse 
der Katholiken C 463; G 466, Lü 484. 

Reichsdeputationshauptschluss- 
Reichsgesetze R 188. 

Reifezeugniss für Lehrer Oe 543. 

Reisach, Karl August von, Kardinal 
145, 151, 154, 163. 

Rektor der Ortsschule. Mitglied des 
Schulvorstandes M 460; — Rektor- 
stellen, Abtrennung der Kirchen- 
dienste WE 440. 

Rekurs (ab abusu) an die Staatsbehörde 
B 210, 221; WE 434; O 447, E 493; 
— wegen Missbrauch der kirchlichen 


Strafgewalt P 256; — in Schulsachen | 


E 514. 

Religion, römisch-katholische, Rechte 
B 2; E 167; Oe 169, 466; — christ- 
liche, Grundlage der Staatseinricht- 
ungen P 241; WP 473; Rj 479; — 
Lehrbücher in der Religion B 224; 
W 147; Ba 156; Oe 522. 

Religionsangelegenheiten, Verbot 
der Majorisirung in, R 189. 

Religionsbekenntnisss. Konfession; 
— der Kinder s. Kindererziehung. 

Religionsdiener, Vergehen im Amte 
R 190; — Beleidigung gegen R 191; 
Rechte B 207. 

Religionsedikt B 204, 219 ff.; W 335. 

Religionsfond Oe176, 177 ; Religions- 
fondbeitrag 535, 536. 

Religionsfreiheit B 217; P 241; 
OÖ 448; der Katholiken C 463; Reli- 
gions- und Gewissensfreiheit B 204. 

Religionsgemeinden, Bildung B215. 

Religionsgemeinschaften, Bildung 
He 376; A 463; — aufgenommene, 
geduldete Ba 337. 
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Religionsgenossenschaften, Bild- 
ung, W 473; Rechte O 448; Recht 
Schulen zu gründen S 429; Oe 522; 
U 549; — nicht anerkannte Br 454 '; 
Staatsaufsicht An 469. 

Religionsgesellschaften, aner- 
kannte, nicht anerkannte Lü 483*; 
Oe 518, 527; Bildung neuer P 240, 
241; O 448; M 461; CG 463; Lü 
483*; Bm 489; Oe 539; — wechsel- 
seitige Achtung B 214; — wechsel- 
seitige Theilnahme am Gottesdienst 
B 215; — Hheschliessung, Register 
nicht anerkannter Religionsgesell- 
schaften Oe 527; s. auch Konfession, 
Kirchengesellschaft, Gemeinde, reli- 
giöse. 

Religions- und Kirchengesell- 
schaften B 200; Rechte 207. 

Religions- und Kirchensachen B 
210. 

Religionslehrer an Gymnasien und 
höheren Anstalten Oe 180; B 223, 
226; an Privatinstituten B 223; missio 
canonica Oe 516. 

Religionsschule M 359; =. 
fessionsschule. 

Religionstheile, verschied., Gleich- 
berechtigung Ba 336. 

Religionsübung, bisherige, Schutz 
R 189; — freie E 167 ; Holstein 301; 
W 308; S 407; CG 463; — häus- 
liche Rä 477; Oe 518; -- öffentliche 
Oe 518. 

Religionsunterricht, Sorge für Er- 
theilung B 239; P 291, 292, 293; W 
330; Ba 338, 366; He 394, 396; S 
429, 430; M 459; SR 470*, 471!; Lü 
487; Oe 518; U 551; — kirchliche 
Beaufsichtigung und Leitung B 208, 
210, 223, 239; P 242, 292; W 147, 
312; Ba 157, 338, 369; He 374, 399; 
S 429; WE 440; M 460; G 468; E 
öll; Oe 522, 542; U 551. — kirch- 
liche Verfügungen, Entschliessungen 
über Religionsunterricht Ba 366, 369; 
S 430; Oe 542; — Theilnahme der 
Religionsverwandten Holstein 302, S 
431; — in gemischten Schulen, Ver- 
gütung Ba 366. 

Religionsverhältnisse, innere, B 
217. 


Kon- 


Religionsverschiedenheit, kein 
Ehehinderniss Ba 337. 
Religionsverwandte, Theilnahme 


am Gottesdienst B 215. 
Religionswechsel (Freiheit, staat- 
liche Form) B 205; P 257; W 552; 
S 423; MS 432; WE 438, 439; M 
460; SR 470*; WP 475; SL 408°; 
Lü 484*; E 514*; — der Kinder SL 
480; — Verpflichtung zu Leistungen 
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WE 439; s. auch Austritt, Uebertritt, 
Konfession. 

Rendant, Rechnungsführer P 278. 

Rentenüberschüsse B 224. 

Reparaturen an kirchl. Bauten P 
230; E 502. 503, 508; an Seminarien 
E 509. 

Repräsentant der Pfarrgemeinde 
zur Besetzung eines Kirchenamtes P 
250, 262. 

Residenzpflicht der Domherrn, Gne- 
sen 83; der Geistlichen OK 306. 

Resignatıon der früheren Dom- 
herrn P 52; der früheren Bischöfe E 
167; — von Pfründen B 222, 225. 

Rettungsanstalten, Leitung durch 
Orden P 273. 

Reuss ä. L. kirchliche Verhältnisse 
477 *, 

Reussj. L kirchliche Verhältnisse 479.* 

Reverse Oe 523. 

Rheinpfalz, bayerische, Geltung des 
Dekrets über Kirchenfabriken 497°. 
Rheinprovinz, Verträge bei Misch- 

ehen P 296. 

Richardt, Carl, 107. 

Richter, auswärtige, Verbot S 420. 

Rochett B 17. 

Romanus Pontifex, 

Geltung Ba 338°. 

Rosshirt, Carl von, Ba 154, 163. 

Rottenburg, Bisthum, Errichtung 
11l, 131; Dotirung 118, 146; Um- 
schreibung 114; Besetzung 145; — 
Rechte des Bischofs 146, 148; — Ge- 
neralvikar 119. 

— Domkapitel Errichtung 112; Dotir- 
ung 118; Wohnungen 119. 


Konstitution, 


— Seminar 119, 148; Konvikt 148, 312. | 


Rottweil, Konvikt 148, 312. 

Rowalski, Cajetan de, 83. 

Rudolstadt, Seelsorger 471; kathol. 
Schule 470*. 

Ruhegehaltder Kirchendiener W 309. 

Ruralkapitel, Vermögensrechte Ba 
159, 347. 


Saalfeld, Kreis, Pastorirung 470*. 

Sachsen,Königreich, anerkannte christ- 
liche Konfessionen 407'!; — aposto- 
lisches Vikariat 408; A 461*; Rä 477; 
Rj 479 *, 

Sachsen-Altenburg, kirchliche Ver- 
hältnisse 461 *, 

Sachsen-Anhalt, kirchliche Verhält- 
nisse 469* ; apostolisches Vikariat465.* 

Sachsen-Coburg-Gotha, kirchl. 
Verhältnisse 462*; bischöfl. Jurisdik- 
tion 463.* 

Sachsen-Meiningen OK; 110, 124 
kirchliche Verhältnisse 457*; Zuge- 
hörigkeit zu Würzburg 457*. 





Sachsen -Weıimar-Eisenach, bi- 
schöfl. ‚Jurisdiktion P 57; OK 114; 
WE 433*, 

Sakramentespenden, straffrei P274. 

Sakristan E 500, 501, 510. 

Salzburg, alte Diözese, B 2, 13; — 
Kapitel 516. 

Sammlungen, kirchliche, P 285, 289; 
s. auch Kollekten. 

Schatzmeister E 499, 500, 501. 

Schaumburg-Lippe, Fürstenthum, 
kirchliche Verhältnisse 480*. 

Scheidungsklage, S 416; — Ver- 
ehelichung der Katholiken mit ge- 
schiedenen Protestanten S 416. 

Schenkungen zu kirchlichen Zwecken 
P 285; Ba 351; M 458; — zur Kir- 
chenfabrik E 504. 

Schleswig-Holstein, religiöse Kin- 
dererziehung 301, 302; — apostol. 
Präfektur 433*. 

Schlöter, Joh. Herm. Heinrich, 107. 

Schule (Volksschule) Aufgabe, Lehr- 
gegenstände W 330; Ba 366; He 394, 
396; S 428; WE 440; O 449; E 512; 
Oe 541; — Errichtung durch die Ge- 
meinde B 237, 240; P 241, 242; Hol- 
stein 301; W 330; Ba 364, 365; He 
394, 395; S 429; WE 441; O 447; 
M 459; © 466; °G 469; WP 477; Rj 
480; Lü 487; E 512, 513; Oe 541; U 
550; Leitung durch den Staat B 236; 
P 291; W 332; Ba 337; He 398; S 
430; WE 442; A 462; C 466; G 469; 
An 469*: Lü 4387; Bm 489; H 490; 
E 510; Oe 522; U 549, 550; — Rechte 
der Bischöfe B 6; Ba 156; W 331; 
— konfessionelle B 238, 240; Holstein 
301; W 330; He 394, 395, 397; S 
416, 428, 430; WE 440; O 448; M 
459; WP 477; Rä 477*; Rj 480; L 
483; E 510; Oe 522; U 549, 552; — 
katholische G 465; G 469; SL 480*; 
L 480*, 482; Lü 484*; Bm 488*; — 
gemeinsame, gemischte B 238; Ba 364; 
He 394; S 429;  E 5ll; Oe 542; U 
550; — öffentliche P 241; Oe 542; 
U 549; — nicht öffentliche, private 
SR 471*; Lü 487; Oe 542; U 547; 
— Primär-, Sekundär-Schulen E 510; 
— freie E 510; — Elementar-Volks» 
schulen E 510; U 549, 551; — Zahl 
der Schüler Ba 365. 

Schule, Aufsicht staatliche B 236; 
P 242, 291; W 330, 331, 332; Ba 337, 
365, 369; He 399; S 430, 431; WE 
436, 442; O 447, 448; M 462; C 466; 
G 469; An 469*, SR 470*; SS 472; 
WP 473, 477; Lü 486; Bm 489; H 
489; E 510; Oe 522; U 552; Theil- 
nahme der Gemeinde P 291; WE 441; 
M 462, E 510; Oe 523; U 552; — 
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kirchliche Mitaufsichtt W 331; 332; 
Ba 369: S 418, 431; O 447; C 466; 
@ 469; Rä 477; Rj 480; L 482; Oe 
523; — Präsentationsrecht He 398, 399. 
Schulamt WE 442. 
Schulangelegenheiten, katholische 
WE 433, 437. 
Schulaufsicht s. Schule. 
Schulbeamte, Disziplin Rä 477. 
Schulbedürfnisse, Befriedigung 
WE 435. 
Schulbehörde He 331; Ba 364, 368, 
369; WE 442; O 448; U 552. 
Schulbesuch der Katholiken © 465; 
(+ 468; der Kinder aus Mischehen Br 
452; s. Schulpflicht 
Schulbezirk B 238; S 429, 430, 431. 
Schulbücher L 482; s. Lehrbücher. 
Schuldiener, Ruhegehalt W 309; 
— Anstellung O 450; s. Kirchen- und 
Schuldiener. 
Schuldirektor W 449; Rä 477.* 
Schulfond R 189; Ba 362; Oe 522; 
— Rechner W 334. 
Schulgemeinde S 429: WE 441; 
Schulgemeindeordnung A 462. 
Schulinspektor He 400, 401; WE 
442; A462; An 469*; Rj480; He491; 
U 552; — erzbischöflicher Ba 369; 
s Lokalschulinspektor. 
Schuljahr Ba 364. 
Schulkommission B 237; Ba 365; 
H 491. 
Schullehrer s. Lehrer. 
Schullehrer-Pensionsfond Ba 362. 
Schullehrerseminar, Hausordnung 
B 223, 226, 232; — Inspektor- und 
Präfektenstelle B 226, 232. 
Schulmesse B 227. 
Schulordnung WP 477. 
Schulpfleger H 491. 
Schulpflicht Ba 363, 364; He 397; 
S 428; Br 454, 457; Oe 542. U 548; 
TR Religionsverwandten Holstein 
302. 
Schulpfründe Ba 362. 
Schulrath Lü 487; H 491. 
Schulsprengel, Bildung B 237, 238, 
240; — konfessioneller B 238. 
Schulstelle, Gehaltsbezüge W 330*, 
832. 
Schulstiftungen W 319. 
Schulstuhl U 532. 
Schulunterricht G 468; U 548; — 
— Unentgeltlichkeit P 242. 
Schulvermögen Ba 364; He 396; 
WE 435; Br 450; M 458. 
Schulverordnete M 460. 
Schulvisitation WE 426; L 482. 
Schulvorstand He 399, 400; S 429; 
” WE 441; O 445: M 459; A 462; © 
466; Rä 477*; Rj 480; H 491; — 
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Vorsitzender He 403; s. auch Orts- 
schulrath, Lokalschulinspektion. 

Schulvorsteher He 400, 401. 

Schulwesen, Verordnungen über, B 
224, 226; — Beaufsichtigung Ba 362; 
He 394; Oberaufsicht des Staates U 
592; Mitwirkung der Bischöfe B 224, 
226; He 375. 

Schutz- und Aufsichtsrecht des 
Staates, obersthoheitliches, B 210, 
220, 231; W 308; S 422; WE 435; 
Schutz der Kirche B 9. 


ı Schutzanstalten für sittlich gefähr- 


dete Personen P 273. 

Schwabach, prot. Schullehrerseminar 
B 230. 

Schwächungen, uneheliche, M 460. 

Schwängerungs- und Alimentations- 
klagen S 414; C 466. 

Schwägerschaft, bürgerliches Ehe- 
hinderniss R 199. 

Schwarzburg-Rudolstadt, kirch- 
liche Verhältnisse 470°; bischöfliche 
Jurisdiktion 471; katholische Schule 
471“, 

Schwarzburg-Sonderhausen, 
kirchliche Verhältnisse 471*; kathol. 
Kirche anerkannt 471*. 

Schweizer E 500, 501. 

Schwerin, kathol. Gemeinde 432.* 

Seelsorger, Eintritt in die Schul- 
behörde Ba 369; — Entfernung Oe 
540 ; Mitglied des Schulstuhls U 552. 


Sekretär, Gehalt des bischöflichen. 
B3. 
Selbständigkeit, Bedingung der 


Wahlberechtigung P 281, 288; W 314. 
Semienski. Martin de, P 83, 84. 
Seminar für Priesterkandidaten, Er- 

richtung B 5, 6, 18, 223: P 40, 62, 

65, 244, 271, 274; PH 90; OK 113, 

126, 305, 307; W 146, 148; Ba 155, 

157, 159; He 117, 373, 382, 388; Lim- 

burg 137, 274; Osnabrück 91, 104, 

274; E 168, 494; Oe 173, 176, 186, 

444; — Aufnahme in P 271, 274; 

WE 435; — Vorstände, Professoren 

B 6, 223, 225, Ba 340. 
seminarium puerorum He 373; s. 

Knabenseminar, Konvikt. 
Seminaristikum Oe 539. 

Serra, Franz, Nuntius B 10. 
Simultan-Schulfrage B 233; — 

Rechte bei Kirchen und Kirchhöfen 

B 215, 216. 
Speier, früheres Bisthum 12,113, 114, 

117, 131; jetziges, Errichtung 2, 14, 

38; Dotirung4, 5, 15; Umschreibung 33. 
— Domkapitel, Errichtung 2, 14; Dotir- 

ung 4, 5, 16. 

Sperrgesetz P263; Sperrgelder P263'. 
Spickermann, Franz 99. 
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Spiegel, Ferdinand Graf von, 71, 81. 
Spina, Joseph, Erzbischof 166. 
Spitalstiftung Ba 354. 
Sponsalien, gemischte, Verkündigung 
S 445; Zustimmung der Eltern S 414. 


Staatsangehörigkeit, Bedingung 
zum geistl. Amte He 382, 388; S 421. 

Staatsbürgerrecht, Bedingung zum 
Kirchenamte Ba 337. 

Staatsexamen zum Kirchenamte Ba 
339?, 340. 

Staatsgrundgesetz O 447; SR 
470*; Oe 517. 

Staatskirche O 448. 

Staatsleistungen, eingestellte P268. 

Staatsoberhaupt, Konfession, Glau- 
bensbekenntniss E 168; W 309; B 
449; A 461. 

Staatsp rüfung, wissenschaftliche, P 
243, 244, 248; Ba 341; Befreiung P 
969; Aufhebung P 271: Ba 382. 

Staatsschutz für die kathol. Kirche 
B 9; Oe 173; für die christlichen 
Kirchen W 458; A 461. 

Stadtbezirksschulinspektion B 
237, .239. 

Stadtschulkommission B 237, 239. 

Standesregister R 201. 

Standrecht bei Klerikern Oe 181. 

Stellen, neue kirchliche P 280. 

Stellvertretung oder Hülfeleistung 
im kirchl. Amte P 250, 261, 268, 270: 
Ba 342; He 382, 383; Ss 42, 

Sterbfälle der Geistlichen B 312. 

Sterbmonat bei den Domkapiteln B 
218; Posen 78. 

Sterbsakramente, Spenden P 2653, 
273, 274. 

Steuern, kirchliche Ba 358, 359, 361; 
— freiheit WE 435; — pflicht Ba 159. 

Stiftung, Errichtung P 241, 242; Ba 
351; Br 450; H 496; E 168; — juris- 
tische Persönlichkeit Ba 351. 

Stiftungen, kirchl. W 319; Ba 351, 
357; S 422; — katholische W 319; 
— weltliche Ba 353; — gemischte 


W 319, 320; Ba 851, 353; — kon- 
fessionelle Ba 354, 355; — für den 
KultusB 203; WP 473; — milde, zu 


Armenzwecken R 189; B 203; W 319; 
Ba 351; S 418: Rä 478; Bm 488; — 
künftige Ba 352; — zur Versorgung 
kath. Geistlicher W 319; — zu Kathe- 


dralen u. Seminarien E 509; — zum 
Volksunterricht B 203; Ba 353. 
Stiftungs-Beamte Ba 357; — kom- 


mission Ba 347; — pfleger W 529. 
Stiftungsrath W 325, 329; Ba 160, 
347,353, 354, 355; — Wahl desselben 
Ba 3621, 
Stiftungsüberschüsse Ba 161. 
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Stiftungsvermögen, Staatsschutz 
B 203; W 318; Ba 337 ; S407,418; CG 
463; — Verwaltung W 398; He 393; M 
I Verwendung zu anderen 
Zwecken B 209; Ba 353; He 372: 
S 407. 

Stiftungswesen, Verwaltungssache 
Ba 353. 

Stimmberechtigung kei 
wahlen W 314, 315. 

Stipendien, Verleihung Ba 362; O 
446. 

Störung des öffentl. Gottesdienstes R 
191; — der Sonn- und Festtagsfeier 
R 192. 

Stolgebühren P 258; WE 436; WP 
474; Rä 478; Rj 479; Lü 485; Oe 531; 
— "von fremden Religionsgenossen 
Oe 525; — Aufhebung Br 456. 

Strafanstalten, geistliche B 214 ; He 

8. 

Straf-Bestimmungen gegen Geist- 
liche R 196; Ba 340. 

Straffreiheit geistlicher Amtshand- 
lungen P 268. 

Strafgerichtsbarkeit, Strafsachen 
der Geistlichen B 8, 212. 

Strafrecht der Kirchen- u. Religions- 
gemeinschaften He 377. 

Straf- u. Zuchtmittel, Grenzen im 
Gebrauch P 256, 257, 275; Ba 340; 
He 377; S 419. 

Straf- oder Zwangsmittel B 213. 

Strassburg, frühere Diözese 13, 113, 
135; jetzige, Grenzen E 491*. 

Streitigkeiten,kirchliche, Instanzen- 
zug S 420; — über kirchliche Leist- 
ungen Oe 539. 

Studium, theologisches, an einer Uni- 
versität P 243, 244; He 382, 388; 
— an einem Seminare He 388. 

Studienfond Oe 176, 177. 

Suffragane, Weihbischöfe P 61, 62. 

Sukkursalpfarreien Köln 5; — 
Besetzung P 247; E 492. 

Suspension eines Geistlichen B 221; 
P 253. 

Symphonista Posen 88. 

Synoden, Beschlüsse ve 170,185; OK 
303; E 492. 


Kirchen- 


Tanzmusiken, Beschränkung B 222. 

Taxen, päpstliche der Bisthümer B 7, 
35; P 67; PH 95, 96; — Erhebung 
von Taxen OK 121, 305. 

Taufe, Berechtigung, Holstein 301, 
WE 436; G 467; Lü 485; — Dimis- 
sorialien zur Br 452; -- der Kinder 
bei Mischehen S 416, 426; Br 452, 
453; © 464; G 467; U 548; — unehe- 
licher Kinder Br 452, 453; C 465; 
G& 467; — von Kindern über 14 Jahren 


Schneider, Partikuläre Kirchenreehtsquellen. 37 
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MSt 433; — gegenseitige Einsendung 
der Taufzeugnisse U 547; — Verletz- 
ung der Pflichten in Bezug auf Taufe 
Br 457. 

Tegernseer Erklärung B 219. 

Temporalien, Verleihung B 222; — 
Einführung in O 446. 

Testamente der Geistlichen Oe 174; 
B 212, Testirfreiheit WE 436. 

Theilnahme am Religionsunterrichte 
einer anderen Konfession S 431. 

Theilrechner W 317, 329. 

Theologen, frei von der Lehrerprüf- 
ung He 398. 

Theologie-Kandidaten, BildungOK 
305, 307; — Studierende, Militärfrei- 
heit Oe 580; — Professoren, missio 
canonica Oe 171, 516. 

Theologus B 3, 17; P 50; Köln 75; 
Posen 86; Osnabrück 108; OK 112; 
Oe 175. 

Theophilus, Erzbischof von Gnesen 


Tischtitel B 221, 223, 225; W 146; 
Ba 155; OK 305, 308; He 374; 5422; 
O 446; O 530. 

Todte Hand Oe 518. 

Todtengräber, Disciplin 413, 418. 

Trauungen, Berechtigung Br 451; 
Lü 485; — bei Mischehen G 467. 

Trier, frühere (Erz)Diözese 13, 114, 
136 ; jetzige Diözese, Errichtung 48, 
49; — Dotirung 62, 63; — Umschreib- 
ung 56. 

— Kapitel, Errichtung 49; — Dotirung 
64; — Ehrenkanonikate 49. 

Tübingen, theol. Fakultät W 148, 312; 
— Konvikt 148, 318; — Wilhelm- 
stift 312. 

Twiste, Kreis WP 474. 


Uebereinkunft, vorläufige d.Bischofs 
von Mainz He 372; — bei Mischehen 
S 426; s. Mischehen. 

Uebergang zu einer anderen Religion 
B 205; s. Uebertritt. 

Ueberschüsse beim Kirchenvermögen 
B 209. 

Uebersendung von Taufzeugnissen 
U 548. 

Uebertragung 
243, s. Amt. 

Uebertretungen gegen die Religion 
U 547. 

Uebertritt, B 205; P 257; W 552; 
He 405; S432; MS 432; WE 437, 
438; 0447, 448; Br 454; M 461; 
A 462; C 465; G 467; An 469; WP 
476!; Oe 524; U 545; — von Aus- 
ländern W 553; — von Kindern $S 
424; WE 438, 439; — von Kindern 
über 14 Jahren An 470; geheimer S 


eines geistl. Amtes 
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424; — in articulo mortis S 423, 
424; s. Austritt. 

Umlagen, kirchliche B 234!: P 280 
285; W 323, 325, 328; Ba 358; He 
386; Oe 533; — für einen grösseren 
Verband (Dekanat) He 387; — bei 
gemischten Ehen W 324; — für kon- 
fessionelle Schulen B 239; — Zwangs- 
vollstreckung W 325; — Umlage- 
‘pflicht der Filialen W 325. 

Umpfarrung Oe 534. 

Umschreibung, Errichtung von Diö- 
zesen Oe 173. 

Unfähigkeit, s. Amt, geistliches. 

Ungültigkeit der Uebertragung eınes 
geistlichen Amtes P 246. 

Universitäten, christlicher Geist an 
B 228, 23], 238; — Professoren der 
Theologie B 223, 226; — theologische 
Fakultät He 374; — Bischöfe Kanzler 
Oe 179; — Professoren des kanonischen 
Rechts Oe 179. 

Universitätsstudium, theologisches 
P 243, 244, 269; Ersatz 272. 

Unterhalt der Kleriker und Kirchen 
E 168. 

Unterricht, 
Oe 547. 

Unterrichts- und Erziehungsan- 
stalten, Staatsaufsicht P 241, 291; 
W 310; Ba 337; U 550. 

Unterrichts- und Erziehungs- 
wesen, Staatsaufsicht P 242, 291; 
O 448; CG 463: WP 473; Lü 486; Bm 
488; H 489; Oe 522; — kirchliche 
Aufsicht Rä 477. 

UnterrichtsfreiheitP 241; — wesen, 
staatliche Aufsicht Ba 337, 362; H 490; 
E 512; Unterrichtszwang P 241. 

Unterscheidungs-Alter, -Jahr B 
204, .206;. P.295; PH 298; PK 299: 
Frankfurt 302; W 335°; Ba 371; He 
403; S423; MS 432; MSt 433; WE437, 
439; O 447, 448; Br 453, 454; M 460; 
C 465; G 467; A462; An 470; SR 472; 
WP 475; Rä 478; Rj 479; L 482; E 
5l4; Oe 524; U 545, 547. 

Untersuchung gegenGeistliche Oe532. 

Urkunden, Auslieferung bei Umschrei- 
bung der Diözesen B 35, 143; P 67. 

Urlaub der Geistlichen O 447. 


religiöser, konfessionell 


Watikanum, Konstitutionen B 231; Ba 
338°. 

Vechta, Offizial, Offizialat O 443, 444, 
445; — Rechte in Schulsachen O 447; 
— Rechte des Bischofs von Münster 
O 444. 

— Kreis O 443. 

Veräusserung von Gegenständen 
historischen, wissenschaftlichen und 
künstlerischen Werthes P 279,284, 289. 
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— von Kirchengut- B 203; Ba 159, 349; 
P 289; 0447; — Erlaubniss des apo- 
stolischen Stuhles Oe 176. 

Verbot der Annahme auswärtiger Wür- 
den, Titel S 422; ausserdeutscher Ge- 
richte W 312. 

Verbrechen gegen die Religion R 191; 
— im Amte bei Eheschliessung R 192. 


Verehelichung von Katholiken mit 
geschiedenen Protestanten S 416. 

Vereine, religiöse, W 313; Ba 337; 
— kirchliche, Vermögen der Ba 348. 

Verfassunngseid B 218; He 388. 

Verfügungen s. Verordnungen. 

Vergehen der Geistlichen Oe 529. 

Verhalten staatsfeindliches S 422. 

Verhältnisse religiöse, Gesetzgebung 
über R 294!. 

Verkehr freier, mit dem apostolischen 
Stuhl B 9; OK 126, 305, 807; W 147; 
Ba 156; Oe 170, 515; He 374; — mit 
den kirchlichen Obern B 8; W 147, 
313; Ba 156, 337; P 241: — des Bi- 
schofs mit den Behörden W 150, 313; 
Ba 161. 

Verlassenschaft der Geistlichen Oe 
174; S 417. 

Verleihungsrecht bischöfliches, s. 
Kollation. 

Verleitung zum Abschluss einer Ueber- 
einkunft S 428; zum Uebertritt S 424. 

Verlust des Amtseinkommens P 247, 
254, 265; Ba 344; He 390; S 420. 

Vermächtnisse neue M 458. 


Vermögen, kirchliches s. Kirchenver- 
mögen; — zu Armen-, zu Schulzwecken, 
Staatsaufsicht B 203; P 289. 

Vermögensrecht der Kirche B 6; 
W 149; Ba 159; Oe 176, 533. 

Vermögensverwaltung in 
katholischen Diözesen P 289, 290. 


Verordnungen,kirchliche, Verkündig- 
ung B211; Ba 338, 340; He 371, 376; 
S 418, 419; WE 434; O0 445; Br 450; 
M 458; CG 463; Lü 486; Oe 542; s. 
auch Anordnungen, Erlasse. 

Verpachtungen Ba 350. 

Versagung kirchlicher Gnadenmittel 
P 272. 

Versöhnungsversuche bei 
scheidungen Oe 526. 

Verträge beiMischehen s. Kindererzieh- 
ung; — der Geistlichen B 212. 


Verurtheilung eines Geistlichen P 
247, Ba 344; He 383; S 421. 

Verwaltungsausschuss W 317, 320, 
322, 326; — bei der Schulaufsicht 
U 552. 

Verwaltungsführung Ba 356; — 
Gerichtshof Ba 353, 356; — Streit- 
verfahren P 290, 291. 


den 


Ehe- 
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Verweser des Pfarramtes, keine An- 
zeige P 274, 

Veto bei Wahlen OK 127". 

Viale-Prelä, Kardinal 169. 

vicarius generalis s. Generalvikar. 

Vikar, apostolischer von Sachsen s. 
Sachsen; — Rechte S 410 fi. 

Vikare in den Kapiteln B 3, 4, 5, 7, 
16; P 49, 50, 64; Köln 78; PH 9%, 
93; Hildesheim 100; Osnabrück 102, 
104, 107, 109; OK 112, 125; Lim- 
burg 141'. 

— Kapläne E 492*, 496, 501, 502. 

Vikariat, apostolisches von Anhalt 469,* 

— — der nordischen Missionen s. Mis- 
sionen. 

— — von Sachsen s. Sachsen. 

Vicecuratus Oe 447. 

Visitation der Pfarreien, 
WE 436, 

Visum OÖ 448. 

Volksschulen, Religions-Unterricht 
P 291; s. Schulen. 

Volksunterrichts- Anstalten U 
950, 551, 552; der Religionsgenossen- 
schaften U 549; Umwandlung 551. 

Vollzug des Konkordats B 219, 220,224. 

Voranschlag bei Kirchenrechnungen 
B 234°; P 278, 280; Ba 360. 

Vorbildung und Anstellung der 
Geistlichen P 242, 243, 248, 271!; He 
382, 388, WE 435; O 444. 

Vorbildung, wissenschaftliche Ba 335, 
339, 341, 342; — in Seminarien P 274; 
— Anstalten zur praktisch-theologi- 
schen Vorbildung P 272; He 382, 389. 

Vorleser He 399. 

Vormund, Konfession desselben Ba 370. 

Vornahme, unbefugte, kirchlicher 
Funktionen Ba 340; bei fremden Re- 
ligionsgenossen Oe 525. 

Vorrücken in den Kapiteln Köln 73 
B 218. 

Vorsänger E 510. 

Vorschlagsrecht zu königlichen Stel- 
len P 241, 242. 

Vorstand der katholischen Kirchen- 
gemeinde Pr 273. 

Vorstellungen der Bischöfe B 222, 
226. 

Vorträge, öffentliche bei Wahlen He 379. 


Schulen 


Wahl des Glaubensbekenntnisses B 204 ; 
O 447. 

Wahlfähigkeit, kirchliche P 2831; 
W 515; — Ordnung P 286. 

Wahlrecht zu kirchlichen Stellen P 
241', 242, 252; — Wahl- und Stimm- 
recht, kirchliches P 281, 287; W 315; 
— Verlust des Br 457. _ 

Waldeck-Pyrmont, Diözesan - Zu- 
gehörigkeit P 57, 67; OK 110, 124; 
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WP.473*; — Verhältnisse der sepa- 
rirten Lutheraner WP 476. 
Waldungen der Stiftungen W 322; 
— Waldausstockungen Ba 357. 
Wegtaufe, U 548°; s. Taufe. 
Wehrpflic ht der Geistlichen R 194. 
Weigerung von Ausgaben P 285. 
Weihbischöfe P 61. 
Weihehandlungen, Vornahme in 
erledigten Diözesen P 271. 
WeihetitelBS8. 
Wendt, Carl Friedrich von 9. 
Westfalen, Kabinetsordre 296. 
Wermerskirchen, Friedrich 74. 
Wiederaufnahme eingestellter-Lei- 
stungen P 264. 
Wiederverehelichunggeschiedener 
Protestanten S 416. 
Wilhelm I, König von Württemberg 
151, 152. 
Wissenschaft, Freiheit der P 241. 
Wladislaviensis dioecesis 58, 59. 
Wohlthätigkeits-Anstalten He 490; 
— Stiftungen B 203. 


Wolfmannshausen, Pfarreibesetz- 
ung M 458. 
früheres Bisthum 113, 114, 


Worms, 
131. 








Würbenianus fundus 64. 

Würden, Titel, auswärtige, Verbot 
der Annahme S: 422. 

Württemberg, Bisthum OK 110, 114, 
123; Verfassung 308; Landesuniver- 
sität 310. 

Würzburg, früheres Bisthum B 2, 
113, 114, 131; jetziges, Errichtung 2, 
14, 38; Dotirung 15; Umschreibung 
30: Abtrennung von Pfarreien 142; 
bischöfl. Jurisdiktion M 457. 

— Kapitel, Errichtung 3, 15; Dotirung 
416. 

— Universität B 232. 


Zehenten Oe 177. 

Zensur, katholisch - geistlicher Schrif- 
ten S 418; s. Bücher. 

Zeugnissabgabe der Geistlichen Oe 
182. 

Zulassung zur ersten bl. Kommu- 
nion Br 454. 

Zwang zur Besetzung des Pfarramtes 
P 274; in Glaubenssachen B 208. 
Zwangs- Erziehung von Minder- 
jährigen P 294!; — Mittel der Kom- 
missare P 262; — des Staates S 423; 
— Vollstreckung bei Umlagen W 335: 





Aachen 55. 
Abbach 29. 
Abenberg 33. 
Abensberg 29. 
Absberg 33. 
Achdorf 21. 
Acholshausen 31. 
Achtum 9. 
Adelsdorf 22. 
Adelshausen 24. 
Adelsried 23. 
Adenau 56. 
Adersleben 58; 
Aderthausen 28. 
Adldorf 27. - 
Adlkofen 28. 
Adlum 93. 
Adolzhausen 24. 
Afden 55. 
Afecking 29. 
Affaltern 27. 
Affaltersbach 24. 
Affing 24. 
Asathazell 25. 
Agawang 23. 
Agstetten 23. 
Aholfing 30. 
Aholming 28. 
Ahrbergen 93. 
Ahrweiler 56. 
Aibling 20. 
Aich 28. 


Aicha ad Danubium 28. 


„ ante silvam 28. 
Aichach 23. 
Aichen 25. 
Aichkirchen 29. 
Aichlberg 29. 
Aidenbach z8. 
Aidhausen 32. 
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Aidling 26. 

Aigen 27. 

Ainau 29. 
Aindling 24. 
Ainring 28. 
Aislingen 28. 
Aiterhofen. 29. 
Aitrang 26. 
Akams 27. 
Albaching 22. 
Albersweiler 33. 
Albertshausen 33. 
Albung 28. 
Aletshausen 25. 
Alfalterbach 32. 
Alfhausen 94. 
Allendorf 55. 
Allerhausen 21. 
Allersberg 32. 
Allersburg 28. 
Allersheim 31. 
Allmannshofen ’27. 
Allstadt 22. 
Almoos 24. 
Alsberg 32, 143. 
Alsdorff 55. 
Alsleben 31. 
Alstetten 25. 
Altdorf 26, 28, 32. 
Altenaushausen 22. 
Altenbaindt 27. 
Altenbanz 22. 
Altenbuch 29, 32. 
Altendorn Dek. 57. 
Altendorf 33. 
Altenerdig 21. 
Altenkundstadt 22. 
Altenmühldorf 22. 
Altenmünster 21, 27, 32. 
Altenötting 22. 





Altenstadt 26. 
Altenthan 30. 
Altfalter 29. 
Altfrauenhofen 21. 
Althaldensleben 58. 
Althausen 31. 
Althegnenberg 23. 
Altheim 24, 28, 34. 
Altisheim 24, 
Altisried 26. 
Altmühlmünster 29. 
Alt- und Neuschwand 29. 
Alt- und Neustadt 29. 
Altuisried 27. 
Alzenau 32. 
Alzgern 22. 
Ambach 25. 
Amberg 24, 29, 
Ambs 20. 
Amendingen 26. 
Amerdingen 24. 
Amlingstadt 22. 
Ammensleben 58. 
Ammerbach 33. 
Ammerfeld 33. 
Ammerthal 29. 
Amorbach 32. 
Ampfing 22. 
Andechs 26. 
Andermannsdorf 30. 
Andernach 56. 
Angelberg 25. 
Anger 28. 
Anhausen 23. 
Anhofen 24. 
Ankenhofen 24. 
Ankum 94. 

Anried 25. 

Ansbach 22. 
Antdorf 26. 
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Anzing 21. 
Apfeldorf 25. 
Apfeltrach 24. 
Apfeltrang 26. 
Apolda 433.* 
Appenfelden 22. 
Appersdorf 29. 
Appertshofen 29. 
Arberg 33. 
Aretsried 23. 
Arget 21. 
Arnbach 21. 
Arnbruck 28. 
Arnschwang 28. 
Arnshausen 31. 
Arnstadt 471.* 
Arnstein 22, 30, 31, 136. 
Arnstorf 27, 28. 
Arolsen 473,* 474. 
Arrach 29. 
Arzbach 136. 
Ashach 27. 
Asch 25. 
Ascha 29. 
Aschach 29. 
Aschaffenburg 32. 
Aschbach 22. 
Aschendorf 9. 
Aschering 26. 
Aschersleben 58. 
Aschfeld 30. 
Aschheim 21. 
Ascholding 22. 
Ascholtshausen 29. 
Asel 93. 
Asenkofen 80. 
Asmannshausen 136. 
Aspach 21, 27. 
Ast 28. 
Astheim 32. 
Attel 22. 
 Attendorf 29. 
Attenhausen 25, 26. 
Attenhofen 27. 
Attenkirchen 20. 
Attenkofen 29. 
Attersbach 28. 
Atting 28. 
Au 27, 29. 
Au prope Aibling 20. 
Au prope Gars 22. 
Au suburb. 21. 
Aub 32. 
Aubing 21. 
Auchsesheim 27. 
Auerbach 22, 28. 
Aufenau 32, 143. 
Aufhausen 23, 27, 28. 
Aufheim 27. 
Aufkirch 25. 
Aufkirchen ad Maisach 21. 
Aufkirchen ad Wurmsee 22. 
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Aufkirchen prope Erding21. 
Aufstetten 32. 
Augsburg 23. 
Aulzhausen 24. 

Aura ad Saalam 31. 
Aurach 22, 33. 
Aussernzell 28. 
Autenried 24. 

Auweiler 33. 

Axen vel Achslıeim 27. 
Aygn 20. 


Baar 25. 
Babbenhausen 26. 
Babensham 22. 
Baceum 9. 
Bachern 24. 
Bachhagel 25. 
Badbergen 94. 
Baernau 30. 
Baerstadt 33. 
Baierdilling 26. 
Baierfeld 33. 
Baiermünching 24. 
Baiershofen 27. 
Baindlkirch 24. 
Baisweil 24. 
Balderschwang 27. 
Baldersheim 32. 
Balduinstein 136. 
Balzhausen 25. 
Bamberg 22. 
Bann 34. 

Banz 22. 
Bastheim 31. 
Batten 30, 143. 
Batzenhofen 23. 
Batzhausen 32. 
Batzigau 25. 
Bauenstadt 93. 
Baumburg 22. 
Baumkirchen 21. 
Baunach 30. 
Bawinkel 95. 
Bayerbach 21. 
Bayersoyen 20. 
Bayreuth 22. 
Bayrisried 24. 
Bebelsheim 34. 
Bechhofen 22. 
Bedernau 25. 
Beesen 95. 
Beesten 9. 
Behlingen 24. 
Beierfeld 33. 
Beilngries 32. 
Beinsgesang 30. 
Belgien 57. 
Bellm 94. 
Bellenberg 27. 
Bellershausen 22. 


Bellheim 34. 
Belzheim 26. 
Benediktbeuern 26. 
Benggries 22. 
Benningen 26. 
Benstetten 23. 
Bentheim 95. 
Benzing 26. 
Beratshausen 29. 
Berbling 20. 
Berching 32. 
Berchtesgaden 22. 
Berchtoldshofen 26. 
Berg 24, 27, 33, 34. 
Berg im Gau 24. 
Berg prope Landshut 21 
Berge 94. 
Bergedorf 489.* 
Bergen 33. 
Bergheim 23, 25, 33. 
Bergkirchen 21. 
Berglem 21. 
Bergrheinfeld 31. 
Bergtheim 50. 
Bergzabern 34. 
Berheimerdorff 55. 
Berlin 60, 443. 
Berlin St. Hedwig 60. 
Bernbach 26. 
Bernbeuern 24. 
Bernburg 469.* 
Berngau 33. 
Bernried 27. 

Berod 136. 
Berssenbrück 94. 
Bertolsheim 24. 
Besancon 491.* 
Bettbrun 29. 
Bettmar 9. 
Betzenhausen 26. 
Beuern 25. 
Beurbach 26. 
Beuren Dek. 57. 
Beutelsbach 28. 
Beutl 30. 

Biberach (Bibern) 27. 
| Biberachzell 27. 

| Biberbach 27. 
Biberberg 27. 
Biberehrn 32. 
Biburg 23, 29. 
Biding 24. 

| Bidingen 26. 
Biebelried 31. 
Biebing 29. 
Biesingen 34. 

' Bilderloch 93. 

ı Billenhausen 25. 

‚ Billigheim 34. 
 Bilshausen 94, 
Binabiburg 28. 
Binlutten 59. 





ee 


Binsfeld 30. 
Binswangen 27. 
Birkenfeld 30. 
Birkenhaerdt 33. 
Birkhausen 26. 
Birnbaum 22. 
Birnfeld 32. 
Bischberg 22. 
Bischoferod Dek. 57. 
Bischofsheim ante Rhoenas 
30. 
Bissendorff 94. 
Bittenhard 22. 
Bittenbrunn 29. 
Bitzinhofen 24. 
Blaichen 24. 
Blaidenstadt 136. 
Blankenburg 449. 
Blankenheim 55. 
Blankstetten 32. 
Bleichach 27. 
Blickweiler 34. 
Bliescastel 34. 
Bliesmengen 34. 
Blindheim 24. 
Blinsbach 27. 
Bobenhausen 24. 
Bobingen 26. 
Bodenmais 28. 
Bodensee 94. 
Böbrach 28. 
Böckhing 26. 
Böckstetten 25. 
Böhen 26. 
Böhl 33. 
Böhmischbruck 29. 
Börgen 95. 
Böttigheim 31. 
Bogenhausen 21. 
Bokeloe 95 
Bokenen 9. 
Bokhorn 
Bollstadt 24. 
Bolzhausen 31. 
Bolzum 93. 
Bommersheim 136. 
Bomte 94. 
Bonn 55. 
Bonsal 26. 
Boos 26. 
Boppard 56. 
Borgloh 94. 
Borsin 93. 
Bramsche 9. 
Brandlecht 9. 
Braunschweig 449, 455. 
Brebersdorf 30. 
Brehl 55. - 
Breitenau 136. 
Breitenbach 34. 
Breitenberg 28, 94. 
Breitenbrun 32. 


' Breitenbrunn 23, 25. 
| Breitenlohe 23. 
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Breitensee 31. 

Breitenthal 27. 

Brem 26. 

Bremen 488.* 

Bremerhafen 488.* 

Bremfeld 33. 

Brendlorenzen 31. 

Brennberg 30. 

Breslau 58 

Brettelshofen 27. 

Bridriching 24. 

Brilon Dek. 57. 

Brochterbeck 57, 

Brochthausen 9. 

Bruck prope Grafing 21. 

Bruck prope Fürstenfeld 21. 

Bruck oder Schwabbruck 25. 

Bruckberg 21. 

Brücken 34. 

Brückenau 32. 

Brunnen 25. 

Bruterschach 26. 

Bubenhausen 27. 

Bubesheim 24. 

Buch 24, 26. 

Buch ad Erlbach 21. 

Buch ad Buchenrain 22. 

Buchdorf 33. 

Buchenbach prope Erlangen 
22; 


Buchenbach in palatinatu 
superiori 22. 

Buchenberg 27. 

Buchloe 26. 

Buchsheim 33. 

Budweis (Buddissa) 59. 

Büchelberg 34. 

Büchold 30. 

Bühl 27. 

Bühl prope Rottenburg 22. 

Bühler 30. 

Bückeburg 480.* 

Bürgen 25. 

Bürgstadt 32. 

Bütthardt 32. 

Bundenthal 34. 

Bundorf 31. 

Bungheim 22. 

Burg 58. 

Burgau 24. 

Burgberg 25. 

Burgebrach 22. 

Burggen 25. 

Burggriesbach 32. 

Burggrub 22. 

Burggrumbach 30. 

Burghagel 25. 

Burghausen 22, 30. 

Burgkirchen ad Alz- 


+ 





chieming 22. | 
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Burgkundstadt 22. 
Burglauer 31. 
Burglengenfeld 30. 
Burgoberbach 33. 


ı Burgpreppach 30. 


Burgsinn 32 
Burgthor seu Tegernsee 21. 
Burgwaldbach 31. 
Burgwindheim 22. 
Burk 26, 28. 
Burkardroth 31. 
Burlafingen 27. 
Burrweiler 34. 
Burtscheid 55. 
Busenberg 34. 
Busruck 29. 
Buttenheim 22. 
Buttlar 435. 

Buxheim 26. 
Bythomiensis dec. 59. 


Calcar 57. 
Camenensis dec. 59. 
Camin Dek. 58. 
Camp 136. 

Candel 34. 
Castellaun 56. 

Castl 33. 

Caub 136. 

Celle 94. 

Cham 28. 

Chamerau 28. 
Christburgensis dec. 60. 
Christerzhofen 26. 
Cleve 57. 

Coblenz 56. 

Coburg 56, 463. 
Coethen 469.* 
Contwig 34. 

Corbei, Diöz. 57. 
Cracoviensis dioec. 59. 
Cranenburg 57. 
Crebeck 94. 

Crefeld 55. 
Cronenburg 55. 
Cronheim 33. 

Culm, Diöz. 60. 
Culm, Diöz. Eintheilg. 59. 
Culmensis dec. 59. 
Culmseensis dee. 59. 
Cusel 34. 

Cuxhaven 489.* 


Dachau 21. 
Dackenh im 33. 
Dahlen 55. 

Dahn 34. 

Daisbach 136. 
Dalking 28. 

Damme 57, 94, 443. 
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Damme 443. 
Darmstadt 33, 113, 373. 
H.-Darmstadt, Besetzung 
der Pfarrei 373. 
Darshofen 32. 
Darstadt 31. 
Dasing 24. 
Daswang. 32. 
Degernbach 29. 
Deggendorf 28. 
Deidesheim. 33. 
Deimhausen 24. 
Deining 22. 
Deiningen 24. 
Deising 29. 
Deissenhausen 25. 
Delling 26. 
Denkendorf 33. 
Denklingen 25. 
Dermbach 435. 
Desingerode 94. 
Dessau 469.* 
Dettelbach 30. 
Detthurt 93. 
Deubach 24. 
Deutenhausen 27. 
Dezenacker 25. 
St. Die 491. 
Diebach 32. 
Diedesfeld 34. 
Diemantstein 24. 
Diepolz 27. 
Diessen 27. 
Dieteldorf 30. 
Dietelskirchen 28. 
Dietershofen 26. 
Dieterskirchen 29. 
Dietfurt 32. 
Dietkirch 23. 
Dietkirchen 33, 136. 
Dietmannsried 26. 
Dietramszell cum Thann- 
kirchen 22. 
Dillenburg 114, 136. 
Dillingen 24. 
Dillishausen 26. 
Dingelbach 24. 
Dingelbe 93. 
Dingelhausen 25. 
Dinglfing 28. 
Dingolshausen 31. 
Dinkelsbach 24. 
Dinkelscherben 23. 
Dinklar 93. 
Dippach 30. 
Dirlawang 25. 
Dirmstein 33. 
Dirrenhausen 27. 
Dirschaviensis dec. 59. 
Döpshofen 23. 
Döringstadt 22. 
Dörndorf 33. 
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Dörpen 95. 
Doggingen 24. 
Dollendorf 55. 
Dollnstein 33. 
Donauwörth 24. 
Donarssenheim 136. 
Donnersdorf 31. 
Dorf-Prozelten 32. 
Dormagen 55. 
Dornach 28. 
Dornheim 22. 
Dorschhausen 24. 
Dorstadt 93. 
Dressling 26. 
Drosendorf 22. 
Drügendorf 22. 
Dudenhofen 34. 
Duderstadt 94. 
Düren 55. 
Düsseldorf 55. 
Düsseldorfer Provinz 55. 
Duggendorf 30. 
Dulken 57. 

Durach 25. 
Duttweiler 34. 
Dutzing (Tutzing) 27. 


Ebenhausen 25, 31. 
Ebenhofen 26. 
Ebenried 26. 
Ebensfeld 22. 
Eberfing 27. 
Ebermannstadt 22. 
Ebern 30. 
Ebernburg 33. 
Ebersbach 26, 31. 
Ebersberg 21. 
Ebershausen 25. 
Ebertshausen 21, 32. 
Ebnath 30. 

Ebrach 22. ° 
Ebrazhofen 27. 
Echenbrunn 25. 
Eching 26. 


Eching prope Neufahrn 21. 
Eching prope Landshut 21. 


Echsheim 26. 
Ecknath 23. 
Edelshausen 24. 
Edelstetten 24. 
Edenkoben 34. 
Edenried 24, 
Edersheim 136. 
Edesheim 34. 
Edling 27. 
Egelhofen 25. 
Egenberg 21. 
Egenhausen 31. 
Egenhofen 21. 
Egern 21. 

Egg 26. 








Eggenfelden 29. 
Eggenthal 24. 
Eggersberg 29. 
Eggolsheim 22. 
Eggstätt 22, 
Eggstetten 27. 
Eglingen 24. 
Eglofsheim 30. 
Egmating 21. 
Egweil 33. 
Ehingen 26, 27. 
Ehrenberg 24. 
Ehrkirchen 25. 
Eibelstadt 31. 
Eibingen 136. 
Eichelsee 31. 
Eichenbühl 32. 
Eichenhofen 32. . 
Eichsfeld, Provinz 94. 
Eifelsing 22. 
Eilsbrunn 29. 
Eimelrod 143, 144, 
Eining 29. 
Einsteld 33. 
Einsprach 21. 
Eisenach 435 
Eisenbach 32, 136. 
Eitenstein 33. 
Eitting 21. . 
Ekarts 27. 
Elbersberg 22. 
Elbersroth 33, 
Elfershausen 31. 
Elisabethszell 29, 
Ellbach 20. 
Ellerbach 27. 
Ellhofen 27. 
Ellingen 32. 
Elmstein 34. 
Elsdorf 136. 
Elsen 55. 
Elsendorf 29. 
Elsenfeld 32. 
Elten 57. 
Eltmann 31. 
Eltville 136, 137, 138, 139, 
140. 
Elz 136. 
Emblichheim 95. 
Emersacker 27. 
Enchenreuth 22. 
Emden 9. 
Emeringen prope Fürsten- 
feld 21. 
Emmaring prope Gräfing 
Emmenhausen 25. 
Emmerich 57. 
Emmerke 93: 
Emsbüren 9. 
Emsing. 32. 
Emskeim 33. 


Enndlhausen 22. 
Endorf 22. 
Engelbrechtsmünster 29. 
Engelsberg 22. 
Engertsham 27. 
Engetried 26. 
Englmannsberg 29. 
Englmar 28. 
Enkering 33. 
Ennenbach 33. 
Ensdorf 29. 
Ensheim 34. 
Entraching 25. 
Epfach 26. 
Epfenhausen 26. 
Eppe 57, 473,* 474. 
Eppenbrunn 34. 
Eppishausen 25. 
Eppstein 33. 
Erbach 136. 
Erbendorf 30. 
Eresing 23, 26. 
Eresried 24. 
Erfurt 57. 
Erfweiler 34. 
„Ergolting 28. 
Ergoltsbach 30. 
Eriesried 25. 
Ering 27. 
Erkelenz 55. 
Erkertshofen 32. 
Erkheim 26. 
Erlabrunn 31. 
Erlach 31. 
Erlangen 22. 
Erlenbach 31, 32. 
Erling 26. 
Erlingshofen 24. 
Ermland, Diöz. Eintheilg.60. 
Ernsbach 32. 
Ernsgaden 29. 
Ernstkirchen 32. 
Erpftingen 26. 
Eschbach 34. 
Eschelbach 29. 
Eschenlohe 27. 
Escherndorf 30. 
Eschlbach 21. 
Eschleham 28. . 
Eschweiler ’55. 
Eslarn 29. 
Esplingerode 94. 
Esselbach 32. 
Essen 55. 
Essfeld 31. 
Essing 29. 
Essleben 31. 
Estenfeld 30. 
Esthal 34. 
Etlringen 24. 
Ettal 20. 
Eittelried 28. 
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Ettenbeuren 24. 
Ettenstetten 28 
Etting 27. 
Ettleben 31. 
Etzelskirchen 22. 
Euerbach 31. 


| Euerfeld 30. 


Euerhausen 31. 
Euerndorf 31. 
Euershausen 31. 
Eulenried 24. 
Eupen 55. 
Eurenbach 24. : 
Eurishofen 25. 
Eussenhausen 31. 
Eussenheim 31. 
Eutenhausen 25. 
Eutenhofen 24, 32. 
Evenhausen 22. 
Eyberg 28. 


Fährbrück 30. 
Fahlenbach 24. 
Fahr 32. 
Faimingen 25. 
Falkenberg 29, 30. 
Falkenstein 31. 
Faulbach 32. 
Fechenbach 32. 
Fegerndorf 28: 
Feichten 28. 

Feil 33. 

Feldafing 26. 
Feldheim 26. 
Feldkirchen 20, 28. 
Feldmaching 21. 
Fellen’ 32. 
Ferbach 34. 
Fichtelberg 30. 
Fiegenstall 32. 
Filsen 136. 
Fimingen 34. 
Finsing 21. 
Fischach 23. 
Fischbach 28, 34, :136. 
Fischbachgau 20. 
Fischen 27. 
Fisslingerode 94. 
Fladungen 30. 
Fleinhausen 25. 
Flintsbach 20. 
Flörsheim 136. 
Floss 30. 
Flotzheim 33. 
Forchheim 23, 32. 
Fordonensis dee. 59. 
Forst 25, 31, 33. 
Forstenried 21. 
Forstinning 22. 
Frammersbach 32. 
‚Frankenhofen 26. 
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Frankenried 26. 
Frankenthal: 33. 


| Frankenwinheim 31. 


Frankfurt a. M, 114,.131, 
135, 136, 137, -138,..139, 
140, 141. 

Frankfurt a. ©. 60. 

Frassdorf 22. 

Frauenau 28. 

Frauenberg 29. 

Frauenchiemsee 22. - 

Frauenstein 136. 

Frauenstetten 27. 

Frauenzell 27, 30. 

Fraunberg 21. 

Frechenried 26. 

Freienseiboldsdorf 28. 

Freihalten 25: 

Freinhausen 24. 

Freinsheim 33. 

Freistadt 32. 

Frendingen 26. 

Frensdorf 22. 

Freren 9. _ 

Freyenfels 22. 

Freyung 28. 

Friekenhausen 31, 

Frickhofen 136. 

Fridorfing 28. 

Friedberg 24. 

Frieding 26. 

Friesen 22. 

Friesenhausen 32. 

Friesenheim 33. 

Friesenried 26. 

Fristingen 24. 

Fronhofen 24. 

Frontenhausen 29. 

Fuchsstadt 31. 

Fünfried 33. 

Fünfstetten 33. 

Fürholzen 21. 

Fürstenau 94. 

Fürstenwerdensis dec. 60. 

Fürstenzell 28. 

Fuhrbach 94. 

Fuisen 24. 

Fulda, Diöz. 114. 

Furth 28. 

Fusgenheim 33. 


Gabelbach 24. 
Gablingen 27. 
Gäckingen 33. 
Gädheim 31. 
Gänheim 30. 
Gaibach 32. 
Gaimersheim 33. 
Gaindorf 28. 
Gaisach 22. 
Galgweis 28. 
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Gallenbach 23. 
Gambach 24, 31. 
Gamberg 136. 
Gamersdorf 21. 
Gangkofen 29. 
Gannerzhofen 26. 
Gansheim 24. 
Garching 21. 
Garmisch 22. 
Gaubüttelbrunn 31. 
Gaukönigshofen 31. 
Gaurettersheim 32. 
Gebelsbach 24. 
Gebenbach 29. 
Gebenhofen 24. 
Gebratshausen 29. 
Gebsattel 22. 
(sedanensis dee. 58, 59. 
Geesthacht 489.* 
Geiersthal 28. 
Geilenkirchen 55. 
Geinsheim 34. 
Geisa 433.* 
Geiselbach 32. 
Geiselwind 22. 
Geisenfeld 29. 
Geisenhausen 21, 29. 
Geisenheim 136. 
Geisenried 26. 
Geisfeld 22. 
Geislhöring 29. 
Geisling 30. 
Gelbelsee 33 
Gelehsheim 32. 
Geldern 57. 
Geldersheim 31. 
Geltendorf 26. 
Geltolfing 29. 
Gemeinfeld 30. 
Gempling 26 
Gemünd 55. 
Gemünden 31. 
Genderkirchen 27. 
Gennach 26. 
St. George prope Baumburg 
seu Weisham 22. 
Gera 28, 479.* 
Gerbach 33. 
Gerblingrode 94. 
Gerbrunn 31. 
Geretshausen 26. 
Gereuth 30. 
Germershausen 94. 
Germersheim 34. 
Gerolfing 33. 
Gerolspach 21. 
Geroltshausen 29. 
Gerolzhofen 31. 
(Gersfeld 30,-143. 
Gersheim 34. 
Gersthofen 23. 
Gerzen 28. 





Ortsregister. 


Gesmold 94. 
Gestratz 27. 
Getting 20. 
Giebing 21. 
Gieboltehausen 94. 
Giech 22. 

Giessen 113, 373. 
Gilching 21. 
Gimpertshausen 32. 
Ginching 33. 
Gittenbach 24. 
Gladbach 55. 
Glandorf 9. 
Glane 94. 
Gleissenberg 28. 
Gleisweiler 34. 
Glött 25. 

Glon 21. 

Gmund 21. 
Gnadenberg 33. 
Gniewkow Dek. 58. 
Gnötzheim 33. 

St. Goar 56. 

Goch 57. 
Godramstein 33. 
Göggingen 8. 
Göllheim 23. 
Görrisried 26. 
Gössenheim 31. 
Gössweinstein 22, 
Göttingen 94. 
Goldbach 32. 
Gollubensis dec. 59. 
Gosheim 33. 
Gosseltshausen 29. 
Gossersweiler 38. 
Gosslar 93. 
(ossmannsdorf 31, 32. 
Gotha 463. 
Gottersdorf 28. 
Gotteszell 28. 


| Gottfrieding 29. 


Gottmannshofen 27. 
Graben 26. 
Grabenstätt 22. 
Gräfing 21. 
Grafenau 28. 
Grafendorf 27. 
Grafenrheinfeld 32. 
Grafentraubling 29. 
Grafenwöhr 30. 
Grafling 28. 
Grainertshofen 21. 


' Grainet 28. 


Graitz 22. 
Graitzlambach 22. 
Gramschatz 30. 
Grammelkam 21. 
Gransberg 136. 
Grassau 22. 
Grassdorf 93. 
Grauhoff 93. 





Greding 32. 
Greffelfing 21. 
Greinertshausen 21. 
Gremolsried 25. 
Gremsdorf 22. 
Gressenheim 33. 
Gressthal 30. 
Grettstadt 31. 
Greussenheim 30. 
Grevenhausen 34. 
Griesbach 27, 28, 29, 30. 
Griesbekertzell 24. 
Griesstätt 22. 
Grimolzhausen 26. 
Grönenbach 26. 
Gröttersdorf 28. 
Gronau 93. 
Gronberg 136. 
Grossaitingen 26. 
Grossalgermissen 93. 
Grossanhausen 24. 
Grossalsleben 469.* 
Grossbockenheim 33. 
Grossdünger 93. 
Grossbardorf 31. 
Grosseibstadt 31. 
Grosslangheim 32. 
Grosswenkheim 32. 
Grossfischlingen 34. 
Gross-Giessen 93. 
Grosshausen 23. 
Grossheubach 32. 
Grossholbach 136. 
Grosskarlbach 33. 
Grosskissendorf 24. 
Grosskitzighofen 26. 
Grosskoetz 24. 
Grosskornreuth 30. | 
Grossmähring 29. | 
Grossostheim 32. | 
Grosssteinhausen 34. 
Gross-Vörste 94. 
Grosswallstadt 32. 
Grünenbach 27. 
Grünenbaind 25. 
Grünstadt 33. 
Grüntegernbach 21. 
Grünthal 22. 
Grünwald 25. 
Güntersleben 31. 
Günz 26. 
Günzelhofen 21. 
Güssbach 22. 
Güsten 469.* 
Güstrow 432.* 
Gundelfingen 25. 
Gundelkofen 21. 
Gundelsdorf 26. 
Gundelsheim 33. 
Gundertshausen 29. 
Gundremingen 25. 
Gungolding 33. 


Gunteburg 9. 
Guntersdorf 59. 
Guntramsried 24. 
Gunzendorf 22. 
Gureznensis dec. 59. 
Gutenberg 2. 
Guttenberg 22, 


Haag 23. 


Haag prope Wasserburg 22. 


Haasberg 25. 
Habbach 27. 
Haberskirchen 29. 
Habertskirch 24. 
Habkirchen 34. 
Hachenburg 56, 136. 
Hadamar 135, 136. 
Hadtmersleben 58. 
Häder 23. 
Hälswang 22. 
Hafenhofen 25. 
Hafenlohr 31. 
Hagen 94. 
Hagenheim 25. 
Hagenhill 29. 
Hahn 136. 
Hahnbach 29. 
Haigerloh 113. 
Haiming 27. 
Haina 34. 
Haindlfing 21. 
Hainfeld 34. 
Hainhausen 21. 
Hainsacker 30. 
Hainsbach 29. 
Hainsfurt 33. 
Hainstetten 23. 
Haintchen 136. 
Halberstadt 58. 
Haldenwang 26. 
Halle 58. 
Hallerndorf 22. 
Hallgarten 136. 
Hallstadt 22. 
Hals 28. 
Halsbach 22—24. 
Halverde 57. 
Hambach 34. 
Hamburg 489.* 
Hamersleben 58. 
Hammelburg 32. 
Handzell 26. 
Hannberg 22. 
Hannover 94. 
Happertshausen 32. 
Harbach 28. 
Harburg 449. 
Hard 22. 

Haren 9. 
Harheim 136. 
Harlpenning 21. 
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Harsum 93. 
Hartenfels 136. 
Hartenstein 22. 
Harthausen 34. 
Hartkirchen 27. 
Haselbach 25, 26, 29. 
Haselünne 9. 
Haslach 22, 24. 
Hasselbach 136. 
Hassfurt 31. 
Hassloch 34. 
Hattenheim 136. 
Hattersheim 136. 
Hatzenbühl 34. 
Hatzkofen 30. 
Hauenstein 34. 
Haunersdorf 27, 28. 
Haunshofen 27. 
Haunstetten 33. 
Haunswiess 24. 
Hausen 22, 25, 26, 27, 28. 
Hausen apud Mainberg 32. 
Hausen et Fährbrück 30. 
Hausheim 33. 
Hautzenberg 28. 
Hawangen 26. 
Haybach 29. 
Hebertsfelden 29. 
Hebertshausen 21. 
Hebramsdorf 30. 
Hebrontshausen 29. 
Hechenberg 22. 
Hechendorf 26, 27. 
Heddernheim 136. 
Hedersleben 58. 
Heede 95. 
Hegelhofen 27. 
Hegnenbach 27. 
Heideck 32. 
Heidelfing 29. 
Heidenfeld 32. 
Heidingsfeld 31. 
Heilbrümil 28. 
Heilbrunn 27. 
Heilgenroth 136. 
Heiligenstadt 57. 
Heiligenstein 34. 
Heimbach 32. 
Heimbuchenthal 32. 
Heimenkirch 27. 
Heimertingen 26. 
Heimpertsdorf 26. 
Heining 28. 
Heinrichskirchen 29. 
Heinhofen 23. 
Heinsberg 32, 55. 
Heldenstein 22. 
Helferskirchen 136. 
Hellengerst 27. 
Helleroth 55. 
Helmstadt 31. 
Helmstedt 449, 455. 





Heltersberg 34. 
Heltmannsberg 33. 
Hemau 29. 
Hemmersheim 22. 
Hendungen 31. 
Henneckenrode 9. 
Hennersdorf 59. 
Hentershausen 136. 
Heppdiel 32. 
Herbering 22. 
Herbertshofen 27. 
Herbstadt 31. 
Herbstein 113. 


Heretshausen 23, 24. 


Heretsried 27. 
Hergensweiler 27. 
Hergolzhausen 31. 
Herlheim 31. 
Herkräde 55. 
Herrenstetten 26. 
Herrieden 33. 
Herrnsdorf 22. 
Herrnwahl 30. 
Hersbach 136. 
Herschfeld 31. 
Hert 34 

Herxheim 34. 
Herxheimweiher 34. 
Herzlocke 9. 
Herzogenaurach 23. 
Hesexe 95. 
Hesselbach 32. 
Hesselhurst 24. 
Hessheim 33. 
Hesslar 30. 
Hettstadt 31. 
Heubolzheim 32. 
Heustreu 31. 
Hienheim 29. 
Hietting 24. 
Hildburghausen 458. 
Hilders 143. 
Hilgertshausen 23. 
Hilkerode 94. 
Hilpoltstein 32. 
Hilscheid 136. 
Hilst 34. 
Hiltenfingen 26. 
Hilters 30. 
Himmelstadt 31. 
Himmelsthür 93. 
Hindelang 25. 
Hirblingen 28. 
Hirschajd 23. 
Hirschau 29. 
Hirschbach 27. 
Hirschenhausen 21. 
Hirschfeld 32. 
Hirschhorn 28. 
Hirschzell 25. 
Hirtlbach 21. 
Hittenkofen 28. 
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Hitzhofen 33. 
Hochaltingen 26. 
Hochdorf 24, 33. 
Hochenbrunn 21. 
Hochenekelofen 21. 
Hochenkammer: 21. 
Hochheim 136. 
Hochspeier 33. 
Hochstaed 20. 
Hochstahl 23. 
Hochwang 24. f 
Honbing 32. 
Höchberg 31.;: 
Höchst 36. 
Höchstadt 23. 
Höchstädt 24, 
Högen 34. 
Hörgertshausen 21. 
Höhenstadt 28. 
Höhnschönbach 136. 
Höhr 136. 
Hörmannsdorf 32. 
Hörstein 32. 
Hösbach 32. 
Hof 23. 
Hofdorf 29. 
Hofendorf 30, 
Hofheim 27, :32,- 136. 
Hofkirchen 21, 29. 
Hofkirchen ad Danubium 28. 
Hofstetten 25, 31, 33. 
Hohenau 28, 
Hohenbercha 21. 
Hohenfels 30. 
Hohenfurch 26. 
Hohengebraching 30. 
Hohenhammeln 93. 
Hohenkemnath 29. 
Hohenmirschberg 23. 
Hohenpeissenberg 20. 
Hohenried 24. 
Hohenschambach 29. 
Hohenthan 30. 
Hohenthann 28. 
Hohenwarth 24.- 
Hohenzell 24. 
Holdorf 443. 
Hollenbach. 24, 25. 
Holler 136. 
Hollfeld 23. 
Hollstadt 31. 
Holtestein 32. 
Holsbrunn 28. 
Holte 95. 
Holzen 21. 
Holzgünz 26. 
Holzhausen 26. 
Holzhausen prope Flints- 
bach seuGrossholzhausen 
20. 
a BE prope Landshut 
1: 
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Holzheim 26, 27. 


Holzkirchen 26, 28, 31. 


Holzminden 449. 
Holztraubach 29. - 
Homburg 31, 34, 56, 
Honsolgen 95. 
Hopfen 24. 
Hopfenhoe 23. 
Hopferbach 26. 
Hopferstadt 31. 
Hoppingen 24. 
Horbach 34. 
Horgau 23. 
Horinghausen 143. 
Hornbach 30. 
Hüttenheim 23. 
Hugelfing 27. 
Huisheim 33. 
Hummel 21. 
Hunderdorf 28. 
Hundsangen 136. - 
Hundsbach 30. 
Hundsfeld 32. 
Hunnesrück 93. 
Hurlach 26. 
Hutthurm 28. 
Huysburg 58. 


Jachenau 27. 
Jachenhausen 29, 
Jahrsdorf 32. 
Jartz 21. 
Ibbenbühren 57. 
Iburg, Dek. 94. 
Ichenhausen 24. 
Ichenhofen 24. 
Idstein 136. 
Jedesheim 26. 
Jelzendorf 21. 
Jena 433.* 
Jengen 25. 
Jesewang 21. 
Jesserndorf 30. 
Jettingen 25. 
Jever 443. 
Iffeldorf 27. 
Igenhausen 24, 
Iggelheim 33. 
Iggerspach 38. 
Illdorf 26. 
Illerberg 27. 
Illerbeuren 26. 
Illereichen 26. 
Illertissen 26. 
Illerzell 27. 
Illmünster 21. 
Illkofen 30. 
lllschwang 33. 
Immelstetten 25. 
Immenstadt 27. 
Immingerode 94. 





Imsweiler 33. 
Indersdorf 21. 

St. Ingbert 34. 
Ingenheim 34. 
Ingenried 24, 25. 
Ingolstadt 31, 33, 
Inkofen 20, 30. 
Innernzell 28. 
Inning 23, 26, 27. 
Insheim 34. 
Inzell 28. 
Inzemoos 21. 
Johannech 21. 
Johannesberg 32, 136. 
Johanniskirchen 28. 
Jokrim 34. 
Joshofen 33. 
Iphofen 23. 
Irfersdorf 33. 
Irlahil 33. 
Irlbach 29, 30. 
Irmkraut 137. 
Irrsee 25. 
Irrsingen 24. 
Irschenberg 20. 
Irsching 29, 
Isarhofen 28. 
Isen 22. 
Ismaning 21. 
Issling 23. 
Ittelhofen 32. 
Ittling 29. 

Itzum 93. 

Jülich 55. 
Junivladislaw, Dek. 58. 
Junkenhofen 23. 


Käfering 30. 
Kämmern 23. 
Käsing 233. 
Kailberg 32. 
Kaisersheim 24, 
Kaiserslautern 33. 
Kalldorf 32. 
Kallmünz 30. 
Kaltenbrunn 23, 30. 
Kammern 27. 
Kapfelberg 29. 
Karbach 30. 
Karlburg 31. 
Karlshuld 25. 
Karlstadt 31. 
Karpfham 27. 
Karsbach 31. 
Kastl 22, 30. 
Kaufbeuern 25. 
Kaufering 21. 
Kay 28. 
Kaysersesch 56. 
Kefenhill 32, 
Kellberg 28. 


Kellheim 29. 
Kellmünz 26. 
Kemnath 24. 
Kemnath prope Fuhrn 29. 
Kemnath prope Neunaigen 


Kemnathen 32. 

Kempen 57. 

Kempnensis dec. 58, 59. 

Kempten 27. 

Kerpen 55. 

Kerschbach 23. 

Kestert 136. 

Ketterschwang 25. 

Kettershausen 26. 

Kicklingen 24. 

Kiedrich 136. 

Kienberg 22. 

Kimratshofen 27. 

Kinding 33, 

Kinsau 26. 

Kipfenberg 33. 

Kirberg 34. 

Kirchanhausen 33. 

Kirchberg 27, 28, 30, 56. 

Kirchbuch 33. 

Kirchdorf 27, 28, 29. 

Kirchdorf prope Haag 22. 

Kirchehrenbach 23. 

Kirchenarmbach 34. 

Kirchenlaibach 30. 

Kirchenroth 29. 

Kirchenthumbach 30. 

Kirchham 27. 

Kirchheim 21, 25, 31. 

Kirchheimbolanden 33. 

Kirchhof 24. 

Kirchhof prope Aibling 20. 

ER prope Freising 
0 


Kirchlauter 30. 
Kirchlein 23. 
Kirchmohr 34. 
Kirchröttenbach 23. 
Kirchschletten 23. 
Kirchschönbach 32. 
Kirchwehr 136. 
Kirchworb:s Dek. 57. 
Kirchzell 32. 

Kirn 56. 
Kirrweiler 34. 
Kissing 24. 
Kissingen 31. 
Kitzingen 31. 
Klapfenberg 32. 
Klausen 34. 
Kleinaitingen 26. 
Kleinanhausen 24. 
Kleinbardorf 31. 
Kleinberghofen 21. 
Kleinerdlingen 24. 
Kleinheubach 32. 
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Kleinkemnath 26. 
Kleinkitzighofen 26. 
Kleinkötz 24. 
Kleinochsenfurt 31. 
Kleinostheim 32. 


Kleinreichertshofen 24. 


Kleinrinderfeld 31. 
Kleinsassen 30, 143. 
Kleinwallstadt 32. 
Kleinweiler 27. 
Klenau 23. 
Kleukheim 23. 
Klimach 25. 
Klingen 23. 
Klingenberg 32. 
Klingenmünster 32. 
Klosberg 23. 
Klosterbeuren 26. 
Knetzgau 31. 
Knöringen 24. 
Kochel 26. 


| Köblitz 29. 


Köching 29. 


ı Köngetried 25. 


Königsbach 33. 
Königsdorf 22. 
Königsfeld 23, 29. 
Königsgrätz 831. 
Königshausen 25. 
Königshofen 31. 


Königstein 23, 33, 136. 


Köstlarn 27. 
Kötzting 28. 
Kohlgrub 20. 
Kolbach 21. 
Kolberg 30. 
Kolitzheim 32. 
Koltalting 21. 
Konnersreuth 30. 
Konradshofen 25. 
Konzell 30. 
Kottingwörth 32. 
Kranzberg 21. 
Kreith 21. 
Kreppen 34. 
Kreuzholzhausen 21. 
Kreuznach 56. 
Kreuzthal 27. 
Kriegsfeld 33. 
Kriftel 136. 
Krombach 32. 
Kronach 23. 
Kronburg 26. 
Kronungen 3]. 
Krugzell 27. 
Krumbach 25. 
Kruszwic, Dek. 58. 
Kubelberg 34. 
Kühlstädt, Dek. 57. 


| Kühnbach 23. 


Künzing 28. 
Küps 23. 
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|Kürnach 30. 

| Kulm, Diöz. 58. 
Kulmain 30.- 
Kulmbach 23. 
Kupferberg 23. 
Kutzenhausen 23. 


Laaber 29. 

Labach 34 
Laberberg 30. 
Laberweinting 29. 
Lachen 26. 

Laer 94 

Laerwalde 9. 

Lage 94. 

Lahm 23. 

Lahr 136. 

Lahrbach 30, 143. 
Laibstadt 32. 
Laichling 30. 
Laimering 23. 
Lalling 28. 

Lam 28. 
Lambertsneukirchen 30. 
Lambsheim 33. 
Lamerdingen 26. 
Lampertshausen 21. 
Lamspringe 93. 
Landau 27, 28, 34. 
Landensberg 25. 
Landsberg 25. 
Landshausen 25. 
Landshut 21. 
Landstuhl 34. 
Langdorf 28. 
Langeisling 21. 
Jaangendorf 31. 
Langenehrling 30. 
Langenaufach 25. 
Langenhagen 94. 
Langenhaslach 24. 
Langenleiten 31. 
Langenmosen 26. 
Langenpettenhach 21. 
Langenpreising 21. 
Langenprozelten 32. 
Langenreichen 27. 
Langenschwalbach 137. 
Langensendelbach 23. 
Langerringen 26. 
Langweid 27. 
Lappersdorf 30, 
Laten 9». 

Laub 26, 

Lauchdorf 24. 
Laudenbach 31. 
Lauenburgensis dec. 59. 
Laufach 32. 

Laufen 28. 
Laufenfelden 136. 
Laugna 27. 
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Lauingen 25. 
Laumersheim 33. 


Lautenburgensis dec. 59. 


Lauterbach 22, 27, 29. 
Lauterbrunn 27. 
Lauterecken 33. 
Lauterhofen 33. 
Lautkirchen 34. 
Lautrach 27. 
Lechbbruck 24. 
Lechenich 55. 
Lechhausen 23. 
Lechsend 24. 
Leeder 25. 

Leer 9. 

Legau 27. 
Lehesten 458. 
Leiblfing 29. 
Leidelheim 33. 
Leimersheim 34. 
Leitershofen 23. 
Leitling 24. 
Leitmeritz 61. 
Lellenfeld 33. 
Lengdorf 21. 
Lengefeld, Dek. 57. 
Lengenfeld 25, 33. 
Lengerich 9. 
Lengfeld 30. 
Lengfurt 31. 
Lengries 22. 
Lenting 33. 
Lenzfried 25. 
Leonberg 30. 

St. Leonhard 25. 
Leppenhausen 25. 
Lessenich 55. 
Lessensis dec. 59. 
Leuchtenberg 29. 
Leutenbach 23. 
Leuzendorf 30. 
Lichtenau 33. 
Lichtenfels 23. 
Liebenburg 93. 
Liebenstadt 32. 
Liessing 28. 
Limbach 31. 
Limburg 135, 136. 
Limpach 24. 
Lindach 24. 
Lindau 27, 94. 
Lindenberg 25, 27. 
Lindenholzhausen 136. 
Lindkirchen 29.. 
Lingen 95. 
Lingenfeld 34. 
Linning 55. 
Lintach 29. 
Lisberg 23. 
Litzendorf 23. 
Lizlohe 33, 
Lobsing 29, 
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Lochhausen 21. 


Lösenreuete 27. 
Lövenich 55. 
Lohndorf 23. 
Lohr 32. 
Lohrkirchen 22. 
Loiching 28. 
Loitzendorf 30. 
Loitzenkirchen 28. 
Lommersdorft 55. 
Lorch 136. 
Lorchhausen 136. 
Lorup 9. 
Ludenhausen 25. 
Ludwach 23. 
Ludwigschorgast 23. 
Ludwigslust 432.* 
Ludwigstadt 458. 
Lütter 143. 


Lüttich, Diözese 55. 
Lützelburg 27. 
Lützerath 56. 

Lühe 29. 

Luppurg 29. 
Lusatia 59. 
Lutzingen 24. 
Luzmannstein 32. 


Machtlfing 26. 
Mähring 30. 
Märgen 25. 
Magdeburg 58. 
Magersdorf 27. 
Magnetsried 27. 
Maikammer 34. 
Mailing 26, 33. 
Mailnhofen 33, 
Mainburg 29. 
Mainroth 23. 
Mainsondheim 32. 
Mairhofen 27. 
Malching 21. 
Malgarden 94. 
Malmedy 55. 
Mammendorf 21. 
Manching 25. 
Manderfeld 55. 
Mangerskirchen 136. 
Manning 29. 

March 28. 
Marenbach 27. 
Margarethenried 21. 
Margarethenzell 20. 





Mariadorfen 21. 





Mariaposching 28, 
Mariathann 27. 
ı Marienbeck 58. 


Loebaviensis dee. 59. 


Lütter ante Hard 32. 


Margetshöchheim 31. 


Mariaeburgensis dec. 60. 





Marienberg 22. 


| Marienkirchen 28. 


St. Marienkirchen 27. 
Marienrachdorf 136. 
Marienrode 93, 
Marienstadt 56, 136. 
Marienstuhl 58. 
Marienweiher 23. 
Marktbibart 23. 
Marktbissingen 24. 
Marktbreit 31. 
Marktheidenfeld 31. 
Marktöffingen 26. 
Marktscheinfeld 23. 
Marktschorgast 23. 
Marktseinsheim 23. 
Marktsteinach 32. 
Marktzeuln 23. 
Marmagen 55. 

St. Martin 34. 
Martinhöhe 34. 
Martinsbuch 29. 
Martinszell 27. 
Marxheim 24, 136. 
Marzheim 34. 
Marzoll 28. 

Mathies 24. 
Massenbuch 31. 
Massenhausen 21. 





ı Massweiler 34. 


Matting 30. 
Mauern 21. 
Mauren 24. 
Maurstetten 25. 
Maybach 31. 
Mayen 56. 
Mayingen 26. 
Maysach 21, 
Mechenried 31. 
Meckershausen 31. 
Medebach. Dek. 57, 
Medelsheim 34. 
Medingen 25. 
Megesheim 33. 
Mehring seu Rechtenmeh- 
ring 22. 
Meiningen 458. 
Meinpertshofen 24. 
Meiselstein 25. 
Mekenheim 33. 
Melle 94. 
Mellrichstadt 31. 
Memhölz 27. 
Memmenhausen 25. 
Memmingen 26. 
Mendt 136. 
Menning 29. 
Meppen 95. 
Merching 24. 
Mering 24. 
Merkstein 55. 
Mertingen 27. 


Merzalben 34. 
Merzen 94. 
Meschede, Dek. 57. 
Messingen 95. 
Metten 28. 
Mettenbach 29. 
Mettenheim 22. 
Mettingen 57. 
Meurs 57. 
Meyendorf 58. 
Michldorf 29. 
Michlsbuch 29. 





Miesbach 21. 
Miltenberg 32. 
Mindelaltheim 23: 
Mindelau 24. 
Mindelzell 25. 
Minden 58. 
Mindling 33. 
Mindraching 30. 
Mindistetten 29. 
Mingerode 94. 
Minnfeld 34. 
Minsing 22, 
Misbach 2 
Misbrun 30. 
Missen 27. 
Mistendorf 23. 
Mittelberg 25. 





Mitiefeschenhäch 33! 


Mitteleufnach 25. 
Mittelheim 36. 
Mittelstetten 24. 
Mittelstreu 31. 
Mittelvexbach 34. 
Mittemgars 22. 
Mittenwald 22. 
Mitterfels 30, 
Mitterndorf 21. 
Mitterteich 30. 


Mockersdorf 30. 
Modelshausen 27. 
Modschiedel 23. 
Möckenhausen 33. 
Möckenlohe 33. 
Mödishofen 23. 
Möhrn 33. 
Möllingen 136, 
Mömbris 32. 
Mömlingen 32. 
Mönchherg 32. 
Mönningen 33. 
Mörnsheim 33. 
Mörsach 33. 
Mörsdorf 33. 
Mörslingen 24, 
Moewensis, dec. 59. 
Mohrenweis 26. 
Monheim 33. 
Montabaur 136. 





Michlsneukirchen 28. 


Moching ad Ambram 21. 





Ortsregister. 


Montjoie 55. 
Moosbach 25. 
Moosburg 21. 
Moosen 21. 
Moosthan 29. 
Moritzberg 93. 
Morsbach 32. 
Mosach 21. 
Mosbach 28, 29. 
Mosham 30. 
Motschenbach 23. 
Motten 32. 
Müdesheim 30. 
Mühlbach 29, 31, 34. 
Mühldorf 22. 
Mühlhausen 26, 29, 33. 
Mülheim 55. 
Münchenreut 30. 
Münchham 27. 
Münchsdorf 28. 
Münchsmünster 29. 
Münchweiler 34. 
Münnerstadt 31. 
Münster 24, 26, 136. 
Münstereifel 55. 
Münsterhausen 25. 
Münstermayfeld 56. 
Mürschbach 30. 
Munningen 26. 
Munzingen 26. 
Murach 29. 

Murnau 27. 
Muthmannshofen 27. 
Mutterstadt 33. 





Naabburg 29. 
Nandelstadt 20. 
Nassenbeuren 24. 
Nassenfels 33. 
Nastätten 136. 
Nattenhausen 25. 
Nauprt 136. 
Neffsend 24. 
Neocellense monasterium 
59. 
Nesselröden 94. 


| Nesselwang 25. 


Nettersheim 55. 
Neualbenreuth 30. 
Neubrunn 31. 
Neuburg 24, 25. 
Neuching 21. 
Neudorf 136. 
Neuenburgensis dec. 59. 
Neuendorf, Dek. 57. 
Neuenheim 136. 
Neuenhaus 9. 
Neuenkirchen 94, 443. 
Neuenschleisheim 91. 
Neufang 23. 


Neuhaus pr. Veldenstein 23. 
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Neuhausen 28. 
Neuhofen 28. 
Neuenkirchen 443. 
Neuhornbach 34. 
Neukirchen 21, 26,28,30,33. 
: ad Oenum 28. 
n ante silvam 28. 
N beim hl. Blut 28. 
x prope St. Chri- 
stoph 29. 
prope Weiden30. 
Neukirchen, Balbini 28. 
Neukenroth Dal 
Neuleinigen 33. 


- Neumarecanus dec. 59. 


Neumarkt 33. 
Neunburg 29. 
Neundorf 23. 
Neunkirchen 32. 
Neunkirchen am Brand 23. 
Neunkirchen am Sand 23. 
Neunstetten 33. 
Neuötting 22. 

Neuss 55. 

Neustadt 29, 31, 34. 
Neustadt ad Moenum 31. 
Neuteichensis dec. 60. 
Niddegen 55. 
Niederaltaich 28. 
Niederaschau 22. 
Niederbergkirchen 22. 
Niederbrechen 136. 
Niederdorf 26. 
Niedererbach 136. 
Niederfern 22. 
Niedergailbach 34. 
Niedergladbach 136. 
Niederhadamar 136. 
Niederhöcking 29. 
Niederhofen 26. 
Niederkirchen 33. 
Niederkrüchten 55. 
Niederlahnstein 136. 
Niederlauer 31. 
Niedernberg 32. 
Niedernhausen 27. 
Niederrieden 26. 
Niederroth 21. 
Niederschlettenbach 34. 
Niederschönfeld 26. 
Niederselters 136. 
Niedersonthofen 27. 
Niederstaufen 27. 
Niedertaufkirchen 22. 
Niederviehbach 28. 
Niederwalluf 136. 
Niederzeuzheim 137, 
Niederzissen 56. 
Nievern 136. 

S. Nikla 28. 

Nittenau 28. 
Nittendorf 29. 
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Nöham 28. 

Nörthen 9. 

Nösslbach 28. 

Norden 9. 

Nordhalben 23. 

Nordhäusen, Dek. 57. 

Nordhausen 471.* 

Nordheim ad Moenum 32. 

Nordheim ante Rhoenas 
314 

Nordhorn 9. 

Nüdlingen 31. 

Nüntschweiler 34. 

Nürnberg 23. 

Nussdorf prope Erl. 22. 

Nymphenburg 21. 


Oberaibach 28. 
Öberaltaich 30. 
Oberalting 26. 
Oberammergau 20. 
Öberaurbach 25. 
Oberbaar 26. 
Oberbach 30. 
ÖOberbechingen 25. 
Öberbergen 26. 
Oberbergkirchen 22. 
Oberbernbach 23. 
Oberbessenbach 32. 
Oberbeuren 26. 
Öberbrechen 136. 
Öberdiessen 25. 
Öberdietfurt 29. 
Oberdorf 26. 
Oberdorfen 21. 
“ Obereglfing 27. 
 Öbereichstätt 33. 
Obereisfeld 23. 
Öberelbert 136. 
OÖberelchingau 24. 
Oberelldorf 31. 
Oberelzbach 31. 
Oberempfenbach 33. 
Obererlbach 33. 
Öbereschenbach 33. 
Oberessfold 31. 
Öbereuerheim 31. 
Oberfähring 21. 
Oberfalheim 27. 
Öberfeld 94. 
OÖberfinning 25. 
Oberfinningen 24. 
Öberfladungen 30. 
Öbergermaringen 25. 
Öbergessertshausen 25. 
ÖOberglaim 28. 
Obergriesbach 24. 
Öbergünzburg 26. 
Öberhäching 21. 
Öberhaid 23. 
Oberhaunstadt 33. 
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Oberhausen 23, 25, 26, 27, 
29. 
Öberhochstadt 34. 
Oberhöchstadt 136. 
Oberiglingen 26. 
Oberjosbach 136. 
Öberkamlach 25. 
Öberlahnstein 136. 
Oberlangenstadt 23. 
Öberleinach 31. 
Öberleuchtersbach 32. 
Oberliezheim 24. 
Oberlustadt 34. 
Öbermarbach 21. 
OÖbermaurbach 23. 
Obermedlingen 25. 
Obermeiselstein 27. 
Öbermeitingen 26. 
Obermössing 32. 
Obermohr 34. 
Obermoschel 33. 
Öbernau 32. 
Obernburg 32. 
Oberndorf 27, 32, 33, 143. 
Öbernetphen 57. 
OÖbernzell 28. 
Öberottersbach 34. 
Oberpfaffenhofen 26. 
Öberpleichfeld 30. 
Öberreichenbach 27. 
Oberreitenau 27. 
Oberroth 21. 
Öberscheinfeld 23. 
Öberschleichach 31. 
Oberschondorf 26. 
Öberschwarzach 31. 
Öbersinn 31. 
Oberstdorf 25. 
Obersteinbach 34. 
Oberstimm 25. 
Öberstreu 31. 
OÖbertaufkirchen 22. 
Öbertiefenbach 137. 
Öbertheres 31. 
ÖOberthingau 26. 
Öberthulba 31. 
Öbertraubling 30. 
Öbertrubach 23. 
Oberursel 136. 
Öberviechtach 29. 
Öberviehbach 28. 
Öbervolkach 32. 
Oberwaldbach 25. 
Öberwalluf 136. 
Oberwarngau 21. 
Öberweihertshofen 21. 
Oberweiling 32. 
Oberwesel 56. 
Öberwinkling 28. 
Öberweyer 137. 
Obing 22. 
Öchsenfeld 33. 





Ochsenfurt 31. 
Oderding 27. 
Oeffelt 57. 
Oellingen 31. 
Oening 32. 
Oesede 94. 
Oessfeld 32. 
Oestrich 136. 
Oetting 33. 
Oettingen 26. 
Offenbach 34, 113. 
Öffenstetten 29. 
Offheim 137. 
Offingen 24. 
Ofterschwang 27. 
Oggersheim 33. 
Ohrnbau 33. 
Oldenburg 56, 57, 443. 
Olarzried 26. 
Olmütz 61. 
Oltendiehl 21. 
Ommersheim 34. 
Opfenbach 27. 
Oppaid 33. 
Orb 32, 143. 
Ormersheim 34. 
Ortlfing 24. 
Osnabrück, Pf. 94. 
S. Oswald 28. 
Össenhausen 24. 
Osterberg 26. 
Österbuch 27. 
Osterhofen 28. 
Osterkappeln 9. 
Östermünchen 20. 
Österspey 136. 
Österwald 29. 
Osterwarngau 21. 
Österzell 26. 
Österzhausen 26. 
Ostfriesland 95. 
Östrszeszuwensis dec. 
59. 
OÖttacker 25. 
Ottbergen 9. 
Ötterbach 33. 
Ötterfing 21. 
Öttering 29. 
Ottersheim 33, 34. 
Ötterskirchen 28. 
Ötterstadt 34. 
Ötting 28. 
Ottmaring 24. 
ÖOttmarshausen 23, 26. 
ÖOttobeuren 26. 
Otzing 29. 
Öxenbrunn 24. 
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Paar 24. 
Paderborn 57, 58. 
Pähl 27. 





Päring 30. 
Pärnbach 24. 
Painten 29. 
Palling 28. 
Pang 20. 
Papenburg 9. 
Pappenberg 29. 
Parkstetten 30. 
Parsberg 29. 
Parstein 30. 
Partenkirchen 22. 
Paulushofen 32. 
Paunshausen 21. 
Pautzfeld 23. 
Peine 93. 
Pelchenhofen 33. 
Pellheim 21. 
Pelling 33. 
Pelplin 59. 
Pemering 22. 
Pempfling 28. 
Penting 28. 
Perach 22. 
Perasdorf 28. 
Perchting 26. 
Perkam 28. 
Perlach 21. 
Perlesreit 28. 
Pernau 22. 
Petershausen 21. 
Peterskirchen 22. 
Petersthal 25. 
Pettendorf 30. 
Pettenhofen 33. 
Pettenreut 30. 
Petting 28. 
Pettstadt 23. 
Peuting 20. 
Pfaffenberg 29. 
Pfaffendorf 30, 59. 
Pfaffenhausen 25. 
Pfaffenhofen 24, 27. 
Pfaffenhofen ad Gloe 21. 
Pfaffenhofen ad Pasberg 21. 
Pfaffenhofen prope Rosen- 
heim 20. 
Pfaffenmisbach 136. 
Pfaffen-Schwabenheim 118. 
Pfaffing 22. 
Pfaffmünster 30. 
Pfakofen 30. 
Pfarrkirchen 28. 
Pfarrweisach 31. 
Pfatter 30. 
Pfeffenhausen 30. 
Pfeffingen 33. 
Pfelling 28. 
Pfersdorf 31. 
Pfarsaee 23. 
Pflochsbach 30. 
Pflugdorf 25. 
Pföring 29. 
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Pforz am Rhein 34. 
Pforzen 25. 
Pfraunfeld 32 
Pfreimd 29. 
Pfronbach 21. 
Pfronten 24. 
Phaldorf 33. 
Pietenfeld 33. 
Pilsting 29. 
Pinkofen 30. 
Pinzberg 23. 
Pipinsried 23. 
Pippinhausen 21. 
Pirbaum 33. 
Pirmasens 34. 
Pirnbach 28. 
Pischelsdorf 21. 
Pitzling 28. 
Plaibach 28. 
Plantlünne 95. 
Plattling 29. 
Playstein 30. 
Pleinfeld 33. 
Pleinting 28. 
Pleiskirchen 22. 
Pless 26. 
Plessensis dec. 59. 
Plocensis dioeces. 59. 
Pöbing 20. 
Pössneck 458. 
Pöttmes 26. 
Pötzmes 29. 
Pögenberg 21. 
Poikham 29. 
Poleh 56. 
Pollanden 32. 
Pollenfeld 32. 
Polling 27. 
Pondorf 29, 30. 
Poppenburg 94. 


Poppenhausen 32, 143. 


Poppenlauer 32. 
Poppenricht 29. 
Poppenroth 31. 
Posen 59. 
Posseck 23. 
Postmünster 28. 
Potsdam 60, 443. 
Pottenstein 23. 
Prag 61. 
Praitbrunn 22. 
Prappach 31. 
Preith 32. 
Premenreuth 30. 
Premich 31. 
Presberg 136. 
Pressat 30. 
Pretzfeld 23. 
Priel 21. 

Prien 22. 
Priesendorf 23. 
Probstried 26. 


Sehneider, Partikuläre Kirchenrechtsquellen. 
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Prölsdorf 31. 
Prosselsheim 30. 
Pruck 28. 
Pruding 22. 
Prüfening 30. 
Puchendorf 21. 
Puchheim 21. 
Püchersreuth 30. 
Pülach 29. 
Pülenhofen 30. 
Püllenhofen 28. 
Pünderich 56. 
Püsselsheim 31, 
Pullenreuth 30. 
Pullenrieth 29. 
Purkwang 79. 
Putzigensis dec. 59. 
Pyrmont 473.* 
Pyrthen 22. 


Quackenbrück 94. 
Queichheim 34. 


Radelsdorf 23. 
Rain 26. 

Rainding 28. 
Rainertshausen 30. 
Raising 27. 
Raitenbuch 20, 32. 
Raitenhasloch 22. 
Ramberg 33. 
Ramsau 22. 
Ramsbach 34. 
Ramspau 30. 
Ramstein 34. 
Ramsthal 31. 
Randelsried 23. 
Randersacker 31, 
Ranis 458. 
Rannungen 31. 
Ranoldsberg 32. 
Ransbach 136. 
Ransel 136. 
Rappoltskirchen 21. 
Ratiszell 30. 
Rattenberg 30. 
Rattenkirchen 22. 
Rauchenzell 25. 
Rauenstetten :26. 
Rauenzell 33. 
Raunau 25. 
Rechbergreithen 25. 
Rechtenbach 32. 
Rechtis 27. 

Recke 57. 
Recklinghausen (Bezirk) 56. 
Redwitz 23, 80. 
Rees (Bezirk) 56. 
Regen 28. 
Regenstauf 30. 
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Reginor hadecensis (Königs- | Riekofen 28. 


grätz) 81. 
Regling 33. 
Rehling 14. 
Rehrospach 24. 
Reichelkofen 28. 
Reichenbach 477.* 
Reichenhall 28. 

- Reichenkirchen 21. 
Reichersbeyern 21. 
Reichertsdorf 27. 
Reichertshausen prope 


Münster 21. 


Reichertshausen prope 


Öttenkirchen 20. 


Reichertsheim 22. 
Reichertshofen 25. 
Reicherzhofen 25. 
. Reichling 25. 
Reicholzried 26. 
Reimlingen 24. 
Reindorf 23. 
Reinhartshausen 25. 
Reinheim 34. 
Reipoltskirchen 33. 
Reisbach 22, 29. 
Reissing 29. 
Reistingen 24. 


Reit prope Stamham 22. 


Reit im Winkel 22. 
Reitenbach 34. 
Reitern 27. 
Remagen 56. 
Remartshofen 24. 
Remigiberg 34. 
Remnatsried 26. 
Rennerod 137. 
Rennertshofen 26. 
Renshausen 26. 
Rescheid 55. 
Rettenbach 24, 26. 


Rettenberg vor der Burg 29. 


Retzbach 31. 
Retzstadt 31. 
Reulbach 30, 143. 
Reuppelsdorf 32. 
Reuss 23. 
Reuthen 27. 
Rhede 9. 
Rhedensis dec. 59. 
Rheinberg 57. 
Rheinzabern 34. 
Rhumspringe 94. 
Richlingstetten 26. 
Riding 21. ; 
Ried 23, 25. 
Rieden 22, 24, 30. 
Riedenheim 32. 
Riedering 22. 
Riedern 32. 


Riedhausen in Moos 24. 


Riegsee 26. 





Riemsloh 94. 
Rieneck 32. 
Rigsdorff 55. 
Rimbach 28. 
Rimpar 30. 
Rinchna 28. 
Rinden 25. 
Ringelheim 94. 
Rittersberg 29. 
Rittershausen 31. 
Rittberg, Dek. 57. 
Rockenhausen 33. 
Rockenstein 29. 
Rodalben 34. 
Rodheim 23. 
Roding 28, 
Rödelmaier 31. 
Rödelsee 32. 
Rödlein 32. 
Röfingen 25. 
Röhmbach 28. 
Röhrmosen 21. 
Röllbach 32. 
Röllfeld 32, 
Römershagen 55, 57. 
Rötenbach 30. 
Röthenbach 27. 
Röttenbach 23, 33. 
Röttersheim 33. 
Röttingen 32. 
Rötz 29. 
Roggenburg 27. 
Rogglfing 28. 
Rohr 24, 30, 55. 
Rohrbach 24, 31, 33. 
Rohrdorf 22. 
Rohrenfels 25. 
Roldue 55. 
Rolshausen 94. 
Rommelsried 23. 
Rommenthal 136. 
Ronsberg 26. 
Rosbach 28. 
Rosenheim 20. 
Rossbach 34. 
Rosshaupten 24. 
Rostock 432.* 
Rothenbuch 32. 
Rothenkirchen 23. 
Rott 22. 

Rottbach 21. 
Rottenbauer 31. 
Rottenberg 23. 
Rottenburg 23, 30. 
Rottendorf 29, 31. 
Rotteneck 29. 
Rottenfels 31. 
Rottenstadt 30. 
Rotthalmünster 27. 
Rotzenhahn 137. 
Roxheim 33. 





Rubenheim 34. 
Rudeltshausen 29, 
Rudenshausen 94. 
Ruderatshofen 26. 
Rudolstadt 458. 
Rübenach 56. 
Rüdenschwinden 30. 
Rüdesheim 136. 


Rühpolding im Wiesenbach 
22 


Rülzheim 94. 
Rüstenfeld, Dek. 57. 
Ruhestorf 27. 
Ruhmannsfelden 28. 
Rulle 94. 
Rumetshausen 21. 
Runding 28. 
Ruppertsberg 34. 
Ruppertsbuch 32. 
Ruppertszell 23. 
Ruprechtsberg 21. 
Ruthe 94. 
Ruttenbrock 9. 


Saal 29, 31. 
Saalfeld 458. 
Sacherang 22. 
Saillau 32. 
Sainbach 24. 
Salach 29. 
Salern 30. 
Salingberg 29. 
Saltendorf 30. 


St. Salvator prope Ingol- 


stadt 33. 
Salz 31, 136. 
Salzbergen 95. 
Salzburghofen 28. 
Sandeltshausen 29, 
Sandernohe 23. 
Sandizeil 26. 
Sandsbach 30. 
Sattelbeilstein 28. 
Sauerlach 21. 
Saxenried 25. 
Schäfstall 24. 
Schaid 34. 
Schallodenbach 33. 
Schambach. 29, 33. 
Schamhaupten 29. 
Schapen 95. 
Schatzhofen 28. 
Scheffau 27. 
Scheftlarn 22. 
Scheibenhardt 34, 
Scheidegg 27. 
Schelldorf 33. 
Schellenberg 22, 
Scheppach 25. 
Schepsdorff 95. 
Scherstetten 25. 


Schesslitz 23. 
Scheuern 21. 
Scheuring” 26. 
Schiessen 27. 
Schifferstadt 34. 
Schildberg 23. 
Schillingsfürst 23. 
Schirling 30. 
Schirmitz 29. 
Schladen 94. 
Schlamersdorf 30. 
Schlechdorf 22. 
Schledehausen 94. 
Schleenrieth 31. 
Schleiden 55. 
Schlieht 29. 
Schliersee 21. 
Schlochau, Dek. 58. 
Schlochaviensis dec. 59. 
Schlossborn 136. 
Schlüsselau 23. 
Schlüsselfeld 23. 
Schmalnau 32, 143: 
Schmalzhausen 30. 
Schmerlenbach 32. 
Schmidmühlen 30. 
Schmiechen 24. 
Schmiedgaden 29. 
Schmittheim 55. 
Schmölz 23. 
Schnaid 23. 
Schnaiding 29. 
Schnaitenbach 29. 
Schnaitlach 23. 
Schnaitsee 22. 
Schneeberg 32. 
Schöffelding 25. 
Schöllang 25. 
Schöllnach 28. 
Schönach 28. 
Schönau 22, 28, 136. 
Schönberg 22, 28, 55, 136. 
Schönbrunn 23, 29. 
Schönenberg 25. 
Schönesberg 26. 
Schönfeld 23, 33. 
Schönsee 29. 
Schönthal 28. 
Schollbrunn 31. 
Schondra 32. 
Schongau 26. 
Schonungen 31. 
Schorn 26. 
Schorndorf 28. 
Schrezheim 24. 
Schrobenhausen 23. 
Schüttorf 95. 
Schwabegg 25. 
Schwaben 21. 
Schwabhausen 21, 26. 
Schwabing 21. 
Schwabmünchen 26. 
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Schwabsoyen 26. 
Schwäbischhofen 25. 
Schwagstorf 94. 
Schwalbach 136. 
Schwandorf 30. 
Schwanfeld 30. 
Schwanheim 33, 136. 
Schwannenkirchen 28. 
Schwarzach 28, 29. 
Schwarzenau 32. 
Schwarzenbach 30. 
Schwarzenfeld 29. 
Schwarzhofen 29. 
Schwebenried 30. 
Schweidenkirchen 20. 
Schweigen 34. 
Schweighofen 34. 
Schweinersdorf 21. 
Schweinfurt 31. 
Schweinheim 32. 
Schweix 84. 
Schwemmenbach 24. 
Schwenningen 24. 
Schwerin 432.* 
Schwetzensis dec. 59. 
Schwindkirchen 21. 
Sechering 27. 

Seck 137. 

See 29. 

Seebach 28. 
Seebarn 29. 
Seebruck 22. 
Seeburg 94. 

Seeg 24.  _ 
Seehausen 27. 

Seeon 22. 
Seeshaupt 27. 
Sehlingen 24. 
Seiboldsdorf 25. 
Seligporten 33. 
Semmerskirchen 30. 
Sendling 21. 
Sesslach 23. 
Seubrigshausen 32. 
Seulingen 94. 
Seussling 23. 
Seyfriedsberg 27. 
Siebnach 25. 
Siegburg 59. 

Siegen 57. 
Siegertshofen 25. 
Siegsdorf 22. 
Sielenbach 21. 
Siessbach 28. 
Sigmarszell 27. 
Simmern 56. 
Simmershausen 30, 143. 
Sindelbach 33. 
Sindelsdorf 27. 
Sindlingen 136. 
Singenbach 23. 
Sinningen 25. 
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Sinzing 30. 
Sittenbach 21. 


| Sobernheim 56. 


Söder 97. 

Sögel 95. 

Sölhuben 22. 
Sollern 29. 
Sommerach 32. 
Sommerau 32. 
Sonderheim 24. 
Sonderhofen 31. 
Sondersfeld 32. 
Sonneberg 458. 
Sontheim 26. 
Sonthofen 25. 
Sorsum 94. 
Sossenheim 136. 
Sottrum 94. 

Spalt 33. 

Spandau 60. 
Spatzenhausen 27. 
Speinshard 30. 
Spelle 95. 
Spielberg 33. 

Spies 136. 
Spötting 25. 
Stadelhofen 23, 31. 
Stadelschwarzach 32. 
Stadl 25. 
Stadtbergen 23. 
Stadtdorf 32. 
Stadteschenbach 30. 
Stadthagen 480.* 
Stadtkemnath 30. 
Stadtlauringen 33. 
Stadtprozelten 32. 
Stadtschwarzach 32. 
Stadtsteinach 23. 
Stadtvolkach 32. 
Stägling 20. 
Staffelstein 21. 


. | Stalldorf 32. 


Stallwang 30. 

Stamham 22, 29. 
Stammheim 32. 
Stamsried 28. 
Stangenroth 31. 
Stargardensis dec. 59. 
Starnberg 26. 
Staudheim 26. 

Staufen 25, 27. 
Staufersbuch 32. 
Steckelsberg 33. 

Stein 27. 

Steinach 30, 31. 
Steinbach 24, 27, 29, 31. 
Steinberg 23, 29. 
Steinbild 95. 

Steinbruck 9. 
Steindorf 24. 
Steinerskirchen 24. 
Steinfeld 23, 30, 34, 55. 
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Steingaden 26. 
Steinheim 24. 
Steinhering 22. 
Steinkirchen 21. 
Steinskirch 23. 
Steineweiler 34. 
Steinwiessen 23. 
Stendal 58. 
Stepberg 24. 
Stepfenheim 33. 
Stephanshausen 136. 
Stephanskirchen prope 
Ampfing 22. 
Stephansposching 29. 
Stephans-Rittenberg 25. 
Steppach 23. 
Sterkrath (Bezirk) 56. 
Sternberg 31. 
Stetten 26, 30, 33. 
Stettfeld 31. 
Stettin 68. 
Stezling 24. 
Stiefenhofen 27. 
Stirn 33. 
Stockheim 24, 31. 
Stockstadt 32. 
Stöckach 23. 
Stöttwang 25. 
Stoffen 25. 
Stoffenried 24. 
Stozard 24. 
Strahlungen 31. 
Stralsbach 31. 
Stralsund 60. 
Strass 24, 27. 
Strassburgensis dec. 59. 
Strasskirchen 28, 29. 
Straubing 30. 
Straussdorf 22. 
Stromberg 56. 
Strüth 32. 
Strullendorf 23. 
Stubenberg 27. 
Stübing 23. 
Stumensis dec. 60. 
Sünching 28. 
Sulzbach 24, 27, 30, 32. 
Sulzberg 25. 
Sulzbürg 33. 
Sulzdorf 31, 33. 
Sulzemoos 21. 
Sulzfeld ad Moenum 31. 
Sulzfeld in arvis 31. 
Sulzthal 31. 
Surberg 28. 


Tafertshofen 26. 
Tagmersheim 33. 
Taitting 24. 
Tandern 23. 
Taning 22. 
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Tannenberg 25. 
Tanstein 29. 
Tapfheim 24, 
Tattenhausen 25. 
Tauberrettersheim 32. 
Taufkirchen 29. 

F prope Velden 21. 

r, sive Löfering 22. 
Tefertingen 23. 
Teffingen 24. 
Tegernbach 24, 28. 
Tegerndorf 22. 
Tegernheim 30. 
Tegernsee 21. 
Teining 33. 
Teisendorf 28. 
Tellwang 33. 
Tenesberg 29. 
Ternhing 24. 
Tettenried 24. 
Tettenschwang 25. 
Tettenwang 29. 
Tettenweis 27. 
Teuerting 29. 
Teugen 29. 
Teung 29. 
Teuschnitz 23. 
Teutting 24. 
Thaining 25. 
Thalfingen 24. 
Thalhausen 23. 
Thalhofen 26. 
Thalkirchdorf 27. 
Thalmässing 30. 
Thanhausen 32. 
Thann prope Illmünster 21. 
Thannhausen 25. 
Thannkirchen 22. 
Theilenberg 33. 
Theilheim 31. 
Theinheim 31. 
Theuern 29. 
Thierhaupten 26. 
Thorunensis dec. 59. 
Thüngersheim 31. 
Thuine 9. 
Thulba 32. 
Thumstauf 30. 
Thundorf 32. 
Thurauingen 25. 
Thurmanspang 28. 
Thurndorf 23. 
Tiefenbach 27, 29. 
Tiefenpölz 23. 
Tiefenstockheim 23. 
Tieffenbach 28. 
Titting 32. 
Tittmoning 23, 
Todenweis 24. 
Tödling 28. 
Töging 32. 
Tölz 22. 





Tösingen 25. 
Tolling 29. 
Tondorf 21. 
Tondorff 55. 
Trappstadt 31. 
Traubing 26. 
Trauggau 26. 
Traunield 33. 
Traunwalchen 22. 
Trausnitz im Thal 29. 
Treichtling 33. 
Treiss 56. 
Treitelkofen 29. 
Trennfeld 31. 
Trier 56. 

Triftern 28. 
Trippstadt 33. 
Troschenreuth 23. 
Trostberg 22. 
Truchtlaching 22. 
Trudering 21. 
Trugenhofen 24. 
Truisheim 27. 
Trulben 34. 
Trunstadt 23. 
Tschirn 23. 
Tuckelensis dec. 58, 59. 
Tückelhausen 31. 
Türkenfeld 26. 
Türkheim 24. 
Türschenreuth 30. 
Tumelstadt 28. 
Tunding 29. 
Tuntenhausen 20, 21. 
Tussenhausen 25. 
Twiest 9. 
Twiestingen 95. 
Tyrnau 28. 


Ubach 55. 
Udelhofen 55. 
Uebersee 22. 
Uebersfeld 24. 
Uffing 25. 

Ulmen 56. 
Ullersdorf 59. 
Ullstadt 23. 
Umelsdorf 29. 
Undrasried 26. 
Ungerhausen 26. 
Unsleben 31. 
Unterammergau 20. 
Unterauerbach 29. 
Unteraurbach 2. 
Unterbechingen 25. 
Unterbernbach 23. 
Unterbrunn 26. 
Unterdiessen 25. 
Unterdietfurt 28. 
Unterdürrbach 31. 
Unteregg 25. 





Untereichen 26. 
Untereisenheim 32. 
Unterelchingen 24. 
Unterelzbach 31. 
Untererthal 32. 
Unteressfeld 31. 
Unterfinning 25. 
Unterfinningen 24. 
Untergermaringen 25. 
Untergünzburg 24. 
Unterhausen 25, 27. 
Unterhohenried 31. 
Unteriglingen 26. 
Unterlauterbach 23. 
Unterleinach 31. 
Unterleinleither 23. 
Unterliezheim 24. 
Untermedlingen 25. 
Untermeitingen 26. 
Untermössing 32. 
Untermühlhausen 25. 
Unterneukirchen :22. 
Unterpleichfeld 30. 
Unterpreppach 31. 
Unterrammingen 24. 
Unterreitnau 27. 
Unterroth 26. 
Unterschönbach 23. 
Unterstall 33. 
Untersteinach 31. 
Unterthingau 26. 
Unterviechtach 28. 
Unterweissenbrunn 80. 
Unterwittbach 31. 
Urdingen 55. 
Ursberg 25. 
Urspringen 31. 
Ustershach 23. 
Utlau 28. 
Uttenhofen 24. 
Uttigkofen 28. 
Utting 26. 
Utzenhofen 28. 
Utzing 23. 
Utzwingen 26. 





Wachendorf 32. 
Varnbach 28. 

St. Veit 30, 33, 59. 
St. Veit ad Rothen 22. 
Veitsaurach 33. 
Veitsbuch 29. 
Veitshöchheim 31. 
Velburg 32. 

Velden 31. 
Veningen 34. - 
Versbach 30. 
Vienenburg 94. 
Vierkirchen 21. 
Viersen 55. 
(Markodurum 55.) 





Ortsregister. 


Villenbach 27. 
Vıllmar 136. 
Vilseck 29. 
Vilsheim 21. 
Vilslern 21. 
Virnsberg 23. 


. Vöhl 143, 144. 


Vöhringen 27. 
Vörden 94. 
Vöring 113. 
Vörnbach 21. 
Vogtareit 22. 
Vohburg 29. 
Vohenstrauss 30. 
Volkenschwand 30. 
Volkmannsdorf 21. 
Volkmarsen 114. 
Volsbach 23. 
Volthage 9. 


Waakirchen 21. 
Wachenheim 34. 
Wachenroth 23. 
Wachenzell 32. 
Wackersdorf 30. 
Wagenhofen 25. 
Waging 28. 
Wahl 21. 
Wahlhaupten 25. 
Waidenthal 29. 
Waidhausen 29. 
Waidhofen 23. 
Waigoldshausen 31. 
Walchensee 27. 
Walchstadt 26. 
Wald 25, 26, 28. 
Waldaschaff 31. 
Waldeck 30. 
Walden 26. 
Walderbach 28. 
Waldfenster 31. 
Waldsassen 36. 
Waldsee 34. 
Waldstetten 24. 
Waldthurn 29. 
Waldkirch 25. 
Waldkirchen 28, 32. 


| Waldmünchen 28. 
ı Walkersbach 29. 


Walkertshofen 21, 25. 
Walkershofen 29. 
Wallenfels 23. 
Wallenhausen 27. 
Wallenhorst 94. 
Wallersdorf 29. 
Wallerstein 26. 
Walleshausen 26. 
Walperskirchen 21. 
Walsheim 34. 
Waltenhausen 25. 
Waltenhofen 26, 27. 
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Waltersberg 32. 
Waltersdorf 30. 
Walting 33. 
Walting prope Heideck 32 
Wambach 21. 
Wanderath 56. 
Wang 22. 
Wankenbach seu Öber- 
marchenbach 20. 
Wankum 57. 
Wattendorf 23, 28. 
Wattenheim 33. 
Wattenweiler 24. 
Wasserburg 22, 27. 
W echterswinkel 31. 
Wegfurt 30. 
Wegscheid 28. 
Wehrheim 137. 
Wehringen 26. 
Weibersbrunn 32. 
Weichenried 24. 
Weichering 25. 
Weichs. 21. 
Weicht 25. 


| Weiden 30. 


Weidenhahn 136. 
Weidenthal 34. 
Weidenwang 32. 
Weiding 29. 
Weihenstephan 21. 
Weihern 29. 
Weihmichl 28. 
Weihmörting 27. 
Weikering 22. 
Weil 26. 

Weilach 23. 
Weilbach 32, 136. 
Weilburg 114, 137. 
Weiler 27, 34. 
Weilerbach 33. 
Weilheim 27, 33. 
Weimar 57, 435. 
Weinberg 33. 
Weingarten 33. 
Weinhausen 23. 
Weinsfeld 33. 
Weinting 30. 
Weisbach 30. 
Weischenfeld 23. 
Weisenohe 23. 
Weisham 22. 
Weiskirchen 135, 136. 
Weismayn 23. 
Weissenberg 27. 
Weissenhorn 97. 
Weissensee 24. 
Weitersweiler 33. 
Weitnau 27. 
Welden 27. 
Wellheim 24. 
Wellingholthausen 94. 
Wellmich 136. 
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Welshofen 21. 
Weltenburg 29. 
Wemding 33. 
Wengen 27. 
Wengenbach 30. 
Wenigmünchen 21. 
Wenigumstadt 32. 
Wertingen 27. 
Werlte 9. 
Wermerichshausen 31. 
Werneck 31. 
Wernersberg 33. 
Wernersreuth 20. 
Wernfeld 31. 
Werschau 136. 
Wertach 25. 
Werxhausen 94. 
Wesel 57. 
Weselberg 34. 
Wessiszell 24. 
Wessobrunn 25. 
Westen 29. 
Westendorf 25,27. 
Westerheim 26. 
Westerholzhausen 21. 
Westernach 25. 
Westerode 94. 
Westerringen 26. 
Westfeld 94. 
Westheim 31. 
Wesuve 9. 
Wettenhausen 24. 
Wettenscheid, Dek. 57. 
Weettstetten 33. 
Wettzell 28. 
Wetzlsberg 30. 
Weyarn 21. 

Weyer 34. 

Weyers 143. 
Wichsenstein 23. 
Wickert 136. 
Wiedelah 94. 
Wiedenbrück, Dek. 57. 
Wiedergeltingen 24. 
Wiefelsdorf 30. 
Wiesau 30. 
Wiesbach 34. 
Wiesbaden 137. 
Wiesen 32. 
Wiesenacker 33. 
Wiesenbach 24, 26. 
Wiesenfeld 31 — Dek. 57. 
Wiesenfelden 30. 
Wiesent 30. 
Wiesentheid 32.. 
Wiesthal 32. 
Wifling 21. 





Ortsregister, 


Wiggensbach 27. 
Wilburgstetten 24. 
Wildenburg 55. 
Wildpolsried 25. 
Wildsburg 33. 
Wildsteig 20. 
Wildthurn 28. 
Willanzheim 23. 
Willishausen 27. 
Willmartshofen 25. 
Willprechtszell 24. 
Windberg 28. 
Winden 136. 
Windheim 23, 31. 
Windischeschenbach 30. 
Winkel 136. 

Winkl 24. 

Winklarn 29. 
Winnweiler 33. 
Winterbach 25. 
Winterrieden 26. 
Wintersbach 32. 
Winzenburg 94. 
Winzer 25, 28, 30. 
Wipfeld 32. 

Wirges 136. 
Wirtheim 32, 143. 
Wismar 432.* 
Wissing 32. 
Wittelshofen 27. 
Wittesheim 33. 
Wittichenhausen 59. 
Wittislingen 24. 
Wittmarschen 9. 
Wladislau, Diöz. 58, 59. 
Wöhle 94. 
Wörishofen 24. 
Wörleschwang 23. 
Wörmitzstein 24, 
Wörth-21, 30, 32. 
Wössling 26. 
Wohlfahrtsschwenden 26. 
Wohringen 26. 
Wolbach 23. 
Wolbrandshausen 94. 
Wolda 9. 
Woldenberg 94. 
Wolfenbüttel 449, 455. 
Wolfersdorf 20. 
Wolferstadt 33. 

St. Wolfgang 21, 27. 
Wolfmannshausen 31, 457. 
Wolfrathshausen 22. 
Wolfsbuch 29. 
Wolfsmünster 31. 
Wolfstein 33. 
Wolkering 30. 





Wolkshausen 31. 
Wollbach 31. 
Wollnzach 29. 
Wolmoosen 21. 
Wombrechts 27. 
Wondreb 30. 
Wormbach, Dek. 57. 
Wülfershausen 31. 
Wüstensachsen 30, 143. 
Wullenstetten 27. 
Wurting 27. 

Wurz 29. 
Wutschdorf 29. 


Xanten 57. 


Zäschingen 25. 


| Zaiertshofen 25. 


Zaisertshofen 25. 
Zalling 24. 
Zangenhausen 26. 
Zapfendorf 23. 
Zehl 28. 

Zeholfing 27. 

Zeil 31. 
Zeilitzheim 32. 
Zeillarn 28. 
Zeiskamm 34. 
Zeitlarn 30. 

Zell 25, 26, 29, 31, 33, 56. 
Zell unter Ebersberg 31. 
Zella 435. 
Zellingen 31. 

St. Zenno 28. 
Zerbst 469.* 
Zeubelried 31. 
Zeutzleben 31. 
Zeyern 23. 
Ziegelbach 24. 
Ziemetshausen 25. 
Zimmern 28. 
Zirgisheim 24. 
Zirtheim 25. 

Zoll 24. 

Zolling 21. 
Zorneting 21. 
Zuchering 25. 
Zülpich 55. 
Zusamaltheim 27. 
Zusamzell 27. 
Zusmarshausen 23. 
Zweibrücken 34. 
Zweykirchen 21 
Zwiesel 28. 


mn a 


Berichtigungen. 


. 35 Z. 6 von unten ist zu lesen: oppositione statt appositione. 
. 212 in der Mitte ist zu lesen: 20. Juni statt 29. Juni. 
. 272 Art. 8 Abs. 2 ist durch Art. 3 des Ges. vom 29. April 1887 (s. S. 275) 


aufgehoben. 


. 294 n. 1 Z. 11 von unten ist Sachsen-Coburg einzusetzen und dafür unten 


Z. 5 zu streichen. 


. 330 Z. 2 von unten ist zu lesen: Art. 34 statt 35. 
. 331 Z. 7 von oben ist zu lesen: Art. 35 statt 34. 
. 344 Z. 14 von oben ist zu lesen: Art. IV und ebenso Z. 6 von unten: Das 


Gesetz über die Missionen durch Ordensleute sind durch das Gesetz vom 
14. Juli 1894 (s. Nachtrag S. 555) aufgehoben. 


. 861 Z. 23 von oben ist zu lesen: Art. 18 statt Art. 17. 
. 437 letzte Zeile ist zu lesen: Gesetz vom 10. April 1895 statt 1875. 
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